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B. Besondere Bestimmungen. *) 
I. Zu $. 1. des revidirten Gemeindeediets. 


Bildung der Gemeinden. 
$. 8. 


(Bildung der Gemeinden betreffend.) 
M. J. K. 

Nachdem wir beſchloſſen haben, den Vollzug der Verordnung vom 17. Mai I. Js. 
die kuͤnftige Verfaſſung und Verwaltung der Gemeinden betreffend, unverziglih, jedod im 
oronungemäffiger Gefchäftsabtheilung eintreren zu laffen, fo verfügen Wir ehe im 
Dezuge auf die Bildung der Gemeinden wie folgt: 


I. 

Die Bildung der Gemeinden, welche ald Grundlage zur Vollziehbung der bezeich: 
neten Verordnung und des bejondern Edictes Über die Ständeverfammlung vom 26. Mai 
I. 58. betrachtet werden muß, fell durch die Polizeibehdrden der Städte, Märkte und des 
offenen Landes ungefäumt vorgenommen werden. 

In gemiſchten Bezirfen und Drren ſteht die Bildung der Gemeinden denjenigen Bes 
hoͤrden zu, welche die Gerichrebarkeir über die Mehrzahl der darin befindlichen Grund: uud 
gewerböfteuerbaren Unterthanen befigen, 


u. 


Fir die Bildung der Etadt: und Markrögemeinden wird neben der im F. 1. der 
Verordnung vom 17. Mai I. Is. enthaltenen Beſtimmung ald weitere Regel feitgefegr: 


a) der Gemeindebezirf einer Stadr und eines Marktes ſoll Über den Burgfrieden 
oder die Markung derfelben fi nicht eritreden; 

b) die auffer dem Burgfrieden oder der Markung gelegenen, gegenwärtig aber 
mit einer Stade oder mit einem Markte verbundenen Ortſchaften treten aus 
dem bisherigen Verbande, und bilden entweder eine eigene Gemeinde, oder 
ſchlieſſen ſich einer zunächft beitehenden Gemeinde des offenen Landes an, 


III. 


Die hiernach gebildeten Gemeinden der Staͤdte und Märkte follen in Diejenigen 
drei Glaflen, welde durch den $. 9. der Verordnung vom 17. Mai I. Je. feſtgeſetzt find, 
gehdrig ausgeſchieden, und in ein alphabetiſches Verzeihniß aufgenommen werden. 





*) Zum Vollzuge des revidirten Gemeindeebicts. Die allgemeinen VBollz uasbeftim: 
mungen finden fi in den 99. 6 und 7. ©. 106 bis 114, oben. 
SB. XI, . 28 


216 Abth. XL. Abſchn. I. Tit. I. Cap. IL $. 9 und 10. 


Bei der Claſſification ift die befannte Zahl der im einer Stadt oder in einem 
Markte wohnenden Familien überhaupt, ohne befondere Ausſcheidung der wirklichen Gemeins 
deglieder, jedoch mir Ausſchluß der in der Linie ſtehenden und mit einer fleuerbaren Realis 
rär oder mit einem fteuerbaren Gewerbe nicht verfehenen Milirdrindividuen, in Anfchlag zu 
bringen, Eine neue Zählung oder Beichreibung der Einwohner und Familien ift nur in 
denjenigen einzelnen Städten oder Märkten erforderlich, bei welchen die bisher befannte Zapl 
von Familien der Eumme von 500 oder 2000 fehr nahe kommen, und zugleid der. wir: 
liche Beſtand der Familien felbft zweifelhaft feyn würde, 


, IV. 


Die Ruralgemeinden mäffen dort, wo bdiefelben im Sinne der Verordnung vom 
17. Mai I. Is. ). 1 bis 4. einſchlüſſig noch nicht beftehen follten, hiernach gebilder, und 
alle Gemeinden eined jeden Gerichts- und Polizeibezirfes in ein Alphabetiſches Verzeichniß 
aufgenommen werden, ü 

Hiebei iſt jedes Dorf, deſſen Bewohner biöher ſchon eine für ſich bejtehende Koͤr— 
perſchaft mir eigenem Gemeindevermögen, und mit bejondern Gemeinderechten ausgemacht ha— 
ben, als cine bejoudere Gemeinde zu behandeln und zu bezeichnen, 


Wenn mehrere nabe gelegene Dörfer, ungeachtet der DVerfchiedenheit ihrer Benen: 
nung, bisher nur eine Körperſchaft mir einem gemeinſchaftlichen Vermögen oder mit gemeinz 
ſchaftlichen Rechten ausgemacht haben, fo find Diejelben in ihrem bisherigen Verbande zu 
belaffen, und als eine beioudere Gemeinde unter einem Namen zu bezeichnen, jedoch die 
einzelnen Namen der zur Gemeinde gehörigen Dörfer in dem Verzeichniſſe vorzutragen. 


Aus einzelnen Dörfern, welche fein eigenes Gemeindevermdgen und Feine eigenen 
Gemeinderechre befigen, aus einzeluen Höfen, Weilern, Mühlen und Häufern follen, unrer 
dem $. 3. der Verordnung ausgedruͤckten Vorbebalte eurweder befoadere Gemeinden gebildet 
und diefe mir Namen begeichuer, oder jene mir den zunaͤchſt gelegenen Gemeinden in Vers 
bindung gejegt werden. Zerſtreut liegende Realitäten fonuen den Markungen der Gemeinden 
auch nach vollenderer Bildung derfelben zugerheile werden, 


V. 


Die Polizeibehorden der Städte, Maͤrkte und des offenen Landes, haben das Ver: 
zeihniß der verordnungsmäßig beiteheuden und der neugebilderen Gemeinden mir einem Du— 
plicare bis zum 1. Zuli 1. J. an Unfere Regierungen unfeblbar einzufenden, und dieſe wers 
den für den bevorfiehenden Fall der allgemeinen Einrichtung hierdurch ermächrigr, die Geneh— 
migung über neue Gemeiudeformarionen unmirtelbar zu ercheilen, ale diesfalls einfommeuden 
Reclamationen ohne Weiteres zu entſcheiden und in Diejenigen Bezirke, wo zur Befbrderung 
und Berichrigung des Biloungsgejchäftes eine eigene Nachhilfe als norhwendig erfcheinr, be: 
fondere Coimmiſſaͤre abzuorduen. 


VI. 


Die Duplicate der bei Unſern Regierungen einkommenden DVerz eichuiffe Über die ges 
bilderen Gemeinden follen nach vollitändiger Berichtigung Unferm Staatsminifterium des In— 
nern, und zwar längftens bis zum 15. Juli I. 3. vorgelegt werden. 


Wir erwarten einen genauen und fchleunigen Vollzug der gegenwärtigen Anorbuuns 


II, zu $, 2. des rev. Gemeindeedicts. (Bildung der Gem. in Patrimouialgerichtöbezirke) 217 


gen, und erbffnen zugleich, daß eine befondere Wahlorduuug zum Behufe der Beftellung ber 
Gemeindeansfhäfe und Verwaltungen in kurzer Zeit werde ertbeilt werden. 
Diefe Verfügungen find durch das allgemeine Jutelligenzblatt zur bffentlichen Kennt: 
niß zu bringen. 
München, den 11. Juni 1818. 
(Regierungsblatt v. 3. 1818 Et. 31, &, 683.) 


$. 9. 
(Die Bnrofriedensgränge der Haupt: und Reſidenzſtadt Münden betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftär des Konigs. 


Der Königlichen Regierung des Iſarkreiſes, 8. d. J. wird auf den Bericht vom 
20. März d. %6., die Burgfrievdensgränge der Haupt: und Reſidenzſtadt Muͤnchen betreffend, 
die Entfchließung errheilt, Daß die unternommene Berichtigung dieſer Gränze lediglich auf 
die Befeirigung der bis jegt darüber beftandenen Frrungen, und auf die Entfernung der aus 
der Durchſchneidung einzelner Grundftücde hervorgehenden Juconvenienzen zu beſchraͤnken — 
dabei aber dad Einfchliegen von Gebäuden, die bis jet auffer dem ſtaͤdtiſchen Burgfrieden 
lagen, fo wie auch das Ausfchließen von foldhen, die demfelben bis jegt inclavirt waren, 
forgfältig zu vermeiden fey, da dem Erjtern die aus der Verfaßungsurfunde hervorgehenden 
Hinderniffe der Ausdehnung der ſtaͤdtiſchen Privilegien und Staturarrechte entgegenftehen, ven 
dem letzteren aber wegen eben diefer Privilegien eine höchſt nachrheilige Verwirrung der Ju— 
risdictionsgraͤnzen und der rechtlichen Verhältniffe faum trennbar ſeyn wuͤrde. 


Uebrigens ift dabei auf die nur aus Gründen der Sicherheirtpolizei anzulegenden 
und daher nach ganz andern GErmägungen zu leitenden Linien, mit welchen vielleicht die 
Stadt einft umfchloffen werden könnte, feine Ruͤckſicht zu nehmen. 


Münden den 31. Mai 1827. en 
Staatdöminifteriam des Innern. 


An 
die Königliche Regierung bes Iſarkreiſes, K. d. I. alfo ergangen. 


1. Zu $. 2. des revidirten Gemeindeediets. 
Bildung der Gemeinden in Patrimonialgerichtsbezirke. 


$. 10. ö 
10373, 


(Den Recurs bes Fürften von Hohenlohe-Schillingefürſt wegen Trennung des Speierhofes von ber Rural: 
gemeinde Gaftenfelden betreffend. 


* 


Auf Befehl ſeiner Majeſtaͤt des Koͤnigs. 


Auf den Bericht vom 28. des v. Mts., den Recurs des Fuͤrſten von Hohenlohe: 
Schillingsfuͤrſt wegen Trennung des Speierhofes von der Ruralgemeinde Gaſtenfelden betref⸗ 
fend, wird der Königlichen Megierung des Rezatkreiſes Kammer d. J. erwiedert, daß die 

28* 


218 Abth. xl. Aſchu. I. Tit. L Cap. U. 51. 


Vereinigung des befagten, fruͤherhin der Landeshoheit des recurrirenden Fuͤrſten unterworfenen 
Eindohofes mit der unmittelbaren Ruralgemeinde Kirnberg in Gemäßbeit des $. 26. im 
Edicre IV. der Entſchließuug vom 5. Mai 1826*) die Einverleibung der Einbohbdfe 
Mauskreuth in die Gemeinde Trendel berreffend, nur in dem Falle ftarrfinde, wenn die Orts— 
polizei, wie in der Beilage des landgerichrlichen Berichtes vom 9. December v. J. ohne nd: 
‚beren Nachweis bebaupter wird, fchon vor der Mediatijirung, von dem Rotheuburg'ſchen 
Schultheiß zu Traisdorf ausgeäbe wurde, daß aber auch bei erfolgender Vereinigung des 
Speierhofes mit der Gemeinde Kirnberg die Diftrieröpolizei dem Herrſch aftégerichte Edil: 
lingsfürft wicht entzogen werden fbune. 


Münden, den 19. Zuli 1827. 
Staatöminifferium des Innernu— 


Un 
die, Königliche Regierung des Reyatkreifed, KR. d. J., alfo ergangen. 


IH. Zu $.3**) des revidirten Gemeindeediets. 


Bereinigung mehrerer nabe gelegenen Eleineren Orte in eine Gemeinde. 


$. 11. 


(Die Bildung der Gemeinden hetreffend.) 
M. J. K. 
Was unterm heutigen in bezeichnetem Betreffe an die Konigliche Regierung des 





*) Lautet wie folgt: 
5543. i 


(Die Einverfeibung der Einddhöfe Mansfrenth in die Gemeinde Trendel betreffend). 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 

Die mit Beriht vom 3. Februar, die Einverfeibung ter Einddhöfe Maudfreuth in die Ge: 
meinde Trendel betreffend, einbeförderten Weten über tie Territoriafverhäftniffe der Eindrhöfe zu 
Mauskreuth folgen mit der Entſchließung zurüd, daß das Geſuch der Hofsbefiser um Einverlei: 
bung in die Gemeinde Trendel bis zur definitiven Entſcheidung über die Reclamationen des Herrn 


Fürften von Dettingen, wegen der Diſtrictspolizei zu Megesheim zu beruhen habe, dann aber wie: 
der vorzulegen fen. 


Münden den 5. Mai 1826, 
Etaatsminifterium des Innern. 
ü An 
die Königliche Regierung des Rezatkreifes Kammer des Inmern alfo ergangen, 


*.) PBergl. Refcript vom 19, Jufi 1827, ven Recurs des Fürften vom Hohenlohe Schillingsfürſt wegen 
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Iſarkreiſes Kammer des Innern erlaffen wurde, zeigte Folgendes zur Kenntni und Nachachs 
tung : . x ꝛc. 


I. 


Wenn gleich die vorgenommene Bildung der Gemeinden — ald den beabfihteten Zwecke 
im Allgemeinen entfprechend — erachtet wird, fo ſtehen doch derfelben in Bezug auf die 
Erädte und Maͤrkte dritter Elaffe, dann auf die Ruralgemeinden die befonderen Bemerkun— 
gen entgegen: 
a) daß noch nicht bei allen Städten und Märkten dritter Claſſe entfchieden ſey, 
ob ſolche nad einer rähern Recherche des Gemeindevermdgens, die Renten und 
Laften und nad einer ordentlichen Berechnung der Koften des Fünftigen Magis 
ſtrats in diefer Claſſe fteben bleiben, oder im die Reihe der Ruralgemeinden 
übertreten werden und - 


b) daß in den Landgerichten München, Starnberg, Pfaffenhofen, Freiſing und 
Moosburg mehrere Ruralgemeinden mit der geringen Familienzahl unter 20 
und 10 gebildet wurden, 


Es fann zwar den Gemeinden der Städte und Märkte geftarter werden, bie Kos 
fen des kuͤnftigen Magiftrates durch Gemeindeumiagen als Zufchäfe in die Communaltaffen 
zu deden, wenn diefe Koflen aus den Renten des Gemeindevermdgend und aus dem übrigen 
Zuſchuͤſſen nicht follten beftritten werden fonnen; ed wird aber biezu die Einwilligung von 
zwei Drircheilen der Gemeindeglieder erfordert, Ohne diefe Zuftimmung darf eine Gemeinde: 
Umlage fir den fraglichen Zwed weder eventuell in Berechnung gebracht — noch weniger 
in Zufunft erhoben — fondern die betreffende Gemeinde muß gleichwohl in die Reihe der 
Ruralgemeinden nach $. 10. der Verordnung vom 17. Mai I. 3. geftelle werden, 


Da die neue Berwaltungsform bei Gemeinden unter 10 und 20 Familien nicht 
wohl anzuwenden iſt, fo follen die Ruralgemeinden unter 20 Familien den zunächft geleges 
nen Gemeinden in polizeilicher Beziehung nach der Beſtimmung des $. 3 der gedachten Vers 
ordnung unfeblhar einverleibt, deufelben jedoch die Privatrechte und vie in $. 6 jener Wer: 
ordnung bezeichneten Befugniße vorbehalten werden, 16, ıc. 


Il. 

c) Die Magiftrate in den Srädten und Märkten dritter Claffe find zu beſchraͤnken: 
auf einen Bürgermeifter, einem Stadt: oder Markrfchreiber, acht Räche des 
Birgerftandes, wenn die Familienzahl auf 400 und darüber ſteht. Bei einer 
Familienzahl unter 400 dürfen die Raͤthe aus dem Würgerftaude die Zapl 
von ſechs nicht überfteigen. 

Minden den 7, Auguft 1818. 

An 
die Königliche Kreisregierung Kammer des Innern alfo ergangen. 


Trennung des Speierhofes von der Auralgemeinde Gaftenfelden betr. (f. $. 10, S. 217 oben.) 
. ferner: Verordnung vom 11, Juni 1818, die Bildung der Gemeinden (f. $. 8, S. 215 oben.) 


220 Abth. XI. Abſchn. I. Tit. I. Gap. I. $. 12. und 13, 


$. 12. 
GBildung der Gemeinden und der Magijtrate betreffend.) 


13513, 


Mm J. 8. 


Wir laffen Unferer Regierung des Unterdonaufreifes‘ auf ihren Bericht vom 27. Zuli I. J. 
wodurch Uns die Conſpecte der Gemeindeformation und das Gutachten zur Bes 
ftelung der Magiftrare vorgelegte worden iſt, 


Bolgendes zur Entſchließung erbffuen. 
J. 


Nachdem bisher nur die wenigſten der zur dritten Claſſe gehoͤrigen Stadt: und 
Marktgemeinden des Unterdonaukreiſes ſich beſtimmt erklärt haben, ob fie Magiſtrate errichs 
ten, oder in die Elaffe der Rurälgemeinden übertreren wollen, und nachdem in einzelnen Lauds 
gerihten auch Ruralgemeinden von weniger ald 20 Familien gebilver worden find, daun die 
Eonfpecte der Gemeindeformarion in den Landgerihten Kamm, Köstiug, Deggendorf und 
Straubing noch gaͤnzlich mangeln, fo treten bier die im I. Art. der mirgerheilten Entfchlie; 
fung über die Bildung der Gemeinden des Sfarkreifes vom 7, Auguft l. J. bemerken Ber; 
haͤltniſſe ein. 

Die eingereichten Ueberfichten der Gemeinden des Unterdouaufreifes werden demnach 
unter der Weifung remittirt z 

die Glaffificarion der Staͤdte und Märkte auf deu Grund ordentlicher Vermdgends 
recherchen, dann Renten: und Laftenerars und in Folge geeigneter Vernebmlaffung 
der verfammelten Gemeindeglieder zu rectificiren, daun die Landgerichre zur Ein: 
verleibung der unter 20 Familien ftehenden Gemeinden nad den Beftimmungen 
der SI. 3. und 6. der Veroronung vom 17. Mai I. J. gehörig anzubalten, 


Die hiernach feftgeftellten Ueberſichten find fobald ald möglidy wieder. vorzulegen. 


II. 


In Beziehung auf die vorgeſchlagene Zahl der Magiſtratsglieder wird beſtimmt 
a) der kuͤnftige Magiſtrat in Paſſau als einer Stade erſter Claſſe kann ber 
ſtehen: 
aus zwei Buͤrgermeiſtern, 
aus zwei rechtskundigen Raͤthen und 
zehn buͤrgerlichen Magiſtratsraͤthen. 


Es wird jedoch der Gemeinde in Paſſau und ihren kuͤnftigen Repraͤſentanten übers 
laffen, ftatt zwei nur einen Bürgermeifter, oder ftatt zwei nur einen rechtskundigen Rath zu 
wählen. « 

Bei der Aufftellung des untergeorbnetin Perfonals kann an der Etelle eines zweis 
sen Eeeretärd auf einen brauchbaren Rechnungsfihrer der befondere Bedacht genommen werden, 


b) die Magiftrate in Straubing und Deggendorf als Staͤdte zweiter 
Elaffe follen beftehen : 
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aus einem Bürgermeifter, 

aus einem rechtöfundigen Rathe, 
aus einem Eradrfchreiber und 
acht birgerlihen Magiſtratsraͤthen. 


Der Gemeinde Deggendorf wird geſtattet die Aufftellung eines rechtskundigen 
Raths für den Fall zu umgehen, wenn ein rechtskundiger Buͤrgerme ifter gewählt werben 
follte, j 


c) die Magiftrate der Städte dritter Claſſe und der Märkte find befchränkt 


auf einen Bilrgermeiiter , 
auf einen Stadt: oder Marftfchreiber und 
acht oder ſechs buͤrgerliche Magiſtratsraͤthe, 


je nachdem die Familienzahl auf 400 und dariiber ſich erſtreckt, oder unter 400 zu ſtehen 
fomnıt. i 


111. 


Ju den Städten Paffau und Straubing werden befondere Kbnigliche Stadt⸗ 
und Polizeicommiffäre aufgeftellt und hierüber befondere Eutſchließungen ertheilt werden, 


Unfere Regierung bat hiernad das Geeignete zu verfügen. 
- München, deu 12. Auguft 1818, 


. An 
die Königliche Regierung des Unterdonaufreifes K. d. J. alfo ergangen. 


8. 13. 
(Bildung der Gemeinden und der Magiftrate betreffend), 


M. I: K. 


13704, 


Auf dem Bericht Unferer Regierung des Rezatkreiſes vom 29. Juli I. Is. die 
Bildung der Gemeinden und der Magiftrare betreffend, beſchließen Wir, wie folge: 


Zudem Wir einerfeits Unferer Regierung das befondere Wohlgefallen über die zweck⸗ 
mäfjige Leitung und Behandlung des Gefcäftes der Gemeindeformarion, dann über die 
Vorlage woblgeordneter Ueberſichten im Allgemeinen zu erkennen geben, und diefe Formation 
ſowohl als die Klafjification im der Hauptſache beftärigen, kdunen Wir doch nicht unter; 
laffen, Unfere Regierung wegen der unter 20 Familien ftehenden Ruralgemeinden auf die 
Beftimmung des Iten Artikel der mirgerheilten Eurfchliefung über die Bildung der Gemeins 
den im Sfarkreife vom 7. Augujt I. 55. aufmerkfjam zu machen, und diefelbe zur Einver: 
leibung diefer Heinen Gemeinden nad den Beftimmungen der 99. 3. und 6. der Verordnung 
vom 17. Mai I, 58. anzuweifen. 


Die getroffenen Verfügungen find nachträglich anzuzeigen, damit hiernach die ein? 
gereichte Weberficht rectificirt werden koͤnne. 


222 Abth. XI. Abſchn. l. Tit. I. Cap. I. $. 13. 


I. *) 
Die Magiftrate der Städte erfter Claſſe follen beftehen: 


a) in Ansbach, Erlangen und Fürth 
aus zwei Bürgermeiftern, 
aus zwei rechrefundigen Raͤthen, und 
aus zehn bürgerlihen Magiftratsrächen ; 
b) in Nürnberg 
aud zwei Buͤrgermeiſtern, 
aus vier rechtsfundigen Rächen, 
aus einem technijchen Baurath, und 
aus zwölf bürgerlichen Magiftrarsrärhen. 


111. 
Die Magiftrate in den Städten zweiter Glaffe follen beſtehen 
a) in Rothenburg und Shwabad 
aud einem Bürgermeifter, 
aus zwei rechröfundigen Räthen , 
aus einem Stadtſchreiber und 
aus acht bürgerlihen Magiftratsrärhen, 
b) in Dinfelsbäpl, Mördlingen, Gunzenhaufen, Lauf, Roth, 
Dettingen, Weiffenburg und Windsheim 
aus einem Bilrgermeifter, 
aus einem rechröfundigen Rath, . 
aus einem Stadtſchreiber, 
aus acht bürgerlichen Magiftrateräthen. 


IV, 
Die Magifirate der Städte dritter Elaffe und der Märkte find befchränkt 
auf einen Bürgermeifter, 
auf einen Stadt- oder Marktſchreiber, und 
auf acht oder ſechs bürgerliche Magiſtratsraͤthe, je nachdem die Familien 
zahl auf 400 und darüber ſich erjtredt, oder unter 400 zu ftehen koͤmmt. 


V. 


Bei der Wahl der rechtskundigen Buͤrgermeiſter und Raͤthe in den groͤßern Staͤdten iſt darauf 
zu ſehen, daß wenigſtens einer derſelben die Qualification für die Verwaltung beſitze, die Aufftellung 
befonderer@tiftungss undGommunal:Rendanten hingegen faun um fo minder zugegeben werden, als 
für die Renten: Perception und deren Verwendung auch die bürgerlichen Magiftrass: Rärhe 


2) Ueber die Buläffigkeit der MWeränderung der im $. 2 bis 4. beftimmten Formation con‘. 5. 74 
des revidirten Gemeindeedicts. 


¶⏑ 
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und für dad Rechnungsweſen entweder befondere Rechnungsführer oder die Stadt; nnd Markt; 
fchreiber verwendet werden follen. 


Vi. 


Für die Städte Ansbach, Erlangen, Furth, Nürnberg, Dinkelsbähl, Nördlingen, 
Rochenburg und Schwabach werden theild befondere Foniglihe Stadt», und MPolizeicom: 
miffäre aufgeftellt, theils die Functionen derfelben dem dortigen Landgerichten übertragen, und 
ed kann in den Antrag, eigene Landeommiffäre an der Stelle der Stadt: und Polizeicoms 
miffäre zu ernennen, nicht eingegangen werden. 


Die übrigen Städte zweiter Claſſe, welche befondere Etadt: und Polizeicommils 
färe nicht erhalten, werden den treffenden Lands und gutöherrlichen Gerichten untergeordnet, 
und es finder eine Ausnahme oder ein Vorbehalt für die Staͤdte Weiffenburg und Windes 
beim nicht ftatt. 


vo. 


Den Stadt: und Markt: Gemeinden, welche früher durch einen Magiftrat verwal: 
ter worden, nunmehr aber in die Elaffe der Ruralgemeinden Übergetreren find, bleibe die 
Aufftelung von Magiftraten für die Zukunft vorbehalten. 


VIII. ) 

Wegen des Erlaſſes der Nachweiſung von Gymnaſialſtudien auf Seite ber Buͤr—⸗ 
germeiſter in Staͤdten III. Claſſe und in Maͤrkten wird auf die mitgetheilte Entſchließung 
über die Bildung der Gemeinden im Untermainfreife vom 7. Auguſt laufenden Jahres Be: 
zug genommen. ' 

Die Stade: und Markrfchreiber find von der Nachweiſung vollftändiger Gym: 
nafialftudien nur für den Fall dispenfirt, wenn fie eine mehrjährige ihrem Berufe ent 
fprechende Geſchaͤftsuͤbuug bezeugen, und wenigſtens Progymnaftalftudien, oder den 
Beſuch vormaliger Rectorats-Schulen gehbrig nachmweifen koͤnnen. 


IX. 


Die Functionen eines Stadtichreibers kͤnnen weder dem Landgerichte noch dem 
untergeordneten Perfonal deöfelben gleichzeitig übertragen, und ein Stadtſchreiber kann für 
zwei entfernte Städte zugleich nicht aufgeftellt werden, 


Unfere Regierung hat biernah das Geeignete zu verfügen. 
Münden den 12. Auguft 1818, 


un 
bie Königliche Neglerung des Mezatkreifes, Rammer des Junern alſo ergangen. 





*) Derogirt durch $. AB, des revidirten Gemeinderdiete. 
Bo. XI. 29 
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$. 14. 
(Die Bildung der Ruralgemeinden betr.) * 


M. I K. 


Auf den von euch unter den 4. September uͤber die Bildung der Ruralgemeinden ers 
ftatteten Bericht, und den im derjelben enthaltenen Anfragen erbffinen Wir euch Unfere Ent⸗ 


fcpliefung dahin. 


Das von Uns unter den 17. Mai d. J. Über die künftige Verfaffung und Verwaltung 
der Gemeinden im Kdnigreiche erlaffene Edict enthält alle jene Beftimmungen, nach melden 
bei der Bildung der Ruralgemeinden verfahren werden fol, und diefe habt ihr unverruͤckt 
bei der Bearbeitung dieſes Geſchaͤfts im Auge zu behalten nur in dem Falle, wo die neue 
Verwaltungsform bei Gemeinden unter 10 und 20 Familien nicht ohne Machtheil der Ges 
meinden felbit in Anwendung gebracht werben Tann, follen nach Unferer Entichließfung von 
7. Aug. d. 38. foldye Gemeinden andern ihnen zunächft gelegenen in polizeiliher Beziehung 
einderleibt werden; dieß fann aber auf folde, wenn auch Meine Gemeinden, welche nad) eus 
rem Berichte bisher purifteirt waren, und einem gutöherrlichen Gerichte angehörten; um fos 
weniger fich ausdehnen, als durch die Zurbeilung folcher Gemeinden zu andern Uns unmittels 
bar unterworfenen den adelichen Gutöbefigern Rechte entzogen werden, welche Wir denfelben 
durd) eigene Edicte bewilligt haben und gegründete Veichwerden der Gutöbefiger dadurch vers 
anlaft wurden, ebenfo wenig ift ed Unferer Abficht enriprechend, daß gutöberrlihe Orte we: 
gen einer zu geringen Familienzapl einer nahe gelegenen anderer gutsherrlichen Gemeinde zu: 
gerbeilt werden, in dem biedurch abgefehen von den darüber bereits angebrachten Beichwerden, 
auch andere dem Zwede einer für die Gemeinden mohlthätigen Verfaſſung nachtbeilige Collis 
fionen zwifchen den adelichen Gutsbeſitzern dadurch entftehen würden. 


183, 


Unfere Regierung bat. daher bei den eigenen in Unstermainkreife ſtatt findenden Lo— 
calverhältniffen auch Kleinere aus weniger ald 20 Familien beſteheude Gemeinden ald befon: 
bere Oemeinden zu behandeln, und ſolche wie bisher fortbeftehen zu laffen, wodurch auch 
jene mit den vorliegenden gefetzlichen Beftimmungen nicht wohl vereinbarliche, und fehr com: 
pliciete Einrichtung in der Verwaltung des Stiftungs: und Comunalvermdgensd dieſer zuges 
theilten Gemeinden von ſelbſt hinmwegfällt, welche ihr in eurem Berichte bemerkt habt. 


Nach diefen Anfichten werdet ihr die Bildung der Ruralfemeinden möglichit zu be 
ſchleunigen euch zur befondern Pflicht machen. 


Muͤnchen ven 26. Dcrober 1818. 


An 
die Königliche Regierung des Untermainkreifes, K. d. J., alio ergangen. 


x 
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$. 25: 


(Bildnuug der Ruralgemeinden betreffend.) 


Auf Defebl Seiner Majeftär des Kbnigs, 


Der Königlichen Regierung des Rezatkreifes 8. d. J. wird auf den Bericht vom 
28 Juli die Bildung der Ruralgemeinden betreffend hiedurch erwidert, daß in die Zahl von 
20 Familien, welche in Folge der Entſchließung vom 7. Auguft 1818*) als Minimum zur 
Bildung einer Ruralgemeinde erforderlich find, auch diejenigen Familien eingerechnet werden 
follen, welche ohne wirkliche Gemeindeglieder zu fenn, in der Gemeinde ihren ordentlichen 
Wohnfig haben, und daß der zufällige Wechſel in der Familienzahl ald Anlaß zu neuen Ges 
mceindeformationen nicht zu betrachten jey. 


München den 9. September 1824: 
Staarsminifierium des Junera 


An 
die Königliche Regierung des Reyatkreifes K. d. 3. alfo ergangen. 


x 


$. 16. 
(Die Bildung der Gemeinden refp. deren Begränzung betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftär des Koöͤnigs. 


Zur gleichfdrmigen Vollziehung der Allerhoͤchſten Verordnung vom 11. Juni 1818, **) 
die Bildung der Gemeinden betreffend, in Webereinftimmung mit der durch die SKataftercom« 
miffion vorzunehmenden Vermeffang und Planlegung wird verfügt : 


x 


1. 


“Bei der definitiven Herſtellung der Graͤnzen ber bisher blos politiſch formirten 
Stadt;, Marke: und Ruralgemeinden foll der geographifche Zufammenhang und die Geſch loſſen⸗ 
beit derfelben als Regel beachtet werden, fo daß die gezogene Degränzungslinie den ganzen 
und alleinigen Inbegriff jeder Gemeinde enthalte. 


2. 


Bei dieſem gefchloffenen Gränzzug fol aber keineswegs auf bloffe Regularität oder 
Geradlinigkeit, fondern vielmehr dahin gefehen werben, daß, foviel ed unbefchader des Zus 





*) vorftehender $. 11. S. 218, oben. 


*) oporftehender $. 8. ©, 215, oben, * 
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fammenhanges nur immer möglich ift, alle Liegenfchaften der Gemeindeglieder mit einge: 
febloffen werden, und daß nirgends wegen Jurisdictions-, Weidenſchafts-, Zehents oder anderer 
Lehenverhälewiffe die Gemeindegränge einzelne Grundſtuͤcke durchſchneide. 


3. 


Alle außerhalb den Markungen zerfireut liegenden Realitäten, deren Zutheilung bie 
Verordnung vom 11. Juni 1818 $. IV. ®) auch noch mad vollzogener politiſcher Ger 
meindebildung geftattet, müffen bei der definitiven Gränzbildung, folglich bei der Planlegung 
gelenbeitlih der allgemeinen Landeömeffung einer Ruralgemeinde definitiv zugerheilt werben, 
und zwar nach den im $. 1 aufgeftellten Regeln derjenigen, in beren Marfungslinie felbe 
geographiſch eingefchloffen find. 

‚ 4. 


Eine Ausnahme von obiger Regel foll nur in jenen Fällen ftatt finden, wo ed mes 
gen befonderen oͤrtlichen Verhaͤltniſſen, und in Hinficht der inneren Gemeindeverwalrung für 
zweckgemaͤßer erachtet wird. — Dabin gehdren: 


a) Gemeindewaldungen, welche abgetheilt oder unabgetheilt in entfernten Gemein: 
den oder befonders gebilderen Forfibezirfen entlegen , ebenfo 


b) #orftpurificationsrheile oder Forftwiefen, dann einzelne Häufer und Anfiedlungen, 
fo in entlegenen Forften, welche eigene Bezirke bilden, eingefchloffen find. Fer: 
ners 


0) einzelne Muͤhlen, Haͤuſer ıc., welche durch dazwiſchen liegende Gebirgsſeen, 
oder Waldbezirke von der Gemeinde, mir der fie in fruͤherem Verband ſtanden, 
oder ihr durch Webereinfunft zugerheilt wurden, ganz abgetrennt liegen. 


Derlei zerftreute Realitäten fbnnen auch ohne Ruͤckſicht des geographiſchen Zufams 
menbanges zu einer entfernten Gemeinde gefchlagen werden. 


5 
Die an den Gemeindegränzen gelegenen, aber hinſichtlich der Zutheilung zu einer 
oder der andern Gemeinde noch ſtrittigen Befigungen follen bei der Gemeindeplandegränzung 
vererft noch unzugetheilt bleiben, und in der Art behandelt werden, daf felbe nach Ausgang 
des Streites zu dem Jubegriff.der einen oder andern Gemeinde gezogen werden Ehnnen. 


6. 


Menn in der Zukunft aus befonderm wichtigen Gründen eine Abänderung oder neue 
Bildung irgend einer oder mehrerer Gemeinden für nothwendig und zuläffig erkannt wird, fo 
foll auch bei Feftftelung diefer neuen Gemeindegrängen, ebenfo, wie bei der erften Formation 
dad Prineip des geographifchen Zufammenhanges beobachter werden. 





) 1.6.8 6. 215. oben. 
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T. 


Diefe Regulirung der Gemeindegrängen foll jedoch einer durd bereits beftehemde, _ 
oder kuͤnftig zu fihließende Verträge, oder durch particuläre Ortsrechte begruͤndeude Verbind⸗ 
licpkeit der Eoncurrenz von Gutspertinentien zu den auf das Hauptgut fallenden Gemeinde 
Lajten in feinem Falle entgegenftehen, 

Hierauf find durch die Regierungen ſaͤmmtliche Landgerichte und Polizeiftellen zu ins 
firuiren, und zum competenzmäffigen Benehmen gegen die Kataſtercommiſſion auzumweifen. 


Münden am 12. Auguſt 1825. 


Staatöminifterium der Finanzen. 


An 
fämmtfihe Kreisregierungen Kammern der Finanzen und die Steuerkataſter-Commiſſion alfo ergangen. 


(Bereits Verordu.“Samml. Bd. XIV. ©. 35.) 


IV. Zu $. 4*) des revidirten Gemeindeediets. 


Zutbeilung von Waldungen zu Gemeindebezirken. 
$. 17. 


11050, 


(Die Zutheilung der ärariafifhen Waldungen zu Gemeindebejirken und Concurrenzpflichtigkeit derſelben gu &e: 
meinde : Umlagen betreffend. ) 


Auf Defebl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Mas unterm Heutigen am die Königliche Regierung des Rezarkreifes, Kammer 
ded Innern ergangen, zeigt, Folgendes zur MWiffenfchaft: 


Der Königlichen Regierung wird auf die berichtlihe Vorlage vom 11. v. M, 
im rubrizirren Betrefſe unter Rüdgabe der Beilagen erwiedert: 


Durd die Eutfchließung vom 25. Februar Il, 3. Nr. 1706 wurde die früher 
vom 20. Januar 1829 (No.597.) nur hinfichtlich der Yuterpreration der Worte, 


„der Steuer unterworfenen Befigungen’’ 


*) Vergl. Verordn. vom II. Juni 1818,, die Bildung der Gemeinden betr. (ſ. $.8. S.215. oben.) 
ferner: Finanzminifterial:Refcript vom 12, Yuguft 1825, die Bildung der Gemeinden refp. 
deren Begränzung betreffend (f. $. 16. &.. 225 oben). 
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in dem Gefege über die Gemeinde: Umlagen vom 22. Juli 1819., modifizirt, in 
fo lange nicht durch die Einführung der definitiven Gruudſteuer der F. 118. des 
Gruudſteuergeſetzes in Wirkung rritt, wornad eine Steuer ber Staatsrealitaͤten nicht 
regulirt; fondern blos das Ertrags-Verhaͤltniß ausgemittels wird. 


Die Königliche Regierung hat daher an den Grundjägen feftzuhalten, daß 


1) hinſichtlich der Goneurrenzpflicht der Waldungen zu Gemeindeumlagen nur 
der Umftand enefcheide, ob fie in einer bisherigen Ortsmarkung liegen, 
oder ob fie unter den früheren Verhältniffen (nad dem Stande des 22. Zuli 
1819) zu einer Ortsmarkung nicht gesechuet wurden; 


2) Daß größere Waldkomplexe, welche nicht in einem früheren Marktungsverbande 
ſtehen, einen eigenen Bezirk für fi zu Eonftituiren haben. (G. 4. des Ges 
meindeediete, ) 


Hinfichtlich der Meinen ifolirten Waldparzeilen iſt fich der Zutheilung zu einem Ge: 
meinde sBerbande nicht nur micht zu widerjegen, fondern ed ift hiezu im Benehmen mit der 
Kbniglichen Regierung, K. d J., um fo mehr thätigft mitzuwirken. ald die Kataftrirung zur 
definitiven Steuer den gefchehenen Vollzug der neuen Gemeindeformation und des $. A. bes 
Gemeindeedikts vorausfegt, und die Kammer des Innern nur bie Fleinere Staatswal⸗ 
parzellen den Genieinden zuguweifen, nach ihrer Erklärung. beabfichtigt. Es verſteht fich 
>aß diefe Zutheilung nach $. 3. des Gemeiudeedictd in dem Falle, wo Fein Älterer Mar; 
fungsverband {chen bejtand, nur mit Einwilligung ‚der Finanzftelle, jo weit hiedurch eine wei: 
tere Folge begründet werden will, gefchehen koͤune. J 


Die Königliche Regierung, Finanzkammer, bat bei dieſer Einwilligung jedesmal aus: 
druͤcklich zu erklären, daß binfichrlidy der uͤbrigen Verhältniffe, und mamentlidy die nach dem 
früheren Markungsverbande ſich richtenden, und wo ein ſolcher nicht bAftand, eine nicht ftattfin: 
dende Gomcurrenze Verbindlichkeir zu Umlagen, im Sinne des Gefeed vom 22. Zuli 1819 
die früheren Rechte vorbehalten wurden, 


Die bei dem Gteuerproviforium geſchehene Zutheilung von Gtaatswaldungen zu 
Steuerdiſtrikten als eine rein adminiftrarive Maafregel fann kein Anlaß feyn, Ararias 
liſche Waldungen zu alten Beſtandtheilen beſtimmter Gemeinde-Markungen zu erklären. 
Eben fo wenig werden gröffere zufammenbängende Staats» Foıfte dadurch zu einzelnen Wald: 
Parzellen, daß fie bei der Formation der Ereuerdiftriete im Jahre 1808 oder neuerlich bei 
jener der Gemeinde Bezirke zerriffen und verfchiedenen Gemeindebezirken zugetheilt worden 
find; oder, daß fie befondere Benennungen haben, iu wirthſchaftlicher Beziehung eine Abs 
theilung bilden, oder früher andere Befiger hatten, 


Auch vormalige Klofterwälder, wenn fie zu den gröffern, aufjer den Ortsmarkungen 
gelegenen gehdren, machen hievon feine Ausnahme. 

Der fogenannte Reichswald ſcheint fid) zu einem für ſich beſtehenden Forftbezirk als 
lerdings zu eignen. 


In Dezug auf die Formation der Gemeindebezirfe wird die Koͤnigliche Regierungs: 
Binanztammer bei dem Benehmen mir der Kammer ded Innern für jene im Markungs-Ver⸗ 
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bande nicht beftandenen Staatöforfte auf die Behandlung als eigene Bezirke antragen, welche 
nad) Maaßgabe der drtlichen Verhältniffe 500 bid 800 Tagwerke überfteigen, denn dieſe bil: 
den einen ſolchen Complex, der nicht mehr unter den Begriff zerſtreut liegender einzelner 
Waldungen paßt, nicht fo leicht ald in eine Ortsmarkung eingefchloffen vortommen Tann, 
fondern felbft die Größe einer maͤſſigen Gemein deflur erreicht. 

Dei Differenzen ift Bericht zu erflatten, 


Im Uebrigen ift ih mit obiger Verwahrung bei Zutgeilung Fleiner Wälder zu 
begnügen, und blos dazu mirzumirfen, daß bei Formation der Gemeinden die Räckſicht auf 
die geographifche Eontiguität gehdrig beachtet werde, damit die Gemeinde s Bezirke bei der 
Bildung der Stenergemeinden beibehalten werden Fbunen. ($. 17, 18, 62 des Grunpfteuer: 
Geſetzes, $. 4. der Fnftruction für die Liquidirung). 

Bei ifolirten Waldparzellen, von denen vorliegt, daß fie einer Gemeindemarkung vor: 
mals einverleibt gewefen, ift die Concurrenzpflicht mit Vermeidung unndrhiger und erfolglojer 
Weiterungen anzuerkennen, 

Menn diefelbe bei andern angefonnen werden follte, ift jede Zahlung zu verweigern, 
und abzuwarten, daß im angeordneten Rechtsweg die Waldung als früherer Beftandtheil der 
Flurmarkung nachgewiefen werde, 

Sollte der Umftand, daß der Forſt Fein Beftaudtheil der Ortömarkung war, unbe: 
ſtritten feyn, das Staatsaͤrar aber gleichwohl durch Erfenntuiß der Kammer des Inneru jur 
Reiftung von Gemeindeumlagen fchuldig erkannt werden, fo iſt die Berufung einzulegen. 


Münden, den 17. Auguft 1832. 


Staars:-Minifterium der Finanzen. 


An s 
die Königlige Regierung des Rezatkreiſes, Kammer ded Innern alfo ergangen. 
Nachricht den übrigen Kreisregierungen. 


\ 


V. zu f. 5. des revidirten Öemeindeedicts. ” 
Zreunnng vereinigter Gemeinden. 


$. 18. 
(Die Bildung der Gemeinden in Hafenlohr und Marienbrunn betreffend.) 


13570, 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Koͤnigs. 


Die Trennung der vereinigten Gemeinde Hafenlohr und Marienbrunn im Herrfchafts: 
gericht Rotenfeld und Bildung zweier gefonderter Gemeinden des Namens unterliegt bei ei: 
ner gänzlichen Abtheilung des gemeinfchaftlichen Vermögens ıc. feinem Anftande. 


Sobald die Umbildung vollzogen it, wird Anzeige hievon zur Vervollftändigung des 
Verzeichniffes der Gemeinden des Königreichs gewärtigt, auch bat die fuͤrſtl. Lömenfteinifche 
Regierungs: und- Zuftizkanzlei darüber zu wachen — daß Fein Theil des -gemeinfchaftlichen 
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x 


Gemeindeeigenthums bei der Theilung des lettern, auf ungefegliche Weiſe in den Befig von 


Privaren gelange. 
Münden den 15. October 1830, 


Staatsminifterium des Junern 


Un 
die fürſtlich Lowenſteiniſche Regierungs- und Juſtizkanzlei in Kreupmwertheim alfo ergangen. 


VI. Zu $. 8*). des revidirten Gemeindeediets. 


Eintheilung und Benennung ber Gemeinden. 


$. 19. 
(Die Abſchaffung des bis jept gebrauchten Wortes „Ruralgemeinde“ betreffend.) 


31304, 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Durch die gefegliche Revifion des Gemeindeedictes und des Anfäffigmahungsgefeges 
ift die Benennung „Landgemeinde“ ſtatt des halb lareinifchen Ausdrudes: „„Ruralgemeinde‘ 
in die Geſetzesſprache wieder eingeführt worden. Seine Majeſtaͤt geruben daher in dies 
fer Beziehung zu verfügen, was folgt: 

1) Der Ausdruck „Landgemeinde“ hat von dem Tage ded Empfanges gegenwär: 
tiger Weiſung an in alen Ausfertigungen der Gemeindeausſchüſſe, daun in 
allen Eoncepten, Wusfertigungen, Siguaten und überhaupt in der gefammten 
Geſchaͤftsſprache an die Stelle der bisher Äblichen Benennung „Ruralgemeinde“ 
zu treten. 

2) Ebenfo ift der Ausdruck ‚‚Ruralgemeinde‘ auf allen DOrtötafeln, auf Wegwei— 
fern, oder an fonjt öffentlichen Orten angebrachten Zufchriften alebald durch 
die Bezeichnung ‚Landgemeinde‘ zu erfehen, und bei neuen Anſchaffungen 
ausſchließend zu gebrauchen. 


) Bergt. 1) Verordnung vom 11. Juni 1818, die Bildung der Gemeinden betreffend. (ſ. €. 8, 

©. 115. oben.) : 

2) Refeript vom 7. Auguſt 1818, die Bildung der Gemeinden betreffend. (ſ. 5. 11, 
©. 218, oben.) 

3) Refeript vom 12. Auguſt 1818, die Bildung der Gemeinden und Magiftrate betreffend. 
(f. $. 12, S. 220. oben.) 

4) Refeript vom 12, Yuguft 1818 Nr. 13704, die Bildung der Gemeinden und Magiftrate 
betreffend. (f. $. 13. S. 221. oben.) 

5) Reſcript vom 26. October 1818, die Bildung der Ruralgemeinden betreffend. «f. §. 14. 
©. 224. oben.) 

6) Refcript vom 9. September 1824, die Bildung der Ruralgemeinden betreffend. (ſ. $. 16, 
6. 225, oben) und 

7) Minifteriatentfepliefung vom 31, October 1837 Nr, 1101, ($. 7. S. 107, oben.) 
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3) Die bereits vorhandenen und gemäß $. 19. des Regularives fir die Geſchaͤfts⸗ 
führung in den Landgemeinden vom 24. Eeptember 1818 mit der Inſchrift: 
„Berwaltung der Ruralgemeinde N. N.’’ verfebenen Gemeindefiegel Founen 
zwar zur Vermeidung des Koftenaufwandes im Gebraude bleiben, neu ans 

-  zufchaffende aber dürfen durchaus mit feiner anderen, als der Juſchrift: „Ver—⸗ 
waltung der Landgemeinde N. N.“ verfehen werben. 


Die Kbnigliche Kreiöregierung wird hiernach ungefäumt die erforderlichen Auordnun⸗ 
gen treffen, und inöbefondere gegenwärtige Verfügung dem Kreisintelligenzblatte und den Lo— 
calblättern einverleiben laffen, und dem Vollzuge die gebührende ——— widmen. 

Muͤnchen den 18. März 1835. 


Staatdminifterium bed Snnern. 


An 
ſämmtliche Königliche Regierungen diesfeits des Rheins alfo ergangen. 


vo. Zu $. 9*) des revidirten Gemeindeedicts. 
Berechnung der Familienzahl der Gemeinden. 


(Beichwerde mehrerer Gemeindeglieder in Lichtenfels wegen verweigerten Rüdtrittes von der II, in bie II. 
Claſſe der Städte betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Der Regierung des Dbermainkreifes K. d. J. wird auf den-Bericht vom 11. April 
I. 3. die Befchwerde mehrerer Gemeindeglieder in Lichtenfeld wegen verweigerten Ruͤck— 
trittes von der II. in die All. Claſſe der Städte betreffend unter Remiſſion der Beis 
lagen die Entſchließung ertbeilt. daß der Magiftrat Über die unrichtigen Anfäge in dem 
unterm 11. März I. 3. hergeftellten Familienverzeichnife gehbrig zu belehren, und die Stadt 
Lichrenfels,- nachdem die Zahl der hierin fländig wohneuden, förmlich anfäfligen und felbit: 
fländigen Perfonen oder Familien hoͤchſteus 456 berräge, gemäß 9. 9. des Gemeinde: 
“ edictd von der zweiten in die dritte Claſſe der Staͤdte zurädzufegen, fofort der Magiftrat 
nad F. 47. Nr. 3. des angeführten Edicts auf einen Bürgermeifter, acht bürgerliche 
Raͤthe, und einen Stadrfchreiber zu befchränten, übrigens nah $. 6. des X. conftirurios 
nellen Ediets bei einer kuͤnftiger Wahl ver Abgeordueten zur Staͤndeverſammlung das 
weiters Geeignete zu verfuͤgen ſey. 


Muͤnchen, den 19. Juni 1828. 


Staatsminiſterium des Janern. 


v 


An 
die Königliche Regierung des Obermainkreiſes K. d. J. alſo ergangen. 


*) Vergl. Entſchließung vom 31. October 1837. Nr. 1101. (8. 7. ©. 10T, oben.) 
Br. XI. 30 
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8025, * 
(Den Beſtand der Familienzahl in Städten und Märkten betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftär des Kdbnigeb. 


Bei einer Differenz zwifchen Geneindegliedern einer Stadt über die Einrichtung 
derfelben in die zweite oder dritte Claffe ift wahrgenommen worden, daß die Familien; 
zahl diefer Eradt im Jahre 1818 nicht richtig angegeben, und, dadurch eine dem $. 9. 
des Gem.:Eod., dann des $.6. des X. conftitutionellen Edicte zjuwiderlanfende Glaifification veranlaßt 
worden iſt, welche unmehr durch bejondere Entfchließung ihre Berichtigung erhalten bat, 

Da aͤhnliche Verhaͤltniſſe auch bei andern Städten und Märkten beiteben fonnten, 
fo werden die Königlichen Regierungen hierdurch angewiejen, die bejtehenden Verzeichniße 
Über die Familienzapl der Städte und Maͤrkte, inſofern dieſe Zahl auf 508 und darüber 
angegeben ift, in Revijion zu nehmen, diefelben nach dem Grundfage, daß mur die im einer 
Stade oder in einem Marke wohnenden förmlich auſaͤſſigen und felbftitändigen Perſonen als 
Zamilienoberhäupter oder als befondere Familieu gezählt werden dürfen, gebbrig zu berichs 
tigen, und demnach in Gemäßheit der Beſtimmungen $. 9. des Gemeindeedicts, dann $. 6. 
des X, conjtirutionellen Edicts geeiguer zu verfahren. 


Minden, den 19. Juni 1828. 
Staatsminifterium des Innern 


An 
die Königliche Regierung des Rheinkreifes alfo ergangen. 


$. 22. 


13075, 
(Den Beſtand der Familienzaht in Städten und Märkten betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Maieftäk des Könige. 


Den Königlichen Regierungen des Untermaine und Unterdonaufreifes, K. d. J. 
wirb auf ihre Anfragsberichte vom 31. Auguf und 14. September v. J., die Revi: 
fion des Beftandes der Familienzahl in Städren und Märkten betreffend, hiedurch erwie: 
dert, daß nicht nur die Einwohner der Erdote und Märkte, welche die Eigenichaft 
wirklicher Gemeindeglieder nach dem Gemeindeedier vom 17. Mai 1818 beſitzen, ſondern 
auch diejenigen, welche dort ihre Anfäffigkeit in anderer Eigenſchaft nad dem Geſetze uͤber 
Anſaͤſſigmachung und PVerehelichung vom 11. Eeptember 1825 begränder haben, als be: 
fondere Familien im Einne der Allerböchften Entfchliefung vom 19. Juni v. 5 *) ges 
zählt werden follen, wonach es ſich beziehungsweile auf die Anfrage der Königlichen Res 
gierung des Unterdonaufreifes — von felbit verfteht, daß unter diefe Familien auch ſolche 


*) Vorftehende Entfchließung: 
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Einwohner gerechnet werden miffen, deren Anſaͤſſigkeit auf dem einfachen Lohnerwerbe 
beruht. 
München, den 24. Januar 1829. 


Staatsminifterium des Innern. 


. An 
die Königliche Regierung des Untermain: und Unterbonaufreifed K. d. 9. alfo ergangen. 


Mitthell. Hiervon den Königlichen Regierungen K. d. 3. der übrigen Kreife, mit Yusnahme des Mhein: 
freifes, zur Kenntniß. 


VI. Zu $. 10.*) des revidirten Gemeindeedicts. 
Nüdtritt der Stadtgemeinden in niedere Claffen. 


8. 28. 
(Die Bildung der Gemeinden betreffend.) 
Mm J. K 
Wir haben von den Actenſtuͤcken, welche Uns Unſere Regierung des Untermainkreis 
fed binfichelih der Bildung der Gemeinden mittelſt Berichts vom 9. vorigen Monats vor: 
gelegt bat, Einfihr genommen und beichließen hierauf, zugleih mir Erledigung des weirern 
die Gemeinden Woͤrth und Kleinheubach betreffenden Berichts vom 11. Juli, was folgt: 
J. 
Der kuͤnftige Magiſtrat in der Kreishauptſtadt Würzburg ſoll beſtehen: 
aus zwei Baͤrgermeiſtern, 
aus drei rechröfundigen Raͤthen und 
aus zehm Nächen des Buͤrgerſtandes. 
I. 
Die Mayiftrare in den zur zweiten Claſſe gehdrigen Staͤdten des Untermainfreis 
fes follen befteben: 


a) in Afhaffenburg ud Schweinfurt 
aus einem Buͤrgermeiſter, 


12232, 


*) 1) Refceript vom 7. Auguſt 1818, die Bildung der Gemeinden betreffend. (ſ. F. II. S. 218. oben.) 

2) Refeript vom 12, Yuguft 1818 Nr. 13512, die Bildung der Gemeinden und Magiftrate be: 
trefiend. (f. $. 12. ©. 220, oben.) 

3) Refeript vom 12. Yuguft 1818 Nr. 13704, die Bildung der Gemeinden und Maaiftrate be: 
treffend. (f. $. 13. S. 221. oben.) 

4) zu Tit. I. Eap. I. des Gemeindeedicts, auch $. 70, daſelbſt und X. Verfaffungsbeilage 6. 6. 

5) Entfhliefung vom 8. December 1833, Nr. 32310, die ordentlichen Erfapwahlen der Gemein— 
deitellen der Statt Miltenberg betreffend. (f. unten bei Gemeindewahlen.) 

6) Miniſter ialentſchließzung vom 31, Oftober 1837, (ſ. 6.7. S. 107, oben.) 

i 30* 
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aus zwei rechtöfundigen Raͤthen, 
aus einem Stadtſchreiber und 
aus acht Raͤthen ded Buͤrgerſtandes; 
b) in den Städten Amorbach, Hummelburg, Heidingsfeld, Kigins 
gen, Miltenberg und Orb 
aus einem Würgermeifter, 
aus einem rechtöfundigen Rathe, 
aus einem Stadrfchreiber und 
aus acht Rächen des Bürgerftandes, 
Die vorgefchlagene Zahl von birgerliben Magiftratöräthen für die Städte drits 
ter Glaffe und für die Märkte wird genehmigt, 


III, 


Für die Srädte Wärzburg, Aſchaffenburg und Schweinfurt werden befondere Kb 
niglide Commiffäre aufgeftellt werden. 


IV. 


Zur Befeirigung aller Beforgniffe der Gemeinden Aſchaffenburg und Damm wird 
geſtattet, daß diefe Gemeinden hinfichrlich der polizeilihen Verwaltung vereinigt, und hie— 
bei die im $. 6. der Verordnung vom 17. Mai I. 58. gegebenen Beflimmungen in Au— 
wendung gebracht werden, wenn nicht diefelben eine Bereinigung in allen Beziehungen vors 
ziehen ſollten. 


e Y. 


Da den Erädten und Märkten eine Verwaltung durch Magiftrate nicht aufgedrun: 
gen ‚ oder denfelben der Uebertrirtt im die Reihe der Ruralgemeinden nicht erfchwert werden 
darf, fo find vorerft woch die fämmtlichen Gemeindeglieder der Erädte Lohr, Rieneck 
und Rotherfels Huber die Frage: 

„ob fie ald Stadt- oder ald Ruralgemeinden kuͤnftig behandelt wer; 
den wollen ?“ 
geeignet zu vernehmen und dieſe Gemeinden nad dem Refultate der Stimmenmehrheit zu 
claffificiren. 

Mir erfären jedoch hiebei ausdruͤcklich, daß diejenigen Städte und Märkte, welche 
dermal dur befondere Verhältniffe gehindert find, von dem ihnen — mad) der Aller 
hoͤchſten Verordnung vom 17. Mai — zuftehenden Rechte zur Bildung von Magiftraten 
Gebrauch zu machen, dieſes Rechtes durch den Uebertritt im die Reihe der Ruralgemeinden 
teineswegs verluftig werden, vielmehr fol denfelben für den Fall, wenn in der Folge die 
Umftände die Bildung eigener Magiftrate zulaffen möchten, zu diefem Ende der Wiederaus⸗ 
tritt aus der Claſſe der Ruralgemeinden vorbehalten bleiben, 


VI. 


Nachdem die Nahmweifung von Gymnafialftudien und mehrjäpriger Geſchaͤftsuͤbung 
nur von den Bürgermeiftern der Städte im $. 48. der mehrerwähnten Verordnung gefordert 
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it; fo verficht es fih vom felbft, daß in den Märkten auch Gemeindegliever ohne 
diefe Eigenſchaften ald Birgermeifter gewählt werden konnen, wenn diefelben hinſichtlich ih⸗ 
rer Übrigen Kenntniffe zur Führung eines Buͤrgermeiſters qualificire find. 


Was jedoch die Bürgermeifter der Städte dritter Claſſe betrifft; fo kann von 
der dießfeitigen Vorſchrift, welche für diefelben die zuruͤckgelegten Gpmnafialftudien fordert, 
im Allgemeinen nicht — und blos in jenen befondern Fällen abgegangen werden, wenn ent: 
weder Beine ſolche Gemeindeglieder vorhanden find, oder, weun die Zahl oder Beſchaffenheit 
derfelben Feine befriedigende Auswahl darbieret, wonach dad Geſuch der Stadtgemeinde zu 
Wörth zu beſcheiden if. 


vn. 


Die Gemeinde Kleinheubach, welche niemals durch einen Magiſtrat verwaltet 
worden, kann nad $. 10. der oft gedachten Verordnung in die dritte Claſſe der Staͤdte 
und Märkte nicht geftellt werden. 

VIII. 


Die Trennung einzelner Hdfe und Gemeinden von dem Bezirke der bisherigen Lands 
gerichte und deren Berweifung in die Bezirke anderer Landgerichte fann zur Zeit und vor - 
der Purification und Feitftellung der gutöherrlichen Gerichte nicht genehmiget werden, 

Die eingefendeten Ueberfichten und übrigen Berichtöbeilagen folgen mit dem Auf: 
trage zurüd, nunmehr das weitere Geeignete den vorfichenden Beitimmungen gemäß zu vers 
fügen, und die rectificirten Weberfichten aller Gemeinden rechtzeitig zu reproduciren. 


Münden den 7. Yuguft 1818. 5 


An 
die Königlihe Regierung des Untermainkreifes alfo ergangen. 


Note. Die Puncte V und VI. ber übrigen Kreisregierungen (mit Ansnahme des Rheinkreifes) zur Kennts 
niß und Nachachtung. 


8. 24. 
14168. 


(Bildung der Gemeinden betreffend.) 


Mm J. K. 


Auf die zwei Berichte Unſerer Regierung des Obermainkreiſes vom 10. Auguſt 
l. J., mwodurd die Refultate der Gemeindeformation und Glaffificarion, mit einem Gutach: 
ten über die Zahl der Magiftratöglieder vorgelegt worden find, befchliegen Wir, wie folgt: 
“ 


J. 


Nachdem Wir im I. Artikel der mitgetheilten Entſchließung uͤber die Formation 
und Glaffification der Gemeinden des Sfarkreifes vom 7. Auguft I. Fe. bereits audgefpros 
chen haben, daß die Koften der Magiftrate auch dur” Gemeindeumlagen ald Zufchäffe in 
die Communalcaffe gedeckt werden koͤnne, menn die Renten des Communal» Vermögens und 
die Übrigen Zufläffe zur Beftreitung diefer Koften nicht zureihen, und wenn zwei Drittheile 
der Gemeindeglieder für die Leiftung der erforderlichen Beiträge durch Umlagen ſich erklären 
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würden, fo können Wir nicht zugeben, daß eine bedeutende Zahl von Staͤdten und Märkten des 
Obermainkreiſes, welde ftuͤher durch Magiftrate verwalter worden find, mad welche die 
Koften der kaͤnftigen Magiftrare ihrer Erklärungen gemäß ſelbſt durch Umlagen deden wollen, 
in die Reihe der Rurälgemeinden gejtellt werden, fondern Wir wollen Unſere Regierung bie; 
durch angewiefen haben, hiuſichtlich vieler Städte und Märkte nach Inhalt der angeführten 
Eutſchließung vom 7. Auguft I. 38. fih zu achten, und die deswegen abzuÄändernden ons 
fpeete der Claſſification in ſummariſchen Auszuͤgen wieder vorzulegen. 

Dabei verfteht ed fi jedoch von - felbit, daß die auf Lebenszeit anzuitellenden 
Stadt: und Marktſchreiber für den Kal, daß die befragliden Städte und Märkte fpäter in 
die Reihe der. Ruralgemeinden übertreten wilden, nicht willkuͤhrlich entlaſſen, fondern als 
Quiescenten behandelt, und gehoͤrig alimentirt werden müßten, worauf dergleichen Gemeinden 
befonderd aufmerffam zu machen find, 
1. 


Das Zugeftändniß des Ruͤcktrittes für die Städte und Märkte, welche die Koften 
der Magiftrate gegenwärtig nicht beſtreiten kdunen oder wollen, und welche deswegen in die 
Reihe der NRuralgemeinden freiwillig übergeben, ift bereits im V. Arrikel der mirgetheilten 
Entſchließung über die Formation und Glajfification der Gemeinden des Untermainkreiſes vom 
7. Auguft I. 36. ausgeſprochen, Wir koͤnnen jedoch nicht geftatten, daß die Vorſteher der 
zu den Ruralgemeinden üÜbergegangenen Städte und Märkte den Titel eines Bürgermeifters 
beibehalten. 


II, 


Hinfichtlid) der Zahl ‘der Magiftratöglieder in den Städten und Märkten wird 
beftimmt : 

A. Der Magiftrat in Baireuth als einer Stadt erfter Elaffe fol beftehen 
aus zwei Buͤrgermeiſtern; 
aus zwei rechtöfundigen Räthen, 
aus einem Stadtkaͤmmerer, uud 
aus zehn bürgerlichen Magiftrateräthen. 

Der Magiftrat in Bamberg, welche Stadt gleihfalld zur erften Elaffe gehoͤrt, 

fol zufammengefegt werden 

aus zwei Bilrgermeiftern, 
aus drei rechtöfundigen Räthen 
aus einem technifchen Baurathe 
aus einem Stadtkaͤmmerer und 
aus zwölf bürgerlichen Magiſtratsraͤthen. 

B. Die Magiftrate der Stadt zweiter Glaffe follen beftchen: 

1) in Hof, Forchheim und Weiden 5 
aus einem Biürgermeifter, 
aus zwei rechtsfundigen Räthen, 
aus einem Gtadrfchreiber und 
aus acht bürgerlichen Magiftratörächen ; 

2) in Kronadh, Wunfiedel, Lichtenfels, Münchberg und Kulmbad 
aus einem Würgermeifter , 
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and einem rechtöfundigen Mathe, 5 It 
aud einem Stadtfchreiber und F — 
aus acht buͤrgerlichen Magiſtratsraͤthen. eh 

Es bleibt übrigens den Gemeinden diefer Städte Äberlaffen, ob fie ſtatt zwei nur 
einen rechröfundigen Rath, dann ob jie einen Buͤrgermeiſter ohne Rechtsſtudien aus ihrer 
Mitte und neben dieſem einen rechtöfundigen Nath aufftellen, oder einen rechrsfundigen Bürgers 
meifter wählen, und dagegen von der Aufſtellung eines rechrsfandigen Rats Umgang neh: 
men wollen. " 

Diejenigen Städte der zweiten Claffe hingegen, welche weder einen rechtsfundigen 
Rath, noch einen rechröfundigen Buͤrgermeiſter aufjtellen wollen, find. in die dritte Glaffe der 
Stadigemeinden zu ſetzen. 

C. Die Magiftrare der Städte dritter Claſſe und der Märkte find beſchraͤnki 
auf einen Buͤrgermeiſter 
auf, einen Stadt- oder Marktſchreiber, und 
auf acht oder ſechs bürgerliche Magiftratsrärhe, je nachdem die befichenden 
Bamilien die Zahl von 400 erreichen, oder nicht, 

*) Hinfihtlih der Qualificarion der Bärgermeifter in den Städten dritter Elafje und 
in den Märkten wird Unfere Regierung des DObermainkreifes auf die Beftimmung des Vren 
Artikels der mitgerheilten Entfchliefung an die Regierung des Untermainkreifes vom 7ten 
YAuguft I. 38. verwieſen. 


IV. 


Wegen der in einigen Städten aufzuftellenden befonderen Königlichen Eommiffäre 
werben nähere Beftimmungen erfolgen. — 


— 


V. 


Da die Anſtellung des Canzleiperſonals und der Dienerſchaft mac) 9. 58, der Vers 
ordnung vom 17: Mai I. 3. dem Magiftrare zukdmmt, fo muß demfelben auch die Beftims 
mung der Zahl diefes Perfonals uͤberlaſſen werden, 


VI. 


Wegen Vertheilung der Geſchaͤfte unter den Magiſtratsgliedern überhaupt, und ber 
fonderd wegen Verwendung der birgerlihen Magiftrarsräthe wird das im $. 73. der Ber: 
ordnung vom 17. Mai I. 38. vorbehaltene und demnaͤchſt erfolgende Regulativ das Gerig: 
nete beftimmten. — 


VI. 


Ueber die Formation der Ruralgemeinden des Obermainkreiſes überhaupt kdmmt mit 
Bejug auf die mitgetheilte Entſchließung über die Formation der Gemeinden’ des Iſarkreiſes 





Derogirt durch $. 48. des revidirten Semeindeediets. 
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vom 7. Auguft I. Is. nur zu bemerken, daß wiederholt verfucht. werden folle, die Gemeinde 
Forfleithen von 8 Familien im Landgerichte Waifchenfeld, und die Gemeinde Altenfteinreuth 
von 9 Familien im Ortsgerichte Schoönreuth mir andern Gemeinden wenigftens in polizeilis 
her Beziehung vereinigen zu koͤnnen, da die Gemeindeorganifation bei fo Fleinen Gemeinden 
durchaus nicht ausführbar erfcheinr. 


Uebrigens finden Wir Und veranlaßt, Unfere Regierung des Obermainfreifed Unfer 
befondered Moblgefallen über die zweckmaͤßige Leitung und Behaudlung ded umfaffenden Ges 


fchäftes der Gemeindeformation und über die geordnete Darjtellung der Refultate zu erfennen 
zu geben. 


München den 22. Auguft 1818. 


Un 
die Königliche Regierung des Obermainkreiſes, Kammer des Innern, alfo ergangen. , 


$. 25. 
11077, 
(Die Gemeindeverwaltung in der Stadt Lauf betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Königs. 


Der Königlichen Regierung des Rezatkreiied, Kammer des Junern, wird auf ihren 
Beriht vom 18. Juli I. Is., die Gemeindeverwaltung in der Stadt Lauf betreffend, unter 
Remiffion der vorgelegten Actenſtuͤcke nachſtehende Eutſchließung errheilt: 


Wenn Seine Koönigliche Majeftär auf der einen Seite wilnfchen, daß die Stadt⸗ 
und Marftgemeinden der zweiten und dritten Glafje die in Folge des Gemeinderdictd vom 
17. Mai 1817 einmal angenommene Verwaltung durch einen Magiftrar beibehalten, und 
daß wenigftend die Städte zweiter Claſſe nicht in die Reihe der Ruralgemeinden zurücktre⸗ 
ten, jo wollen Allerhöchitdiefelben auf der andern Seite nah Anficht der Beftimmungen des 
Gemeindeedicts $. 10. den Stadt: und Marktgemeinden keineswegs die Verbindlichkeit auf: 
legen, die mehr oder minder bedeutenden Koften eines Magiftrats zu bejtreiren, wenn der 
Ertrag des Gemeindevermdbgend hiezu offenbar nicht hinreicht, und wenn die abfolute Mehrs 
beit der wirklichen Gemeindeglieder durch einen foörmlichen Beſchluß, wozu die Aumwefenheit 
von zwei Drittheilen derfelben erforderlich ift, für den Ruͤcktritt in eine niedere Elaffe oder 
für die Aufldfung eines Magiſtrats ſich erklärt haben wird. 


Da nun diefe Vorausſetzung bei der Stadtgemeinde Lauf wirklid eintritt, und Dies 
felbe nur aus 632 Familien beſteht, fo wird ihr geftarter, Die für Ruralgemeinden vorges 
fchriebene Verfaffung anzunehmen, wonad) die neue Wahl anzuordnen, und der bisherige Mas 
giftrat am 1. Dctober d. Is. aufzuldien ift. 5 


Der Rüdtritt einer Stadt: oder Marktgemeinde in die Glaffe der Ruralgemeinden 
fol weder den Berluft wohlerworbener Stadt; und Marktörechte nach ſich ziehen, noch die 
nachherige MWiederaufftelung eined Magiftrats verhindern, 


Hiernach hat die Königliche Regierung weiter vorkommende ähnliche Fälle felbft zu 
befcheiden, jedoch die Veränderungen in der Glaffification der Gemeinden dem Staattminiftes - 


VIII. zu 10. bes rewid. Gemeindeed. (Rüctrirt der Stadtgent. in niedere Glaffen.) 239 


rium des Innern zur gehdrigen Vormerkung derfelben in den angelegten Verzeichniffen der 
Gemeinden jedesmal anzuzeigen. 


Sollte eine Stadt erfter Elaffe gegen Ermartung in die Reihe von Städten zweiter 
Elaffe zuruͤcktreten wollen, fo bleibt die Entfchließung hierüber Seiner Königliden 
Majeftät vorbehalten. 


München den 18. Auguft 1821. 


Staatsminifterium des Janern. 


‘ An 
die Königliche Regierung des Rezatfreifed, K. d. J., alfo ergangen. 


$. 26. 
18222, 
(Die Stadt: und Landgemeinden betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majefät des Könige... 


Aus ders ntelligenzblatt fir den Iſarkreis vom T4. November I. J. wurde ers 
ſehen, daß die bisherige Nuralgemeinde der Stadt Reichenhall einen Magiftrat dritter Claſſe 
aufgeftellt habe. 

Da nun die Königliche Regierung eine befondere Anzeige hievon nicht eritätter hat, 
um die bei dem Staatsminifterium des Innern binterliegenden Verzeichniſſe der Gemeinden 
nach ihren verfchiedenen Glaffen berichtigen zu kdunen, fo wird diefelbe angewiejen, die erfors 
derlichen Anzeigen über ſolche Veränderungen für die Zukunft jedesmal unfehlbar einzureichen. 


Münden den 13. December 1821. 


Staarsminijterium des Junern, 


Un 
die Königliche Regierung des Iſarkreiſes, Kammer des Innern, alſo ergangen. 


$. 227. 
16666, -, 
(Die Verzeihniffe der mit Magiftraten befepten Städte und Märkte betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Nachdem aus der Vergleihung der im Jahre 1819 eingefendeten Gatafter der Ge: 
meinden mit andern in der Zwifchenzeit eingefommenen Producten entnommen worden ift, daß 
der Ruͤcktritt einer Stade: oder Marktgemeinde in die Reihe der Ruralgemeinden mir Auf: 
löfung des nach dem 1. October 1818 conſtituirten Magiftratd, oder die MWiederheritellung 
desfelben nicht immer gebührend angezeigt wurde, fohin die hierorts hinterliegenden Gatafter 
nicht. mehr als verläßig erfcheinen, fo erhalten die Königlichen Regierungen, Kammern des 
Innern, hiedurch den Auftrag, bie Verzeichniffe der mit Magiftraren gegenwärtig befegten 

Bd. XL 31 


Eonton zu Bogen 31. 


240 Abth. XI. Abfchn. I. Tit. . Cap. I. $. 28. und 29. 


Städte und Märkte, nach den in $. 47. des Gemeindeedictd angeordneten drei Glaffen 
ſchleunig fertigen zw laffen, diefelden vorzulegen, und die kaͤnftig eintretenden Ver; 
Änderungen jedesmal pünktlich anzuzeigen. 
München den 13. December 1826. 
Staatsminifterium ded Junern, * 
An 
die fämmtliche Kreieregierungen, Kammern des Innern, mit Ausſchluß des Rheinkreiſes alfo ergangen. 


$. 28. 
18222, 


(Die Eingabe des Magiftrats der Stade Münchberg zur Behauptung der Verfaſſung ber Städte zweiter Claſſe 
betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Maijeftät des Koͤnigs. 


Auf die Eingabe des Magiftrats der Stadt Münchberg zur Behauptung der Vers 
faffung der Srädte IIter Claſſe wird nach Einficht des Berichts der Königlichen Regierung 
vom 4. October, im Hinblide auf die Beſtimmungen ded Geſetzes über die Verfaffung und 
- Verwaltung der Gemeinden vom 17. Mai 1818 66. 8. md 9. dann 45., fo wie der 
$$. 51. 74. und 76. endlich in der Erwägung, daß die Vorfchriften des Gemeindeedicts 
Tit. IV. Eap.3. Nr. 1. über die Formation der Magiftrate nur die DOrganifation der Vers 
 waltungsbehdrden in den Staͤdten bezielen, zur Entfchließung erdffner, daß da, wo eine 
Stadt, weldye nad Maafgabe ihrer Bevblkerung der Ilten Claſſe angehbrt ($. 8. des Ges 
meindeedictd) mit Bewilligung der Euratel den Magiftrat nach demjenigen Umfange formirt, 
wie er für Städte IIIter Claſſe ($. 47. Nr. 3, u. flg. des Gem.-Edicts) vorgefchrieben 
it — die Beflimmungen des Geſetzes Über die Verfaffung. und Verwaltung der Gemeinden 
$. 51. lit b., dann fo viel die durdy dasielbe Gefe in F. 74. und 76. gegebenen Wahls 
vorfchriften betrifft, einer Wenderung nicht unterliegen, und hiernach die Reclamation des 
Magiftrats der Stadt Münchberg euriprechend zu berädjichtigen fen. 

Minden den 30. November 1831. 


Staatöminifterium des Innern. 


I 


Un N 
die Königliche Regierung des Obermainkreifes, Kammer ded Innern, alte ergangen. 
Mittbeilung dem übrigen Kreisregierungen diesfeitd des Rheins. 


$: 29. 
367144, 
(Die Beſchwerde dee Magiftrats der Stadt Deggendorf wegen Einreihung diefer Stadtgemeinde in die dritte 
Elaffe bei Regufirung der Uufnahmegebühren betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Das revidirte Gefeg über die Anſaͤſſigmachung und Verehelichung- hat in dem 6. 7. 
ber feitgefegten Stufenleiter der Aufnahmegebähren jene Eintheilung der Gemeinden zu Grunde 
gelegt, welche durch das Gemeindeedier vom 17. Mai 1818 99. 8. und 9. angeordnet 
"worden iſt. — 
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Die eben erwähnte Eintheilung aber hat bei den Städten nach den Maren Vorſchrif⸗ 
ten des $. 9. ausſchließlich die Zahl: der Einwohnerfamilien zur Unterlage, und wird nicht 
durch die in dem $. 8. des Gefeges vom 1. Juli v. Is. ber Revifion des Gemeindeedier 
tes vorgeſchriebene Zufammenfegung der Magiftrate beftimmt; vielmehr ift die leßtere auf 
die ‚vorausgegangene Glaffeneintheilung der Stadrgemeinden gegründet. 


Da nun die Stadtgemeinde Deggendorf nad) der Zahl der Einwohnerfamilien der 
Uten Elaffe angehört, fo kann diefelbe nicht bei der Regulirung der Aufnahmegebühren in 
die IIIte Elaffe aus dem Grunde herabgeftellt werden, weil der dortige Magiftrat nur aus 
einem rechtöfundigen Bürgermeifter und acht bürgerlichen Magiftratsrächen zufammengefegt iſt. 


Die dagegen in dem Berichte der Königlichen. Regierung des Unterdonaufreifes, Kamz 
mer bed Innern, vom,26. December v. Is. angeführten- Gründe find, die getroffene Were 
fügung zu rechtfertigen, nicht geeigner, nachdem 

a) das revidirte Geſetz $. 7. nicht von Städten mit Magiftraten der Iten, Ilten 
und Iren Claſſe, fondern von Städten der Iren, Uten und Illten Glaffe 
ſpricht; nachdem . 

b) die Größe des Gemeindeaufwandes keineswegs blos durch die Zahl der Magi’ 
firatöräthe, fondern auch durch die Bevdlferung beftimmt wird, und desfalls 
in den fländifchen Verhandlungen ausdrüdli auf die Koften der Urmenpflege 
aufmerffam gemacht worden ift; — nachdem ferner 

©) der Magiſtrat zu Deggendorf feine jegige Zufainmenfegung bei- Erfüllung der 
in dem Schlußfage des $. 47. des Gemeindeedictes resp, 8. des Gefees vom 
1. Zuli 1834 feftgefegten Bedingungen aud künftig belaffen werben kann, 
ohne daß derfelbe dadurch die Eigenfchaften eines Magiftrates LIter Elaffe zu 
befigen aufhört; und nachdem endlich 

d) jede Ueberfchreitung der in dem: angeführten Schlußfage den Stadtgemeinden 
eingeriumten Ermächtigung binfichtlich der Verminderung des Derwaltungepers 
fonales nur eine Aufforderung zur Handhabung der gejeglihen Vorſchriften ab: 
geben müßte, den Rechten der Gemeinde aber niemals einen Nachtheil bringen 
Fonnte. 

Die Königliche Regierung des Unterbonaufreifes, Kammer des Jnnern, hat biernach 
dad Weitere zu verfügen, und die gegruͤndete Befchwerde des Magiftrares der Stadt Deggen« 
dorf unverzüglich abzuftelen. — — 

Minden den 9. Februar 1835. 


Staatdminifterium bed Inuern. 


x Un 
die Königliche Regierung des Unterdomaufreifes, Kammer ded Funern, alfo ergangen. 


Mittheitung den übrigen Königlichen Kreisregierungen, Kammern des Innern. 
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IX. Zu $. 11. des revidirten Gemeindeediects. 
Erlangung der Eigenſchaft eines Gemeindegliedes*). 


$. 30. 
10218, (Zheifnahme der Iſraeliten an dem Stadtbürgerrechte.) 
Auf Befehl Seiner Majeftär des Kdnigb. 

Unter der im Gutachten des Magiftratö der Kbniglichen Haupt» und Mefidenzftadt 
Münden vom 12. März I. 38. enthaltenen, von ber Königlichen Regierung des Iſarkreiſes 
in dem Berichte vom 28. Juni I. Is. beftdrigten Borausfegung, daß die Siraeliten alle 
activen Vortheile des Etadtbürgerrechtes genießen, haben dieſelben auch glei den Ehriften 
die Taren fir das Bürgerrecht zu entrichten, hinſichtlich deren näherer Keanärng übrigens 
dem anbefoblenen Gutachten noch entgegengefeben wird, 

Die Koduigliche Regierung des Sfarkreifes, Kammer des Innern, bat hienad) das 
Geeignete zu verfügen. 

Minden den 10. Auguft 1824. 

Staatdöminifterium des Juneru. 
An 
die Konigliche Regierung des Rezatkreiſes, K. d. J., alſo ergangen. 


11806, s 21 


Gitte des. Stadbtmagiftrates zu Windeheim um Belaffung der Rechte über die Annahme von Bürgern 
und Schutverwandten betreffend.) 
Auf Befebl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 

Der Beſchluß der Königlichen Regierung des Mezatkreifes vom 3. Januar I. J. 
vermdge welchem die gelegenheitlih der Anfäffigmahung des Taglöhners Chriſtoph Schuſter 
zur Sprache gefommene Unterfheidung bürgerlicher und blos ſchutzverwand— 
ter Gemeindeglieder unter Hinmweifung auf die SS. 11, 18 und 26 des Gemeindeedicts 
vom Jahre 1818 ald ungeſetzlich und daher ſchlechthin unftatthaft erklärt worden 
it, erhält andurd die Allerhochſte Beftätigung, wonad die Kdnigliche Regie: 
rung des Rezarkreifes unter Ruͤckempfang der Beilagen des Berichtes vom 29. Juni I. 58. 
dad Geeignete zu verfügen hat. 

Münden den 2. September 1824. 
Stadtsminifterium des Inneru. 
An 
bie Königliche Regierung des Iſarkreiſes, Kammey des Innern, alſo ergangen: 


$. 32. 
9098 (Zabakfabrikconceffion ded Georg Kaufmann zu Lichtenfels betreffend.) 
Uuf Befehl Seiner Majeftät des Köͤnigs. 
Dem Magiftrate der Stadt Lichtenfels iſt auf defien Vorftellung vom 22. April 
”) Bergl. auch wegen der Aufnahme ifraelitifher Glaubensgenoffen, die unter Ziffer VII. $. 101 bis 
"105, bei Abth. V. Abſchn. 3., Verhaͤltniß der ifraelitifhen Glaubensgenoffen aufgenommenen Ent: 


f&hließungen (f. Bd. VI), dann. die Minifteriafentfchliefung vom 31. October 1837. Nro, 1101, 
($. 7. S. 107, oben.) 
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d. Is., die Anfäffigmachnug des Georg Kaufmann dafelbft betreffend, die Abweifung zu ers 
dffuen, da in dem Falle, wo durch die erlangte Eonceflion das Recht der Anſaͤſſigmachung 
in der betreffenden Gemeinde kraft des Geſetzes gegeben ift, diefelbe von weiteren Bedinguns 
gen nicht abhängig gemacht werden fann, und die von dem Magiftrate in Beziehung ges 
nommene oͤrtliche Obfervanz, wonach vorhin die Erwerbung einer Realität im Gemeindeber 
zirfe in allen Fällen zur Erlangung der Eigenihaft eined Gemeindegliedes erforderlich ge: 
wefen, gegen die Beflimmungen der Verordnung über die Verfaſſung und Berwaltung der 
Gemeinden vom 17. Mai 1818 $. 11. Ziff. 2. und des Gefeges über die Anſaͤſſigma⸗ 
hung vom 11. September 1825 9. 2. 3iff. 2. und $ 5. mit Beſtand nicht angeführt 
zu werden vermag. 


München den 10. Zuni 1831. 
Staatsminifterium des Innern. 


An 
die Konigliche Regierung des Obermainkreiſes, Kammer des Innern, alſo ergangen. 


$. 33. 
(Die Beſchwerde des Magiſtrats Regensburg wegen Eompetenzbefhränkung betreffend.) 


146517. 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Der Magiftrar der Kbniglihen Kreishauprftadt Regensburg gebt in feiner Ber 
{werde vom 5. Januar v. Z. von der Anſicht, ale begründeter Erwerb einer Realität 
oder eines Realrechts ipso facto die Anfäffigmahung. Diefe Auſicht ift aber durchaus 
irrig. Die Ermwerbung einer Realität ift Gegenftand des Privatverkehrs, und die Prototols 
lirung der. diedfallfigen Verträge reffortirt einzig und allein zumMWirkungstreife des Notariats. 
Der Beſitz einer folchen Realität gewährt auch um fo weniger bie Auſaͤſſigmachung felbft, 
als der J. 4. der I. DVerfaffungsbeilage ausdruüͤcklich beſagt: 


„Durd den bloßen Beſitz oder eine zeitliche Bendgung liegender Gründe, durch 
Anlegung eines Handels, einer Fabrik oder dur die Theilnahme an einem von 
Beiden, ohne förmliche Niederlaffung und Anfäffigmahung werden die Jndigenats— 
rechte in feiner Weiſe erworben.‘ 


Als ferner der $. 13. bderfelben Beilage auch auswärtige Unterthanen ermächtigt, 
Grundeigenrhum im Königreihe Bayern gleich den Königlichen Unterthanen und zwar mit den 
Rechten und Pflichten der Forenfen zu befigen, und ald endlih das Gemeindeedict 66. 11 
und 13. das Geſetz über Gemeindeumlagen Art II. Nr. 2. Art. HI. Wr. 2:, dann die 
Anfäfjigmahungs: und Gewerbögefege vom Jahre 1825, den Beſitz eines Grundeigenthums " 
nur ald einen jener Factoren bezeichnen, welche den Titel zur Anſäſſigmachung und zur 
Conceſſion begründen. 


Da nun nach diefen deutlichen Beſtimmungen der Geſetze, der eine Mealität in 
Bayern erwerbende Fremde durch den Act diefer Erwerbung in feiner Weile zum Indigenat 
und zu der Anſaͤſſigmachung in Bayern gelangt, da ferner der eine Realität erwerbende und 
anfäffige Bayer, durch diefe Ermwerbung in feiner Meife zur Anfäffigmadung oder Er: 
werbsconceffion, und der, eine Mealität in einer andern Gemeinde erwerbende Bayer, in 
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Feiner Weife durch diefe Erwerbung zur Ueberfiedlung gelangt, vielmehr dad Eine wie das 
Andere erft vermoͤge eines befoudern, von der Adminiftrarivbehdrde ausgehenden Befchluffes 
erfolgt, da endlich diefem Beſchluſſe durch den Act der Erwerbung in keiner Weife vorges 
griffen iſt, fo fälle der Befchwerdegrund des Magiftrars von felbit hinweg. 


Die Königliche Kreisregierung wird legrern hienach befcheiden, und empfängt zu dem 
Ende die -eingefenderen Acten zuruͤck. 
Münden, am 15. Zuli 1833. 
Staatsminifterium des Funern. 


An 
die Königliihe Regierung des Rezatkreifes alfo ergangen. 


Notification den übrigen Kreidregierungen. 


8 34. 
27858, 


(Die Beftimmungen über die zu einem Gemeindegliede erforderlichen Cigenfchaften betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Die Regierung des Regenkreiſes, K. d. J. wird auf ihren Bericht vom 2, diefes 
Monatd und defjen Beilage lediglich auf die ſ99. 11. bis 16. des Gemeindeedicrd, mo 
durch genau beſtimmt ift, wer ald Gemeindeglied zu betrachten ift, mit dem Bemerken bins 
gewiefen, daß durch die Entjchliefung vom 15. Juli d. J. *) eine Modification diefer ge: 
feglichen Beftimmungen und ihrer Folgen in Beziehung auf die Ausuͤbung beftimmter ſtaats— 
bürgerlicher Befugniffe weder in irgend einer Weiſe ausgeſprochen worden iſt, noch hat bes 
abſichtigt feyn Fonnen. 

München, den 19. DOftober 1833. 

Staatsminifterium ded Innern. 


An 
die Königlihe Regierung des Nezarkreifed, K. d. J., alfo ergangen. 


X. Zu $. 13 des revidirten Öemeindeedtcte. 
Aufzeichnung der Gemeindeangebörigen.**) 


$. 35. 
Nro. 20641 j J 
(Die Vollziehung der am 1. Juli 1834 Allerhoöchſt fanktionirten Reviſion des Gemeindeedicts betreſſend.) 


Auf Befehl Seiner Majeſtät des Könige. 
Ju Gemaͤßheit der Schlußbeſtimmung des Geſetzes vom 1. Juli 1834 die Revi— 





*) Zu dem Abſchnitt Anſäſſigmachung und Verehelichung. 
*) Vergl. Miniſterialentſchließung vom 31. October 1837 Nr. 1101, (ſ. $. T. S. 107 oben.) 
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fion ded Gemeindeedicted berreffend, und um diefem Befeße einen genauen, und gleichfoͤr⸗ 
migen Vollzug zu fichern, werden ſaͤmmtliche Königliche Kreisregierungen dieffeits des Rheins 
angewiefen, wie folgt. 


Zu $. 2, des Geſetzes vom I. Juli 1834, 


QAusfheidung der Nihrtgemeindeglieder betreffend, 


Das Gefeg vom 17. Mai 1818 hatte zwar in feinen $$. 11. und 12. den Be: 
griff der wirklichen Gemeindeglieder genau bezeichnet, alle übrigen, zu den Gemeinden in irs 
gend einer Beziehung ſtehenden Ju- und Ausländer aber nur udter den allgemeinen Ausdruck 
der Ausgejchloffenen fubfummirt. (G. 13, desſelben Gefeges.) 


Die Nichtausſcheidung der legteren im ihre verfchiedenen Gathegorien erfchwerte be; 
reitd den Vollzug des Lofalumlagengefeges vom 22. Fuli 1819. Sie würde aber in erhbh— 
ten Maaße vermißt, bei Vollzug des Heimatgeſetzes vom 11. September 1825 und ins; 
befondere des G 6. diefes Gefeget, und von dem Augenblide an, wo das Diſtricts-Umla— 
gengefeg desſelben Jahres dem Art. IL, Ziff. 1. 4. und 5. des Lofalumlagengefeges umfaſ— 
fende Folge gegeben hatte, 


Das Gefeg vom 1. Juli 1834 hat dem langgefühlten Bedärfniffe abgeholfen. Es 
beftehen fortan gefeglih 4 gefchiedene Arten von Nichrgemeindegliedern und zwar:— 


1. Gemeindeangehdrige mit Anſaͤſſigkeit, (Inſaſſen, Beifaffen, ) 

2. Heimatsangehdrige ohne Anſaͤſſigkeit. 

3. Heimatsangehdrige anderer Gemeinden oder Staaten (Mierhleute, Juleute.) 
4. Gemeinde: Forenfen. 


Diefe Anordnung fichert den Gemeinden bie Möglichkeit, ihre In- und Beifaffen 
von den bloffen Heimarsberechrigten, und legtere von jenen Zorenfen zu unterfcheiden, denen 
nach dem oberwähnten $. 6. des Heimatsgeſetzes ein Recht zum Aufenthalt nur in fo ferne 
zuſteht, als 

1) fie fi mit ihrer Familie auf erlaubte Weife zu ernähren vermögen, und 


2) ihnen nicht ſolche Ruͤckſichten entgegenſtehen, welche auf Gefege und Verorduun— 
gen gegränder find. 


Sie gewährt ferner die Möglichkeit, erwerblofe Individuen in ihre Heimargemeinde 
zuruͤckzuweiſen, obne fie nad) der Verordnung vom 17. November 1816 ald Bertler und 


Vaganten zu behandeln, 


Diefe gefetzliche Beltimmung muß nothiwendig aud auf die Form derjenigen Auf: 
zeichnungen zurädwirken, welche durch beſtehende Geſetze und Verordnungen bezüglidy der Ges 
meindeglieder, der Gemeindeangebbdrigen, Mieth- und Inleute a, f. w. angeordnet find, in: 
dem die Urwahlliften nach, wie vor, als flers evidente Matrikel fämmtlicher wirklicher Ges 
meindeglieder zu betrachten, die Zus und Beifaffen, die bloffen KHeimatangehdrigen, bie 
Mierh: und Inleute, und die Gemeinde: Forenfen aber in je eigene Aufzeichnungen zu vers 
weifen ſeyn dürften, wobei inöbefondere jene Über die Mierh: und Inleute zugleich deren 
Heimat und die Frage zu Idjen hätte, ob und wie fich felbe mit ihren Familien nach $. 6. 
des Anfäffigmachungsgefeges ordentlich zu mähren vermögen. Es wird dießfalls binnen 4 
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Wochen dem näheren Gurachten der Königlichen Kreis : Regierungen enrgegengefehen, welches 
insbefondere darüber ſich zu verbreiten hat, wanu die im einem Orte ſich vorübergehend auf: 
baltenden Angebdrigen einer andern Gemeinde aus der Elaffe der Fremden in jene der Mierh: 
und Juleute übergehen. 
Zu $. 3. des Geſetzes vom 1. Juli 1834. 
Die Vertretung der Gemeindeglieder betreffend. 


Die Frage, wer Pächter des größten Antheils an dem verpachreren Gefammtgute 
eines Gemeindeforenfen ſey, richter fih nah den Grund, Dominifals und KHausfteier: 
Quoten diefer Pachtanrheile. 

ka Zu $. 6. des Gefenes vom 1. Juli 1834, 
Die Theilung der Gemeindegrände betreffend. 


Bezüglich des Sinnes nachſtehender Gefegesitelle, 
unter welchen Dreiviertel jedoch die Grbärbegäterten der Gemeinde, Towie der oder 
die Schäfereiberechtigten begriffen ſeyn muͤſſen, 
wird fid) auf die von dem Königlichen Staatsminifter des Innern in der 52. Sitzung 
der Kammer der Abgeordneten gegebene amtliche Erklärung berufen, 


Um übrigens die Verhandlungen über Gemeindegränderheilungen vor jeder Verwick— 
lung oder Verzögerung zu fichern, werden fämmtliche Kduigliche Kreisregierungen angewiefen, 
Sorge zu tragen, daß ſtets gleichzeitig mit der Frage der Theilung felbft auch die Feftitellung 
des auf die vertheilten Gemeindegrände zu Gunften der Gemeindecaffe zulegenden Grundzinfes, 
fo wie die Zahl der zur Verpachtung an Kleinbegüterte oder Leerhaͤusler zuräcdzubehaltenden 
Theile in Berathung gezogen werden. 


Zu $. 8, des Geſetzes vom 1. Juii 1834, 
Das magiftratifhe Perfonal betreffend, 


Der $. 8 des Gefeges fichert den Stadrgemeinden die Möglichkeit, ihre Ges 
meindelaften durch jede der Dertlichkeit angemefiene Minderung des Perfonald und der Vers 
waltungsfoften möglichft zu mindern, und auf folche Weife von dem ohmedieß durch die Zeit; 
Verhältniffe felbft, und durch mannichfadye Urfachen erſchuͤtterten ſtaͤdtiſchen Wohlſtand jede 
unndrhige Gefährde abzuwenden, 

Die Königlichen Kreisregierungen werden diefen fo wohlthätigen $. in feiner wahren 
Bedeutung aufgreifen, und durchaus Feine, feinem Geifte und Wortlaute zumiderlaufende re: 
frictive Auslegung geftatten. Sie werden jeder Wahl zu beſoldeten ftabilen Stellen die Ruͤck, 
frage darüber vorangehen laffen, ob die Gemeinde von der ihr eingerdumen Befugniß Ges 
brauch machen wolle, oder nicht. Sie werden endlich darüber wachen, daß der Euratelconfens 
nur bei obwaltenden abfoluten Hinderniffen verweigert werde. 

Ebenfo werden die Königlichen Kreisregierungen dafür forgen, daß das über die Ge; 
hälter des Magiftratöperfonals am 3. Auguft 1818 erlaffene Regulativ in Zukunft genau 
eingehalten, und jede udthig ſcheinende Ausnahme der vorgängigen Genehmigung des Kdnig: 
lien Staatsminifteriums des Yumerm unterftellt werde. . 

Die von der Euratelbehdrde feftzufegende Zahl der Kirchenverwaltungsmitglieder rich: 
tet ſich innerhalb des gefeglichen Marimums und Minimums nach dem Umfange der Kirchen: 
Bemeinde, nad der Größe des Kirchenvermdgens, und nad den mit deffen Verwaltung etwa 
verbundenen befonderen Schwierigkeiten in der Urt, daß die Kirchengemeinde zwar die Ber: 
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mehrung der Mitglieder über die von der Curatel ald ndthig erachtere Zahl bis zu dem ge 
fegliyen Marimo, nicht aber Das Herabgeben unter diefe Zahl geſtattet bleibt. Die Wahl, Einweis 
fung und Verpflichtung der Mitglieder finden nach Gemeinden in dem directen Wahlacte, * der 
Beſtimmung des Geſetzes, und insbejondere nad) Analogie der Gemeiudewahlordnung vom 5. Aus 
guft 1818 unter Leitung des erjten Diftricröpolizeibeamten, und fo ferne eine Kirchengemeinde 
mehrere Polizeibezirke berührt, unter Leitung jenes Beamten des vorzüglich berbeiligten Bezirkes ftatt. 

Wahlſtimmrecht und Wahlfahigkeit Beben ohne Ruͤckſicht auf Steuerzahlung der Eis 
genſchaft eines wirklichen Gemeindegliedes an. Kompetenz, Gefchäftögang und Gurat: (verhält: 
uiſſe richten ſich wach dem bereits bisher für die Verwaltung des Kirchenſtiftungsvermbgeus bes 
flandenen Verordnungen, insbefondere, was den Gejchäftsgaug betrifft, nad) Analogie der Vers 
orduungen vom 21. und 24. September 1818, die Geſchaͤftsfuͤhrung der Magiftrate und 
Ruralgemeinden betreffend. Eben fo it auch die bis zu dem 1. Detober d, Is. allenthalben 
vollender feyn muͤſſende Ertradirion des DVerwaliungsobjectes, unter analoger Anwendung der 
Snftructionen vom 15. März 1817 und 5. Eeptember 1818 über die Ertradition des Ge: 
meindes und Stifrungsvermdgens zu bewerkitelligen. 


Zu $. 17. des Gefeges vom 1, Juli 1834. 
Birkungstreis der Gemeindebevollmädrigten betreffend. 


Die von den Ständen ded Reichs im Jahre 1831 lebhaft begehrte, durch die Er: 
fahrung des Rheinkreiſes im hoben Maaße bewährte und von der Staatsregierung im ber 
Schlußbeſtimmung des Geſetzentwurfes aufgenommene Einführung jaͤhrlicher Etatsvoranſchlaͤge 
in dem geſammten Bereiche des Stiftungs. und Comunalhaushaltes wurde von den Kammern 
des Jahres 1834 unter gleihmäjfiger. Anerkennung der Norhwendigkeit ald Gegenfland des 
ausfchließenden Verwaltungs; und Guratelrefforts erklärt: 

Es erſcheiut dringend udthig, diefe Maafregel mit Beginn des Etatsjahres 1834 
in das Leben treten zu laffen. Sie vereinfaht das Gefchäft, fie udthiget die Gemeinde: 
und Stiftungebehdrden im Voraus, und im Zufammenbange zu erwägen, was jeßt oft ex 
post jedenfalls fterd fraguentariſch zur Ueberlegung koͤmmt, fie indicist endlich den nach dem 
bisherigen Verfahren in zablloje Einzelnheiten ſich zerfplitternden urateleinfluß auf einen 
einzigen Wer, ftellt die Gemeindebehbrden in dem Laufe des Jahres auf jenen freien Vollzugö— 
ftandpunet, der den Anforderungen des Gefchäftes ebeufo, als dem Geifte der gegenwärtigen 
Geſetzgebung allein zu eutſprechen vermag. 

Saͤmmtliche Königlichen Kreisregierungen werden daher unter Hinweiſung auf bie 
anrubenden Auszüge aus den ftändifchen Wünfchen des Jahres 1831, aus dem Gefegent: 
wurfe ded Jahres 1834 auf die Motive des Leitern, und auf die Kammerverhandlungen, 
angewiefen, binnen fpäteftens drei Wochen darüber gutachtlich ſich zu Auffern, wie der fo 
wichtige Zwed mit möglichfter Einfachheit und Zweckmaͤſſigkeit erreicht werden kann. 


Zu $. 18, des Geſetzes vom 1. Juli 1834, 


Das Verfahren bei abweidenden Unfichten des Magiftrats und der 
Gemeindebevollmädtigten betreffend, 


Der $. 18. des Gefeges ordner gemeinfame Sigungen der Magiftrate und Bevoll: 
mächtigten, jedoch in der Art an, daß jede diefer Behdrden fir ſich abftimme und befchließe, 
falls eine Vereinigung beider nicht zu erzielen ſeyn ſollte. Es iſt daher für ſolchen Fall 

Bd. XI. 32 . 
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eine förmlidye itio in partem in der Art fefigeftellt, daß jeder der beiden Körper in fich 
in Beiſeyn der übrigen abitimmt, und daß zum Beifpiel, wenn ein Magiftratsrarb und 18 
Bevollmächrigre für 5 Magiftratsrärhe gegen ſtimmen, die 19 Stimmenminoritdt gegen die 


5 bilden, weil die diffentirenden 5 Stimmen die Majorität aus deu beiden Körpern repräs 
fentiren. 


3u $. 25, des Geſehes vom 1. Juli 1834. 


Die Ausübung der Feldpolizei betreffend. 


Die Siebnerei ift eine im den nördlichen Provinzen des Meichd übliche Form des 
Feldgerichts. Es verſteht fich von felbft, daf wo diefe Form nicht beftcht, uud von einer 
Gemeinde nicht eingefilhre werden will, das bisherige Feldgericht gleichfalls in Wirkſamkeit 
bleibt. Eben fo verſteht fich von felbft, daß die Vorlage and Bekauntmachung der Eiebnerei 
und Feldgerichtsordnungen weder die Anzeige, noch die Kundgabe jener geheimen Zeichen in 
fi) begreift, wodurch diefe Inſtitute ihre Markungszeichen gegen Faͤlſchung zu fihern pflegen, 
und welche in der Regel als ein eidliched Geheimnif der Mirglieder berrachter werben, 

Uebrigend ift ed norhwendig befunden worden, daß ſowohl in magiftratifchen, als 
Landgemeinden, die privzipiellen Gemeindebefchlife von den übrigen getrennt, und in ein ei: 
genes Sraturenbuch aufgenommen werden, Die Königlichen Kreisregierungen werden daher 
Sorge tragen, daß die aus der Periode von 1818 ftammenden Beſchluͤſſe ebenerwähnter Art, 
wohin insbefondere die Befchläffe Fber die Wahl des Umlagen Maaßſtabes (Art. VI. des 
Gefeges vom 22ten Juli 1818) gehören, gehdrig gefammelt und ausgefchieden, und alle 
kuͤnftigen Beſchluͤſſe aͤhnlicher Art dem Statutenbuche einverleibt werden. 


Der bewährte Eifer der Kdniglichen Kreisregierungen fiir dad Wohl ihrer unterges 
benen Gemeinden bürgt dafuͤr, daß vorfichende, ſaͤmmtlichen Curatelbehörden mitzutheilende 
Normen im Geifte des meuen Gefeged vollzogen werden. Uebrigens wird das Nibnigliche 
Sraarsminifterium des Junern jeden allenfallfigen Zweifel auf erfolgte Aufrage alsbald Idfen, 


fo wie felbes den Nachweiſen Über den vollftändigen Gefeßesvollzug fpäreftens am 1. Juni 
1835 enrgegen fiehr. 


München am 11. Auguft 1834. 
Staatöminifterium des Inneru.—. 


An 
ſaͤmmtliche Kreisregierungen dieſſeits des Rheins alſo ergangen. 


Beilage Zum Miniſterialreſcript vom 11. Auguſt 1834, 


die Vollziehung der am 1. Juli 1834 Allerhoͤchſt ſauctionirten 
Reviſion des Gemeindeediets betreffend. 


Geſammtbeſchluͤſſe der Staͤndeverſammlung des Jahres 1831, — der Re⸗ 
viſion des Gemeindeedicts. 


J. Geſammtbeſchluͤſſe vom 26. Auguſt 1831. 
a) Es möge die Staatsregierung den Ständen des Reiches ein allgemeines Ges 
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feg über die Einguartirungslaften vorlegen, bei welchem gleiche Verpflichtung 
aller Staatsbürger, ohue Unterfchied des Standes und Ranges, jedoch mit 
Ausnahme der Standesherrn in den, im 6. 12. der Beil. IV. zur Verfaſ— 
fungsurfunde bezeichnetem Falle, als die Grundlage angenommen, der Zif— 
fer 3. des 6. 19 des II. Titels ded Gemeindeedictd vom 17. Mai 1818 
einer Revifion unterworfen werde, und die Ziff. 1 und 2. des Art, III. 
des Gefeges vom 22, Juli 1819, die Umlagen für Gemeindebeduͤrfniſſe be: 
treffend, auffer Wirkſamkeit gefegt werden. 

b) Es möge das vorher bemerkte Gemeindeediet und das Gemeindeumlagengefeß 
auch hiuſichtlich der Concurrenzpflichtigkeit zu den Borfpannslaften einer Revi— 
fion unterworfen, und dabei folche Beſtimmungen getrnffen werden, daß die ger 
fegliche Gleichheit in diefen Gemeindelaften für alle Staatsbürger erreicht werde, 


11. Gefammtbefhluß vom 5. December 1831. 


Es möge Seine Majeftät der König in Gemäßheit des $. 9. Titl. IV. der 
Verfaffungsurfunde und der 66. 46 bis 49. des Edictes IT. zur Verfaffangsurfunde gerus 
ben, den $. 59. und die Übrigen damit in Verbindung ftehenden 99. 47, 82, 94 und 
102. des Gemeindeedictes im legislativen Wege nicht nur abzuändern , und mit der Ber: 
faſſungsurkunde in Einflang zu bringen, fondern auch den $. 25. über die Geſchaͤftsfuͤh⸗ 
rung der Magiftrate vom 21. September 1818, und die 69. 8, 9 und 21. des Regular 
tivs zur Gefchäftsführung und Verwaltung der Ruralgemeinden vom 21. September 1818 
in geeigneter Weife, mit Ausnahme in&befondere der allgemeinen, d. h. nicht für einen eins 
zelnen Religionstheil beftimmten Wohlchätigkeitöftifrungen berichtigen zu laſſen; damit da— 
durch alle gegen die Verwaltung der Stiftungen und Renten verjchiedener Religionstheile 
in gemifchten Gemeinden angebrachten Beſchwerden gehoben, und Fünftige mögliche Eingriffe 

i1das Eigenthbum, in den Genuß, und die Verwaltungsbefugniß folcher Localftiftungen 
wirffam abgehalten werden. 


II. Gefammebefchläfe vom 11. December 1831. 

1) Es möge Seine Majeftät der Koͤnig geruhen, das Gemeindeedict vom 
17. Mai 1818, und die ihm nmachgefolgten fünf Vollzugsordnungen einer 
Revifion zu unterwerfen, und der ftändifchen Beiftimmung alle jene legislas 

"tiven Maafregeln zu bezeichnen, welche dazu dienen koͤnnen: 

a) Anftellungen mit Srabilität oder mit Subfjumtion unter das IX. conftitus 
tionelle Ediet von dem drelichen VBedarfe, und von dem Ermejfen der Com— 

— muunen felbft abhängig zu machen; 

b) die WVorbedingungen zur Uebernahme der Gemeindeämter möglichft zu 
mildern; 

c) die Gompetenzverhältniffe, den gebotenen Gefhäftägang und die gebotenen 
Gefchäftsformen der Comunalbehörden, namentlihd auch deu $. 130. des 
Gemeindeedictes, im Geifte der Inſtitution, und der unterm 17. Decem: 
ber 1825 filr die unmittelbaren Staatsbehbrden ertheilten Normen anges 
meffen zu vereinfachen ; : 

d) die Wechfelbeziehungen der Magiftrate zu den — — und 
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die Ordnung im ſtaͤdtiſchen Haushalte durd) Einführung jährlicher gemeins 
fan berathener Etatsvoranſchlaͤge zu erleichtern, und 

e) den Bewohnern der Erädte, -gleich jenen der Ruralgemeinden die fo wohl: 
thärige und dem couftitutionellen Syſteme fo eutſprechende Deffenrlichkeit 
der Finanzen, fen es dur dffentlicyes Verleſen der jährlichen Rechnungen, 
ſey es durch deren Abdruck und Bekanntmachung zuzumenden, 

2) Seine Majeftär der Kbmig möge allergnävdigit verfügen, daß 

1) keine feir dem Fahre 1818 beitchende Gemeinde, wenn nicht mit Zu— 
ffimmung derfelben, aufgelber, und neu Brenn! werden koͤnue; außer 
im Wege der Geſetzgebung. 

2) Die Revifion der Gemeindewahlordnung vorgenommen werde, und die Kb: 
niglide Staatöregierung die Vorlage derfelben bei künftiger Srändeverfamm- 
lung bewirken, in Folge deſſen fünfrig die Gemieindevorfteher nicht mehr 
Mirgliever des Gemeindewahlausſchuſſes ſeyn follen, 

3) Bei Meinungsverichiedenbeiren zwiſchen Magiftraten nnd Gemeindebevollmäcz 
tigten der Magiftrac und die Gemeindebevollmaͤchtigten zu gemeinſchaftlicher 
Berathung und Veichlußfaffung zufammen zu treren hätten, uud 

4) Diejenigen Staͤdte zweiter Claſſe, welche es verlangen, deren Lage es er: 
beifcht, deren Gomunalvermbgen über die Befoldung eines eigenen Stadt: 
commiſſaͤrs nicht erlaubt, unmittelbar unter die Kreisregierungen geftellt 
werden follen, jedoch vorbehaltlich der verfafjungsmaäfligen Fe der etwa 
dabei berheiligten Herrfchaftögerichte, 


$. 36. 
28255, 
(Die Vollziehung des Gefepes vom 1. Juli 1. Is. die Reviſion ded Gemeinderdictes betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majefidär des Kduigs. 


Der Königlichen Regierung des Obermainkreiſes wird auf ihren Bericht von 27. 
Auguft und 27. Seprember I, Ges. im bemerkien Berreffe zur Entſchließuug erwiedert, 
was folgt: 


I, Zu $. 2. des Geſehes vom 1. Juli 1834, 

Die Vollziebung vom 11. Auguft d. Js beabſichtigt nur die foͤrmliche Aufzeich— 
nung jener Mierh : und Jnleute, deren Aufenthalt längerer Dauer ift, und will daher die 
blos momentan ſich aufhalrenden Heiimatsangebörigen anderer Gemeinden oder Etaaten wie 
bisher nach deu Grundfägen der Fremden:Polizei behandelt wiſſen. 

Die der Königlichen Regierung aufgerragene gutachtliche Weuferung har ſich dems 
nad mit der Löjung der Frage zu befaffen, wann, und unter melden Vorausfegungen auds 
wärrige Heimatsberechtigte der foͤrmlichen Aufzeihuung als Mierh: und Inleute mir Bes 
ruͤckſichtigung des $. 6. des Heimarsgefeges vom Jahre 1825 zu unterliegen haben. 


HM. Zu $. 8, des Geſehes vom 1, Zuli 1834. 
Die Anfrage bezüglich der Leitung der Wahl der Kirchenverwaltungsmitglieder finder 
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durch dad Generale vom 15. October I, 36. ihre Erledigung, Fu fimultanen Orten mit 
ungetheilrem Kirchenvermdgen bilder ſich, folange bis die Abtheilung erfolgen kann, die Kir: 
denvermaltung aus ben beiden Pfarrern der beiderfeitigen Gonfeffionen, wovon der im Dienfte 
ältere, ald Vorſtand eintritt, dann aus der feftgefeßten Zahl der Verwaltungsmitglieder, 
weldye aus jeder Confeffion zur Hälfte gewählt werden, 

Bei der gefeglih audgefprochenen Beiziehung eines Abgeordneten, Vorſtandes oder 
Mitgliedes der Gemeindeverwaltung zu der Kirchenderwaltung bat ed auch bei Simultan: 
Kirchengemeinden fein Berbleiben, 


11, Zu $. 18. des Gefehes vom 1. Juli 1837. 


Gemäß der für die Abflimmungen in den gemeinfamen Gitungen der Magiftrate 
und Bevollmächtigten dur die Vollzugsweifung vom 11. Wuguft L Is. vorgezeichneten 
Stimmenzählung ift eine Majoritär der Stimme nur dann anzunehmen, wenn ſich jeder der 
beiden Kbrper per majora für diefelbe Auſicht ausgeſprochen bat, fo daß alſo bei nicht über: 
einftimmenden Majoritäten ftetd die Entſcheidung der vorgefegten Euratel erholt werden muß, 

Nach diefen Erläuterungen wird die Kbnigliche Regierung’ der dur die Vollzugs— 
weifung vom 11. Auguft I. 38. verlangten gutachtlichen Aeufferungen Binnen 4 Wochen 
erftatten koͤnnen. 


München den 5. December 1834. 


Staatöminifterium des Junerm 


An 
die Königliche Regierung des Obermainfreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


$. a7. 


8425, . 
(Den Vollzug des $. 13. des revidirten Gemeindeebictd bezüglich auf die Aufzeihmung der Gemeindranaehöri: 
gen betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Kbnige, 


Nachdem fämmtliche Regierungen, Kammern des Innern, der Kreiſe diesfeits des 
Rheins in Folge der Minifterialaufforderung vom 11. Auguft v. J. über die einfachfte und 
zweckmaͤßigſte Vollzugsweife des F. 13. des revidirten Gemeindeediets wohlbemeffene Vor: 
{läge eingereicht haben, fo wird nunmehr im erfolge jener Verfügung und in Uebereins 
fimmung mit dem Gutachten der erwähnten Kreisftellen hiemit Nachftehendes verfügt. 


I, 


Die Urmwahlliften ald Matritel fämmtlicher wirklicher Gemeindegliever werben auch 
fortan nach der bisherigen Vorſchrift evident gehalten. 


ll. 
Die übrigen einem Gemeindebezirte angehdrigen, aber mit Gemeindebürgerrechten 
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micht begabten Perfonen ($. 13. Ziffer 1., 2. und 3, des revidirten Gemeindeedicts) find 
in gefonderten Verzeichnißen vorzutragen und zwar 


1) die Inſaſſen und Beifaffen nah Formularanlage I. 
2) die ausfchließend Heimarberechrigten nach Formular I], 
3) die Mieths und Inleute nah Formularanlage II. 


II. 


In diefen Verzeichnißen ift jeder Familie, d. h. jedem Famlienhaupte und feiner Ans 
gehdrigen ein eigener Bogen zu widmen, ſonach der Uebertrag aus dem Verzeichniße der 
Familienangehörigen auf ein eigenes Folium zu bewirken, fobald das betreffende Judividuum 
einen eigenen Familienftand begründet. 


IV, 


Ju dad Verzeichniß der Heimatöangehbrigen anderer Gemeinden oder Staaten 
(Mieth⸗ und Inleute) find jene Individuen diefer Claffe aufzunehmen, welde, ohme ftändigen 
Wohuſitz in den Gemeinden erlangt zu haben, dafelbit einen eigenen Haushalt (felbftjtändige 
Wirthſchaft) auf gewifle, oder im Voraus nicht beftimmte Zeit dafelbft führen, ſonach einen 
vorübergehenden Wohnfig aufgeſchlagen haben. 


V. 


Auswaͤrtige Heimatsberechtigte, welche nur einen voruͤbergehenden Aufenthalt in 
einem Orte aufſchlagen, ohne ſelbſtſtaͤndige Haushaltung zu machen, find im keines dieſer 
Verzeichniße aufzunehmen, fondern lediglih als Fremde zu behandeln, als ſolche mit ven 
ndthigen Aufenthaltöfarten zu verfehen und in die Fremdenregiiter zu verweifen, 


Die Gemeindeforenfen bedürfen einer perfönlihen Aufzeichnung nicht, da fie nur 
binfichtlih ihrer im der Gemeindemarkung liegenden Grundſtuͤcke oder nutzbaren Rechte in 
einer Beziehung zu dem Gemeindeverbande ftehen, dieſe Grundftdde oder nugbaren Rechte 
aber. ohnehin in den Lagerbiüchern erſcheinen, welde in den Städten von dem Magiftrat 
($. 69. des revidirten Gemeindeedietö und $. 32. der Inſtruction für die Polizeidirectionen 
vom 24. September 1808) in den Landgemeinden von dem Vorſteher (Fſ. 100. des revis 
birten Gemeindeedictd und $. 14. et seq. der Zuftruction für die Gemeindevorfteher vom 
24. September 1808) geführt und evident gehalten und worin überall die jedesmaligen Be: 
figer vorgemerkt werden muͤſſen. 

Die Kbniglichde Kreisregierung wird hienach dad Geeignete verfügen, und Gorge 
tragen, daß ſaͤmmtliche Verzeichniße fpäreftens am letzten September I. 3. in fämmeli: 
den Gemeinden der Kreiſe diesfeirs des Rheins vollftändig hergeftellt feyen, und fofort 
ſtets evident gehalten werden, 


München, den 1. April 1835. 
Staatöminifterium des Innern. 


An 
die Königlichen Regierungen, K. d. J., diesſeits des Rheins alfo ergangen. 
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12028 \ 9. . 
(Den Vollzug des F. 13, des revidirten Gemeindeedietes bezüglich auf die Aufzeichnung der Gemeindean: 
gehörigen betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Konigs. 


Nachdem die Kbniglidre Regierung des Unterdonaufreifes Kammer des Innern zu 
folge berichrlicyer Anzeige vom 26. v M. und nah Ausweis des vorgelegten Actes, zu 
dem Bollzuge_ded F. 13. des revidirten Gemeindeedietes wegen Aufzeichnung der Ge: 
meindeangebdrigen fon am 18. September v. J. inftructive Weiſungen an die Diſtricts— 
Polizeibehdrden des Unterdonaufreifes erlaffen hat, in Folge deren dieſe Aufzeihwung in 
den meiften Gemeinden bereits bergeftelle ift, fo wird umter gebührender Anerkennung des 
von der Königlichen KHreisregierung biedurch in dem Vollzuge des erwähnten Gefeges bethä: 
tigten einfichtövollen Eifers und in Berddjichrigung, daß die gerroffene Anorduung ibrem Zwe⸗ 
cke entipricht, uud im dem wefentlichen Punkren mir der am 1. v. M. in vielem Betreffe 
an fämmrlicye Königliche Kreisregierungen dieſſeits des Mbeins erlaffenen Zaftructivndem 
übereinftimme, die Umarbeitung der angefertigten Berzeichniffe erlaffen. 


Die Königliche Kreisregierung wird übrigens bei” Bekanntmachung des Generale 
vom 1. dv. M. durch weldhe die Bebbrden von der Entbebrlichkeit der perſoͤnlichen Aufzeich⸗ 
nung der Gemeindeforenien ohnehin verftändige werden, die Weifung ercheilen, daß die Auf: 
zeichnungen vorſchriftsmaͤſſig ergänzt und bei ihrer Erneuerung genau nad) dem mirgerheilten 
Formulare angelegt werden. 


Minden deu 7. Mai 1835. 


Staatöminifterium des Fnuern 


An 
die Königlihe Regierung des Unterbonaufreifes Kammer des Junern alfo ergangen. 


$. 39. 
l 


ART. 
(Den Vollzug des $. 13. de& revidirten Gemeindeedictes, bezüglich der Aufzeihnung der Gemeindeange: 
hörigen betreffend.) 


- 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Kbnigs. 


Der Vollzug des 9. 13. des repidirten Gemeindeedictes bezůglich der Aufzeichnung 
der Gemeindeangebbrigen muß in der Stadt Münden, wie überall, nach den am 1. April 
v. J. ertheilten Vorſchriften gefcheben. 


Die Theilnabme des Magiftratd und der Königlichen Polizei: Direktion richtet fich 
biebei nach den Beſtimmungen der Allerhoͤchſten Verordnung vom 15. September 1818 
Das Verhaͤltniß zwiſchen der Polizei-Direction und vem Magiftrare der Haupts und Res 
fivenzftade München betreffend, welche in den H9. 16 bis 20 die desfallfige Competenz bei: 
der fefttelle, wobei nicht verhehlt werden kann, wie unerfreulich es ſeyn mußte, und wie fehr 
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es weiteren Gefegvorjchlägen im Intereſſe der Gemeinde entgegen ſtehe, jene Stadtgemeinde 
Münden, welche durd das frühere Anſaͤſſigmachungsgeſetz und durch die früheren Normen 
zum Vollzuge des Gewerbögejeges fo bittere Beſchwerden gefuͤhrt hatte, und welcher durch 
das Gefeg von 1834 ein fo wefeurlicher Zuwachs von Rechten geworden ift, über die Ars 
beit Hagen zu fehen, welche (falls wirklich die Matrikel über die In- und PBeifaffen als 
zu ihr comperirend erfcheinen follte) ihrem Bubaltern : Perfonale aus einer zum Schutze der 
Gemeinden getroffenen und von allen Gemeinden der Monarchie mir Dank aufgenonmmenen 
Anordnung etwa erwachfen könnte, und wobei dem Nachweife der vorſchrifté maͤſſigen Herftels 
lung jener Matritein binnen 2 Monaten unfehlbar und bei eigener Haftung der Kduiglichen 
Regierung des Fiarfreifes entgegen geſehen wird. 
Minden den 30 Januar 1836. 


Staard:Minifterium des Innern 


An 
die Königlihe Regierung des Iſarkreiſes Kammer des Innern alfo ergangen. 





xl. Zu $. 14.* des revidirten Gemeindeedicts, 
Vertretung der Gemeinbeglieber. 
$ 20. 
Die Frage wer Pächter des größten Antheild an dem verpachteten Gefammtgute ei‘ 


nes Gemeindeforenfen fen, richtet fi) nach der Grunds, Dominicale und Hausſteuer-Quote dies 


ſes Pachtantheils. *) 
Auszug aus der Minifteriatentfhließung vom 11. Auguſt 1834 die Vollziehung der am 1. Juli 
1834 Allerhoͤchſt fanctionirten Revifion des Gemeindeedicts betreffend. 


XI, Zu $. 18. bes revidirten Gemeindeedicts. 
Netractöreht ex capite incolatus. 
$-. 41. 


(Das Retractöreht ex capite incolatus betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeflät des Konigs. 


Wenn gleich nicht zu mißfennen ift, daß das bier und dort noch beftchende Wet: 
ractörecht ex capite incolatus mir dem Geijte der gegenwärtigen Staatsverfaſſung in Feiner 
Beziebung ſich vereinigen’ läßt, und daher auch mit der Einführung des neuen bürgerlichen 
Geſetzbuchs Für die Zukunft wirklich erldſchen wird; fo hat doch dasſelbe bis jegt einen 
förmlichen, von der Regierung anerkannten Rechtstitel gebildet, deſſen Fünftige Aufhebung 


914l, 


) Beraleihe 35. S. 344. oben; dann Miniſterialentſchließung vom 31. October 1837 Ar. 1101 


4. 7. oben). 
(.$. 7.0 — 
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auf einen im gegenwärtigen Augenblide ſchon anhängigen Rechtöftreir, ohne Verlegung wohl: 
bergebrachter Rechte, nicht zurädwirken kann, 

Diefes wird dem Generalcommiffariar ded Mainkreifes, auf feine Berichte vom 26. 
Hanuar und 27. Februar d. Is. zur Refolurion erbffuer, um biernady den Advocaten Merk 
zu verftändigen, daß er, ald Anwalt, des Baͤckermeiſters Raab zu Lichtenfels feine Cinrer 
den gegen das von dem Bürger Jchann Dippold eingeflagte, angeblih auf Ortsobſervanz 
gegrändere Einftandsrecht, und gegen deffen Anwendung auf den Fall einer Werfteigerung, 
bei den einfchlägigen Juſtizſtellen um fo unbedenflicher geltend zu machen habe, als dieſe leg: 
tern eine ſtrenge Beurtheilung eines. foldyen dem Intereſſe des Staars entgegenftehende Rechte 
fih von felbit zur Pflicht machen, und ſohin begänitigenden Ruͤckſichten oder Erklärungen 
für eine augebliche DObjervanz nice flatt geben werden. > 

Minden den 19. April 1809. 


Staardsminifterium des Junern. 


An . 
das Generalcommiffariat des Mainkreifes zu Bamberg alfo ergangen. 


XI. Zu $. 19. des revidirten Öemeindeedicts. *) 
Befreiung von Gemeindelaften. 


8. 42. 
4833, 
(Die Befchwerde des N. N. und N. N. in N. wegen Beiziehung zu Gemeindefrohnen betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftär des Könige. 


Der Königlichen Regierung ded Untermainkreiſes K. d. J. werden die mittelft Ber 
richts vom 22ren März l. Fe. vorgelegten Werten, die Befchwerde der N. N. und N. M. 
in N. wegen Beiziebung zu Gemeindefrehnen berr. mit der Eutſchließung zurücgefenver, daß, 
nachdem durch Verträge und particuläre Drrerechre gemäß $. 19. Nr. 3. dann $. 30. und 
31. des Gemeindeedicts im Dergleihe mit dem Art. TI. Nr. 1. des Gefeges über Umlagen 
der Gemeindebedtrfniff‘, zwar ein anderer Maafitab als jener der gleichen Coucurrenz zu Ges 
meindebedürfniffen begründet, niemals aber eine völlige Befreiung von Gomcurrenzen aus irs 
gend einem Titel angeiproden werden faun, der von den Befchwerdefübrern erhobene unter 
allen Vorausfegungen unftarchefte Necdyteanipruch auf Befreiung von Gemeindedienften oder 
Frohnen lediglich abgwiefen, und der Gemeindeverwaltung die Leiftung des durch Erkennt; 
niffe vom 22ren März und 1Oten Dezember v. Fe. derfelben auferlegten Eides erlaffen fen. 

Uebrigens foll niemals Die Einleitung eines weitläufigen Etreirverfabrens, fondern 
nur eine ſummariſche WVrotocollarverhandlung der zum Reſſort des Gemeindecuratel gehdrigen 
Gegenftände für die Zukunft geftarrer werden, 

Münden den 19. Yuni 1828, 


Staatöminifterium des Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Untermainfreifes, K. d. J., alfo ergangen. 





*) Vergl. Miniſterialentſchliehung vom 31. October 1837 Nr. 1101, ($. 7. S. 107. oben). 
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511 8 
7511, 
(Der Recurs des Gaftwirthd Kempf zu Michelbach wegen Zuziehung zur Frohne bei Gemeindewegbauten betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Nachdem der Recurs des Gaſtwirths Conrad Kempf zu Michelbah gegen bie 
Entfhließung der Königlihen Regierung des Untermainkreijes, K. d. J., vom 30. Mai 
v. 3. woduch er mir feinem Anſpruch auf Freiheit von den Frohnden ‚zum Gemeindewegbaue 
abgewiefen worden ift, als zur Competenz des Königlichen Staatsrathsausſchuſſes nicht geeigs 
ner, am 6. April d. Is. an das SKöniglihe Staatsminifterium des JInnern verwiefen 
worden iſt, fd wird mad) Einfiht der Merten die angeführte MRegierungsentichliefs 
fung biedurch beftätigt, weil die Pflichtigkeit zu Gemeindefrohnen nach 6. 19. des Gemeinde; 
edierd vom 17. Mai 1818 auf der Eigenfchaft des Mecurrenten, als Gemeindemitglied bes 
ruht, und gegen diefe gefegmälfige Verbindlichkeit aus dem Vertrage über den Ankauf feines 
Wirthsbauſes vonn 15. November 1766 Feine Befreiung abgeleiter werden kann, da zufolge 
$. 19. Nr. 3. dann $. 30. und 31. des angeführten Edicts in Verbindung mit Urt. I, 
Nr. 1 des Umlagengefeged vom 22. Juli 1819 befondere Verträge und particuläre Orts; 
Rechte zwar auf den Maaßſtab und das Verhälrniß der Concurrenzpflicht von Einfluß find, 
aber durch dad Geſetz nicht gls Aukunftstitel der Freiheit von Beiträgen anerfannt wurde, 

Die Koſten aller Zuftanzen werden übrigens in Berädjichtigung des guten Glau— 
bend, in dem der Recurrent feinen vermeintlichen Befreiungsanſpruch verfolgte, in allen Zus 
ſtanzen compenfirt. 


Minden den 2. Mai 1832. 


- 
> 


Staatöminifterium bed Innern. 


z An 
die Königliche Regierung des Untermainkreifes Kammer ded Innern alfo ergangen, 





XIV. Zu: $. 24. des revidirten Gemeindeediects. 
Erhaltung der Stadtthore, Thürme nnd Ningmanern. 


— 


5. 44. 
(Die Gräben und Ringmauern der Städte und Märkte betreffend.) 
M. 3. €. 

Die meiften Städte und Märkte find noch mir fumpfigen Gräben umgeben, weldye 
einen berrächrlichen zur Cultur ſchicklichen Raum einnehmen, — der Gefundheit nadıtheilig 
find, — und feinen andern nüßlichen Zwed haben, 

Unfere Landestirection von Bayern hat daher ihre Organe, und die nachgeorbneten 
Behdrden anzumweifen, daß fie die bürgerlichen Gemeinden zur Einwerfung und Trocknung 


diefer Gräben — dann deren Vertheilung zur zweckmaͤſſigen Eultur zu vermögen trachten 
follen, 


539. 
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x 


Mir geftatten euch, daß in diefer Vorausſetzung die Ringmauern der Städte und 
Märkte zur leichtern Verbindung der Gaffen und Wohnungen mit den anftoffenden Ständen 
an die Angrenzer überlaffen und gebffnet werden dürfen, E 

Es follen aber bei folder Nieberreißang ber Ringmadern immer mit Ruͤckſicht auf 
die Localumſtaͤnde nad) einem allgemeinen Plane verfahren, — und wegen der innern Eichers 
heit auf eine Cohaͤrenz der Auffern Gebäude, wo deren Unterbrechung nicht erforderlich iſt, 
der Bedacht genominen werben. 

In den größeren Städten, in welchen fi Garnifonen befinden, iſt hierin nichts 
ohne vorläufiger Ruͤckſprache mir der Commandautſchaft des Orts zu verfügen, Dieſe Ver: 
ordnung ift auf die gewöhnliche Art befannt zu machen, 

Münthen den 26. December 1803. 

Au 
die Churfürſtliche Landesdirection von Bayern alfo ergangen. 
Auf 
aleihe Art an die Ehurfürſtliche Operprätzifhe Lanbesbirection 
und 
an die Ehurfürftliche Landesdirection zu Neuburg. , P 


$ 45. 
(Die alten Befeftigungen der Städte betreffend). 


16. 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Könige. 


Seine Majeftär der Kdnig haben allerguädigft zu befehlen geruht, 

„daß von nun an bei allen Städren des Kbnigreiches, weldye mit Ringmauern, 
Thürmen, Gräben und fonjtigen Worwerfen verfehen find, diefe Schugmittel 
fortbeftehen follen, und verbieten jede Abänderung ihrer Formen durch gewaltfame 
Beſchaͤdigungen, Abbrechen der Mauern oder Thärme und Einfillung ver 
Gräben.‘ 

Diefer Alterhöchfte Befehl ift unterm 31. December v. Is. an dad Armeecommando 
mit dem Auftrage erlaffen worden, den Zuftand diefer alten Städrebefeitigungen durch die 
Divifiondcoimmandos bei Gelegenheit die Verſendungen der Fugenieurofficiere in die Garnis 
fonspläge genau erheben, diejelben unter Berädfichrigung ihrer Lage, Umgebungen und 
Straffenverbindung furz, jedoch Mar und deutlich, befchreiben zu laſſen, und die hierüber 
angefertigten Verzeichniſſe mit Denkſchrifteu dem Königlichen Staatsminiſterium der Armee 
vorzulegen. 

Die Kdniglichen Regierungen erhalten demnach die Weifung, die Verwaltungen der 
betreffenden Städte, und die Fontglicyen Polizervehdrden von diefem Allerhochſten Befehle 
ſogleich in Kenntniß zu fegen und für deffen genauen Vollzug geeignet zu forgen. 

München den 12. Januar 1826. 


Staatsminifterium bed Junern. 


An 
ſaͤmmtliche Kreisregierungen, Kammern des Innern, alfo ergangen. 
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$. 46. 
(Den Ban in einem Zwingerthurm zu Amberg betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 

Die Kdnigliche Regierung erhält die mit den Berichten vom 13. Februar und 26. 
April d. Is. vorgelegten Pläne und Verhandlungen über das Baugeſuch des Bräuhdufer in 
Amberg zur competenzmäffigen Entfdeidung mit der Bemerkung zurüd, daß nad der, Abs 
ſicht des Kduiglichen Kriegsminifteriums das Allerhoͤchſte Reſcript vom 12. Januar 1826 
nur jene Ringmauern, Thärme, Gräben ıc. befaffen fann, welche vor der Zeit nicht ſchon 
in legales Eigenthum von Privaten übergegangen, fondern am 12. Januar 1826 noch 
ſtaͤdtiſches Eigenthum waren. 

Münden den 8. Mai 1827, 

Staatsminifterium ded Junern, 


An 
die Königliche Regierung des Regenkreiſes Kammer des Innern alfo ergangen. Nachricht fämmtlichen 
Kreisregierungen. 


$. 47. 
(Die Demolirung einiger Stadtthore und der Stadtmauer zu Weißmain betreffend. 


Auf Befehl Seiner Majeftdät des Könige. 


Die Kbniglihe Kreisregierung empfängt von der unterm Heurigen im obenftehenden 
Betreffe an die Königliche Regierung des DObermainfreifes, Kammer * Innern, erlaſſenen Ent⸗ 
ſchließung, hierueben einen Auszug. 


Muͤnchen den 13. December 1830. 
Staatöminifterium ded Junern. 


An 
die Königlichen Kreisregierungen,. mit Ausnahme jener des Obermainkreiſes, .alfo ergangen. 


— 


Aus 3zuug. 

Nachdem uͤbrigens Seine Konigliche Majeftät befohlen haben, daß in allen 
Fällen, wo Veränderung oder Abbrechen von Stadtthoren beabfichtet wird, den Anträgen 
auf die Erlaubnif dazu jedesmal Zeichnungen der Gebäude beigelegt werden follen, fo hat 
fi die Königliche Regierung des Dbermainkreifes in Fäufrigen Fällen nach diefer Vorſchrift 
zu achten, und darauf den Bedacht zu nehmen, daß die herzuftellenden und vorzulegenden 
Zeichnungen eine richtige und vollftändige Anficht der Gebäude gewähren. 

Münden den 13. December 1330. 
1035. 

$. 48. 
(Die Erhaltung der Thore, Thürme, Ringmauern ıc. an den Städten des Königreichs betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeſtaͤt des Koͤmigs. 


Bereits durch die Miniſterialeniſchliehung vom 12. Januar 1826 ift die Römiglice 


262 Abth. XI. Abſchu. 1. Tit. I. Eap. TI. 6. 49. 


Kreisregierung der Allerhoͤchſte Befehl Sr. Majeftär des Königs befaunt gemacht wors 
den, daß von nun am bei allen Srädten deö Königreiches, welde mit Ringmauern, Thuͤr— 
men, Gräben und fonftigen Vorwerken verfehen find, dieſe Schugmitrel fortbefichen follen, 
und daß jede Abänderung ihrer Formen durch gewaltſame Beſchaͤdigungen, Abbrechen der 
Mauern oder Thuͤrme und Eiufuͤllung der Gräben verboten ſey. 

Man hat inzwifchen mebrfältig die Erfahrung zu machen Gelegenheit gehabt, daß 
Dbjecte der vorbezeichneren Art durch vernacdhläffigte Unterhalrung dermaffen in bäulichem 
Zuftande herabfommen, daß die betreffenden Gemeinden die zu ihrer Miederberftelung erfor: 
derlichen Koften nicht aufzubringen im Stande find, und daß fie dayer einer ſchuellen Zer— 
fidrung entgegengeben. , 

Sr, Konigliche Majeftät haben daher neuerdings zu befeblen geruht, daß auf 
die forgfältige Unterhaltung diefer Gegenftände befondere Aufmerkſamkeit verwender werde, 
und daf, fo wie von denfelben etwas ſchadhaft werde, fogleid; Ausbefferung ſtatt finde, 

Die Königliche Kreisregierung erhält demnach die Weifung, die Königlichen Baube— 
hörden zur genauen controlirenden Aufſicht auf jene Objecte, und dazu anzuweifen, daß fie 
die Communen auf wahrgenommene Gebrechen aufmerffam machen, und im Nichrabbilfefalle 
an die Kduigliche Kreisregierung alsbaltige Auzeige erftarten, damit fofort nad) Maaßgabe 
der Umftände das Geeignete verfügt, oder bei obwaltendem Zweifel Über die Nothwendig— 
feit der Objecte, und uber die zureichenden Kräfte der Communen motivirten Autrag an 
das unterzeichnete Staatöminifterium erftartet werden kann. 


München den 19. Mai 1832, 
Staatöminifterium des Funern, 


An 
fämmtlihe Kreisregierungen, 8. d. J., alfo ergangen, 


XV. Zu $. 25*) des revidirten Gemeindeedicts. 
Gemeindegrundtheilungen. **) 


8. 49. 


(Die Vertheilung der Gemeindewaldungen betreffend.) 


Auf Befehl feiner Majeftät des Kbnigs. 


Zur Abfchueidung ungeeigneter Recurfe in Betreff der Vertheiluug von Gemeindewal; 
dungen, werden diejenigen. Allerböchften Befchläffe, welhe Seine Konigliche Majeftär 
ruͤckſichtlich dieſes Gegenftandes bereits unterm 15 Juli I. 3. an das Generalcommiffariat 
des Dberdonaufreifes erlaffen, und den Generalcommiffariaten der übrigen Kreife ebenfalls _ 


) Bergl. Refeript vom 11. Auguſt 1834, die Vollgiehung der am 1. Juli 1834 Allerhöchſt fanctionir: 
ten Revilion des Gemeindeedicts betreffend (ſ. oben zu $. 1. S.1. oben); dann Refeript vom 31. 
Detober 1837 Nr. 1101. ($. 7. S. 107. oben.) ferner unter Abth. XIV. bei „Landwirthſchaft.“ 

**) f. hierüber auch in der Abtheit. XIV. bei „Landwirthſchaft.“ 
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wiitgetheilt haben, hiemit zur allgemeinen Wiſſenſchaft und Nachachtung oͤffentlich befanut 


gemacht. 
Minden, den 5. September 1812. 


j Staatöminifterium des Jnnern. 


M. I 8 


Auf die Anfrage Unfers Generalcommiffariats des Dberdonaufreifes vom 4. Detor 
ber 1811, über das Berfahren bei Gefuchen um Abtheilung der Gemeindewaldungen, ertheis 
Ien Wir folgende allgemeine, fowohl bei jenen der Städte und Märkte als der Dorfsgemein: 


den, zu beobachtenden Vorſchriften. 

1) Wenn von einem Theile der Gemeindeglieder oder von allen bei der geeigneten 
Unterbebdrde das Geſuch um Abrheilung einer Gemeindewaldung angebradyt 
wird, fo bat diefe vor allen ein genaues Verzeichniß aller die Theilung win: 
fchender und allem derſelben mwiderfprechender Gemeindeglieder aufzunehmen, und 
von beiden Theilen die Gründe fir und wider über die Frage, ob die Theilung 
vorgenommen werden folle, vollftändig zum Prorofoll zu nehmen. 

2) Hierauf ift mit Zuziehung der Parteien und bes einfchlägigen Forftamtes ein 
Augenfchein auf dem zur Abrheilung verlangten Objecte vorzunehmen. 

3) Die Unterbehdrde hat demnaͤchſt von dem betreffenden Forftamte ein tedhnifches 
Gutachten über das angebrachte Abtheilungsgefuch zu erholen, weldes nad 
vorgängiger Bemerkung über den Zlächeninhalt, die nardrliche Beichaffenpeir 
und den Zuftand der befraglichen Waldung ſich über die Frage, ob und aus 
welchen Gründen das Abtheilungsobject ald Waldung beizubehalten oder auf 
andere Art zw beugen fjeyn möchte, ob und warum die Abtheilung des Wals 
des raͤthlich oder nicht raͤthlich ſey, und endlich im erftern Falle, auf 
welhe Art dieſelbe am zweckmaͤßigſten und näglichiten ausgeführt werden 
tbune, umſtaͤndlich verbreiten fol. Dieſes technifche Gutachten ift von der 
Forſtbehoͤrde jederzeit auf Requifition der verbandelnden Behörde ungefäumt 
und vollftändig zu ertheilen, 

4) Nach diefer Juſtruction lege das Landgericht oder Mediatuntergericht die Acten 
mir feinem motivirten Gutachten dem vorgeſetzten Generalcommiffariate vor, 
weldyes, wenn auf ber zur Ubtheilung verlangten: Waldung Gemeindeſchulden 
oder Laften fir Gemeindebedärfniffe haften, für die Sicherung und Eurrogirung 
berfelben nach den Beftimmungen der Verordnung vom 2, Januar 1806 uud 
des Edicts über das Gemeindewefen vom 24. September 1808 die Vor— 
ſchlaͤge der betreffenden Comunaladminiftration erholt und alfo endlich 


5) die ganz inftruirte Sache mir feinem eignen umftändlichen Gutachten in der 
doppelten Ruͤckſicht auf den Zweck der Eultur und der Gemeindeverhältniffe 
Uns zur jedesmaligen Entſcheidung über die Frage, ob die Abtheilung der 
Gcmeindewaldung ftatt haben folle oder nicht, woruͤber Wir uns nad Gut: 
befinden die Vernehmung Unferer General:Forftadminiftration vorbehalten, ein: 
ſendet. Erft nah Erfolg diefer Unferer Entſcheidung ift fodann die Wald: 
abtheilung., wenn felbe bewilligt worden ift, nach Borfchrift der Eulturgefege 

34 
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vorfünehmeh‘, und zu vollziehen. Unfer Generalcomimiffariat wird Sorge tra: 

gen, daß die hier vorgefchriebene vorgängige Juſtruction mit der Gruͤndlichkeit 

und Befchleunigung, welche die Sache erfordert, jederzeit vollender werde, 
Nach diefen Beftimmungen, welche unterm heutigem allen Unfern Generals und 


Rocalcommiffariaten zur Nachachtung mirgerheilt worden find, find Die Unterbehdrven ans 
zuweiſen. 


— 


München, den 15. Juli 1812. 


(Regierungeblatt v. 3. 1812, St. 49. S. 1564.) 


$. 50. 
20004, 
(Die Streitfaden der Gemeinde Metten gegen die Gemeinde Neuhanfen wegen Vertheilung des Mettener: 
Moofes resp. die Anwendbarkeit des $. 25. Ziff. 1. auf alte am l. Juli 1834. noch in ungetheilter Eigen: 
fhaft vorhanden gewefenen Gemeindbegründe betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeſtaͤt des Kdnige. 


Da nach Harer Beftinnmung ded repidirten Geweindeedicts die Beltimmungen des 
$. 25. Ziff. 1. diefes Gefeged auf alle am 1. Juli 1834 noch im ungerheilter Eigenſchaft 
vorhanden gewefenen Gemeindegrände Anwendung finden, die wirkliche Vertheilung des Mer: 
tenersMoofes aber biäher weder begonnen noch vollzogen wurde, fo beſcheidet fih die Be— 
ſchwerde der Gemeinde Merten vom 29. November 1835, von felbit, und es har bei der 
Entfchließung der k. Regierung des Unterdonaufreijes, Kammer des Yunern vom 7. Dftos 
ber dedfelben Jahres und der hiedurch angeordneten nmeuerlihen Sach-Jnuſtruction lediglich 
fein Berbleiben, 


Die KHöniglihe Regierung des Unterdonaufreijes Kammer des Junern wird bienach 
das weiter Geeignete verfügen, und enipfänge zu dem Eude die mit Bericht vom 2, has 
10. Augujt v. F. vorgelegten Verhandlungen zuruͤck. 


München den 11. Januar 1837. 
Staatsminifterium des Janern. 


An 
die Königliche Regierung dei Unterdonaufreifed Kammer des Innern alfo ergangen. 


(Notif. ven übrigen Kreisregierungen dieſſeits des Rheins.) 


$. 51. 
9126, ” 


(Den Vollzug des $. 25. No. I und 4 des revidirten Gemeindeediets, die Geitehmiguna von Gemeinde: 
Gründe: Theilungen betreffend. ) 


Auf Befehl Seiner Mäjeftär des Kdnige. 
Der Ebniglichen Regierung des Dbermainfreifes , Kammer ded Junern, wird auf 


ihren Bericht bezeichneten Berreffes vom 29. März laufenden Jahres Folgendes er: 
wiedert: 
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Wortlaut und Geiſt des renibirten Grmeindeedierd F. 35. Ziffer 1, mollen die 
Genehmigung der Gemeindegründe : Theilungen von den mit der höhern (Dber) Kuratel be 
Meideren Bebdrden — alfo zufolge der Allerhochſten Zormations « Verordnung vom 17.' De: 
jember 1825. 66. 69. bis 75. von den königlichen Kreisregierungen Kammer des Aunern 
ausgehend wiffen. Die Beftimmungen des J. GA. der eben erwähnten Verordnung find dem: 
nach durch jenes Geje einer Abänverung micht unterworfen worden, während den Unter: 
Euratelen ihrerſeits die durch 99. 103, 423. und 128. tes revidirten Gemeindeedicred nicht 
nur die Befugniß fondern auch die Pflicht fortan obliegt, die Zuftruction jederzeit auch auf 
den unterkuratelamtlichen Standpunct zu erftreden, ſonach über die Kaͤthlichkeit der eine Ders 
Änderung und resp. Veraͤußerung gemeindlicher Vermdgensrheile involvirenden Theilung Bes 
ſchluß zu faffen, und diefen in dem Falle abmweifenden Inhaltes den Betheiligten Salro 
recursu zu erbffnen bei gewaͤhrendem Juhalte aber vor der Publication der Obercuratels 
Zuftimmung zu unterftelen. Die Königliche Kreisregierung, Kammer des Janern, wird bie; 
nach Sowohl in dem concreten ald in künftigen Worfommniffen das Geeignete zu verflgen 
wiffen. 

München den 15. Auguſt 1837. 

Staatsminifterium des Funnern, 
An , 
die fönigliche Regierung des Obermain = Kreifes Kammer des Innern atfo ergangen. 
 Mittheitung an ſammtliche Kreisregierungen dieſſeits des Rheins. ) 


21082. m 
Die Beſchwerde des Jofeph Gebele von Hirfhhronn wegen Vertheilung einer Gemeindegerechtigleit betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftär des Königs. 

Die Beuuͤtzung der unvertheilten uud unveräußerten Gemeindegrilude richtet ſich nach 
den beftehenden Verordnungen und dem rechtmäffigen Heckommen. Letzterem, fo wie der Na: 
tur der an die Eigenfchaft eines Mirgliedes der Gemeinde gefnäpften -Nugungsrecdhte in un: 
vertheilten .Gemeindevermdgen ift es aber geradezu entgegen, daß ſolche Gemeinderechte von 
einem Gute in einer Gemeinde getrennt und zu einem andern im eine andere Gemeinde ger 
zogen werden. Die Königliche Regierung bar daher das Worhaben des Joſeph Gebele von 
Hirſchbronu, Die Hälfte des. zu feinem Shldengute in Dornſtadt gehbrigen Gemeinderechts von 
da wegzutrennen und mit feinem Gute in Hirkhbronn zu vereinigen, auf erfolgtem Wider: 
ſpruch der Gemeinde Dornfiadt mit Recht für unſtatthaft erklärt. 

Hievon Ändert es nichts, daß Hirſchbronn mir Dornftadt eine politifche Gemeinde 
bilder, da nah q. 3. und 6. des Gemeindeedictd ſich diefe Vereinigung nidhr auf die privatz 
rechtlichen Verhaͤltniße ausdehnt, vielmehr jedem Orte das abgefonderte Gemeindevermdgen zur 
eigenen Bendgung und Verwaltung vorbehalten ift. 


Die Königliche Regierung bat hiernach die Bechſwerde des Joſeph Gebele gegen die 
Regierungsentfchliefung vom 31. Mai d. 3. abzuweifen, und dad Weitere zu verfügen, 


München den 12. November 1837. 
Staartsminiftierium des Junerm 


An 
die Königliche Regierung des Rezatkreiſes Kammer des Innern alfo ergangen. 
. 34* 
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xVI. Zu g. 26. des revidirten Gemeindeedicts. 
Genuß der Gemeinderechte. 
$. 53. 


(Die Eompetenz der Adminiſtrativſtellen in Streitigkeiten über die Gemeindeglieddeigenfchaft und den Genuß 
der Gemeinderechte betreffend.) 


Hm Namen Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Die von Seiner Königlihen Majeftär am 22. Februar des I. 38. in Betreff der 
Streirfache des Joſeph Schiller, Müller zu Natternberg, gegen die Gemeinde dafelbft, wegen 
verweigerten Gemeinderechtes, au das Kbuigliche Hofgericht Straubing erlajfene Aller hoͤchſten 
Entſchließung wird zur allgemeinen Wiſſenſchaft und der Juſtizbehbrden zur Nachachtung hies 
mit befanut gemacht. 


Mündyen den 29. März 1808, 


Königlihe Landesdirection von Bayern, 


M. 3 8. 


Wir ermwiedern Unferem Hofgerichte zu Straubing auf defien Bericht vom 15. des 
verloffenen Monats, den Joſeph Schiller, Miller zu Natternberg, gegen die Gemeinde dafelbit, 
wegen vermweigerten Gemeindeeigenthumss:Anrheiles betreffend, und auf die bierin erhaltene 
Anfrage : ob die Präjudicialfrage, ob diejer, oder jener jura communitatis gaudire, oder 
nicht, zur Competenz der Juſtiz oder der Eulturftelle gehöre, folgendes : 


Da ſchon die Civilgefege (cod. eiv. P.1. cap. 3. $. 4.) die Präjudicialflagen über 
die quaesitionem Status, wenn fie nur incidenter mit einer andern Klage, als Titel 
derjelben, vorgebracht wird, zugleich nebſt dem Hauptpuncte, und vor der Behörde, wohin 
diefer gehbrig ift, behandeln und beurtheilen laffen, und da im gegenwärtigen Falle die 
Klage des Müllers zu Natternberg -um gleichheitlichen Autheil an den zur Eultur vertheilten 
Gemeindegründen einen bereitd ſchon einmal von den Eulturjtellen behandelten und nach Uns 
feren Allerhöchften Verordnungen dahin competirenden Gegenftand betrifft, — fo kann aud 
die im gegenwärtigen Streite mit angebrachte Präjudicialfrage Über die Qualität der Mitger 
meinfchaft, ald ein ohne weitläufiger Cognition leicht zu enrfcheidender Titel, nicht von der 
Hauprfache jelbft gerrennt, fondern muß (menu anders nicht Streit aus Erreiten gebildet 
und diefe verewiger werden wollen), mit ihr und von ber Vehbrde, wohin diefe gehört, auch 
entfchieden werden. Unſer Hofgericht hat ſich hienach in diefen und ähnlichen Fällen zu ach: 
ten und erhält die eingefendeten Actenſtuͤcke zu geeigneter Verfügung zuruͤck. 


Mündyen den 22. Februar 1808. 


"cf. Regierungsbt. v. 3. 1808, Bd. I, St. 17. ©. 854. 
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8. 54. 
(Die Streitfahe der N. N. gegen die Gemeinde N. wegen Gemeinderechts betreffend.) 
2, K. 


Wir haben auf die unter dem 31. October praͤſ. 15ten v. Mts. vorgelegten Acten, 
die Streitſache der N. N. gegen die Gemeinde N. wegen Gemeinderechts nach Varnehmung 
Unferer Sraatöminifterien der Juſtiz und des Janern bejchloffen, daß dad Uppellationsgericht 
des Rezatkreiſes ald zuftäudiges Gericht die vorliegende Streitſache in zweiter Inſtanz zu 
behandeln und zu entjcheiden habe, Zu der Yuftruction für die Generalfreiscommifjariare 
vom 17ten Zuli 1808 wurde unter die Befugniſſe dieje Kreisftelle $. 29. lie. e.) geſetzt. 


Die Entfheidung über ftreitige Gemeinderechte nah der Verordnung vom 22, 
Sebruar 1808, 

Fu der erwähnten Verordnung vom Jahre 1808 ift klar beftimmt, daß Gtreitig: 
feiten über Gemeinderechte nur dann zur Enticheidung der Kreidcommiffariate gehdren, wenn 
ſolche mir einem Kulturprozeß ia Werbindung ftehen. Diefe Vorausfegung rritt im dor; 
liegenden Falle nicht ein, indem nur von dem Gemeinserechte nicht aber von einem Kultur: 
gegenftande die Frage ifl. In der von dem Appellarionsgerichte des Rezatkreiſes angezogenen 
Geſchaͤftsinſtruction vom 27ren März 1817 und in dem VI. Evicte zur Verfaffungsurfunde 
6. 89. wurde bei der Zuweiſung der Streitigkeiten über Gemeinderechte an die Polizeibehdr: 
den der erwähnte beichränfende Zuſatz ohne Zweifel deßwegen nicht mehr beigefilge, weil 
die Bedingung der desfallſigen Comperenz der Polizeibehdrden aus der ermeldeten Verordnung 
vom Fahre 1808 als befannt vorauszujegen war. Zu der Verordnung über die Competenz 
des geheimen Rathes vom Sten Auguſt 1810, worauf in der Zuftruction für den Staats: 

rath vom 18, November 1825*) aNsorildlich hingewiefen wird, ferner in der neueſten Al⸗ 
lerhoͤchſten Weroronung über die Formarion und den MWirkungsfreis der oberften Verwaltungs; 
ftellen in den Kreiien vom 17ten December 1325. blieben Ziel, VII. $. 69. und flg. **) 
unter dem Tirl „Comunalangelegenheiten,“ weg; und nur die Eulturftreite oder dad Erfeunt; 
uiß über die Vertheilung der Gemeindegrände wurden im $. 64. als Gegenftände des MWirs 
kungskreiſes der Kreisregierungen aufgeführt, indem fi unter der Hauptſache (dem Kultur 
ftreit) der damit verfuäpfte Nebenpunct des Gemeinderechts mad der angezogenen Merord: 
nung vom 22ren Februar 1808***) von felbit verſteht. Es ift auch auſſer dem Falle der 
Gonnerirät mit Culturprozeſſen kein zuseichender Grund denkbar, warum ſtreitige Gemeinde, 
rechte, welche gewöhnlich als Realrehre eines Hauſes oder Gured angeſprochen werden, der 
Gognition der ordentlihen Gerichte enrzogen werden follen. 


Diefem gemäß werden die von der Megierung des Mezarfreifes vorgelegten Streits 
acten dem Uppellationsgerichre des ermeldeten Kreifes zur Behandlung und Entfcheidung zur 
gefertiget. - 

Münden, den 5ten Dezember 1826. 

An 
das Königliche Appellatiousgericht des Mezatkreifes alfo ergangen. 





- 


*) M. ſ. oben S. 171, 
“+, M. f. Abſchnitt III. diefer Abtheilung. 
*) Die vorhergehende Verordnung. 
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34602, Bar 


(Den Eompetenzconflict and Anlaß, der Hütungäftreirfahe des N. zu N. gegen den Gutsbeſiher Freiherru 
von N. betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majehär des Kbuige. 


Auf die Berichte vom Iren Derober 1832, dann 26. Zuli und 28. Dezember v. 
Is. dem GEompetenzconflier in der Hitungeftreirfache des N. zu N. gegen den Guröbefißer 
Frhr. v. N. betreffeny, wird der Königlichen Regierung des Obermainfreifes, Kammer des 
Junern, zur Entihließung erdffuer, daß, wenn auch die Gränzverbältniffe des Bezirkes, auf 
welchem die den Streit zwifchen den N. und den ıc. N. veranlaffende Pfändung vorgefallen 
ift, bei dem durch gerichrlicde Entjcheivung angeordneren Augenichein in. milfentliche Betrach— 
tung kamen, gleichwohl unter den gegebenen Berhältniffen die Zuftändigfeit der Berichte in 
der Sache als begründer anzunehmen war, da die erlittene Pfändung ald Stdrung in dem 
dur rechtskraͤftige Erfenneniffe der Gemeinde N. zugeiprochenen Mitbebätungsrechte klagbar 
angebracht wurde, die Zuftändigfeir der Entſcheidung über diefe Klage an ‚Gerichten ohne 
Zweifel zufam, die Ausmittlung des Drtes der gefchebenen Pfändung unter. dieſen Umſtaͤnden 
zur Verhandlung der Sache gebörte und durch die zu folchem Zwecke erlafiene gerichtliche Ver: 
fügung die zuftändige Einleitung und Unordnung der NKbniglicben Regierung in Beziehung 
anf die Wahrung der laudesherrlichen Gereshriame bei der Verhandlung wegen des Augen; 
feines nicht ausgeſchloſſen war, noch rechtlich” ausgeichloffen ſeyn kounte. 


Durch die Anzeige des Herrſchaftsgerichts vom 26. Januar 1829, war demnad) 
der Koͤniglichen Regierung zwar allerdings voller Grund gegeben, zur Mabrung der landes: 
berrliden Gerechtſame bei dem angeordneren Augenfcheine die geeignete Fürforge nah Um— 
Händen und gegen die Verlegung der diesſeitigen Territorialgerechtſame die angemeffenen Re: 
elamationen und fonftigen Maaßregeln eintreren zu laffen, .zu einer unbedingren Verneinung 
der civilrechrlichen Zuſtaͤndigkeit in der vorwiärfigen Alagfache aber Feine hinreichende Urfache 
vorhanden, 


Minden, den 13ten Januar -1833. 


Staatdöminifterium des Junern 


An 
die Königliche Regierung des Obermainkreiſes K. d. I. alfo ergangen. 


u 


L 


$- 56: 2 
(Den Eompeteuz:@onfict aus Anlaß der Hütungeftreitfachen des N. N. zu N. gegen den Gutsbefiper Freiherrn 
von N. betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Könige. 


Die mit Bericht vom 21. Februar piäf. 4. März v. J. anber vorgelegten Acten in 

oben bezeichnerem Berreffe folgen mit nachſtehenden Bemerkungen zuräd, 
Die in Frage ftebende Angelegenheit ift, in fefern es von der Beeinträchtigung der 
Bayeriſchen Yurisdierions : Gerechtfame durch die von N'ſchen Pfändung des N. auf Baperi- 


ſchem Gebiete ſich handelt, allerdings ſtaatsrechtlicher Natur und -in dieſer Beziehung eignet 
fie fi zune Refforr der Juftizbehörden nicht. 
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Da jevod hier zugleich die Vollſtreckung eines rechtöfräftigen Erlenntuiffes über 
den Hitungeftreit des von M. gegen die Gemeinde in Frage war, — da bie erlittene 
Pfändung, als Stdrung in dem durch rechrsfräfrige Judicate der Gemeinde N. zugefproche> 
nen Mirhätungsrechte, mittelſt fbrmlicher rechtlicher Imploration und Vollziehung des Judi— 
eated bei Gericht angebradhr wurde, — da die Nusmittlung des Ortes der gefchehenen 
Pfändung unter diefen Umftänden zur Verhandlung der Eache gehdrte und dadurch die zu 
foldem Zwecke erlaffene gerichtliche Verfügung die zuftändige Einleitung und Anordnung ber 
Königlichen Kreisregrerung bezäglih auf die Wahrung der landeöherrlichen Gerechrfame bei 
der Augenfcheins: Verhandlung nicht austgeichloffen war, fo lag von Seite der Koniglichen 
Kreisregierung feine genuͤgende Urſache vor, vie civilrechrliche Zuftändigkeit in diefer Sache 
in Conteftation zu ziehen, was auch der freisregierung von dem Kbniglichen Staatsminiftes 
rium des Janern in dem dieſen Gegenftand berreffenden Refcripte vom 13. d. Mrs. bes 
merft worden iſt. i 

Münden den 29. Januar 1834. 


Staartsminifterium der Juſtiz. 


Un 
das Königliche Appellationdgeriht des Obermainkreiſes alfo ergangen. - 
Diefe juſtizminiſterielle Entfchliefung wurde der Königlichen Regierung des Obermainfreifes sub 
Nr, 4001, nachträglich zu der oben altegirten Entſchlieſung vom 13. Jauuar 1834 zur Willen: 
ſchaft mitgetheilt. : 


XV. zu $. 27. und 28. des revidirten Gemeindeedicts. 


Genteindedienfte.*) 


$. 37. 
35414. 
(Die Beſchwerde des Georg Lindner von Haufen wegen Concurrenz zu Gemeindewachdienften betreffent.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Königs. 


Auf die mir dem Berichte vom 6. Dec, d. J. vorgelegte Beſchwerde des Georg Lindner 
von Haufen wegen GConcurrenz zu Gemeindewachdienften wird folgende Eutſchließung ertheilt: 


. Der $. 19. Nr. 3. des Geſetzes vom 17. Mai 1815 fege die Verpflichtung jebes 
Gemeindepliedes zur Theilnahme an den Gemeindedienften als Regel feit und knuͤpft die 
Ausnahmen lediglihb an das rechtliche Beſtehen andermeiter Beſtimmungen. 

Der $. 27. deſſelben Geſetzes zäble den Gemeindedirnften die Nachtwachen auf: 
drüdlih bei. Da nun in dem conereren Fall in Beziehung auf ten Müller Georg Lindner 
zu Haufen die geſetzliche Voransfegung der Ausnahme nicht vorhanden ift, fo kann ſich ver, 
felbe der Theilnahme an dem Nachrwachdienfte zu Hauyen nicht uud um fo weniget entfchlas 


*) &. auch das Gefeh vom 22. Juli 1819 über die Peraquation der Kriegslaſten (ſ. Dr. X.); 
dann die Diinifkeriafentfcjliehnng voni 31. October 1837 ($. 7. S. 107. ober.) 
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gen, als derfelbe bei der geringen Entfernung feines Beſitzthums von dem Dorfe Haufen 
durch die Aufrechrhaltung der Öffentlichen Sicherheit in diefem Orte und deffen Umgebung 
unzweifelhaft gewinnt. Es bat demmah bei der Eutſchließung der Königlichen Kreisregierung 
vom 23. September d. J. zu verbleiben. 


München den 27. December 1834. 


— 
Staatéminiſterium des Junern, 


An 
die Königlihe Regierung des Untermainkreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


* 8. 58. 


Die Beſchwerdevorſtellung der neun Gemeinden des Bezirkes Schlicht, Vagantentransportkoſten, resp. die 
Sorge für das Unterfommen und die Verpflegung der Vaganten und Urreftanten, welche von Bezirk zu Be: 
zirk geliefert werden, betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majelät des Könige. 


Die Verpflichtung für Unterfommen und Perpflegung derjenigen Waganten oder 
Arreftanten zu forgen, welde von Bezirk zu Bezirk geliefert werden, liegt dem Staate ob, 
Die Gemeinden find daher gejeglih nicht gebalten, für deren Detentionslocal unterwegs, 
noch für die Verpflegung oder für die Bewachung ſolcher Schäblinge ohne Vergütung zu fors 
gen. Diefe Verguͤtung wird von dem Gtaatsärar aus den Eratspofiten „auf Perpflegung 
der Vaganten“ geleifter. Jedoch haben die Vehdrden gemeinfam mit den koͤnigl. Gendars 
meries Commandanten dafür zu forgen, daß derlei Zwifchenftationen fo felten, als thunlich, 
errichtet uud fo viel möglich nur zur Abldfung um die Mitragezeit bendgt werden. 


Unter diefen Verhälmiffen ift die Beichwerde der Gemeinden des Gendarmerie : Patrouil: 
lenbezirked Schlicht für die Zukunft von felbft erlediger. 


Eollte wegen der Vergangenheit noch ein Anſpruch gemacht werden, fo ift der 
Koftenberrag vorerft zu liquidiren, ſofort dardber Bericht zu erjtarten. 


Minden den 9. April 1835. 


Staatöminifterium des Gunerm 


An 
die Königliche Regierung des Regenkreiſes alfo ergangen. 


$: 59. 
683, 


(Die Rekursbefhwerde des 3. Gungenheimer und Cons: zu Untermerzbach bezüglich des Wegbaues Durch den 
Ban: Diftritt Hambach, resp. die Zuläffigkeit der Erhebung von Gemeinde: Umfagen zu Herftellung von Ges 
meindewegen im Falle der Unmöglichkeit ihrer Herftellung durch Gemeindedienfte betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Koͤnigs. 


Auf die mit Bericht vom, 31. Dezember v. J. vorgelegte Rekursbefhwerde des J. 
Gunzenheimer et Cons, zu Uutermerzbah vom 27. November vor. 38. den Wegbau durch 


* 
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J 


den Wald⸗-Diſtrikt Hambach betreffend, wird der koͤniglichen Kreisregierung hiemit erbffnet 


was folgt: 


1) Die von Seite der Recurrenten mir Beziehung auf F. 27. des revidirten Ges 


2) 


3) 


meindeedictd geÄußerte Auſicht, daß Gemeinde-Dienfte einzig und al 
Leim die gefeglich beftimmte Laſt ſeyen, welche ven Gemeinden zu dem Zwecke 
der Herftellung von Gemeindewegen aufgelegt werben Fönne, finder an ſich und 
im Allgemeinen ihre bejtimmre Wiverlegung durh den Qrtifel I. (lit. a 
im Cingange und lit. b. Ziff. 1.) des Gemeinde: Umlagen-Geſetzes, gemäß 
welchem neben oder auffer den Gemeinde: Dienften auch Gemeinde: Um: 
lagen für den in Rede ſtehenden Zwed angeordıret werben konnen. 


Dagegen iſt es den einfhlägigen Vorfchriften gemäß, daß zur Anordnung und 
Erhebung von Gemeinde Umlagen nicht gefchritren werde, wo und foweit ber 
zu verfolgende Zweck durch Gemeinde- Dienfte erreicht werden kaun, ed wäre 
denn, daß die durch Maturaldienfte zu verrichtenden Arbeiten mir Zuftimmung 
der Betheiligten an Accordanten übergeben. In diefem, und zwar nur in 
diefem Sinne find aud) die von den Necurrenten in Bezug genommene Mis 
nifterial s Entfchließung und die von venfelben gleichfalls allegirte allerhbchfte 
Entſchlieſſung in dem Abfchiede für den Landrath des Uutermainkreijes vom 
2. November 1835. Abrh. V. Ziff. 11 nach dem deutlichen und Flaren Wort: 
laute derjelben zu verftchen. 


Aus dem Vorftehenden leiter fih die Folge ab, daß, in fo ferne es fih um 
Leiftungen haudelt, welche eine befondere Fertigkeit oder Werkkunde erfordern 
und durch Gemeindedienfte vorausfeßlich nicht genügend würden erfüllt werden, 
(in welche Gategorie jedod das Steinfchlagen ꝛc. nicht gezählt werden kaun) 
die desfalld in Frage ſtehenden Verrichtungen duch werkkundige Individuen 
zu beforgen feyen, und daß zur Dedung des hiemir verbundenen baaren Ko: 
ften = Aufwandes die Anordnung von Gemeinde; Umlagen ſtatt finde, — vo; 
rausgefeßt, daß auch die im G. 34. des repidirten Gemeinde : Edicrd ausge: 
fprochenen. VBorbedingungen vorhanden find, 


Die vorliegende Recursbefchwerde jtelle ſich demnach in fo ferne fie gegen dieſe Be: 
fimmung gerichter ift, als unbegründet dar. — Hiernach bat die F. Kreidregierung Kam⸗ 
mer des Innern das Weitere zu verfügen, dabei aber pflichtgemaͤß ſtrenge Sorge dafuͤr zu 
tragen, daß die Erhebung von Gemeindeumlagen für. den in Frage ſtehenden Zweck micht 
über die eben Ziffer 2 und 3 bezeichneren Gränzen ausgedehnt werde. — 


Minden den 10. Februar 1837. 


Staatöminifterium ded Ynnerm. 


Un 


die Föniglihe Regierung des Untermainfreifes Kammer des Inuern alfo ergangen. 


Bd. XI. 


Notif.: Den übrigen Kreisregierungen dieſſeits des Rheins. 


— — — — — 
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XVIII. zu $ 29. 30. und 31. des revidirten Gemeindeedicts, 
Maapftab der Gemeindefrohnen.“) 


$. 60. 
(Den Maaßſtab der Eoncurrenz mit Hand» und Spanndienften betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftär des Königs. 

Die Borftellung des Georg Muͤnich und Conforten in Aholıning vom 18. Auguft 
1. 3. im Betreffe des Maafflabes der Concurrenz mit Hands und Epanndienften, folgt in 
Umſchrift ſammt Duplicat, um den Vefchwerdeführer bedeuten zu laffen, daß es ruͤckſichtlich 
bes Maaßſtabes der Coucurrenz mit Hand : und Epanndienften bei den Beilimmungen des 
Gemeindeedicrs vom 17. Mai 1818 UI Tit. 3 Kapit. fein Verbleiben behalte, und daß 
der vormalige Hoffuß als ein zwedmäffiger Maaßſtab für die Umlage von Gemeinde: 
Bedärfniffen im Geld oder Naturalien nicht angefeben werden inne, fohin der Steuerfuß 
biebei angewendet werden muͤſſe, wenn ein anderer zwemäffiger Maaßſtab durch einen neuen 
fdrmlihen Gemeindebefchluß nicht beftimmt werden follte. 


Münden den 29, Eeptember 1823. 


12134, 


Staatsminifterium des Janern. 


An 
bie Königliche Regierung des Unterdonaufreifes Kammer des Innern alfo ergangen. 


$. 61: 
(Die Gemeindefrohnen im Markte Gaimersheim betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Kbnigs. 


Der Königlichen Regierung des Regenkreiſes, Kammer des Junern, wird auf den 
Bericht vom 6. Mail. J., die Gemeindefrohnen im Markte Gaimersheim betreffend, unter 
Remiffton der beigefügren Acten erwidert, daß der Art, VI. der Verordnung über Umlagen 
ber Gemeindebebürfniffe vom 24. Juli 1819 in der vorliegenden Differenz, wobei es fich 
nicht von Beiträgen an Geld oder Naturalien fondern um die feiftung von Frohnen durch die 
mit Gefpann verfehenen Gemeindeglieder handelt, wicht eurfcheiden koͤnne, die Eutſchließung 
der Königlichen Kreisregierung vom 3. Februar I. J. wird daher aufgehoben, und derfelben 
die Weifung ertheilt, den Differenzpuner lediglich nad) Anleitung des Gemeindeedicts vom 
18. Mai 1818 $. 30 gebdrig zu unterfuchen und zu beicheiden. 


München den 26. Zuni 1824. 
Staatsminifterium ded Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Regenkreifes Kammer des Innern alfo ergangen. 





*) f. die Entichliefung vom 3% Dctober 1837 Nr. 1101, ($. 7. S. 107. oben). 
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(Die Beihwerde der Freiherefih von Wolfskehliſchen Gutsherrſchaft zu Albertshauſen wegendes Concurrenzmaaß: 
ftabes zu Gemeindbeumlagen betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Kbnige. 


Auf die mit Berichte vom 7. Oktober v. J. vorgelegte Befchiverde der freiherrlich 
von Wolfskehl'ſchen Gutöherrfchaft zu Albertshauſen wegen Concurrenzmaaßitabes zu 
Gemeindeumlagen wird der Königliben Regierung des Untermainfreifes, Kammer des Zus 
nern folgende Entfchließung ertheilt: 


Die erhobene Recursbeſchwerde fteht, in fo weit ald fie die Repartition der 
für den Bau der Pfarrfcheune zu Albertöhaufen und für die NHerftellung des 
Dorfwegeö bis an die Bizinalftraffe erforderlihen Gemeindeumlagen nah beftimm; 
ten Claſſen mit Beruͤckſichtigung des Verhältniffes der Benuͤtzung in Anfpruch 

‚ nimmt, mit Art. IT. Ziff. 1. und Art. IV, des Gefeges über die Gemeindeums 
lagen, dann mit $. 19. Ziff. 3. des Gemeinderdictes im Widerſpruche, da 
in Ermanglung entgegenftehender gültiger Verträge, Ortsrechte oder Obfervangen 
der Steuerfuß ald Maaßſtab der Gemeindeumlagen zu gelten hat, fo lange nicht 
die Gemeinden durch gejegmäßige, von den Untercuratel:Behbrden genehmigte 
Beichlüffe einen anderen Goncurrenzmaaßitab gewählt haben, und da die desfall: 
figen Beſchluͤſſe nah $. 38. des Gemeindeedicted nur durch die abfolute Mehr: 
beit der anwefenden Gemeindeglieder beſtimmt werden, ohne daß den Guts— 
berrn hierbei ein höheres Stimmrecht eingeräumt ift. 


Die erwähnte Befchwerde wird daher fo, wie fie angebracht worden, ald unge: 
gründet zurüdgewiefen. 


Es gehr indeffen aus den vorgelegten Acten hervor, daß bas Landgericht Würz: 
burg IfM. bei der Verhandlung der vorliegenden Adminiſtrativſache nicht nur die in dem 
Generale vom 12. Mai 1825, die directen Umlagen fir Gemeindebedärfniffe betreffend, 
unter Ziffer 3. gegebene Borfchrift hinfichtlich der Ausuͤbung des MWermittlungsamtes zur 
Abmwendung der aus dem Umlagenmaaßftabe fich ergebenden Prägravationen unbeachtet ger 
laffen, fondern auch den Beltimmungen des Gemeindeedictes über die Leiftung der Ges 
meindedienfte die gebührende Aufmerkſamkeit nicht gewidmet hat. 

Nah $. 27. des eben ermihnten Geſetzes find die Gemeinden fchuldig, zur Her⸗ 
ftellung und Ausbefferung der ndthigen Gemeindegebäude, Wege ıc. Frohnen oder Gemein: 
dedienfte zu leiften. 

Der Maaßſtab für die Umlegung diefer Grmeindedienfte it in den ſ6. 30. und 
31. des Gemeindeedictes beftimmt, 

Das Geſetz vom 22. Juli 1819 aber, die Umlagen fir Gemeindebedirfniffe be: 
treffend, har hieran nichts geändert, daffelbe beitimmt vielmehr in dem Art. I. ausdruͤcklich, 
daß die Gemeinde Localumlagen „neben den Gemeindedienften einzutreten haben, 


Es kann und darf daher nicht zugelaffen werden, daß, wie in dem vorliegens 
den Falle gefchehen iſt, alle durch Gemeindedienfte zu leiftenden Arbeiten zu Geld anges 


fhlagen, und ohne bie ausdrüdlihe Zuftimmung aller Berheiligten nach dem Gteuerfuße 
35* 


374 Abth. XI. Abſch. 1. Fir. I. Cap. IL $.63. 64. und65. 


repartirt werden, vielmehr find dieſe Arbeiten genau auszufheiden, und die dafür zu lei: 
ftenden Dienfte nah dem deßfalls gefeglih beftimmren befondern Maaßſtabe zu vertheilen, 


Den einzeluen Verpflichteten bleibt fodanıı unberommen, die fie treffenden Dienfte 
nah $. 32. des Gemeindeedictes durd geeignete Stellvertreter leiften zu laffen. 


Die Königliche Regierung des Untermainkreifes, Kammer des Janeru, wird dem— 
zufolge beauftragt, nicht pur in dem vorliegenden Falle das in den oben bemerkten Ber 
jiebungen zur Aufrechtbaltung der Generale vom 12. Mai 1825 und zum Mollzuge 
der gefeglichen Beftimmungen über die Gemeindedienfte Erforderliche zu verfügen, fondern 
auh in allen ähnlihen Fällen kͤuftig ihre beiondere Aufmerkſamkeit auf die Handhabung 
der erwähnten Vorſchriften und gefeglichen Beftimmungen zu richten, 


München, den 31. Zanuar 1835. 


Staar&minifierium des Junern, 


An 
die Königliche Negierung des Unterdonaufreifes alfo ergangen. 
Notification den übrigen dießrheinifchen Kreisregierungen K. d. 3. 


(Den Vollzug der 99. 29, 30, ‚und 33. des revidirten Gemeindeedicts bezüglich der Leiftung der Vorfpannd: 
fuhren für Militärtrandporte in Friedengzeiten, und für den Transport von Bettlern, Vaganten und Arre— 
ftanten betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Maijeftät des Kbnige. 


Nah den von den Königlichen Kreidregierungen, 8. d. % , der fieben Kreife dies— 
feitö ded Rheins iu Folge des Minifterialausfchreibens vom 27. Januar I, J. erftarteren 
Berichten hat ſich im Vollzuge der SS. 29. 30. und 33. des revidirten Gemeindeedicz 
ted wirklich beinahe alleuthalben die Gewohnheit gebildet, die Vorfpannfuhren, welche für 
Militärtrangporte in Friedenszeiten,' oder für den Transport von Bertlern, Vaganten, Arres 
ftanten u. dgl. verordnungemäßig zu leiften find, in Accord zu geben und die desfall— 
figen Koften, fo weit die von dem Staate nach den beftchenden Regulativen geleiftete 
Vergütung zu deren Beftreitung nicht hinreicht, in den, den Lande, Herrſchafts⸗ oder Patri— 
monialgerichten untergeordneten Gemeinden durch Diftrietöumlagen, in den größeren, zu den 
Kreiöregierungen in unmittelbarem Unterorbnungsverhältniffe fichenden Städten aber durch 
drrliche Gemeindeumlagen zu decken. 


Da diefe Gewohnheit den dffentlihen Intereſſen eben fo fehr, als jenen der Frohn⸗ 
pflichtigen zuſagt, und aus dem Eiuverſtaͤndniſſe aller Betheiligten hervorgegangen iſt, da 
dieſelbe auch den von den Staͤnden des Reiches in den Jahren 1819 und 1831 geſtellten 
Anträgen zuſagt (Verhandlungen der Kammer der Reicheräthe von 1819, ©. 396. Ziffer 
28. und von 1831 Band XI, S. 360. und da eudlich die eben erwähnten Frohnen zu 
ben allgemeinen Landesfrohnen und nicht zu den Frohnen für Gemeindezwede gehbren (An: 
mer. ad Cod. civ. pag. II. Cap. 11. 9. 17. und Verordnung vom 1. Februar 1815 
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Regierungsblatt S. 113.), fo wird die Königliche Kreiöregierung K. d. J., auch künfs 
tig biernach verfahren, und dann eben fo bezüglih der für Gemeindebebürfniffe zu leis 
ftenden Spanndienfte ed bei den, befonders in den größern Städten feit Langem beftchen; 
den Gewohnheiten und Einrichtungen in fo lange bewenden laffen, ald nicht von den 
zuftiudigen Bebdrden auf dem durch die Gefege vorgezeichneten Wege eine Abänderung wird 
beichloffen werden, 

München, den 19, Juni 1836. 


Staatsminiflerium des Innern, 


An 
fämmtliche Königliche Kreisregierungen Kammern des Innern diesfeits des Rheins alfo ergangen. 


$. 64, 
20614. 


(Recursbefhwerde der Gemeinde Untermerzbach bezüglich des Maaßſtabes der Naturaldienſte zum Straffen: 
bau betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Könige. 

Der Kdoniglichen Regierung des Untermainkreifes, K. d. J., wird unter Ruͤck⸗ 
fendung der Beilagen ihres Berichfed vom 29. October d. J. zur Eutſchließung erwiedert, 
daß dem, vou der Mehrheit der Gemeindeglieder won Untermerzbach im Recurswege geltend 
gemachten Antrage auf Vertheilung der, diefe Gemeinde treffenden Naturaldienfte, refp. Fuhr⸗ 
frobnden zur Herftelung der Diſtrictsſtraſſe durch den Itzgrund nad der Gefammrfteuer, ftatt 
des durch $. 30. des revidirten Gemeindeedictes für ſolche Fälle geſetzlich normirten Maaß: 
ſtabes, feine Folge gegeben werden fbnne, da die Zulaͤſſigkeit felbit gewählter und durch Ges 
meindebejchläffe feſtgeſetzter Concurrenzmaaßftäbe, gemäß Art. Vi. des diesfaͤlligen Geſetzes 
vom Jahre 1819 nur bei Gemeindeumlagen ftartfinder, und bei Naturalleiftungen jedenfalls 
nach 6. 41. des erwähnten Edictes, von der Zuftimmung fämmtlicher Sutereffenten bedingt 
ſeyn würde, eine Vorausfegung , welche bei dem Widerſpruche der Georg Bunzenbeimer 
et Cons., im vorliegenden Falle nicht vorhanden ift. 

Es bewender daher bei der Eutſchließung ber Königlichen Regierung des Unters 
mainfreifes, Kammer des Junern, vom 20. Mai vor, J., zu deren Bollziehbung dad Wei— 
tere geeignet zu verfügen iſt. 

München, den 2. Januar 1837. 

Staatöminifterium des Innern. 


An 
die Königlihe Regierung ded Untermainkreifes, Kammer des Innern, alfe ergangen. 


. $. 68. 


3016, 
(Den Recurs ber Freifrau von Wöllwarth zu Birkenfeld wegen Herftellung der Gemeindewege zu Birkenfeld 
und Ermershaufen refp. wegen des Maafiftabes der gemeindlichen Frohndienfte betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Kbnigs, 
Die Freifrau von Wbllmarth zu Birkenfeld führt darüber Beſchwerde, daß for 


276 Abth. XI. Abſchu. I. Tit. I. Eap. I. $. 66. und 67. 


wohl von dem Königlichen Landgerichte Hoffheim, ald von der Kbniglidyen Kreisregierung als 
gefeglicher Maaßſtab der gemeinplihen Spanndienfte die Zahl des Anfpannviches und nicht 
die Zahl. der vollſtaͤndig geraͤſteten Gefpanne (einfhläßig der Fuhrmänner und Wägen) aus: 
geiprochen worden ſey. Dieje Beſchwerde erfcheint aus den in der Regierungsentfchließung 
vom 30. Auguſt v. J. enthaltenen Gründen und in der weitern Erwägung nicht gerecht: 
fertiget, daß der $. 30. des revidirten Gemeindecdiets durch den Ausdruck „Geſpauu' 
lediglid den Gegenfag des nicht zum Anſpannen verwenderen Viehes bezeichner und 
durch den Beifayg „womit ein jedes Mitglied feine Landwirthſchaft oder Gewerbe beſtreitet“ 
deuchih zu erfenuen giebt, dag niht wur das zum Betriebe des Feldbaues ıc. unentbehrliche, 
fondern alles Anſpannvieh, welhes zum Feldbau ıc. oder zu gewerblichen Zweden wirklich 
verwendet wird, concurrenzpflichtig ſey, hinſichtlich des etwa Über Morhdurft gehaltenen Zug: 
viehes alfo feine Befreiung fkarrfinde. Die mir Berichte vom 24. v. M. eingefenderen 
Berhandlungen werden daher mir dem Aufteage zuräfgegeben, hienach die Beſchwerde bes 
ſcheiden zu laffen und das Landgericht Hofheim anzumeifen, in allen ftreitigen Gemeindecon: 
eurrenzfachen den Verſuch gärlicher Bereinigung nie zu umgeben. 
Münden, den 17. Februar 1837. 
Staarsminifterium des Innern. 
Un 
die Königliche Regierung des Untermainkreifed Kammer ded Innern alfo ergangen. 


XIX. zu $. 33.*% des revidirten Gemeindeedicts. 
Megulirung und Bertheilung der Gemeindefrohnen. 


-$. 66. 
8978, 


(Die Streitfahe des Johann Maffon zu Eichfeld gegen die Gemeinde dafeibit, wegen Berreiung von Gemeinde: 
i Frohnen betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeltär des Königs. 

Aus einem von dem Königlichen Staatsminifterium der Juſtiz mitgerheilten Berichte 
bed Qppellationdgerichres fir den Untermainfreis vom 23. Mai d, J. und den damit einge: 
fenderen Acten iſt erſehen worden, daß die Königliche Regierung des befagten Areifes, Kam: 
mer des Innern, in der Streitſache des Johann Maffon zu Eichfeld "gegen die Gemeinde das 
felbft wegen angefprochener Befreiung von Gemeindefropnen, die durch den Recurs des Klaͤ— 
gers zu ihrer Cognition gebracht worden ift, ſich für incomperent erklärt habe. 

Da aber dieſer eine Feiftung aus dem Gemeindeverbande betreffende Streit nad 
klarer Borfchrift des Art. XIV, im Geſetze über Gemeindeumlagen, ald ein Gegenftand ad» 
miniftrativer Eutſcheidung zu betrachten iſt, fo wird die Königliche Regierung beauftragt, auf 
ben Recurs des Maſſon das Geeignete nach ihrer Zuſtaͤndigkeit zu verfügen, 





*) Vergl. bie $$. 61. 82, 101, 104. 123. 128, 131, des Gemeindeedictd; F. 26. der IV. Verfaffungs: 
beilage; $. 102, des IV. Edicts; — $. 22, des Regufativs für die Geſchäftsführung der Land- 
gemeinden vom 24. September 1818; dann die Minifteriafentfchliegung vom 31. October 1837 
($. 7. &. 107, oben). 
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Derfelben werben zu diefem Endzwede die Ucten des Herrſchaftsgerichtes Rüdenhaus 
fen und der gräflih Caſtell'ſchen Juſtizcanzlei bierneben zugefchloffen. 
München den 4. Zuli 1827. 


Staatsminifterium des Fnnern, 
An 
die Königliche Regierung des Untermainkreifes Kammer des Innern alfo ergangen. 


„19276, $ a 


Den negativen Eompetenzonfict der Regierung und des Uppellationsgerichtes des Unterdonaukreiſes wegen 
fteeitiger jährlicher Reichniffe an die Marktögemeinde Bogen betreffend.) 


Le. K. 


Wir haben Uns in unferem Staatsrathe über einen in Sachen des Jakob Weiß: 
har uud onforten gegen den Magiftrar zu Bogen wegen Gemeindeanlagen zwifchen der Re: 
gierung, Kammer ded Funern, uud dem Uppellationsgerichte des Unterbonaufreifed entitandes 
nen negativen Gompetenzconflict umftdndlichen Vortrag erftarten laffen, und befchließen hiermit, 
daß die befagte Regierung über die Beſchwerde, nunmehr. Berufung des Jakob Weißhar 
und feiner Streitgenoffen deren litis consortium felbft berftellen zu laffen, dieſelben fich 
berwogen gefunden — geeignet zu erkennen babe; und daß nach gebdriger Eutjcheidung der 
Brage, ob die Aufiedler zu Grafenberg Gemeindeanlagen an die Gemeinde Bogen zu verreis 
chen haben, den Berheiligten unbenommen bleibe, ihre privatrechtlihen Anfpräche, wenn fie 
deren zu haben vermeinen, auf dem Rechtswege geltend zu machen. 

Unfere Regierung des Unterbonaufreijes, Kammer des Innern, hat hiernach das Wei: 
tere zu verfügen. 

Minden den 1. Januar 1828. 


An 
die Königliche Regierung des Unterdonaufreifes Kammer des Innern alfo ergangen. 





XX. Zu 6. 34. des revidirten Gemeindeedicts. 
a) Ertrag des ftändigen Gemeindevermögene.*) 
b) Ertrag der den Gemeinden bewilligten Gefälle. **) 


1) Aufnahmsgebühren. 
$. 68. 
Die einfhlägigen Beftimmungen finden fih in den zu $. 7. des repibirten 


°*) Die Beftimmungen über die Verwaltung dieſes Vermögens find zu $. 59. des Edictes aufge: 
nommen (f. $$. 256 — 276 unten) vergleiche hierzu auch im Allgemeinen Titel IV. und V. des revi— 
dirten Gemeindeedicts. 

*) Vergl. hiezu auch die 99. 123—130. S. 307 — 312, des zweiten Bandes der gegenwärtigen 
Sammlung aufgenommenen Entfhliefungen, dann wegen Defraudation der Gemeindegehalte die 
bier über im nemfihen Bande S. 268 — 271, aufgenommenen Entichliefungen und Bemerkungen. 


278 Abth. XL. Abſchn. J. Tit. I. Gap. IL $. 68. und 69. 


Anſaͤſſigmachungsgeſetzes aufgenommenen Entfchliefungen (fiebe Band XII. Seite 167 bie 
181.*) 


. 





*y Seit Ausgabe‘ des zwölften Bandes wurden hierüber jedoch noch folgende Entfchliefungen erfaffen : 
2218, 
(Die Vorſtellung des Königlichen ZTriftamtsinfpertors von Krempelhuber wegen Forderung von 
Yufnahbmsgebühren durch den Stadtmagiſtrat Minden betreffend.) 
—Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 

Nachdem ver Königliche Triftamtsinfpeetor von Krempelhuber in Münden bereits 
fange vor dem im vorigen Jahre finttgehabten Kaufe einer Behauſung, nemlih im Jahre 1816 
mittelſt Erwerbung einer Gutsrcalität Gemeindeangehöriger von Münden aemworden war, und _ 
als ſolcher durch den fpätern Zuwachs feines Grundbeſihes Feine weiteren Rechte erworben hat, 
fo folgt von felbit, daß derfelbe aus Aulaß jenes fpätern Hauskaufes, keine Aufnahmsgebühr zu 
entrichten gefeplih verpflichter fen, da, fowohl nach der Natur der Sache, als nach der Flaren Beſtim⸗ 
mung des revidirten Gefepes über Anfäfiigmahung und Verehelihung von 1834 6. 7. befagte 
Gebühr nicht für die Erwerbung einer Realität in der betreffenden Gemeinde, fondern für die 
Aufnahme in den Gemeindeverband zu entrichten it, und die Gutserwerbung nur im fo weit 
im Betracht kommt, ald am diefeibe gemäß $. 11. des revidirten Gemeindeedicts und $. 2. und 
3, des revidirten. Gefeges über Anſäſſigmachung ıc. auch der Eintritt in die Gemeindeangehörig- 
feit gelnüpit if. Unter Aufhebung der bezüglichen Befchlüfe des Stadtmagiftratd Münden und 
der Königlihen Regierung des Iſarkreiſes, Kammer des Innern, wird daher verfügt, daß die 
von dem Befchwerdeführer bereits erlegte Gebühr von 90 fl. an denfelben zurüczuerftatten fey. 

Münden, den 4. Februar 1837, 


Staatsminifterium bed Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Iſarkreiſes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


8225, 


(Beihwerde des Magiſtrats der Stadt Pappenheim wegen verweigerter Erhebung von Auf: 
nahmgebühren von Gemeindeforenfen und von eingeheiratheten Ehefrauen betreffend. ) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 
Auf den Beriht vom 24. v. M. bemerkten Betreff, wird erwiedert, daß die darin ent: 
wicelte Unfiht über das Nichrftattfinden von Aufnahmegebühren 
a) bei den Gemeindeforenfen im Sinne des $. 13. Abfap 4. dee revidirten Gemeindeedicte, 
vergleiche mit $. 11. und 14, desfeiben, fo Lange fie nicht in die Reihe der Gemeindeglieder 
übertreten, fo wie 
b) bezüglich der dur Verehelihung mit bereits aufgenommenen Gemeindegliedern in die Ge: 
meinde eintretenden Frauensperfonen, dem Einne und Wortlaute der einfchlägigen Beſtim⸗ 
mungen des revidirten Geſetzes über die Anſäſſigmachung, ſo wie den Vollzugsvorſchriften 


v. 11. Marz d. J. volllommen entſprechend befunden worden, und ſohin das Weitere hienach 
zu verfügen ſey. ö 


München, den 11. April 1837, 
Staatsminifterium des Innern. 
An 
die Königliche Regierung des Rezatkreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


XX. zuch, 34, des crevidirten Gemeindeedicts. ( Fleiſchaufſchlag.) 27%: 


2) Fleifhauffchlag.*) 
8.00. 


Den Fleiſchauffchlag betreffend). 
M. J. K. 


Die große: und. auffallende Ungleichheit, welche -bei dem Fleiſchaufſchlage oder den 


26179. 
(Die den Gemeinden zuftchenden Aufnahmsgebühren betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Mäjeftät des Könige. 

Auf dert Bericht vor: 21. Octöber vor. Is. im bezeichneten Betreffe wird zur Entſchlie— 
bung erwiedert, daß "die darin entwickelte Anſicht den einſchlägigen geſetzlichen Beſtimmungen 
nie entſprechend befunden werde, indem nach dem Sinne und Geiſte dieſer Beſtimmungen die 
den Gemeinden zuſtehenden Aufnahmsgebühren dem Eharacter eines ſogenannten Bürgergeldes 
an ſich tragen und als eine Segenteiftung für die in der Gemeinde: zu genießenden Rechte und 
Vortheile erſchtinen, woraus ſich 'deim von felbit ergiebt, dan fie, wie and ver $. 7. des rei: 
dirten Geſehes über Anfäffigmahung und Verehelihung fperielt und ausdrücktich unterfcheidet, 
höher oder geringer ſeyn müſſen, je nachdem die tentfprechenden Rechte und Musınıgen von hös 
heren oder geringeren: Belange ſind, und: dañ indbefondere in bemfpeciellen Falle, wenn ein Ins 
dividuum als Inſaſſe oder Beifaffe in eine Gemeinde getreten: ift und die für dieſe Categorie bes 
ſtimmte Auinahmsgebühr bezahlt hat, fpäterhin-aber in den Befis und Genußſz der höheren Rechte 
eined wirllichen Gemeindegliedes übertrist, von demſelben die für die wirklichen :Gemeindeglieder 
feſtgeſezte Aufnahmsgebühr ergänzt, d. h., die Differenz zwiſchen diefer und der bereits bezahlten 
Yufnahmagebühr eines In: oder Beifaffen entrichtet werden muf. 

Hiebei macht ed auch keinen Unterfchied, ob der Eintritt in die Eigenfchaft eines wirklichen 
Gemeindegliedes ($$. 11. und 12. des »revidirten Gemeinderdictes) mittelſt Beſchluſſes der be: 
treffenden Gemeinde (Aufnahme im eigentlihen Sinne) oder kraft des Geſetzes, z. DB. bei defini- 
tiv angeftellten Staatödienern durch den Erwerb eines befteuerten Grundſtückes erfolge; indem 
zu einer derartigen Unterfceidung überall kein arfegliher Grund gegeben tft. 

Bon-diefer in dem Geifte und Zwecke ded Geſehes unzweifelhaft begründeten Norm it um 
fo weniger abzuweichen, als’ ein entgegengefeptes Verfahren zur Vereitlung einer der wefentlich- 
ften Abfichten des betreffenden Gejehes führen, dem Eintritt in das volle Gemeindebürgerredht 
mit befiebiger Umgebung der Pflicht zur Entrichtung der für die vollberechtigten Gemeindeglieder 
feftgefenten Größe der Anfnahmsgebühr den Weg bahnen, und auf ſolche Weiſe eine höchſt auf: 
fallende Ungteihheit zur nnausbleibfichen Folge haben würde.‘ 

Hienach hat die Königliche Regierung von Oberfranken, Kammer des Junern, ſich zu richten. 

Münden, den 26. Januar 1838, 


Staatsminifterium des Innern. 
An 
die Königliche Regierung von Oberfranten, Kammer bed Innern, alfo ergangen. 
Mittheilung den übrigen Königlichen Kreisregierungen, Kammern ded Innern, bied: 
feitd des Rheins. 


*) Beral. das Umlagengeſet v. 22. Juli 1819, Art. I. lit. a. und —— Verord⸗ 
Bd. XI. 
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Surrogaten desfelben, fowohl in Anſehung des Betrages und der Mormen, als auch im 
der Perceptionsart, in ben verfchiedenen ehemaligen Provinzen, und felbft wieder in ınaus 
cher einzelnen Provinz des Königreiches bisher beitanden hat, hat Uns zu der Entfchliefung 
bewogen, diejer Abgabe eine beſſere Einrichtung und Gleichfbrmigkeit zu geben; und da 
Wir zugleih ſchon bei mehrere Angelegenheiten die BVerlegenheit der Städte und Märkte 
im Dedung ibrer Localbedürfniffe wahrgenommen haben; fo baden Wir befchloffen, einen 
Theil diefes Gefälles den Stadt: und Marktögemeinden zur Beſtreitung derfelben, und zur 


verhältuißmäffigen Unterftägung zuzuwenden, 


Wir verordnen demnach allergnädigft, wie folgt: 


1) Ale bisherigen, unter dem Namen von Fleifchauffchlag , oder : als Surrogat 


deselben , in den verfchiedenen ehemaligen Provinzen Unſers Kdnigreichs ber 
ftandenen Abgaben hören vom legten Januar des Fommenden Kalenderjahres 


gänzlich auf, und ift bis dahin nur der Betrag nach den biöherigen einzelnen 


Mormen zu erheben, und von dem beftandenen Compofitionen, oder von den 


‚auf den Fleiſchaufſchlag Bezug habenden Surrogarabgaben das Ratum per 
‘ ein Drittel des Jahres für das verfloffene zu den treffenden Dberauffchlags: 


ämter zu verrechnen. 


2) Soll der Fleifhauffchlag Finftig nur von den. Städten, Märkten oder Fle⸗ 
den und zwar bei den. Hauptſtaͤdten, oder Staͤdten der erſten Claſſe, mit 
Einſchluſſe derjenigen nädyften Umgebungen, welche mit derfelben einen Fund: 

— baren Fleiſchverkehr haben, erhoben werden; das eigentliche plarte Land aber 

fol von obigem Zeitpuncte an, ohne Nüdfihr, ob ein Fleiſchaufſchlag bis: 
ber beftanden hat, oder nicht, vom diefer Abgabe gänzlich befreit feyn. 

3) In den Staͤdten und Märkten oder Sleden foll, von obigem Termine au, in 
allen Kreifen des Meiches der Fleiſchaufſchlag, ohne Unterſchied, ob derfelbe 
bisher gröffer oder geringer war, lediglich mach der für die ehemalige Provinz 
Bayern, vermoͤg Mandats vom 26. Auguft 1760, vorgefchriebenen, in der 


©eneralienfammlung vom Jahre 1771 enthaltenen Norm erhoben werden, 


nämlich : 
von einem Ochfen . R . . P . 1 
von einem jungen Rinde .- . . — 
von einem jungen Stier oder einer Kuh 


von einem Kalbe FEN ’ * 
von einem Schafe, einer Ziege oder einem Bocke 
von einem gemaͤſteten Schweine 
von einem gemeinen Schweine 
von einem ſogenaunten jungen Friſchlinge, welcher nicht 

uͤber 25 Pfund wiegt . — 
und auch ſelbſt von diefer Norm ſollen die Laͤmmlein und Kizlein 
und von diefen im Zukunft kein Aufſchlag mehr zu eutrichten feyu, 


— u. 
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aus geſchloſſen 


nung dv. 12, Mai 1815 die Erleichterung der Gemeindeumlagen ; ferner die Entichlieiung v. 31, 


October 1837 Nr. 1101 ($. 7. S. 107, oben.) 
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4) Alle Compoſitionen und Averſen ſollen gaͤnzlich aufhoͤren, und zu feiner Zeit 


5) 


und unter feinem Vorwande mehr flattfinden, eben fo ceffiren alle Eremprios 
nen von mad immer für einer Urt, und felbft die Kaſernenmetzger follen, wie 
ſchon vorhin verordnet war, den treffenden Auffchlag von dem gefchladhteren 
Diehe entrichten. 


Nur wird diefer von demjenigen Fleifche, welches die gemeine Manns 
ſchaft in der Kaferne verzehrt, abgerechnet, und dadurch vergütet; auch fol: 
len durchaus Feine Nachläffe ftatt haben. 


Diefer Fleifhauffhlag fell, wie ſchon bisher gefchehen ift, mir obigem Bes 


trage in den Fleifchfag felbft eingerechnet werden. 


6) 


Den Erädten und Märkten oder Flecken Unferes Königreiches bewilkigen Wir 
die Hälfte von dem über Abzug der Procente und Regiekoſten verbleibenden 
Ertrage zur Beftreitung der £ocalbedärfniffe fomohl, als zur Abtragung der 
Schulden; der treffende Betrag ift von dem Unterauffchläger, mit dem Schluffe 
eines jeden Monats, an die adminiftrative Stelle der Stadt oder ded Mark: 
tes gegen Quittung bierüber zu geben, und diefe Quittung fogleih an das 
Oberaufſchlagsamt einzujenden, 


7) Ueber die Art der Perception bes Fleiſchaufſchlages wird folgendes vers 


orduet: v 


„In Städten, Maͤrkten oder Flecken, in welchen ordentliche, der Polizeis 
aufſicht unterworfene Schlachrbäufer vorhanden find, fol alled Vieh, 
welches in denſelben von berechtigten Metzgern geſchlachtet wird, fowohl 
von den verpflichteten Bankknechten, als den von der Polizei hiezu bes 
ſtellten Aufſehern genau aufgezeichnet, und am Ende jeder Woche von 
beiden dem Unteraufſchlaͤger das Verzeichniß zugeſtellt werden, welcher die 
Anzahl der Stuͤcke, dann die Namen der Metzger nach dem ihm ver: 
zeichneten Formulare in fein Manual einzutragen, und zugleidh von den 
Aufihlagspflichtigen den betreffenden Auffchlag ebenfalls wochenrlich zu 
erholen hat. Sollten Private oder Auswärtige in den nämlichen Schlacht: 
bäufern einiges Vieh fchlachten, fo find diefe zwar auch in ein befonder 
res Derzeichuiß von den Bankknechten und dem Polizeiauffeher zu brin: 
gen; allein der Auffchlag ift hievon noch vor dem Schlachten des Vie-⸗ 
hes an den Baukknecht zu entrichten, welder ihn dem Unteraufichläger 
einzuliefern har; an Drten, in weldyen noch zur Zeit Feine dergleichen ° 
Schlachthaͤuſer vorhanden find, fo mie auch von allem jenem Viehe, mel: 
des auffer den beftehenden Schladhythäufern zu ſchlachten erlaubt iſt, es 
mag dieſes von Mebgern, Bräuern, Wirthen, Koͤchen oder Privaten 
geiheben, darf die Schlahtung nur nach einer ehevor von. dem Untere 
auffchläger erhaltenen Pollere vor ſich gehen, und jeder ift gehalten, eine 
ſolche Pollete worauf der Tag, die Zahl und Gattung des Viehes, 
dann der Empfänger vorgemerkt iſt, bei dem Unterauffchläger abzulan: 
gen, und hiebei zugleich den betreffenden Aufſchlag an den Unterauffchläs 
ger zu entrichten ;“’ 


diefe Polleren follen täglich von den eigens hiezu Beftellten der Polis 


36, 
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geineiugeſammelt, und vom denſelben nachgeſehen ‚werden, ob nicht mehr, 

als dies hierin amgenterkre Zahl und Städte geſchlachtet werden; zu wels 

chem Ende die Unteraufſchlaͤger dieſen Molizeibeſtellten die Auzeige der 

audgefeutigten- Polleren mitzutheilen haben. 

Uebrigend ſteht es der Polizeibehbrde zu, von Zeit zu Zeit unvernruthere Viſitatiouen 

zu verfügen um alle Anterſchleife ſebiel mbglid zu entdecken und zu befeitigen; welches 
naͤmliche auch. vorzöglich »den Unteraufſchlaͤgern zur Pflicht gemacht, und: ‚deshalb überlaſſen 
wird, nach den verfchiedenen Localverhäleniffen alle ihuen zu : Gebote ‚fichenden Mittel und 
Mege zur nöthigen Gontrolle bei den Thoren, in ‚den bffentlichen Waagen ꝛc. anzuwenden. 


Die Unteraufichläger follen in der Regel die nämlichen. fenn, welchen dad Geſchaͤft 
ded Malzaufichlages uͤbertragen ift, wie folched obnebiun ſchon verordnet iſt. doch koͤnnen in 
den gröfferen Etkdren, in welchen bereitö eigene Unteraufſchlaͤger für den Fleifchauffchlag be: 
ftelle find, foldye noch ferner beibehalten werden. 

Dieſe Gefälle find, uach Abzug des den Städten und Märkten bewilligten Untheis 
led, von den.Unteraufichlägern monatlich. ſammt den Manualien und Belegen zu deu betreffens 
den Oberaufſchlagsaͤmtern einzujeuden; und damit auch bie adminiflsativen Stellen der Städte 
und Märkte von dem Ertrage genaue Kenutnif erhalten, und ndthigenfalls. thaͤtig mitwirken 
fönnen, fo ift nicht mur denfelben die Einfiht der Manualien zu jeder Zeit zu geitatten, fonz 
dern eö hat aud ein Individuum aus denfelben nah dem Schluſſe eines jeden Monats, 
dad Manual des Unteraufjchlägers mit zu unterzeichnen. e 

8. Die Oberauffchlagsämter haben die bei dem Malzauffchlage bewilligten Procente 
auch bei diefem Auffchlage, und zwar vom ganzen Ertrage zu beziehen, und den Unterauf: 
fhlägern, fo wie auch alleufalld den Polizeiauffehern werden, nah Umftänden ebenfalls ans 
gemeffene Procente als Belohnung bewilliget werden, 

9. Die in den Altern Verordnungen beftimmten Defrandationsftrafen werden hiemit 

„aufgehoben: und ‚Dagegew folgende feltgefegt.*) 


) Aeber die: Perrechnung diefer Defranbationsftrafen ift feſtgeſeßt, was felat: 
(Die Defrandationsftrafen in Fleiſchaufſchlagsſachen betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 

Auf die aefchehene Anfrage: wie es mit der Verrechnung der Defraudationsſtrafen in Fleifch: 
auffchlagsfachen zu halten fen? — wird hiemit alfergnädigft vervrdnet, daß in Uebereinſtimmung 
mit der Makanffchlagsverorduung, 

1) vie Hälfte der Defraudationsftrafen dem Anzeiger zufommen, nnd 
2) von der zweiten Hälfte diefer Strafen, die eine Halbjcheide der Commmnität, in welcher 
fih der Straffall ergeben bat, und die andere Hafbiceide dem Staatsärar verrechnet 
werden folle, 
Welches hiermit durch das Regierungsblatt zu Jedermauns Wiſſenſchaft und Nachachtung befannt 
gemacht wird. 
München, den 6. Mai 4800. 


Staatsminiſterium der Finanzen. 
(Regierungsblatt v. I. 1809, St, M, S. 770.) 
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Die Auffhlagspflichtigen, welche ein Stuͤck Vieh heimlich fchlachten, und bieburch 
Ale Aufſchlagsgebuͤhr entziehen, bezahlen zur Strafe in dem erften Betretungsfalle den zehn: 
. facıen Auliblag in den zweiten Tale deu zwanzigfachen Aufſchlag und. in dem. britten. und 
den nachfolgegden Fällen allzeit den ganzen Werth des geſchlachteten Stuͤck Viehes. Die 
Unteraufſchlaͤger, welche durch Nachläßigkeit Unterfchleife veranlaffen oder geflatten, werben 
dad, erftemal gewarnt, und mit Verweis beftraft, und zum Erfag des Entganges. angehalten, 
dad zweitemal aber nebſt Erfag ohne weiters entlaffen. 


Diejenigen Unterauffchläger aber, welche einen Theil dieſes Gefälles unterfehlagen, 
haben nicht nur den zrpanzigfachen, Aufſchlag ald Strafe zu bezahlen, fondern werben nehfts 
bei nach Manf- der Umſtaͤnde mit längern oder fürzern Civilarreſt beitraft. 

10. In Anfehung der Fndicatur und der Appellation fol es durchaus, wie bei dem 
Malzauffchlagsgefätle gehalsen werden; doch wollen Wir geftatten, daß in dem erfteren Fäls 
fen, in «welchen es- vielleicht, nur auf geringfügige Strafen anfommt, und die Einberufung 
der Betheiligten bei einer weitern Eutfernung von dem Amtöbefige denfelben ungleich größere 
Koften als felbft der Strafbetrag ift, verurfachen wärde, die Dberauffchlagsämter befugt 
ſeyen, die einfchlägigen Stadt: und Landgerichte wegen Vernehmung der Berheiligten zu res 
quiriren und von bdenfelben blos dieſe DBerauswortuggsprotocolle nebſt den noch allenfalls 
ndrhigen Behelfen zur Judicatur zu erholen. 


11. An die Stelle der in dem oben angeführten Mandate vom 26. Auguk 1760 
gugeordneten Unterfuchungscommiffionen treten uunmehr die in Auffchlagsfachen überhaupt ers 
nannten: Ynfpectoren, welche bei Gelegenheit ihrer Vifitationsreifen auch über diefen Gegens 
ftand zu wachen und desfalls abgefonderte Diarien zu führen haben. 


Diefe Unfere Allerhochſte Verorbuung, welche Wir in allen Theilen Unferes Reiches 
genaueft beobachtet und befolgt wiffen wollen, ift demnach durch dad Regierungsblatt ſowohl, 
als auch durch Vertheilung der befouders abzubrudenden Eremplarien zu Jedermanns Wil: 
feufhaft dffentlih befannt zu machen. 


« Gegeben in. Unferer Haupts und Reſidenzſtadt Minchen den 31. Dezember 1808, 
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Bebruar. 


1. 


Abth. XI. Abſch. I. Tit. L Cap. I. 6. 69. 


Fleiſchauf 
des Unteraufſchlaͤgers N. N. zu N. N. 
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$. 70. 
(Den Aufſchlag von den Schweinen betreffen.) 


5 Auf Befehl Selner Majeſtaͤt des Könige. 


Da, in Beziehumg anf die im Aufſchlagſachen erfüffine Alerhoͤchſte Verordmung“ vom 
31. December v. J., von :mehreten Stellen die Anfrage geſthehen iſt: was unter eine ge: 
meine, und was mer rinent gemaͤſteten Schweine zu verſteyrn ſey7 To wird bremteer: 
läüterungsweife verordnet, daß diejenigen Schweine, welche äber 25 Pfund bis 75 Pfunm 
wiegen, als genteine Schweine, alle uͤbrigen aber, welche mehr wiegen, als Maſtſthwiine 
arzufehen, und hienach der reguldtivmäffige Aufſchlag zu erheben: fey. 
München den 31. März 1809. 


Staatsmindifterium der Finanzen, 


Reg.-Bl. v. I. 1800. St. 24. 5. 559. 


$: nı. 
(Den Fleſſchaͤufſchlag betreffend.) 


M. J. 8 


Obſchon Unſer letzteres unterm 31. Deteniber 1808 uber den neu’ angeordneten 
Fleiſchaufſchlag erlaſſenes Allerhoͤchſtes Mandat, Regierungsblatt St. IV. vom Jahre 1809, 
dann die älteren hierüber ergangenen Verordnungen die ungezweifelte Abſicht enthalten, daß 
von allem Fleiſche, welches in aufſchlagspflichtigen Orten conſumirt wird, der betreffende 
Aufſchlag ohne Unterſchied entrichtet werde, wenn gleich das Vieh nicht im Orte ſelbſt ge— 
ſchlachtet, ſondern das Fleiſch in Stücken eingeführt wird, fo vernehmen Wir doch, daß 


diesfalls aus der Urſache Anftand genommen werde, weil diefe Verfügung nicht beſtimmt im 
Mandate ausgedrädt iſt. 


Wir verorbnen daher nachträglich, und erflären, daß auch von jenem Fleiſche, wels 
ches von nicht aufſchlagspflichtigen Orten, und vom Auslande in auffchlagspflichtige Orte 
eingebracht wird, ein Pfenning vom Pfunde ohne Unterfchied der Bleifhgattung als Auf—⸗ 
ſchlag entrichter, und von den Unteraufſchlaͤgern erhoben werden foll, und daß bei den darwider 
Handelnden die in dem erwähnten Mandate vom 31. December 1808 feftgefegten Stra⸗ 
fen in Anwendung gebracht werden follen. Diefe hachträgliche Beſtimmung wird durdy das 
Regierungsblatt zur allgemeinen Keuntniß gebracht. 


Münden den 5, Juli 1811. 
Reggs.-Bl. v. J. 1811, St. 46. ©. 889, 


$. =. 


(Die künftige Meberlaffung der zweiten Werarialhälfte des Fleiſchaufſchlags- Gefalls an die Communen der 
Städte und Märkte des Reichs betreffend.) 


Mm. J. K. 
Der durch die Zeitumſtaͤnde und die vermehrten Beduͤrfniſſe herbeigefuͤhrte Zuſtand 
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der meiften Communen, und befonders der Städte und Märkte Unferes Reiches ift Unferer 
Aufmerkſamkeit nicht entgangen. 


Wir haben zwar bereits durch eine Verordnung vom 31. December 1898 den 
Staͤdten und Märkren oder Flecken zur Beftreitung der Localbedärfniffe, und zur fucceffiven 
Antragung der Schulden die Hälfte des Fleiſchaufſchlags-Gefaͤlls Aberlaffen, und theils 
fon vorhin, theild fpärer den vorzäglichen Stadt: und Markts-Communen befondere Aera— 
rinl : Unterftägungen oder Zufläffe aus Staatögefällen bewilligt; da aber die meiften Commus 
nen der Städte und Märkte fich bisher noch einer befandern Werarials s Uuterftägung zu 
erfreuen hatten, und bei verhäftnißmäffig gleichem Bedarfe auch gleiche Ruͤckſicht verdienen, 
und da auch obige Bewilligungen nur temporär und bedingungsweife geſchehen find, fo baben 
Wir, um den gedachten Communen einen bleibenden Fond zur Beftreitung der Localbedärf: 
niffe und Abtragung der Schulden zu verfchaffen, eine verhälnißmäffige Gleichheit der Unter 
ſtuͤtzung berzuftellen, und bei den meilten den bisherigen Zufluß zu vermehren, und alle 
fernere einzelnen Reclamarionen und Gefuche zu befeitigen, auf den Antrag Unfered gehei« 
men Minifteriums der Rinanzen befchloffen, und verorbnen dem zu Folge aliergnädigft wie folgt: 


1. Bon dem 1. Januar diefes Jahres an, d. i. von dem Wnfınge ded zweiten 
Quartald des laufenden Erats: Jahres fol den ſaͤmmtlichen Staͤdten und Märkten Uns 
fered Reiches meben der bereits derſelben üüberlaffenen Hälfte des Fleiſchaufſchla— 
ges, aud) die zweite bisher von dem Merar bezogene Hälfte dieſes Gefälls zu gleichem Zwe⸗ 
de wie bei der erften Hälfte Überlaffen fern, und von den Gommunen auf eigene Regie 
percipirt werden. 


TI. Eben diefes fol auch in denjenigen Theilen Unſeres Kbnigreihes, in welden 
der Fleifhauffchlag noch nicht, oder wenigſtens nicht nach "dem Inhalte ded angezogenen 
Mandars eingeführt ift, fkatt haben, und die Communen der Städte und Märkte diefer 
Landesrheile haben von dem gedachten Zeitpunfte an den nah dem Aufichlags : Mandate 
beftehenden Betrag zu beziehen, und zu gleichem . Zwecke zu verwenden. 

11. Ceſſiren dagegen von demfelben Zeitpunfte an alle, einigen Städten und Maͤrk— 
ten bewilligten Umgeldd; Benificarionen, oder andere bisher ex aerario bezogenen Verguͤtun— 
gen, Erfat : Poften und Unterftägungen gänzlih und das ohnehin zu ſolchen Zweden nicht 
beftimmte Staats-Aerar wird in Zukunft von allen diefem um fo mehr befreit, als die 
Einkünfte des Staats nicht zu einer folhen Local: Verwendung geeignet find. 

Wornach die Einziehung von den einfchlägigen Behörden auf der Stelle zu verfüs 
gen und zu beforgen ift. 

IV. Die Regie dieſes Gefälls, welches von nun an aufhdrt, ein Staats: Gefäll 
zu ſeyn, ift auf Koften der Communen der Städte und Märkte unter der Oberauflicht der 
General: Kreis: Commiffariate, und nad Anoronung Uuferes geheimen Miuiſteriums des 
Innern zu beforgen, und daräber jährlich genaue Rechnung zu pflegen, und die Orts: Um 
terauffchläger des Malz: und Weinauffchlages als ſolche, fo wie die Ober + Auffchlagämter 
und Auffchlags ; Fufpectoren haben ſich mir diefem Gefälle nicht weirer zu befaffen. 

Da hiedurch die Gemeinden, felbft mit Aufopferung eined Theiles Unferer Staatd« 
Gefälle eine weſentliche und gleiche Uuterftüägung erhalten, fo verfehen Wir Und, daß fie 
diefe landesvaͤterliche Sorgfalt mit Dank erkenne, und diefen Zufluß einzig zu dem beftimms; 
ten Zwede verwenden, und Fünftig alle einzelnen Reklamationen von felbft aufhdren 
werden, 

Br. X. 37 
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Diefe Unfere Alterhöchite Verordnung wird demnach zu Jedermanns Wiffenfchaft 
und Nahachtung in dem Megierungsblarte bekaunt gemacht. 
Gegeben in Unferer Haupt: und Refidenzftade Münden den 30. Januar 1813. 


Regierungeblatt v. 3. 1813. Süd 6. Seite 129, 


$. 78. 
(Die Unterfuhung und Beftrafung der Fleifhauffchlagsdefraudationen.) 


M. I. K. 

Nahdem Wir durch unfere Verorduung vom Ilten Januar d. Is. den gefammten 
Fleiſchaufſchlag an die Communen überwiejen, und denfelben die Perception dieſes biöherigen 
Aerarialgefäls auf ihre eigene Regie überlaffen haben, fo wollen Wir aud im deren Folge 
die durch das Mandar vom FAten Dezember 1808 ausgefprodenen Beitimmungen rädfichrlich 
der Unterfuchung und Beftrafung der Fleiſchaufſchlagsdefraudatiouen dahin modificiren, daß 
hierüber von nun au Unfere ungern Polizeibebdrden im erfter, und Unfere Generalsfireiscoms 
miffariate in. zweiter Inſtauz erkennen, die weitern Recurfe aber, wo folde ob summam 
appellabilem zuläffig find, mit Einhaltung der allgemein vorgefihriebenen Frift von dreißig 
Tagen, Unferm geheimen Rathe zur Entſcheidung vorbehalten bleiben follen. 

Uebrigens belaffen Wir es bei den durch gedachtes Mandat feftgefegten Ektrafen, 
fowohl gegen die Defraudanten, als auch gegen machläffige und untrene Einnehmer, und be 
fehlen den Polizeibehörden wiederholt, auf alle Unterjchleife wachſam zu fern. 

Diefe Unjere Entfhliefung wird. durdy das Regierungsblart zu Jedermanus Miffen: 
[haft und Nachachtung hiedurch bekannt gemacht. 

Muͤnchen den 7ten Auguſt 1813. 


Regierungsblatt vom J. 1813, St. 83, ©. 1009, 


$ 74. 
(Die Einführung des Fleifhauffchlages in Altötting betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 

Der Königlichen Regierung des Umnterdonaufreifes Kammer ded Innern wird auf 
den Bericht vom 16ten Dezember v. %8., die Einführung des Fleiſchaufſchlages in Altdtting 
betreffend, unter Memiffion der vorgelegten Acten Folgendes erwiedert. 

Der Fleifchauffchlag darf nach Art. I. des Geſetzes Über die Umlagen der Gemeinde: 
bedürfniffe vom 22ten Juli 1819 keiner Gemeinde verweigert werden, wenn fie deffen Eins 
führung zutraͤglich finder. 

Diefer Auffchlag gehdrt zu den indirecten Pocalauflagen, und ift ein Mittel zur 
Befeitigung oder Erleichterung der directen Umlagen. 

Gemäß $. 104. des Gemeindeedictd muß die Gemeinde bei der Regulirung neuer 
Gemeindedienfte und der Gemeindumlagen verfammelt, und ihre Erklärung hierüber erholt 
werden, 


Eu 
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Dasfelbe Verfahren ift bei der Einführung neuer indirecter Localauflagen auf fe; 
bensmitteln um fo mehr einzuhalten, als biefe nicht nur von den wirklichen Gemeindegliers 
dern, fondern auch von andern Bewohnern des Gemeindebezirks, und felbft vor fremden 
Gonfumenten während ihres temporären Aufeuthaltes im Gemeindebezirke gerragen werde, 


Nah J. 36. des Gemeindeediers hat die Gemeinde ihre Erklärung durch einen 
formlichen Beſchluß abzugeben, zu deſſen Giltigkeit gemäß $. 37. und 38. deffelben Edicts 
die Gegenwart von zwei Dritteheilen der Gemeindeglieder, und die abfolate Srimmenmehr; 
beit ber Anweſenden erforderlich ift. 

Nach diefen gefeglichen Beftimmungen fann ed bei der Frage Über die Einführung 
oder Nichteinfuͤhrung des Fleiſchaufſchlages, in einer Gemeinde Lediglich darauf ankommen, 
ob bieräber ein Gemeindebefchluß vorfhriftemäffig gefaßt worden ift? 


In dem Protocolle, welches bei dem Landgerichre Aledreing unterm 8. April v. J. 
über die Frage, ob der Fleiihaufihlag in der Rualgemeinde Altbtting eingeführt werden‘ 
fol, oder nicht, in Gegenwart von 13 Gemeindeglievern aufgenommen wurde, wird die Zahl 
der wirflihen Gemeindegliever vom Altötting nur auf 145 angegeben, obgleich dieſe Gemeins 
de nach der jüngften Beichreibung aus 483 Famılien befteht; wird indeffen die Zahl von 
145 Gemeindegliedern als richtig angenommen, fo hätten der Gemeindeverfammlung vom 
3. Februar v. J. wobei die Erklärung der Gemeinde Über die Einführung oder Nichteinfuͤh— 
rung des Fleifchaufichlages erholt worden ift, wenigftend 96 Gemeindeglieder beimohnen, und 
ihre Stimmen abgeben follen; da aber hiebei nur 75 Gemeiudeglisder theild für, theils ges 
gen die Einführung des Fleiſchaufſchlages abgeftimme haben, fo iſt der Gemeinde: Befchluß 
vom 3. Februar v. J. gefegwidrig, und fonnte weder von dem Landgerichte, noch von der 
Königlichen Regierung beftätigt werden. 


Die von dem Randgerichte unterm 29. April v. J. auf Anrufen einer Partei zum 
Protokoll genommene nachträgliche Abftimmung von 50 Grmeindegliederu theils für theils ge: 
gen die Einfuͤhrung des Fleiſchaufſchlages kann als Beftandtheil des Gemeindebefchluffes 
vom 3. Februar v. J. nicht erachtet werden, nachdem Gemeindebeichläfe in einem Akt 
gefaßt werben muͤßen; diefe Abſtimmung ift daher ebenfalls chne Wirkung, 

Hiernach wird die Eutſchließung der Königlichen Regierung vom 20. Juni v. J. 
wodurch der Gemeinde Altöttiug die Einführung des Fleifchaufichlaged ohme einen giltigen 
Gemeinde: Befchluß zugeitanden worden ift, völlig aufgehoben, 

Der Gemeinde: Dorfteher von Alrdrting foll jedoch durch das Landgericht beauftragt 
werden, die Gemeiudeglieder zur Berathung und Erklärung über die Frage, 

ob fie den Fleifchauffchlag einführen wollen, oder nichr? 
wiederholt zu verfammeln, und den hiebei zu faſſenden Beſchluß dem Landgerichte vorzulegen, 
welches bei deſſen Wuͤrdigung fich lediglich auf die Frage zu befchränfen hat, ob zwei Dritt« 
theile der Gemeindeglieder wirklich abgeftimmt haben, und ob eine abſolute Mehrheit der 
Stimmen für oder gegen die Einführung tes Fleifchauffchlages beſtehe? 

Wird der neue Gemeindebefhluß nah Vorſchrift des Gefees gefaßt, fo hat 
das Landgericht denfelben zu genehmigen, und das hieraus hervorgehende Refultat für 
oder gegen die Einführung des Bleifchaufichlages auszufprechen. 

Sollten die Borfchriften des Geſetzes bei dem neuen Gemeindebefchluffe wies 
der micht beachter werden, jo iſt demfelben die Genehmigung zn verfagen, und eine 
neue Verſammlung der Gemeindeglieder zu verfügen. i 

37 
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Wenn zwei Drirtheile der Gemeindeglieder auf die erfte Aufforderung zur Ver⸗ 
ſammlung ſich nicht einfinden, fo ift der Aufruf an die ohne giltige Entfchuldigungss 
Urfache ausbleibenden Gemeindeglieder - zu erneuern, und ndthigen Falls gegen diefelben 
nach ſR. 86. des Gemeindeedicrd analog einzufchreiten. 

Uebrigend werden der Königlichen Regierung bei näherer Durchſicht der Acten 
die berrächrliben Taxen nicht entgehen, welche das Landgericht Altdtting für die weitlaͤu—⸗ 
fige und vorfchriftswidrige Behandlung dieſes einfachen Gegenftandes angefegt har; das 
Laudgericht ift dießfalls zur Rechtfertigung aufzufordern, worauf die Königliche Regierung 
bad Geeignete zu verfügen hat. 

Bon gegeuwärtiger Entſchließung find Martin Mofer und Conſorten zu Altdtting 
auf ihre Vefchwerdevorftellung nom 27. Auguft v. J. in Keuntniß zu ſetzen. 

München den 16, Februar 1832. 


Staatsminifterium des Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Unterdonaufreifes alfo ergangen. 


3) Getreid: und Meblauffchlag-*) 
$. 75- 


z (Die Erieihterung der Gemeindeumlagen betreffend.) 
Mm. J. K. 

Nach Unferer Verordnung vom 6. Februar 1812 ſollen beſondere Umlagen zu Bes 
därfniffen der Gemeinden nur als blofe Nachhilfe zugelaffen, und mit der größten Mäjfigung 
in Anwendung gebracht werden, 

Der fortdauernde Druck der aufferordentlihen Zeitverbältniffe macht Uns zur Plicht, 
diefe auf die Schonung Unferer Unterthanen berechweren Grundfäge wicht nur aufrechte zu ers 
halten, fondern auch die wohlthärigen Folgen derfelben dadurch zu fichern, daß den Gemeins 
den andere weniger läftige Hilfsmittel an Handen gegeben, ibre Ausgaben Überhaupt geord— 
net, und befchränft, ihnen gegen willkuͤhrliche und uͤberſpannte Steuerbeifchläge nachdruͤcklichen 
Schutz gewährt, und zugleich eine billige Mitwirkung in den Angelegenhriten ihres eigenen 
Vermögens verfchafft werden. Ju diefer Abſicht haben Wir befchloffen, und verordnen : 


Erſter Titel. 

Bon den befondern Hilfsmitteln zur Beſtreitung der Gemeiudche 

düärfniffe. 

Art. 1. 
In allen Gemeinden der Städte, fo wie des plarten Landes foll, wo es noch nicht ges 
[heben ift, eine genaue Unterfuhung und Prüfung derjenigen ſchon vorhandenen Hilfsmirtel, 
weldye zur Deckung der ordentlichen Beduͤrfniſſe überhaupt, oder fir befondere Gattungen drt: 
licher Zwecke beſtimmt, unverzüglich vorgenommen, und hiernach eine bleibende Ueberficht der 

ordentlichen Einnahmen hergefiellt werden, 


—* 


*) ſ. Miniſterialentſchließung vom Al, October 1837 Nr. 1101 ($. 7. S. 107 oben.) 
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Art. 2. 


Zur Begründung einer beflimmten ordentlichen Einnahme für fämmtlihe Gemeinden, 
wo es daran etwa noch mangelt, oder ein ergänzender Zuſchuß norhwendig feyn follte, wird die 
Einführung eines Getreidaufſchlages bewillige. Derfelbe wird von den Getreidarten, 
des Kornd und Maizene, welches zur Verzehrung beſtimmt, auf die Mühlen zum VBermahlen 
gegeben wird, mad) einer mit Ruͤckſicht auf die drtlichen Beduͤrfniſſe zu beftimmenden Größe, 
welche jedoch den Berrag von dreißig Kreuzer für den Schäffel niemals überfchreiten darf, 
zum Beten der Gemeindecaffen erhoben, 

Yrt, 3 


Es wird geftartet, daß der Fleiihaufihlag, welcher in den Staͤdten und Märkten 
bereit® beitebt, auch auf dem platten Lande, wo es nothwendig und rärhlich befunden wird, 
ebenfalls zum Beſten der Gemeindecaffen eingeführt werde. 


Art, 4. 


Aus den Gefällen diefer Aufihläge, und aus den Abrigen bereits beitehenden Hilfs: 
mitteln follen vor Allem die ordentlichen Ausgaben der Gemeinde beftrirten, der Ueberſchuß 
aber vorerft für Verzinfung und Abrragung der Gemeindefchulden, dann zur Dedung der an: 
dern auferordentlihen Beduͤrfniſſe verwendet werden, 


Art. 5 


Wo der Fall einer ſolchen Verwendung nicht einrriet, und die Gemeinden allenfalls 
vorziehen, den allgemeinen Beitrag zur Ausgleihung der Kriegslaften durch den Beiſchlag zu 
den direeten Staatsauflagen aufzubringen, foll der gedachte Ueberſchuß ald Capitalvernibgen 
behandelt und fär unvorgefebene fünftige Fälle aufbewahrt werden. 


Art, 6. 


Es iſt dem eignen Ermeifen der Gemeinden gänzlich Überlaffen s ob und in weit fie 
von dem dargebotenen Mittel des Gerreid + und Fleiſchaufſchlags Gebrauch machen wollen, 
oder ob fie die für ihre wahren und umnabweislichen Beddrfniffe erforderliben Quellen auf 
anderem Wege, jedoch ohne Belaftung des Steuercapitald, ſich zu erbffnen gedenken? Jede 
Gemeinde hat fid) darüber beſtimmt zu erklären, und kann die Genehmigung ibrer Vorſchlaͤge, 
wenn fie nur fonft zulaͤſſig und mit hoͤheren Ruͤckſichten vereinbarlich find, ſicher erwarten. 


Art. 7. 

Nicht minder wird den “hrmeinden freigejtelle, bei wirklicher Einführung des Ges 
treids und Fleifchauffchlages, für die Vereinuahmung und Controlle der daraus hervorgehen: 
den Renten, durch Aufitellung befonderer Einnehmer aus ihrer Mitte, zu forgen. Zu einis 
ger Erleichtung wird geitatter, daß die Perception des Getreidaufſchlags denjenigen Dean 
ten, welch: zur Erhebung des Malzauffchlags ſchon anfgeitellt find, mir übertragen werde, 
and fie werden, auf Verlangen dev Gemeinden zur Unternebmung diefes Gefihäftes augemies 
fen werden. 

Art, 8. 


Die Beſtimmungen, welche wegen der Defraudation des Fleiſchaufſchlags in ber 
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Verorbnungen vom 31. December 1808 und vom 7, Auguft 1813 enthalten find, follen 
auch ruͤckſichtlich des Getreidauffhlags in analoge Anwendung gebracht, und die Defrauda: 
tiondftrafen der Gaffen den betheiligten Gemeinden zugerheilt werden, 


Zweiter Titel. 
Bon der Regulirung und Befhränfung der Gemeimdeausgaben. 


a Art. 9. 


Die ftäudigen Ausgaben der Gemeinden zu ordentlichen Zwecken follen eben fo, wie 
es der Artikel 1. ruͤckſichtlich der Einnahmen verordnet, mit Strenge revidirt, und darılber 
ein Etat gebilder werben, deſſen Anfäge ſich alleuthalben auf das wahre Maaß wirklicher 
Beduͤrfniſſe, unter gleichzeitiger Beruͤckſichtigung der Hilfsmittel, beſchraͤnken muͤſſen. 


Art. 10. 


Die Beftreitung gewöhnlicher und udthiger Ausgaben, welche theild ſich auf 
die genehmigten Etats begründen, theild, wie alle Ausgaben auf Unterhaltung ſchon befte: 
bender Auftalten, fo wie auf Reparaturen an Gebäuden, Straffens und Waſſerbauten, unver: 
meidlich find, wird der Anordnung der untern Behbrden überlaffen, in foferne hiezu die 
ordentlichen Einkünfte der betreffenden Gemeinde zureichen. 


Ar. 11. 


Sollten aber fr ſolche Ausgaben die Fonds mangeln, oder unzureichend feyn, jo 
müffen diefelben, fo wie alle übrigen nicht etatömäfigen Ausgaben vorerft der Prüfung der 
obern Kreisbehdrden unterworfen, und zur Beifhaffung der mörhigen Mittel muß die Wllers 
hoͤchſte Bewilligung erbeten werden. 


Ar, 12. 


Zur Ergänzung der unzureichenden Mittel find, fo viel nur immer mögtih, Na; 
turalleiftungen zu bendgen, und Geldzuſchuͤſſe aus den Gemeinderaffen nur für den 
aͤuſſerſten Fall zu geftatten. 


Art. 13. 


Die Forderungen für die Armenpflege insbefondere follen dadurch vermindert werben, 
daß die Polizeigehdrden allenshalben die geeigneten nach den Localverhältniffen bemefjenen Ein 
leitungen dahin treffen, den Armen Beihäftigung und Verdienſt zu verfchaffen. 


Art. 14. 

Es wird unterfagt, Beſoldungen für Dienſte auszumwerfen, welche entiveder von 
eingelnen Gemeindegliedern, nad) einer beftimmten- Reihefolge , unentgeltlich, oder gegen Eins 
räumung befonderer Vortheile und Auszeichnungen verrichtet werben mögen, oder wofuͤr die 
Belohnung von einzelnen Mitgemeinden, zu deren Vortheil fie gereihen, mit Billigkeit ger 
fordert werden kann. 


Art. 15. 
Neue Anfhaffungen, und die Bewilligung ven Gehalten und Unter 
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ſtaäͤgungen, wo foldye nicht umgangen werden konnen, follen nur nach vorgängiger aufs 
merkjamer Prüfung der darüber gemachten Antraͤge, nah Maaßgabe des Zuſtandes der 
ordentlichen Gemeindeeinfänfte, und nur in Folge Allerhöchfter Genehmigung ſtatt haben. 


Art. 16. 

Dasfelde gilt von Anträgen auf Anlegung neuer Häufer, neuer Staffen 
und Wafferbauten, und bei obmaltender Unzulänglichkeit des Gemeindevermdgens zu 
dem deöfallfigen Aufwande foll das Erfordernif an baarem Gelde, fofern folches nothmwendig 
und unverſchieblich aufgebracht werden muß, durch Anleihen gegen Zurddzahlung aus den 
ordentlichen Gemeindeeinfänften in billigen Friften gedeckt werden. 


Art. 17. 

Die beftehenden Gemeindefhulden find umserweilt einer ſtreugen Liquidation 
zu unterziehen, und nad) forgfältiger Prüfung der Schuldtitel, der gefeglichen Befchaffenheit 
derfelben der mirdliden Vereinnahmung und Verwendung der aufgenommenen Summen, fo 
wie der wahren Gröjfe derfelben, die desfallfigen Haftungen der Gemeinden endlich ins Reine 
zufegen, Die untern Polizeis und obern Kreisbehörden find für jede Nachläffigkeit hierunter 
eben fo verantwortlich, als fir den Vollzug der über die Erforderniffe einer giftigen und 
verbindlichen Gemeindefchuld beftehenden Verordnungen. j 


Art. 18, 

Eben fo werden alle Beamten, welden die SKriegögefchäfte in den Staͤdten und 
auf dem Lande Äbertragen find, für alle jene Nachtheile verantwortlich erflärt, welche den 
Gemeinden durch unterlaffene Einfammlung der Behelfe zur Liquidation der getragenen Krieges 
laften verurfacdhr werden. 


Deister Titel. . 
Don der Regulirung und Befhränftung der Gemeindbeumlagen. 


Art. 19. 

Wenn, ungead)tet der den Gemeinden nunmehr gedffneten befondern Hilfsquellen, 
und ungeachtet der bezielten Verminderung der baaren Gemeinde ausgaben, in einzelnen Faͤl— 
fen dennoch die Nothiwendigkeit einer Erhebung von Umlagen eintreten folte, fo dürfen folche, 
- im fofern fie als Weifchläge zu den directen ordentlichen Staatdauflagen eingebracht werben, 
niemals und unter Feiner Bedingung den ſechsten Theil diejer Auflagen überfchreiten, 


Art. 20. 

Auf eben dieſes Maaß ift auch für jedes einzelne Jahr jene Umlage befchränft, 
welche erforderlich ift, um bie Laften ber verfloffenen Kriegsjahre auszugleichen ; ed wird 
auch bier die Vorausfegung unterftellt, daß eine folhe Umlage nur als Nachhilfe, wenn die 
Gemeinden den treffenden Betrag wicht aus andern ihnen zu Gebote ftehenden Mitteln Ieiften 
fhnnen oder wollen, Plag greifen dürfe, 

Art.- 21. 
Wenn der Drang des Krieges. eine höhere Belegung über das geſetzliche Maaß, für 
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den Augenblick unvermeidlid macht, fo fol der Mehrbeitrag immer nur als Vorſchuß betrady: 
tet werden, welcher durch die allgemeine Ausgleichung vergüter werden muß. 


Art. 22, 


Im Falle, daß der Beiichlag auf eine Gattung der verfchiedenen Steuern höher, als 
zum fechöten Theile berechnet werden wollte, foll diefe Höherung bei dem Zuſchlag auf die 
übrigen Steuergattungen in Abrechnung kommen, fonady bei diefen der Beifchlag miedriger 
ald auf den fechöten Theil geſetzt werben, ober gar unterbleiben, 


Art. 23. 


Alle Beiſchlaͤge zu ordentlichen Staatsauflagen, jobald fie einen aliquoten Theil die: 
fer Auflagen ausmachen, find nicht nach ihrem Sollertrage, fondern nach ihrem wirklichen 
Ertrage, ſomit nach Abrechnung der Nachläffe und Freijahre zu berechnen und zu em 
beben; und die Steuerbeifchläge insbefondere find nicht auf das Öteuercapiral oder einzelne 
Simplen, fondern auf den Gejammtberrag aller in einem Jahre ausgefchriebenen Simplen 
zu legen, 

Yrt. 24. 

Naturalumlagen, welche in Abgaben von Gerreid, Holz, oder andern Produe⸗ 

ten beftehen, werden in das gefeglihe Sechötheil nach einem billigen Mittelpreife, eingerechnet. 


Art. 25. 


Dagegen fol, was die Naturalleiftungen an Hands und Epaunfrohnen bes 
trifft, von der Einrechnung in das vorgefchriebene Rechstheil Umgang genommen werden, je 
doch dad Marimum diefer Leiftungen zu ordentlihen Zwecken im Allgemeinen auf fünf Tage 
im Fahre fir die Handfröhner, und für die DVerpflichteten zum Spanndienft auf drei Tage 
von jedem Paar Zugpferde, fowie auf zwei Tage von jedem Paar Zugochfen feitgeiegt ſeyn. 


Art. 26. 


Die Verordnung vom 16. Auguft 1810, die Ausfchreibung und Erhebung ber 
Kriegs- und Comunalumlagen betreffend, wird erneuert, mit dem Anhange, daß auffer den 
als ftändig genehmigten Abgaben zu den Gemeindecafen, durchaus Feine directe oder indirecte 
Umlage an Geld und Naturalien unter irgend einem Vorwande ſtatt finden dürfe, welche 
nicht die Allerhöchite fpecielle Genehmigung erhalten hat, und durch das Regierungsblatt aus; 
gefchrieben ift; und daß Beamte, melde dagegen handeln, nicht nur mit der durch die ans 
geführte Verordnung feftgefegten Disciplinarfirafe, fondern auch mach Umftänden mit jenen 
Strafen belegt werden follen, welche das Strafgeſetzbuch gegen Verlegungen der Amtoͤpflichten, 


und gegen Mißbrauch oder unbefugte Aumaſſung der Amtsgewalt beſtimmt. 
4 


Dritter Titel. 


Bon der Mitwirkung der Gemeinden in ben Angelegenheiten ihres Ber 
mogens. 


Art. 27. 
Den Gemeinden ſoll die Verwaltung ihres Vermoͤgens unter denjenigen Bellimmun: 
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gen überlafen werden , welche bei der Revifon ion der Edicte Über das Gemeindewefen näher 
werden ſeſtgeſetzt werden, 


Art, 28. 

Vorlaͤufig, und fogleih nah Verfündung der gegemwärtigen "Verordnung, treten bie 
Gemeinden in diejenigen Befugniffe ein, welche ihnen die Urt. 6 und 7. in Anfebung der 
Ausmitrelung der bendthigten Fonds, und in Unfehung der Erhebung der bewilligten Aufs 
ſchlaͤge eingeräumt find, 

Art, 29, 

Nebftvem werden die Gemeinden fogleich berechtigt : 


a) die in den Urt. 1 und 9, benannten Etats ihrer ordentlichen Einnahmen und 
Ausgaben ſelbſt herzuſtellen; 

b) zu verlangen, daß fie uͤber den Beſtand ihrer Schulden und die Art ihre 
Tilgung, fo wie auch 

c) über neue Ausgaben und Gemeinde Auf: und Umlagen, mit ihren Erinnerun: 
gen und Borichlägen vernommen werden, und endlich 

d) die Perception und Verrehnung ihrer Einkünfte nach den genehmigten Beſtim⸗ 
mungen bed Etats, oder nad fpeciellen höheren Anweifungen unmittelbar felbft 
zu beforgen. 

Art, 30, 


Diefe Befugniffe werden im Namen der Gemeinden vor der Hand, bis die von 
Uns bereitd angeordnere Reorganifarion der Magiftrate erfolgt feyn wird, und zwar in 
Erädten und Märkten durch die beitebenden Municipalrärhe, auf dem Lande aber durch 
einen gewählten Ausſchuß, welcher jedem Drtövorfteher beigegeben wird, ausgeuͤbt. 


Art. 31. 


Wo eigene Communaladminiſtratoren beftiehen, treten folche einftweilen in den Mur 
nicipairath, Magiftrar oder Auefbup als Mirglieder ein, welchem fie alle Aufflärungen 
und Behelfe mirzurheilen ſchuldig find, und für welche fie die Geſchaͤfte der POLE 
und Berrechnung führen. 


Art. 32, 
In Ermanglung eigener Communaladminiftratoren ftellen bie Gemeinden felbit euts . 
weder fir immer, oder für einzelne Fälle ihre Einnehmer und Derrechner auf. 


Art. 33. 


Wenn mehrere Gemeinden zu einem gemeinfhaftlihen Zwede zu concurriren haben; 
fo benennen fie aus ihrer Mitte ein oder einige Jadividuen, welche die Quoten der einzels 
nen Gemeinden vereinnahmen, nad) der Beſtimmung verwenden und verrechnen, 


Art, 34, 


Den Landrichter und fonftigen untern Polizeibehdrden foll auf feinen Fall gejtattet 
33 
Bd. XI. 
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ſeyn, die Beiträge der Gemeinden an fih zu ziehen, und für Gemeindtzwede eine Cafe 
zu halten. Jedoch find fie berechtigt und verpflichtet 
a) gegen MWillfähr, Nachlaͤſſigkeit und Unterfcleife der Municipalräche, Magis 
ftrate, Ausſchuͤſſe, Einnehmer und Verrechner zu wachen; 
b) darauf zu fehen und zu halten, daß die Abgaben und Beiträge der Gemeins 
den richtig verwendet, und b 
©) daß zu gehdriger Zeit ordentliche Rechuung gelegt werde, worüber ihnen die 
erfte Revifion zulommt. 


Art. 35, 


Denfelben Behbrden bleibt übrigens die Befugniß zur Erreihung folder Zwede, 
welche entweder durch die ordentlichen Etats, oder durch erforderliche höhere Sanction ger 
nehmige find, die Municipalräthe, Magiftrate und Ausſchuͤſſe aufzufordern, daß die Beis 
träge und Zahlungen aus den Gemeindecaffen in vorgefchriebener Art und in feftgefegtem 
Maafe geleifter werben. 

. Art. 36, j 

Die Rent: und fonftigen Finanzbeamten, welche in dem Falle find, neben und 
mit den Staatsdauflagen auch befondere Beiträge zu Gemeindbedärfniffen zu erheben, werden 
angewiefen, diefe Beiträge nicht in ihren Gaffen suräd zu halten, fondern ohne Meiters an 
die Comunalcaffen auszuliefern, 

Mir wollen, daß diefe Unfere Verordnung durch das Regierungsblatt befannt ger 
macht werde, und befehlen Unſeren Generalfreiss und Localcommiffariaren, zum Bollzuge 
derfelben, nach den befondern inftructiven MWeifungen, welche fie hierdber von Unferm Mini: 
fteriam des Junern erhalten werden, die zwedimäffigen Einfeitungen zu treffen. 


München den 12. Mai 1815. 


(Regierungsbt. v. 3. 1815 St. 21. &. 393.) 


$. 76. 
(Die Erhebung des Local: Mehlauffhlages bei der Stadtgemeinde Memmingen betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftär des Königs. 


i Der eingeführte Mehlauffchlag iſt eine indirecre Localauflage auf alle in den betreffen: 

den Orten zum Verkauf und refp. zur Eonfumtion: kommende Brode. Der der Gemeinde 

Memmingen bewilligte Meblaufichlag berähre daher allerdings auch das von den auswärtigen 

Bädern in Memmingen abgejegte Brod und eine entgegengefegte Deutung erfcheint weder in 

der Natur der Sache noch in dem, den Bädern der Stadt felbit fchuldigen Schuß, noch 

endlih in der bei den tarirten Eonfumtabilien gefeglich angeordneten Gleichheit begründet. 
Hienach hat die Kdniglihe Regierung das Meitere zu verfügen, 


München den 26. October 1832. 
Staatöminifterium bed Inneru. 


An 
die Königliche Regierung des Oberbonaufreifes, K. d. J., alfo ergangen. 
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$. 77. 
(Die Einführung ded Getreidauffchlages in Regensburg betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs. 


Unter den beſondern, den Gemeinden geſetzlich bewilligten Hilfsmitteln zur Veſtrei⸗ 
tung der Gemeindebeduͤrfniſſe bezeichnet das Geſetz vom 22, Juli 1819, die Gemeinde: 
umlagen betreffend, vorzugsweife und in erfter Stelle den Gerreidaufihlag, Fu Ermangs 
lung fpäterer Beſtimmungen muͤſſen aber in Bezug auf die Perception deöfelben jene Nor: 
men Geltung behaupten, welche hieräber in der Allerhoͤchſten Verordnung vom 12. Mai 1815 
aufgeftellt find, wenn aud die auf directe Gemeindeumlagen beziglichen Verfügungen diefer _ 
Berordnung in Folge des Urt. XV. des erwähnten Gefeges als erlofchen zu betrachten 
find; — jenes aus dem einfadyen Grunde, weil ed fonft an einer legalen Grundlage über 
die Erhaltung des Getreideaufihlags gebrechen würde, und vom der pofitiven Gejtattung 
des Geſetzes fein Gebrauch gemacht werden koͤnnte. 

- Mir dem gefeglichen Begriff des Getreidaufſchlages, als einer Abgabe von‘ dem 
zum Vermahlen beftimmten Getreide (daher auch Mehlaufſchlag genannt) Art. 2, der Aller 
höchften Verordnung vom 12. Mai 1815 ift es aber ſchlechthin unvereinbar, aud das zur 
Bereitung des Biers dienende Getreide diefer Abgabe zu unterwerfen, befonderd da, wo fol: 
ches vermdge des Localmalzaufſchlages ſchon einer Beſteuerung für die Gemeinde unterliegt, 
und die Erhebung des Getreidauffchlages für letztere offenbar eine doppelte Beſteuerung fir 
ein und benfelben Zwed und einen und benfelben Erhebungsberechtigten involviren würde, 

Eben defbalb wurde auch von Ausdehnung des Rocal:Gerreidaufihlaged auf die 
zum» Brauen verwendete Gerfte bisher in Feiner Gemeinde des Königreichs beabfichtiget und 
biernady erfcheint aud die Befchwerde der Bierbrauer zu Regensburg wegen Erhebung 
des Gerreidauffchlages von dem zum Brauen beftimmten Getreide als volllommen gegrüns 
"det, und es ift demfelben die gebährende Abhilfe ohme weitern Aufſchub zu gewähren. 


München, den 25. Juni 1837. 
Staatöminifterium ded Jnnern, 


13357, 


An 
die Königliche Regierung des Megenkreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
Notification dem übrigen diesrheinifhen Kreisregierungen. 


4) Local:, Bier: und Malzanfieplag.*) 
$. 78. 


(Erhebung von Keffeigewern und Einführung des Localmalzaufſchlages betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeftär des Koͤnigs. 


Das Staatsminifterinm des Innern iſt im officielle Kenntuiß gefegt worden, daß 


*) WVergl. hierzu: j 
1) Die Allerh. Verorduung v. 25, April 1811 Reaasbt. 9. 1811 —“ künftige Regulirung 
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eine Königliche Regierung, K. d. %, feinen Anftand genommen babe, die von Magiftraten 
mehrerer Staͤdte nachgeſuchte Erhöhung von Keffelgeldern bei Commuubräubäufern zur Dedung 
der Gemeindebedärfuilfe, und die Beiſchlagung ed Mehrberrages zum regulativmäfligen DBiers 
fag ohne Benehmen mit der Kammer der Finanzen, und ohne Allerhbchſte Zuftimmung felbit 
zu bemilligen, 


Da num aber ſolche erhöhte Keffelgelder in der Art ihrer Erhebung die Natur eis 
nes Rocalmalzaufichlaged annehmen, Ddiefer hingegen in die Gategorie der im Geſetze vom 
22ren Zuli 1819 behandelten Gemeindeumlagen nicht gehöre, und aus Ruͤckſichten auf 
den MWerarialmalzaufichlag und auf den gefteigerten Bierfag ohne Allerhochſte Bewillicung 
nicht eingeführt werden kaun, fo werden ſaͤmmtliche Königlide Regierungen, Kanımern des 
Junern hiedurch angewieien, fi für die Zukunft uber Geſuche der Magiftrare um Er; 
böhung von Keffelgeldern oder Einführung eines Local:Malzaufichlages, wenn dad Beduͤrf⸗ 
niß nach allen Ruͤckſichten ald unabweislicdy erſcheint, vorerft mit den Kammern der Fir 
nanzen zu benehmen und hierauf an das Erantöminifterium des Innern zu berichten. 


Minden den 12. Juni 1820, 


Staatöminifterium des Juuerm 


An 
fämmliche Königliche Regierungen, 8. d, J., mit Ausfhluß des Rheinkreiſes alfo ergangen. 


$. 70. 
1475 


(Einführung eines Local-Malzaufſchlages in der Stadt Bamberg betr.) 


M. J. K. 


Wir haben Uns auf euern Bericht vom 13ten Eeptember dv. 56. beivogen ger 
funden, der Stadt Bamberg die Einführung eines Localmalzaufidlages vom künftigen Euds 
‚Jahre angefangen, auf die Dauer. von drei Jahren zu bewilligen, 


Diefer Aufihlag fol, wie in der Stade Münden, mir einem Gulden fünf 
sehn Kreuzer vom Schäffel des zum braunen und weipen Bier verwenderen Malzes 
erhoben, der Werarialmalztare beigefcylagen, von Unferm Aufſchlagsamte percipirt, und 
nach Abzug der regulativmaͤſſigen Tautieme, in die Eommunalcaffe von Bamberg am 
Schluffe eines jeden Monats abgeliefert werden. 





des Dierfaged im Königreiche Bayern und die Verhältniffe der Brauer unter den Wirthen 
ſowohl unter fi als zu den Publikum (f. unten Abtheil. XV, bei Victualienpolizei). 

2) Die über Malzaufſchlagsdefraudation im zweiten Bande gegenwärtiger Sammlung S. 141— 
208, aufgenommenen Entſchließungen und Bemerkungen. 

3) Die Jnftruction für den Königlichen Staatsrath vom 18, November 1825 (Br. II, S. 171,) 

4) Die Miniſterialentſchließung vom 31. October 1837 Nr. 1101 ($. 7. &. 107, oben.) 


MWegen Benupung des Localmalzauffhlages zu Fundirung von Gemwerbefhulen vergl. die Be: 
fauntmahungen im Regierungeblatte vom 4, und 31, Auguft 1837 Regierungebt, (S. 503, u, 633.) 
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- Die Bierbrauer, welche den Localmalzauffchlag vorzufchieffen haben, find hiefuͤr dar 
durch zu entfchädigen, daß die ordentlihe Biertaxe um einen Pfenning bei der Maaf 
erhöht wird. 

Don dem in Bamberg und zwar innerhalb des Wurgfriedens eingeführten frems 
den Bier muß ein Localauffhlag zu fünfzehn Kreuzer vom Eimer entrichtet werden, 

Die Rüdvergärung von dem Bier, welches die Bierbrauerr an Wirthe oder Private 
auffer dem Burgfrieden in großen oder Meinen Faͤſſern abfegen, wird auf zwoͤlf Kreuzer 
zwei Pfennige vom Eimer beftimmt, 

Die Unordnung der Gontrolle über die Eins und Ausfuhr des Bieres, wofuͤr die 
Entrihtung oder Rüdvergätung des Localauffhlages ſtatt finder, wird dem Magiftrate 
überlaffen. 

Der reine Ertrag dieſes Auffchlages fol vorzugsweife zur Tilgung von Gemeindes 
ſchulden verwender werden, worüber die vorgeſetzte Curatel gehdrig zu wachen hat. 

Münden, den 20. Februar 1825. 


An 
die Königliche Regierung des DObermainfreifes, K. d. J., alfo ergangen. 


8: s0 
(Perception des Local: Bierauffhlages in Fürth und Erlangen betreffend) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Kbnige. 


Der koͤniglichen Regierung ded Rezatkreiſes, Kanımer des Yunern, wird auf ben 
Bericht. vom 28. Auguft v. J. unter Remifion der Belege, nachträglich zur Entſchließung 
vom 7, v. M. hiedurch erbffner: 

daß der bewilligre LocalsBiersAufichlag in den Städten Fuͤrth und Erlangen durch 
die Magijtrate, wie biöher, unmittelbar erhoben werden koͤnne, fobin die Fhniglichen Auf— 
ſchlagsaͤmter in die Perception dieſes Gefälles fi) nicht einzumiſchen haben. 

Münden den 11. Januar 1826. 


17925, 


StaartdösMinifterium des Fnnern. 


An 
die Bönigfiche Regierung des Mezatkreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


$. 81. 
10448, 
(Das Geſuch der Gemeinde Leutershauſen um Bewilligung eines Local: Malz : Auffhlages betreffend. ) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Königs. 


Der Pönigliden Regierung des Rezarkreifed, Kammer des Funern, wird auf die Be: 
ihre vom 26. Derober und 15. November I. 3. das Geſuch der Gemeinde Leuteröhaufen 
um Bewilligung eines Local: Malz » Muffhlages unter Remiffion der Belege die Eutfchliefr 
fung ertpeilt, " 
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daß Berilligung eines Local: Malz: Auffhlages nur fılr ſolche Stadt» und Marks: 
Gemeinden ertheilt werben koͤnne, in melden 

a) der Gemeinde: Haushalt fireng geordnet, 

b) der Fleifh: und Mehlaufichlag bereits eingeführt, 

©) die Unzuläffigkeir der Erhbhung beftehender oder die Einführung deuer direc⸗ 
ter Umlagen überzeugend nachzuweiſen, 

d) eine außerordentliche bedeutende Ausgabe, wozu die beftehenden Fonds nicht 
hinreichen, zu beitreiten, ober 

e) ein feſtgeſetzter Schuldentilgungsplan zur Abwendung des richterlichen Execu⸗ 
tiv⸗Verfahrens — unaufhaltſam zu vollziehen ift, und ohne den Locals 
Malz: Aufichlag nicht vollzogen werden faun. 


Da nun diefe Borausfegungen bei der Gemeinde Leuteröhaufen nicht eintreffen, 
fo kann dem erneuerten, Gejuche derfelben um Bewilligung eined Local » Malz» Nufihlages 
nicht willfahre werden, fondern es foll bei der Enrfchließung vom 24. Aprit I. 3. fein 
Berbleiben behalten, 


Uebrigend verfteht fih von felbft, daß die Einführung eines Locals, Biers 
oder Malzaufichlages in Gemeinden, wo eine Bierbrauerei nicht beſteht, fir jeden Fall 
unzuläfig ſey. 

Münden den 4. ——— 1826. 

Staatöminifterium des Innern. 


An 
die königliche Regierung des Rezatlreiſes Kammer des Innern alfo ergangen. 
Mittheilung: Pievon den übrigen Regierungen mit Ausnahme jener des Rheinkreiſes zur 
Kenntnis und Darnachachtung. 


. | $. 82. 
Extract 4923. j ö 
(Local: Malzauffhlag in der Stadt Regensburg betreffend: ) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


u. — — — — — — — — — — — — — — — — 


— — — — — — — — — —— — — — a 


Uebrigens wird der koͤniglichen Regierung des Regenkreifes Kammer des Inneru 
bemerkt, daß in Städten und Märkten, mo der Local: Malzauffhlag nur ia 1 fl. 15 fr, 
vom Schaͤffel, oder 12 Er. 2. pf. vom Metzen, des verbraudten Malzes beſteht, 
zum Auffchlag vom eingeführten fremden Bier nicht mehr als 15 Fr. vom Eimer, ober 
ein Pfenning von der Maaß, erhoben werden dirfen, was auch in Megensburg von ber 
Zeit. angefangen, als der dortige Local: Malzaufihlag von 1 fl. 30 Er. durch die Aller 
hoͤchſte Eutſchließung vom 3. November 1824 auf 1 fl. 15 Er. vom Echäffel —— 
ſetzt worden iſt, hätte: verfügt werden koͤnnen und ſollen. 


Münden den 28. April 1827. f 


} Staatöminifterium bed Jnnern’ 


An 
die Föniglihe Regierung des Regenkreiſes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
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$. 83. 
7035. 
(Die Einführung eines Local: Malz: Auffhlages in Palau, Gt. Nicola und Dadelberg betreffend: ) 
L K. 


Wir haben Uns auf euere Berichte vom 10. Nov. dv. Is., dann 11. Maͤrz l. J. 
bewogen gefunden, der Stadt Paſſau und den Gemeinden St. Nicola und Hackelberg die 
Einführung eines Local » Malz: Auffhlages zur fucceffiven Tilgung ‘ihrer Schuloen, zur De: 
dung des Eurrents Defieitd der Gemeinde-Caſſen, und zur Beſtreitung aufferordentlicher Aus: 
gaben vorläufig auf drei Fahre, vom Eintritt des naͤchſten Sudjahres — 1. Oktober 1827 
angefangen zu bemilligen. i 

Diefer LocalsAufichlag wird auf einen Gulden fünfzehn Kreuzer vom Scäffel des 
eingefprengten Malzes zum braunen und weiffen Bier in den Bräuereien zu Paffau, St. Nicola und Ha: 
delberg verbrauchten Malzes feſtgeſetzt; derfelbe folder Aerarial Malztare beigeſchlagen, vom 
treffenden Aufſchlagsamte erheben, und nach Abzug der regulatiomäfligen Tantieme in bie - 
Gemeinde: Kaffen am Schluffe eines jeden Monats abgeliefert werven, 

Die Bierbräuer, welche diefen Aufjchlag vorzuſchieſſen haben, find biefür dadurdy 
zu entfchädigen, daß die ordentliche Biertare um einen Pfenuing bei der Maaf erhöht 
wird, 

Bon dem in die Bezirke der bezeichneten drei Gemeinden eingeführten fremden Biere 
darf ein Local-Aufſchlag zu fünfzehn Kreuzer vom Eimer erhoben werden. 

Die Ruͤckverguͤtung von dem Bier, weldyes" die Vierbrauer zu Paſſau, St. Nico 
la und Hadelberg an Wirthe oder Private auſſer den Bezirken Diefer Gemeinden in 
groffen oder in Meinen Fäffern abfezen, wird auf zwoͤlf Kreuzer zwei Pfenninge vom Eis 
mer feftgefett. 

Die Anordnung, Controlle über die Eins und Ausfuhr des Bieres, wofür bie 
Erhebung oder Rüdvergürung des Local: Aufjchlages ſtatt findet, wird den Gemeinde; 
- Verwaltungen überlaffen. — 

Den‘ Gemeinden Riß und Beyderwiefe, wo feine Bierbrauerei beftehr, kaun ein 
Local: Malzauffhlag nicht bewillige und ein bejonderer Auffchlag von dem dur die dor: 
tigen Wirthe verzapften Bier aus mehreren erheblichen Gründen nicht zZugeftanden werden. 

Sir die Verwendung des reinen Ertrags des Local: Malz: Auffhlages in den - 
Gemeinden Paffau, St. Nicola und Hadelberg zu den bejtimmsen Zweden haben die 
Euratels Behörden pflihrmäffig zu forgen. 


München den 25. Juni 1827. 
An 


die Fönigliche Regierung des Unterbonaufreijes Kammer bes Innern alfe ergaugen. 


— 


$. 84. 
11406, , 
(Die Rüdvergütung des Local-Malzaufſchlages in Kempten vom dem'erportitten weißen Gerftenbier betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs. 
Der Königlichen Regierung der Dberdonautreifes, K. d. J., werden die Belege ihs 


— 
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rer Berichte vom 13ten Mai und Liten Juli I. Is. die Ruͤckverguͤtung des Localmalz; 
auffchlages in Kempten von dem erportirten weißen Gerftenbier betreffend, mit der Weifung 
zuruͤckgeſendet, den Bierbrauern in Kempten auf ihre Vorftelung vom 2ten Yuni vorigen 
Jahres erdffnen zu laffen, daß von einer Müdvergitung des Localmalzauffchlages 
von dem erportirten weißen Gerftenbier für vie Zuknnft Beine Rede mehr ſeyn könne, nad: 
dem die polizeiliche Sagbeftimmung fir dieſes Bier dur die Wllerhöchite Entfchliefung 
vom 7ten Zuli I. 33. aufgehoben it, fohin hiebei diefelben Werhältniffe, wie bei dem 
weißen Weigenbier eintreten, wobei eine Ruͤckverguͤtung des Localmalzaufichlages nicht ſtatt 
findet, weil dasfelbe weder einer Taxe unterliegt noch das quantitarive Verhaͤltniß der Zus 
gredienzen beftimme iſt, ſohin nicht nur jeder Maapftab fir die zu leiſtende Ruͤckbergüͤ— 
tung, fondern auch die unerläßliche Borausfegung, nämlich die Unmdglichkeit der Erlanz 
gung des MNiüderfages von den Gonfumenten, gänzlich mangelt, wozu noch kommt, daß 
eine Controlle über die Qnantitär des erportirten weißen Bieres nicht berzuftellen ift, ins 
dem hiebei die Führung fogenannter Bierbuͤchlein nicht angeordnet if, 

Was die Vergangenheit betrifft, fo kann fir den Fall, daß die VBierbrauer auf 
ihre Reclamation beſtehen, und die Quautitaͤt des erportirten Biere foͤrmlich nachzuweiſen 
vermdgen, von der Schlußbeftimmung des Referiptes vom 5. September 1825 nach den nun: 
mehr aufgeflärten Verhältniffen abgegangen, und den Bierbrauern überlaffen werden ſich über 
das Quantitative einer Ruͤckverguͤung mir dem Magiftrate zu vereinigen, oder wenn - eine 
gärliche Uebereinfunfte nicht zu Stande fommen follte ihre- Reclamation im geordneten Inſtau— 
zenzuge weiter zu verfolgen, 

Minden, den 23. Auguft 1829. 


Staatöminifterium des Innern. 


An 
die Konigliche Regierung des Oberdonaukreiſes K. d. J. alſo ergangen. 


$- 85. 
(Die Geſuche der Gemeinden um Bewilligung des Localmatzauffchlages betr.) 


15630. 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Könige, 


Nachdem Seine Majeſtaͤt der Kbnig in einem Allerhöchften Signate über die 
Gefuche mehrerer Gemeinden um Belaffung und neue Cinführung des Loculmalzauffchlages 
vom 2iten September I. 56. allergnädigft zu erklären geruht haben, 


„daß der Localmalzaufſchlag nur zur Schuldentilgung und zur Beilreitung auf 
„‚ferordentlicher Ausgaben (3. B. zur Erbauung von Schulhdufern, Bruͤcken) dies 
„nen follte, und daß demnach ernftlich zu trachten fey, und Vorfchläge gemacht 
„werben follen, wie die Gemeinden ihre laufenden Beduͤrfniße ohne Malzaufichlag 
„befriedigen koͤnnen,“ 
fo wird die Kbnigliche Kreiöregierung hievon zu dem Ende in Kenntniß gefeßt, um ihre 
Anträge für die Belaffung oder neue Einführung eines Localaufſchlages fünftig auf die in 
diefer Allerhbchften Erklärung bezeichneten Zwecke zu befchränfen, fofert in denjenigen Fäl- 
len, wo der Localmalzauffclag zur Dedung von Ausgaben nachgeſucht wird, welche zu 
ben aufferordentlihen im Sinne der Allerhöchften Erflärung vom 2iten September I, 38. 
nicht gehdren, die untergeordneten Guratelen und die unmittelbaren Gemeindeverwaltungen 
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anzuweifen, andere zur Herſtellung des Gleichgewichtes zwifchen Renten. und Laften geeignete 
Mittel aufzufuchen, und diefelden in fofern zu deren Anwendung eine höhere Genehmigung 


nach den beftehenden Competenzverhaͤltniſſen erforderlich feyn wird, bei der vorgefegten 
Strelle in Vorſchlag zu bringen. 


Hiebei verſtehet ſich von felbft, daß die Gemeindeverwaltungen auf das Geſetz 
uͤber die Umlagen -der-—Semeindebedärfniffe- von 22ren Juli 1819 bingewiefen werben 
mäffen, wenn fie zur Deckung von Ausgaben, woflr der Localmalzaufſchlag nach der- 
Allerhochſten Erklärung vom: 21ten September I. Js. nicht geflattet wird, andere geeigs 
nete Mittel niche vorfchlagen Fbunen, - - — — 

Uebrigens wird der Königlichen Keeisregierung erdffnet, daß kuͤnftig alle Geſuche um 
Belaffung ‚oder neue Einführung eined Localmalzauffblages, in fo weit derfelbe mad) der 
angeführten Allerhoͤchſten Erklärung als zuläffig erfcheint, in einen Bericht 3ufammengefaßt, 

und mit den Erklärungen der Regierungsfinanzlammern verfeben , am A1ten Juli eines 
jeden Jahres bei dem Staatsminifterium des Junern vorgelegte feyn muͤſſen, damir die 
geſchaͤftsmaͤſſige Erledigung derfelben gleichzeitig, und noch vor dem Eintritt eined neuen 
Sudjahres erfolgen Fonne.*) 

München, den 6. November 1829. 


Staardöminifterium des Innern 


Un 
die Königlichen Regierungen, K. d. I. der ältern 7 Kreiſe alfo ergangen. 


$. Se. 


(Die Geſuche der Gemeinden um Bewilligung eines Localmalzaufſchlages betreffend). 


19422, 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Kbnigs. 


Zur Erzwe dung einer gleichheitlichen Behandlung bei Vorlage der Geſuche der Ge: 
meinden um Bewilligung zur Einführung oder Hortfegung des Localmalzanffchlages wird 
der Königlichen Regierung des Iſarkreiſes, Kammer des Aunern uadträglicy zu der in dies 
ſem Betreffe ergangenen Allerhoͤchſten Entfchliefung vom 6. November I, 38. eine exemplifi- 
eirte Weberficht zur Fünftigen genauen Anwendung hiebei mitgetheilt. 


München den 25. November 1829. 


Staatsminifterium bed Innern. 
An 
die Königliche Regierung des Yfarkreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


Sleiche Ausiertigungen an die übrigen Königlichen Regierungen, Kammern des Innern (mit Ausſchluß des 
RhHeinfreifes), und an die herzoglich Leuchtenbergifhe Regierungs = und Juftizeanzlei in Eichſtädt. 


) fe hiezu auch die Entihließung vom 26. Nvv. 1820, €. 87. S. 306, unten. 
Br. XI. 39 
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$. 82. 


(Die Fortfepgung des Localmalzaufſchlages in der Stadt Eichſtadt betreffend. ) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


ꝛc. — — — — — — — — — — — 

Zugleich wird der Herzoglich Leuchteubergiſchen Regierungs- und Juſtizcanzlei in 
Eichſtaͤdt die unterm 6. November l. J.“) an die Koniglichen Regierungen, Kammer des 
Innern, erlaſſene Allerhoͤchſte Eutſchließung, die Geſuche der Gemeinden um Bewilligung des 
Localmalzaufſchlages betreffend, biebei in Wbfchrife mit der MWeifung zugefertige, fih in 
Zufunft daruady zu richten. 

Minden den 26. November 1829. 

Staatsminifterinm des Inneru. 
An 
die Herzoglich Leuchtenbergiſche Regierungs- und Juſtizcanzlei in Eichſtädt alſo ergangen. 


5. ss. 
(Die Erhebung des Localmalzaufſchlages in Forchheim und Kronach betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftär des Könige, 

Der Königlihen Regierung wird auf den Bericht vom 31. Auguft d. 3. nad 
gepflogenem Benehmen mir dem Kduiglichen Staatöminifterium des Junern erwiedert, daß 
den Magiftraren der Erädre Forchheim und Krouach die Erhebung des Localmalzauffchlages 
durdy die dortigeu Unrerauffchläger gegen ihren Willen nicht aufgedrungen werden koͤnne, da 
fie weder durch eine allgemeine Unordnung uoch durch die fpeclellen Bewilligungs + Referipte 
biezu verpflichrer find, und daß bei denjenigen Gommunen, bei welchen diefe allerdings 
zweckmaͤßige und wuͤuſcheuswerthe Verceprionsweife des Localmalzaufichlaged durch die Unter: 
aufjchläger beſteht, dieſelbe auf Uebereinfunfe und Anſuchen der Gemeinden berube. 

Sollren die Percipieuten des Localmalzauficlages ſich Abweichungen von den gefehs 
lien Perceptions- Terminen erlauben und dadurch die Einbringung des Aerarialaufſchlages 
gefährden, fo wird die Köninliche Regierung nicht unterlaffen, diesfalls an die Kduigliche 
Kammer des Zunern zur Ubftellung eines folden Verfahrens die erforderlihe Mircheilung 
zu madıen. — 

Minden den 11. December 1829. 


Staatsminifterium der Finanzen. 


An 
die Königliche Regierung des Obermainfreifes, Kammer der Finanzen, alfo ergangen. 


$. 89. 
(Die Revifion der Rehunngen über den Localmalzaufſchlag der Gemeinden betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 
Den Königlichen Kreisregierungen, Kammern des Junern, wird die Entfchließung, 





) f. $. 85. ©. 302, oben. 
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welche wegen Reviſion der Rechnungen über den Localmalzauffchlag der Gemeinden unterm 
8. Februar [. J. an die Kammern der Finanzen erlaffen worden ift, eine Abfchrift zur 
Keuntniß mit der Weifung zugefertigt, die betreffenden Gemeinden auf den Schluß dieſer 
Entfhließung zu dem Ende aufmerkffam zu machen, damit fie zur Sicherung bed Localmalzs 
aufihlages durch befondere Eaurionen der Einnebmer, oder durch unmittelbare Perception 
diefer indireeten Localauflage geeignete Borforge treffen moͤgen. 


Münden den 16. Februar 1831. 
Staatsöminifterium bes Zunern, 


An 
ſammtliche Königfihe Kreisregierungen, Kammern des Innern, biesfeits des Rheins alfo ergangen. 


1375, . 
(Die Revifion der Rechnungen über den Localmalzaufſchlag der Gemeinden betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeſtaͤt des Königs. 


Aus den von der Königlichen Kreisregieruug, Kammer der Finanzen, erſtatteten 
Berichten geht die Wahrnehmung hervor, daß bisher bei Revifion der Localmalzaufſchlags⸗ 
Rechnungen ein ſehr verſchiedenartiges Verfahren beobachtet wurde, Zur Erzielung der 
Gteichfdrmigkeit und Sicherung dieſes den Communen bewilligten Gefaͤlles wird demnach für 
jene Fälle, wo deffen Erhebung und Verrechnung dei Auffchlagsbehörden übertragen iſt, 
Nachftehendes verfügt: 

1) die mit der Erhebung des Localmalzaufſchlages committirten Unteraufichläger 
haben vierteljährig für jede Commune, deren Localauffhlag fie erheben, geſon⸗ 
derte Rechnungen im der nämlichen Art, wie für den Aerarialaufſchlag an das 
vorgefegte Oberaufſchlagsamt zur Revifion einzufenden, und diefen Quartalss. 
Abrechnungen die Quirtungen ter Communalcaffen über die Erfüllung ihrer 
Ablieferungsfchuldigkeit beizufuͤgen. 

2) Am Schluffe des Etatsjahres werden auf dem rund ber Quartalsabrechnun: 
gen ber Unteraufſchlaͤger und ihrer Belege, von dem Königlichen DOberauffchlag: 
amte die Jahresrechnuugen resp. Hauptzufammenftellungen gemacht mit der Aera⸗ 
rialauffhlags: Rechnung der Negierungsfinanzfammer vorgelegt und von dies 
fer gleichzeitig revidirt; 
die Jahresſchuldigkeit wird durch die Rechnungsaufnahms-Commiſſion feilge: 
ftellt, und das Reſultat, der Kammer des Junern, zur rechnungsfbrmigen 
Einweifung in der Communaglrechnung erbffuer; 


4) der Kdniglihen Kammer des Innern bieibe ed unbenommen, von dem Mebis 
fiond « und Abrechnungsacte der Finanzbehdrde Einficht zu nehmen uud ihre 
allenfallfigen Erinnerungen zur Hebung noch vor der befinitiven Cinweifung 
abzugeben. 

Von diefer im Einverftändniffe mit dem Königlichen Staatöminiflerkum des Juneru 
getroffenen Anordnung wird nunmehr die Königliche Regierung zur weiteren erforderlichen 
Verfiigung mit dem Bemerken in Kenntniß geſetzt, daß wegen ber Perception dieſes Local— 
auffchlages und der Rechnungsſtellung durch die Auffchlagsbehdrden Feine Haftung auf das 


3 


— 
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Berar übernommen wird, und die von den Unterauffchlägern geftellten Gautionen dem Aerarials 
auffchlage zu deffen Sicherung felbe geleiftet wurden, vorbehalten bleiben muͤſſen. 
Münden den 8. Februar 1831. 


Staatöminifierium der Finanzen. 


" An . 
die Königlichen Regierungen der fieben Kreife diesfeits des Rheins, Kammern der Finanzen, alfo ergangen 


$. 90. 


(Den Kocalmalzauffhlag der Stadtgemeinde Nenburg an der Donau betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Koönigs. 


Der durch allerhöchited Refeript vom 5. Februar 1829 der Stadtgemeinde Neuburg 
an der Donau für den ausfchließenden Zweck der Schulventilgung auf drei Fahre bewilligte 
Localmalzaufſchlag ift mir dem Jahre 1834 erlofchen, 

Die Königliche Kreisregierung har daher innerhalb 8 Tagen anzuzeigen, in wie weit 
die Comunaljchulden gedachter Gemeinde durch den dreijährigen Ertrag des Localmalzaufſchlags 
getilgt find, und ob erwa, Behufs deren völliger Abrragung, eine Fortfegung dieſes Ko; 
calgefälled als nothwendig machgefucht wurde. 

Uebrigens verfiebt ſich von jelbjt, daß das Gefaͤll während der Inſtruction des Ge: 
fuches der Comune und bis zu erfolgeuder allerhöchfter Entjchliegung , bier wie bei allen in 
dem Falle gleicher und rechtzeitig angebracdhter Bitren befindlichen Gemeinden fortbezogen wers 
den darf und muß, da eine Unterbrehung des Bezuges bis zu einer etwa fpäter erfolgenden 
Königlidien Genehmigung, in den Augen eines confumirenden Publicums den Character einer 
‚neuen Einführung beilegen, und zur Aufregung der Gemüther dienen würde. " 


München den 23. Januar 1833. 


Staatöminifterium des Innern. 


1016. 


An 
die Konigliche Regierung des Oberdonaukreiſes, Kammer des Innern, alſo ergangen. 


Nach richt den übrigen Kreisregierungen wegen des Schlußſatzes. 


: 9 
Rro, 1966. $ " 


Die Vorftellung ded Magiftrats der Stadt Ansbach wegen Aufhebung der Rückvergütung des Localmalzauf— 
ſchlages betrefiend.) 


Auf Befehl Seiner Mäjeftät des Koͤnigs. 


‚.. Die Vorſtellung des Magiftratd der Stadt Anabach wegen Aufhebung der Ridvers 
gätung des Localmalzauffchlages vom aufgeführten Biere folgt mit dem Auftrage, dem; 
felben die Abmweifung zu erbfinen, da der Localmalzauffclag als eine indirecte 
Localumlage nur von dem innerhalb des Bezirks der hiezu berechtigten_ Ge: 
meinde confumirten Biere erbeben wird amd „Seine Majeftät der König nur der 
Stadt Augsburg, welder dad Auffchlagsgefäll früher ald einer vormals reichsunmittelbaren 
Stadt bei ihrer Mediatifirung ald Theil der Dotation mit ausdrüdlicher Befreiung von ber 
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Rüdvergätung bewilligt worden war, die Fortdauer des Status quo und zwar aud bier 
nur in fo dange bewilligt haben, bis das betreffende Comunaldeficit durch zweckmaͤſſige Er: 
ſparniſſe oder Zufhäfle ausgeglichen ſeyn wird. 

Minden den 30. Januar 1833. 


« Staatdminifterium des Innern. 


An 
die Röniglihe Regierung des Mezatkreifes, Kammer des Junern, alfo ergangen. 


Nachricht den übrigen Königlihen Kreisregierungen dieffeits des Nheins. 


. 9=. 
3715. 


Die Vorftelung der Bierbrauer zu Waffertrüdingen wegen Erhebung des dortigen Localmalzaufſchlages betr.) 
r 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Kdnige. 


ö Die Voritellung der Vierbrauer zu MWafferträdingen wegen Erhebung des dortigen 
Localmalzauffhlages, im Betrage zu 1 fl. 30 Er. von jedem Schäffel Malz it unbegrüns 
det, indem aus“ diefem Malzquantum vorſchriftsmaͤſſig ſechs Eimer Sommerbier gebraut werden 
dürfen, und hievon die Confumenten, ohne Beruͤckſichtigung der Weberfchenfe, dem Brauer in dem 
zu einem Biertel Kreuzer für jede Maas Bier erhöhten Schenfpreife den verlegten Rocalaufs 
flag zu 1 fl. 30 fr. vergüten, und überdieß dieſe Verguͤtung bei dem, mit einer größer 
Eimerzapl vom Schaͤffel Malz gebrauren Winter: und weißen Bier zum Vorrheile der Brauer 
im höherem Maaße eintritt, 

Die Königliche Kreisregierung hat dieß den Brauern zu Wafferträdingen zu erdffnen, 
und bei künftigen gutachrlichen Aeuſſerungen wegen Einführung des Localmalzaufſchlags-Gefaͤlles 
oder fernern Bewilligung eined ſchon beftehenden, geeignet zu berüdjichtigen, 


München den 9, Februar 1834. 
Staartöminifterium des Innern, 


An 
die Königliche Regierung des Rezatkreifes aljo ergangen. 
Nachricht den übrigen Kreisregierungen dieffeits des Rheins. 


$. 93. 
(Die Rüdvergütung des Localmalzauffchlageds vom ausgeführten Biere betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Der Königlichen Kreisregierung wird auf ihren Bericht bemerften Betreffed vom 
2. d. Mts. und deffen zuridfolgende Beilage ermwiedert, daß der Betrag ded von dem aus— 
geführten Biere zuräcdzuvergätenden Malzauffchlages ſich ftets und ausjchließend durch das 
Verhältniß des dem Aufſchlage "unterliegenden Malzes zu dem hieraus erzeugten Biere bes 
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ſtimmt, und daß die Mücdvergätung in der Regel auf 124 oder 15 Fr. vom Eimer aus: 
geführten Biers zu ftehen kommt, weil in der Regel 1 fi. 15 Er. oder 1 fl. 30 Er. vom 
Schäffel Malz erhoben wird, und aus dem Edyäffel verordnungsmäffig 6 Eimer Eommers 
oder 7 Eimer MWinterbier zu erzeugen find, daß übrigens, wie fih von felbft verſteht, dort, 
wo aus dem Schäffel Malz auf den Grund des $. 4. der Allerhöchften Verordnung vom 
28. Juli 1807 eine größere Eimerzahl gebraur wird, wie diefes namentlich in mandhen 
Gegenden bezüglich des weißen Biers vorkommt, die Rüdvergiltung des Localmalzauffchlas 
ged auch "im Verhälmiffe ded_Minderaufwandes an Malz verhältnißmäffig ſich zu min: 
dern bat. 


Münden den 27. October 1834. 
Staatsminifterium des Jnnern. 


An 
die Königliche Regierung des Rezatkreiſes, K. d. J., alfo ergangen. 
Mittheitung fämmtlichen Kreisregierungen. 


$ 94. ; 
6215. 


(Die Klage der Bierbrauer zu N. gegen den Königlichen Fiskus, wegen ber ohne Nüdvergätung verfügten 
Biererportation betreffend. 


Auf Befehl Seiner Maieftät des Königs. 


Es kann durchaus feinem Zweifel unterliegen, daß die Kbnigliche Regierung des 
Dberbonaufreifes, Kammer des Junern in rubricirrer Sache den Competenzconfliet alsbald 
und zwar um fo mehr zu moviren habe, als die Beftimmungen Über Art und Umfang des 
Kocalmalzauffchlages gefeglich zu dem Verwaltungsreffort gehdren, und eine Einmiſchung der 
Gerichte hier fowohl überhaupt, ald aud fpeciell aus dem von den Brauern gewählten 
hoͤchſt ungeeigneten Standpuncte nicht Pla greifen barf. 


Die Königliche Regierung des Dberbonaufreifed, Kammer des Junern, wird Uns 
gefichts dies hienach das Geeignete mitrelft Erlaffes an das Königliche Appellatiousgericht 
des Dberbonanfreifes verfügen und den Bollzug binnen acht Tagen berichrlich nachweifen, 
fo wie der Fiscus ohnehin bedacht feyn wird durch Nichtbeantwortung der Klagſchrift und 
dur Vermeidung jeder felbft forideclinatorifchen Einrede rem integram zu erhalten. 


Münden den 11. März 1835. 


Staatsminifterium des Janern. 


An 
die Königliche Regierung des DOberbonankreifes, Kammer bed Innern, alfo ergangen. 


$: 95. 

22272, 

(Die Gefuche der Genieinden um Bewilligung ded Localmalzauffchlages und bie Verwendung dieſes Gefälles 
betreffend). 


Auf_ Befehl Seiner Majeftär des Kbnigs. 
Wie in der Minifterialentfchließung vom 6, November 1829 die Gefuche der Ges 
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meinden um Berbilligung des Localmalzauffchlages betreffend, bemerkt wurde, ift ed der bes 
fimmtefte Wille Seiner Majeftät des Königs, daß die Erträgniffe des Localmalzr 
aufſchlages nur zur Schuldentilgung und Beſtreitung aufferordentlicher Ausgaben, in feinem 
Zalle aber zur Dedung der laufenden Gemeindebedärfniffe verwendet werden. 


Es ift aber in mehreren Fällen bereits die Wahrnehmung gemacht worden, daß 
manche Gemeinden zur Dedung der laufenden ordentlichen Beduͤrfniſſe Paifivcapitalien auf: 
nehmen, fodann die Bitte um Bewilligung des Localmalzauffchlages zum Zwede der Schuls 
dentilgung ftellen, und auf diefe Weife mit Umgehung der Allerbbchften Beftimmungen über 
Bermendung des Localmalzaufichlaged den letteren zu einem Zwede zu erhalten fuchen, dem 
er in feinem Falle gewidmer werben darf. 


Indem die, Kduigliche Regierung hierauf aufmerffam gemacht wird, erhält biefelbe 
den Auftrag. in Fällen diefer Art, nach Maaßgabe der angeführten Minifterialenrfhließung, 
die Gemeindebehdrden anzuweifen, andere zur Dedung der laufenden Gemeindebedirfniffe ge: 
feslih gegebenen Mittel, wozu insbefondere die Gemeindeumlagen, nah Maaßgabe des 
Gefeges vom 22. Zuli 1819 gebdren, fofort aufzuſuchen. — Nachdem endlidy auch mehr: 
fältig bemerft wurde, daß der Focalmalzauffchlag theilweife zu andern Zweden, als wofür 
er bewilligt wurde, verwender werde, fo har die Königliche Kreisregierung mir aller Strenge 
zu wachen, daß die Verwendung der einer Gemeinde bewilligten Erträgniße des Localmalz: 
auffchlages ſtets nur zu dem Zwecke flatt finde, für welchen die Bewilligung derfelben ers 
folgt if. 


Münden den 25. Juli 1835. 
Staarsminifterium des Jnnern. 


An 
fämmtliche Regierungen, R. d. J., die oſeits des Rheins alfo ergangen. 


. 21731, 
(Die Erhebung des Rocalmalzauffchlages betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Nachdem mehrere Gemeinden, weldhen der Bezug des Localmalzauffchlages Aller; 
gnädigft bewilligt iſt, die Bitte geftelle haben, die biöher dem Aufichlagsbeamten ded Staa: 
tes gegen eine Tantieme überlaffene Perception durch ihre eigenen Verwaltungsbeamten be: 
forgen laffen zu dürfen, fo wird Behufs der gleichförmigen Behandlung und Befcheidung 
folder Geſuche nachftchende Vorſchrift ertheilt. 


Es foll zwar im Allgemeinen nicht darauf bejtanden werden, daß die Perception 
des, einigen Gemeinden bewilligten Localmalzauffchlages durdy das Aufichlagsperfonale des 
Staates zu geſchehen habe, wo aber diefe Erhebungsweife in dem Allerhoͤchſten Bewilligungss 
referipte ausdruͤcklich angeordnet ift, hat es jedenfalls für die Dauer diefer Bewilligung das 
bei zu verbleiben, und Gefuche um Genehmigung der Selbfterhebung können erft nach deren 
Ablauf mir einer allenfalfigen Bitte um den ferneren Bezug angebracht werden. Auch folk 

Br. XI. 40 
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foldyem Gemeinden, welchen: eine ausdruͤckliche Vorſchrift bezaͤglich der Erhebung nicht gegen: 
ben / iſt die allenfalls: nachgeſuchte Webermahme der: bisher vom deu Ararialifchen. Aufſchlaͤgern 
beſorgit Erhebung nicht unbediugt zugeſtauden, vielmehr ſtets in Erwägung: gezogen wers 
den, daß die Perception durch teren allerdings. einer rünffichnöwerrhe Sicherheit der Ciunahme 
gewährt,,, welche, von den. Gemeinden wicht. immer. wird. erzielt. werden. kdunen, da ihnen bie 
Perceptionsbrbelfe erft mach der Cinhebung. des, Staurtgefälles. zuloınmen, und, bei.der wies 
derholten Perception leider Rädjtände ſich ergeben, zu deren. Befeitigung: ben- Gemeinden, 
das ‚allein wirkfame. Mittel der: Pollereufperre nicht: zu . Gebote, ſteht. Berner komme in Ere 
wägung,. daß. der Vortheil verminderter. Berwaltungsfeften. audy. bei. der bisherigen Erbes 
bungsweije in vielen Fällen wird erreicht werden koͤuen, da die Beflimmung, der. Fuurtionse. 
bezüge. der Auffchlagebeamten des Staates für die Erhebung des Localaufjichlages der Ger 
meinden. dem. vertragsmäjfigen Webereinfommen freigeftelt if. Die Gemeinden follen über 
diefe Umftände, wenn felbe in ihren Geſuchen nicht hinlänglich.gewirdigt find, belehrt, und. 
zu dem Nachweiſe aufgefordert werden, daß fie dur die Selbfterbebung Vortheile zu er: 
ringen im Stande feyn werden, welche deren Einführung in ihren. Intereffer erfcheinen laf- 
fen., und welche. durdy Uebereinfommen mit deu bisherigen Einnehmern nicht erreicht werden 
können, ferner, daß fie von Seite der aus ihrem WVerwaltungsperfonale aufzuftellenden Ein: 
nehmer hinlaͤugliche Eichertellung zu erwarten haben. Bei dem nachgewieſenen Borbandens 
ſeyn Diefer Vorbedingungen foll die nachgeſuchte Bewilligung der Selbfterhebung nicht vers 
weigert, berfelben aber die Unordnung beigefügt werden, daß die Perception nad) den von 
den WAuffchlägern ded Staates zu beobachtenden MVorfchriften ftatt zu finden habe. Gefuche 
diefer Art, welche gleichzeitig mit der Birte um neue, oden fortgeſetzte Verleihung des Malz: 
auffchlageö dorgebracht werden, follen mit legterer, vollftäudig inftruirt, dem unterfertigten 
Staarsminifterium vorgelegt werden: 

Erhält eine Gemeinde die Bewilligung zu der Selbſterhebung de Kocalmalzaufs 
ſchlages, fo wird derfelben zufolge erhaltener Zuficherung des Kbniglichen Staatöminifteriums 
der Finanzen die - nothwendige Mitwirkung- der Auffchlagebehbrden‘ des Staates in der Art 
zu Theil werden, daß von den Aufjchlags:Untereiunchmern am Schluße jedes Quartals den 
berreffenden Gemeindeverwaltungen vorläufig eine fummarifche Wuzeige der Schuldigkeit der 
Producenten, nah erfolgter Revifion des Quartalverzeichniffei aber eine von dem Koͤnigli— 
den Dberauffchlageamte beglaubigte. Abfchrift gegen Erfag der Schreibmaterialien und der 
tarmäßigen Schreibgebühren mirgerheilt wird, Die Königliche Kreieregierung bar desfalls 
in vorkommenden Fällen mir der. Kbaiglichen Regierungs:Finanzlammer ins Benehmen zu 
treten, damit den Aufichlagebehbrden die erforderliche Weiſung zugehe, 


Münden, den 31. Juli 1885. 
Staarsminifterium des Juneru— 


An 
fämmtlihe Königlih: Kreisregierungen, K. d. 3., diesfeits des Rheins alfo ergangen. 


$. 92. 


(Geſuch ver Stadtgemeinde Forchheim um den Fortbezug des Localmalzaufſchlages betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des König. 
Seine Majeſtaͤt der König babem ſich allergnädigft bewogen gefunden — 


39355. 
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— — — — — — — — — — — . 
Uebrigens iſt der: Allerhbchſie Wille, kaͤnftig ſolche Geſuche vollſtaͤndig inſtruirt und fo recht⸗ 
zeitig vorgelegt zu wiſſen, daß. die Allerhochſte Eutſchließung noch vor dem Beginne des 
Etatsjahres erfolgen konne. 


Muͤnchen, den 15. November 1835. 


Staatsminifterium des Innern. 


Un 
die Königliche Regierung ded Obermainfreifed, „Kammer des Iuucen,.alfo. ergangen. 


$. 98. 


Den Berng des Eocofmalzauffchlages don Seite der Gemeinden nad’ Maaßgabe der Allerhöchſten Verordnung 
vomi21. September 1829 betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeſtat des Kbnige 


Seine Majeſtaͤt der Abnig haben vom Borde der Medra im Hafen von Aucona aus, 
allergnaͤdigſt aus zuſprechen geruht, daß von nun an ‚Erheuerungen ober Bewilligungen des 
Localmalzaufſchlages zum Zwecke der Tilgung von Gemeindeſchulden vur auf den ‚Grund der 
vorſchriftsmaͤſſig verfaßten Schuldentilgungsplane, unter dieſer Vorausſetzung aber auf die 
volle Dauer der darch die genehmigten Plane feſtgeſetzten Tilgungs— 
Periode, und zwar unter folgenden eben fo wohlwollenden als fichernden Beftimmungen 
Allerhoͤchſt ertheilt werden. 


1) Das ohnehin, wie fi) von felbit verſteht, in keinerlei Meife. bezüglich des. Zif⸗ 
fers feines Ertrages gewährleiftende Gefaͤll des Localmalzaufſchlages bleibt uns 
bedingt allen jeuen Weränderungen waterworfen, welche im Verlaufe der Til: 
gungsperiode bezuͤglich des Ärarialifchen Malzaufihlags etwa Plag greifen fonnten. 

2) Die ertheilte Bewilligung erldfche in dem Augeublicke von felbit, mo etwa Das 
bewilligre Gefaͤll, ohne ausdrckliche vorgängige allerbbdhite 
Genehmigung ganz oder theilweife, und zwar gleichviel ob bleibend, 
oder mur unter der Form von WVorfchhffen zu einem andern als dem feſtgeſetz⸗ 
ten Verzinſungs- und Tilgungszwecke verivendet würde, 

3) Die Zuruͤcknahme oder Beſchraͤnkung der Allerhoͤchſten Bewilligung im Laufe der 
ZTilgungsperiode bleibt fir den Fall vorbehalten, wenn entweder 


a) eine erhöhte Einnahme aus dem Gemeindevermdgen die verfügbaren Mittel 
für die Schulventilgung unbeſchadet des Eurrentdienfted vermebren, oder 

b) der Staat fi) bewogen finden follte, die Aufhebung des Eomumalanfichlags 
gefälles im allgemeinen, fey es auf adminiftrarivem, ſey es auf ler 
gislarivem Wege anzuordnen, 


Die Königliche Kreisregierung wird hievon mit dem Wuftrage in Keuntuiß geſetzt, 
die Königliche Eutſchließung durch das Kreisintelligenzblatt zur Kenntniß ſaͤmmtlicher Gemein⸗ 
40* 
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durch Vermehrung der Gemeindeeinuahmen aus Dotatiouszuflaͤſſen oder ſenſtigen Bezaͤgen, 
ſey es durch Verminderung der Yusgaben, wamentlih auf Verwaltung ꝛc. nicht iu ner 
Art gebeffert haben, daß aus den ordentlichen Einnahmen Beiträge zur ſchnelleren Schulden: 
tilgung geleifter oder die etwa fchon befichenden erhöht werden konnen, 

Sollte im Verlaufe ‘der 'Finamzperiode bei der Mevifion der Gemeinde: und Schul⸗ 
dentilguugsrechnungen die Wahrnehmung einer vorſchriftswidrigen Verwendung des Localmalz: 
aufichlages gemacht werden, fo ift fogleid) Anzeige zu erftatten, um der generalifirten Minis 
ferialausfchreibuug vom 20. Februar d. J. die entfprechende Folge geben zu koͤnuen. 


München den 5, December 1837, 


Staatdöminifterium des Innern. 


Un 
ſaͤmmtliche Königliche Kreisregierungen, Kammer des Innern, diesſeits des Rheins alſo exgaugen. 


$. 102. 
(Die Geſuche der Gemeinden um Bewilligung des Localmalauffhlages betreffend.) 


31107, 


Auf Befehl Seiner Majeſtaͤt des Königs. 


Es kommen feit einiger Zeit dfters Gefuche von Gemeinden um Bewilligung des 
Localmalzaufſchlages Bebufs der Dedung von Koften für Bauten oder fonftige Gemeinde: 
anftalten zur Borlage, wobei dergleichen Anftalten theils ſchon in der Ausführung begriffen, 
theils fogar ſchon vollender find, und der Aufwand biefür bereits erwachſen ift, 


Bei einem ſolchen Verfahren ift aber nothwendig nur der Fall gegeben, etweder das 
geftellte Gefuh um Gewährung des Localmalzauffchlages zur Dedung foldyer bereits gemadh: 
ten Ausgaben bedingt zu bewilligen, oder aber bei Verweigerung diefer Bewilligung die Ger 
meinde mit neuen Schulden zu belaften, ihren Haushalt zu ftdren, und derfelben Verlegen: 
beit aller Art zu bereiten. 


Es iſt der ernfte Wille Seiner Kbniglihen Majettär, daß für die Zukunft 
einem ſolch' ordnungswidrigen und unzuläffigen Verfahren vorgebeugt, und die Verwaltung 
des Gemeindehaushaltes auch im dieſer Beziehung der ftrengften Weberwachung unter: 
ftellt werde. 


Die Königliche Kreisregierung, Kammer des Innern, wird daher angewiefen, mit 
aller Pünfrlichkeit und Strenge dafür Sorge zu tragen, daß, wenn fünftig eine Gemeinde eine 
Ausgabe — fen es für Bauten oder fonftige gemeindliche Anftalten — beabfichtiget , welche durch die 
Einführung oder Fortfegung des Localmalzauffchlages gedeckt werden foll, keinerlei Einleitun— 
gen zur Ausführung folder Bauten oder gemeindlihen Auftalten getroffen und Feinerlei Auf: 
wand biefür herbeigeführt werde, bevor die Gefuche um Allergnädigfte Bewilligung des hiezu 
erforderlichen Localmalzaufſchlages unter genauer Darlegung des angeregten Beduͤrfniſſes und 
des gemeindlihen DBermdgenszuftauded dem unterfertigten Kbniglichen Staatsminifterium in 


Vorlage gebracht, und die Allerhoͤchſte Enrfchliefung Seiner. Ködnigliden Majeftdt 
hierauf erfolgt jeyn wird, 
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Die Kdnigliche Kreisregierung wird ſich hienach zu achten und dad weiter Geeige 
nete ungefäumt zu verfügen wiſſen. 


Münden den 24. December 1837. 
Staatsminifterium des Fnnern. 


An 
ſaͤnmttiche Königliche: Kreisregierungen, Ki d. J., diesſeits des Rheins atfyr erpaiigen. 


5 Weluaufſchlag.“ 
(Die Entfhädigung der Stadt Amorbach für- den Verluſt des Wein: und Bier: Ohmgeldes betreffend.) 


Wuf Befehl Seiner Majeftär des Kduigsb. 


Der. kbniglichen Regierung des Untermainkreiied, Kammer des Junern, wird: auf: ihre 
Berichte vom -15. September vorigen, und 7. Februar I, J. die Entſchaͤdigung der Stadt 
Umorbach. filr den Berluft des Wein: und Bier: Obmgeldes betreffend, unter Remiffion der 
Belege und. Acten erwiedert, wie das koͤnigliche Staarsminiterium- der Finanzen‘ fidy: über 
diefen Gegenitand- unterm 11. Januar d. J. dahin erklärt babe, daß es keineswegs im dem’ 
Sian der Allerhoͤchſten Verordnung vom 13, März. 1818, die Maut: Verbäliniffe im Un: 
termainkfreife. betreffend. namentlich in dem Artikel X. verfelben gelegen ſey, irgend eine auf 
ben. inläudifchen Wein haftende Abgabe aufzuheben, fondern ſolches nur ruckſichtlich ver Ab: 
gaben für ausländiihen Wein beſtimmt und daher das Forrbefteben der Acciſe vom: inlaͤudi⸗ 
[gen Wein für das.Nerar. ausdruͤcklich vorbehalten wurde, weswegen es andy keinent Anftande: 
unterliegen Ebnne, der Stadt Amorbach deu Fortbezug des hergebrachten Ohmgeldes; von: ins 
laͤndiſchen Weinen zu. geſtatten, injoferne dasjelbe zur Deduug der Communalbedärfniffe ers 
forderlich feyu würde. ’ 


Hiernach hat die Fonigliche Regierung das Geeighgete zu verfügen; jevodr dabei zu 
berüdfichtigen, daß die bezeichnete Auflage, welche jeit dem Fahre 1818 in Amorbach nicht 





*) Was den Weinauffhlag betrifft, fo kann hier nicht von den Ein: oder Ausgangszolle fremder 
Meine die Rede fern. Das Staatsgefälle berührt nicht das Gebiet der innern Verwaltung. In: 
fofern aber Weinaccife als Localaüfſchlag vorkommt, iſt derfeibe nach den allgemeinen Vorfhriften 
zu behandeln. Die im Regierungsblatt über dem Weinauiſchlag enthaftenen Verordnungen beziehen 
fih auf Befreiung, Verminorrung oder Erhöhung, auf die Veränderungen der einzelnen Gebiets: 
theile, und hängen mit dem Mauthwefen überhaupt zufammen, Sie find durd die neneften Boll: 
geſehe (ſ. ©.) außer Wirkfamkeit gejept. Eine Allerh. Veror duung v. 13. März 1818 9. 10, Res 
gierungsblatt 1818 ©. 32,, die Mauthverhaltniſſe des Untermainkreifes betreffend, it infoferne hier 
zu erwähnen, als Seine Majeſtät Sich vorbehalten, die Communication erner oder der andern 
Abgabe (Wein oder Branntwein) zur Eutſchädigung oder. leichtern Beftreitung ihrer Gemeindeaus: 
gaben. zu. überlaifen. Auf noch frühere Mandate ald die im Regierungsblatte- einzugehen, (dien 
völlig werthlos, da fie ſammtlich Antiquitäten find. Das Mandat vom 24. Mai 1709, Münden, 
9. September 1784 I. S. 620. worin das vorzugsweiſe entfchieden war, 
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mehr erhoben worden ift, unter der gegenwärtigen Gemeinde s Verfaffung ohme Bernehmung 
der Gemeinde s Bevollmächtigten vom Neuen nicht eingeführt werden fbnne. 


Minden den 14, April 1821. 


Staatöminifterium ded Innern. 


Un 
die königliche Regierung des Untermainfreifed Kammer des Innern alfo ergangen. 


6) Sperrgeld an den Thoren und Abgabe des Abwurfholzes.“) 


$. 104. 
(AUbwurfholz an den Stadtthoren betreffend.) 


14031, 


Bon Gorted Gnaden Friedrih Wilhelm Kbnig von Preußen 1, ıc. 

Da in allen Unfern übrigen Königlichen Staaten hergebracht ift, daß in denjenigen Staͤd⸗ 
ten, worin Garnifon liegt, von einem jeden mir Holz beladenen Wagen, welcher die Thore 
paffirt, ein muttelmäßiges Stuͤck Holz oder Kloben bei der Wacht, oder an die dazu auf: 
geftelte Perfon, zur Beheizung der Wachrftuben abgegeben werden muß, unb biefe geringe 
Abgabe auch von jedem, chne Unterfchied des Standes nuweigerlich abgereiht wird, fo 
ift befchloffen morden, in Anſehung fAmmtlider Garnifonen der hiefigen beiden fraͤnkiſchen 
Fuͤrſtenthuͤmer, wo das für die Wachten erforderlihe Holzbedärfen bereits beftimmt und 
- dabei auf die Abwerfhbͤlzer mitgerechner worden iſt, eine gleiche Abgabe einzuführen und 
feſtzuſetzen, weßhalb in Kraft Diefes verordnet wird, daß in allen Grädten unferer beiden 
fraͤnkiſchen Fuͤrſtenthͤner, wo. Garnifon liegt, von einem jeden mit Klafterholz, Stöden 
oder Buͤſcheln beladenen Wagen, welcher die Thore paffirt, ein mirtelmäßiges Scheit, Stuͤck, 
Stock oder Buͤſchel, von dem Floͤßholz aber, von der Klafter ein Scheit, es fen erfauftes, 
oder Beſoldungsholz, ohne Anſehen der Perfon, für melde folches beftimmt, zur Behei: 
zung der Wachtſtuben bei der Macht oder an die dazu beftellte Perfon abgegeben werden, 
wornach fich überall zu achten ift, 


Ansbach, den 27. September 1793. 
Auf Seiner Adnigliden Majeftär Allergnädigften Specialbefehl. 
Hardenberg. 
$. 105. 
(Dolz: und andere Abgaben unter den Thoren.) 


Es iſt an den hieſigen Thorwachen nach und nach der wegen ſcheinbarer Unbetraͤcht⸗ 





BVergl. Miniſterialentſchließung vom 31. October 1837 Nr. 1101 ($. 7. S. 107. oben); dann bie 


Allerh. Entfchliehung vom 24. November 1804 die Beheizung und Beleuchtung der Wachen bes 
treffend. 


% 
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lichkeit. des Gegenftandes zum Theil auch beſtaͤtigter Gebrauch eingeführt worden, daß von den 
mit Holz, Kraut oder etwa andern Beddrfuiffen zum Markte fahrenden Laudleuten einige Holzicheite 
oder ein Krautkopf vom Wagen au die Wachen und Thorfchresber abgegeben, auch wenn fie 
mir Bicrualien verjehen, zu Verhuͤtung des polizeupidrigen Winfelverfaufes von einem ol: 
daten auf don beſtiumten Marktplatz geführt wurden, demſelben ein Groſchen enteichter wers 
ben mußte. Die Felgen hievon find, daß, da der Landmann weder Pflicht, Zweck noch. Vors 
theil ſolch eines Tributes erkenut, und folglich denſelben entweder ganz zu umgeben, oder 
doch nach Moͤglichkeit zu „verringern ‚fucht. daraus maucherlei der Wuͤrde des ‚Staates und 
feinem Öffentlichen Anfehen und Vertrauen nachtheilige Gezaͤnke, und Forderungen ‚eseftehen, 
während deſſen der Thorweg durch die zur Abgabe angebalrenen Waͤgen verengt und die 
Durchfahrt geiperre bleibe. — Daß dem Landmanne ſchon bei feinem erften Gintritte in die 
Stadt fehr unfreundlihe Gefinnungen gegen ihre Bewohner eingeflbßt, und daß er durd ders 
lei vorläufige Anipräche auf fein, wohlersyorpened Eigenthum nicht geradezu einer verbältniß: 
mäßigen, fondern zu der hoͤchſtmoͤglichen Preieiteigerung gleichfam gereize und aufgefordert 
wird. Se. Ehurfürftl. Durdlauche wollen daher dieſe in ſummariſcher Hinfiche nicht unbe: 
deutende, dem Stadt: und Landvelke glei nachrheiligen Abgaben um fo mehr abgefchafft. mil 
fen, ald ohnehin alle öffentlichen Polizei: oder fonftigen Amtsverrichtungen, wodurd) zum ges 
meinen Wohl, zur Erhaltung der Ordnung, „Ruhe. und Sicherheit von Seiten des Militär: 
oder Civilftandes mitgewirkt wird, durchaus der Natur der Sache gemäß nicht bezablt, oder 
durch ſogenannte Emolumente vergolten werden follren, indem der erwähnte. Zweck ſchon unter 
der Staatspflicht im Allgemeinen, und unter einer jeden Awtspflicht insbeſondere vollfommen 
and mwefenrlich euthalten iſt. Der Ehurfärfti. Hoffriegsrarh wird ‚nach. dieſer hoͤchſten Ent⸗ 
fhließung "die hieſige Commandauntſchaft ‚zu beordern und. diefe das Befohlene gehdrig zu 
vollziehen, und vollziehen zu. laſſen wiſſen. 


München, den 3. Februar 1798. 


(M. ©. ©. v. 3. 119 Br. 6. Nr. 10. ©. 167.) 


8. 106. 
(Die Abſchaffung des Sperrgeldes betreffend.) 
Im Namen Seiner Majelät des Kbnigt. 


Seine Ehwefärftliche Durchlaucht haben nach dem Antrage der churfuͤrſtlichen Ges 
neral.Candesdirection die Wbfchaffung des Sperrheldes für ſaͤmmtliche Staͤdte und Märkte 
Bayerns durd ein hoͤchſtes Mefeript de dato 10. curr. gnädigft genebmigt. -- Diejes wird 
zu Jedermannd MWiffenjchaft, den Städten und Märkten zur gehorfamften Nachachtuug, mit 
dem Beifügen befannt gemacht, daß die Aufhebung des Sperrgeldes vom 1. des kuͤnftigen 
Monats Hornung anfangen folle. 


München, den 14. Januar. 1803. 
Churfürfliche General-LTandesdirection. 


(Spurbayer, Regierungsblatt v. 3.1903 Gt. 4 ©. 57.) 
Br. XI. . 41 
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(Das Holzabwerfen an den Thoren betreffend.) 
Mm. 3. Ch. ; 

Verorduen wir, daß das bier und da noch beftehende Holzabwerfen als ein fchon 
verfcbiedenemale abgefchaffter Mipbrauh, allgemein und ohne Unterfchied, ob ſolches zum 
Beiten der Machen, der Ihorfchreiber, der Commandantichaften, oder der Stadtkammern und 
milden Stiftungen geſchieht, durchaus nicht mehr flatt finden folle. Unfere Landesdirection 
bat dad weitere Geeignere zu verfügen. 

München, den 24. Mai 1804. 


12, 


An 
die Churfürftl. Landesbirectionen Bayern, der obern Pfalz und Neuburg alfo ergangen. 


$. 108. 
(Das Holzabwerfen bei den Thoren zu Landshut betreffend.) 


M. J. Ch. 


Wir beſtehen auf Unferer hoͤchſten Eutſchließung, daß das Holzabwerfen bei den Thos 
ren allgemein abgefchafft und verboten bleiben folle, 

Unfere Landesvdirection von Bayern empfängt bier die Vorftellung des Magiſtrats 
zu Laudshut mit dem Auftrage zu unterfuchen, ob die Angabe, daß dieſes Abwerfen des 
Holzes das Surrogat eined rechrlihen Pflafterzols gewefen fey, richtig fey, und in dieſem 
Falle Über den Antrag, diefen Pflafterzol in Gelde einbringen zu wollen, Gutachten zu erftatten. 

München, den 19. December 1804. 


3133, 


Un 
die Ehurfürftliche Landesdirection von Bapern alfo ergangen. 
$. 108. 
(Das Thorfperrgeld betreffend.) 
M. J. 8 


Das ZThorfperrgeld, meldyes in Unferen älteren Erblauden bereitd Allgemein aufgeho: 
ben ift, wird hierdurch auch in allen übrigen Theilen Unferes Königreiches aufgehoben. 


Muͤuchen, den 11. Auguft 1807. 
(Regabl. v. J. 1807 St. 37. S. 1364,) 


$. 110. 
(Die Brennholzabgabe an den Stadtthoren betreffend.) 


15336, 


Auf Befehl Seiner Majefär des Kdnige. 
Die mittelft Berichts vom 9. Juli dv. Js. erdrterte bei einigen Stadtgemeinden des 
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Mezatkreiſes beſtehenden Breunholzabgabe von dem durch die Thore eingeführten Holze, kann, 
ſo ferne ſie, ſey es durch foͤrmliche Bewilligung, durch Ueberweifung als Dotationstheil in 
Folge der Ausſcheidung des Staats: und Comunalvermbgens vormaliger Reichsſtaͤdte, oder 
durch vieljährigen Beſitz, legal begründet erfcheint, der Fall competentgemäßer Anordnungen 
der höchften Adminiftrativ;Euratelinftanz ausgenommen, nur mittelft Beſchlußes des betreffenden 
Stadtmagiftrats unter Zuftimmung der Gemeindebevollmächtigten und vorbehaltlich der Euras 
telgenehmigung, aufgehoben werden, 

Die Königliche Regierung des Rezatkreiſes, Kammer des Junern, hat hiernach ' das 
Weitere zu verfügen und im Falle des widerfprochenen rechtlichen Bezuges salvo recursu 
zu entfcheiden. 


München den 21. Juni 1833. 


Staatöminifterium des Innern. 


2 


An 
die Königliche Regierung des Rezattkreiſes, Kammer des Innern, alſo ergangen. 


7) Brüden: und PWlafterzölle. 


$. 111. 
(Saliter und Saliterwaſſer gibt feinen Brüäden: und Pilafterzoll.) 


2. ©. Wir feynd von Unferm Oberſtlandzeugwart unterthänigft berichtet worden, 
daß Unfere verpflichtete Saliterfieder in specie zu Landöhur mit Einforderung Bruck- und 
Pflafterzolld von dem allvort vielfältig durchführenden Saliter und Waffer, woraus ber Gas 
fiter gemacht wird, beſchwert, und mithin verurfacht werde, daß fie weniger Saliter liefern, 
und Wir den Saliter cheurer bezahlen muͤſſen. 





) Vergleiche hierzu: 

1) Die Bergorbnung vom 6. Mai 1784 $. 14. (M. 9. S. Br. II, ©. 1431). 

2) $. 56. der vierten Verfaſſungsbeilage. 

3) Geſetz, das Zolfwefen betreffend $. 5. vom 11. September 1825 (Gefepblatt v. J. 1825 St. 

16. S. 150,) 

4) Gefeh, den zwiſchen den Königreihen Bayern und Würtemberg über die gegenwärtigen Boll: 
verhättniffe abgeſchloſſenen Vertrag vom 18. refp. 31. Januar 1828 (Regierungeblatt v. % 
1828 Nr. 5, ©. 49.) 

5) Geſetz, die Zollordnung betreffend $. 22. vom 15. Yuguft 1828 (Gefepblatt v. 5. 1828 St. 
10, S. 194, und Regierungsbt. v. J. 1828 Nr. 45. S. 580.) 

6) Alterh. Entfehließung, den Bollvereinigungsvertrag zwiſchen Bayern und Preußen, Art. 13, 
vom 22, März ratif. 21. Mai 1833 (Regierungsbt. v. 3. 1833 Nr. 42, S. 1040). 

7) Ständeabffled v. Juli 1834 1. K. E., Ablöfung der Brüden: und Pflaſterzoͤlle bei Gemeinden. 

8) Minifteriatentfchließung v. 31. October 1837 Nr. 1101, ($. 7. ©. 107, oben), 
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2 Zumahlen Und aber micht gemelut, weder der Saliter noch das Waſſer, woraus der 
Saliter geſotten wird, ale ein zur Landkbefenfion, und dem Bono publieo zu Nutzen ge— 
beihendeö Gut mit Bruck⸗ und Pflaſterzoll, noch in anderweg befähiberen zır laſſen, ſondern 
guddi it wöllen, daß es, gleichwle von altereher beſchkheg, aller Orten durch und durch in 
—8 —— Laͤnden bis iin Unſere Zeughaͤnſer, und Behattnufſen, als wie andere Wüfere färſtliche 
Regalia frei paſſiet werde, als habt ihr nicht allein die alſobaldig ernſt und zuverlaͤſſige 
Verfügung zu thun, daß Unfere verpflichtete Saliterjieder mir dent Salirer und Waifer, wor⸗ 
aus der Saliter gemacht wird, Brut: und Pflaſterzoll andy ia anderweg frei paſſirt wer: 
den, fonkern auch deninächfeis zu Unterer Hofkammer berivieder gehorſamſt zur berichten, 
wasgeſtalten ihr diejen Unferen guädigiten Befehl vollzogen. Deffen verlaffen Mir Was zu ges 
ſchehen, und feynd euch anbei ıc. ıc. 


München den 18, Jali 169% 
(M. G. &. v. 3. 1788, 9. 4. Nr, 18 S. 906, 


$. 112. 


(Das Gefuh der Eifenhammerbefistr im Negenfreife um Brfreinug von ben neu eingeführten Weggeldern 
betreffend). 


m. 8. XR. 


Wir haben Uus auf ein Gefuch der Eifenhammerbefiger im Regeukreiſe um Bes 
freiang von dem neu eingefihrten Weggelve, und auf den hierauf von Unferer Generalzoll: 
and Mantbdirecrion erſtatteren umftdndfichen Bericht bewogen gefunden, zu verorbnen, daß 


1) von Bam zum Beduͤrfniß der Eifenhaͤmmer inner Landes verfuͤhrten Eifenerz 
und Kalkſteinen weder Weg-, noch Pflaſter⸗ und Brüdfengelver ethoben wer— 
den ſollen, es mag dieſes Erz aus Unſern oder Privatgruben formen, 


2) von dem in das Ausland verfuͤhrten Eiſenerz zum Vortheil des Bergbaues 
gleichfalls Fein Weggeld eutridyter werdgn darf, 


3) von dem fabrieirten Eifen, wenn foldes ohne andere vom Weggelde nicht ber 
freiten Gegenftände zur Ladung ſteht, alfo ganz allein nur mit ſolchen Ge: 
' genftänden, vermiſcht geladen iſt, welche auch weggeldfrei find, dann mit 
einem Zeugniſſe der Fabrikanten begleirer von dem Eiſeuhammer, unmittelbar 
zum Verkaufe verführt wird, nur ein Drittheil des gewohnlichen Weggeldes, 
dagegen aber 
4) son jenen Eiſen, welches mit weggeldspflichtigen Gegenfbäuden geladen, ver: 
fender wird, fo wie auch von allem anslaͤudiſchen Eifen das ıganze Weggeld 
erhoben werden foll, 


5) die Hammetinhaber, welche dieſe Berguͤuſtigeng mißbrauchen, imit dem Vers 
luſt derſelben beſtraft werden follen. 
Nach dieſer Unferer Allerhoͤchſten Verordnung "haben ſich “nicht nur alle Unfere Zoll: 


und Mauithſtellen, fondern auch Alle jene Staͤdte und Maͤrkte, welchen die Erhebung von 
Pflafters und Bruͤckengelderreichniſſen geſtattet iſt, genau zu achten, Unſere Geueralzoll⸗ und 
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Mauthdireetian ‚über die Vollzie hung derſelhen zu wachen, und bie, en r 
Regenkreife bievon befonders in Kenntuiß zu ſetzen. 


Minden den 14. October 1813. 


An 
die Königliche Generalzoll- und Mauthdirection alfo ergangen. 


$. 113: 


18576, : 
(Die Zölle der Stadt Münden betreffend.) 


m. I A. 


Bir haben Ung, auf enern Bericht vom 28. Mopember I. J. bewogen gefunden, 
die Übereinftimmenden Anträge des Magiſtrats und der Gemeindebevollmächtigten der Stadt 
Münden, wonach der Tarif für die bisherigen zur Unterhaltung des Pflafters beftimmten 
Stadızbile, und die Perceprion derfelben mit Befeitigung eigener ſtaͤdtiſcher Zollner vereinfacht 
werden ſoll, unter der von euch vorgeſchlagenen Modification, zu genehmigen und hiernach zu 
geftatten, daß mit Aufhebung der ftädrifchen Zollorduung vom Fahre 1679 künftig ald Stadt: , 
und Pflafterzoll 

a) von Frachtſtuͤcken vier Kreuzer pr. Zentner, 

b) von Gerreid, welches auf die Schranne gebracht wird, drei Kreuzer pr. Schäf: 
fel, zur einen Hälfte vom Verkäufer und zur andern Hälfte vom Käufer, 

e) von Brennholz ein Kreuzer pr, Fuhr, wie bisher, dann 

d) vom Heu und Stroh. lediglich eine Waggebühr von drei Kreyzer pr. Zentner 

in geeigneter Art erhoben, und der Comunalcaſſe verrechnet werben. 

Miucen. den 28. December 1820, 

» An” 
die Königliche Regierung des Iſartreiſes, K. d. J., alſo ergangen. 


$. 114. 
(Den Pflafterzolt zu Amorbach und Weisbach betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeſtäͤt bes Könige. 


Der Kdniglichen Regierung des Untermainkreiſes wirb auf ihren Bericht vom 14. 
Auguft v. J. eripiedert, daß ben, Gempinden Amorbach und Weilbach geftatiet werde, einen 
mäffigen Pflafterzoll in folang zu erheben, bie entfchieden feyn wird, daß die über Amorbach 
führende Strafe wieder ‚auf ‚Staassfaffen übernommen werden. — Nachdem indeffen häufig 
vorkommt , „daß, Gemeinden Pflafterzbile erheben nud das Pflafter dennoch in dem 
ne ia Zuftand ale fo ift den Gemeinden Äberhaupt erdffnen zu laffen, daß, wie 
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gegründete Beſchwerde über den ſchlechten Zuftand der Straffen durch diefelben eurftehen würden, 
die Erhebung des Pflafterzolles ohne weiteres ceffiren muͤßte. 
Münden den 19. October 1821. 


Staatöminifterium des Inneru. 


Un. 
die Königliche Regierung ded Untermainfreifes, Kammer des Innern, alſo ergangen. 


$- 115. 
(Die nene Regulirung des Pflafterzolls in Pfaffenhofen betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftär des Koͤnigs. 
Der Königlichen Regierung des Iſarkreiſes werden die mittelft Berichtes vom 24. 
September I. J. vorgelegten Acten die neue Regulirung ded Pflafterzolld zu Pfaffenhofen ber 
treffend, zur unmitrelbaren Befcheidung des Gegenftandes vorbehaltlich der weiteren 


Berufung hiedurch remittirt. 
Münden den 25. November 1322. 


Staatöminifterium des Innern, 


An 
die Königliche Regierung des Iſarkreiſes, K. d. J., alfo ergangen. 


$. 116. 


(Die Brücden: und Pilaftergölle betreffeud.) 
Auf Befehl Seiner Majeftär des König. 

Nachdem neuerdingd wahrgenommen worden ift, daß den Gemeinden die Einführung 
neuer, oder die Erhöhung ſchon beftehender Brüden: und Pflafterzdlle ohne vorläufige Allers 
hoͤchſte Genehmigung bewilligt worden fey, fo wird ben Königlichen Regierungen die eigene 
Geftattung diefer Zölle, welche dad Gommercialfuhrwefen in den meiften Fällen fehr beläftis 
gen, hiedurch gaͤuzlich unterfagt, und die Weifung ectheilt über ſolche Gefuche der Gemeinden 
künftig mit der Generalzolladminıftration ins Benehmen zu treten, und hierauf, wenn die Ber 
willigung zureichend begründet werden kanu, an das Staatsminifterium des Junern zu berichten. 

München den 31. Mai 1824, 


Staatöminifterium ded Innern. 


Un 
die fämmtlichen Regierungen, Kammern des Innern, mit Ausnahme jener des Rheinkreiſes alfo ergangen. 


$- 17. 
(Die Erhebung der Pflaſter⸗ und Brüdenzölle von ben Ertrapoftreifenden betreffend. ) 


1630, 


Auf Befehl Seiner Majeftät des KAbnige,. 
Um den läfiigen Aufenthalt zu befeitigen, welden bie Extrapoftreifenden auf allen 
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Poftrouten des Koͤnigreiches durch die bisherige Erhaltungdweife der localen Pflafter: nud 
Brücdenzblle unterworfen waren, und. hiedurch eine neue Erleichterung des allgemeinen Ders 
kehrs im Innern eintreten zu laffen; wird nach dem Beifpiele einiger Nachbarläuder verfügt, 
daß dieſe Brüden; und Pflaftergelder Fünftighin wicht mehr au den Orten ihres Aufalles, 
fondern durhans von den Poftftallmeiftern erhoben werden follen, und zwar uurer 
nachfolgenden näheren Beſtimmungen. 


41. Der Extrapoftreifende bezahle dem treffenden Poſtſtallhalter vor der Abfahrt 
von der Station umd dem Ertrapoftgelde das gebührende Pflafters und Brüf: 
kengeld bis zur mächiten Poftftation exclusive ; diefer ftelt hiefür dem Reifen: 
ben einen Empfangfchein aus, welcher im Formular gedrudr ift, und in wels 
chem das zu Bemerkende (naͤmlich der Zollberrag jedes einzelnen, auf der 
Route vorkommenden Pflafterzolles mad der Pferdezahl) mir der Feder nach: 
getragen wird, 


2. Auf jeder Poftftation wird ein Journal über die Ertrapoftreifenden mit Be 
merkung der Beipannung nach der Pferdezahl geführt. 


3. Der Poftillion fährt mit den Reifenden unaufgebalten durch, bderfelbe bezahle 

- auf dem Ruͤckwege aller Drten die Gebühren an Pflafter» und Brildenzoll, 
diefer erhält dagegen von den Empfängern die hergebrachten Polleten, und 
uͤbergiebt felbe an den MPoftftallyalter der Station, gegen Erfagleiftung 
bed Betrages. 

4. Zede zur Erhebung von Bruͤcken- oder Pflafterzöllen auf den Poftrouten bes 
rechtigte Commune und fonftige Localbebörde hat ein amtliche Zeugniß der 
Polizeibehbrde uber ihre Berechtigung und über den Betrag des ihr gebühren: 
den Pflafterzolles ꝛc. ungeſaͤumt zu Handen jedes einfchlägigen Poſthalters zu 

2 bringen. Ebenfo hat fie demfelben jede Veränderung unter gleicher Beglaubi: 
gung alsbald anzuzeigen, damit biefer die Erhebung im obenbezeichneter Weife 
zu bewirken vermbdge. 


Gegenwärtige Anordnung tritt mit dem erfien Derober laufenden Jahres ans 
gefangen in Ausübung. 


Die Königliche Kreisregierung wird demmach beauftragt, ſaͤmmtliche einfchlägige 
Gemeinden von diefer Anordnung rechtzeitig in Kenntniß fegen, und zur geeigneten Herſtel— 
fung der Erhebungstarife Nr. 4. auweiſen zu laffen, fo wie für die allgemeine Bekannt⸗ 
madung der erwähnten Einrichtung durch die Kreisintelligenzblätter Sorge zu tragen. 


Münden den 2. Mai 1832. 
Staatdöminifterium des Jnnernu. 
An 
ſammtliche Regierungen biesfeitd des Rheins alfo ergangen. 
$ 118. 


(Pflaſterzoll von Eifen: und Erziuhrwerken zu Roding betreffend. ) 


5 


J 


Auf Befehl Seiner Majeſtaͤt des Königs, 
Aus den mit Bericht vom 18. pr. 26. v. M. vorgelegten und hiemit zurüdfols 


"336 Abſchn. Xt. Abth. 1. Tit. 1. Cap. M. 6. 119,180. und IM. 
"genden Aeten ergeben fidy Feine Ghände, aus welchen dem Hammerwerköbeſitzer "Mibert son 
Sperl die in, der Verordnung vom 14. Deröber 1813 den Führen mit Eiſen- Erz-tud 
Kalkiteinen eingerkumte Pflaiter: Brüdens und Weggeldfteiheit genommen werden könne, und 
die Enrjchließung der Königlichen Regierung des Regenkreiſes, Kammer des Juneru, vom 21. 
März 1. 3. konnte »fohin keinen Grund zur Beſchwerde des Marktsmagiſtrates Möding 
darbieten. 

Die Königliche Kreisregierung wird jedoch bei dem Vollzuge »infer Eutfchließung 
"dafür Sorge fragen, daß die Abficht der Verordnung vom 14. October 1813 der änländis 
ſchen Eifenerzeugung jede thunliche Erleichterung zu verſchaffen, wicht zur Umgehung anderer 
Vorfchriften und Verletzung woblerworbener Rechte mißbraucht werde, und insbefondere die 
Pflaſter⸗Bruͤcken- und Meggeldsfreibeit nur ſolchen Fuhren, weldye nach ‚der Größe ihrer 
Fracht die ausſchließliche Beſtimmung, Eifeuerz oder Kalkſteine zum Bedürfniß der Eifen: 
haͤmmer inner Landes zu verführen, genügend zu erkennen geben; ı filr den Mißbrauché fall 
iſt nach F. 5. der Allerhoͤchſten Verorduuug vom 14. October 1813 der Verluſt der Ver: 
guͤnſtigung zur Strafe geſetzt, und der Ausſpruch derſelben geeignet zu verfügen. 

München den 5. Juni 1832. 


Staarsminifterinm des Fuern. 


An , : 
die Königliche Regierung, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
$: 119. 
(Die Communal:Brüden: und Pflaſterzolle betreffend. ) 


11495. 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Die Peilagen des Berichtes vom 23. April I. J. in angemerftew Betreffe folgen 
im Anſchluſſe mit der Bemerkung zuruͤck, daß zwar die don der Königlichen Regierung des 
Dbermainfreifes, Kammer des Innern, den beiden Gemeinden Scheßlitz und Thurnau bes 
willigren neuen Zolljäge für den Transport des Commercialtholzes in den Hauptkataſtern vor: 
gemerkt werden feyen, daß jede von nuu an jeder Aenderuug in dent Conmmunalbräden: 
und Pflafterzöllewefen die Vorlage der Acten an das unterzeichnete Staatsminifterium vors 
zugebeu habe. 

Mündyen den 4. Juni 1833. 


Staatsminifterium des Kanern. 


An 
die Königliche Regierung in dem Obermainkreife, Kammer ded Innern, alfo ergangen. 
$. 120. 
31437. j 
(Die Erhebung des Mündmerftadtpflafterzolis von Berg: und Hüttenprodueten, dann von Salzfuhren 
betreffend). 


[4 
Auf Befehl Seiner Majeſtaͤt des Königs. 
Huf den Bericht vom 2. December vor. 38. im angeführten’ Betreffe wird im 


. 
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Uebereinftimmung mit -den bereitö in andern Fällen gegebenen Entſcheidungen folgendes zur 
Entſchließung erwiedert: 
Die durch allerhoͤchſtes Reſcript vom 28. December 1820 der Stadt Müns 
hen gejinttete Erhebung eines Stadts und Pflafterzolls von 4 Er. vom’ Zentner 
Frachtgut fann nad den allgemeinen Fnterpretationsregeln nur auf foldye Fracht 
fuhrgegenftände bezogen werden, binfichtlich welcher nicht fperielle Aufnahmen von 
der Pflafterzollpflichtigfeit gefeglich ausgeiprodhen find, mie dies binfichrlich 
der Erzfuhren, daun der Bergwerks- und Hättenproducte wirklich der Fall ift. 
Die im $. 13 und 14. der Bergordnung vom 6. Mai 1784 (Mayr. Gen. ©, 
Bd. II, S. 1431) ausgeſprochene Befreiung der Bergmwerköproducte von allen Zbllen wurde 
durch Verordnung vom 14. October 1813 dahin modificirt, daß Eifenerzfuhren von allen 
Staats = ſowohl, als ftädtifchen Zbllen ganz befreit feyen, vom fabricirten zum Verkauf ver: 
führten inländifchen Eiſen aber nur der drirte Theil des Zoll erhoben werden folle, 
1) Hiernach hat ſich auch der Magiftrat der Stadt München zu achten. 
2) Hinſichtlich der. Ealzfuhren, inebefondere binfichtlih des bereits verfauften 
Ararialifchen Ealzes beſteht jedoch eine ſolche Befreiung nicht, weßhalb die 
Forterhebung des Allerhoͤchſt bewilligten Eradtzolles zur Zeit feinem Anftande 
unterliegt. 
Münden den 18. Februar 1837. 


Staatöminifterium des Junern, 


An 
die Königliche. Regierung des Ifarkreifed, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


s) Landenialgefälle. 
$. 121. 
(Die Vorftelliung des Magiſtrats der Stadt Bamberg, wegen Gefällserhebungen bei Grundbefigveränderungen 
betreffend). 


R Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 

Da der Magiftrar der Stadt Bamberg die von mehreren Wohlthaͤtigkeitsſtiftungen 
neben dem Laudemium bergebrachten Gebiähren bei Befigveränderungen bezüglich der deüfel: 
ben grundbaren Realitäten, ald ein im Grundbarkeitöverbande begruͤndetes . Befigveränderungs: 
refp. Laudemialgefälle anſpricht, fo ift diefer im Befige des biöherigen Bezugs nicht zu 
ftören, vielmehr dem Grundholden, für den Fall einer vermeintlichen Erhebung eines unbes 
gränderen grundberrlichen Gefälles, die nach $. 20. der IV. Beilage zur BVerfaffungsurfunde 
ftatchafte Austragung im Rechtswege zu überlaften. 

Münden am 6. Februar 1833. 

Staatsminifterium des Jnnern 
An 


die Königliche Regierung des Obermainfreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
Nachricht der übrigen Kreisregierungen dieffeits des Rheins. 
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2) Sonftige Gefälle und indirecte Auflagen. 


$. 122. 


Hierher gehbren namentlih auch die Einfünfte des den Gemeinden zulommenden 
Antheild am der Polizeiverwaltung, die Untheile der Schul: und Urmengemeinden, dann die 
Ancheile der Schuls und Armenkaſſen an Polizeiftrafen und Eonfiscationen, worüber die bes 
treffenden Abrheilungen naczufeben find, 


©) Zuſchüße ans dem Staatövermögen. 
(namentlih zu der Polizeivermaltung.) 


(Die Zuſchüſſe für die Polizeiverwaltung der Städte betreffend). 
M. J. K. 


Wir haben aus dem Werichte vom 29, v. Mts., welchen Unfere Regierung des 
Rezatkreifes in Betreff der Zuſchuͤſſe aus der Staatscaffa fir die Polizeiverwaltung der 
Städte erftattete, fo wie aus den verfchiedenen Berichten über den Vollzug der einzelnen 
Wahlen mißfällig erfeben, daß die Regierung von dem Grundfaße ausgehe, als ob die 
Staatöcaffa ohne weiterd verpflichtet fey, das Deficit der ſtaͤdtiſchen Revenden, welches 
durch die Herftellung der Magiſtrate und die Uebernahme der Polizei ſich ergeben wird, 
vollftändig zu deden, und daß hiernach fowohl das Perfonal, ald die Gebalte der Magis 
fratdindividuen nicht allein nad) dem angenommenen Marimum, fondern in einigen Orten 
ſelbſt noch höher feftgeftelle wurden, ohne Ruͤckſichtsnahme auf das Vermögen der Staͤdte 
oder auf die Beitragserklärung der Gemeinden, welche, wis es fcheint, auf dieſe Zuficherung 
geftägt, fich jedes Zuſchuſſes entzogen. 

Wir mißfennen Feineswegs, daß das Gomunalvermögen der Etädte des Rezats 
kreiſes, vorzuͤglich der ehemaligen Reichsſtaͤdte ſich nicht im blühenden Zuſtalde befinde, und 
daß legtere durd) die Ausſcheidung der Staaterenten einen groffen Theil ihres fruͤhern Eins 
fommens verloren, allein bdiefelben fcheinen nur diefen Werluft, nicht aber auch die Abnahme 
der Laften im Auge zu haben; fie vergeflen, daß mehrere Millionen an Schulden auf die 
Staatöcaffe Übernommen, daß fie von DBeftreirung der Defenfiondss und Militäranftalten, von 
Unterhaltung der ehemals aͤuſſerſt Eoftfpieligen Gerichts; und Gemeindeverwaltung befreit 
und daß fie in ihren Steuern felöft fo bedeutend erleichtert wurden. 


Wenn Wir auch die eigentlihen Sraatsgefälle einzuziehen Uns verpflichtet hielten, 
(ein Fall, der nicht minder auch die Provincialftädre in Altbayern dur Abnahme der vols 
len Landesfteuer betraf) fo haben Wir doch die wahren Gomumalrenten denfelben unge: 
ſchmaͤlert belaffen, und nebftbei auch den Getreid-, Fleiſch- und fogar den Meiften auch 
den Localmalzauffchlag bewillige, mebft Ddiefen werden fie auch an der für die Uebernahme 
der Polizeiverwaltung beftimmten Aperfalfumme von 80000 fl., welche Wir nicht zu erhd⸗ 
ben gedenken, den verhältnißmäffigen Ancheil erhalten, fobald die hiezu erforderlichen volls 
fländigen Etats vorgelegt und die allgemeine Vertheilung hiernad) getroffen werden kann. 


Um jedoch bis zu dieſem Zeitpunet in der neuen Bildung der Magiftrate keine 


216, 
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Stodung zu veraulaſſen, bewilligen Wir für die Städte des Rezatkreiſes aus der genannten 
Summe einen prooiforifhen Zufhuß von 

vier und zwanzigtaufend Gulden, 
melde Unſere Regierung nach Verhaͤltniß des Bedarfs unter die betreffenden Staͤdte big zur 
künftigen definitiven Feftftelung zu vertheilen und die Anzeige hieräber zu erftatten hat 


Mir erwarten, daß die Stradtgemeinden hiernach ihren Bedarf felbft zu beſchraͤuken 
oder den Abgang der Koften ihrer künftigen Verwaltung durdy felbftige Beiträge zu decken 
trachten werden. 


München den 21. October 1818. 


An 
die Königliche Regierung tes Megarlreifee, K. d. J., alfo ergangen. 


$. 124. 
12921. 


(Das Geſuch des Magiſtrats der Stadt Eihftädt um Bewilligung eines Antheils an dem zur Beftreitung ber 
Polizeiverwaltuugskoſten bejtimmten Averſum von 80 M. fl. betr, 


M. J. K. 


Nachdem die Aufſicht und Leitung der Local- und Diſtrictspolizei in den Fuͤrſten— 
thume Eicyftdde und in der Stadt diefes Namens Unjerm geliebten Schwiegerfohn dem 
Hm, Herzog von Leuchtenberg zuftebt, fo konnen Wir und dem YUverjum von 80000 fl. 
weiches für die unter Unfern unmittelbaren Behörden ftehenden Staͤdte beſtimmt ift, der 
genannten Stadt Eihftädr einen Autheil nicht bewilligen; weldyes ihr den Magiftrare auf 
feine bier beikommende Vorftellung habt, erbffuen zu laffen. 

München, den Gren September 1819. 


Un 
die Königliche Regierung des Regenkreifes, K. d. J., alfo ergangen, 


- 


$. 125. 


(Staatsbeitrag zu den Koften der Polizeiverwaltung in den arößern Städten betr.) 


2164, 


Auf Befehl feiner Majeftät des Könige. 


Die Königlichen Regierungen ‚werden hiedurch in Kenntniß gefegt, daß der Staats— 
beitrag von 80000 Gulden zu den Koften der Polizeiverwaltung in den gıdßern Erädren 
für das Erarsjahr 182% fowohl, als für die übrigen vier Jahre der Finanzperiode 1842 
und zwar nach der durch die Eutſchließung vom 27ten Mai 1819 getroffenen, und für das 
Gratsjahr 1848 beibehaltenen Repartition bewilligt fen, vorbehaltlich jedod der Mehrung und 
Minderung von Antheilen einzelner Kreije, wenn Ddiefelbe durch nicht vorauszufehende Um: 
flände veranlaßt werden follte. 


Was die Repartition der einem Kreife zugewiefenen Zotalfumme unter die einzelnen 
42* 
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Städte anbelangt, fo bleibt ed der Königlichen Regierung überlaffen, die beftehende Reparation 
zu Ändern, wenn zureichende Grinde dafuͤt aufgeftelle werden kbnnen. 


Münden, den 12. Februar 1821. 
Staaröminifterium des Junern. 


An 
die Königlichen Regierungen der fieben tern Kreife des Königreichs, K. d. J., alfo ergangen, 


8. 128. 
(Repartitioh der befonderen Leiftungen des Staatsärars betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeſtaͤt des Konigs. 


Zum PVollzuge des Finanzgefeßed vom 11ten September v. Is. wird den Kbniglis 
hen Regierungen, 8. d. J., biebei die Repartition der befonderen Leiftungen des Staats⸗ 
drard an die Gemeinden für das Jahr. 1832, wodurd den Gemeinden 115150 fl. in vers: 
fhiedenen Pofitionen bewillige find, unter der Beftimmung mitgetheilt: 

daß die Eubrepartition der Beiträge zu den Koften der Polizeiverwalrung in deu 
größeren Städten den Königlichen Regierungen überlaffen bleibt. Diefe Beiträge 
find jedoch auf diejenigen Städte beſchraͤnkt, in welchen vor dem Aten Oktober 
1818 befondere Königliche Polizeidirectionen oder Kommiffariate beftanden baben; 
als Maaßſtab zur Gubrepartition fann die Bevblkerung und der effective Koftens 
betrag der gegenwärtigen Polizeiverwaltung, unter Berädfichtigung ded Vermdgens, 
der Renten, Laften, und Schulden einzelner Städte, genommen werben. 


Münden, den 16. Januar 1826. 
Staatsminifterium des Fnnern, 


An 
die Königlichen Regierungen, Kammern des Innern, mit Ausnahme jener des Rheinkreiſes alfo ergangen. 


XXI. zu $. 35. des revidirten Gemeindeedicts. 
Gemeinde: uud Bezirfsumlagen. 


$. 127. 

Die Gefeße über die Gemeinde: und Bezirfsumlagen vom 22. Juli 1819 und 11. 

September 1825 find in den SS. 740. und 803. unten, dann das Gefeg über vie Pers 

ception der Kriegslaften vom 22. Juli 1819 bei Militärgegenftänden -(Abrhl. X.) auf: 
genommen. 


XXIII. zu $. 11. des rev. Gemeindeed. (Abordn. v. Genmteindedeputar. a. b. Kön. Hoflageı.) 321 


XXU. Zu $. 42. des revidirten Gemeindeedicts, 
Eigenmächtige Berfammlung von Gemeinbevorftebern. 


$. 128. 


(Eine beabfihtigte Berfammiung der Gemeindevorftcher im Landgerichtöbezirfe Baireuth zur Berathung über 
einen gemeinfamen Gegenftand betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Konigs. 


Die kdnigliche Kreigregierung erbält in Erwiederung ihres Berichtes vom 21. d. 
M. den Auftrag, jenen, eigenmächtigen Verfammlungen der Gemeinde: Vorfteher zur Be: 
rathung gemeinfamer Gegenftäude, wodurch die gefeglihen Schranken der im Edikte vom 
17. Mai 1818 und im Umlagengefege vom 11. September 1825 zugeftandenen Gemein: 
des Repräfentation direct üÜberfchritten werden, mir allem Nachdruck enrgegenzuwirken, und 
insbefondere fehleunigft den Erfolg der Maafregeln anzuzeigen, welche gegen ben Verſuch 
einer auf den 24. d. Monats beabfichriger geweſenen ſolchen Verſammlung im Amtöbes 
zirte Baireuch ergriffen worden, 

Uebrigens verfteht ed fich von felbft, daß dem Umlaufe eines etwaigen Circus 
fard wegen Bildung eines Jitis consortiums zu einer Klage gegen den Fiskus, und eis 
ner Deliberation jeder einzelnen Gemeindeverwaltung Aber Rärhlichkeir oder Unrächlich: 
keit der Birte um den Gtreiteonjend Bein Hinderniß in den Weg zu legen ift. 


Münden den 28, April 1832. 


Staatöminifterium des Fnnern. 


An 
die Löniglihe Regierung des Obermainkreifes, Kammer ded Innern, do ergangen. 


Nachricht den’ übrigen Kreisregierungen dieffeits des Rheins. 


XXI. zu $. 43. des revidirten Öemeindeedicts., 
Aborduung von Gemeindedeputationen an dad Königliche Soflager. 


$. 129. 


Die Abordnung von Gemeindedeputationen an das Koͤnigliche Hoflager bedarf der 
ausdruͤcklichen Wllerböchften Bewilligung. (Vergl. hierüber die im II. Bd. gegenmärtiger 
Sammlung S. 123 — 127. aufgenommenen Entfchließungen. 


243 — —Abth. xi. Abſchn. J. Tit. J. Cap. IL 6. 130, und 131. 


XXIV. Zu $. 47. des revidirten Gemeindeedicts. 
Formation der Stadtmagiftrate.*) 


$. 130. 
(Die Bildung der Stadtgemeinden betreffend.) 


M. 3. 8. 
Auf den Bericht Unferer Regierung ded Dberbonaufreifes vom 24. Juli I, J. 


wodurch vorläufig die Ueberfiht der im DOberdonaufreife gebildeten Stadtgemein; 
den mit dem Gutachten Über die Zahl des aufzuftellenden Magiftraröperfonals 
vorgelegt worden iſt, 
befchließen Wir wie folgt: 
1. 


Der Magiftrat der Stadt Augsburg, ald einer Stadt erfter Claſſe, fol beftchen: 
aus zwei VBürgermeiftern, 
aus vier rechtskundigen Rärhen, 
aus einem technifchen Baurath, 
aus einem Stadtfämmerer oder Caſſier und 
aus zwoͤlf bürgerlichen Magiftratsrärhen. 

Bei der Wahl der 4 rechtskundigen Rärhe foll jedoch auf 2 Zudividuen, welche 
die erforderliche Qualificarion für die Verwaltung des bedeutenden Stiftungsvermbgens der 
Stadt Augsburg befigen, der befondere Bedacht genommen werden, 

Die Beftimmung der Zahl des untergeordneten Perſonals bis zu dem in der Wer: 
ordnung vom 17. Mai I. J. feſtgeſetzten Marimum bleibt dem nähern Ermeffen des auf; 
zuftellenden Magiftrates überlaffen, wobei auf einen vorzuͤglich brauchbaren Rechnungsfuͤhrer 
die geeignete Ruͤckſicht zu nehmen iſt. 

I, 

Der Magiftrat der Stadt Memmingen ald einer Stadt zweiter Claſſe foll zufams 

mengefegt werden: 
aus einem Würgermeifter, 





*) Mergleiche hierzu: 
1) Entſchließung vom 11. Auguſt 1834, 5. December 1834. (F. 35. 36. S. 244 und 250, oben. 
2) Refer. v. 7. Auguſt 1818 Nr. 25., die Bildung der Gemeinden betreffend ($. 11. &. 218, 
oben) bei Städten und Märkten dritter Elaſſe beträgt die Zahl der Magiftratsräthe bei 400 
und mehr Familien 8, bei weniger ald 400 Familien 6, 
3) Reſer. v. 7. Auguft 1818 Nr. 12232,, die Bildung der Gemeinden betreffend, beftimmt die 
Formation des Stadtmagiftrats im Untermainkreife ($. 23. S. 233. oben). 


4) Reſcr. vom 12. Auguſt 1818 Mr. 13513,, die Bildung der Gemeinden und Magiftrate im 
Unterdonaufreife betreffeud (f. $. 12, ©. 220, oben). 
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aus zwei rechtöfundigen Raͤthen, 

aus einem Stadrfchreiber und 

aus zwblf bürgerlichen Magiftratsräthen. 

Die Magiftrate in den übrigen 10 Städten zweiter Glaffe, nämlich in Neuburg, 

Kempten, Kaufbeuern, Lauingen, Lindau, Günzburg, Dillingen, Donaumwdrrh, Gundelfingen 
und Hoͤchſtaͤdt follen beſtehen: s 

aus einem Bürgermeifter, 

aus einem rechtöfundigen Rath, 

aus einem Gtadtfchreiber, 

aus acht bürgerlichen Magiftratsräthen. 


111. 


Die Magiftrate in den 11 Städten dritter Claſſe, nämlich in Fuͤſſen, Mindelheim, 
Friedberg, Burgau, Leipheim, Weißenhorn, Schrobenhaufen, Aichach, MWertingen, Rain und 
Smmenftadt, find zu conftituiren 

aus einem Bürgermeifter, 
aus einem Stadtſchreiber und 
aus acht bürgerlichen Magiftratsrächen bei einer Familienzahl von 400 und 
darüber, oder 
ſechs bürgerlichen Magiftratsräthen bei einer Familienzahl unter 400. 
IV. 


Für die Sträote Augsburg, Memmingen, Neuburg und Kempten werben Kduigliche 
Stadt: und Polizeicommiffäre aufgeftellt werden. 

In der Stadt Lindau foll wie biöher der bortige Landrichter die Functionen eines 
Königlichen Stadt» und Polizeicommiffärd übernehmen. 

Die Magiftrate der Übrigen Städte zweiter Elaffe hingegen werden nach $. 127. 
der Verordnung vom 17. Mai I. 3. behandelt und hiernach den Lands und gutöherrlis 
chen Gerichten untergeordnet. 

V. 

Die aus 47 Familien gebildete Gemeinde Neuulm wird zwar beſtaͤtigt, jedoch 
in den bisherigen Perſonal- und Competenzverhaͤltniſſen des dortigen Polizeicommiffariates zur 
Zeit nichtö verändert , fondern, wenn beſonders erhebliche Gründe für eine Veränderung 
obwalten, ein gefonderter Antrag hierüber erwartet. ; 

München den 10, Auguſt 1818. 

An 
die Königliche Regierung des Oberbonaukreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


$. 131. 
(Semeindeformation betreffend,) 
M. J. K. 


Auf den Bericht Unſerer Regierung des Regenkreiſes vom 3. Auguft I. F6,, bie 
Bildung der Gemeinden betreffend, befchliefen Wir wie folgt : 


13971, 


334 Abth. IX. Abſchu. J. Tit. L Cap. IL $. 131. 


L 


Nachdem die Bemerkungen, welche gegen die Formation der Nuralgemeinden und ges 
gen die Glaffificarion der Stadt: und Marktsgemeinden ded Iſarkreiſes im J. Art. des mirges 
theilten Refcriptes vom 7. Auguft lauf. 38. aufgeftellt find, den Eonfpecten der Gemeindes 
Formation und Glaffification des Regenkreifes gleichfalls entgegen ftehen, fo werden die Berichts: 
Beilagen- sub lit. C. unter dem Aufteage remittirr, 


a) die treffenden Landgerichte zur Einverleibung der unter 20 Familien ftehenden 
Gemeinden anzubalten, 


b) die vorläufig in die dritte Glaffe oder fogleich in die Reihe der Ruralgemeinden 
geſetzten Städte und Märkte auf den Grund ordentlicher Vermdgensrecherchen, 
dann Mentens und Laftenerard, und in Folge geeigneter Vernehmlaſſung der 
verfammelten Gemeindeglieder beftimmt zu claffificiren, und die hiernach berichtig: 
ten Ueberfichten wieder vorzulegen. 


11. 


Wir haben in der Entichliefung uber die Drganifation ded Gemeindewefens der 
Stadt Zugolftadt vom 9, April 1813 nicht nur die Trennung der Dörfer Feldfirh, Mais 
ling, Cortau, Unfern: Herrn, Rothenthurm, Hundszell und Heunwoͤhr von der bezeichneten 
Stadt ausgefprochen, fondern auch die Wermbgenstheile bejtimmt, welche der Stadt Singol: 
ftadt verbleiben, und welche den genannten fieben Dorfſchaften mittelſt Purification zugewies 
fen werden follen; wenn mun aber diefe Entfchließung inner dem Verlaufe von 5 Jahren 
noch nicht vollftändig zur Execution gebradyt ſeyn folte, fo befehlen Wir Unferer Regierung, 
biefe Trennung und Vermdgensausfheidung nunmehr gänzlich vollziehen zu laffen, uud bie 
befraglichen fieben Dorfihaften nady dem Untrage des Landgerichtes Jagolſtadt wieder in die 
Reihe der Ruralgemeinden zu ſtellen 


III. 


Die Ortſchaften Eismannsberg und Woppoltshofen koͤnnen von dem Landger ichte 
Sulzbach zur Zeit, und vor dem Eintritt einer allgemeinen Purification und Zurundung 
der Gerichtöbezirke nicht getrennt, folglich dem Landgerichte Pfaffenhofen nicht zugerheilt wers' 
den ; weßwegen die erforderliche Abänderung in den Conſpecten zu treffen ift. 


IV. 


Hiuſichtlich der Zahl der Magiftratöglieder für die Städte eriter und zweiter Elaffe, 
worüber Unfere Regierung nur für die Städte Amberg und Ingolſtadt ein Gutachten abge: 
geben har, beftinmen Mir: 

a) der kuͤnftige Magiſtrat in Regensburg, als einer Stadr erjter Claſſe, fol bes 
fteben 

aus zwei Bilrgermeiftern, 
aus zwei bis drei rechtöfundigen Näthen und 
aus zwdlf bürgerlihen Magiſtratsraͤthen. 
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Bei der Wahl der rechtöfundigen Raͤthe ift befonders darauf Ruͤckſicht zu nehmen, 
daß wenigftend einer derfelben die zur Verwaltung ded Stiftungs- und Comunalvermdgen® 
erforderliche Qualificqtion befige. 

Ob ein drister rechtöfundiger Math für die Stadt Regensburg erforderlich fey, oder 
in der erften Zeit entbebrt werden könne, dann ob ein Stadtfämmerer ımd ein techniſcher 
Baurath aufgeftelle werden follen, bat Unfere Regierung nad der Maffe und ben Beftands 
sheilen des Stiftungs: und Eomunalvermdgens und nah dem Umfange des Loralbaumefensd 
mäher zu bemeffen, und hiernach die Wahlcommiffion geeignet anzuweifen. 


b) Die Magiftrate ver Städre zweiter Claſſe follen beftehen 


1. in Umberg, Ingolſtadt und Eihftädt 
aus. einem Biürgermeifter, 
zwei rechtöfundigen Raͤthen, 
aus einem Stadtſchreiber, und 
aus zehn bürgerlichen Magiftrarsräthen. 
2) in Neumarkt und Sulzbach 
aus einem Bürgermeifter, 
aus einem rechtskundigen Rath, 
einem Stadtſchreiber und 
acht bürgerlichen Magiftratsräthen.. 


©) Wegen der Zahl der Magiftrarsglieder für die Stadt» und Marktögemeinden 
drirter Claffe wird auf den III, Art. der an Unferer Regierung bes Yfarkreifes unterm 7. 
August I. 38. erlaffenen und Unferer Regierung des Regenkreifes mitgetheilten Entſchließung 
biedurh Bezug genommen. 
. V. 

Die Vorlage des Wahlberichtes für den Magiſtrat der Stadt Regensburg iſt mit 
einem volftändigen Etat des Comunalvermögens der Renten und Laften, einfchläßlich der 
durch die neue Gemeindeverwaltung herbeigeführten Mehrausgaben, zu begleiten und der hiers 
nach erforderliche Zufhuß genau zu berechnen, worauf wegen Dedung des Deficit das Geeigr 
nete veranlaßt und verfügt werben wird, 

Mas den Zufchuß der Stiftungen in die Gommunalcaffen betrifft, fo ift bereits 
durch den X, Art. der Verordnung vom 6. März v. Is. feftgefegt worden, daß bie Kor 
ſten der Verwaltung des Stiftungsvermdgens in den Städten und Märkten auf mäffige 
Beiträge in die Communalcaffen befchräntt feyn follen, und Wir beftimmen hiedurch, daß 
in die nunmehr herzuftellenden Etard der Renten für die Gemeindecaffen keine höheren DBeis 
träge der Stiftungen aufgenommen werden koͤnnen, ald diejenigen Summen, welche die Orts: 
ftiftungen zu den Gehältern der Werivirde für die bicherigen Stiftungsadminiftrationen nad) 
Ausweis der Rechnungen des Eratsjahres 1845, wirklich beigetragen haben. 


VI. 
Wegen der in einigen Staͤdten aufzuſtellenden beſonderen koͤniglichen Commiſſaͤre 
werden nähere Beflimmungen erfolgen, 
VII. 
Die Wahl des Magiſtrates der Stadt Sulzbach ſoll . den Beftimmungen ber 
Bd. X. 


336 Abth. XI. Abſch. 1. Tit. I. Gap. Il. $. 132. und 133. 


Berorduung vom 17. Mai und mach der befondern Wahlordnung vom 5. Auguſt I, Je. 
ohne Ruͤckſicht auf die Religionöverhältuiffe der Gemeinde: und Magiftratöglieder vorgenom: 
men werden. " 


Ueber das Geſuch der Geiftlichleit und des Municipalrarhe "in Sulzbach, wegen 


Miederherftellung der Paritaͤt in dem Magijtrate wird eine befondere Eutſchließung ertheilt 
werben, 


VIII. 


Sobald die Formation der Ruralgemeinden und die Claſſification der Staͤdte und 
Märkte III. Claſſe nad den vorftchenden Weifungen berichtigt ift, Faun es einem Anftande 
nicht unterliegen, daß die Genehmigung bieräüber von Geite Unferer Regierung ausgeſprochen 
und den untergeordneten Behörden befaunt gemacht, dann wegen Nusprägung der Schilde 
fir die MVorfteher der Ruralgemeinden nad der hieräber gegebenen Anweifung das Geeignete 
verfügt werde. 


Minden den 22. Auguft 1818. 


An 
die Königlihe Regierung des Regenkreiſes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


Mitheilung hievon im Auszuge des V. Art. den übrigen Königlichen Regierungen, ausfchläffig 
jener des Rheinfreifes, zur Kenntniß und Darnadtung. 


= $. 132. 
18785, 
(Die ernenerten Erfabwahlen für Stellen im Magiftrate der Stadt Augsburg betreffend.) 
Mm J. K. 
V. 


Nachdem das unter unmittelbarer Verwaltung des Magiſtrats der Stadt Augs⸗ 
burg ſtehende Vermögen der Stiftungen die bedeutende Summe von 4,357,689 fl. 7 Er. 3 rf- 
erreicht, fo find wir Feineswegs entgegen, daß die birgerlihen Magiftratöräche,, welchen 
die Verwaltungsgefhäfte bieher übertragen waren, in ihren Functionen erleichtert werden, 
dabei darf jedoch von den Beſtimmungen der 65. 46. und 47. des Gemeindeedicts, wodurch 
der Magiftrar allein ald Verwaltungs » Beamter des Stiftungs s Vermdgens bezeichnet iſt, 
im Mefentlichen nicht abgegangen, und es Fann hiernach nur 


die Aufitellung befonderer Dekonomen für die MWohlthärigkeitsinftitute, wenn fie 
noch nicht beftehen follten, dann 


die Aufftellung befonderer Eaffiere für die Perception der durch die Etats beftimmten Rens 
ten, für die Leiftung bewilligter Ausgaben, und für die Fertigung der Jahresrechnungen ge: 
ftattet werden. - 


Zwei Kaffiere, einer für die Stiftungen der Katholiken, der andere für die Stif— 
tungen der Proteftanten, und beide cummulativ für die paritaͤtiſchen Wohlehätigkeits: Stiftuns 
gen würden zureichen, um das bezeichnere Gefchäft zu beforgen. 
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Diefe Kaffiere muͤſſen jedoch unter die Leitung, Auffiht und Controlle von rechts⸗ 
fundigen und bürgeslihen Magiftrarsräthen aus beiden Gonfeffionen, geftellt, auf die bemerk⸗ 
ten Functionen befchräuft, und die Übrigen Verwaltungs s Gefhäfte durch den Magijtrat vors 


ſchriftsmaͤſſig geführt werden, 


Die Koften der Aufſtellung ſolcher Kaffiere, welche in Minden und Bamberg gleich: 
falld beftchen, fonnen durch Reduction des Übrigen untergeordneten Perfonals vom Magiftrare 
ausgeglichen werben, 


Unfere Regierung erhält den Auftrag, hierdber den Magiftrar und die Gemeindebes 
vollmächtigten zu vernehmen, und fodann das Weitere competenzmäflig zu verfügen, 


v1. 


Was die von Unferer Regierung jew,. als mothwendig anerfaunte Ausſcheidung 
der proteftantifchen Wohlthärigkeits ; Stiftungen nach ihren eigentlichen Zwecken betrifft, fo 
erwarten Wir eine eben fo ermitliche als ſachgemaͤſſe Einfchreirung , damit die von den Ger 
meindegliedern proteftantifcher Coufeſſion diesfalls erhobenen Veſchwerden fobald ald möglich) 
befeitigt werden, 


München den 10, Jannar 1822, 


Au 
die königliche Regierung des Oberdouaulreiſes, K. d. J., alfo ergangen. 


(Die ordentlichen Erfapwahlen für Gemeindeſtellen der Stadt Kitzingen betr.) 


17112, 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Kdnigs. 


Der Königlichen Regierung des Untermainfreifes K. d. J. werden die Beilagen ihr 
rer Berichte vom 5ten und 15ten November l. Is., die ordentlichen Erfagwahlen für Ge: 
meindeftellen der Stadt Kitingen betr., mit der Weifung remittirt, den Gemeindebevollmäd)s 
tigten in Kißingen auf ihre Beichwerdevorftellungen vom 21. Dctober und 25ten November 
I. 38. erbffnen zu laffen, daß die Entfchließung der Königlichen Regierung vom Zten -Detos 
ber I. 538. um fo mehr beftärige fey, als ; 

a) die proviforifhe Verwendung bed Rentamtöjcpreiberd Ulrich für die 
Dienfte eined Stadrfchreibers durch das Allerhochſte Refeript von 30. Januar 
41819. nur wegen damaligen Mangeld vollftändig qualificirter Bewerber um 
die Stadtfchreibersitelle, keineswegs aber mit Dispenfation von dem Vorfchriften 
des Gemeindeebictd, vom 17. Mai 1810. 6. 48., geftattet worden ift; 


b) die Anordnung der Königlichen Regierung vom 24ten Auguſt 1821, daß 
die zur Uebernahme von Sriftungspflegfchaften erforderlichen vier Judividuen 
immer unter den Gliedern des Magiftratd fich befinden muͤſſen, auf der 
Allerhoͤchſten Entfchliefung vom 29ten Auguft 1818. beruht, 


ec) DemtBürgermeifter, er möge den Fatholifchen oder proteftantifchen Glaubens: 

genoffen angehören, bie Functionen eines Gtiftungspflegerd aus Rüdfichten 

auf feine vorzüglichen Dienftesobliegenheiten nicht übertragen werden Ehnne, 
43* 
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auch die rechtsfundigen Magiftratsräthe mit Stiftungspflegfchaften in der 
Regel fid) nicht befaffen follten, 

d) und der Deconom einer Spitalftiftung als Merwalter des Vermoͤgens, im 
welcher Eigenfhaft nur der gefammte Magiftrat erfcheint, gleichzeitig nicht 
aufgeftclt werben darf. 

München den Alten December 1824. 


Etaatsminifterium des Innern, 


An 
die Königliche Regierung des Untermainfreifes, K. d. J., alfo ergangen. 


$. 134. 
(Die Anftellung eines dritten Secretärs bei dem Maaiftrate der Stadt Münden betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftdr des Abnigs, 

Der Königlichen Regierung des Sfarkreifes, K. d. 3. wird auf den Bericht vom 
Alten Auguſt I. Is. die Anftellung eines dritten Secrerärd bei dem Magiftrate der Stadt 
München betr. unter Remifjion der vorgelegten Werten die Entfchliefung ertheilt, daß von 
der Beflimmung des Gemeindeedictd vom 17ten Mai 1818. {. 47. No. 4, wonach 
höchftend zwei Secretär bei den Magiftraten in Staͤdten erfter Claſſe angeftellt "werden 
dürfen, durchaus nicht abgegangen, ſohin nur die temporäre proviferifche Verwendung eis 
ned Jadividuums ald Secretariatögehilfe, gegen den Bezug eines unftdändigen Function: 
gebaltes für den Fall geftatter werden Übune, wenn das Beduͤrfniß einer folden Aushilfe 
gebdrig machgewiefen feyn wird. g 

Münden, den 19, September 1827. 


Staatsöminifterium des Innern. 


An 
die Königlihe Regierung ded Ifarfreifes, K. d. J., alfo ergangen. 


12954, 


$. 135. 


(Das revidirte Gemeindeedict betreffend). 
Auf Befehl Seiner Majeftär des Kbnige. 


| Die berichtlihe Anfrage vom 17. September v. Is. ldét ſich durch $. 8. des 
Geſetzes vom 1. Juli d. Is. und durch das Wollzugsrefeript zu diefem Gefege, 

Jede von % des, Magiftrartd und der Gemeindebevollmächtigten beantragte von 
Seiner Majefär genehmigte Perfenalveränderung ift gejeglich zuläffig. 

Bei Erledigung bezahlter Gemeindeimter ohne Ausnahme hat daher vor Allem 
die Mücfrage darüber voraus zugehen, ob die betreffende Gemeinde von der ihr durch den 
$. 8. des Gefeges vom 1. Juli 1834 eingerdumten Befugniß Gebrauch machen wolle oder 
uicht. — Vereinigen ſich Magiftrat und Gemeindebevollmächtigte mit je zwei Drittheilen 
‚für die bejahende Löfung der Frage, fo ift deren Beſchluß zur Erholung der Ebniglichen Ge: 
nehmigung vorzulegen, welche ebenfowohl auf Vereinigung beider Bürgermeifterftellen in der 
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Perſon eines nicht rechtefundigen ald auch deren. Bersiuigurg in ber Perfon eiues rechts⸗ 
Fundigen Bürgermeifterd ſich erfireden Faun. 

Die Königliche Regierung des Oberdonaufreifes wird hiernach bezüglich der Bürger; 
meifterwahl der Stadt Augsburg das weiter Geeignete ‚alöbald einleiten, der Gemeinde ohne 
alle Einwirkung auf ihre Enrfcyläffe volle freie Bewegung laflen und im Falle befchloffener 
Uebertragung des Oefammtbürgermeifteramtes an den bermaligen zweiten MWürgermeifter den 
diesfallfigen Antrag, im Gegenfalle aber, das Ergebniß der ſodaun ohne weitere Ruͤck frage 
und Kraft des Geſetzes eintretende Wahl anher vorlegen. 


Mänchen den 15. November 1834, 
Staatsminiſterium des Innern. 
An‘ 
die Königliche Regierung des Oberbonaufreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


$. 136. 
(Die Verminderung ver Zahl der bürgerfihen Magiftratsräche in Landshut betreffend.) 


Yuf Befehl Seine Maijeftär des Kbuigs. 


Die Königliche Regierung des Fiarkreifet, Kammer des Innern, wird übrigens ia 
Erwägung ziehen, ob nicht in Ruͤckſicht auf den durch die Einführung der Kirchennerwals 
tungen geminderten Geſchaͤftskreis der Magifirate :auc in andern Gemeinden ‚mit magiftrati» 
fcher Verfaſſung eine Reduction der Zahl der bürgerlichen Magiftrarsrärhe auf die, im $. 47. 
des revidirten Gemeindeedictes feitgejegten Minima bei den nmächiten ordentlihen Erfagwah» 
len oder Bei inzwiſchen eintretenden Erfedigungsfällen angemeffen erfcheinen, und bat fodann 
die zu dieſem Behufe ‚geeigneten inleisungen, „nad. Maßgabe, der beſteheuden Geſetze zu 


treffen. en + 
München, den 17, April 1836. 
. Staatsminifterium des Fnnern. 
An 
die Königliche Regierung des Iſarkreiſes, Kammer des Innern, alſo ergangen. 
$- 137. 
10412, 


(Die Gefhäftsführung bei den, einer Röniglihen Kreisregierung unmittefbar untergeordneten Magiftraten, 
namentlib in Beziehung. auf. die. Polizeiverwaltung, betreffen.) 


- 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Der Königlihen Regierung des Uatermainkreifes, Kammer ded Junern, wird auf 

ihren Bericht vom 10. Juni 1835 bemerken Betreffs, Folgendes zur Entjchließung, erwiedert : 
1. Nach $. 69. des revidirten Gemeindeedictes uud $. 3, der Jnſtruction fir die 
Geſchaͤftsfuͤhrung der Magiftrate im Gegenbalte zur Allerhoͤchſten Verordnung 

über das Verhälmiß der königlichen GCommiffäre zu den. Magıftraten. vom 15. 

September 1818 56. II. III. und VE und namentlich, zu der in leßtgemanne 
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tem 6. niedergelegten Beftimmung, wonach ber Polizeifenat‘in den aufgezähls 

ten wichtigen Gegenftäuden ohne Zuziehung des Pöniglichen Commiſſairs feinen 

entfcheidenden Beſchluß faſſen darf, ftehr es im Einflange mit der von den 

meiften Magiftraten ohnehin bisher ſchon gehandhabten Praris auffer allem 

Zweifel, daß mit Ausnahme ö 

a) der dur $. 22. des magiſtratiſchen Gefchäftsregularios einer bureaumäffigen 
Erledigung überwiefenen Eurrentien,, dann 

b) aller jener Gegenftände gemifchter Natur, melde wegen hiebei concurrirens 
den gemeindlichen ntereffen vor das Plenum ſich eiguen, 

die geſammte Polizeiverwaltung bei den einer Königlichen Kreisregierung unmit— 

telbar uutergebenen Magiftraten in die ausfchließende und felbftftändige Ger 

fhäftsfphäre des Polizeifenares ‚falle, welcher nach abfoluter Stimmenmehrheit 

feiner wenigftens zu zwei, Drittheilen verfammelten Mitglieder zu entichei: 

den bat. 


2. Das Verhaͤltniß, in welchem die Magiftrare zu dem bei bedeutenden drelichen 
Stiftungen nah $. 47. Ziffer 5. des revidirten Gemeindeedictes etwa auf: 
geftellten Defonomen zu ftehen haben, ift in $. 59. lit. c. dann in den 69. 44. 
und 45. der Geſchaͤfts-Inſtruction fo Mar und beftimmt bezeichuer, daß es 
zur Lbjung jedes Zweifeld nur der genauen Beobachtung der dort gegebenen 
Vorſchriften bedarf. 


München den 7. September 1837. 


Staatöminifterium des Jnnern. 


An 
die Königliche Regierung des Untermainfreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


Nachricht den übrigen Kreisregierungen, K. d. J., diesfeits des Rheine. 





AXV. Zug. 48. des revidirten Gemeindeedicte. 
Qualification der Magiftratöglieder und der ftädtifchen Bedienfteten.*) 
A) Stadt; und Markefchreiber. 
($. 48, Abſ. 2, des revidirten Gemeindeedicts,) 
140. Bas 
(Die Marttſchreiber⸗Wahlen betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Könige. 
Der Königlichen Regierung des Unterdonaufreifes, Kammer deö Innern, wird auf 





*) Bergleihe hierzu: 
3) Allerh. Entfchließung vom 10, October 1818 (. 9. 45, S. 346, unten). 


* 
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ihren Bericht vom 14. Derober l. J. im rubricirten Betreffe erwiedert, daß diejenigen Markt 
fchreiber, welche die im $. 48. des Gemeindeedieted vom 17. Mai 1818 geforderte Quali: 
ficarion wicht nachgewiefen haben, nur, ald proviforifche Zunctionäre betrachtet, fohin wicht 
beftätigt werben koͤnnen. 
München den 14. November 1819. 
Staatöminifterium des Innern. 


An 
die Kömiglihe Regierung des Unterbonanfreifes, Kammer ded Innern, alfo ergangen. 


$. 139. 
(GEaution des Marltſchreibers Efcherih in Wollenzah betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 

Der Königlichen Regierung des Sfarkreifes, Kammer des Junern, wird auf ben 
Beriht vom 7. Januar I. J., die Caution des Marktſchreibers Efcherih in Wollenzach 
betreffend, uuter Remiffion der vorgelegten Acten die Entſchließung ertheilt, daß die mit 
der eventuellen Berufung des Rentamtsoberſchreibers Eſcherich zur Markrfchreibersftelle in 
Wollenzach verbundene Bedingung einer Eaution für dem eiuftigen Unterhalt feiner Hinter 
laffenen dem Geifte des Gemeindeedictes vom 17. Mai 1818 widerftrebe, fohin als nicht 
beigefügt zu erachten ſey. 

Diefes ift dem Magiſtrate in Wollenzach auf feine Befchwerdevorftelung vom 29, 
December v. 5. erbffnen zu laffen, und das weiter Geeignete zu verfügen. 


München den 7. März 1828. 
Staatsminifterium des Fnnerm - . 


An 
die Königliche Regierung des Iſarkreiſes, Kammer des Innern, alfo ergangen, 


$. 140. i 


4579, 
(Die Befehung der Stadtfhreibersftelle in Tirſchenreuth betreffend. ) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Konigs. 


Der Königlichen Megierung des Obermainkreiſes, Kammer des Innern, wird auf 
den Bericht vom 12. März I. J., die Beſetzung der Stadtſchreibersſtelle in Tirſchenreuth 
betreffend, unter Remiffion ber vorgelegten Acten die Entſchließung ertheilt, daß die Er 


2) Allerhochſte Entſchließung vom 31. Auguft 1818 Nr. 109, ſ. $. 626, unten). 
3) Allerh. Entſchließung nom 25. September 1818 Nr. 166. (f. $. 627. unten). 
4) Minifterialensjchließung vom 31, October 1837 Nr, 1101 (f. 9. 7. S. 10T, oben). 
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Penntniffe des Königlichen Appellationögerichtes des Obermainkreifes als Givilftrafgericht erfter 
und zweiter Fuftanz vom 19. Seprember 1823, dann 16. Januar 1824, wodurd Johann 
Baprift. Böll, Bürger zu Tirſchenreuth und Pareimonial:Gerichtöhalter von Dietersdorf 
wegen bed Vergebend der beleidigen Amtsehre zu einer zweimonarlichen Gefängnißftrafe 
verurtbeilt worden iſt, der Unftellung des bezeichneten Fndivivunms als Stadrfihreiber nicht ent: 
gegen ftehen, nachdem die Beitimmungen $. 78. lit. c. des Gemeimdeedictes und Art. 16. 
Nr. 3. der Wahlordnung in Verbindung mit den übrigen Dispofitionen dieſer Gefege nur 
auf Stellen der birgerlichen Magiftrateglieder und der Gemeindebevollmächtigten, als bffents 
lie Ehrenftellen im Gemeinderarh, keineswegs aber auf Stellen der Stadtſchreiber, welche 
nah $. 47., 50 und 53. zur Claſſe der ftädrifchen Bedienfteren gebbren, fuͤglich bezos 
gen werden können. 


Hiernach wird die Entfchliefung der Königlihen Regierung vom 15. December 
v. J., in foweit darin der Bürger und Parrimonial:Gerichtshalter Wolf blod wegen erlittes 
ner Strafe des Civilarreſtes als unfähig für die Staprfcpreibersftelle Tirſcheureuth erklärt 
worden ift, auffer Wirkſamkeit gefegr, übrigens der Königlichen Regierung überlaffen, das 
weiter Geeignete competenzmäffig zu verfügen. 

Münden den 12. April 1828. 


Staatsminifterium des Innern. 


An . 
die Königliche Megierung des Obermainfreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


$. 141 
( Befchwerde des Stadtfhreibers Runkel in Weiſſenburg wegen Cntlaffung vom Dienſte betreffend. ) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Kbnigb, 


Der königlichen Regierung des Mezarkreifes, Kammer des Junern, wird auf den Be: 
richt vom 28 Mpril I. J., die Beichwerde des Stadiſchreibers Runkel in MWeiffenburg me: 
gen Entlaffung vom Dienfte betreffend, unter Remiſſion der vorgelegten Acten folgende Ent: 
fhließung ertheilt : 

die Beftimmungen des Gemeindeedicts $. 78. lit. c. und der Wahlordnung Urt. 
16 N. 3. Übunen in Verbindung mit den uͤbrigen Dispofitionen diefer Gefege nur auf Stel» 
len der birgerlihen Magiftrarsglieder und der Gemeindebevollmächtigten, ald bffentliche Eh: 
renftellen im Gemeinderarh, auf Stellen der Stadt und Marktſchreiber hingegen, weldye nach 
$. 47. 50, und 58. des-Gemeindeedifts zur Claſſe der ſtaͤdtiſchen Bedienfteren gehören, nicht 
bezogen werden, wonach die von der koͤniglichen Regierung unterm 5. März I. 3. mit Ber 
rufun g auf die angeführten Beſtimmungen, des Gemeindeedicts und der Wahlordnung auss 
geſprochene Eutlaſſung ded Stadtſchreibers Runkel in Weiſſenburg nicht begruͤndet ift, 


Da indeſſen dieſer Stadtſchreiber wegen des Verbrechens der Unterſchlagung des Uns 
vertrauten im Amte in Specialinquiſition verfallen, und durch die rechtskraͤftigen Erkenntniſſe 
der Criminal Strafgerichte erfter und zweiter IJnſtanz vom 26. Januar, daun 3. December 
v. J. nicht von oller Schuld freigefprochen, fondern nur von der Inſtanz entlaffen worden 
ift, fo kann feinem Geſuche vom 17. März I. 3. um ven Allerhöchiten Ausfpruch der Forts 
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dauer feiner Dienftverhältniffe, das ift, um MWiedereinfegung in die Stadtfchreiberäftelle, nach 
klarer Beftimmung des Strafgeſetzbuches Art. 440 nicht willfahrt werden. 


Uebrigens unterliegt ed feinem Zweifel, daß bie Stadtgemeinde Meiffenburg befugt 
fey, den Stadtſchreiber Runkel ohne Ruͤckſicht auf die angeführten Straferkeuntniſſe blos aus 
abminiftrariven Erwägungen mit Benehmigung ihrer vorgefegten Guratel zu entlaffen, für 
melden Fall der genannte Stadrfchreiber mit einer nad) deffen Privarvermdgen, Familienftand 
und Erwerböfähigkeit zu bemeffenden Alimentarion fih begnägen muß, nachdem die Anwen— 
dung der Verordaung vom 1. Januar 1805 über die Verhaͤltniſſe der Staats diener oder 
des IX. conftiturionellen Edictd auf Städte » und Marktſchreiber geſetzlich nicht begründer 
ift, fondern die Gemeinde felbft für die activen Diener diefer Glaffe nad 6.50 des Gemein: 
deediets nur eine ihre Subfiftenz fichernde Befoldung auszumitreln haben. 


Die königliche Regierung erhält daher die Weifung, den Magiftrar und die Ge: 
meindebevollmächtigten der Stadt Meiffenburg über die Frage: 
„ob der Stadefchreiber Runfel aus adıniniftrativen Erwaͤgungen vom Dienfte zu entlaffen ſey?“ 
dann über die Regulirung der Alimentation gehdrig vernehmen zu laffen, und bier: 
auf das Geeignete comperenzmäffig zu verfügen. - 


Minden den 5. September 1828. 
Staatöminifterium bed Innern. 


An 
die Fönigliche Regierung bed Rezatfreifes, Kammer ded Innern, alfo ergangen. 


$. 142. 


(Die Stabtfchreibersftelle in Herzogenaurach betreffend. ) 


33450, 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Dad Geſuch des unterm 10. October d. J. für die Stelle eines Stadrfchreibers 
zu Herzogenaurach gewählten dortigen Gemeindegliedes Ghriftian Dorſch um Diepenfation 
von der Prüfung, kann nicht bewilligg werden, da ber F. 9. des Geſetzes vom 1. Juli 
1834 die frähern Vorbedingungen für das Amt eined Stadt: oder Marktſchreibers wefent; 
lich gemildert, dagegen aber den Nachweis der erforderlichen Kenntnijje anf dem Wege einer 
practifchen Prüfung ausbrädlich vorgefchrieben hat. 


Die koͤnigliche Regierung des Rezatkreiſes hat hienach den Vitiſteller motivirt zu 
beſcheiden und die Beilagen ihres Berichtes vom 18. v. M. zurädzuempfangen. 


München ven 9, December 1834. 


Staarsminifterium des Junern. 


An 
die konigliche Regierung des Rezatkreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
Dr. XI : 44 
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Mbrh. Al. Abſchu. 1. Xit. Kap. U. . 4144. 


9. 448. 


Die Prüfung der Stadt: und Marktihreiber, refp. die analoge Anwendung der Normativentichliegung vom 30, 


Muanft 18356: auf dieſe Prüfungen: betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Kbnigo. 


Yuf den berichtlichen Antrag vom 27. April d. Js. wird bemerkt was folgt: 


Da das revidirte Germeindeedier in Hr. b. feines 6. 48 praktiſche Präfungen der 
udſpiranten für Stadt⸗ und Markrichreiberftellen anorduet, ſo finden 


J. 


Auf dieſe jaͤhrlich an dem Sitz jeder Kreisregierung abzuhalteuden Prüfungen 
der F. 1, 3, 4, 7, 8, 9, Ziffer 1, 10, der Normativeutſchließung 

som 30. Auguſt 1885 *) auf diefe Garegorien von Präfungen volle Au; 
wendung, dagegen ‚Fam, 


I, der im $.2 dieſer Entſchließung geforkerte Nachweis einer zweijährigen gerichts 


III. 


IV. 


Vi. 


lichen oder polizeilichen Praxis nad) den Maren Bekimmungen $. 48 lit. b. 
des revidirten Gemeindeediers feinen analogen Vollzug finden, und blos die 
Beibringung amtlicher Zeugniffe über untadelhaftes ſittliches Betragen gefors 
dert werden, 

Die ebenfalls fchriftlihe Prüfung Hat fih neben den, im $. 5 des allegirs 
ten Normativs bezeichneten, einem Localpolizeibeamten ndthigen, theorerifchen 
und practiſchen Keuntniſſen, in größerer Ausdehnung über diejenigen Gegen: 
ſtaͤnde und Geſchaͤftsvorkommniſſe zu erftreden, welche, wie Verwaltungsnor: 
men ded Gemeinde s und Etiftungsvermdgens, die Vorfchriften über Etats— 
und Rechuungsfertigung, dann über magiftratifche Gefhäftsführung, die fpes 
zielen Wirkungskreife der- Emdt> und Marktſchreiber berühren. Zu dem Eude 


find den Gandidaten außer den ſechs fchriftlichen Fragen und dem practijchen 
Halle aus. dem Gebiete des Polizeivechtes ($. 9 des Normativs vom 30. 
Auguſt 1835*) noch ſechs weitere fchriftliche Fragen, vorzugsweiſe aus dem 
Gebiete der Gemeinde» und Stiftungsvermögen: Verwaltung und Verrechnung 
vorzulegen, und diefe Fragen dergeftalt zu bemeffen, daß ſich aus deren Ber 
antwortung die practifche Befähigung des betreffenden Judividuunis für feis 
new ıntchiten Beruf recht vollftändig ermitteln Laffe. 


. Hat jedoch der Prüfungscandidar bereits die Prüfung. für die Naftellung als 


Patrimouialrichter IIter Elaffe, Parrimonialbeamte oder herrithaftlicher Com⸗ 
miffär genügend bejtanden, fo genügt feiner Seitö die Beantwortung der fpe: 
jielfen Fragen. j | 

Der prhfenden Königlichen Kreisregierung bleibt aubeimgegeben, den Zeitpunct 
der bier bemerkren Prüfung mit jener für die Patrimonialämter, jedoch in 
der Art zufammentreffen zu laffen, daß die gemeinfamen Prüfungsaufgaben 


nur jene Gegenftände berühren, welche nach gegenwärtiger Erläuterung beide 
Eategorien "von Eraminaten gemeinfam angehen. 





*) Die Note aum vorftehenden 8. 
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Die Kbnigliche Kreisregieriug, Kammer ded Jnnern, wird hienach das weiter Ger 
eignete zw verfigen wiffen, 
Minden den 20. Auguft 1837. 


Staatdminifterium des Junern. 


* 


An 
die Königlihe Regierung des Untermainkreiſes, K. d. J., alſo ergangen. 


WMittheltung ſämmtlichen Kreſsregierungen, Kammern des Innern, dieſſeits des Rheins. 


-$. 144. 
22906, . 
(Die Söparatprüfug des Rentamtsoberſchteiber/ Johann Adam Emmerig zu Stadtſteinach als Marttſchreibers 


zugleich die Abhaltung dieſer Prümung an. dem. Sine der Kreisregierung nach Maaßgabe dei 5,48 des re⸗ 
vidirten Gemeindeediets und $. 4 der Entſchließung vom 30, Auguſt 1835- beseffemb.) 


Auf Befehl Seiner Majekär des Kdnigs. 

Nachdem der Rentamtsoberfhhreiber Johann Adam Emmerig zu Stabtfteinah von 
dem Magiftrate in Waltershof zum Markefchreiber gewählte worden ift, und bereits die Pruͤ⸗ 
fung ats Patrimonialbeamter mir Erfolg beftanden hat; fo wird bei den in dem Berichte 
vom 12. v. M. angezeigten Verhaͤltniſſen ausnahmsweiſe genebmiget, daß für denfelben eine 
Separatpruͤfung als Markrichreiber nad) Vorſchrift des Minifterialausfchreibens dd: 20. Aus 
guft d. J. angeordnet werde, welche gemäß 9. 48 Ziff. 6 des revidirten Gemeindeedicts 
und indbefondere nah $. 4 des analog in Anwendung kommenden Minifterialausfchreibens 
dd. 30. Auguft 1835 über Prüfung der herrſchaftlichen Eommiffäre und Patrimonialbeams 
ten *) nur an dem Eiße der Kreisregierung abzuhalten if. 

Münden den 9. Dctober 1837. 

Staatöminifterium ded Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Obermainfreifes, Kammer bes Innern, alfo ergangen, 





*) (Lauter wie fölge: 
23842, 
(Vollzug des Seſehes vom 28, December 1831, die Mechtsverhättniffe der auf die Gerichtöbarkeit 
freiwillig verzichtenden Standes: und Gutsherren in Ablicht anf die mad Urt. 8. dieſes Gefehes 
zu ermitteinde Befähigung der Adfpiranten zu herrfhaftlihen Commiffariaten und Patrimonial- 
-Amtern betreffend). 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 

Im Einflange mit den von den Königlichen Kreisregierungen, Kammern des Innern, über den 
Vollzug des Urt. 8. des Geſehes vom 28, December 1831 entwidelten Anſichten wird der König: 
lichen Kreisregierung hiermit bemerkt, was folgt: - 


2 4 
Jebe Kreisvegierung iſt gehalten, jährlich eimmal umd zwar am 1. Februar in ber Kreishaupt: 
ſtadt einen. Concurs für Bewerber um bie Stelle von Patrimonalbeamten oder herrfchaftlihen Com⸗ 
miffarien vorzunehmen. Uns eigener. Competenz lann die Königliche Kreiösegierung nur ſolche Can: 
44 


346 


238, 


Abth. XI. Abſchn. 1. Tit. J. Gap. H. $. 145. und 146. 


b) Mitglieder des Magiftrars. 
($. 48. Abſ. 4. des revidirten Gemeindeedicts.) 
$. 145. 
(Die Wahl quiedeirter Staatsdiener zu bürgerlihen Magiftratsräthen in Lohr betr.) 
M. J. K. 
Wir laſſen Unjerer Regierung des Untermainkreiſes auf ihren Bericht vom 25ten 


September I. Is. zur Eutſchließung erbffnen, 





didaten zulaffen, welche in dem Bezirke entweder das Heimatsrecht befiten, oder daſelbſt die im 
Urt, 8. des Gejenes vom 28, December 1831 vorgeſchriebene Praris von zwei, reip. drei Jahren 
beftanden haben. 

Ausnahmen von diefer Beftimmung greifen nur nad genauer Erwägung der Umftände auf dem 
Grund befonderer Genehmigung des Königlihen Gtaatsminifteriums des Innern Pap. 


5. 2. 

Das Gefuh um Zufaffung gu der Prüfung muß fpäteftend am 1. Januar des betreffenden 
Jahres bei der Königlichen Regierung, Kammer des Innern, eingereicht, und durch amtliche Zeug: 
niffe über die mit Fleiß, Fortgang und untadelhaftem fittlihen Betragen vollendete, bei Bewer: 
bern um die Befähigung zu berrfchaftlihen Commiffariaten dreijährige, bei Bewerbern um die Be: 
fähigung zu Patrimonialimtern zweijährige gerichtliche oder polizeiliche Praris, und darüber belegt 
fegn, daß das betreffende Individuum nicht bios dem Abfchreiben obgelegen, fondern zu Geſchäften 
verwendet worden fen, welche nur verpflichteten Judividuen zufommen. 


$. 3, 
Die Königliche Kreisregierung fertigt jenen Gandidaten, deren Zeugniffe als genügend befunden 
mwurben, entfprechende Admiſſionsdecrete aus, und forgt für berem rechtzeitige Inſtuuation. 
9. 4 
Die Prüfung der admittirten Candidaten wird durch einen Rath der Kreisregierung, Kammer 
des Innern, geleitet, welder bei der Prüfung felbft die Aufficht zu führen und die Prüfungserabo: 
rate qutachtlih zu eenfiren hat. Der Ausſpruch ſelbſt hat im collegialer Berathung ſtattzufinden, 
und fi ohne weitere Abſtufung der Noten auf die Befähigung oder Nichtbefähigung zu erftreden, 
ausgezeichnet qualificirte Individuen find übrigens durch einen, dem Bengniffe beignfügenden erläu: 
ternden Beiſatßz befonders bemerkbar zu machen. 


9. 5 

Die Prüfung der Eandidaten ift ſchriftlich. Jene der Candidaten für herrſchaftliche Commif: 
fariate, hat ſich auf alle, einem Diftriets-Polizeibeamten, jene der Gandidaten für Patrimonialämter 
über alfe einem Local : Polizeibeamten nothwenbigen theoretifchen und practifhen Kenntniffe zu er: 
ftreden, und insbefondere auch bei erſteren, Die zu richtiger Würdigung abminiftrativcontentiöfer 
Gegenftände und der eigentlihen Strafpolizei erfoderlihen Kenntniffe, bei fänmtlichen Bewerbern 
aber das Vorhandenſeyn der richtigen Kenntniß zu tüchtiger, eingreifender und lebendiger Hand: 
babung der Gemeinde: und Stiftungscuratel zu lebendigem Vollzuge der Vorſchriften über Landes: 
cultur, zu wohjchätiger Einwirkung auf Lanbwirthihaft und Gewerbe und zu Handhabung einer 
wirffamen Feld⸗, Forft: und Jagdpolizei zu ermitteln und zu conflatiren. 
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daß Wir den zu bürgerliben Magiftratsrächen in Lohr erwählten quiescirten 
Staatödienern, nämlich dem Zoilverwalter Joſeph Ignatz Schwarz und dem Ap- 
pellationsgerichts » Kanzelliften Alois Kraus die Annahme -diefer Stellen nur für 
den Fall bewilligen konnen, menu diefelben in dem durch die 9. 48 und 76 
der einfchlägigen Verordnung vom 17. Mai I. J. und durch die Art. 10 und 
11 der Wahlordnung bezeichneten Verhältniffe zur Gemeinde ftehen. 

Im entgegengeſetzten Falle find die Penfionsanfpräche diefer Zndividuen ald biöhes 
rige Stiftungsverwalter näher zu würdigen, und wenn biejelben als vbllig gegründet ſich 
darftellen, fo wird der Gemeinde Lohr geftartet, die bezeichneten Verwalter ald Gebilfen der 
bürgerlichen Magiſtratsraͤthe, welden die Perception, Verwendung und Verrechnung der Reu: 
ten aus dem Bermdgen der befragliden Stiftungen wird übertragen werden, vor ber Hand 
beizubehalten. 

Münden den 10. October 1818, 


An 
die Königliche Regierung des Untermainkreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 





S. 6, 

Die Eandidaten zn Patrimoniafämtern haben nach den obigen Andeutungen fechs ſchriftliche 
Fragen, nebft einem practifhen Falle aus dem Gebiete des Polizeirehtes zu beantworten. Die 
Gandidaten zu herrſchaftlichen Commiffariaten find aber nebſtdem noch verbunden, einen zweiten 
practifhen Fall aus dem adminiftrativcontentidfen Gebiete zu bearbeiten, 


51. 
Hinfihtlih der den Candidaten zu geftattenden Hilfsmittel gelten die Beſtimmungen der $$. 
31, 32, und 35. der Allerhöchſten Verordnung vom 6, März 1830, die Concursprüfung der zum 
Staatsdienfte adfpirirenden Rechtscandidaten betreffend. 


8. R 
Rejicirte Eandidaten Fönnen nur noch zu einer einzigen Prüfung gelaffen werben, 
S. 2. 


Einer Prüfung zu dem oben angegebenen Zwecke find nicht unterworfen : 

1) Rechtscandidaten, welche die in der Verordnung vom 6. März 1830 vorgefchriebene Prü: 
fung bereits beftanden, und hierbei eine der drei erften Noten erhalten haben, und 

2) jene Individuen, welche gemäß $. 48, des VI. Edictes die Prüfung zu einer Anſtellung bei 
Patrimoniafgerichten IT. Elaffe genügend beftanten haben, 


$. 10, - 


Die Königliche Kreisregierung wird hiernac das weiter Geeignete verfügen und gegemmär: 
tige Belehrung über.die im dem Seſetze enthaltenen Directiven zur Kenntniß der Behörden ſowohl, 
als der Betheiligten bringen. 

Münden, den 30. Auguſt 1835. 


Staatsminifterinm des Innern. 


An 
fämmtliche Kreisregierungen, Kammern des Innern, biesjeits des Mheins alfo ergangen. 


348 Abıh. XI. Abſchu. 1. Tit. I. Gap. U. $: 146. 447. 148 und: 140. 


$. 246. 
. (Die Verleihung des Dienftes eines Holzunterfäufers an einen bürgerlichen Magiſtratsrath betreffend. ) 
Auf Befehl Seiner Majelär des Könige. 
Der Föniglichen Regierung des Untermainkreifes werden die Belege ihrer Berichte 
vom 27. Juni und 2. September l. J. 
die Berleipung des Dienftes eines Hotzunterkaͤufers am einen Bürgerlichen Magis 
ſtratsrath betreffend , 
mit der Entfchließung zuruͤckgeſendet, daß zwar dic Zunctionen eines Holzunterkäufers als 
unvereinbarlich mit jenen eines bürgerlihden Magiftrarsrarhed erkaunt werden, der Audhrirk 
eines Jndividuums aus dem Magiftrate hingegen, um die Funetionen eined Holzunterfäufers 
Übernehmen zu konnen, nur in dem Falle fkartfinden dürfe, wenn . die Gemeindebevollmäch- 
tigten, welchen das Wahlrecht der Magiftraröglieder zuftcht, einer bürgerlichen Magiftratd: 
rath für die Dienfte eines Holzunterfäufers bush Stimmenmehrheit felbft vorſchlagen werden, 
München den 28. October 1822. 
Staatdöminiflerium des Fnnern, - 


Un 
die konigliche Regierung des Untermainfreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen, 


— $. 147. 
(Die Beſchwerde mehrerer Gemeindeglieder in Waſſertrüdingen wegen der Wahl ded Bierwirchd und Brand: 
weiners Blauhoru zur Stelle eined Gemeindevorſtehers betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Kbnigs. 
Die Pönigliche Regierung bes Mezatkreifes, Kammer des JInuern, wird auf den Ber 
tiht vom 10. Januar I. J. die Vefchwerde mehrerer Gemeindeglieder in Waffertrüdingen 
‘wegen der Wahl des Bierwirthd und Braudweiners Blauhorn zur Stelle eines Gemeindevor; 
fteherd betreffend unter Remiffion der vorgelegten Acten erwiedert, daß die Entſchließung 
der Kdniglichen Regierung vom 5. Dctober 1827, worin eine nady der Zahl der Hoͤchſtbe⸗ 
fteuerten Gemeindeglieder in der Stadt MWafferträdingen nicht noshwendige fondern unzulaͤſſige 
Ausnahme von den Beftimmungen des Gemeindeediets ſ. 48 und 95 gemacht worden ift, 
nicht beftehen könne, folglich ftatt des Bierwirths und Brandweiners Blauborn ein anderes 
Zudividuum für die Stelle eines Gemeindevorfichers gewählt werden muͤſſe, wie die fonigs 
liche Regierung bereitd im ihrer früheren Entfchließung vom 28. September 1827 aus Dem 
ehtfcheidenden Grunde angeordnet hatte, weil in Mangel an Fudividuen, welche die zu Ge 
meindeftellen erforderlihe Qualificarion befigen, und deren Gewerbe zu den einer befonderen 
ununterbrocdhenen Polizeiaufficht unterliegenden offenen ie nicht gehdren, in Waffers 
trüdingen nicht denkbar if. — 
Münden den 12, April 1828. 


Staatsminifierium des Janeru. 


An 
die Fönigliche Megierung des Rezatkreiſes, Kammer des Innern, alſo ergangen. 
$. 148. 
21409, (Gemeindewahl ber Stadt Forchheim betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 
Huf den Bericht vom 19. v. M. u. J. wird zur Entſchließung erwiebert, baß ei: 
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ner Abweichung von der Vorfchrift des Gemeindeedictd $.48 Abſ. 2. und ber Wahlordnung 
für Gemeinden Art. 12 in der Regel nicht ſtatt gegeben werden dürfe, und diefelbe Aus» 
nahme einzig anf den in dem Gefege felbft verfchenen Fall der Nothwendigkeit beſchraͤnkt 
bleibe, welchem auch jener gleich ſtehe, wo ganz eigenthämliche Verhältuiffe oder Vorzüge des 
Gemwäplten die Zulaffung des Lehrern zum Eintritt in den Magiftrat moriviren. 


München den 16. Januar 1830. 


Staatdöminifterium bed Junern. 


* 


An 
die Königlige Regierung des Obermainkreifes, 8. d. J., alfo ergangen. 


$. 149. 
16675. 
(Die Eigenfhaften der nicht der Rechte kundigen Bürgermäifter betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Die Ruͤckſichten, welche gebieten, die bürgerlichen Raͤthe der Magiſtrate, wo es ges 
fchehen kann, nicht aus foldyen Gewerben zu nehmen, die einer befondern ununterbrochenen 
Polizeiaufjicht unterworfen find, machen noch dringender fich bei den Bürgermeiftern aus der 
gewerbtreibenden Klaſſe geltend, befonders wo diefen die Vorftandfchaft bei den Magiftraten, 
wie in den Staͤdten IT. und HI. Kaffe allein, ubertragen iſt. 

Das Gefeg, weldyes den Eigenfchaften der Buͤrgermeiſter ohne Stabilität die aus 
dem Betriebe eines Gewerbes fir die bürgerlichen Magiftrarsrärhe hergenommene Beſchraͤn⸗ 
fung nicht beifägt, Fonnte daher um fo ſicherer auf dem richtigen die umpartheiifche und uns 
berheiligre Vollziehung aller im öffentlichen Jntereſſe bejtehenden Anordnungen wahrenden Tact 
der Wähler vertrauen, und diefem iſt ſohin auf ihre Pflichten uͤberlaſſen, zu wuͤrdigen, 
in wie ferwe die ganz befondern perfönlichen Eigenfchaften eines übrigens geſetzlich vollkom⸗ 
nien qualificirten Gemeindemitgliedes das Vertrauen rechrfertigen, demſelben die Stelle eines 
Buͤrgermeiſters zu Übertragen, wenn es gleich ein Gewerbe übt, welches unter fortgefehter 
Aufficht der Ortspolizei gejtelle, den mit der Leitung der Aufjichtöbehdrde beauftragten Vor⸗ 
ſtand vielfaͤltig und häufig den Betheiligten anreihen fann und muß. — 

Die Bevollmächtigten der Stadtgemeinde Kempten find demnach im Wnlaffe der 
Wahl des Gaftgeberd und Brauerd Heinrih Schniger zum VBürgermeifter auf dieſe Ruͤckſich⸗ 
ten, welche fie bei der Wahl des Vorſtandes des Magiſtrats leiten follen, und deren pflicht: 
mäffige Würdigung des Gejeg ihrer Seits unterftelle, Tediglih aufmerffam zu machen, übris 
gend ift mach dem Gefehe zu verfahren, 

Died auf den Bericht vom 5. October zur Ermwiederung. 


München ben 14. October 1830. 
Staardminifierium des Junern, 


Au 
bie konigliche Regierung des Oberbonankreifed, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
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$. 150. 
19174. 


(Die — des Kaffeeſchenlinhabers Anton Lacher zu Kempten wegen verweigerter Beftättigung als 
bürnerliher Magiftratsrath betreffend. ) ; 


Auf Befehl Seiner Majeſtät des Koöͤnigs. 


In den Anlagen werden die mit Bericht vom 3. praes, den 18. d. vorgelegten 
Actenſtuͤcke die Reclamation des Kaffeeſchenkinhabers Anton Lacher zu Kempten wegen vers 
weigerter, Betätigung als bürgerlicher Magiftratsrarh betreffend, unter der Erdffnung zuruͤck⸗ 
gefender, daß die Wahl des Lader in Ruͤckſicht auf das demfelben von den Gemeindebevoll: 
mächtigten zugemwendeten in der Verſammlung diefer vom 25. Dctober neuerlich beurfundeten 
befondere -Bertrauen nicht zu beanjtanden ſey. 


Mänchen den 23. November 1836. 
Staatdöminifterium ded Jnuern. 


yn 
die Fönigliche Regierung des Oberdonaufreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


$- 151. 
501. 


(Die Befchwerde des Gaftwirches Eberhardt zu Aihaffenburg wegen erfolgter Beflätigung feiner Wahl als 
Erfapmann für den Magiftrat betreffend. ) 


-Auf Befehl Seiner Mojeltär des Königs. 


Nachdem und in jolange der Gaftwirth Eberhardt zu Afchaffenburg die Bierbrauerei 
dafelbft nicht ausuͤbt, iſt eine Mevifion des Wahlgefhäftes, die Wahl der Mitglieder 
und Erfagmänner des dortigen Magiftrats betreffend nicht veranlaßt — was der Befchwer: 
de — Anzeige des Gaſtwirthes Eberhardt wegen erfolgter Beitärigung feiner Wahl ald Ers 
fagmann für den Magiftrat der Stadt Aſchaffenburg zur Erledigung dient. 


Die Beilagen ded Berichts vom 28. December v. 5. folgen mit dem Beilage zu: 
nid, daß im übrigen gegen Bräuer, Megger und Bäder die Vorſchrift des Gemein: 
deedicts F. 48 firenge zu handhaben jey. 


Münden den 28. April 1837. 


Staatöminifterium des Inneru. 


. An 
die königliche Regierung des Untermainkreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


61967. $. 152. 
(Die Anwendung des $. 48. des Gemeindeedicts und des Art. 12, der Gemeinde: Wahlordnung betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 
Einige Behdrden ſcheinen in neuefter Zeit dem 6. 48. des Gemeindeedictes und dem 
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Art. 12. der Gemeinde: Wahlorduung vom 5. Auguft 1818 den Sinn zu unterlegen, als 
feyen alle Gaftwirrhe wegen ihrer fteten Beziehung zu der Fremdenpolizei einer beftindigen 
polizeilichen Aufſicht unterworfen, und als erſtrecke ſich daher die reftrictive Anordnung 
jenes 6. 48. und jenes 13. Urt. auf alle Individuen diefer Gategorie ohne Ausnahme. 

Die bisherige Uebung fowohl, als die dad Geſetz erläuternden Verhandlungen bes 
ziehen fi) aber offenbar nur auf die Debitanten tarirter Victualien, alfo neben den Fleir 
fern auf die benfelben gleichartigen Gewerbe, dann neben den Bädern und Melbern, aud) 
auf die Brauer, Bier: und Weinſchenken und mir denfelben in gleicher Categorie ſteheuden 
Gaffetiers, und felbjt bei den bezeichneten Gewerben nur in foferne, als es in der Gemeinde 
an einer Auswahl tauglicher Gemeindeglieder gebricht. 

Bloße Gaftwirrhe und fonftige Wirthe (Juhaber gröfferer Hoteld), find unter den 
Reftrictionen offenbar nicht begriffen. 

Die Königliche Regierung des Rezatkreifes wird im Ähnlichen Fällen ihr Benehmen 
nach diefer conftanten Uebung einzuhalten wiffen, 

Minchen den 20. Juli 1832. 


Staatöminifterium des Innern 
An 
die Königlichen Regierungen diesfeits des Rheins, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


$. 153. 
14211. 


(Die Reclamation des Wirthes und Mesgers Johann Michael Hagen zu Arzberg wegen Niqttzulaſuns zur 
Yusübung feines Gemeindeamtes als Bevollmächtigter betreffend. ) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Konigs. 


Der Königlichen Regierung des Obermainfreifes wird auf ihren Bericht vom 15. 
Mai I. J., die Reclamation des Wirthes und Metzgers Johann Michael Hagen zu Urzberg 
wegen Nichtzulaffung zur Aushbung feines Gemeindeamted ald Bevollmaͤchtigter betreffend, 
folgendes zur Eutſchließung erdffnet. 

Das Kdnigliche Staarsminifterium dee Innern ift nicht ermächtige, in folchen 
Fällen, welche zur Competenz der Königlichen Kreigregierungen reffertiren, anders ald im 
Recurswege eine Entfcheidung zu erlaſſen. Da nun nad Art, 63. Abſch. 2. der Gemeinde: 
Wahlordnung, die Veftätigung der Gemeindewahlen in den nicht zur Iten Elaffe gehdrens 
den Städten und Märkten und mithin auch die Frage, wenn ein folder Gewählter feiner 
Gemeindeftelle verluftig werde? den Königlichen Kreisregierungen übertragen it, fo muß es 
lediglich der Kbniglichen Regierung uͤberlaſſen werden, ihre bereits Ddargelegte Ueberzeugung 
binfihrlih der Reclamation des Hagen, in die Form einer Entjcheidung eimzufleiden, wo 
ſodaun das Königliche Staatsminifterium des Innern auf etwaige Berufung das Meitere 
zu erlaffen nicht anftehen wird. Cine Belehrung vorgreifend der Entſcheidung der König: 
lichen Regierung über diefe bereits anhaͤngige Sache erſcheint nicht zulaͤfſig, da ein etwaiger 
Recurs der Berheiligten bierdurdp im Voraus abgefchnitten wäre. 

Minden den 29. Juni 1833. 


Staatsminifterium des Innern. 


An 
die Konigliche Regierung des Obermainkreiſes, Kammer des — alfo ergangen. 
5 


Br. XI. 
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$. 154. 


(Die Gemeinde: Wahlorduung betreffend.) 
Auszug. 


27066, 


Auf Befehl Seiner Majeſtät des Kbnigs. 

Nah der Beltimmung vom 20. Zuli v. 3. bezieht ſich die Befchränfung des 
$. 48. Abſch. 3. des Gemeindeedietd und Art “12. der Gemeinde: Wahlordnung nur auf die 
Debitenten tarirter Victualien, nicht aber auf bloſſe Gaftwirthe, Müller ꝛc. ꝛc. — 

München den 22. October 1833. 


Staatöminifterium ded Jnnern. 


An 
die Königliche Regierung des Obermainfreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen, 


$. 155. 
34532, ; 


(Die neueſten ordentlichen Erfagwahlen für Gemeindeftellen der Stadt Laningen betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Kdnigs. 


Die mit Beriht vom 25. dv. M. vorgelegten Morftellungen des Gaftwirıhd und 
Bierbrauers Michael Gerfimapr zu Lauingen und der dortigen Gemeindebevollmächtigten vom 
11. v. M. megen der von Seiten der Regierung des Dberdonaufreifes verweigerten Be: 
ftätigung des erften für die ihm durch die Mahl zugedachte Stelle eines bürgerlichen Magis 
ſtratsraths folgen nebſt Acten in Duplicate mit dem Auftrage, dem Beſchwerdefuͤhrer auf 
den Grund des F. 48. des Gemeindeedictd, dann des Art, 12. der Gemeinde: Wahlordnung, 
und der Beflimmung vom 20. Juli 1832, melde die Brauer und Bierfchenker unter den 
für buͤrgerl. Magijtratsrarhöftellen nicht zuläfiigen Gewerbtreibenden ausdrädlich benennt, 
bie Abweifung zu erdffuen, 

München den 22. December 1833. 


Staatdöminifterium des Innern. 


An 
die Königlihe Regierung des Oberdonaufreifes, Kammer des Innern, aljo ergangen. 


$. 156 
(Die Bürgermeifterwaht zu Schönberg betreffend. ) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Kbnige. 


Auf den Bericht vom 5. November d, J., in Betreff der Buͤrgermeiſterwahl zu 
Schönberg, wird folgende Entfchliefung ertheilt: 


Wie bereits in ber Minifterialentfchliefung vom 20. Juli 1832 Na 1697. be: 
merkt wurde, finden die Beftimmungen des F. 48. Abſ. 4. des revidirteu Gemeindeedictes 
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und des Xrt. 12. der Gemeinde: Wahlordnung, nad melden die bürgerlihen Magiftrats- 
glieder nicht aus folchen Gewerben, die einer befondern und ununterbrochenen Polizeiaufſicht 
unterworfen find, genommen merben follen, nur in fo ferne Anwendung, ald ed in einer 
Gemeinde an einer Auswahl tauglicher Gemeindeglieder nicht gebricht“ Da nun nad) dem 
Berichte des Koͤniglichen Landgerichts Grafenau vom 19. September d, 3. auffer dem bei 
der jängften aufferordentlihen Zwiſchenwahl einftimmig zum Bürgermeifter gewählten Metzger 
Zaver Mühpldorfer in der Marktgemeinde Schönberg kein Gemeindeglied fich vorfinder, wel: 
ches der Verwaltung der Stelle eines Bürgermeifterd dafelbfi nur mit einigem Erfolge vors 
zufteben im Stande wäre, fo fann die Beitdtigung der bezeichneten Wahl um fo weniger 
einem Anftande unterliegen, ald der Gewählte von 1815 bid 1830 die Stelle eines buͤrger⸗ 
lihen Magiftratsrathes bekleidet hat. 

Die Königliche Regierung der Unterbonaufreifes wird hiernach das Geeignete weir 
ter verfügen. 


Minden den 28. November 1835. 


Staatöminiflerium bes Innern. 


un 
bie Königliche Neglerung bes Unterdonaufreifed, Kauımer des Junern, alfo ergangen. 





XXVL zu $. 50. des revidirten Gemeindeediets. 


A. Nangverhältniße der Mitglieder oder Beamten des Magiftratd.*) 


* 8. 157. 
(Den Rang der Stadt: und Marktſchreiber betreffend.) 
M. J. K. 


Was unterm heutigen an die Königliche Regierung des Rezatkreiſes in bezeichnetem 
Berreffe erlaffen wurde, zeigt Folgendes, 

Wir genehmigen die in eurem Berichte vom 18. November d. J. vorgetragene Ans 
ſicht, welcher zu Folge die Stadrs und Markefchreiber den bürgerlichen Magiftrarsräthen im 
Range nachzugehen haben, Hienach find die beiden Stadrfchreiber zur Herrieden und Spalt 
auf ihre hieneben zurädfolgenden Vorftellungen zu befcheiden. 


Münden, den 6. September 1818. 
An 
die Königliche Regierung des N. Kreifed, K. d. J., alfo ergangen, 


— — — — 


2) Vergl. Miniſterialentſchließung vom 21. October 1837, Nr. * ($. 1. S. 107. oben.) 


354 Abthl. XI. Abfchn. I. Tit, I. Eap. II. $. 158. 159. 160. 161. und 162. 


$. 158. 
(Rangverhättniffe der Magiftrate betreffend.) 


M. J. K. 


Mir ertheilen euch auf euern Anfragebericht vom 5. Mai I. M. die Rangverhaͤlt⸗ 
niſſe der Magſtirate betreffend, nachſtehende Entſchließung: 

Bei feierlichen Gelegenheiten in der Stadt Paſſau bat Unfere Regierung des Unter; 
donaufreifed mit ihrem Gejammtperfonal, die Canzlei einfchläflig, den Vorrang , ihr folgen 
die nachgeordneren Stellen in den geeigneten Abrheilungen, eine jede ebenfalld mit ihrem ges 
ſammten Perfonal, und mad) Unfern unmittelbaren Behoͤrden trifft die Reihe den Magiftrat 
als ftädrifche Localbehörde. 

Hienach ift fih zu achten. 


Baden am 27. Zuli 1819. 


10596, 


An 
die Königliche Regierung des Unterdonaufeifed, K. d. J., alfo eraangen. 


$. 159. 
(Rangverhäftniffe der Magiſtrate betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeflätdes Könige. 


15164, 


Der Kbniglichen Regierung bed Rezarkreifes, K. d. J., wird auf ihren Beriht vom 
15. Eeptember I. J. eine Abjchrift der unterm 27. Juli d. J. über die Rangverhältniffe 
der Magiftrate an die Regierung ded Unterdonaufreifes erlaffenen Entfchließung zu dem Ende 
mitgetheilt, um biernady den Magiftrat der Stadt Fuͤhrt auf den zurdcdfolgenden Bericht 
vom 6. September d. J. unter dem Beifage zu befcheiden, daß das Dffiziercorps der Lands 
wehr, die Gemeindebevollmäcdrigten, die Glieder ded Armenpflegichaftsrarhes, und die Dir 
flrietövorftcher in eben bezeichnerer Reihe jih an den Magiftrar anzufchließen haben, die £bs 
fung der übrigen Fragen aber einen allgemeinen Rangordnung vorbehalten fen. 


Minden den 12. Dezember 1819. 


Staatöminifterium des Innern. 


An 
die Königliche Kreisregierung des Rezatkreiſes, Kammer des Innern, alſo ergangen. 


$. 160. 
(Die Ranaftühle in der Kirche zu Windsheim betreffend). 


3010, 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Auf die unmittelbar eingereichten Vorftelung des Stadtmagiftrates zu Windsheim, 
vom 14, v. Mts. die Rangkäile in der dortigen Haupt» und Gtadrkirche betreffen d, wird 
anburch verordnet; 
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1) Da die ehemaligen Municipalräthe, welche nicht in den Magiftrat gelommen 
find, in die Claſſe der Bürger zurädtreten, die Dfficiere der Landwehr aber, 
auffer dem Dienfte und bei Feierlichkeiten, keinen Rang vor andern Bürgern 
baben, fo gebührt auch beiden Fein Rangftuhl in der Kirche. 

2) Bei Feierlichkeiten ift“ die Rangordnung, wie folde im der Verfügung vom 
12. December v. 8. bei einer ähnlichen Veranlaſſung in Fuͤrth beftimmt 
worden, zu beobadten, wornach fi) auch in Anſehung der Kirchenftäple zu 
richten iſt. 

Die Königliche Regierung ded Mezatkreifes hat, den Magiftrat der Stade Windes 

heim hienach zu befcheiden. 

Münden den 16. Mai 1820. _ 


Staatöminifterium bed Inneru. 


An 
vie Königliche Regierung des Nezatkreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
Nachricht dem Königlichen proteftantifchen Oberconjiftorium. 


$. 161. 
11699, 
(Rangftreit zwiſchen den Magiftrat der Stadt Fürth, und dem dortigen Solleinnehmer betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Der Kduiglichen Regierung des Unterdonaukreiſes, Kammer des Janern, wird auf 
ihren Bericht vom 1. Auguſt laufenden Jahres zwifchen dem Magiftrat der Stadt Fürth, 
und dem dortigen Zolleinnehmer betreffend, unter Remiffion der Belege erwiedert, daß die 
Magiftratöglieder und Gemeindebevollmächtigten der genannten Stadt den Vorrang gegen den 
dortigen Mautftationiften und Zolleinnehmer bei feierlichen Gelegenheiten unbe denklich behaup⸗ 


ten follen. 
München, den 18. December 1821. 
Staatöminifterium bed Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Unterdonaufreifes, K. d. J., alfo ergangen, 


$. 162. 
18050, 
(Rangorbnung der bürgerfihen Magiftratsräthe unter ſich betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Konigs. 


Der Kbniglichen Regierung des Rezatkreifes, Kammer des Innern, wird auf ihren 
Bericht vom 28. November v. Is. die Rangorbnung, der bürgerlichen Magiftratsräthe unter 


fich betreffend, hiedurch erwiebert: 
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daß den bürgerlichen Magiftratsrärhen, melde durch das Loos auögetreten; 

jedody ald Magiftraröräche neuerlich gewählt worden find, nicht ihr voriger, 

fondern derjenige Plag angewiefen ſey, welchen fie durch die neue Wahl er; 

langt haben, weil die nach dem Loofe verbliebenen Magiſtratsraͤthe in die ers 

ledigten Stellen von Rechtswegen fogleih vorruͤcken, und die erfte Hälfte zum 

Austritt nah Umfluß der mächiten drei Jahre geſetzlich beſtimmt ift. 
Münden den 4. Februar 1822. 


Staatdminifterium ded Junern. 


An 
die Königliche Regierung des Rezatkreifes, K. d. J., alfo ergangen. 


.$. 168. 

12521, 

(Die Beſchwerde des Forſteiforſters Auguſtin Richter von Weilfenftein gegen den Marktdmagiftrat in Regen, 
wegen bes Borrangs rädfihtiih der perföntihern Beimohnung der Frohnleichnamsproceſſion betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Kbnige. 


Der Königlichen Regierung des Unterdonaufreifes, Kammer des Innern, werben 
die Beilagen ihres Berichts vom 27. v. Mes. die Befchwerde des Korfteifdrfters Auguſtin 
Richter von Weiſſenſtein gegen den Marktémagiſtrat in Regen, wegen des Vorranges rück⸗ 
ſichtlich der perfdnlichen Beimohnung der Srohnleihnamsproceffion betreffend, mit dem Auf: 
trage remittirt, dad Rangverhältwiß bei ähnlichen Feierlichkeiten, den Anſichten des Landges 
richts gemäß, in der Art feftzufegen, daß fidy die im unmittelbaren Staatödienfte befindenden 
Individuen dem Landgerichte aufchließen. 


Münden den 21. September 1823. 


Staatdöminifterium bed Innern. 


Un 
die Königliche Regierung des Unterbomaufreifes, Kammer des Junern, alfo ergangen. 


$. 164. 


18222, 
(Die Rangverhältniffe der bürgerlichen Magiftratsräche unter ſich betreffend). 


Auf Befehl feiner Majeftät des Kdnigb. 


Der Kbniglihen Regierung des Unrermainkreifes, Kammer ded Innern, wird auf 
ben Bericht vom 20. November v. Is. unter Remiſſion der Belege erwiedert, daß bie 
Rangverhältniffe der bürgerlichen Magiſtratsraͤthe unter fich lediglich nach der Zeit der Wahr 
len, in deren Folge fie in den Magiftrat getreten find, und bei gleicher Eintrittözeit nad) 
der Zahl der in einem ununterbrochenen Wahlacte erhaltenen Stimmen bemeffen werben koͤn⸗ 
nen, nachdem diefe Magiftrarsräche nicht auf Lebensdauer angeftellt, fondern nur für die 
Dauer von ſechs Jahren berufen werden, und nach Umfluß diefer Periode gefeglich austre⸗ 


x 
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sen muͤſſen, woburd nicht nur ihre Dienftesobliegenheiten, fondern auch ihre Befugniffe auf: 
gehoben werben. 


„Hieraus geht von felbft hervor, daß die früheren Rangverhältniffe eines auegerre: 
tenen bürgerlihen Magiftratsrathes bei deffen neuerlicher Berufung zur Bunction durch eine 
neue Wahl nicht beruͤckſichtigt werden konnen. 


Diefe im Gemeinbeedict vom 17. Mai und in der Wahlordnung vom 5. Auguft 
1818 begründere Anſicht muß um fo mehr .feitgehalten werden, ald darauf die Drdnung 
bed Austrittes der erften oder Ältern Hälfte bärgerlicher Magiftratsräthe bei den ordentlichen 
Erſatzwahlen beruht, 


Daß die Erfamänner immer an die Pläge derjenigen Individuen gefeßt werben 
follen, für welche fie zum Gemeindedienit berufen werden, um Zweifel und Irrungen bei 
dem gefeglichen Austritt zu befeitigen, iſt der Königlichen Regierung bei andera Gelegenheis 
ten ſchon bemerkt worden. 


Minden den 19. Februar 1828. 
Staatdminifterium ded Fnnern, 


An 
die Königliche Regierung des Untermainkreiſes, K. d. J., alfo ergangen. 


$. 165. 
(Die Nangverhäftniffe der Lanbwehroffigiere betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Kbuigs. 


Auf den gemeinfamen Antrag der Königl. Regierung und ded Landwehrcommandos 
des Rezatkreifes im oben bezeichneten Betreffe vom 30. Eept. v. J. wird zur Entfhließung 
erwiedert, daß die Landwehrbataillonds:Commandos, als den Kreisftellen unmittelbar unterge: 
ordnete und den Landgerichten coordinirte Behbrden den Rang von Diftricts:Polizeibehdrden 
behaupten, mwonad fi das MWechfelverhäliniß der Landwehr und der Magiftrate hinſichtlich 
derjenigen Drte, in welden die Legtern den Königlichen Kreisregierungen nicht unmittelbar 
untergeben find, von felbft ergiebt. 


Diefed wird der Königlichen Regierung und dem Landwehrcommando des Rezatkreis 
fes zur weitern Verfügung mit dem Unhange erdffner, daß .der Königlichen Regierung und 
dem Landwehreommando gleihe Ausfertigung zugegangen fey. 


Münden, den 11. Juni 1833. 
Staartsminifterium des Innern. 


An 
die Königliche Regierung und das Landwehrcommando des Rezatkreiſes alſo ergangen. 


358 Abthl. I. Abſchn. I. Tit. I. Cap. IL $. 166. 167. 168. 169. und 170. 


B. Berfönliche und Dienftesverhältnife der Dritglieder und Beamten des Wagiftrats*) 
$. 166. 


all, 
(Feftgefepte Dienftzeit der Magiftratsglieder und Gemeindeausſchüſſe betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeſtät des Königs. 
Der Kbniglihen Regierung des Untermainfreifes wird auf ihren im rubricirten 
Betreffe erftatteren Bericht vom 6. März I. J. erwiedert: 


daß Glieder der Magiftrate und Gemeindeausfhälfe, die im Edicte über das Ger 
meindewefen vom 17. Mai 1818 65. 50. 79. und 80. feftgefegte Dienftzeit 
aus zuhalten haben, wenn fie die im 6. 77. bezeichneten Entfchuldigungsurfacdhen 
nicht nachzuweiſen vermögen, oder der Austritt nicht im Folge der Beftimmung 
des $. 78. erfolgen muß. 


Münden, den 3. April 1820. 


Staatswminifterium des Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Untermainkreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


$. 167. 


8170, 


(Anwendung der Pragmatif für den Staatsdienft auf das Perfonal der Magiftrate.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Nachdem gemäß $. 50. des Edictes über die Verfaffung und Verwaltung der Ges 
meinden vom 17. Mai 1818 nur die rechtöfundigen Bürgermeifter und Magiftratds 
räthe, wenn fie au ihren Stellen nad Umfluß der erften drei Dienftjahre durch eine neue 
Wahl beftätigt werden, analog in die Verbältnife der unmittelbaren adminiftrativen Staats— 
biener eintreten, fo verfteht fib von felbft, daß eine gleihe Anwendung dieſer befchräus 
fenden Beftimmung auf das Ganzleiperfonal der Magiftrate nicht fattfinden koͤnne. 

Diefes wird der Königlichen Regierung des Unterdonaufreifes auf ihren Bericht - 
vom 29. Mai I. 3. hiedurd unter dem Beiſatze erwiedert, daß der 6, 54. des Edictes 
über die gutöherrlichen Mechte und Gerichtöbarfeit auf das Ganzleiperfonal der Magiftrate 
offenbar nicht bezogen werden koͤnne, und daß der Magiftrat in Paſſau bei der Anführung 
des $. 54. auch den $. 56. nicht hätte auffer Acht laſſen follen, 


München den 10. Zuli 1820. 


Staatdminifterium ded Innern. 


Au 
die Königliche Regierung des Unterbonaufreifes, K. d. J., alfo ergangen. 





*) vergl. auch Minifteriatentfchließung vom 5. Januar 1834, Nr. 250640, ($. 694, unten.) 
Minifterialentichliehung vom 31; October 1837, Nr, 1101, (f. $. 7. S. 107, oben.) 
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2816, 
(Die Standes: und Gehaltöverhäftniffe der rechtstundigen Magiftratsalieder in Erfangen betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Der Kbniglichen Regierung des Rezarfreifes, Kammer des Junern, wird auf ihren 
Beriht vom 13. Februar I. J. die Standes: und Gehaltsverhaͤltuiſſe der rechtskundigen 
Magiftrarsglieder in Erlangen betreffend, unter Remiſſion der Beilagen erwiedert: 
daß die deutlihen Beſtimmungen des F. 50. des Ediets über Verfafung und 
Verwaltung der Gemeinden einer Erläuterung nicht bedürfen, ein Ausfchluß der 
rechtöfundigen Buͤrgermeiſter und Magiftratsrärhe von der Bewerbung um Gtels 
len im Staatödienfte und von deren Erlaugung nirgends ausgeſprochen, übrigens 
aber eine nähere Beftimmung der Rangverhältniffe weder biefür noch für die Ans 
nahme oder Ablehnung angebotener Gemeindeftellen erforderlich fey, nachdem bie: 
bei lediglich die Qualification des Bewerbers oder der, freie Wille des Gewaͤhl⸗ 
ten entfcheiden kaun. 


Münden den 29. April 1821. 


Staarsmiuifterium des Junerm 


An 
die Königliche Regierung des Rezatkreiſes, K. d. J., alfo ergangen. 


5. 169. 
7842, j de & 2 
(Das Benehmen bes Bürgermeifters Kammerer und des Magiſtratsraths Silverio in Kraiburg * betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des König. 
Der Königlichen Regierung des Iſarkreiſes, K. d. J., werben bie untern 25ten 
Mai I. Is. vorgelegten Acten, dad Benehmen des Bürgermeifterd Kammerer und des Ma: 
giſtratsraths Silverio in Kraiburg betreffend mit der Entfchließung zuruͤckgeſendet: 
daß die Glieder eines. Magiftratd von gefeglihen Beſtimmungen ruͤckſichtlich ih⸗ 
rer Dienſtesverhaͤltniſſe nicht dispenſitt und von ihren Stellen nicht anderes, 
als auf den Grund der einſchlaͤgigen Geſetze und Verordnungen entfernt werden 
koͤnnen. 
Muͤnchen, den 23. Juli 1821. 
An 
die Königliche Regierung des Iſarkreiſes, K. d. J., alſo ergangen. 


17525. . 
(Stempel von Urkunden über Anftellungen im Gemeindedienft betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Der Königlichen Regierung des Oberbonaufreifes, K. d. Innern wird auf ihren 
Bd. IX, 46 


360 Abth. I. Abſchu. 1. Tir. 1. Gap. ıl. $. 171. 172. 173. und 174. 


Bericht vom 26ten November dv. Is., Stempel von Urkunden über Anftelungen im Ger 

meindedienft betreffend. unter Nemiffion der Beilage erwiedert, 
daß den rechrsfundigen Buͤrgermeiſtern und den rechtsfundigen Magiftratöräthen, 
fobald fie durch die zweire Wahl beftärige find, dann den übrigen im Gemeins 
dedieuft auf Lebenszeir angejtellten Individuen förmliche Gertificare bierüber 
dur die Magiftrare zugefertigt, und mit dem treffenden Gradationsftempel 
nach der einfchlägigen Verordnung vom 18ten Dezember 1812, verfehen fepn 
muͤſſen, wobei ſich jedob von ſelbſt verfteht, daß Stempelgebähren, welche folche 
Individuen für frühere Anftellungen oder Gehaltözulagen, bereits enrrichter haben, 
bei dem Stempel zu neuen Gertificaren in Abrechnung gebradyt werden. 


Minden, den 3. Februar 1823. 
Staarsminifterium des Inneru. 


An 
die Königliche Regierung des Oberdonaufreifes K. d. 3. in Angsburg alfo ergangen. 


1347. n 
(Die Entlafung der Bürgermeifter aus der Klaffe der Bürger vor Ablauf der geſetzlichen Dienftzeit betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Der Königlichen Regierung des Obermainkreiſes, K. d. J. wird die Deilage des 
Berichts vom 13. Januar I. Is. die Entlaffung der Buͤrgermeiſter aus der Claffe der Buͤr— 
ger vor Ablauf der gefeglichen Dienſtzeit berreffend, unter dem Bemerken remittirt, daß die 
geftellte - Anfrage durch Verbindung des G. 19. Nr. 2. mit $. 77. des. Gemeindeedicrs 
feicht zu ldfen, und eine Beichränfung des Urt. 66. der Gemeindewahlorduung auf die 
rechtskundigen Birgermeifter nicht zulaͤſſig fey. 

Muͤnchen den Hten März 1823. 


Note. Zur Erläuterung iſt au bemerlen, daß angefragt worden war, ob ein Bürgermeiſter, 
welcher die im $. 48 des Geweindeetiers bezeichnete hobere Qualincation nicht befint, Das Recht habe, vor 
Ablauf der 6 jährigen Dienſtzeit feine Entlaffung zu fordern. 


Sraarsminiferium des Fnnerm 


An 
die Königliche Regierung des Obermainkreiſes, Kammer des Innern, alſo ergangen. 


8. 172. 
(Auszeichnung der Diſtrietsvorſteher in Städten betreffend.) 
Auf Defehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Seine Königliche Majeſtaͤt wollen anf den gerichtlichen Antrag der Königlichen 
Regierung des Siarkreifes vom 34. v. M. genehmigen, daß zur erhöhten Wirkſamkeit des 
Diftriersvorfteheramts in größern Staͤdten, 

1) die Wohnung jedes derfelben durch eine Tafel kennbar gemacht, danu 

2) für die Diftrictsvorfteber felbft, während ihrer Amtschätigkeit ein Functions zeichen 
(beftebend in einem am Kleide zu befeftigenden Heinen vergoldeten Stadbtwappens 
Schild) beſtimmt werde, E 

3) Was den weitern Antrag über die Wahl der Diſtrictsvorſteher betrifft, fo fon: 


1561, 
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nen zwar diefelben aus der Normalzahl der Höchſtbeſteuerteun ihres Di: 
ftriets, jedoch nur für den Kal beftellt werden, wenn unter den Bewohnern 
desjelben Diſtricis qualificitte — zur Normalzahl ver Hoͤchſtbeſteuerten 
der ganzen Gemeinde gehörige Yudividuen ſich wicht finden ſollten, endlich 
4) bleibt es der Kreisregierung überlaffen, nad) ibrer eigenen Comperenz eine durch 
Verkleinerung der Diſtricte nothwendig werdende Vermehrung der Diſtrictsvor—⸗ 
fteher eintreten zu laffen. 
Hienach ift das Weitergeeignete zu verfügen, 
München den 19. Februar 1825. 


Staardöminifterium ded Jnnern. 


An 
die Königliche Regierung des Iſarkreiſee, K. d. J., alfo ergangen. 
Nachricht ven fümmelichen Kreisregierungen mit Yusnahme jener des Rheinkreiſes zur Kennt: 
niß uud Nachachtung. 


mon, $. 173. 


Das Geſuch des Wolfgang Aiguer in Palau um Dispenfation vom Antritt der Stelle eines bürgerlichen Ma: 
giftratsrathed betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeſtät des Königs. 


%, Ku — — — — — — — — — — — — — — — 


Hiebei wird der Koͤnigl. Regierung bemerkt, daß fie ſich die Vertretung oder Bevor⸗ 
wortung von Gefuchen, welche auf Ausnahmen von beftehenden allgemeinen Gefegen ges 
richten find, für die Zukunft gänzlich zu enthalten habe, — 


München den 6. Februar .1826. 


Staatsminifterium des Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Unterbonaufreifee, Kammer des Innern, alfo eraangen, 


$. 174. 
Die Erneuerung der wahlrechtefundigen Magiftiatsglieder in Münden betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftär dee Könige. 


Der Königlichen Regierung des Iſarkreiſes, Kammer des Junern , wird auf ben 
Bericht som’ 13, Zumi 1. 36,’ die Erneuerung der Wahl rechröfundiger Magiftratsglieder in 
München betreffend erwiedert, daß diefelbe dieſen Gegenftand aus eigener. Competenz zu 
entfheiden babe. Uebrigens wird die Kdnigliche Regierung auf folgende Puncte anfınerf: 


am gemacht. 
fam g — 
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1. 


Der vormalige Bürgermeijter von Ugfchneider ift in der Allerhoͤchſten Eutſchließung 
vom 27. October 1818 $. 6. Fit. b. nad den Beftimmungen des erften, dritten und viers 
ten Abſatzes F. 50. des Gemeindeedicrd vom 17. Mai 1818 deswegen behandelt worden, 
weil er aus der Glaffe der gewerbrreibenden Gemeindeglieder gewählt wurde, und feine Sub: 
ſiſtenz ſchon gefichert war, ohne einer bleibenden Anjtellung im Gemeindedienfte mit flandes: 
mäffiger Befoldung zu bedürfen. " 


2. 


Eo mie der $. 48 des Gemeindeedierd nur einen DBürgermeifter bezeichnet, welcher 
die höhere Qualificarion beſitzen und nachweiſen muß, fo iſt auch im zweiten Abfage F. 50, 
desfelben Ediets nur von diefem VBürgermeifter in der einfachen Zahl die Mede. 


Da jedod einer Eradtgemeinde erfter Glaffe nach einer von der Koniglichen Regie: 
rung ſelbſt angenommenen doctrinellen Juterpietation der Beftimmungen $. 48. ded Gemein: 
deedictd und Art. 14. der Mahlordnung nicht verweigert werden kaun, zwei Bürgermeifter 
mit der höheren Qualification zu wählen, ohne biebei rAdfichtlid des einen Buͤrgermeiſters 
auf die Claſſe der gewerbtreibenden Gemeindeglieder befchränkt zu fen, fo wird ihr nicht 
wobl verweigert werden koͤnnen, dieſe beiden Buͤrgermeiſter, wie der Fall in der Stadt 
Würzburg wirklich beſteht, mach dem 2. Abf. im 6. 50. des Gemeindeedictd zu behandeln, 
vorausgeſetzt, daß fie zur Glaffe der gemwerbtreibenden Gemeindeglieder nicht gehdren, uud 
daß die zur ſtandesmäſſigen Beſoldung fländiger Gemeindebeamren erforderlichen Mirtel nach⸗ 
gewiefen werben konnen. 


3. 


Der rechtöfundige Buͤrgermeiſter, welcher ausdrädlich nur für die Dauer von fechs 
Fahren gewählt worden ift, und, die Wahl angenommen, dann die Beftätigung erlangt bat, 
wird auf den 2. Abſ. im F. 50. der Gemeindeedicrs ſich miche berufen konnen, wenn er 
auch zur Claſſe der gewerbtreibenden Gemeindeglieder nicht gebdrt. 


4. 


Der rechtöfundige Magiftraterach, welcher zur Stelle eines Buͤrgermeiſters durch 
giltige Wahl, ohne ausdruͤckliche Beſchraͤnkung auf eine fechsjährige Dienfteszeit, berufen 
worden ift, wird mad) dem zweiten Abjage im $. 50: des Gemeindeediets, vorbehaltlich 
feiner allenfalls fhom erworbenen Rechte in Beziehung auf Ständigkeit im Gemeindedienfte 
behandelt werden muͤſſen. 


Analog wird ruͤckſichtlich untergeordneter Gemeindebeamten zu verfahren feyn, wenn 
diefelben zu den Stellen rechtöfundiger Magiftratöräthe durch ordentliche Wahl ohne Vorbe— 
halt berufen worden find. 


Die Königliche Regierung hat das Geeignete nunmehr felbjt anzuordnen und ein: 
tretenden Falls die Gemeindebevollmächtigten. unbefchader ihrer Wahlfreiheit anf die Standes 
und Dienfteöverhältniffe der berbeiligten Zudividuen und, infoferue vdiefelben ihre Ständig: 
feit im Gemeindedienfte durch ihre vorigen Stellen bereits erlangt haben, auf die Folgen 
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aufmerffam machen zu laffen, welde aus der Wahl anderer Individuen fir die befragkichen 
Stellen in dienftliher und dfonomifcher Beziehung entftehen würden, 


München, den 18. Juli 1826. 
Staatsminifterium ded Innern. 


An 
bie Königliche Regierung bes Yfarkreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


$. 175- 
421, 
(Die Wahl der Wiederbefegung der Stelle des erſten rechtskundigen Magifkratsrathes in Erlangen betreffend.) 


2 K. 


Wir ertheilen Euch auf den Bericht vom 26. Februar I. Is. die Eutſchließung, 
daß die unterm 18. desſelben Monats vorgenommene Wahl des zweiten rechröfundigen 
Magiſtrats raths Philipp Heim in Erlangen zur Stelle des erften rechtöfundigen Magi⸗ 
ratsraths dortfelbft genehmigt fey. 

Wir finden Uns jedoch veranlaßt, hiebei im Sinne des Gemeindeedictd vom 17. 
Mai, dann der Wahlordnung vom 5. Auguft 1818 ausdrädlic zu erklären, daß dieſe 
Wahl vorerft nur eine proviforifche Vorrädung des rechtöfundigen Magiftratsrarbes Heim 
don der zweiten im die erſte mod nicht definitiv erledigte Stelle erfte Gategorie zu Folge baben 
kbane, und daß die erfte Stelle, weldye der rechtöfundige Bürgermeifter Lammers bis zum 
30. November v. Is. in definitiver Eigenfchaft befleiver hat, demfelben zur Vermeidung 
‘von Mehrautgaben der Gemeindecaffe auf Activitaͤts- oder Quiescenzgehälter für den Fall 
vorbehalten bleiben müfle, wenn er für die Stelle eines Birgermeifters nah Berfluß von 
drei Fahren durch eine neue Wahl nicht beftätigt werden follte, 


Hiernach habt ihr unter Rüdempfang der vorgelegten Acten das Geeignete zu ver; 
fügen. 
Münden am 20. März; 1828. 


An 
die Königliche Regierung des Mezatkreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen, 


Nachricht hievon der Redaction des Megierungsblattes im Auszuge des erſten Abfapes zur Be: 
fanıtmachung. 


8. 176. 
47. 
(Die dem Magiftratsrashe N. N. verfagte Bewilligung zum Eintritte in die Kammer der Abgeordneten 
betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Es verlautet, daß der bürgerliche Magiftratsrath N. N., dem Seine Majeftär 
Allerhoͤchſtihre Bewilligung zum Eintritt in bie Kammer nicht zu ertheilen fih veranlaßt 
gefunden haben, durch die Refignation feiner Stelle das Dienftverhältniß aufzuheben beab⸗ 
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fihtige, aus welchem deffen Verbindlichkeit zur Einholung der Königlichen Bewilligung her⸗ 
vorgegangen ift. « 

Gleihwie nun keinem in bffentlichen Dienfiverhältniffen ftehenden Individuum die 
Ausuͤbung des Rechtes, feine Eutlaſſung zu nehmen, ſoweit bdasjelbe begründer erfcheint, 
bei Erfüllung der geſetzlichen Bediugungen auf irgend eine Weiſe beſchraͤukt oder erfchwert 
werben joll, fo kann und darf aber aud nicht zugegeben werden, daß von den zu Gemeindeftellen 
gewählten Yudividuen ein Recht angeſprochen und ausgeibt werde, welches deuſelben nach 
klarer Borfchrift des Gemeindeedict# FJ. 19 und 77. und der Gemeindewahlordnung Art. 17. 
im Allgemeinen nicht zuſteht. 

Die Königliche Kreisregierung wird daher, wenn der Magiſtratsrath N. M. 
feine Eutlafung aus dem Magijtrate nachſuchen follte, auf der Nachweiſung einer gefeglis 
den Entſchuldigungsurſache unabweichlich beſtehen. 

Muͤnchen den 12. Februar 1831. 


Staatsminiſterium des Janern. 


Un 
bie Königliche Regierung des Rezatkreiſes, Kammer des Innern, alfo ergangen, 


\ $. 197. 


12074, 
(Die Qualificationsbücher über die Staatsdienjtadfpivanten betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs, 

Auf den Anfragsberiht vom 29. v. pr. 10. d. M., die Herftellung der Qualifis 
cationsbuͤcher der geprüften Staatsdienftadfpiranten betreffend, wird erwiedert: 

Die als rechtskundigen Räche bei Magiftraten zweiter Claſſe zum erftenmale 
gewählten Rechtscandidaten, welche während der Dauer des Proviforiums - ihre Bewerbung 
um Anftellung im unmittelbaren Staarsdienft fortfegen, find mir jenen Moten, die fie in 
der legten ihrer Wahl vorhergegangenen Derwendung erhalten haben, in die Qualifications: 
liſte einzuftellen. 

Während ihrer Function in folder Eigenfhaft bleiben bie * dienftliche Befaͤhi⸗ 
gung zumächit bezuͤglichen Noten ausgeſetzt, jedoch muͤſſen die Rubriken ‚‚Conduite, dann 
beſondere Qualification in Hinſicht auf wiſſenſchaftliche Beſtrebungen,“ und jene der „Bemer⸗ 
kungen“ nach den von den Adſpiranten beizubringenden amtlichen Zeugniſſen oder fonftigen 
Nahmeifen und Wahrnehmungen ausgefüllt werden. 

Miederholt gewählte und definitiv gewordene rechtöfundige Magiftratsräthe eignen 
fih nicht mehr in die befraglichen Qualificationsbiächer, und ihre Geſuche um Anſtellung 
im unmittelbaren Staatödienfte find nach höhern Gefihtepuncten in der Eoncurrenz mit ans 
dern Competenten ähnlicher Gategorie zu würdigen. 


München deu 24. Juni 1832. 
Staaröminifterium des Junern. 


An 
die Königliche Regierung des Obermaink reifed alfo ergangen. 
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8. 178. 
19715, 
(Die Vorftellung des Bürgermeifters Klar zu Münden, wegen Gehaltserhöhung betreffend). 
Uuf Befehl Seiner Majeftät des Könige, 


Die Königliche Regierung des Iſarkreiſes erhält die Beilagen ihred Berichtes vom 
18. d. M. mir dem Bemerken zurdd, daß in allen dem Wirfungsfreife der Magiftrare zu— 
gewiefenen Gemeindeangelegenheiten die collegiale Berathung und Befchlußfaffung, fo mie 
die Vernehmung der Gemeindebevollmächtigten, im fo weit eine folche überhaupt gefeglich 
nothwendig ift, im den Beltimmungen des Gemeindeedictd und der Yuftruction über die Ge: 
ſchaͤftsführung der Magiftrate begrnder ift, ſonach nicht umgangen werden kann. 


München den 28. Juli 1833. 


Staatsminifterium des Innernu. 


" An 
die Königliche Regierung des Afarfreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


$: 9. 
(Die Wahl eines vierten rechtelundigen Magiftratsraths in Münden betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majefltär des Könige. 


Ans: der zuricfolgenden Beilage des Berichts vom 29. v. M., die Wahl - eines 
vierten rechts kundigen Magiftratsrathes in München betreffend, iftentnommen worden, daß der Mar 
giftrat der Haupt: und Reſidenzſtadt Minden den Vollzug der Allerhoͤchſten Entfchließung 
vom 27. Mai I. J. gleihen DBerreffes bezüglich der analogen Anwendung des 6. 21. der 
IX, Beilage zur Verfaſſungsurkunde beanftände. 

Der 9.50. Abſchu. 2, des revidirren Gemeindeedictes Überrrägt den Gemeindebeams 
ten höherer Qualification nicht nur die Vortheile und Rechte, fondern aud die Obliegenheis 
ten der unmittelbaren adminifirativen Staatsdiener und unter biefen Obliegenheiten auch die 
Pflicht der Nichtausuͤbung bürgerlicher Gewerbe. 

Schon die frühere Gejeßgebung (Anmerk. zu Cod. civ. P. V. cap. 24. $. 13.) 
bat nämlich allen dffentlihen Beamten die Ausübung bürgerlicher Gemmerbe aus der zweifachen 
Ruͤckſicht unterfagt, weil diefelben ausfchließend ihrem Berufe angehdren und ihm zu Feiner 
Zeit durch heterogene Mebengeichäfte entzogen werden follen, dann, weil ihre dienftliche Stel⸗ 
fung und die damit verbundenen Obliegenheiten nothwendig jedes gewerbliche Verhaͤltniß aus: 
ſchließen, welches eine für die Untergebenen nachtheilige Befangenheit in der Ausübung der 
amtlichen Befugniffe befürchten läßt. Aus diefen ausdrädlich ausgefprochenen Gründen ging 
das Verbot in die Staatsdiener-Pragmatik vom 1. Januar 1805 und in die IX. Beilage 
zur Verfaffungsurfunde über, und bildet ſonach einen Beftandtheil der Gefetze, welche die Ber: 
bältniffe der Staatödiener beitimmen. Das Gemeindeedict vom 17. Mai 1818 ordnete 
den Magiftraten rechtötundige Beamten bei, welde ausfchließend fir den Dienft der Ger 
meinde, gleichwie bie unmittelbaren Staatödiener audfchließend für den Dienft des Staates 
beftimmt waren, fonady auch nad) gleichen Rüdfichten behandelt werden mußten, wenn einer 
Seits dem Dienfte die ndthige Beforderung und anderer Seits diefen Beamten die erforbers 
tihe Subfiftenz gefichert werden wollte, Aus diefer Erwägung ging die Anordnung hervor, 


De 


19992. 
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daß die Gemeindebeamten höherer Qualification, wenn fie in ihren Stellen beftätigt werben, 
analog in die Verbhältniffe der unmittelbaren adminiftrativen Staarödiener treten, 

Da nun der Ausdruck des Gefeges eben fo wenig als die Eutſtehungsgrüude einen 
Zweifel darüber zulaffen, daß hiedurch die analoge Anwendung der Beſtimmungen über Rechte 
und Pflichten der ummittelbaren adbminiftrativen Staatsdiener auf die Gemeindebeamten bb: 
berer Qualificarion ausgeſprochen ift, fo befteht Fein Grund, den Auffhub des Vollzuges der 
obenerwähnten Allerhoͤchſten Entfchließung zu geftatten und die Königliche Regierung des Iſar⸗ 
Breifes, Kamıner ded Yanern, wird demzufolge nicht ſaͤumen im deffen Gemäßheit unter ans 
gemeffener Beachtuug der aus dem provijorishen Dienftverhältniffe ‚hervorgehenden befonderen 


Ruͤckſichten das weitere Geeignete zu verfügen und den Vollzug ‚binnen 4 Wochen nachzus 
weifen. 


Münden den 12. Zuli 1835. 


Staatsminiftlerium des Fnnerm. 


An 
“die Königliche Regierung des Pfarkreifes, K. d. J., alfo ergangen, 


20007. 
(Die Supmene des Bürgermeifterd Dr. Brügel a n Boy, deſſen Dienſtes⸗ und Beſoſdungsverhaͤltniſſe, 
etrefiend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät ded Königd. 

Die Königliche Regierung des Regenfreifes erhält anliegend eine Vorſtellung des er: 
ften Bürgermeifters in Regensburg Dr. Brügel vom 30. v. M., deffen Dienft: und Befol: 
dungsverhaͤltniſſe betreffend, mir nachitehender Entfchliefung : 

Gleichwie die rechtöfundigen Bürgermeifter und Raͤthe gemäß $. 50. Abſchu. 
2. des Gpmeindeedicred und Art. 65, der Gemeindewahlorduung nad) Ablauf von 
drei Jahren ſich einer zweiten Wahl zu unterwerfen haben, und wicht durch dieſe 
Dienjteszeit allein, fondern erft durch die Wiedererwählung Ständigkeit ihrer Stelle 
erlangen, fo find fie dagegen nicht durch dieſen Zeitablauf allein, fondern erjt 
in Folge der Nichrwiedererwählung ihrer Stellen enthoben. 

Wird aus irgend einer wicht von ihnen verfchuldeten Urſache die Wahl über die 
vorfchriftämäßige Zeir hinaus verfchoben, fo bleiben fie bis zu deren Vornahme, oder bis zu 
einer die gaͤnzliche Unterlafung der Wahl gejeggemäß fancrionirenden Verfügung in ihrem 
bisherigen Die uftverbältniße. ıc. ıc. 

Münden den 12. Zuli 1835. 


Staatsminifterium des Janeru. 
An 
die Koͤnigliche Regierung des Regenkreiſes, Kammer des Innern, alſo ergangen. 


- 181: 
1455, $ er 


(Die Beſchwerde mehrerer Bürger von Dünkelsbühl, wegen der Wahl und Beftättigung ded Bürgermeifters 
Raab betreffend. ) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 
Auf den Beriht vom 15. Januar d. J. in Betreff der Beſchwerde mehrerer 
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Bürger von Dinkelsbuͤhl wegen der Wahl uud Beſtaͤtigung des Buͤrgerweiſters Raab, tie 
der Kdniglichen Regierung des Rezatkreiſes Kammer des Junern Folgendes erbffner. 


Der Eintritt eined Bürgermeifterd im-die analogen Berbäfrniffe der unmittelbaren admini— 
ſtrativen Sraardiener in Folge einer nach Zjähr. Proviforium wiederholten und beitärigten Wahl, 
it nach 9. 50° Abf.’2. des Gemeindeedictes vom 17. Mai 1818, fo wie des revidirten Ger 
nteindeedicres ünmerhin durch vie im 6. 48. biefes Geſetzes vorgeſchriebene Qualification, 
naͤmlith die Vollendung der akademiſchen Studien, und die mit ent ſprecheudem Erfolge beſtau⸗ 
dene Contutspruͤfuug bedingt. 


Da nun der im Jahre 1828, ald Biürgermeifter der Stadt Dinkelsbühl gewählte 
vormalige Stadtcommifjariarsoffisiane Auguſt Raab. diefe Dualification nicht befigr, fo konu—⸗ 
ten die angeführten Beflimmungen ded Gemeindeedietee auf denfelben eine Anwendung nicht 
finden. Es ift demnach audy durch die nach Ablauf der erſten drei Dienftjahre im Jahre 
1831 farrgefundene wiederholte Wahl zur Bürgermeilterielle und die nachgefolgte Beſtaͤti⸗ 
gung für denjelben ein Dienftesdefinirivum nicht begrinder worden, da diefer Wahl und Bes 
ftätigung die Wirkung nicht zufdmmt, von beftimmren’ Geießesworfchriften zu dispenfiren und 
Rechte zu ercheilen, zu welchen das Geſetz die zu Berechtigenden unfähig erklärt. 


Die Allerhöchfte Entfcyliefung vom 22. November 1821, die ordentlichen Erfaß: 
wablen filr die Genmindeftellen der Stadt Naͤruberg betreffend, konnte auf die Wahl des 
Birgermeifterd Raab eine Anwendung nicht finden, da hierin lediglih von den bei den ers 
ften Gemeindewahlen im Jahre 1818 gemäß 6. 52 des Gemeindeedictd und Urt. 14 der 
Gemeindewahlordnung ald Buͤrgermeiſter oder rechtöfundige Raͤthe eingetretenen nicht rechts— 
kundigen Comunal- und Stiftungs: Adminiftratoren unter der Bezeichnung „geſchaͤftskundige“ 
die Sprache iſt.“ 

Die Entſchließgung der Koͤniglichen Regierung des Rezatkreiſes, Kammer des Innern 
vom 20. September 1831, wodurch die wiederholte Wahl des Buͤrgermeiſters Raab, und 
zwar mir der Folge der Staͤndigkeit in feiner Stelle brftätiget wurde, muß biernad um 
fo mehr al® nichtig aufgehoben werden, als dem Bärgermeifter Naab- felbit die durch 
6. 48. des Gemeindeedictes vorgefchriebene Anfäfligkeit auf riner im Gemeindebezirte ges 
legenen Realirät fehle, und derſelbe auch inzwiſchen dieſer⸗ Vorbedingung nicht Gettilge 
geleiſtet hat Es hat demnach bei Gelegenheit der naͤchſten ordentlichen Gemeindeerſatz⸗ 
wahlen, bis wohin Buͤrgermeiſter Raab in ſeiner Function zu verbleiben hat, auch bie 
erneuerte Wahl eines Bürgermeifters der Stadt Duͤnkelsbuͤhl ſtatt zw finden. 

Hiernady ift das. Geeignete weiter zn verfügen. 


Minden am 1. Mai 1836. 
Staaröminjfierium des Junerm 


Un 
die Königlihe Regierung des Mezatkreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


8. 182. 
31774. 


(Die Recursbefhwerde des Martin Hörmann zu Pfronten wegen verweigerter Beſtätigung deſſelben ald ges 
wählten Gemeindevorfteher betreffend. ) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 
Auf den Bericht vom 4, v. M. und Jahres im unterbezeichneten Betreffe wird ber 
Br. XI. 47 
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Königlichen Regierung des Dberbonaufreifes, Kammer des Junern bemerkt, wie Augenleiden 
kein abfoluter gefeglicher Ausfchließungsgrumd von dem Amte eines Gemeindevorſtehers find, 
daß Aemter des Vertrauens nicht ohne Außerfte Noch den Männern ded Vertrauens entzo— 
gen werden dürfen und wie die Königliche Regierung des DOberbonaufreifes, Kammer des Zn: 
nern, Fein Bedenken trug; den verdienftoollen Martin Hörmann ungeachtet feiner bereits zwei 
Fahre andauernden Yugenleiden zu Berfehung des Gemeindevorficheramtis geeigner zu finden, 
und er dieſe Stelle in der That troß dieſes Uebels zur Zufriedenheit wicht allein feiner Ges 
meinde, fondern auch der ihm vorgefegten Behoͤrden verfehen fonnte, auch aus biefen Leiden 
fein Motiv zu Merweigerung der Veftätigung abgeleitet werden koͤnne, wie daher nicht der 
Fall der. Beftärigungsverweigerung, wohl aber jener der im Einklange mit der Gemeinde 
und mit Hörmann felbft zu treffenden Fürforge dafür gegeben erfcheine, daß bezüglich der 
Arteftationen u, f. w. genügende Sicherheit etwa durch Mitunterzeichnung und Mithaftung 
des Gemeindepflegerd getroffen werden kann. Die vorgelegten landgerichrlichen Acten folgen 
zuruͤck und es wird der Anzeige des Verfuͤgten entgegengefehen. 


Münden den 4. Zanuar 1837, 
Staartdöminifterium bed Yunerm. 


Un 
die Fönigfiche Regierung des Oberbonaufreifee, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


$. 183. 
28787. 


(Die Unterfuhung gegen Jofeph Norwald zu Herrieden wegen Widerfepung resp. die Anwendung ber ſtraf⸗ 
gefenlichen Bellimmungen über Verbrehen und Vergehen wider die Obrigkeit auf Gemeindebehörden betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


In Erwiederung des Berichts vom 13. Dftober v. F. und unter Beziehung auf 
die Entfhliefung vom 5. April lauf. 38. im dem bemerken Berreffe empfängt die König: 
liche Regierung des Rezatkreifeds, Kammer des Innern, die von dem Königlichen Staatsminis 
fterium der Juſtitz an das fonigliche Appellationsgericht für den Rezatkreis unrerm 24. Nor 
vember d. 5. erlaffene, dem fbniglicdhen Staarsminifterium des Jnuern mitgerheilte Entſchlie— 
ßung beiliegend zur Kenutnißnahme. 


Minden den 25. December 1837. 


Staatdminiftierium des Innern. 


Un 
die Königliche Regierung des Rezatkreiſes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
Abdruk der Allegirten Entſchließung. 


(Die Unterfuhung gegen Joſeph Norwald zu Herrieden wegen Wiederfegung, resp. die Anwendung der ſtraf— 
gefeslichen Beftimmungen über Verbrechen und Vergeben wider die Obrigkeit auf Gemeinbebehörden betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Königs. 


Aus den mit Bericht vom 6. Februar I. J. auher vorgelegten und in der Anlage 
wieder zurücfolgenden Alten rubrizirien Betreffes hat dad wuterfertigte Staarsminifterium 
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die Wahrnehmung gefhdpft, daß von dem Fbniglichen Wppellationsgerichte für den Rezat⸗ 
kreis unter Bezugnahme auf ein Allerhbchfted Refeript vom 4. Juni 1821 die Anſicht ans 
genommen worden iſt, ed Fonne den Gemeindebeamten und Dienern das Verbrechen und 
Vergehen der Miverfegung gegen die Obrigkeit nur rüdfichtlih ihrer Wirkſamkeit in 
Polizeifahen nicht aber auch in Bezug auf ihre Wirkſamkeit in eigentlichen Gemeinde: 
Angelegenheiten verübt werben, 


Diefe Anſicht fcheine mit den beftehenden gefeglichen Beftimmungen und insbefondere 
mit dem oben allegirten Referipre vom 4. Juni 1821 nicht wohl vereinbar zu. feyn. ” 


Ganz unzweifelhaft handelt nämlich legt bezeichnetes Mefeript blos von dem Ber: 
gehen der Amtsehrenbeleidigung, und ed wurde darin lediglih ausgeſprochen, daß diefes 
Vergehen an Magiftrateperionen in Städten und Märkten nur binfichtlich ihrer polizeilis 
ben Amtshandlungen an Vorfichern von Ruralgemeinden aber gar nicht begangen werden 
konne, der ganz natürliche Grund diefer Beftimmung, (mie or nicht nur in dem mehr er: 
wähnten Referipte vom 4. Juni 1821, fondern au in einem fpätern, an dad Königliche 
Appellationdgericht des Rezarkreifes in der Unterfachungsfahe gegen Simon Maierhofer von 
Bertolzheim wegen Umtsehrenbeleidigung ergangenen Allerhöchften Referipte vom 20. März 
1822 ausdrädlic fi angegeben finder) liegt darin, weil nah Art, 405 Theil I. des Strafs 
geſetzbuches eine Beleidigung der Amtsehre nur an Staats- (d. h. Regierungs) Bes 
amten begangen werden fann, durch den 6. 67. ded Gemeindeedicts vom 17. Mai 1818. 
aber nur die Magiftrate der Städte und Märkte, und zwar blos in fo ferne ihnen die 
Localpolizei übertragen iſt, ald Regierungsbeamte, die Vorfteher der Ruralgemeinden aber 
gar nicht als folche erklärt find. 


Kaum bedarf es einer weitern Ausführung. daß diefer Grund auf das, von dem 
Vergeben der Amtschrenbeleidigung gänzlich verfchiedene Verbrechen und Vergehen der Wis 
dberfegung gegen die Obrigkeit Feine Anwendung leider. Diefer letztgenannte Reat wird 
nach Art. 315. Tb. I. des Strafgefegbuches und den Anmerkungen nicht etwa blos an Re⸗ 
gierungsbeamten, fondern an obrigfeirlihen Perfonen überhaupt begangen. Daß 
aber aud die Gemeindebehörden, ohne Trennung ihres gemeindlichen und ihres polizeilichen 
Wirkungskreifes, Obrigfeiten, und demnach ihre Beamten in beiden athegorien ihrer 
amtlichen Thaͤtigkeit obrigkeitlihe Perfonen feven, faun im Hinblide auf den, den 
Gemeindebehörden durch $. 55. bie 73. dann $. 100 bis 120. des revidirten Gemeinde: 
ediets angewiefenen Wirkungskreis feinem gegründeten Zweifel unterliegen, indem diefer Wir 
Bungsfreis eine Reihe von Zunctionen umfaßt, die den Charakter der Gemeindebehdrben ald 
Obrigkeiten genügend bezeichnen, 


Vorziglih Mar geht die Eigenſchaft der Magiftrare als Obrigkeiten auch im 
Gemeindefachen aus den Beltimmungen der $$. 55. bis 66., und wortdeutlich aus 
$$. 55. und 56. hervor. 


Ueberdieß erflärt die Verordnung vom 29. Detober 1815. (Regierung öblatt 
pag. 881) ausdrüdlidy die Gemeindevorficher als obrigkeitliche Perfonen, und bie ftrafr 
gefeglihen Beltimmungen über MWiderfegung gegen die Obrigkeit auf diefelben anwends 
bar, fie erklärt diefed im Allgemeinen, ohne rÄdfichelich ihrer MWirkfamkeit in Ges 
meindes Angelegenheiten und in der Polizei: Verwaltung zu unterfheiden, und 
wollte je in letzterer Beziehung ein Bedenken erhoben werben, fo wilrde daffelbe durch die 
Erwägung verfhwinden, daß die Gemeindevorfteher in der angeführten Verordnung unter 

47* 


- \ 


. 
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andern ‚auch wegen der ihnen zuſtehenden Ausuͤbung des Verwittlungsamtes, ſohin ber 
zuͤglich einer ſolchen Function als obrigkeitliche Perſonen erklaͤrt find, die ihrer Natur 
nad wicht zur polizeidichen Wirkſamkeit, ſoudern zur amtlichen Thaͤtigkeit im 
Gemeindeangelegenheiten gehoͤrt. 


Mad aber bier ‘ven Gemeindevorſtehern geſetzlich gift, muß auch dem Magi— 
ftraröperfonale um fo mehr zufommen, als der amtlihe Wirkungsfreie ber Magiftrate 


fowohl in Gemeinde; als Polizeigegenſtaͤnden gegen jenen . der Landgemeindeverwaltungen 
bedeutend erweitert iſt. 2 


Das unterfertigte Etaatöminifterium finder ſich von Oberaufſichtswegen verpflich- 
tet, unbeſchadet dem freyen richterlichen Ermeſſen, das Appellationsgericht für den Ne 
zatkteis auf die vorftehenden Bemerkungen zur Wirdigung und Beobadyenng in kuͤnftigen 
Faͤllen aufmerkſam zu machen. 


Muͤnchen den 24. November 1837. 8 


Staatöminifterium der Juſtiz. 


An 
vas Königliche NAppellationsgericht für den Rezatkreis ergangen. 


©, Befoldnngen der Mitglieder des Magiftrats.*) 


sis 
{ (Die Beſoldungen des Perſonals der Gemeindeverwaltungen in den- Städten und Märkten betreffend.) 


Mm J. K. 


Wir haben zwar die Regulirungen der Befeldungen für, das Perfonal der Gemeinde⸗ 
Verwaltungen in den Staͤdten und Märkten dur die Berorduung vom 17. Mai tl. J. von 
dem Umfange der Staͤdte und Maͤrkte, von dem Verhaͤltniſſe einer jeden ‚Geichäftsftelle und 
von dem Ertrage des Gemeindevermögens abhängig gemacht, und hiernach die Ausmittlung 
und Begutachtuug dieſer Beſoldnugen, ohne ein allgemeines Regulativ feftzufegen, ‚den Ge: 
meinden uͤberlaſſen; da nun aber der oberſten Curatel die Pflicht obliegt, dafuͤr zu. ſorgen, 
daß die Comunaglcaſſen nicht uͤber ihre Kräfte belaͤſtiget werden, fo haben Wir Uns vera: 
lafit gefunden, Unferen Regierungen das anliegende Regulativ für den hoͤchſten Betrag der 
Beſoldungen unter folgenden Beſtimmuugen mirzurbeilen : 


\ 


I, 


Das bezeichnete Regulativ foll Unferen Regierungen als Auhaltspunct zur Wilrdi; 
gung md Beſcheidung -der einfommenden Gutachten über Beſoldungsanſaͤtze fär das Perfonal 
‘ver Gemeindesermaltungen in den Staͤdten und Märkten diefer Elaffe gegeben feyen. 





*) Vergleiche Minikeriafentfchliehung vom 28. Juli 1833, Mr. 19715, (f. $. 178, S. 365 oben.) 
ferner: Minifterialentfehliefung vom 3. October 1837. Nr. 1101, (f. $. T. S. 107. oben.) 
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u. 


Dad in dieſem Megulative enthaltende Maximum der Befoldmigen darf bei Keiner 
Dienftesclaffe oder Stelle überfchritten werben, wenn gleich das Gutachten der Gemeinde auf 
eine höhere Defoldung geftellet wäre. ' 

IH. 


Die”imter dem feftgefegren Maximum zu begutachteten Befoldungen kdunen bew illiger ; 
jedoch diefelben auch in dem Falle mod) herabgefegt werben, wenn fie aus dem Ertrage des 
Gemeindevermdgens und aus den Übrigen Zufläffen der Gemeindecaffen. offenbar nicht geleifter 
averden Fbunten, 

IV. 


Unfer Staatöminifterigm des Junern wird das gämliche Negulativ bei der Wuͤrdi— 
gung der Gutachtensberichre über die Befoldungen fir das Perfonal der Gemeindeverwaltun: 
gen in den Staͤdten erfter Claſſe gleichfalls beobachten. 


V. 
Die von Unſeren Regierungen genehmigten Perſonal- und Gehaltsetats für die 


Staͤdte zweiter und dritter Claſſe, dann für die Märkte find fogleih mad ihrer Ausfertis 
gung im Durplicat an Unfer Staatöminifterium des Innern einzufenden, 


Münden den 3. Auguft 1818. 


An 
die ſammtliche Kreisregierumgen, «Kammern des Innern. dieſſeits des Rheines aljo ergangen. 
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Regulatio 


bed hbchſten Betrages der Beſoldungen fuͤr das Perſonal der Gemeiudeverweltuhen in 
Staͤdten und Maͤrkten. 







 Höcyfter Betrag der Befoldungen. 









u. In den Übrigen Städten 
München. 
Auasbura Liter 


und 
Nürnberg Claſſe 


Stellen. 





Der Iter 
Elaffe | Elaffe 























| a. Ie ie! | 
| 1) Bürgermeijter A en angeftellt 

erfter . — 1800 1500 1000 s00o — 
zweiterr... 200. 1400 1200 — - — 


| 2) Buͤrgermeiſter auf die Dauer von ſechs | 


Jahren erwähe 22 nn 800 600 400 | 300 | 200 

ı 3) Rechtöfundige a | 
erfter ". . TR na 1200 | 1000 | 850 | — — 
zweiter . te 1100 900 800 ı — — 
J 0.00.52 5. ee 1000 850 — | = 
BRTERE + u..0 . 900 800 — — nu 
1 4) Zechnifcher Bauratb . . ur... s50 800 — — = 

5) Bürgerliche Magiftratsräthe auf die Dauer 

von ſechs Jahren erwählt . . . 5 400 300 200 | 100 50 
1 6) Stadtlämmerr 2 2 20. 1200 | 1000 — — — 
| 7) Rechnungsfäbrer 2 2 2 2, 650 600 — — — 
WE) 650 600 — — = 


| 9 Stadtfchreiber a ee 
no) Markefchreiber 2 2 0 2 on — — — — 500 
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$. 185. 
(Die Wahlen der quiescirten Staatsdiener zu den Gemeindeperwaltungen betreffend.) 


M. J. K. 


J Nachdem bei. mehreren, in Folge Unferer einfchlägigen Verordnung vom 5. Auguſt 
d. J. eingetretenen Wahlen für die Verwaltung der Gemeinden fowohl bereits quiescirende 
Staatödiener, ald Individuen, deren Stellen durch die Aufhebung der Polizeidirectionen und 
Polizeicommiffariate, dann der aͤuſſeren Diftriers:Stiftungsadminiftrarionen für die Folge 
gänzlich erldfcyen, zu Bürgermeiftern, Magiftratsrärhen, Pflegern, Gemeindevorftehern,, und 
anderen Stellen ber Gomunalvermaltung gewaͤhlt worden find, fo haben Wir die hiebei 
zur Erdrterung kommenden Fragen, wie ed binfichtlih der Quiescenzgehälter der bereits 
früher in die Ruhe gefegten, und der in ihren dermaligen Stellen auffer Activitaͤt gekomme—⸗ 
nen Individuen, dann hinſichtlich des allenfallfigen Ruͤcktrittes derfelben in ihren vorigen 
Quiedcenzgebalt zu balten fen, in umfaffende Berathung nehmen laffen, und Wir finden 
Uns auf den hierüber erftarteren Vortrag bewogen, nachſtehende Grundfäge als Richtſchnur 
der Behandlung und Entfcheidung obiger Fragen feitzufegen : 


I. ‘ 

Den ſaͤmmtlichen in Folge des Edictes über die Verfaffung und Verwaltung der 
Gemeinden vom 17. Mai 1818 in den Communaldienſt üÜberrretenden Quiedcenten des 
allgemeinen Finanz: und des Stifrungevermbgens werden vom Tage des Antritted der neuen 
Bunction angefangen, von ihrem dermaligen Quiedcenzgehalte drei Viertheile des etats— 
mäjfigen Gefammtgehaltes der neuen Ötelle eingezogen, und ihnen nur das 
biernah ſich allenfalls ergebende Surplus ihres bermaligen Quiedcenzgehalte® aus jener 
Caſſe fortentrichtet, aus welcher bisher ihr ganzer Quiegcenzgebalt gefloffen ift. 

nl. 

Diefed Verhälmiß wird bei der Vorruͤckung eines ſolchen ehemaligen Quiescenten 

in eine etarömäffig böber beſoldete Stelle der Gemeindeverwaltung dergeftalt beibehalten, daß 


fortan drei Diertheile des erhbhten Acrivirätsgehaltes von dem frühern Quiedcenzgehalte in 
Abzug kommen muͤſſen. 


252, 


II. 


Wenn daher — als Beifpiel — der Ruhegehalt eines Quiescenten 1800 fl. ber 
etatömäffige Gehalt aus der Comunalcaſſe aber nur 1200 fl. betrüge, jo würde er drei 
Viertheile des legtern folglich den jährlichen Verrag von 900 fl. an feinen Quiescenzgehalte 
verlieren und aljo neben dem auf das Communalvermdgen radicirten Nerivirärsgehalte vom 
1200 fl. nur mehr 900 fl. aus jener Eaffe fortbeziehen, aus welcher früher jein ganzer 
Quiescenzgehalt gefloffen iſt. 

Bei einer Vorruͤckung dieies ehemaligen Quiedcenten- in ein etatsmaͤſſigem „Gehalt 
von 1600 fl. würden 1200 fl. an dem früheren QDuiescenzgebalte von 1800 fl. eingezogen, 
und neben einem Wetivirätsgehalte von 1600 fl. fortan ein Surplus von 600 fl. belaffen, 


Wenn aber 5. B. der Rubegehalt eines ſolchen Quiescenten in 700 fl., der Ges 
halt der neuen Stelle dagegen in 1000 fl. beftände, jo wuͤrde in diefem Kalle der biöherige 
ganze Quiescenzgehale dem Einzuge unterliegen, 
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IV. 

Denjenigen biöherigen Quiescenten, welche bei der naͤchſten Wahl wicht gnehr in die 
Gemeindeverwaltung gewählt werden follten, bleibt auf ihr vorläufiges Anfuchen der Rüd: 
tritt in ihren ganzen vormaligen Quiescenzgehalt aus dem Staatsaͤrar oder den Stiftungen 
vorbehalten, 

V. 


Der bei der nächften Wahl in dem Comunaldienſt definitiv beſtaͤtigte Quiescent 
verliert zwar den Unfpruch des Ruͤcktritts in feinen ganzen vormaligen Quiescenzgehalt ; jedoch 
bleibt ihm das mach vorftehendem Urt. I. und Il, wreffende Surplus feines vormaligen 
Quiescenzgehaltes fortwährend verfichert. 


VI 


Wir behalten Uns jebody bevor einen ehemaligen Quiesceuten, fo: lange er ads 
Unſerm Staatödrar oder and einem anderen ald dem Localftiftangsvermögen noch ein Surplus 
bezieht, aus der proviforifchen fowohl als definitiven Function bei der Gemeindeverwältung 
zu jeder Zeit im Unfern Staatsdienft wieder zuräcdzurufen, und derfelbe ift diefem Rufe nur 
in dem Falle nicht zu folgen verpflichtet, wenn er auf jened Gurplus für immer Verzicht 
leiftet. 

: j VII. 


Die vorſtehenden Grundfäge finden nicht nur auf die bereits früher quiescirten, fon: 
dern auch auf diejenigen in die Gemeindeverwaltung gewählten Beamten und Diener ihre volle 
Anwendung, welche durch die Aufhebung der Polizeidirection und Gommiffariate dann der 
äuffern Stifrungsaominiftrationen gegenwärtig auffer Activitaͤt treten, oder deren Stellen fonft ers 
lojcyen find, + 

Bei diefen Judividuen ift daher das treffende Nuhegehalt nach den pragmatifchen 
Beftimmungen uud den beftehenden Competenz Verhaͤltniſſen vorerft zu reguliven und dieſem 
Quiescenzgehalte das nad Art, I, und II. treffende Surplus zu bemeffen. 


VII. 


Gegemwärtige Beftimmungen, nach weldyen ſich Uufere Kreisregierungen in .allen vor: 
fommenden Fällen zu achten haben, mud mach welchen auch bei Unfern Staatsminifterium 
ded Innern und der Finanzen verfahren werden wird, erklären Wir jedoch aus bewegenden 
Gruͤnden nur für die erften beiden Wahlen der Gemeindeverwaltungen ald aumendbar, und 
fie treten in Zukunft dergeftalt auffer MWirfung, daß die Quiescenzgehaͤlter der in Folge der 
künftigen Wahlen in die Gemeindeverwaltungen übertrerenden Beamten und Diener mit dem 
Tage dieſes Uebertrittes dem gänzlichen Einzuge unterliegen, 


München den 26. October 1818, 
Staatöminifterium des Innern, 


i An 
ſaͤmmtliche Königliche Regierungen, Kammer des Innern, mit Ausnahme jener des Rheinkreiſes alfo ergangen, 
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$. 186. 
9431, . 
(Remunerationen für die Verwaltung des Stiftungsvermögens in den Städten und Märkten betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Könige. 


Der Königlichen Regierung des Oberdonaufreifed wird auf ihren Bericht vom 22. 
uni I. 5. erwiedert, daß den bärgerliden Magiftratöräthen befondere Belohnungen für ihre 
Sunctionen bei der Verwaltung des Vermbgens der Ortöftiftungen nur in dem Kalle bewil: 
ligt werden fonuten, wenn diefe Magiftratirärhe eine Remunerarion aus der Comunalcaſſe 
nicht beziehen, und die DOrtöftiftungen einen Beitrag in Gomumalcaffen zur Befriedigung 
der Gefammteriften; der Magiftrate nicht leiften wuͤrden. — 


München den 18. Auguſt 1821. 


Staatsminifterium des Junern. 


An 
die Köntgliche Regierung des Oberdonaukreiſes alfo ergangen. 
$- 187. 


1950, 
(Die Gehaltebezüge des rechtskundigen Magiftratsraths Dietrich in Ansbach betreffend. ) 


Auf Befehl Seiner Majeftärt des Koͤnigs. 


Dem Kdniglichen Staatörath, GeneralsKreiscommiffdr und Regrerungs : Präfidenten 
Grafen von Drechſel wird auf den Bericht vom 31. Januar I. J. die Gehaltöbezüge des 
rechtöfundigen Magiftratsraths Dietrich in Ansbach betreffend, unter Remiffion der Belege 
und Acten nachftehende Entfchließung ertheilt: 

I. 

Im Art. X, der Verordnung vom 6: März 1817 die Verwaltung des Stiftungs; 
und Gemeindevermdgens betreffend ift ausdruͤcklich feftgefegt, daß die Koften der Verwaltung 
des Stifrungsvermbdgens in den Municipalgemeinden anf mäffige Beiträge in die Comunal—⸗ 
eaffen beſchraͤnkt feyen. 

Hiernach kann der Bezug einer Tantieme filr die Verwaltung des Localftiftungs; 
Vermdgens in Ansbach überhaupt nicht ‘geflatter, am mindeften aber in Beziehung auf den 
Rocalarmenfonb zugegeben werben. 

u. | 

Die Verwaltung des Stiftungss und Gemeindevermögend in Ausbach muß nad) 
den deutlichen Worfchriften des Gemeinderdictd vom 17. Mai 1818 $. 47. geführt, und 
unter die rechtöfundigen dann bürgerlichen Magiftratöglieder gehörig vertheilt werden. 

Die bisherige Weigerung der bürgerlichen Magiftratsrärhe, ſich diefem Verwaltungs: 
caffes und Mechnungsgefchäfte zu unterziehen darf ald verordnungswidrig nicht länger 
ftatt finden. 

j 111. 

Sollten die Vürgermeifter der Stadt Ansbach eine zweckmaͤſſige Vertheilung ber 

Dr. X. 48 
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bezeichneten Geſchaͤfte nach Forderungen des angeführten Edictes und des Megulativs über 
die Gefbäftsführung der Magiftrate nicht bewirken, fo bat die Königliche Regierung ven 
Dbereuratel wegen felbft einzufchreiten. 

nn IV. 


Ruͤckſichtlich der Cafes und Rechnungsgeſchaͤfte für den Localarmenfond ift das 
Erforderliche im Iren Abſchnitt IV. Titel 2ten Gap. der Veroronung über das Qrmenwefen 
vom 17. November 1816 unzwiideutig ausgefproden, und daruach haben ſich der Armens 
pflesihaftsrach, dann der Magiftrar in Ansbach gleichfalls zu achten, 


V. 
Die buͤrgerlichen Magiftratsniche, welche zu Caſſe- und Rechnungsgeſchaͤften des 
Stiftungss oder Gemeindevermögend verwender werden, koͤnnen eine ‚verhälsuifiusdijige Re: 


muneration aus der Comunalcaſſe anfprechen, welde der Magiftrat zu begutachten, 
und die Obercuratel feftzufegen hat, 


— — — — — — — — 


Minchen den 26. April 1823, 


Staatsminifterium des Innern. 


An 
den Koniglichen Staatsrath, Generat:Kreiseommiffär, ‚nnd Regiermgepräfdenten, Grafen won Drechſel, 
alfo ergangen. 


$. 188. 
14883, 
“(Die Procentbezuge «für pereipiete Renten des Stiitungs : and Gemeinbevermögens betreffend.) 
Uuf Befehl Seiner Majeftär des Königs. 

Die MVorftelung der Magiftrarsrätbe zu Gaimersheim, Joſeph Brandl, Caſpar 
Kiermaier, Joſeph Selbe und Blaſius Koͤlbl vom 12. October d. J. folge im anliegen: 
den Duplicate mit der Enrfchliefung, daß das Mormalrefeript vom 10. März 1820 über 
die Belohnung und Eutſchaͤdigung der Ausſchußmitglieder in Rurglgemeinden auf die zu den 
Eaffen:, und Rechnungsgefhäften des Stifrungs » und Gemeindewermögene verwendeten biürz 
gerlihen Magiftrarsrärhe zwar nicht in Anwendung gebracht werden, daß jedoch dieſe Magi— 
Rratörärhe eine verhaͤltuißmaͤſſige Nemunerarion file dieſe Zunctionen aus der&@omunalcafie 


aufprechen fbunen, welche der Magüftrat zu begutachten, und die DObercuratel feſtzuſetzen hat. 
Minden den 20. December 1823. 


Straatöminifterium des Innern. 


An 
die Königliche Kreisregierung des Regenkreiſes, Kammer des Innern, alſo ergangen. 
$. 189. 
(Die Wahl eines Bürgermeifters in Ingolftadt betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftär des Königs, 
Dem Vorbehalte des zum birgerlichen Buͤrgermeiſter gewählten Gtadtfchreibers 


18250, 
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Lonich zu Ingolſtadt in feine bisherige Stile wieder einzutreten, wenn er als Bürgermeifter 


nicht werde wieder gewählt werden, fteht die Mare Vorfchrift des Gemeindeedicts $. 50 


entgegen, vermbge weldjer Stadt > und Marktfchreiber auf Lebenszeit angeftellt werden follen 
und auf die Anftellung eines Functionaͤrs während der Dienftvauer des befagten Stadtſchrei⸗ 
ber als Bürgermeifter kann darum um fo weniger eingegangen werden, weil-die Dauer eie 
ner folden proviſoriſchen Verfügung umbeftimmt ift, und jedenfalls drei Zahre überfchreiten 
würde. \ 

Auch die Erhöhung der Bezouͤge eines unftäudigen Buͤrgermeiſters über den feſtgeſetz⸗ 
ten Normalbetrag [ol ia der Regel wicht uud in den feltenen auf außerordentliche Umftände 
zu beſchraͤnkeuden Ausnahmöfällen auch nur dann fattfinden, wenn die Zulage aus den Ue: 
berfchiiffen ordentlicher, erarömäffig fundirter Renten gedeckt zu werden vermag. 


Minden den 16. November 1830. 


Staatsminifterium des Junern. 


Un 
die Königliche Regierung des Regenkreifet, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


$. 190. 
* 


10424, 
(Die Beſotdungen der Gemeindbebeamten in den größeren Städten betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeſtat des Konigs— 


Bei den indem Berichte der Abniglichen Regierung des N. Kreifed, K. d. J., vom ꝛc. in 
Betreff der Befoldungen der Gemeindebeamten in gröffern Städten dargeſtellten Berhält: 
niffen und bei dem fortwährenden Beftehen jener befondern Ruͤckſichten, welche die Minis 
fterialconferenz für den Vollzug der Berfaffungsurkfunde, zur Ertbeilung des befondern Mes 
gulative6 vom ıc. für .die Gemeindebeamten der Stadt N. veranlaße haben, erfcheint die 
Abänderung deffelben unräthlich, und es ift dieſes Regulativ demnach, wie bisher, in der 
Art in Anwendung zu bringen, daß deſſen Saͤtze als Marimalbeträge der Befoldungen zu 
gelten haben. j 

Dem Magiſtrate ımd den Bevollmächtigten der Stadtgemeinde N. wird übrigens 
nicht entgehen, daß ed ſowohl in den finanziellen, ald in Dem Jutereſſe des Dienftes 
liegt, neu eintretenden rechtöfundigen und technifhen Gemeindebeamten nicht fogleich das 
Marimum zu bewilligen, fondern: durch augemeſſene Abftufung der Befoldungen nad den Diens 
flegjahren, Erleichterung des Gemeindehaushaltes zu erzielen und die Thaͤtigkeit des in 
der Hoffnung des Vorruͤckens in eine höhere Befoldungeclaffe ftehenden Beamten rege zu 
erhalten. Es ift von der wohlbemeffenen Ginwirfung der Curatel und der bewährten 
Einfiht der Gemeindelörperfhaften der Stadt N. zu erwarten, daß hierüber das dent Be: 
fien der Gemeinde Entfprechende, durch angemeſſene Gemeindebefchläffe werde feſtgeſetzt 
werben. 


Münden, den 20. April 1835. 


Staatdöminifterium bed Innern. 


An: 
die Königlihen Regierungen des Iſar-⸗, Oberbonau: und Rezatkreifes, des Innern, alfo ergangen 
4 


* 3 
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A $. 191. 


20300, 

(Den Vollzug des Befolwungsregulatios für das Perfonal der Gemeindeverwaltungen vom Iten Auguſt 1818, 

mit Nüdfihtenahme auf den $. 59. Abſ. 3. des renidirten Gemeindeedictd in specie die Revijion der Remu— 
nerationsbezüge der bürgerlihen Magiftratsräthe betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeität des Koͤnigs. 


Durd $. 16. der Juſtruction über die Geſchaͤftsfuͤhrung der Magiftrate vom 2iten 
"September 1818 wurde dad untergeordnete Derail der Verwaltung der Localſtiftungen in den 
Gemeinden mir magiftratifher Verfaffung den bärgerlihen Magiftratsrärhen ald Pflegern an: 
vertraut, Nachdem aber die Verwaltung des Kirchenvermdgend in Folge der Beflimmungen 
bes $. 59. Qbf. 3, des revidirten Gemeindeedicrs nunmehr an die meugebilderen Kirchens 
verwaltungen übergegangen ift, fo bar fich jener Geſchaͤftskrels der bürgerlichen Magiftratd: 
räthe bedeutend vermindert, und es dürften bei diefem Umftande die Remunerationsbeträge 
der birgerlichen Magiftrarsräthe, welche mit Berdcdfichtiguug des fruͤhern Geſchaͤftskreiſes 
der letern nah Maßgabe des Befoldungsregularives vom Zten Auguft 1818 feftgefegt wur; 
den, mit den gegenwärtigen Leiftungen der bürgerlihen Magiftrarsräthe an vielen Orten nicht 
mehr im Verhaͤltniſſe ſtehen. 

Judem die Königliche Kreisregierung hierauf aufmerkſam gemacht wird, erhält dies 
felbe die Weifung, die geeignete Einleitung zu treffen, daß die gegenwärtigen Remunerationds 
bezüge jener Magiftrarsglieder einer Revifion dur die Gemeindebehdrben unterworfen wer— 
den. Es wird dabei von deren Gemeinfinn und gewiffenhaften Eifer für das Wohl ber 
Gergeinden erwartet, daß fie diefe Gelegenheit benägen werden, durch begründete Anträge auf 
Herabfegung zu hoher ‚Remunerationsbeträge "zu einer in manchen Gemeinden dringend gebos 
tenen Verminderung des VBerwaltungsaufwandes Veranlaffung zu geben, 


München, den 7. Zuli 1835. 


Staatöminifterium des Jnnern. 


An 
ſaͤmmtliche Kreisregierungen dieſſeits des Rheins alſo ergangen. 


D. Diätenbezüge der Mitglieder und Beamten des Magiſtrats“.) 


$. 192. 
12748 
(Diätenbezüge des magiſtratiſchen Perfonats betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Abnigs. 

Der Königlichen Regierung des Rezatkreifes, wird auf ihren Bericht vom 6. Aur 
guft I. 3. im rubricirten Betreffe, erwiedert, daß die Beſtimmung der Diäten und Gefährte: 
Gelder bei Gefchäftsreifen der Magiftrarsglieder felbft, jedoch mit der Befchränfung auf die für 
Königliche Beamte und Diener ähnlicher Caregorien desfalls beitchenden Negularive, zu über: 


*) Vergl. die vorſtehende Minifteriatentfchliefung vom 20. Juni 1832, Nr. 11744, den Diätenbezug 
des Perſonals der Maaiftrate IT. und III. Elaffe betreffend. 
Minifteriatentichliefung vom 31. October 1837, Nr. 1101. (f. $. 7. S. 107. oben.) 
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laſſen fey, gegen die Weberichreitung biefer Regularive hat die Königlihe Regierung bei der 
Revifiou der Gemeinde; und Eriftungsrechnungen gehdrig zu machen, 


München den 29. Auguft 1819. 
Staatöminijterium ded Junern. 


An 
die Königliche Regierung des Rezatfreifes, Kammer ded Innern, alfo ergangen. 


$- 193. 
(Diätenbezüge des magiftratifchen Perſonals in Augsburg betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Könige. 


Der Königlichen Regierung des Dberdonaufreifes, K. d. J., wird auf ihren Bericht 
vom Aten Mai I. Is., Diätenbezäge des magiftratiichen Perfonald in Augsburg betr., uns 
ter Ruͤckſchluß der Beilage eine Abichrift derjenigen Entfchliefung, welche in ähnlichem Betreffe 
an die Kbnigliche Regierung des Rezatkreifes unterm 29ten Auguſt 1819 erlafien worden 
ift, unter dem Bemerken mitgerbeilt, daß die Diäten des Perfonald vom Magiftrate in Augs: 
burg nicht höher, ald jene des Perfonald vom dortigen Kreis» und Stadtgericht angefegt 
werden birfen. s 
München den 7ten Juli 1821. 


Staatdminifterium des Inneru. 


An 
die Königliche Megierung des Oberbonaufreifes, K. d. J., alfo ergangen. 


8. 194. 


4800, . 
(Befchwerde des vormaligen rechtsfundigen Magiſtratsraths Schnürer in Weiden wegen Minderung und 
Abftrihes von Commiffionsviäten und Gefährtgeldern betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Kbnige. 


Der Königlichen Regierung ded DObermainfreifes, K. d. J., wird auf bie Berichte 
vom Iten Mai und Sten Januar I. Is. die Beſchwerde des vormaligen rechtöfundigen Ma: 
giftratsraths Schnürer in Weiden wegen Minderung und Abftriches von Commiffionsdiäten 
und Gefährtgelvern berr., unter Remiffion der vorgelegten Acteuſtuͤcke folgende Entichliefung 
ertbeilt: 

In der Allerhoͤchſten Entſchließung vom 29ten Auguſt 1819 ift zwar ausgeſprochen, 
daß die Diäten und Gefährtgelder bei Gejchäftsreifen der Magiftratöglieder nach den für 
Königliche dffentliche Beamte ähnlicher Categorie diesfalls beitebenden Regulativen bemeffen, 
und von den Magiftraten felbjt beitimmet werben follen; dadurch ift aber wicht feſtgeſetzt wor: 
den, daß dad Diätenregulativ für die Landgerichtsaffefforen auf die rechtskundigen Magiftrats: 
räthe angewendet werden müffe; eine fpärere Allerböchite Entfchließung vom 7ten Zuli 1821 
enthält vielmehr den Ausſpruch, daß die Diäten des Magiftratsperfonald in Augsburg jenen 
des Perfonals vom dortigen Kreis: und Gtadtgerichte gleichzuftellen feyen, 


Die Diäten eines rechtöfundigen Magiftratsraths würden nach den Verhäftniffen ſei— 
nes Standes und feiner Befoldung mit Billigkeit nicht wohl geringer als auf drei Gulden 


6765, 


3830 Abth. XI. Abſchn. I. Fir. I. Cap. H. 6. 19% 19% umd 494. 


beftimmt werden koͤnnen, und demfelden dazu die erweislih ausgelegten umvermeidlichen Gr: 
faͤhrtgelder verguͤtet werden muͤſſen. 


Da nun in einem Zeugniſſe des Magiſtrats der Stade Weiden vom 7ten Septem⸗ 
ber 1823 beſtaͤtigt wird, daß dort ein zweiſpaͤnniges Gefährt für einen ganzen Tag minde— 
ftens auf 5 fl. 24 Er. zu fichen komme, fo werden die Anfüge für Geſchaͤftsreiſen des 
rechtskundigen Magiſtratsraths Schnürer zu fünf Gulden inner dem Bezirke des 
Landgerichts Neuftadt, und zu fieben Gulden 24 #r, auffer dem Bezirke diefes Landgerichts, 
worunter Diäten und Gefährtgelder begriffen find, hiedurch genehmigt, wornach die König: 
lihe Regierung lediglich zu unterfuchen umd zu entfcheiden hat, zu welchen der verfchiedenen 
Eommiffionsgefchäfte ein ganzer Tag, und zn melden nur ein halber Tag erforderlich geiwes 
fen fey, wad nad) der Eurfernung des zur DVerbandlung beftinnnten Ortes, und nach dem 
Umfange des Geſchaͤftes zu bemeſſen ift. 


Ruͤckſichtlich der Gefhäfte, wozu die Aborbnung des rechtskundigen Magiftratsrarhs 
Schnürer nach dem Ermeſſen der Königlichen Regierung nicht Hätte ftatt finden follen, ift 
noch gehdrig zu erheben, ob derfelbe mit einem Commiffarium hiezu verfehen war, oder ob er 
die befraglichen Reifen eigenmaͤchtig unternommen. habe? 


Im erſten Falle ann der Bezug von Diäten und Gefährtgeldern dem genannten 
Magiftratsrach nicht verweigert werben, und es würde hiebei nur darauf anfommen , ob der 
Erfag diefer Ausgaben nach den obwaltenden Umftänden dem Magiftrate überbürder werden 
tonne, oder nicht? 

Im zweiten Falle foll es bei dem verfügten Abftriche fein Verbleiben behalten, 


München den 28. April 1827, 
Staatöminifterium bed Janern. 


An . 
die Königliche Regierung des Obermainfreifed, 8. d. J., alfo ergangen. 


$. 195: 
(Diäten. der Magiftratsperfonen betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Kbnigs, 


Auf die Berichte vom 5. Januar und 22. März den Didtenbezug des Perſonals 
ber Magifrate zweiter und dritter Claſſe betreffend, wird der Königlichen Regierung des 
Oberdonaukreiſes, Kammer des Jnnern, Folgendes zur Eutſchließung erdffnet. 


Durch Minifterialtefeript vom 29. Auguft 1819 ift ausgefprodyen worden; daß bie 
Diäten und Gefährtgelder der in Geſchaͤften reifenden Magiftratsglieder und höheren ftädtis 
fen Bedienfteten den Betrag der fir Königliche Öffentliche Beamten und Diener ähnlicher 
Eategorien regulirten Beträge nicht Überfteigen dürfen, daß aber die Regulirung innerhalb 
der Marimalberräge in die Competenz der Magiftrate gelegt, und von diefen durch fbrms 
liche Befchläße zu bewirken feyen. 


Da es nun nach dem angeführten Minifterialreferipte den Regieruugen nur obliegt, 
bei Revifion der Gemeinde » und Stiftungdrechnungen gegen die Weberfchreitung der oben be= 
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merken Regulative zu wachen, fo befchränfe fich die Thätigkeit der Reviſion in der Megel 
nur auf Eonftatirung 

a) des wicht uͤberſchrittenen Marimums, und 

b) der Uebereinſtimmung der Redhnungäziffer mit dem, von dem treffenden Mas 

giftrate auf den Grund der Verordnung vom 29. Auguft 1819 befchloffenen 
Regulatins, 

Uebrigen® bleibt bie Dbercurasel immerhin befugt, auch Weberfchreitungen des Maris 
mumd im Ferm von Gratificationen in fo ferne umbeanftänder zu laſſen, als foldye unter ‚ges 
nauer Beobachtung aller Formen des Gemeindeedictes in einzelnen Fällen ansnahmmerweife feſt⸗ 
geſetzt wurden, und als ganz befondere Umftände oder Ruͤckſichten der Billigfeit eine Auss 
nahme wirklich raͤthlich machen. 

München den 13. Mai 1832, 


Staatsminifterium bes Janern. 


An 
die Königliche Negierima des Oberbonankreifes, Kammer des Janern, alfo ergangen. 


Mitthbeilung den übrigen Kreisregierungen dieffeits des Rheins. 


$. 196. 
(Den Diätenbezug des Perfonals der Magiftrate zweiter und dritter Elaffe betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 

Der KHbniglihen Regierung des Oberdonaukreiſes, Kammer des Innern, wird auf 
ihren Bericht vom 1. d. M., den Diätenbezug des Perfonald der Magiftrate zweiter und 
dritter Glaffe betreffend, erwiederr, daß die betreffenden Magiftrate Über diefen Gegenftaud 
wach Auleitung innerhalb den Gränzen der Entfchliefung vom 13. v. M. Beichlüffe zu fafe 
fen haben, nad) melden dann bei der Revifion der Gemeinderechnung die hierauf gegruͤnde— 
ten Anfäge geprüpft und gleihfalld nah Ausſpruch der oben bezeichneten Entſchlieſſung be; 
bandelt werden follen. 

Minden den 20. Zuni 1832. 

Staatd:Minifterium beö Junerm. 
An 
die Königliche Regierung des Oberbonaufreifes, Kammer des Innern, alſo ergangen. 


11744. 


$. 197. 
20006. 


(Die Vorfteltung des Magiftrats der Stadt Roth wegen Minderung der von dem rechtsfundigen — 
rathe Stobäus bezogenen Diäten betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 

Durch die Minifterialreferipte vom 29. Auguft 1819 md 13. Mai 1832 if die 
Regulirung der Diäten und Gefährtgelder für die in Gefchäften reifenden Magiftratsglieder 
und höhern ftädtifchen Beamten anf die Marimalbeträge der für Ebniglihe Beamte nnd 
Diener ähnlicher Categorien bewilligten Diäten nnd Reifekoften befchränft, die Rednungsre: 
vifionsbehdrde auf die Eonftatirung des nicht üÜberfchrittenen Maximums bingewiefen, und 


382 Abth. XI. Abſchn. I. Tit. I. Cap. II. $. 198. 199. 200. und 201. 


den betreffenden Gemeinden mur bis zu der Höhe des Marimumd freier Spielraum zuer: 
kannt worden. 


Die Erinnerung der Revifionsbehbrde des Rezatkreifes gegen die von dem rechts: 
kundigen Magiftratsrarhe Stobdus zu Roth neben dem Gefährtegelde aufgerechneten 
Diäten zu täglih 5 fl. iſt demnach eben fo competenzgemäß, ald begründet, da fie ſich auf 
bie Tharfache ftügt, daß die unter den rechtefundigen Magiftrarsrärhen im gleicher Categorie 
ftehenden Foniglihen Beamten, 3. ®. die Laudgerichtsaffefforen nur eine Didt von 3 fl. big 
3 fl. 30 fr. zu beziehen haben; und es hat demnach bei dem von der Königlichen Regie— 
rung des Rezatkreiſes, Kammer des Junern, verfügten Ruͤckerſatze des den Marimalberrag 
von 3 fl. 30 Er, überfteigenden Diärenbezugs des Stobäus, jedoch in der Art zu verbleiben, 
daß der diesfallfige Rüderjat gegen den beuannten Magiftratsrarh geltend gemacht und ber 
Stadbtmagiftrat zu Roth, wegen einer vorerft nicht begründeten Haftung auffer Anfpruc) ge: 
laffen, übrigens aber deſſen jubfidiäre Erfagverbindlichkeit für die von ihm verfügte den be: 
ftehenden Normen nicht enrfprechende Didtenamveifung vorbehalten werde. 


Die Königliche Regierung des Nezarfreifes, Kammer ded Junern, bat hiernach bas 
Weitere zu verfügen und die Beilagen ihres Berichtes vom 20. Februar d. Is. zuräd zu 
empfangen. 


München den 4. November 1834. 


Staatöminifterium des Innern. 


Un 
die Königliche Regierung ‚des Nezatfreifed, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


$. 198. 

2168, 

(Die Befhwerde des vormaligen Bürgermeifters Kerker und Eonf. zu Mindelheim, wegen Diätenabftriches 
betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Königs. 


Auf die Beſchwerde des vormaligen Bürgermeifters Kerker et Eonf. zu Mindel: 
heim vom 19. December vor. IJs., wegen Diäten Abftrihs wird folgende Enrfchließung _ 
ertbeilt: 

Wie in den Minifterialentfchließungen vom 29. Auguft 1819 und 13. Mai 
1832 beftimme wurde, ift die Aufrechnung von Diäten des Magiftratsperfos 
nales, gleichiwie der koniglihen Beamten und Diener nur bei Geſchaͤfts— 
reifen zuläflig für die Vornahme von Gefchäften innerhalb des Gemeinde: 
bezirfes dAÄrfen von dem erwähnten Perfonaldiäten eben fo wenig, als von 
den föniglichen Berienfteren für die am Amtsfige vorgenommenen Geſchaͤfte in 
Anſatz gebradyt werden. 

Der von der Kbniglichen Kreisregierung ausgefprochene Abftrich der in der Comu— 
nalz und Schuldentilgungsrechnung der Stadt Mindelheim für das Jahr 1854 im Betrage 
von 115 fl. angefeten Diäten des Magiftratsperfonals fir mehrere innerhalb ded. Gemein: 
debezirkes vorgenommenen Gefchäfte erſcheint demnach jenen Beftimmungen völlig angemeffen 
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und wird die dagegen von) dem vormaligen Birgermeifter Kerker und Conſ. in Mindelheim 
erhobene Beſchwerde, als unbegründet zuruͤckgewieſen. 

Was übrigens den in dem Wegierungsberichte bemerken großen Schuldenftand der 
Stadtgemeinde Mindelheim anbelangt, fo ergibt fi) das unterzeichnete Königliche Staats; 
minifterium dem Vertrauen, daß die Königliche Kreisregierung desfalls bereits durch die 
Feſtſetzung eines angemeffenen Schuldentilgungsplanes mir Ridficht auf 6. 82. lit. h. des 
Gemeindeedietd und Art. I, lit. b. Ziff. 13. des Gefeßes über die Gemeindeumlagen ih: 
ren DObliegenbeiten Gendge geleiftet haben werde, 


München den 31. Januar 1835, 


Staatsminifterium des Fnnerm- 


An 
die Königliche Regierung des Oberbonaukreifes, Kammer des Innern, alfo ergandeh: 


% 198. 
3420. 
(Gleichſtellung ded Diätenbezund der magiftratifhen Polizeidierrer für den Transport der GEHORBEN nit 
den Bezüge ber Landgerichtsdiener betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Kbnige,. 

Der Königlichen Regierung des Mezarkreifed, Kammer des Junern, wird hiemit im 
Einverftändniffe mir dem Königlichen Staatsminiſterium der Finanzen erdffnet, daß die mas 
giftrarifchen Polizeidiener bei Trausportirung von Gonferibirten hinfihtlic des Didtenbezu; ; 
ges, den Landgerichtövienern Durchgebends gleichzuftellen, und die Königlichen. Regierungss 
finanztammern bereitö eutſprechend angewiefen find. 

Münden, den 16. Februar 1836, 


Staatöminifterium des Ynnern, 
An 
die Königliche Reglerung des Rezatkreiſes, Kammer des Junern, alfo ergangen. 
Mittheilung fämmtlichen übrigen Rreisregierungen bieffeitd des Rheine, 


$: 200. 

421, 

(Die Befchwerde ‚dee kabel Magiſtratsraths Pürfpaner, wegen Abftrihe zu viel bezogener Diäten 
betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majefiät des Kduigs. 

Auf die mit Bericht vom 30. December v. 38. eingefendere Beſchwerde des rechts: 
tundigen Magiſtratsraths Puͤrkhauer zu Rothenburg, wegen Abſtrichs zu viel bezogener Diaͤ— 
ten wird unter Ruͤckgabe der Acten erwiedert. 

Durch die Normativreſcripte vom 29. Auguſt 1819 und 13. Mai 1832- iſt es 
zwar den Magiſtraten geſtattet, die Regulative für die — der Magiftraröglieder 
Bd. XI 


384 Abthl. X. Abſchu. I. Tie. I. Tit J. Eap. I. $. 201. uud 2016. 


innerhalb der für Königliche Beamten und Diener aͤhnlicher Garegorie feitgelegten Maris 
malberräge feitzufegen. 

Die Kbniglichen Kreidregierungen find angewiefen, bei Revifion der Gemeinde: und 
Stiftungsrechnungen Über die NMichräberfchreirtung diefer Marimalgrenzen zu wachen. 


Der rechtékundige Magiftratsrath in einer Stadt zweiter Elaffe fteht auf gleicher 
Linie mir dem Köriglichen Landgerichtsaffefforen, welchen nad dem Regulative vom 9, Mai 
1809 jelbft bei Reifen auffer dem Gerichtöbezirfe nur 5 fl. Diäten einfhläßig des Ritt 
geldes gebähren. Zudem daher der Stadtmagiftrar Rothenburg feinem rechtöfundigen Rathe neben 
diefen 5 fl. no das Gefährtgeld bewilligte, bat derfelbe die ihm eingeräumten Befugniffe 
überfchritren und die Koͤnigliche Kreisregierung mit Recht bei Revifion der Rechnungen die 
Verminderung verflgt, welche durch Herabiegung der Diäten auf 3 fl. 30 Er. neben dem 
Sefährtgelde dem rechtöfundigen Rathe Pürkhauer feinen gegründeten Anlaß zur Ber 
ſchwerde gab, 

Ob demfelben jedoh in Beruͤckſichtigung des Umſtandes, daß er bis zur Erdffuung 
der Regierungsentfchließung vom 14. Februar 1835 fich binfichtlid des höbern Diätenbe: 
zugs in gutem Glauben befunden, dann daß er das aufferordentlide Geſchäft der 
Herftellung des Bewirthihaftungsplanes für die Comunal- und Gtiftungswaldungen ohne 
Suakfprudhnapme einer befondern Remuneration vollzog, und dadurch. der Stadrgemeinde 
eine befondere Ausgabe für diefen Gegenjtand erfparte, der Mebrbetrag der bezogenen Did: 
ten gegen die treffende Gebuͤhr, ald NRemuneration zu belaſſen, dann ob und welche Re: 
muneration etwa zu bewilligen fey, ift der Beichlußfaffung des Magiftrats und der Gemeins 
debevollmächtigten und zwar was MRemunerationen betrifft mir Rüdficht auf $. 123 des re: 
pidirten Gemeindeedicts anheimzugeben, 


Münden den 9. Februar 1837. 
Staatöminifterium des Inneru. 


An 
die Königliche Regierung des Rezatkreiſes, Kammer des Innern, alſo ergangen. 


— % 


E. Gratificationen der Mitglieder und Beamten des Magiftrats.*) 


$. 201. 


1872, . = 
(Die Eompttenzverhältniffe des Magiftrats in Nürnberg betreffent.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Der Königlichen Regierung des Rezatkreifes, Kammer des Junern, wird bie Vor— 
ftellung ded Magiftratd der Stade Nürnberg vom 30. Januar I, J. deffen Competenzvers 
hältniffe betreffend, unter nachjtehender Entſchließung mitgetheilt: 


*) Vergl. Minifteriafentichliefung vom 31. October 1837, Nr. 1101, (f. $. T. S. 107, oben.) 
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Durch den $. 123. des Gemeindeedietd vom 17. Mai 1818 find zwar die Fälle 
bezeichnet, in weldyen die Magiftrate die Genehmigung ber vorgeſetzten Guratelen erholen 
müffen; 

dadurch aber uud durch die Entfchliefung vom 29. Auguft 1819 ift den Euratelen die 
Pflicht, Über die zweckmaͤſſige Verwendung der Renten des Stiftungs: und Gemeindevermb: 
gend, dann der GemeindesAuf: und Umlagen forgfältig zu wachen, keineswegs erlaffen; in 
Folge veffen find die Curatelen berechtigt, die Etats der Perjonal: und Realeriftenz der 
Magiftrate und die jährlichen Ausgaben auf unftändige Belohnungen und Remunerationen 
für das im Stiftungs- und Gemeindedienft verwendete Perfonal zu reguliren. 


Der Magiftrat der Stade Nirnberg ift daber aufzufordern, die für unftindige 
Belohnungen und Remunerationen im Durchſchnitte jährlih erforderlihe Summe gehbrig 
nachzuweifen, worauf die Ködnigliche Regierung das unäberfchreirbare Marinum hiefür feft: 
zufegen, und dem Magiftrare die Verwendung zu überlaffen hat. 

Was bie Bewilligung aufferordentliher Gratificationen betrifft, fo muß bie ein: 
fhlägige Verordnung vom 18. Januar 1818 *) auch von den Magiftraten beachtet, analog 
angewendet, und daräber in jedem einzelnen Falle an die vorgefegten Guratelen berichtet 
werden. B 


München den 23. April 1822. 
Staatsminifteriam des Fnnern. 


An 
die Königliche Regierung des Rezatkreifed, Kammer des Innern, alfo ergangen, 


$. 202. 
(Den Functiondgehalt ded zweiten Bürgermeiftere Scharrer in Nürnberg betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Kbnigs, 


Der Kbniglien Regierung des Rezatkreiſes, Kammer des Innern, wird auf den 
Bericht vom 8. März I. I. unter Remiffion der Beilage erwiedert, daß in die begutachtete 
Erhöhung des Functionsgehaltes für dem zweiten Bürgermeifter Scarrer zu Nürnberg von 
jährlichen 1600 auf 2000 fl. nah Auficht der einfchlägigen Allerhoͤchſten Entfchliefungen 
vom 3. Auguft 1818 und 7. September 1825 nicht eingegangen werden koͤnne, jedoch die 
Belohunng aufferordentlicher Dienfte, Berdienfte und Opfer des genannten Buͤrgermeiſters 
durch vorübergehende Gratificationen unter analoger Anwendung des betreffenden Regulativs 
vom 18. Januar 1818 nicht ausgeſchloſſen ſey. 

Die Bewilligung von Gratificationen für Gemeindebeamten überhaupt ift nad dem 


Einne des $. 63. der Allerhbchſten Verordnung über die Formation der Minifterien vom 
Hten December 1825 in die Eomperenz ber DObercuratelen gelegt, in deren Pflichten es 


*) (Regierungsblatt von 1818 ©. 95, f. unter Abtheilung XVII.) - R 
49 
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liege, daß ſolche Grasificatiowew ſelten, aur nach Anglagie der filr Staatscaffen befichenden 
Verprönung von 1818 und unter voller Berichtigung: des Zuftaudes der Gemeindecafen 
ertheilt werden. 

Hieruqch hat Die Abniglihe Regierung -das Geeignete zu verfügen. 

Münden den 18. April 1827. 


Staaröminifferium des Janeru— 


An 
die Königliche Regierung des Rezatkreiſes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


$. 202. 
(Die Bewilligung, von Gratificationen betreffend.) 


Auf Defehl Seiner Majeftär des Koͤnigs. 


Die Vorftelung des Magiftratd der Stadt Eichſtaͤdt wegen Bewilligung von Gra: 
tificationen vom 2. d. M. folge im Duplicate mit dem Auftrage, demfelben zu erbffnen, 
daß ihm zwar, inWebereinjtimmung mit den Gemeindebevollmächrigten, die Bewilligung mäßiger 
Grotificationen aus dem Gemeindevermdgen für das mit deſſen Verwaltung beauftragte Pers 
fonale zuftehe, daß es jedod) in der Pflicht der Dbercurarelbehörden, denen im Allgemeinen 
die Oberaufſicht auf die Erhaltung und zwedmäffige Verwendung des Gemeindevermoͤgens zus 
ſteht, gelegen ift, dergleichen Gratificationen, die mit der R.vifion der Rechnungen, oder 
auf irgend eine andere Weiſe zw ihrer Kenneniß. Foyamen, in Erwägung zu ziehen, und 
bezüglich ihres Ruͤckerſatzes bei vorliegender Unzuläffigkeit wegen mangelnder gehdriger Bes 
gründung oder wegen des ungänftigen Zuftaudes des Gemeindevermögens ıc., zu verfügen, 

. Damit nun Anftdude Über die vom der Gemeiubeverwaltung ohne Guratelgenebmi: 
gung bewilligted Gratificationen und jede Haftung derfelben wegen der von den Curatelbe— 
börden nicht als zuläffig erfaunten Gratificationen entfernt bleiben, wird deren EEE 
durch die einfchlägige Guraselbehbrve von felbjt nothwennig, j 


München den 17. Auguft 1832. 
Staatsminifterium des Junern, 


Un 
die herzogl, Keuchtenbergifhe Regierungs- und-Zufligcanzleis alfo, ergangen. 
$: 203. 


15345, 
(Die Ertheilung von Gratificationen an das Magiſtratiſche Perfonale betreffend. ) 


Yuf Defebl Seiner Majeftät des, Königs. 


Der $. 123. des Gemeindeediets vom 17. Mai1818 bezeichnet‘ die ſpeciellen Fälle, 
in welchen die Magiftrate der Städte Iter Elaffe die befondere Genehmigung der Kreisregie— 
rung zu erbolen haben, hiemit iſt jedoch die Aufficht und Curatel der vorgeſetzten Stelle 


nicht ausgefchloffen. 


1 
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Gemäß dieſer iſt den Enratelbehdrden die Verbindlichkeit auferlegt, über das Ge; 
meinde⸗ und Geiftungsvermdgen, und über die zweckmaͤſſige Verwendung desfelben zu wachen, 
baber. inöbefondere vom den Eratö der Befoldungen und Realeriftenz der Magiftrare, fo wie 
von den jährlichen Ausgaben auf Remunerationen und Functiondbeziige fir das im Eommu—⸗ 
nal- uns Stiftungsdienfte verwendete Perfonale Einficht zu nehmen, und desfalld von Eu 
rateſwegen die im Jatereſſe ded Gemeindes und Stiftungsvermdgens erforderlichen Berfügun 
gen zu treffen. e 

Dem Magifirare der Stadt Augsburg iſt hienach auf feine Vorftelung vom 17. 
Juli d. I. bie Abmeifung zu erdffnen, 

München den 24. November 1832; 

Staaröminifterinm ded Junerm, 


An 
bie Königliche Regierung des Oberdonaufreifes, K. d. J., alfo ergangen. 


$. 204. 
3906, 


(Die Vorſtellung des Magiffratsfecretärs Leder in Regensburg wegen Verweigerung einer von der Gemeinde 
bewilligten Remuneration, zugleich die AUmbenpbarkeit der a. h. Verotdunng vom 18, Januar 1818 auf die 
Gratifisationen bei Gemeindebeamten nah Maafigabe einer Miniſterialentſchließung vom 23. April 1822 
betreffend.) j 
Auf Befehl Seiner Majeftär des Königs. 


Die Befchwerde des Magiftratsfecrerärö Leder in Regensburg wegen Verweigerung 
einer, von der Gemeinde bewiligten Gratification, iſt zur Beruͤckſichtigung nicht geeiguet be: 
funden worden, da die Voransfegungen der durch Ausſchreibung vom 23. April 1822 au 
auf die Gemeindebeamten anwendbar erflärten Allerhöchften Verordnung vom 18. Januar 
1818 in dem conereten Falle nicht nachgewiefen find, 

Die Königliche Regierung des Regeufreife, K. d. J., wird an den Magiftrat der 
Kreishauptfiadt Regensburg, und durch diefen an den Magijtratsfecretär Leder hiernach die 
geeignete Erdffnung gelangen laſſen. 

München am 23. März 1836. | 

Staatöminifterium des Innern 


An 
die Königliche Regierung des Regenfreifes, Kammer des Innern, alfo ergimgen. 





F. Diöciplinarverhälthiffe der Mitglieder und Beaniten ded Magiffratsd.*) 


8. 205 


(Die Dienftesordnung der bürgerlihen Magiftratsräthe betreffend.) 
M. SF Sl. 


Bir ertheilen Unferer Regierung des farkreifed auf ihren Veriht vom 15. Juni 


9270. 





*) Vergl. Minifteriafentfhliefung v. 31. October 1837 Nr. 1101 ($. 7. S. 197. oben) 
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1. J. die Eatjchließung, daß gegen die bürgerlihen Magiftratsräthe, welche den ordentlichen 
Sitzungen ohne zureichende Entſchuldigungsurſachen ſich entziehen, mit Verweifen und angemeſſe⸗ 
nen Geldftrafen zum Armenfond, wach der Analogie des $. 86 des revibirten Gemeindeedicts 
ju verfahren, und hierüber von den Magiftraten zu erfennen ſey. 


Münden den 26. Yuguft 1819, 
An . 
die Königliche Regierung des Iſarkreiſes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


$. 206. 
13493, 


(Das gefepwidrige Benehmen der Magiftrare und Gemeindevorfteher, und die Befugniß der Kreisregierungen 
zu deren Beftrafung betreffend.) 


M. J. 8. 


Wir erwiedern euch auf euere Anfragen vom 24. Auguſt und 15. October v. J.- 
das geſetzwidrige Benehmen der Magiſtrate und Gemeindevorſteher, und die Befugniße Un: 
ferer Kreiöregierung zu deren Beftrafung betreffend, daß dasjenige Disciplinarverfahren, wel: 
ches in dem neunten conftitutionellen Edicr F9. 11 u. f. gegen ftraffällige Staatsdiener vor 
gefchrieben ift, auch gegen ftraffällige Buͤrgermeiſter, Magiftratsrärhe und Gemeindevorfteher 
in analoge Anwendung zu bringen ſey. 


Minden, den 13, Anguft 1820. 
Staatsminifterium bed Innern. 


An 
bie Königliche Regierung des Obermainkreijes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


- 


$- 207. 
(Die Revifionsergreifung in Unterfuhungsfahen gegen magiftratifhe Diener betreffend.) 
M. J. K. 


Nachdem zur Zeit fein Geſetz beſteht, welches den Magiſtraten bei dffentlichen Ber: 
brechen und Vergehen, und insbefondere bei Verbrechen und Vergehen ihrer Dienftesangehbrir 
gen dad nur den JInquiſiten felbft, und den Königlichen Fiscalen zufommende Recht der Res 
vifiondergreifung eingeräumt bat, fo finden Wir die von euch an den Magiftrat der Stadt 
Augdburg in der Unterfuchungsjache des Pfandverwahrers Schindler erlaffene Verfügung kei— 
neswegs zur Beſtaͤtigung geeignet. 

Das Strafgefegbudy handele im I, Theil, II, Bud, II, Titel, VII. Gapitel, dann 
in III. Bud, II. Titel, VI. Capitel, ausdrädlih von Verbrechen und Vergehen nicht blos 
der eigentlichen Staatsbeamten, fondern aller Öffentlichen, unmittelbarer und mittelbarer Dies 
ner, und ift demnach in den dort gegebenen Beſtimmungen, mie dies inöbejondere auch aus 
den Artikeln 366 und 459 des befagten Geſetzbuchs, dann aus den Anmerkungen zu dem: 
felben, 3ter Band, ©. 146 Nro. 9, 10, 11, deutlich genug hervorgeht, auch auf die Mar 
giftrate und deren Ungeftellten anwendbar, 


13720, 
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Mit >iefer Voransfegung aber ift bei Erfenntniffen gegen dergleichen dffentliche Dies 
ner, wegen verübter Dienftverbredhen oder Dienftvergehen, die gleichmäffige Anwendung Uns 
ferer Verordnung vom 19. März 1816 und des nachträglich erläuternden Generalreferipts 
von 19. September 1817, von felbft entfchieden, und die fitcalifche Revifionsergreifung von 
Seite der Kreisregierungen, wenn fie fonft begränder iſt, kann um fo weniger Anftand fin: 
den, als ourch die felbitftändigere Stellung, welche die Gemeinden vermdge ihrer neueften 
Berfaffung erhalten haben, weder den Comunalinftituten die Eigenfchaft dffentlicher Staats: 
Anftalten entzogen, noch das Recht und die Pflicht einer fortwährenden Oberaufſicht und 
einer berfelben entfprechenden Vertretung in den das allgemeine Intereſſe des Staats beruͤh⸗ 
renden Angelegenbeiten, wozu der Fall der durd magiftrarijche Diener veräbren Amtsverbrechen 
und Vergehen allerdings gehbrt, für die Zufunft ausgefchleffen worden. ift, 


Hienach habt ihr euch zu achten, und dad Meitere zu verfügen, 
Zegernfee den 13. September 1820. 


An 
die Königliche Regierung des Oberbonaufreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


$- 208. 
(Das unfittlihe Betragen des Gemeindevorftcherse N. zu Inningen betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Konigs. 


Der Kbniglihen Regierung wird auf ihren Bericht vom 17. Yuli I. 5. das un: 
firtliche Betragen des Gemeindevorftehers N. zu Juningen Landgerichts Gdggingen betreffend, 
nachftehende Entſchließung ertheilt : 


Wenn gleich die Indignation, welche die Kbnigliche Regierung in ihrem Bes 
ſchluſſe vom 15. Juni I. J. ausgefprochen bat, um jo geredhter erachtet werben 
muß, ald-der Gemeindevorftieher die Aufſicht auf das Gefinde, und auf die Sitt⸗ 
lichkeit fämmtlicher Gemeindeeinwohner überhaupt durch deu $. 113. des Ge: 
meindeedictd zur Pflicht gemacht ift, fo kaun doch die von DOberpolizei wegen ver: 
fügter Entfernung des N. von dem dffentlichen Amte eines Gemeindevor- 
ftehers nicht beftärigt werden, nachdem diefe Entfernung nur von dem competenten 
Errafgericht nach vorausgegangener bdreimaliger Disciplinarftrafe (Art. 439. des 
Strafgefegbucdyes) ausgeſprochen werden kdunte, übrigens aber aus den vorgelegs 
ten Unterfuchungsacten und deren Vergleiche mit den Art, 186., 207. und 357. 
des Strafgefeßbuches die Merkmale micht zu entnehmen find, aus welchen die 
Einfchreitung des competenten Strafgerichts ſogleich zu veranlaffen ſeyn därfte. 


Der Gemeindevorfteher N. ſoll demnach in fein Amt am 1. Eeptember d. F. wies 
der eingefegt, am nämlihen Tage aber die neue Wahl des Gemeindeausſchuſſes vor: 
-genommen und den verfammelten Gemeindegliedern durd den Wahlcommiſſaͤr erdffnet wer: 
den, daß N. bereitd unterm 21. März I. J. ſich erklärt habe, das Amt eines Gemeinde: 
vorjteherd nicht weiter übernehmen zu wollen, 

Der neu gewählte Gemeindevorfteher ift nach vollzogener Wahl fogleih zu verpflich— 
ten und in das Amt einzufegen, 
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Sollte R. zum Gemeindevorfieher wieder gewählt werden, fo ift demſelben die Be: 
ſtaͤtigung ſchlechthin zu verfagen. 
München, den 18. Auguſt 1821. 


Staardminifterium des Innern 


An 
die Königliche Regierung des Oberbonaufreiied, Kammer des Innern, alfo. ergangen. 


$. 209. 


1320, 
(Die Bernadläffigung. der Brodbefhan in München und eine ans diefem Grunde ausgefprodene Orbnungs: 
ftrafe betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Kdnige. 


Diejenigen Acten, welche von der Königlichen Regierung des Ffarfreifes in Bezie— 
hung auf die Vornahme der Brodbeichau in hiefiger Stadt vorgelegt werden, feßen außer 
Zweifel, daß die gedachte Regierung diefe zur Beruhigung des Publifumd angeordnete wich: 
tige Unftalt fortwährend ald Gegenftand einer befondern Aufmerkfamkeit behandelt und die 
Thätigkeit des Magiftrard durch Erinnerungen und Ahndungen anzuregen verſucht habe ; wenn 
nun auch ein ſolches Beſtreben und eine den Geſammtruͤckſichten angepaßte confequente Ber; 
fahrungsweife gehdrig gewürdigt und gebührend anerkannt wird, fo muß es dennoch fehr aufs 
fallen, daß die Regierung auf eine bericorliche Anzeige und Bitte des Magiftrats vom 20. 
Januar d. J. wegen Suspendirung eines Strafbefehles nicht nur jede Nachſicht beharrlich 
verfagt, fondern ohne Grund die Drohungen gegen den Magiftrat auf eine Art gefteigert 
babe, welche einerfeits zu Mißdeutung gegen die Würde und das Anjehen. einer dffentlichen 
Stelle die Veranlaffung geben, anderer Seits aber, im Falle die den beiden Bürgermeiftern 
ber Refivenzitadt angedrohre Auspfändung oder eine weitere bereitö vorbereitete grelle Maaß— 
regel vollzogen würde, höchft unangenehme Auftritte und eine auf die Geſchaͤftsfuͤhrung hoͤchſt 
nadyeheilig einwirkende Erbitterung herbei führen konnte, — Indem dies der Königlichen 
Regierung bemerkbar gemacht wird, vertraut man zugleid auf die, erprobte Klugheit und 
Einſicht der Vorftände, daß ſolchen Wahrnehmungen für die Zukunft zum Boraus begegnet 
und. bie ldobliche Sorgfalt fir Aufrechtbaltung des dienftlichen Anſehens und der Gefchäftd: 
ordnung immer mit ruhigem und Achtung gebietendem Ernfte gegen- die Untergeorbneten ver: 
bunden und auch die zu häufige Anwendung folder Geldbußen um fo mehr vermieden werde, 
als Beamte und Öffentliche Diener mir Ebrr und Pflichrgefähl in eine Mißbilligung oder 
Zurechtweiſung von Seite der Regierung die angemeffene Beſtrafung finden, und für audere 
Vorausfegungen das Dieciplinarverfahren und die Dieciplinarftrafe dur die neunte Beilage - 
zur Verfaſſungsurkunde gefeglich beſtimmt iſt. 


Muͤnchen den 24. October 1826. 


Staatsminiſterium des Iunerm 


\ 


An 
bie Königliche Regierung des Iſarkreiſes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
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R $- 210. 
16020. 


(Die Beſchwerde des Maaiftrats der Stadt Memmingen wegen Verleihung einer Knopfmachers- Eonceffion 
an Carl Wilhelm Derpfh aus Jena betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftdär des Königs. 


u %, — — — — — — — — — — 


— — — — — — — u reg — 


Uebrigens wird die Kduigliche Regierung fuͤr kuͤnftige Faͤlle aufmerkſam gemacht, 
daß die Auflegung der Koſten für einen Recurs in Angelegeuheiten, welche der Magiftrat in 
erfter Inſtanz zu behandeln hat, in der Megel nicht wohl ftatt finden konne. 


Münden den 28. December 1827, 
Staatöminijterium des Innern. 


An 
die Konigliche Regierung des Oberdonaukreiſes, Kammer des Inuern, alſo ergangen. 


8. zu. 
10620, 
(Den verweigerten Eintritt des Fabricanten Sander in Augsburg in den Magiftrat daſelbſt betreffend. ) 


Auf Befehl Seiner Majieftär des Koͤnigs. 


Auf den Bericht vom 24. April d. I. rubricirten Berreffö, wird folgende Ents 
ſchließung ertheilt: 

Da der $. 19. Nr. 2. des repidirten Gemeindeedierd jedes active Gemeindeglied 
ausdrädlich verpflichtet, die Gemeindeftelen, zu welden es gewählt wird, fo ferne nicht 
gilrige Entfchuldigungsurfahen machgewiefen werden Föonnen, unmweigerlih anzunehmen, und 
während der beftimmten Zeit ihrer Dauer, treu und gewiffenhaft zu verwalten, demnach 
aud dem Fabrifanten Sander ſchon durch die au” ihm gefallene Wahl als bürgerlichen Ma: 
giftratdrath, welche er aus einer gefeglich gültigen Urſache nicht ablehnen konnte, die Vers 
pflichtung erwachfen ift, ſich den mir diefer Stelle verbundenen DObliegenheiten unmwei: 
gerlich zu unterziehen, und bdiefelben treu und gewiffenhaft zu erfüllen, fo unterliegt es kei⸗— 
nem Zweifel, daß die durch Alferhdchfte Entfchließung vom 13. Auguft 1820 ausgeſprochene 
Anwendbarkeit den Beftimmungen des $. 11. des Hten conftitutionellen Edicts gegen ftraffäls 
lige Gemeindebeamte, bezüglich des Magiſtratsrathes Sander nicht erft durch feine vorgäns 
gige eidliche Verpflichtung bedingt feyn Fonne, vielmehr gegen denfelben bei fortgefegtem 
Ungehorfame weiter vorgefchritten werden mulffe. 


München den 23. Mai 1836, 
Staatöminifterium des Fnnern, 
An 


bie Königliche Regierung des Oberdonaufreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
Br. XI. 
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31787, 


Abth. XI. Abſch. I. Tit. L. Eap. U. 6. 212. und 213. 


$.:212. 


(Die Beſchwerden des’ Patrimonialgerichts Haidenburg und des Magiffrats der Stadt Vilshofen, wegen Er: 
hebung von Arreſtgebühren, dann des lehtern wegen Ordnungsſtrafen betreffend. ) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Auf die mit dem Berichte der Königlichen SKreisregierung, Kammer ded Jnnern 
vom 1. December v. J. vorgelegten Beſchwerden des Parrimonialgerichtes Haidenburg und 
des Magiſtrats der Stadt Vilshofen wegen unterfagter Aufrechnung von Volizeiarreftgebüh: 
ven, dann auf die fernere Beſchwerde ded genannten Magiftrard wegen Verhaͤngung von 
Dronungäftrafen wird folgende Entſchließung ertheilt: 


1) Da die Beforgung der eine polizeiliche Arreſtſtrafe erſtehenden Uebertreter ſchon 


2) 


in dem allgemeinen Pflichrkreife der betreffenden Gerichts- und Polizeidiener 
liegt, fo kann eine Erhebung befonderer Arreftgebüpren für diefelben nicht 
geftareet, fondern"nur die Vergärung der für Verpflegung der Arreftanten, dann 
Beheigung und Beleuchtung der Arreſtlocalitaͤten erwachſenden Auslagen bewils 
ligt werden, und zwar lediglich nach den Anfägen, welche die auch auf polis 
zeilidhe Unrerfuchungen amwendbare Jnftruction über die Griminalkoften vom 
24. November 1809 sub. Mr. II. und IH, und fpätere Erläuterungen und 
Zufäge als zuläffig erklären. Da nun die bisher von dem Parrimonialgerichte 
Hridenburg umd dem Magijtrate der Stadt Vilshofen für die Gerichtss und 
Polizeidiener unter. der Benennung von Mrreftgebühren erhobenen Betraͤge für 
Bedienung der Arreftanten und Reinigung der Arreftlocalitäten mit jenen Ans 
fägen nicht aͤbereinſtimmen, fo erfcheint. die in der Entſchließung der Kduigli— 
chen FKreiöregierung, Kammer des Zunern, vom 24. September 1836 aus: 
geſprochene Unterfagung der ferneren Erhebung diefer Gebühren, und die Hinz 
weiſung auf die erwähnte Inſtruction volfommen entfprechend, weshalb die _ 
Dagegen ‘erhobenen Befchwerden als unbegründer zurädgewiefen werden, 


Von, der angeordneten Ruͤckverguͤtung der in :jüngfter Zeit erhobenen Ger 


-bühren , diefer Art am die betreffenden WPolizeüübertrerer ift jedoch ‚Umgaug 


zu nehmen, 


Mas die von dem Magiftrate der Stadt Vilshofen darüber erhobene Bes 
ſchwerde berrifft, daß die Königliche Hreisregierung , "Kammer des Inneru, 
die Bezahlung der von ihr gegen die genannten Magiftrate wegen vorſchtifts— 
widriger Bewilligung ven QTanzmuüflten und Freinächten verhängter Geldſtrafen 
aus Gemeindemitteln nicht geftattet babe, fo muß in Erwägung, daß fid) 
DOrdnungsftrafen gegen den Magiftrar ihrer Natur nach nicht zur Zahlung aus 
Gemeindemitteln eignen, umd der Buͤrgermeiſter oder deffen Stellvertreter als 
für" die vorfchriftsmäffige Ertheilung der Tanzmuſike und Freinachtbewilligun—⸗ 
gen verantwortlich zu betrachten ift, die bezeichnete Beſchwerde gleichfalld als 
unbegründet: zuruͤckgewieſen, und auf dem Erfage. der bezahlten Ordnungeftrafen 
von Seite des Bürgermeifterd, welcher jene Bewilligungen ertheilte, an die 
Gemeindecaffe beftanden werden, 


Die vorgelegten Neten folgen mit dem Bemerken zurüd, daß die vorgelegte 
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Beſchwerde des Magiſtrats der Stadt Vilshofen wegen Befchränfung der Freis 
nächte beſondere Eutſchließung erfolgen werde. 

Minden den 6. Februar 1837. 


Staatöminifterium des Inneru. 


An 
die Königliche Regierung des Unterbovaufreifet, Kammer des Innern, alfo ergangen: 


Nachricht den übrigen Kreisregiefungen diesfeits des Rheins. 





&. Urlaubsertheilung an Mitglieder und Beamten ded Magiftratd.*) 
#28 
(Die Reifelicenzen der Magiſtratsperſonen betreffend.) 


M. J. 8 


Wir ertheilen euch auf den Bericht vom 23. Auguft l. J. im rubricirten Betreffe 
nachſtehende Entfchließung : 

Da die Magiftrate im $. 67. des Evdictes über dad Gemeindeweſen ald Re: 
gierungsbeamte ruͤckſichtlich der Polizeiverwaltung ausdruͤcklich erklärt find, fo vers 
ſteht es fich von felbft, daß die Magiftrarsperfonen eben fo wenig als andere 
Regierungsbeamte von ihren Poften zum Bebufe von Reifen in Privarangelegens 
heiten eigeumächtig ſich entfernen dürfen, 

Hinfihrli der Ertheilung von Licenzen zu Reifen der Magiltratöperfonen inner ben 
Grenzen ded Reichs ift feitgefegt : 

a) Die Bürgermeifter aller Städte und Märkte find ermächtigt, den Magiftrards 

rärhen Die erberene Neifelicenz und zwar den bärgerlicdyen ohne Unrerfchied 


der Dauer des Urlaubes, den rechtsfundigen aber mir der Beſchraͤnkung 
auf 14 Tage felbft zu ertheilen. 


by. Ueber dns Eeſuch eiues rechts kundigen Magälinazsrarhs- wm: einen · Urlaub von 
mehr ald 14 Tagen haben die Buͤrgermeiſter an die zunächit vorgeſetzte Behörde 
nach der im 69. 122. — 126. und 127. des Edictes über dad Gemeindewefen 
bezeichneten Unterordnung ‚der Magiftrate vorerft Berichte zu erftarten und bie 
Genehmigung zu erholen. 


c) Die Bürgermeifter felbft, und zwar ohne Unterſchied, haben die Reifelicenzen 
für ihre Perfonen, mwenw: ein Urlaub von mehr ald acht Tagen erforderlich ift, 
bei der vorgefegten Behoͤrde nah der Unterordnung der Magiftcate gehdrig 
nachzuſuchen. 


d) Die Reiſelicenzen fir Magiſtratsperſonen, welche als vormalige active oder 


*) Vergl. Minifteriafentfhliefung vom 31. October 1437, Nr. * (f. $. 7. S. 107, oben.) 


394 Abth. XL. Abſch. 1. Tit. 1. Cap IL $. 214. 216. 216. und 217, 


quiedcirte Staatödiener zu Gemeindeftellen unter Vorbehalt des Ruͤcktritts oder 
der Zuruͤcknahme in den Staatsdienft geroählt worden find, muͤſſen fir den 
Gall, daß Ddiefelben in die Haupt: und Reſidenzſtadt fich begeben wollen, bei 
dem Staatsminiſterium des Junern erholt werden, 
Hinfichtlih der Licenzen zu Reifen der Magiftrarsperfonen ins Ausland muͤſſen die 
allgemeinen Verordnungen vom 5. März und 9, April 1804 genau beobachtet werden, 


Hiernady find die Magiftrate durch das a anzumeiien 
Münden den 30. September 1819. 
An 


die Königliche Regierung des Obermainfreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen, 
(Intelfigenzblatt für den Rezatfreis v. J. 1819 St. 41. &. 1539.) 


$. 214. 


(Gemeinderrfapwahlen der Stadt Kempten betreffend.) - 
Mm. I. 8 

Wir finden Uns auf Euern Bericht vom 22. October d. J. in Betreff der Ger: 
meiubeerfagwahlen der Stadt Kempten bewogen, den bei den jängften Gemeinde: Wahlyand: 
lungen zum Biürgermeifter der Stadt Kempten ernannten dortigen Großhändler Leonhard 
Friedrich Schachenmayr bei den dargeftellten außerordentlichen Verhaͤltniſſen von der Nach 
weifung der Gymnafialftudien zu dispenſiren. 

Auch kann dem Birgermeifter Schadyenmayr geftattet werden, bie zum Berriebe eis 
nes birgerlichen Gewerbes norhmwendigen Reifen in dringenden Fällen ohne vorgängige Erho; 
fung der fdrmlichen Reifelicenz zu unternehmen, jedoch ift derfelbe verbunden, den Antritt 
biefer Reifen und die Dauer feiner Entfernung der Königlichen Regierung des Oberbonaufreis 
ſes jedesmal auzujeigen. 


München den 9. November 1824. 


An 
die Königliche Megierung des Dberdonaukreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


36121, * 


— Berbältnife der Stadt: und Marktſchreiber dann des niedern Perſonals 
der Magifrate”) 


$. 215. 


(Die Penfion der Stadtjchreiberswittwe Biffert in Jpfhofen betreffend.) 


1aır, 


Auf Befehl Seiner Maijeftät des König. 
Der Höniglihen Regierung des Nezarfreifes wird auf ihren Bericht vom 31. Des 





) Vergl. Minifteriatentfhliefung vom 7. März 1828, Nr. 443., Caution bes Marktichreibers Efche: 
rich zu Wollenzach betreffend. (f. $. 138. S. 341, oben) ; dann Miniſterialentſchließung vom 31, 
' October 1837, Nr. 1101. df. $. T. S. 107, oben.) 
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cenber v. J., die Penfion der Stadtſchreiberswittwe Biſſert zu Ipfhofen betreffend, biedurd) 
erwiedert : 


daß in.die Ertheilung eines allgemeinen Penfiondregulativs für frabile Gemeinde: 
beamten und Diener, dann ihre Hinterlaffenen zur Zeit nicht eingegangen werben 
Mbnne, fondern die einzelnen Fälle, wobei die Pragmatif vom 1. Januar 1805 
eine Anwendung nicht finder, nach den fruͤhern Uebungen, und nach billigem Ers 
meffen befchieden werden follen. 


Uebrigens fann die Bewilligung von Penfionen und Alimentationen den Magiftraten 
im Benehmen mit den Gemeindebevollmächtigten unbedenflih uberlaffen werden, da hiebei 
ein gleiches Verhaͤltniß wie bei Activitaͤtsgehalten nicht obmalter. 


Den betheiligten Judividuen bleibt die Berufung an die vorgefegte Euratel vors 
behalten. 


Mönchen, den 2. April 1822. \ 
Staatdöminijterium des Inuern. 
An 
die Königliche Megierung des Rezatkreiſes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
$. 216. 
4016, F 
(Die Befhwerdevorftellung des Marktichreibers Weinberger in Tölz vom 22, März 1. 9. wegen verfügter 
4 Entlaffung.) 


Auf Befehl Seiner Majefidt des Koͤnigs. 

Die VBelchhwerdevorftellung des Marktſchreibers Weinderger in Tolz vom 22. März 
l. 3. wegen verfügter Entlafung folgt in Urſchrift ſammt Duplicar und Belegen, um 
denfelben bedeuten zu laffen, daß die Entſchließung der ‚Königlihen Regierung vom 25- 
Febr. 1. J. beftätige fen, nachdem der DVeichwerdeführer mar in proviſoriſcher Eigen 
ſchaft angeftellt war, wonach derfelbe von feiner Function zu jeder Zeit und obue Anführung 
eines befeudern Grundes entlaffen werden fonnte, übrigens die angeblichen Mängel des Pro: 
tocolls vom 14. Januar I. 3 felbft dann, wenn fie wirklich beftehen follten, eine Abaͤude⸗ 
rung der bezeichneten Entſchließung nicht herbeiführen wuͤrden. 


Münden, den 20. April 1823. 


Staatsminifterium des Jnnern 


An 
die Königliche Regierung des Yfarkreifes, Kammer ded Innern, alfo ergangen. 


$. 212. s 


16908, 
(Die Befchwerbenorftellung der Gemeindeverwaltung in Feuchtwangen vom 29. November v. JIs., wegen Ue- 
berbürdung eines Quiescenzgehaltes für den vormaligen Stadtfhreiber Dümler betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Könige. 
Die Befchwerdevorftellung der Gemeindeverwaltuug in Feuchtwangen vom 29. Nos 


- 
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vember v. Is., wegen Ueberbärbung eines Quieäcenzgebaltes für den vormaligen Stadtſchrei⸗ 
ber Duͤmler folgt in Urfchrift famme Duplicar mit der Entfchliefung, daß die Gemeinde 
Feuchtwangen nicht verpflichtet fen, dem vormaligen Stadtſchreiber Dümler (umterliegt gegen: 
wärtig der Specialinquifition wegen Veruntreuung bdffentlicher Gelder) ein pragmatiſcher Quies⸗ 
cenz⸗ oder Standeögehalt auf die Gemeindecaffe anzumweifen, fondern derfelbe mitt einer nad) 
Privarvermdgenverhältniffen, Familienftand und Erwerbefähigkeir zu bemefienden Alimentation 
ſich zu begnügen habe, nachdem die Anwendung der Verordnung von 1. Januar 1805 
über die Verhältniffe der Etaatödiener, oder des IK. conftitutionelen Edicted vom: 26. Mai 
1818 auf die Stadt: und Markrfchreiber gefelich nicht begriäuder ift, fondern die Gemein 
den felbft für die activen Diener diefer Claffe nad $. 50. des Geimeindeedictd vom 
17. Mai 1818 nur eine ihre Subfiftenz fichernde Bejoldung auszumitteln haben, 


Münden den 3. Februar 1826. 


Staatöminifterium des Junern, 


An 
die Königliche Regierung des Rezatkreifes, Kammer ded Innern, alfo ergangen. 


$. 218. 
(Den Aniescenzgehalt des Stabtfchreibers Sieber betreffend). 


Auszug. 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Was den Quiescenzgehalt des Stadtſchreibers Sieber betrifft, ſo kann von einem 
nach ber Dienſtespragmatik für Staatsdiener zu bemeſſenden Quiescenzgehalte Feine Rede 
ſeyn, indem auf dieſe nur wirkliche Staatsdiener, als welche aber Stadt- und- Marktfchrei: 
ber nicht behandelt werden konnen, Anfpruch haben, und wenn gleihwohl Stadt: und 
Markrfchreiber auf ihre Lebenszeit angeftellt werden, dieſe bei eintretender Dienftunfähigkeit 
und Quiedcirung nur eine angemeffene Euftentation verlangen koͤnnen. 


München, den 21. Mär; 1830. 


Staatsminifterium des Innern. 


An 
die Konigliche Regierung des Oberdonaukreiſes, KR. d. J., alſo ergangen. 


$- 219. 
(Die Penfionirung des Stadtfchreibers Müller zu Wemding betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär bes Kbnigs. 


In Folge der Allerböchften Verordnung vom 20. März 1806, die Berfaffung der 
Heinern Munizipalftädte und Märkte betreffend, wurde ber vorher proviforifch angeftellte 
Stadrfecretär Carl Müller als Stadtfchreiber zu Wemding, nah 6.26. der gedachten Bers 
ordnung, vom bafigen Magiftrate vorgefchlagen, worüber der vorgefchriebene Bericht zur einz 
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fhlägigen Landesdirection Neuburg erſtattet und hierauf von diefer an die oberfte Stelle der 
Genehmigungsantrag gerichtet ‚wurde, Die Genehmigung erfolgte aud unterm 8. Geptems 
ber 1807, mit den Worten : Der Vorſchlag des Carl Müller ald Stadtfchreiber zu Wem⸗ 
ding erhalte die Genehmigung Seiner Majeftät ded Königs. Mit diefer allerhöchften Beftätis 
gung des Stadefchreiberd Müller hat derfelbe durchaus Feine nenern Mechte erworben, fon= 
dern es ſtehen ihm als beſtaͤtigtem Stadtfchreiber nur jene Rechte zu, die mit der Stelle 
eines Stadtfchreiberd im Jahre 1807 Berordnungsmäffig Überhaupt verbunden waren. Mer 
der die einfchlägige Verordnung vom 20. März 1806, noch die Dienftespragmatif vom 1. 
Januar 1805, räumt den Stadrfchreibern pragmarifche Rechte ein und es kann daher Earl 
Miller aus feiner Wahl zum Stadtfchreiber im Jahre 1807 und aus der dieffallfigen Al: 
lerhöchften Betätigung pragmatifhe Anfpräce nicht machen, fo wie ihm folhe auch aus 
feiner fpätern Function ald Comunaladminiftrator, da diefe Function ihm ausdrädlih nur 
proviforifch übertragen war und eine definitive Anftellung deffelben im Stiftungsdienfte nies 
mals erfolgte, nicht zuftehen. 


Nachdem Earl Müller im Fahre 1818 auf .den Grund des Edictd vom 17. Mai 
wieder ald Stadtfchreiber zu Wemding angeftellt wurbe, fo kann es fidy bei der dermaligen' 
Ausmittlung feiner Penfion, in Folge der von der Comune befchloffenen und als norhwendig 
erfcheinende Entfernung deffelben vom Comunaldienfte, nur um jene Anfpräche handeln, die 
er als im Jahre 1818 gewählter und beftätigter Stadtfchreiber erworben hat. Der $. 50 
des Edicts vom 17. Mai 1818 beftimmt zwar eine Anftellung der Marfefchreiber auf Le 
benözeit, ohne daß aber auf diefelben die Beitimmungen wegen Feftfegung der Quiescenzge⸗ 
bälter der Staatödiener und ber ihnen, auf den Fall der Duiescirung, durch Gefege aus— 
druͤcklich gleich geftellten mittelbaren Diener anwendbar find, weil den Stadtfchreibern nirs 
gends die Rechte der Staatsdiener bezüglich der Quiedzenzgehälter zugefichert find, und felbft 
den activen Dienern diefer GClaffe von den Magiftraten nur eine verbältnißmäffige ihre Subs 
fiftenz fichernde Befoldung auszumirtelm ift, weshalb ſich diefelben auch im Falle ihrer Ent: 
fernung, mit einer nach ihren Privarvermbgens:Verhältniffen, Familienftand und Erwerböfähig: 
keir zu bemeffenden Alimentation zu begnügen haben. 

Hiernach ift der Magiftrat der Stadt Memding geeignet zu verbefcheiden und we— 
gen Ansmitrlung einer gendgenden Alimentation für Müller, in fo ferne die dermalen mit 
200 fl. beftimmte nach feinen Vermdgensverhältniffen, Ermwerböfähigkeit und Familienftand 
zu gering feyn follte, dad Meitere zu verfilgen, : 


München den 21. April 1832. 


Staartöminiftierium des Innernu. 


An J 
die Konigliche Regierung des Rezatkreiſes, Kammer des Innern, alſo ergangen. 
$. 220. 


15108, — 
> (Das Penfionsgefuh der Stadtſchreiberswittwe Kutzer in Nabburg betreffend.) 


‘ Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Auf den Bericht vom 13. v. M. in Betreff des Penfionsgefuches der Stadtſchrei⸗ 
berswittwe Kutzer in Nabburg wird der Königlichen Kreiöregierung hiemit erdffnet, daß fi 
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pragmatifche Penſionsanſpruͤche hinſichtlich der Stadt: und Marktſchreiber weder durch die 
Staats dienerpragmatik, noch durch das Gemeindeedict begruͤnden laſſen, welches letztere ‚in 
dem $. 50. Abfchn. 2 und 6 mohl ihre Anftellung auf Lebensdauer, nicht aber eine Pflicht 
zur Penfionirung feſtgeſetzt. | 

Sofern daher nicht frühere Dienfteöverhältniffe oder ein Privatvertrag die rechtliche 
Verbindlichkeit der Stadt Nabburg zur Penfionirung der Witwe Kuger involviren, worüber 
die Meten die gendgende Erörterung nicht enthalten, Tann aud) auf die Bitte der gedachten 
Kutzer um Regulirung einer Penfion nicht eingegangen werden, und es bleibt ihr nur übrig, 
unter den erforderlichen Nachweifen eine Alimentation von der Stadtgemeinde zu reclamiren, 
wozu diefe durch die Gefege über Heimar und Anſaͤſſigmachung verpflichtet ift. 


Minden den 11. Auguſt 1332. 
Staatöminifterium des Innern. 


An 
die Königlihe Regierung des Negenkreifed alſo ergangen. 


$. 221: 
19001, 
(Dad Penfionsaefuh der Stadtfchreiberswittwe Kuber in Nabburg betreffend). 


Unf Befehl Seiner Majeflär des Kdnigs. 
Auf die mir Bericht vom 29. v. M. geftellte Anfrage: 


„ob die dieffeitige Eurfchließung vom 11. v. M., wodurch das Penftonsgefuch 
der Stadrfchreiberäwittwe Kutzer ald unſtatthaft erflärt wurde, auch auf die 
Stadt» und Marktſchreiber ſich beziche 7‘ ‘ 


wirb der Königlichen Regierung des Rezarkreifes zur Entfchliefung erbffnet, daß cin Anfpruch 
der Eradr: und Marktichreiber auf Penfion geſetzlich wicht begründet ſey, und daß dicfelben, 
wiewohl fie auf ibre Lebenszeit angeftellt werden, bei eintretender Dienftesunfähigfeit nur 
eine angemefjene Sujtentation verlangen koͤnnen. 


Münden den 10. September 1832. 


Staatsminifterium bed Innern. 


An 
die Königliche Negierung des Regenkreifed, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


23801. sm 


Abſchrift. 
(Die Qualificationsbũcher der geprüften Staatedienftadfpiranten betreffend). 
Auf Befehl Seiner Majeftär des Königs. 
Auf den Anfrageberiht vom 24. v. M. die Qualifientionsbicher der geprüften 
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‚Staatödienftabfpiranten betreffend , wird erwiebert, daß Stadtſchreiber bei Magiftraten brit; 
ter Elaffe als auf Lebenszeit angeftellte und befoldere Eomunaldiener fi wicht zur Auf— 
nahme in die befraglihen Qualificationsbäcyer eignen, und ihre Gefuhe um Auſtellung im 
unmitrelbaren Staatödienfte gegebenen Falles in der Eoncurrenz mit audern Bewerbern nach 
allgemeinen Vefdrderungsgrundfägen zu würdigen fenen, übrigens aber die Unverträglichkeit 
einer fortgefegten Praxis diefer Stadrfchreiber bei jenen Landgerichten sc. unter deren Auf— 
fiht und Leitung die Magiſtrate drirrer Claſſe felbft ftehen, ſich ſchon aus diefem edictmaͤſ— 
figen Unterordnungsverhältniffe ergebe. 

Münden, den. 12. November 1832. 

Staatsminiftlerium der Juſtiz und des Junernu. 
An = 
die Königliche Regierung des Untermainfreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
(Nachricht ven übrigen Kreisregierungen dieffeits des Rheins. ) 


$ 223. 
27285, 


(Die Befhwerden der Gemeindebevollmähtigten zu Nabburg gegen den dortigen Magiftrat betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs. 


Der Koͤnigl. Kreisregierung wird auf ihren Bericht vom 15. September I, 58. im 
obenftehenden Berreffe zur Entfcpließung erwiedert: Die gegen deu Magiftrat der Stadt 
Nabburg erkannte Orduungöftrafe erfcheint bei dem aus den vorgelegten Acten erfichtbaren 
tadelhaften Saumfale in Befolgung der erhaltenen Aufträge und bei deſſen erwiefenen - fehr 
ungeeigneten Verſuche, die vorgefegte Behoͤrde und Stelle durch actemwidrige Angaben zu 
täufchen , vollfommen gerechtfertigt, und es muß dabei fein unabänderliches Verbleiben ha— 
ben. Hievon ift der Magiftgar der Stadt Nabburg in Kenntniß zu Tegen, und zugleich 
auf dad dem Gemeinde: und Stiftungsintereffe nicht zufagende Benehmen des dortigen 
Stadtſchreibers, jedoch mit Umgehung jedes directen oder indirecten Zwanges, mit dem 
Beiſatze aufmerkfam machen zu laſſen, daß aus ber Auſtellung ald Stadt: und Marktſchrei⸗ 
ber ein Anſpruch auf pragmarifche Penfion nicht erwachfe, und die Entfernung eines folchen 
ſtaͤdtiſchen Dieners die Gemeinde nur zur Verabreichung einer nad den in Mitte liegenden 
Verhältniffen feftzufegenden Alimentarion verbinde. 


Münden den 17. December 1834. 
Staatöminifterium des Innern 


An 
die Konigliche Regierung des Megenkreifed, K. d. J., alfo ergangen. 


$. 224. 

(Die Beſchwerde der Stabtthürmers Wittwe Weickard in Kitzingen wegen Verweigerung eines Unterhaltsbei: 
trages aus der Gemeindekaffe resp. Unterftüsung des niederen ſtadtiſchen Dienftperfonales oder der Hinterlaf: 
fenen deffelben aus der Gemeindecaffe betreffend. ) 

Auf Befehl Seiner Majeftät des Kbnigb. 

Auf den Bericht vom 21. Zebruar diefes Jahres in Betreff der Beſchwerde der 
Br. X. 51 
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Stadtthuͤrmerswittwe Weidard in Kitingen wegen Verweigerung eines Unterbaltöbeitrages 
aus der Gemeindekaffe, wird folgende Eutſchließung ertheilt. 


Meder das revidirte Gemeindeedict, noch jened vom 17, Mai 1818 gewährt dem 
niederen ftädtifchen Dienftperfonale oder den Hinterlaffenen deffelben einen Anſpruch auf eine 
ftändige oder temporäre Unterftügung aus der betreffenden Gemeindecaffe, und eben fo wenig 
wurde in Beziehung auf die Hinterlaffenen des verftorbenen Stadtthuͤrmers Johann Weidard 
zu Kigingen feir Erfcheinen des meueften Geſetzes durch einen abgeſchloſſenen Dienftvertrag 
eine anderweite Beſtimmung getroffen, Der Wittwe diefes ftäbrifhen Bedienſteten ſteht das 
ber weder ein Anfpruch auf eine ftändige, noch temporäre Unterfiägung aus Gemeindemitteln 
zu, vielmehr hat diefelbe wie bereits in der Entfchließung der koͤniglichen Kreisregierung vom 
4. September * ausgeſprochen iſt, vermöge ded ihr in Kigingen zuftchenden Heimats— 
rechred nach $. 5. des Heimatégeſetzes vom 11. September 1825 im Bedürfensfalle ledig— 
lich die beudthigte Unterftägung aus den Mitteln der dortigen Armenpflege zu gewärtigen. 


Hiernach ift das Geeignere weiter zu verfügen. 
Miinchen den 8. April 1835. 


Staatdöminifterium des Junern. 


An 
die Königlihe Regierung des Untermainkreiſes alſo ergangen. 
* 
8. 225. 
14277, 


(Den Recurs des Stadtichreibers Joſeph Schlotter in Nenftadt an der Saale wegen verfagter Beftätigung 
der Pürgermeiftermwahl betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Fu Gemäßheit des Schlußfages der am 30. v. M. an die Kbnigliche Regierung 
des Untermainkreifes ergangenen Allerhoͤchſten Eutſchließung, den Recurs des Stadtſchreibers 
Joſeph Schlotter in Neuſtadt an der Saale wegen verfagter Beſtaͤtigung der Buͤrgermeiſter⸗ 
wahl betreffend, bat das unterfertigte Staatsminifterium die vorgebrachte Befchwerbe, fo weit 
diefelbe die Bedingungen betrifft, unter welchen der Stadrfchreiber Schlotter dad Bürgermeis 
fteramt annehmen will, geprüft, und befchließt hierauf, daß diefen Bedingungen die Genehs 
migung der Guratel wicht ertheilt werden koͤnne, indem fuͤr's Erfte fein Grund befteht, dem 
am 1. Dctober 1834 als Stadtichreiber in provijorifcher Eigenfchaft beftätigten Beſchwerde⸗ 
führer das nach Umfluß von drei Dienftesjahren zugeficherre Definitivum ſchon jetzt zu ges 
währen, und weil ferner die von dem Magiftrate und den Gemeindebenollmächtigten befchlof- 
fene an und für fi, und bei hinreichenden Mitteln nicht unftatthafte Erhöhung der Bürs 
germeifteröbefoldung von 180 fl. auf die unter dem regulatiomäßigen Marimum ſtehende 
Summe von 240fl. durch Reducirung der Stadtfchreibersbefoldung von 300fl. auf 240 fl. 
erzielt werden will, wonach diefe Stelle, welche gemäß $. 46. 47. und 50. des revidir⸗ 
ten Gemeindeedictes bei dem Magiftrate für die Canzleigefchäfte beftehen, und mit einem 
die Subfiftenz fichernden Einkommen dotirt feyn muß, ein foldes Einfommen nicht mehr ge: 
währen würde, und daher vorausfichtliihd mit einem hinlänglich qualificirten Individuum nicht 
wieder befegt werden koͤnnte. 
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Jadem die Kdnigliche Regierung beauftragt wirb, den Beſchwerdefuͤhrer von vorftes 
hender Entfchliefung ia Kenntniß zu fegen, wird derfelben gleichzeitig bemerkt, daß die Bes 
ſcheidung diefes Gegenftandes nicht, mie in der Eutſchließung vom 30. November v. J. 
geſchehen, cumulative mit den bie Beftätigung der Bürgermeifterwahl berreffenden Puncten, 
fondern gefondert härte.erfolgen follen, nachdem die aus Curatelruͤckſichten zu beurtheilende 
Zulaͤſſigkeit geſetzten Bedingungen Über die Annahme der Wahl weder für noch gegen die 
Gültigkeit der letztern felbft entſcheidet, und daher aud ald Motiv für die Beſtaͤtigung oder 
Nicprbeftärigung der Wahl niemals behandelt werden kann. 


Münden den 26. Mai 1835. 
Staatsminifterium bed Innern. 


An " 
die Königliche Regierung des Untermainfreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
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$. 226. 


20337, . 
(Kleidung und Bewaffnung ber magiftratifchen Polizeiwachen betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Könige. 


Der Königlichen Regierung des Rezatkreifes wird auf den unterm 21. Movember 
v. J. erftarteten Bericht zur Entſchließung erwiedert, daß die magiftratifchen Polizeiwachen die 
bisherige Uniform und Ausräftung der Polizeifoldaten beibehalten follen. 


München den 3, Januar 1819. 
Staatsdminifterium des Junern. 


An 
die Königliche Regierung des Rezatkreiſes, Kammer des Innern, alfo ergangen.) 


Nachricht den übrigen Kreisregierungen mit Ausnahme des Rheinkreiſes. 
$. 222. 
649. * 
(Die Uniformirung des ftädeifchen Volizeiperſonals betrefiend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Der Königlichen Regierung des Untermaintreifed wird auf den Bericht vom 4, 1. M. 





*) Bergl. Miniſterialentſchließung vom 31. Detober 1837, Nr. 1101, 4.* 7. ©. 107, oben.) 


402 Abth. XI. Abſch. 1. Zit. 1. Gap. I. (. 228. 229. 230. und 231. 


die Uniformirung des ſtaͤdtiſchen Polizeiperfonald betreffend, zur Entfchließung erdffnet, daß 
von einer befondern Uniform für die das Polizeifach refpicirenden Bürgermeifter und Magi- 
jtratöräche Umgang zu nehmen fey und diefelben fich lediglich der in dem Sdicte über das 
Bemeindewefen bezeichneten Kleidung zu bedienen haben. 


Für das fubalterne Polizeiperfonal kann es gleichwohl bei ber bisherigen Uniform 
verbleiben, 


München den 27. Januar 1819. 
Staatsminifterium ded Innern. 


An 
die Königlihe Regierung des Untermainfreifes alfo ergangen. 


$. 228. 


(Die Amtskleidung der Magiftrate betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 
Der KdniglichenNRegierung des Mezarkreifed wird auf den Bericht vom 23. Der 
cember v. J. die Amtskleidung der Magiſtrate betreffend, hiemit zur Entſchließung erdffnet: 
Die Magiſtratsmitglieder, haben ſich lediglich der in dem Edicte uͤber das Gemeins 


bewejen vorgefchriebenen Kleidung zu bedienen, und fich der fonftigen Abzeichen, welche nur 
Staatödienern zukommen, zu enthalten. 


Die Wahl des Degens bleibt deufelben uͤberlaſſen, jedoch verftcht fich von felbft, daß 
derfelbe ohne Port d' Epee zu tragen ift. 


Für das fubalterne Polizeiperfonal kann es gleihwohl -bei der bisherigen Uniform 
verbleiben. 

Die Gemeindebevoflmächtigten für welche Feine befondere Kleidung vorgefchrieben 
ift, koͤnnen fi) Übrigens jeder beliebigen, jedoch anftäudigen Kleidung bedienen. 


Indem nun diefe allerböchfte Entfchließung den ſaͤmmtlich betreffenden Behoͤrden des 
Unterdonaufreifes hiedurch zur Wiſſenſchaft erdffner wird, werden diefelben, und insbefondere 
die Magiftrare der Städte nnd Maͤrkte angewiefen, ſich hiernach genau zu achten. 

München den 16. Februar 1819. 


Staatöminifterium des Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Rezatkreiſes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


(Die Medaillen für die Bürgermeifter betreffend. ) 


16832, 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige, 
Die Medaillen, welche die Birgermeifter nach $. 51. der Verordnung vom 17. 
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Mai 1818, die Verfaſſung und. Verwaltung der G:meinden betreffend, ‚zu tragen haben, 
follen auf der Borderfeite das Bruftbild. des Megenten zeigen. Es ift daher bei dem Haupt: 
mänzamt die Einleitung getroffen, daß die mit dem Bilde des allerhöchftfeligen Kbnigs 
verfehenen dergleichen Medaillen umgefchmolzen und mit dem Bildniffe. Seiner Majeftät 
des allergnäpdigft regierenden Koͤnigs verfehen werden, x 

Das Präfivium der Kdniglichen Regierung bat nun die untergeordneten Magiftrate' 
auf geeignete Weife zur unverweilten Einfendung der fraglichen Medaillen Behufs des Ums 
prägens an das Königliche Hauptmänzamt zu veranlaffen. 


München den 17. November 1828, 


Staatsminifterium des Innern. 


An 
das Präfidium der Königlichen Regierung des Rezatkreiſes, K. d. J., alfo ergangen. 


$. 230. 


(Die Medaillen für die Bürgermeifter betreffend. ) 


Auf. Befehl Seiner Majeftät des Königs, . 


Es find Wuͤnſche vorgefommen, die mit dem Bildniffe Sr.Majeftät des aller: 
höchftfeligen Kdnigs verfehenen VBirgermeifters » Medaillen nicht umſchmelzen, fondern 
verwahren und die neuen dergleichen Medaillen mit dem Bilonife Sr. Majeftät des 
allergnädigft regierenden Königs mit auderm Golde und Silber auöprägen laffen 
zu dürfen. Golden Winfchen. kaun zwar Folge gegeben, jedody nicht zugeflanden werden, 
die Altern Medaillen au Privaten irgend einer Gategorie zu veräuffern, vielmehr find folche 
in den Gemeindearchiven gut aufzubewahren, wornach ſich zu achten ift. 


Mänchen den 8. Yanuar 1829, 


Staatöminifterium des Innern. 


An 
das Präfidium des Rezatkreiſes alſo ergangen. 


$. 231. 


10741. 
(Die Medaillen für die Bürgermeifter betreffend, ) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Seine Majeftdär der König haben die Ueberzeugung gewonnen, daß nicht alle 
Burgermeifter der Stadtgemeinden mit_den vorgefchriebenen Amtszeichen. verfehen find, und 
angeordnet, unverzüglich nachzuforſchen, in welden Stadtgemeinden und aus welchen Grün; 
den dieſe Amtézeichen noch abgehen. , 


Die Königliche Regierung wird demnach angewiefen, diefem Alerhöchften Befehle 


fogleih nachzukommen, für die fdleunige Herbeiſchaffung der abgängigen Medaillen Sorge 
zu tragen, und wie gefchehen, Anzuzeigen. 


404 Abth. XL. Abſchu. I. Tit. I. Cap. IL. $. 232. 233. 234. und 235. 


Gleichzeitig ift eine Revifion über den Beſtand der für die Vorfteber in den Rural: 
gemeinden vorgefchriebenen Amtözeichen anzuordnen, welche fih an die Vornahme der Ger 
meindewahlen am paffendften anreihen wird. 


München den 12. Zuli 1830. 
Staatsöminifterium bed Jnnerm 


A An 
die Königlichen Kreisregierungen, K. d. J., biesfeits des Rheins, alfo ergangen. 


$. 232. 


(Die Uniform des fubalternen Polizeiperfonals bei den Magiftraten betreffend.) 


2117, 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Kodnigs. 


Se. Majeftät des Kdnig haben geruht, ben Sekretaͤren und Dfficianten jener 
Magiftrate, welche die Polizei in dem im $. 69. des Gemeindeedicted vorgezeichneten Um⸗ 
fange ausdben, die für die Ponigl. Polizeicommiffariats »Officianten vorgefhriebene Uniform 
mit der Beſtimmung zuzuerfennen, daß diefe Gubalternen ftatt der Löwenknbpfe glatte 
Kubpfe zu tragen haben. 

Die Königliche Kreieregierung wird hiernad das weiter Geeignete zu befors 
gen wiffen. 

München den 30. Januar 1833. 


Staarsminifterium bed Fnnerm 


An 
fämmtliche Kreisregierungen, K. d. J., ergangen. 


$. 2338. 
(Die Uniform bes fubalternen Polizeiperſonals bei den Magiftraten betreffend. ) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Der Königlichen Regierung wird auf die mit Bericht vom 20. v. M. vorgelegte 
Anfrage des Magiftrats der Stadt Augsburg vom 14. Februar d. J. in Betreff der Unis 
form bed fubalternen Polizeiperfonales bei den Magiftraten erdffner, daß allerdings auch 
dasjenige fubalterne magiſtratiſche Polizeiperfonal, welches bereitö die Uniform der Kbniglichen 
Polizeicommiffariatd : Officianten befigt, von nun am glatte Kudpfe am diefer Uniform zu 
tragen habe, und daß die magiftratifhen Polizeinetuare allerdings audy die in der Miniftes 
rialentfchließung vom 30. Januar d. J. für die Secretäre und Dfficianten der Magiftrate 
vorgefchriebene Uniform zu tragen haben, hiernach ift dad Geeignete weiter zu verfügen, 


München. den 5. März 1833. 
Staatöminifterium bed Junerm 
An 


die Königliche Regierung bes DOberbonaufreifed, K. d. J., alfo ergangen, 
Nachricht den übrigen Kreisregierungen, K. d. J., dieſſeits des Rheins. 
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$. 234. 


15195, 
- (Die Amtslleivung der ftabilen Mitglieder der unmittelbaren Magiftrate betr.) 


Auf Befehl Seiner Majefiät des Königs. 


Aus DBeranlaffung der Vorfchriften über die Amtskleidung der Angeftellten der innern 
Verwaltung und des Landgerichrsdienftes haben die Mitglieder des unmirtelbaren Magiftrates 
N. die Birte um Bewilligung einer befondern, der vorgefchriebenen Uniform der unmittelbas 
ren Beamten analogen Erkfennungszeichen geftellt. 

Die Amtskleidung der Bürgermeifter und Mitglieder der Magiftrate ift durch ben 
6. 51, des Gemeindeedicts beftimmt, und Erfteren ald Erkennungszeichen ihrer Amtswuüͤrde 
dad Tragen einer Medaille, leteren in den Städten I. und II. Claſſe dad Tragen eines 
Degens gejtatter, ſohin diesfals genuͤgende Vorſehung bereitd getroffen, und den Magiftratds 
beamten liegt lediglich ob, dort, wo fie ald Polizeibeamte in repräfentativen Functionen resp. 
Partheyen gegenüber fichen, in ihrer Amtskleidung, nemlich in dem fchwarzen Frad mit einer 
Reine von Andpfen und zwar, was die Vürgermeifter betrifft, mit der Kette zu erfcheinen, 

Sndeffen ift nicht zu mißfennen, daß dad Tragen der befraglicden Amtszeichen in 
vielen Fällen unbequem fey und da auch die dazu Berechtigten weder Ueberroͤcke noch Schirms 
miügen tragen Fonnen, wäre ed wohl moͤglich, daß einige Mitglieder der ummittelbaren Mas 
giftrate den Wunſch hegen, mir Beibehaltung der fchon vorgefchriebenen Amtöfleidungen ein fie in 
der Eigenfhaft ald Gemeindes und Localpolizeibeamte allgemein keuntlich machendes Abzei⸗ 
hen zu erhalten, worauf jedoch nur dann eingegangen werden koͤnnte, wenn dieſes zugleich 
der Wunſch aller übrigen betreffenden Magiftrate und ihrer flabilen Mitglieder ſeyn follte. 


Das Präfivium der Königlichen Regierung ded N. Kreifes erhält daher den Auftrag 
ohne irgend eine Rüdfrage an die betreffenden Magiftrate, und ohne irgend eine Befprechung 
mit dritten anzuzeigen, ob in diefer Hiuſicht ähnliche Wünfche von andern Magiftraten etwa 
fhon laut geworden feyen, "und wenn bied der Fall feyn follte, Gutachten darüber zu 
erftatten: 

a) ob ed überhaupt nothwendig oder zwedmäßig feyn dürfte, den magiftratifchen 
Angeftellten ein befonderes Erfennungszeichen mit Rädfichtnahme auf ihr Ber: 
bältwiß zu den unmittelbaren Beamten gleicher Eathegorie, zu bewilligeu, dann 

b) worin diefes jenen Königlichen Beamten analoge Erkennungszeichen beftehen 
und wann und wie zu tragen ſeyn imdchte? 


Muͤuchen den 9. Juny 1833. 
Staatsminifterium des Junerm, 
. An | 
die Präfidien der Königlichen Regierungen der VII. Kreife dieffeits des Rheins. 


8. 235. 
(Die Amtstleidung der magiftratifhen Polizeifefretäre und Aetuare, dann deren Offizianten betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 
Es haben fi Zweifel darüber erhoben, ob die dur Minifterialausfchreibung 


406 Abthl. XL. Abſchn. I. Tit. I. Eap. II. 6. 296. 237. 238. und 239. 


vom 21. Mai I. 36. befannt gemachten allerhoͤchſten Anordnungen in Betreff der Amts—⸗ 
kleidung der Angeflellten der innern Berwaltung und des Landgerichtödienfted auch auf 
die bei den Magijtraten augeftellten Polizeiſekretaͤre, Actuare und Dffizianten Anwendung 
haben. 


Hierauf wird der Königlichen Kreisregierung erdffuet, daß die genannten Magis 
ftratöbeamten ald Uniformberechtigte in mehrfache Beräprung mir Stellen und Dritte kom— 
meude Fudividuen der innern Verwaltung zum permanenten Tragen der den Königlichen 
Polizeibeamten gleichen Dienftgrades geftarteten Uniformen, Uniformsüberrdfe und Schirm: 
mögen gleih dem Perfonale der Polizeidireetion und der Stadtcommiſſariate nicht nur 
befugt, fondern förmlich gehalten find, und daß die Stickerei und Schirmmägenfhild mit 
dem gekrönten Löwen von den Magiftrarsfecrerären und Actuaren gleih den Polizeiactuas 
ren und von den Magiftrarsoffiziayten gleih den Stadtcommiffariards und Polizeioffizians 
ten zu tragen iſt, hie denn überhaupt das genannte magiftratifhe Perfonal von den 
unmittelbaren Staatödienern und Wngeftellten gleicher Gategorie nur durch matte glatte 
Kndpfe von weißem Metalle nach deutlihem Inhalte der Königlichen Entſchließung vom 
30ten Januar I. Is. fib zu unterfcheiden babe. 


Die Kduigliche Kreisregierung wird hiernach alsbald das meiterd Geeiguete vers 


fügen. | 
Münden am 23. Juni 1333. 
Staatsminifterium des Innern. 
An 
die Königliche Regierung des Rezatkreifes alfo ergangen. 
8. 236. 
23518, (Die Amtskleidung der ſtabilen Mitglieder der unmittelbaren Magiftrate betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königb. 


Dem Präfivium der Kbniglichen Regierung des N. Kreiſes wird, unter Bezugnahme 
auf die Entfchließung vom 9. Juni d. 56. *) erdffner, daß die Amtskleidung der ftabilen 
Mirglieder der unmittelbaren Magiftrate in der im Gemeindeedicte bezeichneten Weiſe auch 
fernerhin zu beſtehen habe, wornach die vorkommenden Faͤlle nachgeſuchter weiterer Abzeichen 
geeignet zu verbeſcheiden ſind. 


Mänchen den 27. October 1833. 


Staatsminifterium bed Jnuerm . 


An 
fämmtliche Regierungspräfidien dieffeits des Rheins alſo ergangen. 





*) Die Abforberimg gutachtlicher Berichte enthaltend. 
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J $. 237. 
33301, 
° (Die Uniformirung der Thorſchreiber zu Münden betreffend), 


Auf Befehl Seiner Majefkät des Kdnige. 

Es wird genehmigt, daß die Thorfchreiber zu München lediglich Uniformsuͤberrdcke 
und Hauben nach der für die Polizeidiener der Staͤdte beflehenden Vorfchrift zu tragen 
haben. 

Die Säbel find auf die berichtlich angezeigte Art von der Zeughausdirection zu ers 
mitteln, die Rbde und Hauben aber auf einen ganz unbedeutenden Abzug am der Lbhnung 
ganz in derfelben Weiſe anzufhaffen und zu verrechnen, wie foldyes bei dem Militär ftart: 
finder, und es ift Sorge zu tragen, daß binnen höchſtens drei Wochen fämmirliche Thor⸗ 
ſchreiber vollftändig uniformirt erfcheinen. 

" München den 12. December 1834. 


Staatöminifterium bes Junern, 


An 
die Königliche Regierung des Ifarfreifes, K. d. J., alfo ergangen. 


$. 238. 


(Die Amtslleidung der Magiftrate betreffend). 


2519. 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Konigs. 


Dem Präfivium der Königliden Regierung des Rezatkreifes wird auf dem Bericht 
vom 24. Januar d. Is., die Amtsfleivung der Magiftrare betreffend, erwiedert, daß den 
Magiftratöglievern überhaupt zur Amtöfleivung das Tragen goldener Hutfchleifen und Cor: 
dons, fo wie jemen, welde nad $. 51. des revidirten Gemeindeedicted einen Degen zu 
tragen haben, dad Tragen goldener Degenquaften Allerbbchft geftatter fey. 


"München den 8. Februar 1836. 


Staatöminifterium des Gnnern, 


An 
das Präfidium der Königlichen Regierung des Rezatkreiſes alfo ergangen. 


$. 239. 
10592, 


(Das Geſuch des Stadtſchreibers Weigl zu Stadtamhof, dann des Marktfchreiberd Knauer zu Wörth um 
Bewilligung einer Dienftkleidung betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs. 


Auf die and Anlaß der Gefuche des Stadtfchreibers Weigl zu Stabtamhof, dann 
Bd. 1. 52 


408 Abthl. XL. Abſchu. 1. Tit. . Cap. II. $. 240. 241. 242. und 243. 


des Marktſchreibers Knauer zu Worth um Bewilligung einer Uniform unterm 22. Septems 
ber 1833 und 27. November 1834, dann 8. April 1835 erflatteten Berichte wird zur 
Entfchließung erwiedert, daß die Ausdehnung der den Polizeiofficianten ıc. der unmittelbaren 
Magiftrate bewilligten Uniform auf die Stadt; und Marktfchreiber nicht raͤthlich erachter 
werde, da eine Uniformirung der Gefammtmagiftrate nicht flattfinder, und die Stadt: und 
Markefchreiber mehr zu dem Magiſtrats- ald zu dem Polizeiperfonale in amologer Stellung 
ſich befinden, Die Königliche Kreidregierung , Kammer des Innern, wirb hiernach die vor⸗ 
liegenden Geſuche geeignet beſcheiden. 
München den 23. Februar 1836. 


Staatöminifterium bed Inneru. 


An 
die Königliche Regierung des Rezatkreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


Note den übrigen Königlichen Kreisregierungen, Kammern des Innern, bieffeits des Rheins. 





KXVOL Zu $. 53. des renidirten Gemeindeedicts. 
Zaren bei Beftätigung von Gemeindebeamten. *) 
$. 240. 
(Die Zaren von Beftätigungen der Rathswahlen in Städten and Märkten betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Nachdem die Bildung der Magiftrate in den Städten und Märkten nach der Aller: 
böchften Verordnung vom 17. Mai 1818 die Verfaffung und Berwaltung der Gemeinden 
betreffend, fich weſeutlich von den früher beitandenen magiftratijchen Einrichtungen , wobei 
für die Veftätigungen der Rathswahlen nad ber Taxordnung vom 24. Januar 1759 bee 
ftimmte Gebühren zu entrichten waren, unterfcheidet , fo finden Sich Seine Kbnigliche Mas 
jeftät bewogen, die Beſtimmung zu treffen, daß dieſes Tarregulativ bei den vor ſich gegans 
genen neuen Wahlen nicht in Anwendung gebracht werde, und fomit auch der Vollzug der 
Allerhöchften Entfchliefung vom 25. November 1818 auf fih zu beruhen habe. 


München den 10. Januar 1820. 
Staatdminifterium der Finanzen 


An 
das Königliche geheime Zaramt, den Königlihen Oberftrehnungshof und ſaͤmmtliche Kreisregierungen, Kam: 
mern der Finanzen exclus. des Rheinkreifes, alfo ergangen. 


*) f. auch Entfehliefung vom 3. Februar 1823. Nr. 17525. 5. 10. S. 359. oben. ; ferner Minifterias: 
entfchliehung vom 31, October 1837 Nr. HO1 ($. 7. S. 107. oben). 


“ 


‘ 
4 
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g a1. 
(Das Zasregulativ vom 27. März 1800 für die Stiftungs: und Gemeindecuratel betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeflät des Kbnige. 


Der Königlichen Regierung des Rezatkreifes, Kammer des Sinnern, in Anusbach 
wird auf ihren .Bericht vom 8. April I. J. das Tarregulativ vom 27. März 1809 für die 
Stiftungs⸗ und Gemeindecurateln betreffend, hiedurch erwiedert: 

daß eine geheime Rathstaxe für die den Stiftungs- und Gemeindecuratelen vors 
behaltene Beftätigung einer urfpränglichen Berleibung oder nachfolgenden Vermeh—⸗ 
rung von Befoldungen des obern und untern Perfonald ver Magiftrate feir dem 
17. Mai 1818 nicht gefordert worden fey, und ferner nicht erhoben werden dürfe. 


Münden den 21. Zuli 1822. 
Staaröminifterium des Inneru. 
An 
die Königliche Regierung des Rezatkreiſes, Kammer des Innern, in Ausbach alſo ergangen, 
$. 242. 
(Zaren von Beftätigungen der Gemeindewahlen betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 

Der Königlichen Regierung des Oberdo naukreiſes, Kammer des Innern, wird in Er⸗ 
wiederung auf den Bericht vom 12. Dectober v. I. in Berreff der Taren von Beſtaͤtigun⸗ 
gen der Gemeindewahlen — bie diesfalls an die Kbniglidye Kreisregierung, Kammer der 
Zinanzen, unterm 10. Sannar 1820 *) erlaffene Allerhoͤchſte Enrfhliefung zur Kenntniß 
und Darnachachtung hiebei mirgetheilt. 

Münden den 18. April 1828. 


Staatdöminifterium des Innernu. 


15617. 


An : 
die Königliche Regierung des Oberdonaufreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


$. 243. 
(Die Zare für die Beftätigung der Stadt= und Marktfchreiber betreffend.) 


7308, 


Uuf Befehl Seiner Majeftär des Königs, 


Der. Königlichen Regierung des Dberdonaukreifes, Kammer ded Funern, wird auf 
den Bericht vom 28. April I. J. unter Remiffion der Beilage erwiedert, daß für die Bes 
ſtaͤtigung der Stadts und Markrfchreiber Beine geheime Raths⸗ oder. Befolbungstare, fondern 





*) f. den $. 240, S. 408, oben. 
52% 


410 Abth. IX. Abſchn. 1. zit. I. Cap. II. $. 244. 245. und 246. 


nur die regulatiomäßige Erpeditionstaxe gefordert werden dürfe, wie bie Königliche Regie: 
rung aus der bereitd unterm 18. April 1828 ertheilten Entfchliefung, die Zaren für die 
Beftärigung der Gemeindewahlen überhaupt betr., und aus den veranlaffenden Probucten der: 
felden entnehmen wird, wonach die Erhebung der für die Beftätigung des Stadtſchreibers 
Greiner in Lindau geforderte Taxe von 4 Gulden nicht flattfindet. 


München den 26. November 1831. 
Staatöminifterium bed Inneru. 


An 
die Königliche Regierung des Oberdonaukreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 





XXIX. Zu $. 54. bes revidirten Gemeindeediets. 


Verpflichtung der Gemeindebeamten.*) 


$. 244: 
(Die Verpflichtung der Magiſtrate auf die Reichsverfaffung betreffend.) 


Mm J. K. 


Wir wollen, daß bei Einweiſung und Verpflichtung der kuͤnftigen Magiftrate der 
vorfchriftömäßige Eid auf die Neichöverfafung fämmtlicher Magiftratöglieder, foferne fie 
foldhen nicht etwa ſchon bei anderer Gelegenheit geleiiter haben, abgenommen werde. 


Hienach habt ihr das Geeignete zu verfügen und Die Protocolle Über die Vollzie— 
bung dieſer Unſerer Entfchließung feiner Zeit einzufenden, 


München den 11. September 1818. 


An 
die Königlihe Regierung des N. N. Kreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


8. 245. 
(Protocolle über die Verpflichtung der Maaiftratsglieder betreffend.) 


6575, 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Kbnigs. 


Die meiften durch Berichte vom 7, April I. J. vorgelegten Protocolle enthalten nur 
die Bemerkung, daß die Magiftrarsglieder auf die Reichsverfaſſung verpflichtet worden find. 
Die. Eideöformel felbft ift weder in. diefen Protocollen, noch in ihren Belegen vorgetragen. 

Die Königliche. Regierung wird auf diefen Mangel vom Fbrmlichkeit- zu dem Ende 
aufmerkſam gemacht, um die zur Einweifung von Magiftratsgliedern berufenen Commiffäre 


*) f. Minifteriarentfchliehung vom 31, October 1837, Nr. 1101, (f. $. 7. $. 107, oben.) 
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und Unterbehdrben Fänftig dahin anzuweifen, Daß die Eidesformeln in die Verpflihrungspros 
tocolle überhaupt gehdrig aufgenommen werben. 


München den 14. Juni 1819. 
Staatdöminifterium bed Innern, 


An 
die Königliche Regierung des Oberbonaufreifes K. d. 3. alfo ergangen. 


$. 246. 
855, 
(Den Eid gegen geheime Geſellſchaften betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Köͤnigs. 


Auf den Bericht vom 7. Januar d. Fr die Verpflichtung der Bürgermeifter uud 
Magiftratsräche aus der Biürgerflaffe auf das Verbot der Theilnabme au geheimen Gefell: 
(haften betreffend, wirb zur Entſchließung erwiedert, daß der Eid megen . geheimer Gefell: 
fchaften auch von den nicht rechtöfundigen Bürgermeiftern und Magiftratsräthen in dem durch 
die Allerhöchfte Verordnung vom 13. September 1814*) gebotenen Umfange und in der 
dort vorgezeichneten Weiſe geleiftet werden muͤſſe, nachdem das Gefeg über die Verfaſſung 
und Verwaltung der Gemeinden dem Magiftrate in allen Städten, München ausgenommen, 
ald Regierungsbeamten, die gefammte Localpolizey überträgt und mach erfolgter Beftätigung 
der Wahlen die Verpflihtung der Buͤrgermeiſter und der übrigen Magiftratöglieder ohne Aus: 
nahme vorfchreibt, diefe Verpflichtung, wie die Beftimmung der Jnſtruction uͤber die Ges 
fchäfrsführung der Magiftrate in den Städten und Märkten. 9. 52. Har entnehmen läßt, 
auf alle Obliegenheiten der übrigen Staatöbeamten und dffentlichen Diemer ſich zu erſtrecken 
hat und die Verordnungen gegen die Theilnahme an geheimen Gefellfchaften Feinerlei Aus; 
nahme ſtatuiren namentlich aber die Austellung des vorgefchriebenen Reverses allen denjer 
nigen zur DObliegenheit machen, welche in den Pflihren eines dffenrlihen Amtes ftehen. 


Hierauf find jene Diftrietöpoligeibehbrden, welchen Magiftrate untergeordnet, auf: 
merkſam zu maden, und die noch nicht eingelieferten Meverfe der Mitglieder von Magiftra: 
ten der Städte welche der Königlichen Regierung unmittelbar untergeben zu den Acten zu 
bringen, 


München den 11. April 1831. 


Staatöminifterium des Junera. 


An 
die Königliche Regierung des Obermainfreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


Nachricht den übrigen Kreisregierungen, dieffeitd des Rheins, 


*) f. Abth. XVIII. u 


42 Abth. XL, Abſch. I. Tit. L. Gap. N. 6. 247. und 248. 
$. 2ar. 


(Den Eid gegen geheime Geſellſchaften betreffend. ), 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Konigs. 


Yuf den Bericht vom 14. d. M. wird zur Entfchliefung ermwiedert, wie es mach 
der Eutſchließung vom 11. v. M, in Zufammenhalte mit dem Ullerhbchften Reſcripte vom 
15. Januar 1815 über die Berhältniffe der beftehenden Freimaurer: Logen,, Art. II, aller 
dings unzuläffig erfcheine, daß Bürgermeifter und Magiftratsrärhe aus der Buͤrgerclaſſe 
dem Drden ber Freimaurer angehdren. 


Münden, den 30. Mai 1831. 


j Staatdminifterium des FJunern, 
s An 
die Königliche Regierung bed Obermainfreifes alfo ergangen. 


8589, $ 98. 
(Die eidliche Zuſage der Nichttheilnahme an den vom Stante nicht gebilligten Geſellſchaften betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Ködaigs. 


Aus den empfangenen Berichten erfieht das unterzeichnete Staatöminifterium. mit Bes 
fremden, daß bie im der Auerhbchſten Verordnung vom Jahre 1814 gebotene. Ausftellung 
von Reverfen wegen Nichttheilnahme an geheimen und font vom Staare nicht gebilligren 
Geſellſchaften ſowohl in Beziehung auf die diefer Verpflichtung unterliegenden Subjecte, 
als auch nah Form und Materie in hoͤchſt verfchiedener Weiſe vollzogen werde, 


Um diejen Mißftand zu befeitigen wird die Kduigliche Regierung auf folgende Punfte 
anfmerkffam gemacht : 


1) Die Verordnung vom 13. September 1814 erſtreckt die Verbindlichkeit eid⸗ 
licher Zufage der Nichttheilnahme am geheimen oder dem Staatszwecke zumwis 
derlaufenden und vom Staate nicht gebilligren Geſellſchaften und zu Auöftels 
lung eines diesfallfigen Reverfes auf Jeden, welcher nach den ‚beftehenden Ger 
fegen Verordnungen oder Dienftinftructionen für was immer für ein dffentliches 
Amt oder für. mas immer für einen Öffentlichen Dienft durch Eid oder Hands 
gelübde verpflichtet werden muß.” Diefe Werbindlichkeit beſchraͤnkt fi) das 
ber nicht blos auf unmittelbare und mittelbare Staatödiener, auf Pfarrer, 
Bürgermeifter und Magiftrarsräche, fondern fie umfaßt audy die Ortsvor⸗ 
ſteher, Gemeinde: und Stiftungspfleger, Stadt: und Marktſchreiber, Schuls 





*) f. Abth. XVII, 


= 
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lehrer und Landgerichrödiener, Amtsboten u. :f. m. und überhaupt jeben in 


dffentlichen Dienftpflichten Stehenden, die Function «möge bleibend ober vor⸗ 
übergehend fenn. 


2) Bon denjenigen, welche bereits für dem offentlihen Dienft beeider find, ohne 
aber ben vorgejchriebenen Revers, fey ed in der von ihnen abgefchwornen und 
unterzeichneten Eidesformel, fey es in fpecieller Ausfertigung wörtlich und volls 
ftändig fo ausgeftellt zu haben, wie es in der Königlichen Verordnung von 
1814 vorgefchrieben iſt, iſt derfelbe ungefäumt zu erholen. Diefe Nachhos 
lung der Reverfe hat von der dem betreffenden Beamten oder dffentlichen 
Diener vorgelegten Stelle, ſomit bezüglich auf die Advocaten, Motarien und 
Gerichtsboten (huisiers) "von den einfchlägigen Königlichen Appellationsges 
richten und refp. von den Ötaatöprocuratoren auszugeben. 


3) Was die kuͤnftig in Staats» oder bdffemtliche Dienfte tretenden Judividuen bes 
trifft, fo iſt in Gemäßheit der bereits am 27. Mai 1815 ertheilten Direcs - 
tionen nachitehended Verfahren genau und gewiſſenhaft zu beobachten, 


4) Die Dienftedverpflihtung umfaßt drei Theile: 


a) den Eid auf die Verfaffung nach Tir. 10. $. 3. der Derfaffungsurkunde, 
b) die Verpflichtung für den ‚betreffenden Dieuft, 
c) den Eid gegen unerlaubte Verbindungen. 


5) Der zu Verpflichtende ift vor Ablegung des Eides über den Juhalt der zu ber 
ſchwoͤrenden Formel umftäudlich zu belehren, und daß diefes gefchehen, iſt in 
dem Protocolle ausdruͤcklich zu bemerken. 


6) Das ber die Verpflichtung abzuhaltende Protocoll hat fi nicht, wie dies 
häufig im Widerſpruche mir allen Borfchriften zu geſchehen pflegt, auf eine 
bloße Erwähnung der gefchehenen Verpflichtung zu befchränken, fondern es ift 
demfelben die dreifache Verpflichtungsformel vollftäudig und wörtlich einzufchals 
ten und dieſes Protocol ift von dem Berpflichteten eigenhändig zu unterjcprei: 
ben, oder im Falle er des Schreibens untundig wäre, durch — 
Handzeichen zu beſtaͤtigen. 


7) Sinfichtlich desjenigen Theils der nah Nr. 4. beſtimmten Verpflichtungsform, 
welcher die Zufage der Nichttheilnahme an unerlaubten Verbindungen enthält, 
ift die in dem F. 3. der Verordnung vom 13ten September 1814. enthals 
tene Formel wortlid aufzunehmen, dabei diefe Verordnung ausdrädlih ans 
zuführen und auf deren Beftimmungen Bezug zu nehmen, daß der Ausſteller 
zu Feiner geheimen Geſellſchaft oder zu irgend einer Verbindung? deren Zweck dem 
Staate unbefanut, von demfelben nicht gebilligt oder dem Intereſſe des Staats 
fremd ift, gehdre, noch je in Zukunft gehdren werde,” 


Sleichlautender Auftrag ergeht von den —— Koͤniglichen Staatöminifterien an ihre 
untergeorbneten Gtellen. 


414 Abth. XI. Abſchn. J. Tit. 1. Cap. 1. 6. 249, 


Die Königliche Regierung ded N. Kreifes har ſich hiernach auf das Genauefte zu 
achten und den unfehlbaren Vollzug in allen ihr untergeordneten Dienftzweigen zu handhaben, 


München den 20. Juli 1832, 
Staatsminifterium des Tnnern, j s 


x An 
ſaͤmmtliche Präfidien der Königlichen Kreisregierungen alfo ergangen. 


Nachricht den fämmelichen, dem Staatsminifterium ded Innern unmittelbar untergeordneten 
Stellen und Behörden zur Kenntniß und Nahadhtung und zwar 


an 
die Regierungs- und Jufkigcanzlei in Eichſtadt, 
" " „ " n Kreugwerthhein, 


die Academie der Wiſſenſchaften 

m m ber bildenden Künifte, 

das Generakconfervatorium der wiſſenſchaftlichen Sammlungen bes Gtaate, 
die Eentral: Gemäldegallerie: Direction, 

das proteftantifhe Oberconſiſtorium, 
die Central⸗Veterinaͤrſchule, 

das Directorat ded Erziehungsinftitutes für Studierende, 

die Eentral:Stiftungscaife, 

die Adminiftration des Eentral-Schulbücherverlags, 

den academifchen Senat in Münden, 

" " 7 » Erlangen, 

" " " „ Würzburg, 

die Herren Erzbiichöfe, 

” „Biſchdie, 

das Medicinalcommitée in Münden, 

7 " » Bamberg, 

das weibliche Erziehungsinftitue für Mädchen in Nymphenburg, 

das MRectorat des alten Gymnaſiums dahier, 

" " „neuen 7 ” 

das allgemeine Reichsarchiv, 

die Hofbau⸗Intendanz, 

den Oberſtſtallmeiſterſtab als Gejtütsdirection, 

den Oberfthofmeifterftab als Aominiftration der Hofcultus:Stiftungen und wegen des Erziehungs: 

inftituts am Anger, 

den Vorstand der politechniſchen Centralſchule, geheimen Rath von Usſchneider, 
das Kreiscommando der Landwehr im Jfarkreife zu Münden, 


Hm " " n y„, Unterbonaufreis, 

" n " " sn Regentreis zu Regensburg, 
” " "v n „Oberdonau⸗ Kreis, 

" n " n p„ Rezat: 

" n " " „Obermainkreis zu Tambach, 


" " Untermainfreis zu Würzburg. 
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XXX. Zu g. 58. dee renidirten Gemeindeedicte. 
Anftellung der ftäbtifchen Bebienfteten.*) 


$. 249. 
ı (Die Eompeten, der Magiftrate berteffenb.y 
m. J. 8 
Wir laffen Unferer Regierung des Jſarkreiſes auf ihren Berichte vom 25. Februar 
l. J., die Competenz der an za betreffend, Folgendes zur Eutſchließung erdffuen: 


I. 


Die Eompetenz der Magiftrate ruͤckſichtlich der Verwaltung des Gemeinde: und Etifs 
tungsvermdgens muß lediglih nad den Beftimmuligen des $. 123. des Edictes über das 
Gemeindewefen vom 17. Mai 1818 bemeffen werden, wonach alle in diefem $. 123. nicht 
genanuten Grgeuftäiwe den Magiftraten zur eigenen Beſcheidung Abertaffen find, 


I. 


Zu den böhern ſtaͤdtiſchen Bedienſteten, wovon im $. 58. des Edictes über das 
Genieindewefen im Allgemeinen die Rede ift, geboren die Stadtkaͤmmerer, die Eaffiere und 
die befondern Verwalter des Vermögens bedeutender Wohlthaͤtigkeitoſtiftungen. 

Deconomen und Rechnungsfuͤhrer find den Secretären der Magiftrate und hiernach 
dem Ganzleiperfonale gleih zu achten. 


111. 


Hinſichtlich der Anſteliung des untergeordneten Kirchendienftperfonals find zu unters 
fcheiden . 


a) die Kirchen, wobei die Anftellung des bezeichneten Perſonals deu Magiftraten 
fon vor dem 1. Dctober 1807 überlaffen war, 


b) und die Kirchen, wobei die Ernennung dieſes Perfonald von den höhern Stel: 
len auch vor dem. 1. Dctober 1807 ausgegangen iſt. 


Bei den Kirchen der erften Abtheilung treten die Magiftrate in die frühern Befug⸗ 
niffe wieder ein; fie haben jedoch den Beftimmungen der einſchlaͤgigen Verordnung vom 30. 
December 1810 genau zu folgen, und, wenn fie ſich mir dem befondern Gutachten der 
Ortspfarrer oder der Diftriers-Schulinfpertoren nicht vereinigen koͤnnen, hierüber an die vor⸗ 
geſetzte höhere Stelle zu berichten, danu die Ensfcheidung Umferer Regierungen zu erwarten. 


Bei den Kirchen der zweiten Abtheilung find die Magiftrate auf das Gutachten über 
das anzuftellende Perfonal im vorläufigen Benehmen mit den Ortspfarrern oder Diftrictds 


* 


*) Vergl. Miniſterialentſchliekung vom 22. April 1838 Mr. 11782, (f. $. 206. unten); ferner die 
Minifterialentfpließung vom 31. October 1837, Nr. 1401, (f. $. 7. ©. 101. oben); — über bie 


Wapelung des niedern Perfonals der Kirchenverwaltuugen (f. bei en 
Bd. X. 


416 Abfchn. XI. Abth. I. Tit. I. Eap. IL. $. 250. 251. und 252, 


Schulinfpectoren be ſchraͤnkt, die Ernennung felbft bleibt Unfern Regierungen, wie biöber, 
vorbehalten. 


Hiernach find die Magiftrate jowohl, als die Lands und gutöberrlichen Gerichte ges 
eignet auzuweiſen. 


München den 18. März 1819. 


Staartdminifterium bed Fnnern, 


J An - 
die Königtihe Regierung des farkreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


— Mittheilung hievon den übrigen Königlichen Regierungen, Kammern des Innern, ausfcließs 
lid jener des Mheinkreifes, zur Kenntni und Darnachachtung. 


$. 250. 
15031, e 
(Die Wiedereinfepung bes Albert Welz in die Stelle eines Stadbtkämmererd und das Wahlrecht des Ehriftian 
Zrapp zur Bürgermeiftersftelle in Kisingen betreffend, ) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Der Kbniglichen Regierung des Untermainkreifeds, Kammer ded Innern, wird auf die 
Berihte vom 19. und 29. October v. J., die MWiedereinfegung bes Albert Welz in 
bie Stelle eines Stabtlämmererd und das Wahlrecht des Chriftian Trapp zur Buͤrgermei⸗— 


fteröftelle in Kigingen berreffend, unter Remiffion der Belege nachftehende Entjchließung er; 
theilt. 


IL. 


Im $. 47. ded Gemeindeediets vom 17. Mai 1818 ift zwar beftimmt, daß bei 
einem großen Stadtvermdgen ein eigener Stadtlämmerer angeftellt werden koͤnne; es vers 
fteht ſich aber von felbft, daß der 9. 58. des angeführten Edicts biebei beachtet werden 
müffe, wonach die höheren ftädtifchen Bedienfteren vom Magiftrate, benehmlich mir dem Ge: 
meindbeausfchuffe, gewählt und angeftellt werden, den Kreisregierungen hingegen nur die Ber 
ftätigung vorbehalten if. Da nun der vormalige Stadtfämmerer und nachherige Bürgers 
meifter Albert Welz juͤngſthin blos für die Stelle eines bürgerlichen Magiſtratsraths ge: 
wählt, die Beibehaltung eines eigenen Stabtlänmerers hingegen oder die Wiedereinfegung 
des Albert Welz in diefe Stelle weder vom Magiftrate, noch von den Gemeindebevollmächr 
tigten vorgefchlagen worben ift, fo wird die Verfügung der Königlichen Regierung vom 2. 
Derober I, 5. $. III. wonach Albert Welz wieder ald Stadbtlämmerer eintreten foll, hiedurch 
aufgehoben, und biefelbe auf die weiteren Beftimmungen des Gemeihdeedictd $. 47. dann auf 
die Vorfchriften Über die Gefchäfrsführung der Magiftrate vom ‚21. September 1818 $. 
10. und 15. verwiefen,, worin dem Bilrgermeifter und Magiftrate überlaffen iſt, die Fuͤh— 
rung der Gomunalcaffen einem oder mehreren Gliedern des Magiftrats zu übertragen. 


Hd. 


Wenn der bürgerliche Magiſtratsrath Welz in feiner vormaligen Eigenſchaft als 
Stadtfämmerer die Forderung eines Standesgehaltes rechtlich begründen Fann, fo darf dieſer 
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Gehalt nicht den Fatholifchen Stiftungen Äberbürdet, fondern derfelbe muß, wie früher, aus 
ber Somunalcaffe beftritten werben, 
II. 


Die Kreisregierung wird beauftragt, jene Actenſtuͤcke einzufenden, auf deren Grund 
diefelbe die Nachweifung von Gymnafialftudien des gewählten Buͤrgermeiſters Trapp in Ki: 
Bingen als zureichend erfannte. 


München den 14. Februar 1827. 
Staatöminifterium des Inunern. 


An 
die Konigliche Regierung, des Untermainkreiſes, alſo ergangen. 


$. 251. 


18084, 
(Den Getreidmeffer Hübner betreffend, ) 


Auf Befehl Seiner Majeflät des Königs. 


Nach den berichtlichen Angaben vom 26. v. M. und den damit vorgelegten Acten 
erfcheinen die Gerreidmeffer in Baireurh lediglich als Functionaͤre. Menn diefelben auch 
keine Bezüge aus der Gemeindecaffe, vielmehr nur den ausgefegten Lohn für einzelne Func: 
tionen von den Berheiligten anzufpredyen haben, und ſich unter die eigentliche Dienerſchaft 
des Magiftrats nicht reiben; fo ſteht doch dem Magiftrate, welcher jene Judividuen zur 
Aucilbung der Marktpolizei verwender, ihre Entlaffung ebenfo wie ihre Annahme zu, und 
die Entlafung bedarf der Morivirung fo wenig, ald dagegen ein Recurs zuläffig ift, da dies 
felben als Functionäre Fein Recht auf Beibehaltung haben und der Magiftrat in dem ber 
liebigen Wechſel dieſes Perfonals nicht befchränft und nur wegen Gebraudyd ungeeigneter Zus 
dividuen verantwortlich gemacht werden kann. 

Es bewendet daher bei der, von dem Magiftrate der Stadt Baireutb befchloffenen 
Entlaffung des Getreidemefferd Hübner und ift von dem Vollzug ber SKreiöregierungs : Ents 
fhließung vom 24. Auguft [. F. Umgang zu nehmen. 


Münden den 27. December 1828, 
Staatöminifterium des Junern, 


Un 
die Königliche Regierung des Untermainkreifed, Kammer bes Junern, alfoergangen. 


$. 252. 
(Die Anftelung eines Stadtihreibers in Weiſſenburg betreffend. ) 


1618, 


Auf Defehl Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs. 


Den magiſtratiſchen Collegien iſt ſo wenig wie anderen berathenden und beſchlußfaſ— 
63* 
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fenden: Stellen benommen, Berathungen und Abſtimmungen zu erneuern, wenn bie Beſchlüſſe 
und Anträge noch nicht den Berheiligten verkuͤndet, von den ———— Stellen vorbeſchle⸗ 
den und auf ſolche Weiſe in bindenden Vollzug geſetzt find, 


Münden den 24. Fehrmar: 1829, 
; Staatsminifterium ded Innern. 


‚ An 
die Kömiglihe Regierung des Reyatkreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen 


$- 253: 
(Die. Hochzeitiader in Münden betr.) 


17654, 


Auf Befehl Seinen Majeſtaͤt des Konigs. 


Da nad) den eigenen Angaben. des hieſigen Magiſtrats die Hochzeitlader dahier nicht 
förmlich angeftellt und bedienftet, die Dienftleiftungen derfelben nach freier Uebereinfunft resp, 
billigem Ermeffen zu vergiiten und die: Vergätungen nicht wohl feilzufegen find, fo Fönnen 
die dermalen beftehenden Hochzeitlader auch Feine ausſchließliche Befugniß anfprechen, viel: 
mehr erfcheine es geeignet und erforderlich, den Pubfifum die Concurrenz mehrerer Indivi⸗ 
duen zu dergleichen Verauſtaltungen zu gewähren, weßhalb die von der Königlichen Regierung 
des Iſarkreiſes, KH. d: 3, verfügte Inhibition fernerer Aufftellang eigener Hochzeitlader da: 
bier dem bezeichneren Verhaͤltniſſen und Intereſſen ebenfowohl als den polizeilichen Rädfichren 
entfpricht: Hiernach fällt die muagiftrarifche Anfrage wegen der Gompetenz zu foldhen Auf: 
ſtellungen vom felbft’ weg und wird der von Zofeph Anton Maurer unterm 24. September 
erhobene und umternm 6: Noveniber v. 8. ermeuerte Widerſpruch als unſtatthaft abgemiefen. 

Drarea ferner nach den Befchläffen der Kbniglichen Regierung des SFfarfreifes K. d. 5, 
vom 9 Jannar v: Is, diejenigen Judividuen, welche ſich als Hochzeitlader gebrauchen 
laffen wollen, auf die in dieſer Eigenfchaft liegenden Verrichtungen bei Verlobungs- und 
Hochzeit feierlichkeiten fich zu befchränten und ſich aller Einmiſchungen in damit auf irgend 
eine Weiſe zufammenhäugenden Ungelegenheiten, namentlich in die Anſaͤſſigmachungs⸗ und 
Verehelihungsgefuche und in die pfarramrlichen: Verhandlungen beit Strafe: unbefugter Ans 
waltſchaft und anmaßlicher Störuug zu enthalten. haben, fo fonnen- die polizeilichen Anftände 
binfichtlich ſolcher Individuen in vorkommenden Fällen nach Anleitung der 66. 58. ff. indem 
Competenzregulativ der ftäbtifchen Gemeinde und Polizeibehdrde dabier, nur von der Kdniglis 
chen Polizeidirection behandelt werden, welche indeffen im Benehmen mir dem Staatsmagi— 
firate, wo die perfbnlichen Verhältniffe oder andere einfchlägige Beziehungen ſolches erheiſchen, 
zu pflegen ohnedem nicht unterlaſſen wird. 

Die erwähnten, aus gefchäftszuftändiger oberpolizeilicher Vorſorge von der Kdnigli— 
chen Regierung des Iſarkreiſes, K. d. J. gefaßten Beichläffe werden andurch als wohlbe: 
gründer beftärigt und die. dagegen von dem. Magiftrate am 18. Januar v. 38. geftellten 
Anträge ald unbemeffen und grundlos abgewiefen, 


Münden den 26. März 1829. 


Staartöminifterium des Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Iſarkreiſes, K. d. J., alfo ergangen, 


XXX: zu $. 58. des revidirten Gemeindeedicts (Anftellung der ftädtifchen Bedienſteten.) 419 


$ 24 05 


er — des Maniftrate * Stadt Schwandotf wegen Beauffichtigung der dortigen Spitalſtifiunge— 
waldungen betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeflär des Kbnigs. 


Den zu ber Verwaltung des gefammten Gemeinde: und des localen Stiftungsver⸗ 
moͤgens berufenen Magiſtraten kommt die Wahl und Anſtellung ihrer hbhern ftädtifchen Bes 
dieuſteten in den gefeglichen Formen unter Betätigung der einſchlaͤgigen Kreisregierung zu, 

Ste: fonnen in der Wahl ihrer Bedienfteten von der Euratel nach. dem Geifte des 
Geſetzes und nach den Beftimmungen- des G, 69. der Allerhoͤchſten Verordnung dom 17, 
Dezember 1825, nur dann befchränfe werben, wenn die von ihnen. erfehenen Jndividuen die 
geſetzlichen Eigenfchafren nicht an. fi tragen, oder: wenn eine Gefährdung des Gemeinde s ober 
Stiftungsintereffed zu befürchten ift. 

Nachdem num dies bezüglich der von. der Gemeindeverwaltung za Shwandorf 
beabfichteten Aufftellung des vormals gutsherrlichen Rörfters Fiſcher als Auffeher der: dortigen 
Spitalftiftungswaldungen, in feiner Beziehung der Fall ift, vielmehr derfelbe befähigt und mit 
feiner Anftellung eine Erübrigung für den Haushalt der betreffenden Stiftungen verbünden ift, 
die Anficht der Obercuratel aber, daß. der bisherige Auffeher zu feinem Tadel Anlaß gege: 
ben habe, keinen Grund darbietet, die Gemeinde in der freien Wahl ihrer amovibel Augeſtell⸗ 
ten zu beſchraͤnken, und ihr einen Diener der ihr Vertrauen verloren zu haben ſcheint, wis 
der ihren Willen und wider die gefeglich ausgefprochene Amovibilitär aufzudringen, fo Bann 
der Entfchliefung der Königlichen Kreisregierung vom Hten September v. IJs. die Beſtaͤti⸗ 
gung nicht ertheilt werden, wonach diefelbe dem Magiftrare der Statt Schwandorf auf 
feine Borftellung vom 25. November v. Is. das en zu erdffnen bat. 

Münden den 5. Juni 1834. 


Graatsminikerinm bes Janern. 


An 
die Konigliche Regierung des Regenkreiſes, K. d. J., alſo ergangen. 
Nachricht den übrigen Kreisregierungen K. d. J. 


8. 255. 
(Die Hochzeitlader und Leichenbitters-Dienſte betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Auf dem Bericht vom 8: November v. 3. wird dem Königlichen proteftantifchen 
Dberconfiftorium unter Ruͤckſchluß der Berichtöbeilagen folgende Entſchließung ertheilt, 

Weder die Allerhoͤchſte Verordnung vom 30. December 1810, (Regierungsblart 
1811. Seite 17. ) die Befegung der Stellen des Fatholifchen und proteftantifchen Schul: 
und Kirchendienftes betreffend, noch eine fpätere Allerhoͤchſte Beſtimmung, zählen die Hoch— 
zeitlader und Leichenbitter zu dem wiedern Kirchendieneru, und ebenfo wenig Pbunen diefelben 
in Ruͤckſicht auf dad Wefentliche ihrer Dienftesleiftungen hiezu gerechnet werden. 

Es kommt vielmehr die Ernennung derfelben gemäß $. 58. Gap. II. Titl. IV, 
des revidirten Gemeindeedicted in den Stadtgemeinden den Magiftraten zu, welche bei Bes 
fegung folder Dienfte den Leumund der Bewerber ohnehin pflichtgemäs zu prüfen, und das 
rüber die erforderlichen Erfundigungen einzuziehen haben. 


31824, 
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Bei allenfallfiger Vereinigung eines mit befonderem Gehalte verfehenen Reichenbitters; 
oder Hochzeitiaderd s Dienfted mir dem eines niedern Kirchendienerd verfteht es fich jedoch 
von felbft, daß Kraft des, den proteftantifchen geiftlichen Stellen auf den Grund des Edictes 
über die innern Firchlichen Verhaͤltuiſſe der proteftantifchen Gefanmtgemeinde vom 26. Mai 
1818 und der Allerbdchften Verordnung vom 18. Mai 1820 (Regierungsblart 1820, Eeite 
416.) zuftehenden Befegungsrechted, die entfprechende Mirwirlung und Beſchlußfaſſung der 
betreffenden geiftlihen Behdrden einzutreten babe. 

Dieſe Grundfäge finden auch bei dem dermal erledigen Leichenbitters- und Hoch⸗ 
zeitladersdienfte in Ansbach gleichmäffige Anwendung und es dann durch die abſchriftlich vor. 
gelegten Urkunden zweier Befegungen diefes Dienftes vom 14. September 1794 und 8. 
April 1796 gegenüber den dermal beftehenden gefeglichen Beftimmungen, eine Ausnahme um fo 
meniger gerechtfertigt werden, als diefe Decreturen bezüglich des Vorfchlagsrechted der dermas 
Ligen Rädtifhen Behdrden Äbereinffimmen, und dem in der Ausfertigung vom 
8. April 1796 enthaltenen Beifage einer Empfehlung der Königlichen Regierungsbehbrde „als 
Eonfiforium eine jenes Vorſchlagsrecht befchränfende bleibende Wirkung nicht beigelegt 
"werben fam. 

Hievon ift das Königliche proteftantifhe Eonfiitorium in Ausbach zu verftändigen. 

München den 20. Auguft 1835, 

Staarsminifterium bed Innern. 


An 
das Königliche proteftantifche Oberconfiftorium alfo ergangen. 





XXXI. Zu $. 59. des revidirten Gemeindeedicte. 
a) Berwaltung des Gemeindevermögens im Allgemeinen.*) 


8. 256. 
Infteuetion 


zum Vollzuge des organifchen Edicts über die Nerwaltung des Stiftungds 
und Eomunalvermdgens vom 4. October 1807 in Beziehung auf die duffe 
ren allgemeinen und befonderen Stiftungs ; Ubminiftratoren. 


J. Abſchnitt. 
Ergreifung des Stiftungsvermdgens. 
I. Eapitel. 

Umfang des Stiftungsvermögens. 

6. 1. 


Dad Etiftungsvermögen theilt ſich mach den brei Hauptzweden der Begründung 
und Berwendung in dad Vermoͤgen . 


* 





*) f. hierzu: 
1) das Refcript vom 22, Auguſt 1818, (f. $. 24. Nr. 14158, oben.) 
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a) des Eultus, 
b) der Erziehung und des Unterrichtes , 
c) der Wohlthaͤtigkeit. 
"er erſte Theil umfaßt das Vermoͤgen 
1) der Pfarr: und Filialkirchen, 
2) der DBeneficien, 
3) der Eapellen, 
4) der Bruderichaften, 
5) der Meffenftiftungen und dergleichen. 
Der zweite Theil begreift das Vermoͤgen 
4) der Univerfitäten, 
2) der lateinifchen und bdeutfchen Stadt: und Landfchulen, 
3) der Studenten ; Seminarien, 
4) der Schullehrer s Seminarien, J 
5) der Prieſter-Seminarien, und dergl. 


Der dritte Theil enthaͤlt das Vermoͤgen 
1) der Spitaͤler, 
2) der Krankenhaͤuſer, 
3) der Verſorgungshaͤuſer, 
4) der Leprofenbäufer , 
5) ber Sreenhäufer, 
6) ber Localarmenfonds, 
7) der Findelhäufer, 
8) der Waiſenhaͤuſer, 
9) der Kinderhäufer für die Kinder armer Eltern, 
10) der Gebärhäufer, im foferne diefelben eim eigened Aundirungdvermbgen bes 
figen, und vergl. 


Die Stiftungen, welche für verjchiedene Zwecke fundirt find, und von welchen der 
Hauptzweck nicht ſchon in den Stiftungsurfunden auögedrüdt ift, werden demjenigen Theile 
des Stiftungsvermdgend untergeftellt, für welchen der gröffere Theil der Rente, mach der 
Anficht der Rechnungen, bisher verwendet worden ift. 


$. 2. 


Nah der Verſchiedenheit der Glaubensgenoffen, zu deren Behufe die Stiftungen 
beftehen,, find die Stiftungen des Gultus, und jene des Uuterrichtes 
a) katholiſche oder 
b) evangelifche; 


2) das Finanzgeſeß vom 28. Dec. 1831 6. 18, Ziffer 16. 17. dann $$. 39— 34. (Geſetzbl. vom 
9. 1831 ©. 138, 146, folg.) 

3) Minifterialentfchließumg vom 31. October 1837 Nr, 1101, ($. T. S. 107, oben.) 
Alle nähern Beftimmungen über die Verwaltung des Stiftungsvermögens, namentlich aud über 


die Bildung und den Gefchäftdfreis der im $. 50. des revibi rten Gemeindeedicts eingefehten Kir- 
henverwaltung find bei „Stiftungswefen” aufgenommen. 


422 Abth. XL Abſchn. L Tit. I. Cap. U. 5 256. 


und die Stiftungen der. Wohlthaͤtigkeit u 
a) Fatholifche, 
b) evangelifche, 
€) paritaͤtiſche. 


$. 3. 


In Bezug auf die Perfonen, welche an dem Genuffe der Renten "Bes -Stiftungss 
vermdgens nah dem Willen des Stifterd Theil nehmen koͤmen, theilen ſich die Stifrungen 
a) in dffentliche, 
b) in Privat; und 
c) in Familien » Stiftungen. 


I. Eapitet. 
Berwaltung des Stiftungdvermögens. 


6. 1. 

Die Verwaltung ded Vermögens der dffentlihen Stiftungen war biöher den allges 
meinen Rentämtern, den Magiftraten in den Staͤdten und Märkren, und den Patrimonial: 
Gerichtsherren; die Verwaltung des Vermogens der Privat: und Familienftifrungen aber 
nach der Anordnung des Stifterd entweder einer Öffentlichen Behörde, vder einem Privat: 
manne, oder einem Mitgliede aus der Familie anvertraut. 


Die Dberaufficht führten die Landesdirectionen, an deren Stelle die Genieral:Landes; 
commiffariare in Folge ded organischen Reſcriptes dom 29. December 1806 eingetre; 
teu find, 


Die oberfte Eontrolfe wurde von dem gehehnen Minifterium ded Junern durd) 
das geheime Centralrechuungs-Commiſſariat ausgeübt. 


9. 2 
In Folge des organischen Edicted vom 1. Derober 1807 wird: num aber die Vers 
waltung ded Stiftungvermbgens fowohl von dem allgemeinen Mentämtern, als von den Mar 
giftraten der Staͤdte und Märkte getrennt, und eigenen Königlichen Adminiſtratoren übertra« 
gen; die bei den Generals Landescommiffariaren beftehenden Stifruugscuratelen, und der 
Kirchen s Adminiſtratiousrath in Minchen find aufgehoben, und in dem geheimen Gentralrechs 
nung6: :Commiffariate ded Junern vereinigt. 


$. 3. 


Den Patrimonial: Gerichtöherren wird die bisherige Verwaltung des Stiftungsver— 
mögend unter der Dberauffiht der Generalcommiffariate, und der oberften Kontrolle des 
geheimen Minifteriums des Innern belaffen. 


$. 4, 


Ueber die Sfolirung ober Eonfolidirung der Verwaltung des Bernidgend der Privat: 
und Familienftiftungen wird die Allerhdchite Entſchließung nach genommener Einficht der 


Sriftungsurfunden, und mit gehdriger Ruͤckſicht auf.den Geift und Sinn derfelben, er: 
theilt werden, 
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\ Il. Capitel. 
Aus: und Einantwortung des Stiftungsvermdgens. 


I. 1. 
Die theils proviſoriſch, theils definitiv ernannten Königlichen Stiftungs-Adminiſtra⸗ 
toren treten am 1. Januar 1808 in ihre Function ein, welche ſich jedoch bis auf den 
1. October 1807 in Hiuſicht der Verrechnung zuruͤck erſtreckt. 


6. 2 
Zu diefem Behufe werden eigene Commiffarien abgefendet, weldye die bisherigen 
Adminiftraroren ihrer Pflichten entlaffen, die Aus- und Einantwortung der Baarfchaften 
und MNaturalienvorräche, und die Verpflichtung und Vorftellung der neuen Adminiftratoren 
voruehmen. 
$. 3. 
Die bisherigen Adminijtratoren, die allgemeinen Rentämter und die Magijtrate der 
Städte und Märkte find mit den Präpararorien einer abgefärzten Aus- und Cinantwortung 
des Stiftungsvermögend beauftragt; die Präparatorien beftehen in folgenden Geſchaͤftstheilen: 


a) Die bisherigen Adminiftratoren verfafen uber die denfelben anvertrauten Stif: 
tungen ein vollfiändiges Verzeichniß, weldyes die Namen der Stiftungen, die 
Zahl der hievon zuftellenden Rechnungen, die Jahrgaͤnge, wofür die Rechnuns 
gen noch nicht abgelegt find, und den approrimativen BruttosErtrag einer 
jeden Stiftung nady den drei Hauptabtheilungen des Stiftungsvermbgend ent: 
halten muß. 

b) Da mit dem erflen October 1807 für die Stiftungen das erſte Etatöjahr 
1803 eingetreten ift, fo muß die Rechnung für das neunmonatlicdhe Rechnungs: 
jahr 1807 d. h. von dem erften Januar bis legten September 1807 von 
dem bisherigen Adminiftrator geitelle werden, die Rechnungsablage vom erften 
October bis legten December 1807 fille in den Gefchäftsfreis der eintretenden 
‚Adminiftratoren, und wird mit der Rechnung für das ganze Etarsjahr 1807 
verbunden. Die eintretenden Adminiftraroren übernehmen alle Einnahmen und 
Ausgaben vom 1, Detober bis legten December 1807. — 


Die bisherigen Adminiftratoren verfaffen demnach eine Kaffeberehitung vom 1. Dcto; 
ber 1807 bis zum 1. Januar 1808. 

Die Kafferagbiicher und Hauptmanunlien follen deswegen im Laufe des Monats 
December 1807 vergeftalt in Ordnung geftellt werden, daß die Formirung der Kaffeberechnung 
am 1. Januar 1808 unaufhaltbar eintreten, und biefelbe am Tage der Ertradition mit 
dem Abſchluſſe vorgelegt werden kdune. 

In die genannte Kaffeberehnung werden alle Nenten aufgenommen, welche nad) 
dem 1, Detober 1807 bis zum 1. Januar 1808 verfallen, und wirklic eingegangen find, 
und alle Ausgaben eingeftellt, welche nach dem 1. October 1807 ' bis zum 1. Sanuar 1808 
verfallen, und wofür die Zahlungen wirklich geleiftet worden find, 

Die bisherigen StiftungdsAdminiftratoren enthalten fi vom 1. Januar 1808, 
angefangen aller Rentenperception, und leiſten feine andere Zahlungen, als welche fchlechters 

Br, XI. 54 
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dings unverfchieblih find; die Auslagen follen aber nicht im der Kaſſeberechnung; fondern 
unter der Nachweifung des Kaffebeftandes vorgetragen werden, 


Die Ausftände an den Renten, und die Retardaten an den Ausgaben eignen fich 
in die Gaffeberechnung nicht; fondern werden in abgefonderten Berzeichniffen vorgetragen. 


Don denjenigen Adminiftratoren, welche Naturalien zu verrechnen haben, muß aud) 
eine Materialberechnung für den Zeitraum vom 4. Detober bis letzten December 1807 
geftellt werden. 


Zur Erzielung einer gleihformigen Verrechnung der Einuahmen und Ausgaben in - 
der Ruͤckrechnung für den Zeitraum vom 1. Januar bis legten September 1807 und in 
der Rechnung für das Etatsjahr 180% wird die gegenwärtige Juſtruction mit einem Ans 
bange begleitet, wodurd diejenigen Renten und Ausgaben bezeichner find, welche iu die 
genannte Ruͤckrechnung aufgenommen, und welde in die Nechnung für das Eratsjahr 1807 
eingeftellt werden follen. 


c) Die bisherigen Etiftungs » Adminiftratoren verfaffen über die mit dem Schluſſe 
des Monats December 1807 beftebenden Activ- und Paffivcapitalien, dann 
über die Activ- und Paſſivausſtaͤnde befondere detaillirte DVerzeichniffe, für 
deren vollftändige Angabe und Liquidität fie und ihre Erben fo lange zu 
baften verbunden find, bis die Aechtheit bderfelben durch die Rechnungen für 
dad neunmonatlihe Rednungsjahr 1807 begründet, uud die Liquidation von 
dem abfichenden und eintretenden Eriftungs » Adminiftrator gemeinfchaftlich 
vorgenommen werden kann. 


d) Die Stiftungsurfunden, die Aetivobligationen, die bereits abgelegten Rechnun: 
gen, bie Grund: Saal: Lagers Bücher, die Einhebungsregifter, die erledigten 
Aeren, und die Amtögeräthichaften find gleichfalls in befonderen Berzeichniffen 
darzuftellen. 


$. 4. 


Die Ertraditions:Commiffarien gehen am 1. Januar 1808 in alle Provinzen bes 
Königreiches ab; ein jeder der provijorifch, oder definitiv ernannten Stiftungs ; Adminiftrato: 
ren muß fi) an dem genannten Tage in dem Site des ihm angemwiefenen Diftrieres befinz 
den; den Commiffarien felbft werden für den Vollzug des ihnen ıbertragenen Gefchäftes 
nachitehende Vorſchriften ertheilt: 


a) Dem abtretenden fowohl ald dem anftehenden Griftungs » Abminiftrator 
muß der Tag der Ankunft ded Gommiffärd wenigft drei Tage vorher 
befannt gemacht worden. 


b) Der Commiffär erläßt gleich bei feiner Ankunft ein Circular an alle in 
bemfelben Diftricte gelegene Landgerichte, Pfarreien, an die allgemeinen 
Rentämter, an die Magiftrate der Städte und Märkte, und an die zur 
Zeit beftehenden, aber in diefer Eigeuſchaft nicht beftätigten Stiftungss 
Abminiftratoren, worin er denfelbea die Aus» und Einantwortung des 
Stiftungsvermdgensd ankuͤndigt, den Tag der bffeutlichen Verpflichtung 
und PVorftellung ded neuen Gtiftungs : Adminiftratord befannt macht, von 
den Landgerichten die Berfchaffung der Obleute ober Dorföführer, der 
bisherigen Zech- oder Kirchenprdbfte auf den Tag der Snftallation ges 
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finnet, und die Pfarrer, die allgemeinen Rentbeamten, die Buͤrgermei⸗ 
ſter der Städte und Märkte und die bisherigen Stiftungs-Adminiſtrato—⸗ 
ren nicht nur zur Vorlage der Refultate der praͤparatoriſchen Arbeiten 
für die Yusantwortung des Stifrungsvermögens, dann zur Ertradition 
der Kaffebaarfchaften an einem beflimmten Tage auffadert, ſodanu dies 
felben auch zur feierlichen Inſtallation des neuen Aominiftrators einladet. 


c) Die Commiffarien find ermächtigt, die bisherigen Stiftungtadminiftratos 


d) 


ren, welche die Präparatorien am Tage der Ertradition noch nicht vol 
endet haben, durch geeignete Zwangsmirtel biezu anzubalten, und den— 
felben einen fähigen DOberfchreiber zur Herftellung der Arbeiten auf Ko: 
ften der fäumigen Adminiftratoren zuzufenden. 


Don dem Tage der Ankunft bis zum Tage der Zuftallation ded neuen 


' Mominiftrators repidire der Commiſſaͤr die abgeſchloſſenen Kaffemanualien 


€) 


f) 


8) 
h) 


i) 


k) 


und Kaffeberechnungen , vergleicht die Auslagen mir den Belegen, zieht 
Bilanz und übergibt den Kaffebeitand dem neuen Adminiftrator. 

Die bei den Stiftungen ded Eultus von Pfarrern und Zechpröbften 
bisher geführte Gontrolle wird als aufgehoben erklärt, und die Zechſchein— 
ſchluͤſſel muͤſſen dem neuen Adminiſtrator übergeben werden, 

Die Naturalienvorraͤthe werden dem neuen Adminiſtrator nur in 
dem Falle ausgeantwortet, wenn bei den Stiftungen keine Oeconomen 
beſtellt find, auſſer deſſen verbleiben fie uuter der bisherigen Verwahr. 


Die Commiſſarien entfernen ſich während der Extradition nicht aus dem 


Sitze des Diſtrictes, fondern die bisherigen Adminiftratoren find verbins 
den ihre Mannalien, Kaffebaarfchaften und die übrigen präparatorifchen 
Arbeiten in dem Site des neuen Adminiftrationsdiftrisred vorzulegen, 
Die Verzeichniffe Über die Activ- und Paffiocapitalien, und über die 
Activ- und Paffivausftinde unterliegen nur einer allgemeinen Reviſion; 
die Hauprjummen werden in dem Prorofolle vorgetragen, 


Bon den Stiftungsurfunden und dem Verzeichniſſe Über die Activobliga— 
tionen wird eine gleichlautende Abfchrift genommen, 

Alle Anftände von Bedeutung, die auffalleuden Gebrechen der bisherigen 
Adminiftratoren werden zwar in dem Protofolle bemerkt, aber die Ertras 
dition foll durch die Unterfuhung derfelben nicht aufgehalten werden. 


Der Caffabeftand muß dem neuen Adminijtrator baar und ohne Abgang 


» überliefert werden; Haft: und Schuldfcheine der bisherigen Apminiftraz 


toren werden nicht angenommen. 

Bei den Stiftungen, bei welchen eine Haushaltung gefuͤhrt werden 
muß, wird einem Deconom ein Vorſchuß auf einen Monat zur Befriedis 
guug der täglichen Beduͤrfniſſe in Handen belaffen. 


Am Tage der Juftallation, welche mit einer paffenden Feierlichkeit bes 

gangen werden foll, begibt ſich ber Conmiſſaͤr in ein ſchickliches Local, 

erdffnet der Verſammlung den Zweck feiner Sendung, erflärt den Geift 

des organifchen Edieted vom 1. Detober 1807 durch einen deutlichen 
54* 
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umfaffenden Vortrag, nimmt hierauf die eidliche Verpflichtung des neuen 
Adminiftrators nach der anliegenden Eidesformel vor, und befchließt die 
Handlung durch einen allgemeinen Auftrag an die Vorftände der Gemein: 
„pen, dem neuen Adminiftrator in den einfchlägigen Geſchaͤftstheilen als 
N Königlichen Beamten Folge und Beiftand zu leiften, dann die übrigen 
Mitglieder der Gemeinden von der eingetretenen Perfonalveränderung zu 
unterrichten, und "läßt endlich fih und den meuen Adminiftrator das 
Handgelübde abitatten. 
os 1) Ueber den ganzen Verlauf der Aus: und Einantwortung wird ein Pros 
tofoll abgefaßt, dasfelbe von den berheiligten Fudividuen unterzeichnet, 
und an das geheime Minifterium des Innern eingefender, 


HH Abſchnmitt. 
Eognition des Stiftungsbermdgens. 
I. Eapitel. 


Formelle Vorſchriften für die Inpentarifation und Etatsformation. 


$. 1. 


Das geheime GCentralrehnungscommiffariar des Innern erhielt theild durch die or: 
gauifchen Gefege vom 29. December des vorigen Jahres, theild durch das organiſche Ediet 
vom 1. October 1307 den Auftrag, die Cognition des Stiftungsvermögens dergeftalt hers 
äuftellen , daß das feſtgeſetzte Verwendungsſyſtem im den biemit übereinftimmenden Verwal: 
tungöformen eheftens in vollfommene Wirfung und Vollzichung übergehen kbnue. 

Die allgemeinen und bejonderen Etiftungsadminiflratoren beginnen demnach ihre 
Sunction mit der Suventarifarion des Stiftungspermdgens: 

a) das Vermögen einer Eriftung beſteht: 
1) aus Xetivcapitalien, 
2) aus Mealitäten, 
3) aus nugbaren Rechten, 
4) aus Meobilien, 
5) aus Activausſtaͤnden, und 
6) aus Morräthen: 
a) an Geld, 
b) an Naturalien. 


Die erjten drei Theile bilden das Grund: oder Sundirungsvermdgen einer 


Stiftung; die übrigen drei Theile find mar zufällig, gebdren aber dennoch zur vollftändigen 
Ueberficht des ganzen Vermögens. 


b) Die Beilage I. enthält die Rubriken derjenigen ſechs Confpecte, welche für 
die Zufammenjtellung der Vermögens: Inventarifationd:Refultare angefertigt wers 
den muͤſſen. 


Es wird bei diefen, wie bei allen folgenden Formularien im Allgemeinen bemerkt, 
daß in denjelben mur Die ſyſtematiſche Eintheilung beibehalten werden muͤſſe, daß es aber 


’ 
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übrigens einem Abminiftrator überlaffen werde, Rubriken einzufchalten, wenn das Inventa⸗ 
rifarionsobject nach feiner Natur den gegebenen Rubriken nicht unterftellt werden kann; das 
bei follen aber alle zwedlofen Deraild nah Moͤglichkeit vermieden werden. 


c) Die Beilagen diefer Tabellen find: 


ein vollftändiges Verzeichniß der Metivcapitalien, unter Angabe des 
Schuldners, der Zeit der Dbligation, der Groͤße des Eapitald, der 
Duore und Berfallzeit der Zinfe und Hypothek; 


eine Befchreibung der Gebäude und Gründe, unter der Beftimmung 
ihrer Grdße und des MWerthes; 


ein erfchbpfendes tabellariiches Verzeichniß der boden; und grundzinfte 
gen Güter, unter Angabe ihrer Befiger, und verfelben ſtaͤndigen Reich: 
uiffe in Geld und Naturalien; 


drei tabellarifche WVerzeichniffe der Grunds, Leben: und Gerichtäunters 
thanen, mit dem Detail des Hoffuffes, ihrer ftändigen Geld; und Nas 
turalienreichniffe, und dem Anſatze des unftändigen Ertrages der Laudes 
mien, Relevien (Lehenreich) der grund- fehenz und gerichtöherrlichen Ta; 
zen und Eporteln; 


ein Verzeichniß der Zebentholden, der zehentbaren Gründe, der Zehentz 
theile, der Quantität der Zehentreichniffe in Geld und Naruralien jeder 
Art, wobei jedoch die Zehenten, weldye in eigener Regie befteben, und 
Diejenigen, welche entweder für Geld oder für Naturalien verpachtet find, 
abgefondert vorgetragen werden muͤſſen; 


eine: Befchreibung und Ecyägung der übrigen Rechte und Gewerbe, 
als der Fiichereir, Jagd-, Bierbrauerei:, Tafernrechte u. dgl, unter ber 
Ungabe des Titels der Ermerbung ihres Umfanges und Berriebö, und 
ihres reinen Ertrages; 


eine Befchreibung und Schaͤtzung der vorziglichen Mobilien, und ver 
tobt= und lebendigen Haus: und Baumannsfahrniß, wobei das Feder: 
vieh, das in einem niederen Werthe flehende irdene Küchengefchirr , und 
die Hauseinrichrung von unbedeutendem Werthe ganz mir Erillfdyweigen 
umgangen werden kann; 


mehrere vollftändige Werzeichniffe der Activausftände, naͤmlich an Gas 
pitalözinfen, an dem Ertrage der Realitäten und an dem Ertrage der 
Rechte, unter Angabe der Namen der Reftanten, der Natur, der Geld: 
und Naturalausftände, ihrer Liquidität und Einbringlichfeit. Diefer 
Verzeichniffe werden eben fo viele angefertigt, ald das zu behandelude 
Object, der Reinheit, Deutlichfeit und des ſchnellen Ueberblickes wegen, 
in Anfpruch nimmt; 

ein Verzeichniß der am Echluffe des Monats December 1807 beftan: 
denen Geld und Naturalvorräthe. 


Unter die Naturalien follen vorzüglid Getreid, Wein, Bier und Branntwein, Ho⸗ 
pfen, Gerſte, Malz, betraͤchtliche Vorraͤthe an Schmalz, Wachs, Honig, Holz, Heu und 
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Stroh aufgenommen, von allen übrigen aber, welche entweder nur im Fleinere Portionen 
vorhanden, oder in ihrem Werthe minder bedeutend find, foll Umgang genommen werben, 


Die Formularien für diefe Verzeichniffe und Befchreibungen liegen zum Theil fchon 
in den Formularien der Eonfpecte, zum Theil find fie durch die gegenwärtige Yuftruction 
bezeichnet worden, und größtentheild Pannen fie nah den Formularien, welche die Commif: 
farien für die Fuventarifation des Vermoͤgens der aufgebobenen Klöfter im Jahre 1803 er: 
theilt worden find, in analoger Unwendung angefertigte werden. 


6. 2. 


Die geſchoͤpfte Eoanition des Vermoͤgens liefert die Materialien für die den Stif— 
tungsabminiftratoren obliegende Erhebung der Rente: 


a) Diefe Nente gebt entweder aus dem Fundirungsvermbgen hervor, oder 
fie ift blos zufällig, Im erften Falle heiße fie die ordentlidhe, im 
zweiten Falle die aufferordentlihe Rente. 

b) Die Beilage 11. bezeichnet die Formularien der vier Tabellen, in welchen 
die Rente der Stiftungen dargeftellt werden muß, 


©) Die Belege diefer Tabellen find zum Theil die nämlichen Belege der Eon: 
fpecte Über das Fundirungsvermdgen, zum Theil fonnen fie von jedem Nds 
miniftrator ohue eine befondere WVorfchrift leicht verfaßt werden. 


d) In Beziehung auf die aufferordentliche Mente wird bemerkt, daß fich die 
Rubrifen 1. 11, 12, 13 auf alle drei Theile der Stiftungen 2, 3,4, 
5, 9 auf die Stiftungen des Eultus; und 6, 7, 8, 10, 14, 15 auf 
die Stifrungen der Wohlthärigkeit beziehen, und nach der Verfchiedenheit 
des zu behandelnden Objects in den einfchlägigen Confpecten aufgeftellt, oder 
weggelaflen werden muͤſſen. " 


e) Der Naturalgerreidertrag der Stiftungen fommt in dem Etat der Rente 
nur nach dem Gtatspreife in Anfag, daher fol für den Behuf eines der 
laufenden Preifen apprerimirenden Anſchlages der Maturalgetreidertrag in 
einem befondern Gonfpecte, wofür die Beilage IV. das Formular gibt, auf-- 
geführt werden. 


Su diefer Tabelle duͤrfen aber nur die Grundzinfe im Kornmaaße, dann die Gilt: 
und Zehentgetreide erſcheinen; Feineswegs aber jene Getreide angefeßt werben, welde als 
Producte aus der eigenen Deconomie in den Rechnungen zur Einnahme gebracht find. 


9. 3. 


Die Laſten, welche auf diefem Bermdgen liegen, werden mit den Renten in Bi: 
lan; gefegt. 
a) Sie find entweder ſolche, welche aus der Adminiftration des Vermögens, 
und aus der Erfüllung des Stiftungszwedes unmittelbar gefolget werden; 
oder ſolche, welche blos zufällig find. 


Die erften werden als ordentliche, die legten ald aufferordentliche LKaften 
vorgetragen. 
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b) 


Die Beilage III. gibt das Formular der drei Eonfpecte, im welchen die 
Laften der Stiftungen zufammen zu ftellen find. 


0) Die Rubriken für die Laften der Apminiftration befchränfen,, oder erweitern 


d) 


fih nach ber Zahl der Adminiftrationsobjecte, und find auf alle drei Theile 
des Stiftungsvermbgend anwendbar, 

Die Rubriken für bie Laften der Fundation find beifpielsweife für jede Gat⸗ 
tung des Gtiftungsvermdgend beſonders bezeichnet. 

Die Rubriken für den Eultus werden in allen Bezirken des Königreiches 
größtentheild zur Anwendung kommen. 


Die Ausgaben auf den Unterhalt der Schullehrer, auf Almofen und andere Zwecke, 
welche in Mangel zureichender Renten ver seinfchlägigen Stiftungen auf die Rente des Euls 
tus bereitd gelegt worden find, follen unter die außerordentlichen Laften, ald Suftentationds 
beiträge zu anderen Stiftungen eingereiht werden. 


f) Die Rubrifen für die Erziehung und den Unterricht find bald mehr, bald 


minder anwendbar, je nachdem die Zwecke der Stiftungen mehr oder weni: 
ger ausgebreitet find, z. B. die Rubrick 1. finder ihre Anwendung bei 
Stipendienftiftungen, die Rubriden 2, 3, 7, 8. find bei dem beutfchen 
und lateinifhen Schulfonde; die Rubrifen 3, 4, 6, 7, 8, 9. bei Pries 
fterhäufern, Seminarien u. dgl. aufzuführen, 


Ju dem Falle, wo die Stiftungen der Erziehung und des Unterrichtes nicht rein 
als folche erfcheinen, find die Ausgaben auf Nebenzwecke unter der einfdhlägigen befondern 
Rubrik vorzutragen, 


g) 


h) 


) 


Die Rubriken fuͤr die Wohlthaͤtigkeitsſtiftungen laſſen ſich in einem Formu⸗ 
lar nicht vollſtaͤndig aufzaͤhlen, indem die Art und Weiſe, die leidende 
Meufchheit zu unterſtuͤtzen; eben fo manigfaltig ſeyn kann, als es die Be⸗ 
duͤrfniſſe der Menfchen find. 

Die vorgetragenen Rubriken find daher nur als Beiſpiele zu betrachten, und 
geftatten für den Fall, wo ſich die Ausgaben auf die Fundation einer 
Stiftung ‚unter die gegebenen Rubriken nicht einreihen laffen, die erforderlis 
chen Zufäge, jedoch follen die einzufchaltenden Rubriken immer nur eine 
colleetive Anſicht gewähren, und feineswegs in unnäge Details zerfallen, 


Da einige Stiftungen die Ausftattung armer Mädchen und Juͤnglinge manch⸗ 
mal jum Hauptzwede haben koͤnnen, und diefe Ausftattung oͤfters nur 
als Nebenzwede erfcheinen, fo ift diefe Rubrik in dem nämlichen Formular 
zweimal aufgeftellt. 


$. 4. 


Für die Darftellung des Schuldenftandes der Stiftungen gibt die Beilage IV. 


dad Formular, 


Die Belege des Eonfpectes find- die Verzeichniffe der Paffiven unter der na= 


mentlichen Ausgabe des Gläubigerö, der Zeit der Obligationen, der Groͤße des Paffivcapis 
tals, der Quotes und Verfallzeit der Zinfe, des Unterpfandes u. dgl. 
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6. 5. 


Die Summen der vorftchenden Specialconfpecte werden in einem Generalconfpect, 
wofür die Beilage IV, das Formular bezeichnet, aufgenommen. 


$. 6. 


Die Eonfpecte liefern die Keuntuiß des Vermögens und des hierauf begründeten 
ftändigen Fundirungserats der Stiftungen, und dadurch wird der erfle und zweite Theil, der 
den allgemeinen und befonderen Stiftungsadminiftratoren bei dem Eintritt in ihre Zunction 
obliegenden Gejchäfte zur Erledigung gebradıt. 


Der dritte Theil der initiativen Geſchaͤftsfuͤhruung befteht in der Anfertigung des 
Sahresetars für das eintretende Etatöjahr 1807)8. 


Der Etat, welcher Über die aus dem ÖStiftungsvermdgen hervorgehende Rente, und 
über die auf demfelben ruhenden Lajten angefertigt werden muß, it demnad) zweifach) : 


der Fundirungsdetat und 
der Jahresetat. 


Der erfte euchält die Rente, welche bisher aus dem Stiftungdvermbgen hervorge— 
gangen ift, und die Laften, welche auf diefem Vermoͤgen theils bisher ſchon gelegen find, 
theild durch die eintrerende Veränderung in der Adminiftrarion, am die Stelle der vorigen 
Adminiftrariondlaften, gelegt werden. 


Der zweite euthäle nur die eingehende Rente und die zu tragenden Laften des 
folgenden Jahres. 


Der erfte diene filr die finanziellen Operationen in dem Gebiete der Stiftungen 
überhaupt, und für die Erhaltung des Gleihgewichres in einer unbeitimmten Folgezeit. 


Die zweite dient nur für die Ergreifung der adminiftrariven Maaßregeln des 
künftigen Jahres, und für die Erhaltung des Gleichgewichtes auf Dielen Zeitraum. 


Der erfte enthält Feine Einnahmen an zurädbezahlten Activ- oder aufgenommenen 
Paffivcapitalien, an dem Erldfe aus verkauften Realiniten an beigetriebenen Ausftänden, 
und feine Ausgaben auf ausgelichene Activ- oder zuruͤckbezahlte Paflivcapitalien, 


Der zweite enthält die genannten Einnahmen und Ausgaben in dem Maafe, in 
welchen fie in dem nächften Fahre approrimativ erfcheinen werden, 


Der erfte wird nur mach vorgenommener Vermbdgensinventarifation, fonft aber nie 
wieder gejtellt. 


Der zweite muß vor dem Eintritt eines meuen Etatéjahres bei groffen Veränder 
ungen der vorjährigen Etatspoſitionen neuerdings angefertigt werden; die minder bedeuten: 
den Veränderungen werden nur in einer Anzeige vorgelegt. 


Die Stiftungsadminiftratoren find vor der Hand nur mit der Ausfertigung des 


Sundirungsetats beauftragt, der Jahresctat bleibe bi6 zum Erfolge der einfchlägigen 
Inſtructionen andgefegt, 


Dad geheime Eentralrehnungs:Commiffariat ded Inuern wird angewiefen, die For: 
mularien für den Jahresetat unter Anwendung der gegebenen ſyſtematiſchen Haupteintheiluns 
gen zu entwerfen, und bis Ende des erften Semeſters 180Z dem geheimen Minifterium 
bed Jnnern zu übergeben, worauf nad) vorläufiger Priifung dieſes Entwurfes die definitive 
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Annuhme deſſelben erfolgen wird. Diefen-Schematismus- muß zur gleicher Zeit deu. Schemas. 
tismus für Rechnungen einer Stiftungsadminiftration liefern. 


; U. Eapitel. 
Materielle Worfhriften für bie Inpentarifation und Etatsformation. 


G. 1: : 
Das Bermbgen, die Rente, und die Laſten, dann der Fchuldenfland werden nach 
jenent3aftande erhobem in ı weldyem. fie: ſich am Iten Jauuar 1808 darſtellen. 


$. 2. 


Die: Wetiocapitalien und derfelben Zinfe find aus. den vorhandenen Gapitalbikhern, 
aus‘ dem abgefchloffenen Rechnungen, und aus den Kaffamanualien zu entnehmen, 


$. 3. 


Die Realiräten- einer jeden einzelnen Stiftung werden aus beu ſchon vorhandenen (zur 
Zeit noch anwendbaren) Beichreibungen und Schägung ihrer Qualitaͤt/ Quantität und ihres Wers 
thes erhoben; im Mangel. einer früheren Beichreibuug und Schägung hat der Adminiſtratot 
entweder zwei fachverftändige Männer an Ort und Stelle abzuordnen, und nachhin ihre Ans 
gaben zu protocolliren, oder mach der Wichtigkeit des Objectes den Augenfchein felbft vorzus 
nehmen, 

Bei der Abfchägung der Gründe fol der Flaͤcheninhalt in allen Theilen des Abnigs 
reiches nach dem Tagwerke zu 40000 Quadratſchuh, und zwar nach dem Augenmaaße ans 
geſchlagen werben. 

Die Beftimmung des Werthes unterliegt den Local-Uebungen und Obſervanzen; ber 
Anfay im Gelde muß jedoch nad dem 24 gt in die Reduction gebracht werden. 

“ Bei der Angabe des Werthes der Realitäten foll vorzuͤglich auf den Uunterſchied der 
Productionsfähigkeit, und die Qualification des Befiges, ob fie ein volles oder nur ein nußs 
bares Eigenthum der Stiftungen, und mit welchen Servituten belafter find, geeignete Ruͤck— 
fiht genommen werben. 

Sind die Realitäten einer Stiftung auffer dem Adminiftrationsdiftrifte gelegen, fo 
hat der Adminiftrator die Beſchreibung und Schägung von derjenigen Adminiftration zu res 
quiriren, inner deren Diftrier die befragliche Realitär entlegen it. Daher werden die Xb: 
miniftrationsdiftriere, und die Stationen einer jeden Provinz einem jeden Adminiftrator befannt 
gemacht, weil die Vermögenstbeile einer Stiftung nicht nur auffer dem Adbminiftrationsdis 
firiere , fondern auch in einer andern Provinz ded Königreiches liegen fonnen. - 


6. 4 


Die Bodenzinfe, die Grundzinfe, die Gattergilten, die Reichniffe der Grundunterthas 
nen in Geld und Naturalien, die grundherrlihen Scharwerföpräftarionen in Geld und Natur, 
die Paudemien Taxen und Sporteln von Girerveräuderungen find aus den einfchlägigen 
Stiftregiftern, Grund, Saal: Lagerbiichern und Rechnungen zu erheben. 

Da die Reduction des Gerreides in die Münchners Mäferei für einzelne Adminiſtra⸗ 
toren eine ſchwere, oder gänzlich unldsbare Aufgabe feyn dürfte, indem die Getreid s Reduce 
tionen noch nicht allgemein befannt find, fo foll das Verhältuiß der verſchiedenen Mäffereien 
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einer Provinz zur Miünchnermäferei den Abminiftratoren durch die Geueral: Landes: Com⸗ 
miffariate mitgetheilt werden. 


Das Verhältniß der fchwäbifchen zur Mänchner Mäfferei ift bereits unterm 11. Fe⸗ 
bruar 1804. durch das Regierungsblatt für die Provinz; Schwaben (V, Stuͤck) befannt ger 
macht worden, auf welches die Stiftungsadminiftratoren der Provvinz Schwaben verwieſen 
find, 

Zur Erleichterung ded Gefchäftes wird den Gtiftungsadminiftratoren dad Tafchen- 
buch des Matbiad von Lori für das Fahr 1807 welches in Straubing und München im 
Verlage zu finden ift, und der bei dem Buchdruder Franz Hdbfhmann, in Münden aufs 
gelegte Handfalender als ein practifcher Leitfaden biefer Reductionen empfohlen. 

Der Abminiftraror mag in den Beilagen der Gonfpecte allerdings die jeden Orts 
übliche Mäfferei vortragen; die Summen der einzelnen Belege werden aber nach der Mündhs 
ner Mäfferei redueirt, in diefem Maaße zu Geld angefchlagen und in dem Confpecte ded Nas 
turalertrages (Beilage IV.) nah Muͤnchner Schäffeln angefegt. 


Für den gleichformigen Anſchlag der Naturalten werden folgende Preiſe beflimme 
ein — — Weitz, Kern und Erbſen 15 fl. 
Korn und Linfen 12 fl. 
— — Gerſte — — 9 fl. 
— — Haber — — 5 fl. 
Ein jeder Adminiſtrator wird hieraus den Anfchlag der übrigen bier nicht genann⸗— 
ten Früchte bemeffen Ehnnen. 
Der Küchendienft wird nach den in den Grund» Gerechtigkeitöbriefen beftimmten 
Zahlungspreifen angefchlagen, oder, wenn bderfelbe bisher in Natur gereicht worden ift, nach 
‚den für die allgemeinen Rentämter desfalld regulirten Preifen beredynet, 
Die Natural: Scharwerls Präftationen find in einem verhältnißmäffigen Geldan— 
ſchlage anzufeßen. 
Die Laudemialgefälle , die grundherrlihen Taxen und Eporteln müffen aus Durds 
fehnittöberechnungen von zwanzig Jahren gezogen werden, 


$. 5. 


Die lehenherrlichen Rechte find in verſchiedenen Provinzen verſchiedener Natur. Zu 
der Provinz Bayern find diefelben durd den Begriff, welchen das Civil: Gefegbuch für die 
Leben aufftellt, vollftändig bezeichnet. 


Sn der Provinz Franken haben die lehenherrlichen Rechte die Natur der grund— 
herrlichen Rechte. Es muͤſſen daher in der Provinz Franken die Erträgniffe der lehenberr« 
lihen Rechte diefer Urt unter deu Erträgniffen der grundberrlichen Rechte vorgetragen werden. 

Die eigentlichen Lehenunterthanen werden aus den Lehencataftern, oder Lagerbücern, 
und ihre Reichniffe, welche größtencheild nur unftändige Relevien, Taxeu und Eporrela 
find, aus den Rechnungen ‚und. Manualien im 20jaͤhrigen Durchſchnitte gezogen. 


N $. 6. 
Die zehentherrlichen Rechte bilden einen der wichtigften Theile des Stiftungsvermds 
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gend, und der Rente; aber eben darin werden die Stiftungsabminiftratoren auf bie größten 
Schwierigkeiten ſtoſſen. Ed follen nicht nur die Zehentholden, fondern aud die zehenrbaren 
Gründe nach ihrem Flächeninhalte angegeben, und die Zehenterträgniffe aus den Rechnungen 
im Durchſchnitte erhoben werden. 

Allein bei den wenigften Stiftungen werden fich Zehentbefchreibungen vorfinden, oder 
wenn aud) einige vorhanden find, für die Loͤſung der vorliegenden Aufgabe nicht genügen. 

In diefem Halle bleibt Fein anderer Ausweg übrig ald mit Zuziehung der Zehents 
träger, und anderer Sache- und Ortskundiger Individuen die Zehenrholden und den Flächen: 
Juhalt der zehentbaren Gründe approrimativ, und den Zehentertrag aus den Rechnungen zu 
erheben, 

Die ordentliche Befchreibung der zehentbaren Gründe durch ben Kocalaugenfchein bleibt 
dem Monate Zunius des Etatsjahres 180Z vorbehalten, 

Die Zehenten, weldhe auf Grundgerechtigkeit oder Erbpacht verlaffen find, geben ei: 
me aus den Lagerbuͤchern und Rechnungen zu entnehmende ftändige Rente, die Zehenten bins 
gegen, weldye nur auf Zeitpacht verliehen find, oder in eigener Regie benägt werden, und 
die Laudemien, Zaren und Sporteln von den auf Grundgerechtigkeit verlichenen Zehenten ges 
ben eine unftändige Rente, welche aus den Rechnungen nach einem 21» oder 20jaͤhrigen 
Durchſchnitte nach Derfchiedenheit der genannten Objekte erhoben werben foll. 

Wenn nun aber die Aljährige Durchfchnirtöberehnung bei dem mangelhaften Zuftan: 
de vieler Stiftungsrechnungen zu vielen Schwierigkeiten und einem zu großen Zeitaufwande 
unterliegen follte, fo muß bei den Zehenten in eigener Regie gleichwohl eine Zjährige Durch 
ſchnittsberechnung genügen, oder im dufferften Falle der Ertrag des Jahres 1806, weldes 
eine mittelmäffige Zruchtbarkeit hervorgebradht hat, als Maafftab zum Capitalanfage, oder 
ald die Jahresrente angenommen werben, 

Das Nftergetreid, und das Zehentftroh kommen im feinen Anfchlag, 

Der Grin, Schmaalfaat:, Obft: und Blutzehent unterliegt in Fällen, wo er nicht 
ſchon in eine ftändige Geldreichniß verwandelt worden ift, einer 10jaͤhrigen Durchſchnittsbe⸗ 
rechnung. 

Die Preife, nad welchen die Natural » Zehenterträgniffe angefchlagen werden muͤſſen, 
find die nämlichen, wie bei dem Ertrage der grundherrlichen Rechte. 


$. 7. 


Die Zurisdietionsunterrhanen muͤſſen aus den Hofanlagsbuͤchern ausgezogen werden, 


Der Ertrag der Gerichtöbarfeit unterliegt einer 10jährigen Durchſchnittsberechnung; 
die Gerichts: Scharwerfgelder kommen in ihrer befannten Grdße zum Anfage; in dem ons 
ſpecte des Vermbgens erfcheint nur der nach Abzug aller Verwaltungskoſten beftehende reine 
Ertrag im Gapitalsanfchlage. 


$. 8. 


Die Beſchreibung umd der reine Ertrag aller übrigen nugbaren Rechte und Gewerbe 
ergibt fi) aus Regiftratursproduften und Rechnungen, wobei jedoch die Adminiftraroren mit 
aller Aufmerkfamfeit zu verfahren, und den ſummariſchen Auffägen der vorhandenen Medys 

55* 


— 


—*— 
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nungen nicht unbedingten Glauben beizumeſſen; ſondern den reinen "Ertrag mit ‚voller Webers 
zeugumg zu berechnen ‘haben. 


6. 9. 
Der einjährige Ertrag der Mechte wird in dem Eonfpeete des Vermbgens durchaus 


zum Capital erhoben, und zwar der ffändige Ertrag durch die "Muftiplication mit 30 
und der unftändige Ertrag durch die Multiplication mit ‘25. 

Unter dem ftändigem Ertrage wird diejenige ‘Rente verftanden,. welche in ihrer res 
gulirten Groͤße in Geld oder Naturalien in einem Yahre, wie in dem ‘andern unverändert 
bleibt ; unter den unftändigen Ertrag hingegen gehdrt diejenige Rente, deren nicht regus 
firte vr @rdße fih nur bei dem. wirklichen Einfluße, folglich erft am Schluße eines Jahres bes 
ſtimmen läßt. z. B. die Vodenzinfe, die Grundziufe, die Stiften, die Gilten ſind ein 
ftändiger Ertrag ; hingegen die in eigener Regie benügten, und auf die ‚Dauer. eined Jahres 


verpachteten Zehenten, die Laudemien, Relevien, Taxen und Sporteln aller Art gewaͤhren 


nur einen unſtaͤndigen Ertrag. 
$. 10. 


Für deu. Conſpect der Rente wird: durdyand der ‚rohe oder: Bruttoertrag eines Yabs 
red angefegt,. und zwar in ber Abſicht, um das Verhaͤltniß der Diſtricte unter ſich, und die 


-Koften der Adminiſtration bemeffen zu kdunen. 


$. 11. 
Die unftändige, aufferordentliche Rente eines Jahres wird im Allgemeinen dutch 


eine 10 oder 2Ojährige Durchfchnirtöberechnung erhoben. 


Bei den regulirten verordnungsmäßigen Süftentarionsbeiträgen findet eine Durch⸗ 
ſchnittsberechuung der bekannten Groͤße wegen nicht ſtatt. 


$. 12. 


Da bie Liquidation der Mctivcapitalien und der Wctivausftände an den Menten 
bei der angeordneten abgefürzten Amssertradition - nicht vorgenommen werben kann, fo wird 
bieräber befonders feftgefegt : 


a) die abftehenden fowohl, als die eintretenden Abminiftratoren find beauftragt, 
gleih nach vollzogener Aus: uad Einantwortung der Gaffen, die Vermoͤgens— 
Snvenrarifation mit der Liquidation der Netivcapisalien und der Activaus— 
ftände zu beginnen, darüber ein ordentliches Liquidationsprotscoll nach den bes 
ftehenden Uebungen zu verfaffen, und ein Duplicat hievon an das geheime Mi; 
nifterium des Junern einzujenden, welches dad geheime Gentralrehnungscom; 
miffariat auf eine firenge Revifion diefer Prorocolle hiedurch anmeifer, 
In dem Falle, daß ein Capital oder ein Ausſtand erweislich nicht liquid ſeyn 
follte, bat der neue Adminiſtrator den Erfaß von dem vorigen Adminiftras 
tor auf der Stelle zu fordern, welchem der Regreß gegen den angegebenen 
Schuldner oder Reftanten vorbehalten bleibt, wenn gegen die vorgelegten Ber 
weife der Illiquiditaͤt noch rechtlihe Einwendungen ftattfinden follte. 


c) Wenn aber der angegebene Schuldner oder Reftant die Forderung widerfpricht, 


b) 


’ 
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und bie sgeleiftete Zahlung durch eine Quittung, oder das Einſchreibbuͤchel, oder 
durch unverwerflihe Zeugen nicht beweifen kann, fol der neue Adminiftrater 
auf die Tilgung des Gapitales, oder des Ausſtandes von Geite des Schuld: 
ners oder Reftanten unverweilt andringen und den Widerfpruch in den Rechts⸗ 
weg vermweifen. 

d) Die im : Folge der Liquidation eingehobenen Capitalien und Ausftände mäffen 
von ‚dem ‚vorigen Adminiſtrator in dem Protocolle befonderd angemerkt werben. 


e) Die oberfte Euratel wird im Laufe des Finftigen Etarsjahres jene Maafre: 
geln ergreifen, durch welche die Ueberzeugung von ber Mechtheit der einges 
fendeten Liquidationsprotocolle, oder von einem zwifchen dem vorigen und dem 
nenen Adminiſtrator verabredeten Betruge gefchdpft werden kann. 


f) Die Adminiftratoren find zugleich ermächtigt, bei der Liquidation der Activ⸗ 
ausftände mit den Reftanten eventuell zu unterhandeln, wie viel fie an dens 
felben im hoͤchſten Anſatze baar entrichten wollen, wenn ihnen der Weberreft 
gaͤnzlich nachgelaffen würde, 


Diefer Aeuſſerung haben die Adminiftratoren ein pflichtmäßiges Gutachten über das 
Quantitative :ded. Nachlaſſes beizufegen, und zu diefem Eude die erforderlichen Colonnen in 
dem: Liquidationdpeotocolle einzufchalten, worüber nach vollendeter Revifion die definitive Als 
lerhoͤchſte Entſchließung erfolgen ‚wird. 


9. 13. 


‚Unter den ordentlichen Laften der Adminiftration erfcheinen bie Beſoldungen, Pens 
“onen und die: Regieexigenz: 


a) Unter die Befoldungen werden nur die Gehalte deöjenigen Perfonals aufgenom; 
men, weldes nad dem Wellzuge der Drganifation der Stiftungsadminiftration 
noch activ bleiben wird. Unter diefes active Perfonal gehoͤren: 

der Stiftungsadminiftrator, 
der Amrödiener. 


Die Bezüge des Adminiftratord und des Umtedienerd find in dem nachſtehenden IIT. 
Abſchuitte IV. Gapitel der gegenwärtigen Jaſtruction beftimmt, an welcher Stelle auch die 
Verrechnungeweife diefer Bezüge ſowohl in dem Erat ald in der kuͤnftigen Rechnung näher 
bezeichnet if. i 

Die Befoldungen der zur Zeit ſchon beftehenden Adminiftratoren kommen unter bie; 
fer Pofition nicht in Auſatz; denn entweder find es Individuen, welche bei der Drganifation 
old Stiftungsadminiftratoren oder ald Deconomen wieder verwendet worden find, oder nicht, 

Im erften Falle aber wird das durch die Organifation feftgefegte Gehalt eines Stif⸗ 
tungsadminiſtrators in den Etat aufgenommen; ein vormaliger Mehrbezug wird unter die 
Entſchaͤdigungspeuſionen angefegt und die dermaligen Bezüge der Verwalter der MWohlthärigs 
feiteftifrungen und der Jufpectoren bei Seminarien, welde ald Deconomen beibehalten : werden 
konnen, find unter die einfchlägige Pofition bei den Laften der Fundation aufzunehmen, 


Im zweiten Falle eignen fi die Individuen zur Quiedcenz, in welchem Falle dann 
der Quiedcenzgehalt vor der Hand nach den Beftimmungen der allgemeinen Dienſtespragma— 
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tie vom 1. Januar 1805 ausgeſchlagen, und unter den Laften der Penfionen angefeht wer: 
den muß, 

Sind ed aber Individuen, welche in Beziehung auf ihre bisherige Adminiftration 
zu dem ‚Stande der Staatsdiener gar wicht gezählt werden konnen, oder die Adminiftration 
gegen den Bezug eines Functionsgehaltes nur als Nebengeſchaͤft gefuͤhrt haben, fo werden 
fie in diefen beiden Fällen ihrer Function ohme einige Enrfhädigung gänzlich entlaffen, 


Nach diefer Aufiche werden die Deputate der Pfarrer für die Rechuungsaufuahme, 
die Deputate der Zechpröbfte und Heiligenpfleger, die Beiträge, welche die Stiftungen und 
die Communalcaffen für die den Magijtraren bisher anvertraute Verwaltung des Stiftungs— 
vermoͤgens geleifter haben, alle Honorarien und Deputate der bisherigen Stiftungsverwalter, 
welche durch die eintretende Organijarion entbehrlich werden, und die von den allgemeinen 
Rentämtern aus den Stiftungen genoſſene Bezige in dem Etat der Laften in feinen Anfchlag 
gebracht. 

b) Unter den ordentlichen Venfionen werden nur ſolche aufgenommen, welche zur 

Zeit ſchon auf das Stiftungsvermdgen gelegt find, oder durch die Quiescirung 
eines ſchon beſtehenden Adminiftratord ausgefprochen werden müßten. 


Ob fidy gleich die. Penfionen auf diefe Weiſe nur nad) dem Stande des 1. Januar 
1808 darftellen, fo laͤßt ſich doch auch bei der großen Weränderlichkeit diefer Laften und bei 
der fucceffiven gänzlihen Heimfäligkeit der aufferordentlichen Penfionen . aus der Secularifas 
tion, aus einer Durchſchnittberechnung fein approrimativer Calcul ziehen, daher kaun eine 
Durchſchnittsberechnung bier nicht angewender werden. 


c) Die Übrigen Ausgaben der Regie werden nad) ihrem rohen Ertrage, ohne br 
zug des Erlöfes, angefegt, wobei vorzüglich bemerkt werden muß, daß die Kor 
fien der Unterhaltung der Gebäude zum Behufe der Gilt: und Zehutgetreide, 
der Deconomie und der Gewerbe unter diefe Regieausgaben aufzunehmen find. 


Wenn aber die Koften der Neparationen ber genannten Gebäude mit den Repara: 
tionsfoften der eigentlihen Stiftungsgebäude vermifcht und in den Rechnungen nicht ausgefchies 
den find, fo foll von allen Bauausgaben eine verhältnißmäßige Summe abgeſchlagen und fir 
die Unterhaltung der Zehentfiädel, Getreidfäften, Deconomiegebäude, Bräuhdufer und ders 
gleichen angefegt werben. 


Im Aufferften Falle Faun durch Werkmeiſter angegeben werden, welche Summe jedes 


einzelne Gebäude zur Beftreitung der Unterhaltungsfoften im 3Ojährigen Durchfchnitte er: 
fordern würde. 


Die Urſache, daß die Koften der Unterhaltung der Gebäude hier nach dem Durch⸗ 
fohnitte erheben werden, während in dem Etat bed nächften Jahres nur die Koften derjenigen 
Reparationen erfheinen, welche nad) voraufgegangener Befichtigung vorgenommen werden 
muͤſſen, liegt darin, weil der Gonfpect der Laften nicht die Ausgaben des künftigen Eratö: 
jahres; fondern überhaupt die auf dem Vermögen ruhenden Lajten darftellen ſoll. 


$. 14. 


Die Laften der Fundation erjcheinen aus den Stiftungsurkunden, und vorziglicd aus 
den Rechnungen, Die in den Formularien bezeichneten Rubriten werden zwar in den wenigr 
ften Stiftungsrechnungen rein ausgeſchieden feyn, da aber bei einem Adminiſtrator eine voll 
ſtaͤndige Rechnungs; und- Geſchaͤftskunde vorausgefegt wird, kann die Ausfcheidung mach ges 
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nommener Einfiht des Detaild aller zufammengreifenden Rechnungen einer Stiftung feinem 
Anftanbe unterliegen. 


$. 15. 


Die ftändigen Laften werden in ihrer befannten Größe, und die unfländigen in je 
nen Größe angefegt, welche ſich nach einem 10 — 29 oder 3Ojährigen Durchſchnitte für ein 
Jahr darſtellt. 


9. 16. 


Zu Hinſicht der Liquidation der Paſſivcapitalien und Zahlungsretardaten werden die 
Adminiftratoren auf den vorftehenden $. 12. zur analogen Anwendung verwiefen, 


$. 17. 


Alle ordentlichen und aufferordentlihen Laften muͤſſen in fpeciellen Berzeichniffen, 
und Durchſchnittsberechnungen im Detail nachgewiefen werden, und es hänge nur vom der 
Fähigkeit und dem Eifer der Adminiftratoren ab, die höhere Behbrde diesfalls zufrieden zu 
ftellen. Eine befondere Aufmerkſamkeit fol den Verzeichniffen der ordentlichen und aufferor; 
dentlichen Penfionen, den Verzeichnißen über die Functionsgehalte der Vorftände, Dekonomen, 
Merzte, Hebammen und dergleichen, und den Verzeichniffen derjenigen Individuen, welche ſich 
in dem Genufße der Stiftungsrente befinden, gewidmer werden, 


$. 18. 


Die oberfte Stiftungseuratel wird zwar im Laufe des Etatsjahres 180% einem je 
den Adbminiftrator das Verzeichniß aller inner feiner Diftricte gelegenen Stiftungen mitcheilen, 
deffenungeachter wird ed Pflicht der Aominiftvatoren, andere in einem folden Verzeichniſſe 
nicht enhaltene und zur Zeit noch unbekannte Stiftungen auszuforfchen. 


$. 19. 


Das auffer dem Königreiche gelegene Vermögen der T riftungen wird gleichfalls in 
die Fnventarifation genommen, und zwar ohne Uurerfchied, ob von den auswärtigen Staaten 
der Sequeiter hierauf gelegt worden ift oder nicht. 

Das Vermögen folher Stiftungen, die Renten und die Laften werden in Specials 
confpeeten im Zufammenhange aufgeführt, und nur in dem Generalconfpecte wird dasjenige 
Vermögen, welches auffer dem Kdnigreiche liegt, und nur in dem Falle, wenn ed von den 
auswärtigen Staaten in die Sequeftratioıt genommen worden iſt, mit feiner Rente in einer 
befondern Beilage nachgewiefen, und der Ausitand au der. bereits; verfällenen Rente angezeigt. 


9. 20. 


Das inner dem Konigreiche Bayern liegende Vermogen der Stiftungen auswaͤrtiger 
Staaten wird nur im dem Falle in die Inventarifation genommen, und in abgefonderten Con⸗ 
fpeeten nachgemwiefen, wenn auf das Vermögen der Bayeriſchen Stiftungen in den nämlichen 
auswärtigen Staaten der Sequefter verhängt worden ift. 


$. 21. 
Der biöherige und der eintretende Adminiftrator haften für die Reinheit und Nach—⸗ 
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haltigkeit der Conſpecte und ihrer Belege, welche aus diefer Urſache von beiden gemeinſchaft⸗ 
lich zu verfaſſen, zu unterzeichnen und zu fertigen find. 


$. 22. 


Wenn gleidy in der vorliegenden Juftruction das Formelle und Materielle des Gi 
ſchaͤftes in einer gedraͤngten Anſicht bezeichnet worden iſt, fo kaun doch keineswegs mißfänar 
werden, daß beſondere Local: und Provinzialverhältniffe eine nachträgliche Erläuterung diefer 
Inſtruction nothwendig, oder nuͤtzlich machen. 

Die Stiftungsadminiftratoren werden demnach aufgefordert, alle vernuͤftigen Anftäus 
de in befondern Berichten au das geheime Minifterium des Innern darzuftellen, worauf bie 
Erläuterung der gegenwärtigen Jnftruetion, und bie Befcheidung der Anftände erfolgen wird, 


i $. 23. 


Die Stiftungen find in drei Claffen getheilt, eine jede Claſſe wird in abgefonderten 
Conſpecten dargeftellt, die Zahl diefer Couſpecte beläuft fich für jede. Elaffe der Stiftungen 
auf 15, nämli 6 für die Ueberficht des Vermögens, 2 zur Ueberſicht der Rente, 1 zur 
Ueberficht des Naturalertrages, 3 zur Ueberſicht der Laften, 1 zur Ueberfiht des Schulden: 
ſtandes. 

Es muͤſſen demnach für einem Diſtrict, inner welchem alle 3 Claſſen der Griftuns 
gen vorhauden ſind, 45 Specialconſpecte und ein Generalcouſpect zur Vorlage gebracht 
werden. 

$. 24. \ 

Die Adminiftratoren erhalten den Auftrag, die Suventarifarion und Etatsformation 
dergeftalt zu befchleunigen, daß die Mefultate derſelben mt dem Schluße des erfien Seme—⸗ 
fterö des Gratsjahres 1807 dem geheimen Minifterium des Innern unfehlbar vorgelegt 
werden kdunen. Denjenigen Adminiftrarorem, welche diefer Forderung nicht genuͤgen, wird hie: 
durch erbffnet, daß eigene Commifjarien zur Vollendung der Inventariſation und Eratöformarion 
auf Koften der fäumigen Adminiftratoren abgeordnet werden. 


1 Abfhnite 
Competenz der äufferen Stiftungsadminiftratoren. 


I. Capitel. 
Verhaltniſſe der äuſſeren Adminiſtratoren zur oberſten Euratel. 


9. 1. 


Das geheime Miniſterium der Junern übt die oberfte Guratel durch das geheime 
Gentralrechnungscommiffariat des Innern aus, und erläßt die Befehle und Beſchluͤſſe an die 


‚ Aufferen Aominiftratoren entweder unmittelbar dur Wllerhöchite Referipte, und mittelbar 
durch die Ausfertigung des genannten Commifjariates. 


2 
Die Aufferen Adminiftratoren find demnach nicht nur dem geheimen Minifterium des 
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Innern, an welches fie alle Berichte erftatten; foudern. aud dem geheimen Gens 
tralrehnungscommiffariate ded Innern untergeordnet, und honoriren alle von demfelben aus— 
gehenden Befehle und Beſchluͤſſe in allen dayin unmittelbar gewiefenen Gegenftänden, 


-$ 3. 
Die Generalcommiffariate wirken auf die Königlichen allgemeinen und befondern 
Etxiftungsadminiftrarionen nur in jenen Fällen, in welchen fie durch Allerhoͤchſte Referipte be; 
onders hiezu ermächtiger werden, 


g. 4. 


Die bifher beftandenen Stiftungs Euratelen und die Landesdirectionen, dann der 
Kirchenadminiftrationsrath in München find in Bezug auf die Verwaltung des den Kbniglis 
chen Adminiftratoren anvertrauten Stiftungsvermdgens durch das organiſche Edict vom erften 
Dctober 1807 mit dem Eintritte des erften Januars 1808 gaͤnzlich auffer Function gefegr. 


NM. Eapitet, 
Verbindlichkeiten der äuffern Adminiftrationen. 


$. 1. 
Erhaltung und Vermehrung ded Fundirungsvermdgens: 


a) In Bezug auf Gapitalien. 


Ein vollftändiges Verzeichniß aller Activcapitalien geht aus der Inventarifation bers 
vor; die Adminiftratoren haben aus diefem Verzeichniffe ein Capitalbuch zu verfaflen, wel: 
ches die beftändige Ueberficht der Gapitalien und dem augenbliclichen Abſchluß des Totalbe— 
trages gewähren muß. 


Die Adminiftratoren wachen für die Eicherheit der Capitalien, und find verpflich- 
tet, nicht nur über die Vermoͤgensumſtaͤnde der Echuloner gelegenheirlich ihrer Ambulanz von 
Zeit zu Zeit Kundfchaften einzuzieben, fondern auf den Fall, wenn die Gerüchte zweideutig 
find, die Gapitalien auf der Stelle aufzufinden und dem geheimen Minifterium des Innern 
hievon die officielle Anzeige zu machen, 

Die Aominiftratoren find verbunden, die dffentlihen Blätter, in welche die gericht: 
lichen Vorladungen von Gläubigern eingeruͤckt werden, auf eigene Koften zu beftellen und die 
darin enthaltenen Aufforderungen für den Fall, wenn ein Schuldner die Stiftungscapitalien 
nicht ſchon angegeben hätte, zum einſchlaͤgigen Dienftgebrauche zu benuͤtzen. 

Alle Über die Liquidirät der Netivcapitalien entftehenden Streitigkeiten und die bes 
eretirten Bergantungen derjenigen Anwefen, worauf Stifrungscapitalien haften, muͤſſen obne 
Zeitverluft zur Kenntniß der oberfien Euratel gebracht werden, welche die Stiftungefiscale zu 
den zweckmaͤſſigſten Einfchreitungen bei den Juſtizbehbrden anweiſen wird. 


Die Adminiftrationen koͤnnen den gätlichen Schuldennachlaf- Behandlungen nicht an: 
ders, ald eventuell und unter dem Vorbehalte der Allerhoͤchſten Genehmigung beitreten, 
Die Adminiftratoren find nicht ermächtiget, ein Activdarleihen zu geben, fondern fie 
Br. XI. 56 
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ſtellen in Gemäßpeit der dießfalld unterm 27, April d. $., an die Stiftungscuratelen erlaffenen 
Mormalverordnung, die bei den einfchlägigen Behörden vorläufig gewärdigten und vorfchrifts: 
mäßig belegten Gefuche und Unleihensrabellen am Schluße eines jden Monats in einem 
Eonfpecte nach dem unter dem Ziffer V. anliegenden Formular zufammen, und erhalten biers 
über die Allerhöchite Genehmigung. - 


Der Conſpect mup für jeden Theil des Stiftungsvermdgens befonders ausgefertigt 
werden, 

Ein genehmigtes Activdorlehen darf nicht früher ausbezahlt werden, ald bis ber les 
gale Schuldbrief vorliegt; die Adminiftrareren wachen Über die richtige Verwendung des Ga; 
pitald zu dem angegebenen Zwecke. 


b) Im Bezuge auf die Realitäten. 


Die Beſchreibung aller Realitäten wird aus den Refultaten der SJuventarifation ent: 
nommen; die Ndminiftratoren haben für die Confervation und beftändige Reectification diefer 
Befchreibung zu forgen, und darin alle eintretenden Veränderungen vorzumerken. 


Die, oberfie Curatel wird nach genauer Cognition des -Stiftungsvermdgend einen 
allgemeinen Beſchluß faffen, welche Realitäten für die Zukunft im eigener Regie benägt wer: 
den, und welche durch den Öffentlichen Verfauf des Privateigenthum unter der Begründung 
einer fländigen Rente für die Stiftungen übergehen follen. 

Die Adminiftratoren begegnen allen Gefahren, wodurch der Verluſt der Gebäude 
und Gründe herbeigeführt werden Üdnnte, durch zeitige und zweckmaͤſſige Einfchreitungen, und 
baften für alle Echäden, welche aus dem Unterlaffe der Anwendung geeigneter Mittel ent: 
fteben. 

Der Belisftand und das Eigentbum der Realitäten muß gegen alle fremden Eins 
griffe vertheidiget, und jede hierüber beginnende Streitigkeit der oberſten Guratel angezeigt 
werden, 


c. Jm Bezug auf die Rechte, 


Die Eognition der Rechte, wird gleichfalls aus der Juventariſation gefchbpfr. 

Die Adminiftratoren find angewiefen aus den einzelnen Verzeichniffen über Bodens 
und grundzinfige Guter, über die Güter im Obereigentbume der Stiftungen, über die, lehenba— 
ren Güter, und über die zehentbaren Grinde ein vollftändiges umfaffendes Lagerbuch aufzu: 
ftellen, welches nicht mur die rentpflichtigen Güter und Gründe ; fondern auch die Namen 
der Befiger und die Geld: und Naturalreichniffe im Detail enthalten muß. 


Ueber die der Gerichtsbarkeit der Stiftungen unterworfenen Verfonen und Güter 
wird ein eigenes Gatafter verfaßt; die oberfte Euratel wird im Laufe des kuͤnftigen Etats: 
Jahres 180% die Entſchließung ertheilen, ob die Gerichtöbarkeit, welche einige Stiftungen 
ausüben, noch ferner durch die Adminiftraroren beforge, oder den Landgerichten incorporirt 
werden follte, 

Die Adminiftratoren wachen bei jeder Real- oder Perjonalverdänderung, welche auf 
den im Lagerbuche vorgetragenen Guͤtern und Gründen ſich .ereigner, für die Aufrechthaltung 
der den Stiftungen hierauf zuftändigen Rechte, und verfagen einer jeden Verhandlung, wos 
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durch die Rechte der Stiftungen gekränkt, oder die Guͤter von einer unverhältnißmäffigen 
Laft gedrädt würden, den grunds oder lehenherrlichen Conſens. 


Wenn über den Beſitzſtand oder das Eigenthum dieſer grund- oder lehenbaren Guͤ— 
ter ein Rechtsſtreit beginnt, find die Adminiſtratoren gehalten, der oberftien Guratel bievon 
die Anzeige zu machen, und bei den Juſtizbehorden Beine definitiven Erklärungen abzugeben, 
welchem eine Allerhöchfte Genehmigung nicht untergeftellt werden Eönne. 


Das Lagerbud muß, ald eine fortwährende Weberficht der von den Stiftungen ers 
worbenen Rechte, in einer foldhen Form geftellt ſeyn, daß die eintretenden Perfonalveräudes 
rungen bemerkt, und die Modificationen des aus den Rechten hervorgehenden Bezuges auf: 
gefährt, und die Vermehrungen der Rechte, und ihrer Nugungen nachgetragen werden 
fonnen. 

Die Adminiftratoren werden überhaupt die Größe ihrer Pflichten nicht mißfennen, 
welche ihnen im Bezuge auf die Eonfervation der Gapitalrealitäten: nnd Lagerbuͤ— 
der obliegen. 

Die Verfaſſung eines Grund; oder Saalbuches, worin eine detaillirte Beichreibung 
aller zu einem rentpflicytigen Gute gebdrigen Parcellen vorkbmut, bleibt einer näheren Be: 
flimmung vorbehalten. 2 


4. 2 ” 
Erhebung der Rente: 


a) Die Grundlage fr die Erhebung der Rente find die Capital-⸗, Realitätens, und 
Lagerbuͤcher. Das Detail der Perception ift entweder in den genannten Bd: 
ern ſchon enthalten, oder in befonderen Einhebungsregiftern nachgewieſen. 


b) fir die Erhebung der Rente find den Adminiftratoren Perceptiongftationen zu 
dem Ende beſtimmt, damit die renspflichtigen Yhdividuen, welche auſſer dems 
jenigen Rentamtebezirke, worin der Sig des Adminiſtrators feftgefegt iſt, ge: 
legen find, nicht gezwungen werde, ihre Schuldigkeir im Site des Adminiftra: 
tionsdiftrifres zu entrichten, die Adminiftratoren find demnad) verbunden, die 
Stationen im Laufe des Jahres dfters zu befuchen. 


Vor der Hand werden die Monate November, Januar, März, Juni und Septem; 
ber ald diejenigen Wonate genannt, in welchen die Ndminiftratoren ſich in eine jede Station 
zu begebeu und dort für dem angeordneten Zweck zu functioniren haben. 

In den erften zwei Monaten verfallen die Boden: und Grundzinfe, die Stiften, 
Getreidgilten, Küchendienfte, die Zehentreichnife, in dem Monate März werden die Ausftän: 
de hievon beigetrieben; in dem Monate Zuni treten ohnehin die Zehentverftiftungen ein, und 
der Monat September wird der Vollendung des Perceptionsgefchäftes gemwidmer. 

Fu dem Monate Derober werden die Rechnungen geftellt, und die Monate Decens 
ber, Februar, April, Mai, Juli und Auguft gehören den übrigen Berufsgefchäften der Ad— 
miniftratoren. 


©) Die Capitalözinfe haben Feine gemeinfchaftliche Verfallzeit; die vorwärts vers 

fallenen muͤſſen demnach gleihwohl in denjenigen Monaten eingehoben merden, 

in welchen der Adminiſtrator fi in der Station befindet; nur die Zinfe von 
56* 
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denjenigen Gapitalien, weldye bei Bürgern und Bauern aus dem Vermoͤgen 
des Cultus in der Provinz Bayern anliegen, werben nach der beftehenden Ues 
bung nah Michaelis bezahlt. 


Es ſteht uͤbrigens einem Schuldner frei, die Capitalszinfen auch auffer den genann- 
ten Monaten im Eiße des Diftriered zu erlegen. 


d) Die Adminiftratoren find gehalten, die Tage, au welchen fie fi in den Sta: 

tionen einfinden werden, jedesmal 14 Tage vorber auf den gewöhnlichen We— 

— gen bekannt zu machen, damit die rentpflichtigen Individuen für die Erlage 
ihrer Neichniffe vorläufig forgen koͤnnen. 


e) Um aber den Rechnungsſchluß im Monate October defto zuverläffiger bewirken 
zu fonnen, und der YPerception der Renten, welche erft am Schluſſe des Mos 
nats Eeprember verfallen, feine Zeit opfern zu müffen, follen alle Renten, 
welche erft am Echluffe des Monars September fällig werden, auf das neue 
Etatsjahr 180Z übernommen, und im Monate November eingefordert werden. 
Die Renten, welche auf das genannte Cratsjahr übertragen werden müffen, 
find in einem Auhange der gegenwärtigen Zuftruction näher bezeichnet. 


Es verfteht ſich demnach von felbft, daß, wenn am Unfange des Monats Septem⸗ 
ber keine Reggen fluͤßig, und die uͤbrigen Perceptionsgeſchaͤfte vollendet find, in dem erwaͤhn⸗ 
ten Donate Mine Ambulanz in die Stationen nicht mehr nothwendig fei. 


f) Bis über die vorrheilbaftefte Benuͤtzung der Zehentrechte nad gefchdpfter Eos 

gnition des Etiftungsvermdgens eine allgemeine Verordnung erlaffen werden 

⸗ kann, ſollen die im Jahre 1814 für die Verpachtung der Cameral- und Kir: 
chenzehente erlaffenen Beſtimmungen aud bei dem Zehenten der uͤbrigen Stif— 
tungen in analoge Anwendung gebracht werden. 

g) Da von einer ftrengen Erhebung der Renten die Eubfiftenz der Stiftungen 
abhängt, und die Adminiſtratoren in derfelben ihre eigene Subfiftenz nicht vers 
kennen werden, fo wird hierin feine Nachficht zugeftauden; Machläffe dürfen 
nur im jenen bejonderen Fällen, welche durch die Normalverordnung vom 18. 
Juni 1802 bezeichner find, begutachtet werden, 


h) Die bisher bei dem Kirchen : Adminiftrationsrathe in Minchen für die Etif: 
tungen des Cultus in der Provinz Bavern bejtandene Kirchenagentie = Depofis 
ten : und Goncurrenzcaffe wird am erflen Januar 1808 mit der Stiftungs-— 
Gentralcafje vereinigt, an welche fidy die Adminiftratoren in den einfchlägigen 
Geſchaͤften zuwenden haben, 


$. 3. 
Erleichterung der Lajten: 


a) Die Laften der Nominiftrarion find die Beſoldungen, die Penfionen und die 
Regie. 

Die Befoldungen der Adminifiratoren und ihrer Diener, dann die Penfionen der 
Quiescenten, Witwen und MWaifen haben ihre beftimmten Gröffen, weldye von den Adminiftras 
toren bei Vermeidung des Ruͤckerſatzes nicht üÜberfchritten werden Fönnen; dabei wird es 
aber eine bejondere Pflicht der Apminiftratoren, dafür zu forgen, daß die — Duie; 
centen für den Dienft der Sriftungen verwendet werden kdunen, umd daß die Penfionen an 
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Wirtwen und Waifen nicht auderd ald unter den bei der Regulirung beftaudenen Verhältnifs 
fen, und nicht über die beflimmte Zeit hinausgereicht werden. 

Die Koften der Regie vergrößern oder vermindern fi mad dem mehr oder minder 
befchränften Umfange der fubjectiven Kenntniffe und Thaͤtigkeit der Adminiftratoren. 

Es liegt auffer dem Zwecke der gegenwärtigen Juftruction, für diefen Gefchäftstheil 
vor der Hand umfaffende Vorfchriften zu ertheilen, die allgemeinen Grundfäge werden bei 
einem Adminiftraror vorausgeſetzt; die Refultate der Anwendung Fonnen erſt die Beſtaͤtigung 
oder Berichtigung dieſer Grundfäge herbeiführen, und ed wird im Allgemeinen nur fo viel 
bierüber beftimmt, daß die Adminiftratoren filr alle durch Gefchäftsunfunde oder Unthaͤtigkeit 
vergroͤſſerten Regiekoſten zu haften, und alle Schäden zu erſetzen haben. 

b) Der nämliche Fall tritt auch bei den Laiten der Fundation ein, Es ift Pflicht 

ber Adminiſtratoren, nad genommener, Kennrnif der Perfonal : und Local: 
verhältniffe die Frage: i 
„Wie der, Zweck des Fundarord mit dem geringſten Kortenaufwande er; ' 
„reicht werden fönne, und ob fi auch wuͤrdige Fudividuen in dem 
„‚Senuffe der Stiftungsrenre befinden ? 
geuau und immerwährend zu unterfuchen, und die Reſultate diefer Reflexionen der oberſten 
Euratel vorzulegen. 

c) Das uniüberfteigbare Maximum der Regiefoften und ber Laften der Fundation 
wird bei der Vorlage eines Yahreserars der oberften Guratel jedesmal feft: 
gefegt werden, 

Bis zum Erfolge des Schematisinus und der Juſtruction für die Auferrigung des 
Jahresetats find die Adminiftratoren auf cine eben jo vernuͤnftige als pflichtmaͤſſige Streuge 
in der Beſchraͤnkung aller Ausgaben angewieſen. 3 


$. 4 
Rehunngsablage. 


a) Der Verwaltung des Vermögens ftebt die Verbindlichkeit einer Rechuungsab: 
lage zur Seite. 
Die Inſtruction und der Schematiémus für die Anfertigung einer Stifrungsredy: 
sung wird mit dem Schematismus uud der Inftruerion fir ‚ven Zahresetat erfolgen. 
Bis dahin find die Adminiftraroren in ihrer Function Feineswegs gebindert, fie 
ftellen ihre Rechnungen für das Erarsjahr 1805 nad der bisherigen Form, 2 


b) Obgleich den allgemeinen Adminiſtratoren alle drei Theile des Stiftungsvermd— 
gend anvertraut find, und für einen jeden Theil eine bejondere Rechnung ab: 
gelegt werden muß, fo darf doch nur ein einziges Kaſſetagbuch geführte 
werden, für weldye das Formular in der Beilage Ziffer V. vorgefchrieben ift. 

Die Summen der einen Seite werden auf die folgende fortwährend Übertragen, da: 
durch wird der augenblicliche Abſchluß des Tagbuches erleichtert, uud der Kaſſebeſtand auf 
iner einzigen Seite erſichtlich. 

ec) Das Manual bilder das‘ Concept oder Rapular der Rechnung, es find daher 
für die drei Theile der Stiftungsrechnungen drei Manualien erforderlich. 
Alle Einnahmen und Ausgaben werden täglid in dieſe Manualien_ überrragen, 
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Bei dem Erfolge des Rechnungs: Schematismus werben bie Adminiftratoren zugleich 
dad Schema für das Manual erhalten; bis dahin koͤnnen die Manualien nach der beftchen- 
den Form geführt werben. 


II. Eapitel. 
Befugniffe der äuffern Adminiftratoren. 


$. 1. 
Die ‚Adminiftratoren Üben in Hinficht der Erhaltung des Vermbgens alle jene Rechte 
aus, welche einem Privateigenthämer nach den bürgerlichen Geſetzen zuftehen. 


9. 2. 


Sie find gleich den allgemeinen Mentbeamten ermächtigt, die rentenpflichtigen Jndis 
viduen durch executive Zwangsmittel zur Entrichtung ihrer Neichniffe zu vermögen, 


$. 3. 
Cie weiſen alle Forderungen zurdd, deren Befriedigung nicht in dem Umfange 
ihrer Beruföpflichten liege, oder wofür nicht befondere Allerhöchfte Reſcripte vorliegen, 


$. 4. 


Die Oekonomen, in welcher Eigenfhaft die Hausinfpectoren der Geminarien und 
die Verwalter der MWohlrhätigkeits : Stiftungen erfcheinen, "find den Adminiſtratoren unterges 
ordnet, und verbunden, denſelben bei jeder Aufforderung ihre Tagbuͤcher, Manualien und 
Rechnungen vorzulegen, die Eaffen und Behälter der Naturalienvorräthe zu dffuen, und die 
vollftändige Einſicht in ihre Gejchäftöführung zu gewähren. 


9. 5. 
Die Adminiftratoren unterfuchen alle gegen die Defonomen angebrachten Befchwerden, 


und zeigen die erwiefenen Gebrechen der oberjten Gurarel an, welche über die Beftrafung 
der Oekonomen entfcheider. 


I. 6. 
Sie führen den Antrag zur Wiederbefegung der erledigten Etelle eines Delonomen 
oder eines Amtödiener, die Aufnahme und Entlaffung aller übrigen Eubalternen, welche im 
Dienfte der Stiftungen ftehen, bleibt den Adminiſtratoren und Oekonomen überlaffen ; dages - 


gen find fie für alle aus einer unvorfihtig getroffenen Perfonalauswahl erweislich entftandes 
nen Beſchaͤdigungen verantwortlid), 


I. 7 


Die Forftämter, welchen die Aufficht uber die Stiftungswaldungen anvertraut ift, 
verbleiben in diefer Beziehung in ihrer bisherigen Function; fie erftatten jedoch ihre Berichte 
nicht an das geheime Minifterium des Innern, als oberfte Stiftungscuratel; fondern zus 
naͤchſt an die einfchlägigen Stiftungs :Adminiftratoren, welche diefe Berichte mit “einem gut: 
achrlihen Untrage au das geheime Minifterium ded Innern begleiten, und bie hierüber 
erfolgenden Allerhoͤchſten Entfchließungen den Forftämtern mittheilen. 


XXXI. zu $. 11. des rev. Gemeindeed. (Berwalt. des Gemeindevermögens im Allgem.) 445 


IV. Eapitel. 
Schalt, Rang und Uniform. 


1. 


Gehalt der Stiftungs » Adbminiftratoren: 


a) ein jeder Stiftungs-Adminiſtrator bezieht 


1) ein fires Standesgebalt von 800 fl., welches in allen Quiescis 
rungsfällen belaffen, und bei allen Penfionirungen der Hinterlaffes 
nen zur Bafid der VPenfionshöhe genommen wird. 


2) Ein nur mir der Activität verbundener Functionsgehalt, welcher 
für den Functionaͤr die Verbindlichkeit mir ſich führt, alle, wie immer 
genannte Regiekoften, 


für die Miethe des Dienftlocald, wenn auch hiezu ein Stiftungdge: 
bäude angelaffen wird; 


für die Einrihtung, Unterhaltung, Belcuätnnn und Behol: 
zung besjelben; 


e für dad Schreiberperfonal, die Schreibmaterialien und 
Buchbinderldhne; 


für die Reifen, welche die vorgefchriebene Ambulenz in die Perceps 
tiond : Stationen nothwendig macht, ohne Aufrechunng von Gefährtgel: 
dern und Taggebähren; und endlich 


für die Botenldhne — bei Geld» und Yctenlieferungen — au 
beftreiten : 


Fa diefer Hinfiht wird ald Functionsgehalt im Allgemeinen diejenige Summe 
beftimmt, aus welder in Verbindung mir dem firen Standesgehalte für den Aominiftrator 
ein Gefammtbezug von 3} Prozent von der ganzen rohen Einnahme der iu feinem Dis 
ftrifte einfallenden Reuten hervorgeht. 


Beifpiele werden die Mefultate diefer Regulirung anſchaulich machen. 
Ein Adminiftrarer erhält 


mit einer Einnahme von 30000 fl. einen Geſammtbezug von 975 fl. 
wovon 800 fl. als das fire Standesgehalt, und 175 fl. ald Functionss 
gehalt erfcheinen; mir einer Einnahme von 40000 fl. einen Gefammts 
Bezug von 1300 fl. wovon alſo 500 fl. das Functionsgehalt bilden, 
mit einer Einnahme von 50000 fl. einen Gefammtbezug von 1625 fl. 
alfo ein Functionsgehalt von 825 fl.; mit einer iunahme von 
60000 fl. einen Geſammtbezug von 1950 fl., alfo ein Functiond; 
gehalt von 1150 fl. 


b) Diefer Gehalt: Regulirung wird die eventuelle Beftimmung angefügt, daß in 
dem Falle, wenn die Perception durch Aufhebung der eigenen Regie und durch 
die Meduction der Einnahme auf Grundrente gegen den damaligen Stand 
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vereinfacht und erleichtert feyn wird, der Gefammtbezug von 34 Prozent auf 
auf 3 Prozent zuruͤckgebracht werden folle, 


Denjenigen Adminiſiratoren, welche vor ihrer Ernennung bereits als Staats-— 
diener in der Activitaͤt geftanden find; und fih um die Stelle eines 
Adminifirators nicht beworbem haben, verbleibt als Standesgehalt 
derjenige Bezug, welcher ihnen in dem Falle ihrer augenblidlihen Quiescirung 
unter Anwendung der allgemeinen Dienſtes-Pragmatik ald Quiedcenzgehalt 
gebührt haben würde, 


Zum Beifpiel: Ein Staatsdiener, welcher vorhin in einem Hauptgelds⸗ 
bezuge von 1600 fl. geſtanden iſt, und bereits volle 20 Jahre gedient hat, 
wird auf die Stelle eines Nominiftrarors verfegt, deſſen Standes: folglich 


auch defien Quiescenzgehalt berechnet fih auf 1440 fl.; — dieſe werden 


bemfelben auch als Srandeögehalt für die neue Stelle eined Adminiftrators 
zugeftanden; fo, daß diejer Adminiſtrgtor bei einer Rente von 5000 fl. 
neben dem ordentlichen Standeögehalte von. 800 fl. und dem Dieuftesgehalte 
von 825 fl. noch 640 fl.; als eine aufferordentlihe Entfchädigungspenfion 
bezieht, wodurd eine jede Reelamation eines vormaligen Mehrbezuges ihre 
Erledigung erhält. 

Da der Gefammtbezug zu 34 Prozent nur nad ber rohen Einnahme - der 
Rente regulirt ift, fo verſteht es fi von felbit, daß die Adminiftratoren von 
den zuruͤckbezahlten Activcapiralien, von dem, Erldfe für, veräufferte Realitäten, 
und von den Abldfungefummen des Dbereigenthums und dergleichen kein Ge: 
balt beziehen. 

Von der roben Einnahme der Renten werden die Nachläffe und —* 
abgeſchlagen, und der Gehalt des Adminiſtrators kaun nur nach derjenigen 
Rente berechnet werden, weldye mwirfli eingegangen ift, und nicht nach jene, 
welche hätte eingeben follen. Die Ausftände fallen nur dann in die Berech⸗ 
nung, wenn gie wirklich eingefloſſen find, 


$. 2. 


Schalt des Amtsdieners: 


Für einen jeden Amtsdiener wird eim Jahresgehalt von 240 fl. hiedurch ans 
gewieſen, und als ein bloffer Functionsgehalt erklärt, 

Die Amtsdiener find feine Staatsdiener und fowohl fie, als ihre Hinterlaffenen 
werden nad dem IX. Urtifel des organifchen Edictes über die Verwaltung 
des Stiftungs- und Gomunalvermögend vom 1, October 1807 behanbelt. 


$. 3 


Ueber die Verrehnungsweife der Gehalte der Ypminiftratoren 


wird feftgefegt: 


a) 


Der Geſammtbezug eined Adminiftraters fällt auf die brei Theile des Stif— 
tungsvermögene , der ordentliche Gehalt nah 34 pCt. von der rohen Rente 
wird in dem Erat und im der Rechnung eines jeden Theiles des Stifrungs: 
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vermbgens befonderd, und zwar nach derjenigen Summe ausgeworfen, welche 
fi) als rohe Rente für den befouderen Theil des Vermogens dariteller. 
Zum Beifpiel die rohen Einnahmen der Renten betragen aus dem Vers 
mögen des Eultus 20000 fl., 
aus dem Bermdgen der Schulen 5000 fl. und 
aus dem Vermögen der Wohlthätigkeit 15000 fl., 
fo fallen auf den Erat und die Rechnung ded Cultus 650 fl., 
auf den Erat und die Rechnung der Schulen 162 fl. 30 fr. und 
auf den Etat und die Rechnung der Wohlthärigfeit 487 fl. 30 fr. 

b) Der aufjerordentliche Gehalt oder die Entfchädigungspenfion eines Adminiſtra— 
tors wird auf die drei Theile des Stiftungsvermdgens dergeftalt repartirt, daß 
zwei MDiertheile in den Etat und die Rechnung des Eultus, ein Viertheil in 
ten Etat und die Rechnung der Schulen, und ein Vierrheil in den Erat und 
die Rechnung der Wohlthärigkeir unter der einfchlägigen Pofirion aufgenommen 
werben, 


$. 4. 


Der Gehalt des Amtödieners wird auf die drei Theile des Stiftungsvermdgens, 
und zwar nad ber vorftchenden Repartition, bei den ordentlichen Laften der Adminiſtration 
augeſetzt. 


$. 5. 

Die Gehalte der Nominiftratoren und ihrer Diener werden fowohl in den angeord: 
meten Fundirungsetat, ald in den nachfolgenden Jahresetat und in die Rechnung 
nad dem Maaße der gegebenen Vorfchrift eingereiht. . 

Es verfteht ſich Übrigens von felbft, daß bei den Eratd, und den Rechnungen ber 
befonderen Adminiftrationen die erwähnte Repartition nicht eintreten koͤnne. 


$. 6. 


Da nun die allgemeinsu und befonderen Stifrtungsabminiftratoren erft nad dem 
Ausfluße des. erjten Quartal des Etatjahres 180758, nämlid mit dem erften Januar 
1808 in die Function eintreten, fo müßen an dem Gefammtberrage des Gehaltes für das 
Etatsjahr 180718 die Procente von denjenigen Bruttoeinnahmen abgefchlagen werden, welche 
den eintretenden Abminiftratoren durch die Kaffeberechnungen der abftehenden Adminiftratoren 
überwiefen werden, z. B. der Adminiftrator, weldyer bei der Ertradition durch die Gaffebe: 
rechnung eine Summe der Bruttoeinnahmen von 5000 fl, übernimmt, und im Berfolge des . 


Etatsjahres 180718 ſelbſt einen Betrag von 35000 fl. 
erhebt, folglich in feiner Fahresredinung einen Bruttoertrag von 40000 f|l. 
aufftellt, kann für das Eratjahr 1807)8 nur das Bruttoprocent von 35000 fl. 
und nicht von 40000 |. 
beziehen, folglich am feinem Gehalte nicht 1300 fl. 
fondern nur 1138 fl. 30 tr. 


in die Yusgabe fegen. 
Br. XI. 57 
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Die Raugverhältniffe und die Uniform der allgemeinen und befondern Stiftungsads 
miniftratoren werden durch ein befonderes Allerhöchftes Reſcript beftimmt, und durch das 
allgemeine Regierungsblart zur officiellen Kenntniß gebracht werden. 

Schluͤßlich werden die Stiftungsadminiftratoren auf alle, fowohl in der Maierfchen 
Generalienfammlung,, als in den MRegierungsblättern enthaltenen in die Verwaltung des 
Stiftungsvermdgend einfchlägigen Verordnungen verwiefen, und man erwartet von benfelben, 
daß fie dem im ihre Kenntniffe und in ihren Pflichteifer gefegren Vertrauen durch die loh— 
nendften Refultate ihrer Bemühungen entfprechen werden. 

Minden den 1. October 1807. 


Eidesformel 
des Nöniglih Bayeriſchen Stiftungsadminiſtrators N. N. in N. 


Derfelbe foll fchwbren zu Gott einen leiblichen Eid, daß er Seiner Majeftät dem 
Allerdurchlauchtigſten Großmächtigften Zurften und Herrn, Herrn Marimilian Joſeph— 
Kbuig von Bayern, ald dem regierenden Allergnädigften Landesfürften getreu, hold und ges 
wärtig ſeyn, im Wllgemeinen deſſen Nugen und Formen befdrdern, Nachrheil und Scha— 
den abwenden, und alle Pflichten rechrichaffener Staatsdiener erfüllen; insbefondere aber in 
ber auvertrauten Stelle alles datjenige nah beftem Willen und Gewiffen, und nach allen 
feinen Kräften beforgen und handhaben wolle, was die Natur des Gejchäftes zum Beßten 
der Stiftungen erfordert, und nach den hierüber befichenden oder weiters erfolgenden Vor— 
fhriften uud Einrichtungen mit ſich bringr. 


Unterfchrift des Adminiſtrators. 
Zur Beglaubigung des Wertes 


‚Unterfchrift des Actuars. 
Regierungsblatt vom J. 1808, Bd. I. St. 5. S. 283, 


8. 257. 


(Die Verwaltung des Stiftungs: und Comunalvermögens betreffend). 
912 x I. M. =. K. 
E 


Wir haben auf mehrere ausführliche Vortraͤge, welche Uns über die kuͤuftige zweck⸗ 
mäffigere Einrichtung der Verwaltung des Stifrungds und Comunalvermdgens 
erflarter worden find, nach Vernehmung Uufered vormaligen geheimen Rathes, wie aud 
Unferes nunmehrigen Staatsrathes bejchloffen, und beſchließen hiedurch, wie folgt: 


I. 


J 
In den Staͤdten und groͤßern Märkten ſollen die Magiftrate, deren Formation und 
Competenz in dem kuͤrzeſten Zeitraume beſtimmt werden wird, bis zum 1. October d. Js. 
wieder hergeſtellt, und dieſelben gleichzeitig in die Verwaltung des Vermoͤgens der Stiftuu— 
gen des Cultus, der Schule und der Wohlthaͤtigkeit, und in die Verwaltung des Comu— 


4. 
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nalvermdgens dieſer Städte und Märkte wieder eingeſetzt werden, bei welder fowohl ben 
Municipalgemeinden ald den Pfarrern die geeignete Theilnahme zugejlanden werden wird, 


1. 


In den Municipalgemeinden, weldye zur Aufftellung der Magiftrate, wegen der ges 
ringen Zahl der Einwohner, oder wegen anderer Verbältniffe ſich nicht eignen werden, foll 
die Verwaltung des Stiftungs- und Comunalvermbgens nad) den für die Nuralgemeinden 
diesfalls ertheilten Beſtimmungen eingerichtet werden. 


II. 


Die Ruralgemeinden überhaupt, welchen die Verwaltung ihre Gomunalvers 
mögens bereit überlaffen ift, follen auch in die Verwaltung des Vermoͤgens der einem jes 
den Drte und einer jeden Gemeinde angehdrigen Stiftungen des Eultus, der Schule 
und der Mohlrhärigkeit eingefegr, und es foll zu dieſem Behufe eine aus Gliedern der Ge: 
meinde zufammengefegte Localvermaltung gebilder werden, welche das Verwaltungsges 
ſchaͤft und die Eaffe unter der Auflicht und Leirung- der Polizeibehörden des offenen Landes 
ſelbſt führen, und ihre Rechenſchaft bei diefen Behbrden ablegen wird, 


Eine beiondere Verordnung über die Fünftige Verfaſſung der Ruralgemeinden wird 
auch die Formation, die Competenz und den Gefchäftsgaug dieſer Localverwaltungen bes 
zeichnen. 


IV. 


Da jedod die bisherige Eonfoldirung in der Verwaltung, befonderd jene des Ber: 
mbgend der Stiftungen des Eultus in den Ruralgemeinden der aͤltern Landesrheile, eine 
ftrenge Localifirung am 1, October 1817 noch nicht überall geftatten dürfte und der Ueber: 
gang der Verwaltungsgefchäfte auf die zahlreichen Ortögemeinden vorzäglih aus Ruͤckſichten 
auf die Comtabilitaͤt nur allmählig eintreten kann, fo erlaffen Wir hierüber nachftchende bes 
fondere Verfügungen: 


1) Die Verwaltung des Vermögens der Stiftungen in den Muralgemeinden der 
Landgerichrebezirke foll vorerft auf die Landherrſchafts- und Ortsgerichte übers 
gehen, und von diefen dad Verwaltungss, Cafes und Redinungsgefchäft 
geführt werden. 


2) Die Competenz der Landgerichte in der Verwaltung des Stiftungsvermögens 
foll diejenigen Verbindlichkeiten und Befugniſſe umfaffen, unter welchen dieſes 
Vermögen biöher den allgemeinen Etriftungsadminiftrarionen nach der Inſtruc— 
tion von 1. Dctober 1807 anvertraut war, 


Wir wollen und geftatten jedoch, daß diefe Eompetenz bei Darleihen zur ſchleuni— 
gen Unterftägung beſchaͤdigter Untertbanen, bei Zehentverpachtungen, bei gewdhnlichen und 
unvermeidlihen Reparationen der Stiftungsgebäude und bei deu Ankaufe von Paramenten, 


- Kirchenzierden und Mobilien erweitert und das Verwaltungsgeſchaͤft für die Randgerichte moͤg⸗ 
lichſt erleichtert werde, . 


3) Die Herrfhafts: und Ortsgerichte Übernehmen, zur bisherigen Wer: 
waltung des Vermögens der Stiftungen in den vorigen Patrimonialgerichtöbe: 
57* 
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zirfen, auch die Verwaltung des Vermdgens derjenigen Stiftungen, welche 
einem Orte und einer Nuralgemeinde diefer erweiterten oder neu gebildeten Ges 
richtöbezirfe angehören, bisher aber den allgemeinen Stiftungsadminiftrationen 
zugewiefen waren. 

4) Die Ruralgemeinden und die Pfarrer follen in eine Theilnahme an der Ber: 
waltung, und zwar in der Art gefet worden, daß fein Wermögensrheil einer 
Stiftung ohne vorläufige Vernehmung der Gemeinde und des Pfarrers, und 
bei der Vorlage gegruͤndeter Remonftrationen derfelben durchaus nicht veraͤuſſert 
werden dürfe, auch daß ihnen die verlangte Auskunft Über den Stand des | 
Mermögens, der Menten und Laſten einer Eriftung von Seite der Landherrs 
ſchafts- und Ortögerichte gewährt, und die Jahresrechnung zur Einſicht und 
zur Ubgabe ihrer Erinnerungen, welche fie bei der vorgejegten Guratel des 
Kreifes überreichen koͤnnen, rechtzeitig zugeftellt werde. 

% Diefe befonderen Verfügungen muͤſſen längftens bis zum Arten Dctober b. 
Is. in Vollzug gefegt feyn. 


V. 


Die Stiftungscuratelen der Kreiſe werden ermächtigt, zur gänzlichen Uebertraguug 
der Verwaltung des Stiftungsvermbgens an die Nuralgemeinden ohne weitere Anfrage in 
dem Zeitpuncte zu fchreiten, an welchem die Localverwaltungen conftituirt, die Ausſcheidung 
bed Dermdgensd, der Renten und Lajten einzelner Ortöftiftungen, und die Trennung der Ver: 
mdgensdocumente gründlich vorbereiter, die Perception der Nenten erleichtert, und überhaupt 


die wefentlichen Hinderniſſe entfernt fenn werden, welche in der Execution des vorftchenden 
dritten Artikels zur Zeit obwalten koͤnnen. 


v1. 


Die Verwaltung des Vermoͤgens der Stiftungen zu Gunften von Privaten, 
Familien, erlaubten Gefellfhaften, beftärigren Congregatiomen und Bruders 
fbaftem richter fi nach dem ausgedruͤckten Willen eines Stifters, und ed kann in Bezieh— 
ung auf diefe Eriftungeh der Zuftand vor dem Uten Dftober 1807 wieder hergeftellt wer— 
den, in fo ferne die Verwaltung von qualificirten Individuen auf den Grund der Ötiftungss 
urfunden reclamirt werden follte. Trier eine zuläffige Reclamation nichr ein; fo gebt die 
Verwaltung diefer Stiftungen am Iten October 1817 auf die Gemeinden, Magiftrate, 
Land :, Orts- und Herrfchaftögerichte über, 


vor. " 


Für das Vermögen derjenigen Stiftungen, welche fih nah der Allgemeinheit 
ibrer Zwede in die Gategorie von Orts- oder Gemeindeftifrungen nicht eignen, und des 
ven Vermdgen zum Gemeindegur nicht gehört, als: 

der Fonds der Erudienanftalten, der allgemeinen Stipendien, der Erziehungeiniti; 
tute, der beſtehenden und aufgehobenen Frauenkflöfter, der Kapelle zu Altdttiug, 
ber Priefterfeminarien u. dgl. 
follen die vor dem ten Dftober 1807 beftandene Verwaltung wieder herbeigeführt, oder wenn 
Hinderniffe dagegen obwalten, eine andere zweckmaͤſſige Verwaltung mit dem ten Oktober 
‚ 18517 angeordnet werden, 


- 
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VII, | „+12 

Die Euratel über das Stifrungsr und Gomunalvermdgen foll von den General 
treiscommiffariaren ferner ausgeäbt, und die Competenz derielben dergeſtalt erweitert werden, 
daß die zum Geſchaͤftskreis Unſeres Staatsminiſteriums des Junera gehörigen Functionen 
der oberften Stiftungs- und Gomunalcaratel auf die Veranlaffung. Entwerfung und Erz 
fäuterung der Gefege der Verwaltung, auf die Befcheidung der Recurfe gegen die Beſchluüſſe 
der Äufferen Guratelen, auf die Vertretung der Stiftungen und Comunen bei Unferm Staats: 
minifterium der auswärtigen Angelegenheiten, der Juſtiz, der Finanzen und der Armee, dann 
die Eognition des Verwaltungszuſtandes, und auf die Wilrdigung der Rechenfchaft von Seite 
auf der Äufferen Guratelen zurücdgebracht werden fonnen. 


IX. 


Die Stiftungen der Municipals und Ruralgemeinden jollen in ihren Rechtsange— 
Legenheiten künftig nicht mehr durch die Kronfiscale, fondern unter analoger Anwendung 
des XI. Art. der Verordnung über das Stiftungsfiscalat vom 6. Dezember 1808 gleich den 
Stiftungen in den Herrfhaftss und Ortsgerichten, durch dffentlihe Nechtsanmwälre vertreten 
werden, und es find die Eiumwirfungen der Guratelen in Rechtsangelegenheiten der Stiftuns 
gen überhaupt allmählig auf die Ertheilung der Confenfe zum Streit zurddzuführen, 


x. 


Die Koften der Verwaltung des Vermögens der Etifsungen in den Rural: 
gemreinden find auf mäßige Functionggehälter für die Verwalter und in den Municipalge: 
meinden auf mäßige VBeirräge in die Comunalcaffen zu bejchränfen, und auffer den Gehäl: 
tern für die befondern Verwalter und Deconomen der bedeutenden Wohlthaͤtigkeits- und Ers 
ziehungsinſtitute, ſoll das Etiftungsvermögen mir Staudes- oder Quiescenzgehältern, Pen: 
fionen und Alimentationen der Einftigen Aufferen Verwalter und ibrer Hinterlaffenen nicht 
mehr beläftigt werden. — 


Die Koften des Dienſtes der oberſten Stiftungs- und Gommmalcuratel werden Wir 
fünftig auf den Etat Unferes Eraatöminifteriums des Innern, und bienach auf die Gens 
tral⸗Staatscaſſe uͤberweiſen, und wegen der Koften des Dienfted der äuffern Guratelen das 
Geeignete verfügen. 

xl. 


Die bei der Eentral:Stiftungscaffe binterliegenden Reſervefonds der tif: 
tungen follen aufgelöfet und den aͤuſſeren Sriftungscaffen diejenigen Gapiralien, welche bei 
der erwähnten Gentralcaffe aſſecurirt worden find, mittels Caſſeeffecten zurücgeftelle, fofort 
die ausgejtellten Aſſecurationen dafür eingezogen werden. 

Die Gentral:Stiftungscaffe foll zugleich ihres bisherigen Geichäftes der Perceprion 
von Capitaldzinfen auf Rechnung der aͤuſſern Stiftungscaffen überhaupt entboben, und auf 
die Perception der Eoncurrenzen zum Behufe der Zahlung der feit dem 1. Detober 1807 
centralifirten Quiescenzgehälter, Penfionen und Alimentationen, bis zu einer angemeſſenen 
Ueberweifung derfelben auf die Aufferen Caſſen befchränft werden, 


XII. 
In Gemaͤßheit der vorſtehenden Beſtimmungen muͤſſen die unterm 1. October 1807 
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conftituirten allgemeinen und befendern Stifrungsadminiftrationen und die befonderen (Eos _ 


munaladminiftrationen ihr Verwaltungs: und Gaffegeihäft am 1. Dctober 1817 gefchloffen 
baben, und unter der Werbindlichfeie einer geordneten Amtsextradition, welche auch einem 
genauen Ausweiſe des Mermögend, der Renten, Activausſtaͤnde, Laften, Schulden, Zahlungss 
recardaren und des Caſſebeſtandes beruhen muß, und muter der Verbindlichkeit einer voll⸗ 
ſtaͤndigen Rechnungsablage von ihren bisherigen Etellen abgetreten ſeyn. 

Mir wollen jedoch aus Ruͤckſichten für das betheiligte Vermögen und für das aufs 
fer Function trerende Perfonal, dap diejenigen Adminiſtratoren, welche fi durch Fleiß, Treue, 
Ordnung und Geſchaͤftskeuntniß bisher ausgezeichnet haben, und durd eine regelmäßige Err 
tradition ihrer Aemter nech auszeichnen werden, vworzäglid bei den aufzuftellenden Magiftraten, 
bei den Wohlthaͤtigkeitsinſtituten der größern Erädte, oder in anderen bffentlichen Aem— 
tern angemeſſen reaetivirt, und daß Die Amtsdiener der Adminiftratienen für die unterges 


y 


ordneten Dienfte der Municipalgemeinden verwender werden, 
Die gegenwärtige Verordnung, mir deren Vollzug Unſer Staatäminifterinm des us 
nern beauftragte. iſt, laſſeu Mir durch das Regierungeblart zur dffentlihen Kenntniß bringen. 
Minden den 6. März 1817. - 
(Regierungsbl. v. J. 1817 St. 10. ©, 153.) 


$- 2589. 
127. 


(Die Verwaltung des Gemeinde: und Stiftungevermögens im verfchiedenen zu einer Gemeinde gehörigen Or: 
F ten und Weiler betreffend.) 


M. J. K. 


Wir laſſen Unſerer Regierung des Oberdonaukreiſes auf ihren Bericht vom 15. Ja⸗ 
nuar I. J. im rubricirten Betrefſe Nachſtehendes zur Eutſchließung erdffnen: 

Da im 6. 6. des Gemeindeediets vom 17. Mai 1818 feſtgeſetzt iſt, daß 
in jedem Falle, wo eine Gemeinde aus Drten gebilder wird, deren eines oder 
jedes ein abgefondertes eigenes Gemeinde oder Stifrungsvermdgen befigt, diefes 
denfelben zur befondern Benutzung und Verwaltung ausdrädlid vorbes 
halten bleiben ſolle, ſo kann die Wahl und Wufftellung befonderer Gemeinde: 
und Eriftungspfleger für foldye Orte einem Auftande nicht unterliegen. 

Diefe befondern Pfleger treten dann in den Ausſchuß der aus verfchiedenen Orten 
gebilderen Gemeinde von jelbit ein, wonach die Aufftellung mehrerer Auefchäffe in einer Ge 
meinde weder ald erforderlid; nech als zuläffig erachtet werden fan, und zwar um fo mitte 
der, al& die drei oder fünf Vevollmächtigren aus den Einwohnern der verfdiedenen zu einer 
Gemeinde gehörigen Orten gewählte werden koͤnnen. i 

Uebrigeus wird gejtattet, daß in den vom Wohnſitze des Gemeindevorfteherd entfern: 
ten Drten ein Wertrerer desfelden, jedoch nur für eilende Fälle durd die Gemeinde 
beſtellt werde. 

München den 18. Februar 1819. 


An 
die Fünigliche Regierung des Oberdonaufreifee, Kammer des Innern, alfo ergangen, 


XXXI. zu $. 59. des rev. Gemeindeed. (Verwaltung des Gemeindevermögens im Allgem.) 453 


$. 259. 
(Den Functionsgehatt für die Verwaltung des Vermögens der Ortsftiftungen betreffend.) 


9001, 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Die Vorftellung des Stadtmagiſtrats zu Dillingen vom 28, Juni I, 3., den Funcz 
tionsgehalt für die Verwaltung des Vermögens der DOrreitiftungen betreffend, folgt mit der 
Eurfchließung, daß der Ruͤckerſatz der von bürgerlichen Magiftratsrärhen aus Stiftungskaffen 
bezogenen Functionsremunerationen fir die Etatsjahre 18418, 1843 und 18232 unter den obwals 
teuden befonderen Verbältwiffen nachgelaffen fen, für die Folgezeit aber die Beiträge der Stif— 
tungen zu den Verwaltungsfoften bei der Comunalcafe vereinnahmt und verrechnet werden 
muͤſſen, ohne Ruͤckſicht, ob die bürgerlihen Magiftrarsräche eine Fuuctionsremuneration aus 
der Comunalcaffe beziehen, oder, darauf verzichtet haben, ” 


München den 13. Auguft 1822. 
Staarsminifterium des Juueru. 


„An 
die Koniglihe MRegierung des Oberdonankreifed, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


$. “ 


12018, ’ — 
(Penfion für die Hinterlaſſenen des verſtorbenen Kanzliſten Möft betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Königs. 


Nach Anficht der Beitimmungen $. 63 der Allerhöchften Verordnung über die For: 
mation der Minifterien vom 9. December v. 5. wird der NKöniglihen Regierung auf den 
Bericht vom 16. Eeptember I. 3. die Penfion fir die Hinterlaffenen des verftorbenen Kanze 
litten Möfl betreffend, unter Remiffion der Beilagen erwiedert, daß die Obercuralel ermäd: 
tiget fey, Penfionen und Alimentationen, welche der Goncurrenzfaffe der Stiftungen und Ge: 
meinden oder den unter Königlicher unmittelbarer Adminiftration ftehenden Stiftungen zur 
Laft fallen, unter analoger Anwendung der Veftimmungen des $. 104 der Allerhbchften Verord⸗ 
nung über den Wirkungskreis der oberſten Verwaltungsftellen in den Kreifen vom 17. Des 
cember v. 5. felbjt zu reguliren und anzumeifen. 


Minden den 28, October 1326. 


Staatöminifterium des Fnuern, 


An 
die Königlihe Regierung des Unterdonaukreiſes, K. d. J., aljo ergangen. 


Nachricht den übrigen Kreisregierungen, Kammern des Innern, mit Yusnahme des Rhein: 
£reifes zur Kenntniß und Darnahadtung. : 
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8§. 261. 


8144. 
(Das Erloſchen von Zahlungs- und Gefälle: Rürtftänden betreffend. ) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Könige. 


Die Königlihe Regierung des N. Kreiſes Kammer des Innern wird beauftragt 
fämmtlicye ihrer Curatel untergebenen Stiftungen und Comunen auf das genaueſte und aus: 
führlichfte über die in den 66. 30. 31. 32 und 33. des Finanzgefeges enthaltenen Beſtim— 
mungen und über deren Einfluß zu belehren, welche diefe $$. auf das Stiftungs- und Cor 
hnumalvermögen zu aͤußern vermdgen. Die Unterfuratelen fo wie die Verwaltungen der der 
Kreisregierung unmittelbar untergeordneten Stiftungen find zur Liquidarion und rechtzeitigen 
Anmeldung aller nur immer exiftirenden Anfprüche an dad Aerar, weß Namens und welcher 
Art fie auch immer jenen, es mögen felbe Geldreichniſſe oder Rechte betreffen, und es moͤgen 
felbe bereird in anderer Weife angemelder oder im Proceſſe —— ſeyn oder nicht, alles 
Ernſtes anzuhalten. 


Jusbeſondere it zu bewirken, daß auch jene Forderungen und Anſpruͤche zur Unmel: 
dung fommen, welcdye von den Stiftungen und Comunen ſchon früher quoris modo an: 
geregt, aber aus irgend einer Saumfal in dem dur das Geſetz über die Staatsſchuld vom 
Fahre 1822 anberaumten Termine nicht, oder nicht bei der gehdrigen Behoͤrde, naͤmlich, 
entweder bei dem Königlichen Staatsminifterium der Finanzen, oder bei der Königlichen Staats: 
Schuldentilgungsanftalt und bei dem foro diefer Anftalt geltend gemacht wurden, da nach 
den Grundfägen des Königlichen Eraareminifteriums des Innern als oberften Euratel ſolche 
Verfäumniße den ald minoren zu betrachteten Stiftungen und Comunen nicht zur Laft fals 
len fonnen, es doch jedenfalls einen Regreß ad fiscum in titulo vernachlaͤſſi igter Curatel 
begründen muͤßen. 


Zugleich iſt die in der abſchriftlichen Anlage anruhende Eutſchließung des kdnig— 
lichen Staatsminiſteriums der Finanzen ſaͤmmtlichen Curateln zu erdffnen. 


Muͤnchen den 30. Mai 1832. 


Staatéminiſterium des Junern. 


An 
ſammtliche Königliche Regierungen, K. d. J., diesſeite ded Rheine alſo ergangen. 


Abdruck der allegirten Entfchließung ; 
(Das Ertöfhen von Zahlungs- und Gefältsrnditänden betreffend. ) 
Auf Befehl Seiner Majeftdr des Koͤnigs. 


Auf den Bericht der Kdniglichen Negierungs + Finanzlammer des Iſarkreiſes vom 
25. März I. J. wird erwiedert, daß es hinreichend fey, wenn die durch $. 34 des Finanz: 
gefeges vom 25, December v. 5. befohlene Bekanntmachung der $. 30 — 33 bdiefes Ge: 
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ſetzes lediglid durch die Finanzfammern der Regierungen geſchieht, wonach fi fohin zu 
achten ift. . 
Minden den 21, April 1832. 
Staatsminifterium des Finanzen. 


An _ 
die Königliche Regierung des Ifarfreifes, Kammer der Finanzen, alfo ergangen. 


$. 262. 
Die Betanntmadung der befonderen Verfügungen Titl. IV. des Finanzgeſeßes vom 28, December 1831 betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des König. 


Das Finanzgefeg vom 28ten December 1831 enthält im $. 34. die Beflimmung, 
daß die befonderen Verfügungen desfelben Gefeges Ziel IV. $. 30., 31., 32. und 33. 
jährlich viermal durch die Kreisintelligenzblätter befannt gemacht werben follen. 

Da biebei nicht nur Privaten, - fondern auch Stiftungen und Gemeinden betheiligt 
find, fo erhält die Königliche Regierung die Weifung, zur rechtzeirigen Bekauntmachung bie: 
fer befonderen Verfügungen von Dbercuratel wegen geeignet mitzuwirken, und jedes Eremplar 
der Kreisintelligenzblätter, in weldyes die Bekanntmachung bisher ſchon aufgenommen worden 
iſt, und Fänftig noch aufgenommen werden wird, zu den Acten des Ötaıtöminifteriums Des 
JInnern ald oberfter Stiftungs- und Gemeindecuratel einzufenden. 


München den 25. October 1832. 
Staatsminifterium bed Jnnerm 


An 
ſaͤmmtliche Regierungen, R. d. J., dieſſeits des Rheins alfo ergangen. 


$. 263. 
21565. 


(Forderungen der Comunen und Stiftungen an der Staat resp, das Erlöfchen von Zahlungs: und Gefälle: 
Rüdftänden betr. 


Auf Befehl Seiner Majefiär des Kbnigk. 


Die Kbniglichen .Kreiöregierungen find durch Entfchließung vom 30. Mai d. Ze. 
beauftragt worden, fämmtliche ihrer Curatel untergebenen Stiftungen und Gomunen über 
die Beſtimmungen ber 6$. 30. bis 33. des Finanzgefeges zu belehren, und die Untercurate: 
fen, fowie die Verwaltungen der den KAbniglichen Kreisregierungen unmittelbar untergeorbner 
ten Stiftungen zur Liquidation und rechtzeitigen Anmeldung aller befteheuden Anſpruͤche an 
das Aerar weffen Namens und welcher Art fie auch immer feyen, anzuweifen. Diefe Un: 
meldung muß, um die Stiftimgen und Comunen gegen jede WVerluftgefahr ficher zu ftellen, 
unbedingt erfolgen, und die Körliglichen Kreidregierungen haben den Vollzug genaueft zu con; 
trolliren. 

Dad Finanzärar feiner Seite kann ſolchen unbedingten, unbefcheinten Anmeldungen 
nur den unbedingten MWiderfpruch entgegenftelen. Das Königliche Staatöminifterinm der 

Br. MM. 58 
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Finanzen iſt jedoch geneigt, begründete Anfpräcde, mir Umgebung bed Mechtömeged audzur 
tragen und winfcht zu dem Ende im ntereffe der betheiligten Stiftungen, daß nach ger 
ſchehener allgemeiner Anmeldung der Anſpruͤche jeder Urt, die für die einzelnen Forderungen 
vorliegenden Beweismittel gefammelt, und zur Vorlage an das Kbnigl. Staatsminifterium der Fir 
nanzen gebracht werden, um dort, wenn die Forderung an ſich gerecht ift, im Admi— 
niftratiowege die Befriedigung herbeizufähren, und auf dieſe Weiſe den Griftungen die 
Koften und MWeiterungen zu erfparen, welde aus unndrhiger Betretung des Rechtöweged ents 
fichen müßten. Dieſe ebenjo billige ald wohlwollende Abficht darf nicht unbenägt bleiben. 


Es find demnach die Stiftungen und Comunen aufzufordern, daß fie nach vollzoges 
ner Anmeldung die Belege und Berweismitrel_jeder-Forderung genau und in der höchften Voll: 
ftändigfeit fammeln. Die Haltbarkeit und Begriindung des Anfpruches rechtlich beleuchten, 
und die nähere Deduction au die Kreisregierung einfenden, um fofort durch das dieffeitige 
Minifterium an jenes der Finanzen gebracht, und dort pflichtmaͤßig vertreten zu werden. 


j Befondere Pflicht der Unters und Kreiscuratelen ift es, die Eingaben an das Finanze 
minifterium mit juridiſcher Umſicht und Tiefe und mit befonderer Ruͤckſicht auf den möglis 
chen Procefftandpunet in der Art behandeln zu laffen, daß jelbe für den Fall einer Zuruͤck⸗ 
weifung dem Proceffe in Feiner Weiſe präjudiciren. 
Die Königliche Regierung wird diefem hochwichtigen Gegenftande eine ganz befondere 
Aufmerkſamkeit widmen, übrigens binnen drei Monaten ein Verzeichniß aller von den Stif, 
tungen uud. Comunen angemeldeten Forderungen anber vorlegen. 


München den 2. November 1832. 
"Staatsminifterium des Inneru. 
An 
ſammttiche Königliche Kreisregierungen, K. d. J., diefleits des Rheins, alfo ergangen. 


$. 264. 
{Die Anmeldung der Forderungen an Staate:, Finanz: und Mititärkaffen betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Könige. 


Das Königlihe Staatäminifterium der Finanzen hat auf die demfelben in Folge 
des Berichts vom 20. Juti 1. 3. und feiner zurdcfolgenden Beilagen, angemeldeten Ans 
fpriiche mehrerer Gemeinden des Königlichen Landgerichts Roggenburg wegen unentgeldlichen 
Maldftreubezuged aus Werarialmaldungen erflärt, daß diefer Gegenftand durchaus nicht 
unter den S. 30. des Finanzgefeges vom 28. December 1831 fubfumirt werden fdnnen, ins 
dem bier von einem ftändigen Naturalreichniffe, dort aber nur von Forderungen und Zah⸗ 
lungen bei beſtimmten Kaſſen die Rede ſey. 


Die Koͤnigliche Kreisregierung bat dieſes den Betheiligten zu erbffnen und ihnen 
die weitere geeignete Verfolgung ihrer übrigens nicht eine Gemeindeangelegenheit, fondern die 
Rechte einzelner Gemeindeglieder betreffenden Anfpräcde, zu überlaffen, zugleich aber zur oͤf⸗ 
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fentlihen Kenntniß zu bringen, daß alle Forfirechtöbezäge Überhaupt einer Anmeldung nach 
dem $. 30. des neueſten Finanzgefeges nicht bedürfen. 


Münden den 25. Zuli 1833. 
Staatöminifterium des Innern. 


Un 
die Königliche Regierung des Dberbonaufreifes, K. d. J., alfo ergangen. 


$. 265. 
(Die von der Kirenftiftung zu Friſtingen angemeldete Aerarialbaupflicht betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Koͤnigs. 


Das Königliche Staatsminifterium der Finanzen hat die von der Kirchenftiftung zu 
Sriftingen angemeldete Xerarialbaupfliht an den dortigen Kirchengebäuden, am die Kbnig: 
liche Regierungs » Binanzfammer zu Augsburg ergangenen- Entſchließung vom 27ften vorigen 
Monats old unbegrinder zurücgewiefen , Äbrigend mirtelft Note vom Adten biefes Mo— 
nats erflärt, daß der Haren Beftimmung des $. 30. des Finanzgefeges vom 28ſten 
December 1831 gemäß, nur jene Forderungen an die Staats :, Finanz s und Militärcaffen 
aus der Zeit vom 1. Dctober 1811 bis 1. October 1830 ohne Unterfchied ded Titels anzus 
melden find, welche innerhalb diefes Zeitraumes bereitd zur Zahlung verfallen waren, und 
zur Einflagung geeignet gemwefen wären, daß aber unter biefe Forderungen der vorliegende 
Anfprad der Pfarrfirchenftiftung Friftingen nicht gehbre, da er überhaupt Feine beftimmte 
Forderung an eine Kaffe, noch weniger eine bereitö verfallene und klagbare in ſich begreife, 
fondern blos die Anerkennung einer Verbindlichkeit beziele, weßhalb eine Anmeldung uͤberfluͤſſig 
fey. Die Königliche Kreisregierung hat demnach der Kirchenftiftung zu Friftingen die weiter 
geeignete Verfolgung ihrer gegen das Staatsärar vorgebrachten Anſpruͤche zu überlaffen, uͤbri⸗ 
gens aber zur allgemeinen Kenntniß zu bringen, daß Anſpruͤche der Kirchen- und Pfarrftif: 
tungen an das Gtaatöärar wegen Anerkennung der Xerarialbaupflicht bei Kirchen» oder Pfarrs 
gebäuden einer Anmeldung im Siune des $. 30. des neueften Finanzgefeges nicht bedirfen, 
Die Anmeldung etwaiger Baufoften s Erfaforderungen an dad Staatdärar ift jedoch hiedurch 
nicht ausgefchloffen. 

München den 27. Zuli 1833. 


Staarsminifterium bed Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Oberbonaufreifes alſo ergangen, 
Nachricht den übrigen Regierungen / K. d. J., dieſſeits des Rheins, 


$. 266. 
(Das Erlöfhen der Forderungen an dad Staatsärar betreffend. ) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Kbnigd. 


“ Depofiten, welche von Königlichen Stellen und Behörden vorſchrifts maͤßig bei Kduige 
lichen Kaffen hinterlegt worden find, fubjumiren fich nicht unter jene Forderungen, von welchen 
58* i 


10426, 


458 Abthl. x. Ubſcha. I. Tit. I. Gap. IL. 6. 367. 268. und 269. 


bad Finanzgefeg vom 28. December 1831, in $$. 30—33, Haudelt; fie bediärfen daher, um 
fih gegen das Erlbſchen zu fhägen, auch der Anmeldung bei dem Königlichen Staatentini: 
fterium der Finanzen nicht, wie aus deſſen Erflärung vom 10. September I. J. bervorgeht. 

Dieſes wird der Königlichen Kreiöregierung auf ihren Anfragsbericht vom 14. vori⸗ 
gen Monats, erdffnet. 


Münden deu 19. September 1833. ' 


Staatdminifterium des Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Unterdonaukreiſes alfo ergangen. 


Miteheitung den übrigen Kreisregierungen, dieffeits des Rheins. 
$. 267. 
(Griöfhen der Zahlungsgerätsrüdftände betreffend). 
Auf Befehl Seiner Majeftär des Konigs. 


Die Königliche Kreisregierung, Kammer des Innern, wird, mit Bezugnahme auf 
die Entfchließungen bemerken Betreff vom 30. Mai und 2. November 1832 angewiefen, 
die Stiftungs: und Eomunalverwaltungen fowohl durch die zunaͤchſt vorgeſetzte Euratelbes 
hoͤrde, als mittelſt Verbffentlichung durch das Kreisintelligenzblatt auf die Beftimmungen 
der $$. 30 bis 33. des Finauzgeſetzes vom 28. December 1831 zu dem Ende wiederholt 
h inzuweiſen, damit felbe bezuglich jener bis zum 1. Detober 1833 entweder unmittelbar, 
oder durch die Dbercuratelbehdrde bei dem Königlichen Staatöminifterium der Finanzen anges 
meldeten Forderungen an das Staatöärar , weldye von derfelben nicht ausdrädlich aners 
Fannt, oder bereitd vergütet worden find, noch vor dem 1. October 18534 bei dem compe⸗ 
tenten Richter Magend gegen den Fiscus in jenen Fällen auftreten, wo fie eine Klage für 
begrnder, fonach die Verfolgung ihrer Anfprüde auf dem Mechtöwege, als in ihren Vers 
waltungepflichten gelegen, erachten. Diefelben find biebei darauf aufmerffam zu machen, daß 
eine von dem Kdniglichen Staarsminifterium der Finanzen erfolgte Vormerkung der anges 
meldeten Forderungen ohne Anerkenntniß, die Nothwendigkeit der Klageftelung nicht befeitige. 


München den 6. Juli 1834. 
Staatsminifterium des Innern. 


19740, 


An 
fämmtliche Kreisregierungen, K. d. J., alfo ergangen. 


$. 2868. 

25074, 

. (Die Forderung der Gemeinden und Stiftungen an das Staatsärar betreffend). 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Koduigs. 


Der Königlichen Regierung des Iſarkreiſes wird unter Bezugnahme auf die Ent⸗ 
ſchliefung vom 6. Zuli d, Is. und in Ermwiederung ihres Berichtes vom 30. v. Mts. 
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worin diefelbe um Ertheilung von Recepiffen beydglüh aller von den Gemeinden und Stif— 
tungen ded Königlichen Landgerichts Weilheim bei dem Königlichen Staatsminifterium der 
Fiuanzen vor dem 1. Detober 1833 angemelderen Forderungen nachgeſucht har, erbifner, 
daß nach einer vorliegenden Erflärung des Kduiglichen Sraarsminifteriamsd der Finanzen all: 
gemein geftellte Anträge auf Ausfertigung ſolcher Recepiffe wegen der diesfalls nothwendig 
werdenden Recherchen in allen betreffenden einzelnen Acten nicht beachtet werden Fonuen. 

Da nun die Rlageftellung gegen den Fiskus auf den Grund der Beftimmungen bed 
6. 30. des Finanzgefeges vom 28. December 1831 durch die Beibringung folder Recepiffe 
wicht bedingt ift, deren Mangel fonach der Berretung des Rechtsweges nicht eutgegenſteht, 
"vielmehr erft im Verlaufe des Proceßverfahrens zu erwarten iſt, ob fiscalifcher Seite etwa 
die Einrede der nicht rechtzeitig erfolgten Anmeldung vorgebracht und hiedurch in einzelnen 
Faͤllen die Mecepiffeerholung veranlaßt werde, fo hat die Königliche Kreisregierung das Kbr 
nigliche Landgericht Weilheim, fo wie die übrigen Uurercurarelbehbrden und Stifrungeverwal: 
tungen hienach geeignet zu befcheiden und felbe anzumeijen, in dem Falle, daß eine Des 
fheinigung der rechtzeitigen Aumeldung gleihwohl entweder vor dem Beginne, oder im Laufe 
des Rechtöverfahrens nothwendig werden würde, die betreffende Forderungd: und Aumelduugss 
fache immer genau zu bezeichnen, und zugleich die Erholung diefer Beſcheinigungen durch die 
Dbercuratelbebdrde in der Art befchleuniget zu veranlaffen, daß Nachtheile für die ftreitens 
den Gemeinden oder Stiftungen wegen etwaiger Verabfäumung von Procefterminen micht zu 
befürchten find. 


München, den 5ten September 1834. 


Staatöminifterium des Jnnern, 


Un 
die: Königliche Megierung des Yfarkreifes, K. d. Z., alfo ergangen. 


Mittheilung den übrigen Kreisregierungen zur gleichmäfiigen Nachachtung. 


8. 269. 


26307, 
(Die werhferfeitige 'Einfiht der Ucten beider -Regierungstammern in Rechtsangelegenbeiten der Gemeinde und 
Stiftungen gegen den Fiscus betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Konigs. 


Die von dem Präfidium der Kduiglihen Regierung des Uutermainkreifes in bezeichs 
netem Betreffe angezeigte Verfügung desfelben, wonach in Recdhtsangelegenheiten der Gemein: 
den und Stiftungen gegen den Kbniglichen Fiscus bei. jeder Regierungsfammer die betreffen: 
den Acten in befondere Verwahrung zu nehmen find, und eine wechfeljeitige Mittheilung die: 
fer Acten von der einen zur andern Regierungslammer oder eine wechielfeitige Einfichrenahme 
nur nach vorgängig erholter Präfivialbewilligung erfolgen darf, wird hiemit ald vollkommen 
angemeffen und der Natur der Sache entſprechend gebilligt und genehmigt. 


München den 28. October 1836. 


Staatsminifterium des Innern 


An 
das Präfidium der Königlichen Regierung des Untermainkreifes, 8. d. J., alfo ergangen. 
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$. 270. 
31800, 


(Die Verwaltung ded Gemeinde: und Stiftungsvermögend im verfchiedenen zu einer Gemeinde gehörigen Orten 
und Meitern, bier die Mittheitung einer hierüber am 18, Febr. 1819 ergangenen Allerh. Eutſchließung betr). 


Auf Befehl feiner Majeftär des Königs. 


Das uuterzeichnete Staatsminifterium hat wahrgenommen , daß die von dem enge: 
zen Ausſchuſſe der zum Vollzuge der Verfaſſungsurkunde allerhoͤchſt angeorbneten Minifterials 
eonferenz unterm 18. Februar 1819 *) an die Königliche Regierung des Dberdonaufreifes, 
Kammer des Inuern, erlaffene Eutſchließung bemerken Betreffes zur Kenntniß der übrigen 
Kreiöregierungen bis jegt micht gebracht worden iſt. 

Der Königlichen Kreisregierung, Kammer des Junern, wird daher im Aus ſchluſſe 
dieſer Entſchließung zur Nachachtung mitgetheilt. 


Minden den 13. December 1836. 


Sraatsminifterium ded Jnnern. 


An 
die Königlichen Regierungen des Ifarz, Unterdonau:, Regen, Rezat- und Untermainkreifes, Kammern des 
Innern, alfo ergangen. 


$. 271: 
240, 
(Die Verwaltung des Gemeinde: und Stiftungsvermögens in verſchiedenen, zu einer Gemeinde gehörigen 
Orten und Weilern betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Der Königlichen Kreiregierung, Kammer des Junern, wird hierneben aus Anlaß 
eines im Obermainkreife neuerlich vorgefommenen fpeciellen Falles die unterm 18. Februar 
1319**) an die Königliche Regierung des Oberdonaukreiſes, Kammer des Sunern, in Folge 
einer von derfelben geftellten berichrlichen Anfrage erlafenen Allerhoͤchſten Entfhließung, die 
Verwaltung ded Gemeinde: und Stiftungsvermögens in verfchiedenen, zu einer Gemeinde 
gehdrigen Octen und Weilern betreffeud, zur Keuntniß und Darnachachtung mitgetheilt. 


Minden, den 7, Januar 1837. 
Staatöminifterium bed Innern. 


An 
ſammtliche Königliche Kreisregierungen, K. d. 9. , dieſſeits des Rheins alfo ergangen. 


*) und **) Siche $. 258, &, 452, oben, 
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29326. $ m. 
(Den Ankauf von Staatsrealitäten durch Gemeinden betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Köoͤnigs. 


Seine Majeftät der König geruhten aus Anlaß der von Seite einer Gemeinde 

beabfichtigten Erwerbung einer Staatsrealität Allerhoͤchſt aus zuſprechen: 
daß kuͤnftig bei einem jeden Kaufvertrage einer Gemeinde zugleich anzugeben 
ſey, ob diefe die fragliche Realität, ohne Schulden zu machen, oder die Ab: 
tragung, der bereits beftehenden zu verfchieben, zu erwerben vermdge, 

Die Königliche Regierung des N. Kreifes wird bievon mit dem Auftrage in Kennt: 
niß gefegt, das weiter Geeignete an die betreffenden Gemeindeverwaltungen und unteren Cu— 
ratelen zu verfügen, und Sorge zu tragen, daß, den mir Juſtruction folcher Staatsrealirds 
tens Berkäufe beauftragten Finanzbehörden die Nachweifungen in dem Allerhbchſt angedeuteten 
Sinne zur weitern Mitvorlage jederzeit zugeftellt werden. 


München den 5. December 1837. 


Staatdöminifterium des Junern. 


An 
ſammtliche Kreisregierungen, Kammer des Innern, alſo ergangen. 


b) Berwaltung der Gemeinderealitäten. 
1) der Gemeindegebäube.*) 


$. 93. 
(Die Eoncurrenzpflichtigfeit der Gemeinden zu Schullehrerd: und Mefnerswohnungen betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Koͤnigs. 


Durch die Zuftruction für den vormalig geiftlihen Rath vom 25. April 1783 Nr. 5, 
8, 9 und 10 (Maier Generalienfammlung vom Jahre 1784 I. Band S. 1159) iſt ber 
reits beftimmt, daß bloffe Meßnerhäufer ausfchließend, von dem Kirchenvermdgen und bloffe 
Schulhaͤuſer ausfchließend, von den Gemeinden dagegen aber Schul: und Mefnerhäufer zus 
glei aus dem Kircyenvermögen und von den Gemeinden zu gleihen Theilen unterhalten 
werden follen. 





*) Vergleiche hierzu: 
1) die oben zu $. 24. des revidirten Gemeindeedictd aufgenommenen Entfehließungen ($5. 44, 
— 48, oben.) 


2) Minifteriafentfchliehung 16. November 1832 Nr. 24679. ($. 584. unten.) 
3) Minifteriafentfhliefung vom 31. October 1837 Nr. 1101, ($. 7. S. 107, oben.) 


Ferner auch im der Abth. XVII. „Bauweſen“ die Unterabtheifung „Gemeinde: und Stif 
tungsbauten.“ 
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Nachdem jedod im neuerer Zeit Faͤlle vorgefommen find, in welcher Schulgemeinden 
wegen Unzuläffigkeit des Raumes in der Schullehrers- und zugleich Meßnerswohnung eigene 
abgefouderte Schullocalitäten, ausfchließend aus ihren eigenen Mitteln vergeftalt erbaut haben, 
daß der Schullehrer zugleich Meßner in der bisherigen Wohnung fortwährend verbleibt, fo 
werden in Rüdficht des veränderten Verhaͤltniſſes der Bauverbindlichkeit, für die biöherigen 
und fünftigen Fälle diefer Art nachfolgende Beftimmungen getroffen. 


I. 


Die Unterhaltungsköften der von den Schulgemeinden aus ihren eigenen Mitteln 
erbauten und noch erbaut werdenden befondern Volksſchul-Localitaͤten, milffen fortwährend 
aus dem Localſchulfond, oder bei deffen Unzulänglichkeit, gleich andern ordentlichen Gemeinde: 
bedürfniffen, von dem treffenden Echulgemeinden ausfchliefend umd ohne Concurrenz des Kirs 
chenvermbgens geleiftet werden. 

' 1. 


Dagegen, trägt der Localſchulfond oder unter vorftehender Vorausfegung die Schul; 
gemeinde, an den Baus uud Unrerbaltungsföften der Wohnung des Schulmeiſters- und 
zugleid) Meßners, nur ein Viertheil, dad Kirchenvermdgen aber drei Viertheile. 


III. 


So wie durch die vorſtehenden Beſtimmungen, eine Unterſtuͤtzung der Gemeinden, 
zu den Bau- und Unterhaltungskoſten der Schullocalitaͤten, aus dem allgemeinen Schulfond 
in beſondern motivirten Faͤllen keineswegs ausgeſchloſſen iſt, ſo ergibt ſich auch von ſelbſt, 
daß dieſe Ergänzung der fruͤhern einſchlaͤgigen Verordnung blos auf diejenigen Schul⸗ und 
zugleich Meßnerhaͤuſer Anwendung finde, zu deren gemeinſchaftlichen Erbauung und Unters 
haltung das Localtircyenvermögen und die Localichulfonds »s der Schulgemeinden bisher aus: 
fließend, und unwiderfprechlich verbunden waren, daß folglich die in einzelnen Fällen durch 
grundherrliche oder andere giltige Verträge, oder durch begründeres Herkommen eines Drits 
sen obliegende ausfchließlihe oder rheilweife Bauverbindlichkeit bei Schul: und Meßner: 
wohnungen oder Edyullocalitäten hierdurch weder aufgehoben, noch verändert werde, 


IV. 


Ruͤckſichtlich der Unterhaltungs» und Baulaft der bloffen Schuls und der bloffen 
Mefnerhäufer behält eö bei den bisherigen Beftimmungen fein Werbleiben. 


München den 22. Juni 1815. 
Staatöminifterium des Gnnern, 


An 
das Königliche Generalcommiffariat des Unterbonaufreifes alfo ergangen. 
Geret. Verordnungs-Samml. B. 5. S. 116, 


$. 224 
(Die Vermehrung der Blipableiter betreffend.) 
M. J. K. 


Wir haben, zur Verminderung der Wetterſchaͤden, beſchloſſen, und verordnen: 
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4) Alle größern Gemeindeftiftungs: und. Kirchengebäude follen nad) und nach, 
und zwar in einem Zeitraume von drei Jahren, vom Jahre 1816 anfangend, 
mit Blitzableitern verfehen werden, 

2) Die Koſten find. aus dem Dermdgen der betbeiligten Gemeinden und Kirdyen 
zu fchöpfen. Die Koften für die Ubleiter auf den Kirchenrhärmen insbefons 
dere, follen zur Hälfte aus Mitteln der Kirchen, zur Hälfte aus Mitteln 
der Gemeinden, beftritten werden, 

3) Den Kreisbauinfpectoren liegt ob, auf ihren Inſpectionsreiſen, unter ihrer 
Auffiht und Direction, die Ableiter nicht nur errichten, fondern auch felche 
von Zeit zu Zeit unterfuchen, und ubtbigenfalld repariren. zu laffen; weswegen 
diefelben fichb in Bezug auf diefen Gegenftand die erforderlichen nähern Kennte 
niffe zu verfchaffen haben. 

4) Auch im Anfehung der Eraatögebände wird, auf bisherige MWeife, mit ſucceſ— 
fiver Anfhaffung und Vermehrung der Bligableiter fortgefahren werden, 

5) Um die Ausfuͤhrung zu Gunften der Gemeinden fowobl, als der Befiger von 
Privargebäuden, melde ihr Eigenthum durch Bligableiter zu ſchuͤtzen wuͤn⸗ 
fen, noch mehr zu erleichgern, wird die unentgeltliche Bertheilung eines 
faßlihen Unterrichts über das Verfahren bei Errichtung und Unterhaltung 
der Ableiter vorbehalten. 

6) Saͤmmtliche General-Kreis- und Localcommiffariate werden mit dem WBollzuge 
gegenwärtiger Verordnung beauftragr, Diefelben haben demnach nicht nur 
zu beftimmen, welche Gemeindeftiftungs: und Kirchengebäude in jedem der 
naͤchſtfolgenden drei Jahre mir Bligableitern verfehen werden follen, fondern 
auch die Koften nach vorgängiger Prüfung und Ermäffigung auf die geeigues 
ten Fonds anzuweifen; den Yahreöberichten ein Verzeichniß der errichteten 
Ableiter beizulegen, und Sorge zu tragen, daß ſolche auch immer gehoͤrig 
unterhalten, unterſucht und ausgebeſſert werden. 


Muͤnchen den 20. November 1815. 
(Req.-Bl. v. J. 1815 St. 48, ©. 971.) 


8. 225. 


12389. 
(Die Banfälle in Stiftungs: und Comunalgebäuden betreffend. ) 


Auf Befehl Seiner Majeftdät des Königs. 


Der Kbniglihen Regierung des Untermainkreifes wird. auf ihren Beriht vom 18, 
“ Yuguft 1. 3. die Baufälle in Stiftungs: und Comunalgebiuden betreffend, hierdurch ers 
wiedert, daß die wegen der Baufälle in Staatögebäuden unterm 13. Auguft 1819 *) erlafz 
fene Zuftruetion auf Gebäude der unter unmittelbarer Königlicher Adminiftration ftehenden 
Stiftungen, welde ald freie Wohnungen benuͤtzt werden, oder vermierhet find, allerdings 
angewender werden koͤnne, infoweit”befondere Decrete, Beltellungsbriefe, oder Verträge nicht 
entgegen fehen; was aber die Baufäle in Gebäuden von DOrtöftiftungen, und Comunen 


.— * x 


*) Reg.-Bl. v. 1820 ©, 323, ’ 
Bo. XI. : 59 
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betrifft, fo it den Magiftraten und den Verwaltungen der Ruralgemeinden febiglich u 
überlaffen, ſich diesfalld entweder mach der angeführten Juſtruction zu richten, oder die bißs 
berige Obfervanz beizubehalten. 
München den 15. September 1823. 
Staatdminifterium des Yunern, 


An ‚ 
die Königliche Regierung bes Untermainfreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


$. 276. 


(Die Deferviten der Königlihen Baubeamten betreffend. ) 


4224. 


Auf Befehl Seiner Mojeftät des Königs. 


Die Königliche Regierung erhält das mit Bericht vom 12. v. M. vorgelegte "Des 
fervitenverzeichniß des Königl. Ingenieur Panzer mit der Bemerkung zurdd, daß der auf 
Verlangen und aus Vertrauen der Gemeinde Schweinfurt zu Gemeindebauten zugerufene 
Königl, Ingenieur Panzer lediglich ald Privat⸗Architect erfcheiut, weil die Königl. Baubeams 
ten nach dem $. 66. der Allerböchiten Verordnung über die Leitung des Bauweſens blos 
zu Inſpectionen und Augenfcheinseinnahmen in Gemeindeftiftungss und Privatangelegenheiten, 
aber keineswegs zur Ausarbeitung volltändiger VBauprojecten verbunden find. 

Dieſemnach hat die Königl. Regierung die Ermittlung des Honorars der Uebereinkunft der 
Gemeinde Schweinfurt mit den Königl. Jugenieur in fo lange zu überlaffen, ald gegen die 
beöfallfigen Anfäge Feine Reclamarion ſtatt finder, oder die Königliche Regierung zu feinen 
Einfcpreitungen gegen zu hohe Anfäge von Amtöwegen veranlaßt wird. 


München den 5. April 1828. 
Staatöminijteriam des Gunern. 


Un . 
die Königliche Regierung des Untermainkreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


Nachricht den fämmtlihen Regierungen zur Wiſſenſchaft. 


$- 272. 
(Die Ausbefferung und Aufrifhung der Gemälde in Kirchen, Kapellen und öffentlichen Gebauden betr.) 


Im Namen Seiner Majeftät des König. 


Damit diejenigen Gemälde, welche einigen Werth ald Kunftgegenftand, oder als 
Alterthum haben, und ſich im Kirchen, Kapellen oder andern Gebäuden, die zum dffentlis 
hen Gebrauch beftimmt find, befinden, nicht aus Unerfahrenbeit oder bbſer Wbficht bei der 
Ausbefferung oder Auffriihung befchädigt und verdorben werden: erhalten hiemit fämmrliche 
Bezirköpolizeibehörden die MWeifung, die Vornahme folder Reparaturen nicht anders zu ger 
ftatten, als wenn der dazu verwendere Künftler von der unterzeichneten Königlichen Kreiss 
regierung eine allgemeine, oder für den vorliegenden Fall fpeciell erhelte Erlaubniß vors 
zeigen wird, 

Die Bezirköpolizeibehörden, welche für den Vollzug diefer in den Euratelpflichten 
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liegenden Anordnung verantwortlich gemacht werden, haben die betreffenden Patrimonials 
gerichte, Magiftrate und Gemeindeverwaltungen fogleih hiernach geeignet anzumeifen. 


Augsburg am 17. December 1828. 
Kdunigliche Regierung des Oberdonaukreiſes Kammer ded Innern, 


r An 4 
fämmtliche Land: und Herrihaftsgerichte, dann felbftftändige Magiftrate des Oberdonaufreifes alfo ergangen. 


Int.-Bl. f. d. Oberbonaufreis v. 3. 1828 Nr. 44. ©. 1204, 


8. 278. 
(Veräufferung von Kirchengemälden und Scufpturen betreffend. ) 


180, 


Sm Namen Seiner Majeftär des Koͤnigs. 


Die unterzeichnete Stelle hat neuerdings fichere Nachricht darüber erhalten, daß es 
noch immer nicht an Verſuchen mangelt, Gegenftäude alterthämlichen oder biftorifchen Wer⸗ 
thes aus Kirchen und bdffentlihen Gebäuden, theils Kaufs- theild Taufchweife zu entfernen, 
und daß einige Stiftungspfleger aus Mangel an Kenntuiß von dem Werthe folcher Objecte 
fchlau geftellte Anträge nicht allenihalben mit gleicher Energie zurädweifen, 


So wurde jüngft ein fehr koſtbares, zwar beſchaͤdigtes aber leicht wieder herftell 
bares Bild von den Brettern abgetrennt, und dem Meßuer ald alte Leinwand zu einem Puß 
lumpen überlaffen. So entging ferner jüngft ein alter, auf einem Dachboden hiuterlegter / 
ſtaubbedeckter Altar von ausgezeichnetem Gehalte nur dadurch dem MWerlufte, daß das Könige 


Tiche Landgericht auf aufferofficielem Wege zeitige Rachricht erhielt, und den bereits abges 
ſchloſſenen Kauf ex officio annullirte, 


Gemälde und Sculpturen find Gegenftände relatisen Werthes und eine fcheinbar 
unbedeutende Alienation involvirt oft den Berluft einer, das übrige Geſammtvermbgen ber 
Stiftungen aufwiegenden oder erreihenden Summe, Diefe Objecte erheifchen fchon aus dem 
Standpunkte des Vermdgens die forgfältigite Aufmerffamfeit der Euratelbehdrden. 


Die unterzeichnete Stelle fieht ſich daher verpflichtet, die beftehenden Allerhbchſten 
Weifungen wiederholt in dad Andenken fämmtlicher Polizei, Stiftungss und Comunal: 
Behdrden zuruͤckzurufen, und nicht nur jede ohne Genehmigung der Diftriets-Polizeibehdrden 
al& Untercuratelen fattfindende Veräufferung auf den Grund des Gemeindeedictd erneut zu 
unterfagen, fondern audy die Uutereuratelen felbft anzuweifen, daß fie feinen Eonfens zu Vers 
äufferung von Gemälden und Sculpturen der Stiftungen und Comunen ertheilen, ohne vor⸗ 
erft Anfrage an die Königliche Regierung geftellt und von dieſer die Abordnung ſolcher Sach: 
verftändigen erwirft zu haben, welche den Werth der zu veräuffernden Objecte genau zu erhe⸗ 
ben, und die Stiftungen und Comunen vor Schaden zu wahren vermbdgen. 


Die Königlichen Pfarrämter ihrerfeits werden aufgerufen, die Königlichen Polizeis 
59* 
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behdrden hierin fräftig zu unterftügen, und jeber unerlaubten Veräufferung Eräftigft entgegen 
zu wirken, 
Augsbnrg den 19. Mai 1829. 


. I 
Königlihe Regierung des Oberdonaukreiſes, Kammer bed Jnnerm, 


An 
ſaͤmmtliche Polizeibehorden und Pfarraͤmter des Oberdonaukteiſes alfo ergangen. 
Ant. BI. f. d. Oberbonaufreis v. 3. 1820. St. 14. ©. 693. 


12239, ‚ u 
(Die Vorlage und Prüfung der Pläne zu neuen Gebäuden des Staats, der Gemeinden und Stiftungen 
betreffend. ) 
L. K. 


Um die Grundſaͤtze eines reinen und guten Geſchmackes in der Baukunſt in Unſerem 
Reiche immer mehr zu verbreiten, und uun zu bewirken, daß bei allen, vorzuͤglich bͤffent⸗ 
lichen. Gebäuden, edle und der Nachahmung wirdige Formen und Morbilder ———— 
werden, haben Wir beſchloſſen wie folgt. 


$. 1. 


Fun Zukunft find die Plane und Koſtenanſchlaͤge aller neuen Staatsgebaͤude, welche 
in den nädıften Neubauetat aufgenommen werden follen, im Laufe des Jahres und zwar 
fpäteftenö zwei Monate vor Anfang des neuen Etatsjahres einzeln an Unfer Gtaatöminiftes 
rium des Innern einzufenden, welches die Prüfung der Plane durch einen Ausſchuß von Kunft: 
verftändigen nach Unferen dießfalls gegebenen näheren Beftimmungen zu veranlaffen, und Uns 
fere Allerhöchite Genehmigung zu erbolen bar. 2 


9. 2, 


Wenn von Gemeinden oder Stiftungen neue Gebäude aufzuführen find, fo fellen 
jwar die Koften wie feicher nach den beſtehenden Gefegen jederzeit von den zuſtaͤndigen Guras 
telbehbrden nach dem Beduͤrfniſſe und nach den Kräften der Gemeinden und Stiftungen feft: 
gefegt werden. Es find jedod, wenn die Koften in den Unferen Kreisregierungen unmittelbar 
untergeordneten Städten 1000 fl, und bei den Heinern Städten, Märkten und Ruralgemeinden 
500 fl. betragen, die Bauplaͤne gleihfalld an Uufer Staatsminifterinm des Junern einzus 
fenden, damit diefes die Prüfung ihres artiftifchen ‚Werthes Durch den in dem $. 1. erwähn: 
ten Ausfhuß von Kunftverftändigen veranlaffe, und Unfere Allerhöchfte Genehmigung erhofe. 


Wir wollen Übrigens, daß durch die Bemerkungen des angeordneten Aus ſchuſſes 
niemals eine Vermehrung der Baufoften für die Gemeinden und Stiftungen herbeigeführr 
werde. 

6. 3. 


3u den Gebäuden, deren Pläne nach den näheren in den $$. 1. und 2. gegebenen 
Vorfriften vorzulegen find, gebdren insbefondere Kirchen und Kapellen, Pfarr: und Schul; 
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gebäude, Raths⸗- und Gemeindehäufer, Gebäude für Sicherheits», Sanitäts : und Mohlthä: 
tigfeitsanftalten, Stadtthore, größere Brunnen, und bdffentlihe Denkmale. 

Unfere Regierung des N. N. Kreifes hat ſich nach diefen Beſtimmungeu zu achten, 
und die Unterbehdrden zur genaueften Befolgung anzuweifen. 


Bad: Bruͤckenau den 6. Auguſt 1829, 
An 
die Königlihe Regierungen der fieben Kreife dieffeits des Aheines, K. d. J., alfo ergangen. 


Nachricht der Regierung des Rheinkreifes, Kammer des Innern, zur gleichmäßigen Nachachtung 
mit dem Bemerken, daß der Einfendung der Baupläne and dem Rheinkreife für alle 
jene Bauten von Stiftungen und Gemeinden zu gefchehen habe, deren Koften 500 fl. 
betragen. 


- 280 
185, $ ’ 


(Das Gefuh des Maferd Bauer und Häuferbefipers Widmann zu Münden um Ertheilung eined Privilegiums 
auf Reinigung und Reftauration der Gemälde in Kirchen und öffentlihen Gebäuden betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 

Dem Maler M. Zofeph Bauer und Häuferbefiger Sohann Widmann dahier, ift 
auf ihr, unterm 15. Juni bh. J. Ullerhöchften Orts eingereihhtes Gefuh um Ertheilung eines 
Privilegiumsd zur Reinigung und Reftaurarion der Gemälde in Kirchen und Öffentlichen Ger 
bäuden, zur Entfchliefung zu erdffnen, daß das Reftauriren der Gemälde als ein freied GE 
werbe feiner befendern Gonceffion beduͤrfe, ein ausſchließliches Privilegium aber bierauf 
Seine Koͤnigliche Majeftär nicht ertheilen. 


Uebrigens fol in Folge befonderer Verhältniffe den Gemeinden, Stiftungen u. f. f. 
von den Curatelbehbrden wicht geftatter werden, ſich der obengenannten Reftauration zu 
bedienen, 


Die Königliche Regierung des Iſarkreiſes hat hienach das Geeignete zu verfügen, 
Münden den 8. September 1832. 
Staatdöminifterium des Innern. 


An 
fämmtliche Koönigliche Kreisregierungen, K. d. J., alfo ergangen. 
$. 281. 
633. 
(Die Veränderung im Anſtriche oder Bewurfe eines Staats: oder Stiftungsgebäudes betreffend. ) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Kduigs. 


Seine Majeftät der König haben allergnädigft zu befehlen geruht, daß jede Vers 
Anderung im Anftriche oder Bewurfe eines Staats- oder Stiftungsge— 
bäudes aljo Bewurf eines früher wicht beworfenen, und jeder Anſtrich mit einem von der 
biöherigen Farbe abweichenden Tone der Allerhdchften Genehmigung zu unterftellen ſey. 
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Saͤmmtliche Koͤnigliche Kreisregierungen werden von diefem Wechbäifen Befehle mir 
dem Auftrage verfiändigt, dafuͤr zu forgen, daß 


1) in der Regel die urſpruͤngliche Farbe des Gebäudes, ſoferne fie dem guten Ges 
ſchmacke entjpricht, bei Reparaturen beibehalten, und durchgeführt, daß 


2) jenen Gebäuden, welche nach der. urfpränglichen Abficht nicht beworfen werben 
follten, ohne Noth Fein Bewurf zugewendet, uub daß 


3) beabfichtigte Abänderungen in der Farbe und beabfichtigte Bewerfungen folcher 
Gebäude, welche nach dem Plane unbeworfen bleiben follten, vor der Ausfuͤh⸗ 
rung Allerhbchfter Enrfcheidung unterworfen werden, 


Insbeſondere aber wird der Koͤniglichen Regierung des Iſarkreiſes bei diefem Aulaffe 
zur Pflicht gemacht, durchaus nicht zu gejtatten, daß ein im hiftorifcher oder artiftifcher Hins 
ſicht merkwuͤrdiges Gebäude ohne Allerhöchfte Bewilligung feinem urfprünglichen Character eut⸗ 
fremder, oder dur Bewurf und Anſtrich verunſtaltet werde, 


Münden den 10. Januar 1833. 
Staaröminifterium des Jnnern. 


An 
ſaͤmmtliche Königlihe Kreisregierungen alfo ergangen. 


. 28%. 
12374, s 


(Die Deferviten der koͤnigl. Banbeamten bei den Entwürfen zu Stiftungs: und Gomunalbauten betr, ) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Auf den im oben ftehenden Berreffe erftattenden Bericht vom 6. Juni v. J. wird 
zur Eutfchließung erwiedert, wie folgt: 


1) in Bezug auf die Honoraranfprädhe der Baubeamten für Ausarbeitung volls 
ftändiger Bauprojecte in Gemeinde: und Stiftungsbans ꝛc. Angelegenheiten iſt 
bereitd durch Refeript vom 5. April 1828 die geeignete Anordnung ergans 
gen und es finder felbe auch auf den Rheinfreis volle Anwendung — nachdem 
mit Unfange der 11. Finanzperiode der früherhin aus dem Kreisfonde diefed Kreis 
fes für das Gemeinde: und Stifrungsbaumefen an den Gentralfond geleiftete Zus 
ſchuß von dem Kreisfonde feirdem zu fließen aufgehdrt har, die Entfchließung vom 
13. Mai 1830 bezieht ſich lediglich auf die im 6. 66. der Allerhöchiten 
Verordnung vom 26. December 1825 bezeichneren Leiftungen der Baubeams 
ten, naͤmlich auf die Inſpicirungen und Augenfheinseinnahmen , keineswegs 
aber auf die Anfertigung von Bauprojecten und Bauanfchlägen in Gemeindes 
und Stiftungsſachen. 

2) Die Ausmirtlung des Honorard filr Ausarbeitung vollftändiger Bauprojecte 
bleibt auch fernerhin der freiwilligen Webereinfunft bes betreffenden Baubeamten 
mit den betheiligten Gemeinden. und Stiftungen überlaffen; — doch foll, zu 
Wahrung des Eriftungss und Gemeindeintereffed mit dem Projecte und den 
übrigen Elaboraren auch dad hiefür flipulirre Honorar jedesmal von DObercus 
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ratel wegen, der Königlichen Regierung zur Priifung und zur Anzeige an das 
Staaröminifterium des Junern gebracht werden, — 

3) Es verftcht fich übrigens von felbft, daß ein Honorar uur für den primitiven 
Entwurf gefordert werden darf, und daß alles, was fid) nach Pritfung und 
etwaiger Umarbeitung desfelben, fey ed aus Anlaß der Kreisregierung, fey es 
in Folge der Superrevifion des Baukunftausfchuffes bezieht, als Officialſache 
alfo unentgeldlich behandelt werden muß. 


Die Königliche Regierung des Rheinkreifed wird hiernach das Geeignete zu verfüs 
gen wiffen, 


Minden den 11. Mai 1833. 
Staatdöminifterium des Juuern, 


e An 
die Königliche Regierung des Rheinkreiſes, Kammer des Innern, alfo ergängen. 


Nachricht den übrigen Königl. Kreisregierungen, K. d. J., zu gleihmäßiger Darnachachtung. 


$. 288. 
16609. 


(Anfertigung von Gemälden und Sculpturen für öffentliche Zwecke betreffend. ) 


Auf Befehl Seiner Majeftdr des Könige. 


Die Königliche Academie der bildenden Künfte it nunmehr auf den Punct gelangt, 
eine ſolche Zahl befähigter und tuͤchtiger Schiller zu befigen, daß von ihr die Anfertigung 
von Gemälden und Sculpturen um Preife übernommen werden kaun, weldye bei gleich guter 
Beſchaffenheit der Kunfterzeugniffe kaum irgendwo zu erlangen ſeyn dirfen. 


Die geringfügigften Arbeiten werden in diefer Anftalt von Lehrern, wie Cornelius, 
Heß, Schlorthauer, Eberhardt fowohl bezuͤglich auf die Compofition, als bezuͤglich der Aus— 
führung influencirt. 

Es find demnach bier für würdige Behandlung auch der geringfügigften Arbeit, 
Bürgfchaften höherer Art gegeben. 

Sämmtliche Präfidien der Kbniglichen Kreisregierungen werden daber hierauf und zu 
dem Ende aufmerffam gemacht, um zu bewirken, daß neue Altarblärer und ähnliche Ger 
genftände nicht etwa aus Ruͤckſichten der Sparſamkeit von den Gemeinden oder Stifruugen 
an Pfufcher oder Halbgebildete übergeben, daß vielmehr derlei Aufgaben, wenn fi für 
felbe fein tächriger und bewährter Künftler aufferhalb München vorfinder, mit Bezeichnung 
des Gegenſtandes, der Groͤße, der beiläufigen Aufwandsſumme und fer Zeit, in welder 
die Ublieferung udthig ericheint, der Direction der koͤnigl. Academie der bildenden Künfte 
angezeigte werde, weldye fobann mit Vergnügen das Weitere einleiten wird. j 


Minden den 20. Juni 1833. 
Staaröminifterium des Innern. 


An 
ſaͤmmtliche Regierungspräfidien alfo ergangen. 
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$. 284. 
3216. 
(Das Geiährtgeld für Reifen in Comunal- und Stiftungsbauangelegenheiten betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs. 


Die Königliche Regierung des Iſarkreiſes, Hammer des Innern, erhält in den 
Anlagen gegen Remiffion die von der Königlichen Bauinfpection Landshut unmittelbar anher 
übergebene Vorftellung oben bemerfren Berreffs zum gutachrlichen Bericht innerhalb drei Wo; 
chen mit dem Anhange, daß die von diefer Inſpection dargeftellten Verhältniße, Beruͤckſich⸗ 
tigung verdienen, wenn die in der fraglichen Borjtellung enthaltenen Angaben als begrüns 
der erfcheinen follten, daß aber auch, wenn einerfeirs dem Baubeamten nicht zugemurhet 
werden kann, durch Reifen in Stiftungs» und Comunalbauangelegenheiten, Zubußen zu ers 
leiden, die fchuldige Riüdficht auf das Stiftungs» und Gemeindevermdgen ed erheifche, daß 
derlei befondere Reifen ſtets dann nur angenommen werden, wenn im Sinne des $. 66. 
der Allerhöchften Verordnung vom 26. December 1825 vdiefelben durchaus nicht gelegents 
lich anderer Gefchäftsreifen im unmittelbaren Dienfte von dem Baubeamten vorgenommen 
werden können. f 


München den 10. Februar 1835. 
Staatöminifterium des Innern 


Un 
die Königliche Regierung des Ifarfreifed, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


8. 285. 
33618, 
(Die Berfiherung des Mobiliarvermögend der Stiftungen und Gemeinden in der infändifhen (Münchner: 
Aachner) Mobiliarverfihernngsgefellichaft betreffend). 


‚Auf Befehl Seiner Majeftät des König. r 


Die Gemeinden und Stiftungen befigen nicht felten ein bedeutendes Mobiliarvers 
moͤgen, ingbefondere befinden fi) aber die Kirchenftiftungen größtentheils im Befige werthe 
voller Mobilien, Bisher war diefes Vermögen bei Feuersbränften der Gefahr eines unerfegs 
lichen Verluſtes preiögegeben, und in der That haben die in den jiingften Fahren ſo haͤufig 
eingetretenen Brandfälle auf diefe MWeife ein fehr nambaftes Capital vernichter. Eine Vers 
fiberung dieſes Mobiliars bei ausländifhen Geſellſchaften (dien in mehrfacher Beziehung 
und namentlich der den Ausbezahlungen häufig vorangehenden Weiterungen wegen nicht raͤth⸗ 
lich. Da nun aber die inlaͤndiſche (Muͤnchner-Aachner) Mobiliarfeuer : Verficherungsanftalt 
durch die weife Fürforge Seiner Majeftär „in der That ins Leben getreten ift, und ihre 
wohlthaͤtige Wirkſamkeit immer mehr auödehnt, bietet fih au den Gemeinden und Stif: 
tungen die befte Gelegenheit dar, ihr Mobiliarvermdgen vor dem Verluſte durch Brandungliid 
zu fügen. Die Kdnigliche Kreisregierung wird die Gemeindenz und Stiftungsverwaltuns 
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gen (insbefondere auch die Kirchenverwaltungen) auf die Vortheile diefer Anjtalt aufmerffam 
machen, und ihnen den Beitritt zu derfelben angemeffen empfehlen. 


München den 27. November 1835. 


Staatöminifterium des Janern. 


An 
fämmtlihe Kreisregierungen, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


+ 286. 
12037. s 


(Die Anwendung der flachen Dächer bei neuen Gebäuden nah Dorniſcher Conftruction, namentlich bei &e: 
bäuden der Gemeinden und Stiftungen betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeitär des Kbnige. 


Auf den Bericht vom 11. Mai I. Is. in rubrizirtem Betreffe wird der Königlis 
hen Regierung des DObermainkreifes, Kammer des Juneru, Folgendes eröffnet: 


„Das Beftreben der Königlichen Kreisregierung, Kammer des Innern, die durch 
. neuere Erfahrungen begründer? Möglishkeit der Ausführung feuerficyerer flacher 
Dächer, insbefondere der Dächer nad Dornifcher Eonjtruction mittelft Lehmbede⸗ 
Kung, zu befbrdern, und durch die Bekanntmachung in Nr. 54. des Kreisintel: 
ligenzblattes zur allgemeineren Kenutnif im Obermainkreife zu bringen, hat um 
fo mehr zur angenehmen Nachricht gedient, als aͤhnliche Verſuche in anderen 
Ländern bereits fehr günjtige Refultate geliefert und vielfache Anwendung gefuns 
den haben, 
Eine. imperative Anwendung diejer Methode auf Staats-, Stiftungs- und 
Gemeindeneubauten fest aber jedenfalls noch nähere Erfahrungen dardber voraus: 
a) ob, und im welchen Theilen Bayerns das zu diefen verbefferten Dachungen 
erforderliche Material von guter, lange Dauer verfprechender Qualität zu 
finden iſt, und 
b) in welcher Weiſe die climatifchen Verhältniffe diefes Landes auf die erwaͤhn⸗ 
ten Dächer einwirken, dann 
c) wie fih der Koftenpuner in Bezug auf die aus dem Auslande zu beziehen: 
den ngredienzien ſtellt. 
Die Kbniglicdye Kreisregierung wird daher von jelbjt ermeffen, daß der Augenblick 
einer zu erlaffenden Allerhoͤchſten Verordnung noh um fo weniger gegeben feyn koͤnne, als 
der Allerhoͤchſt ausgefprochene Wille ohnehin zu. Gunften der flachen Dächer fpricht, eine 
Modificirung bereits Allerhochſt genehmigter Bauplane im Sinne der Berichräbeilage alfo in 
fo ferne feinem Anftande unterliegt, als dadurd) die wefentlichen Formen des Gebäudes Feine 
Aenderung erleiden, und den Gemeinden weder größerer Aufwand erwächit, noch auch bezidg: 
lich der Halcbarkeir ein Bedenken obſchwebt. 


Minden den 15. Zuli 1837. 
Staatöminijterium des Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Obermainkreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
Mittheilung der übrigen Kreisregierungen, K. d. 9. 
DB. X. 60, 


47 Abth. XI. Abfchn. 1. Tit. I. Gap. IT. $. 287. 288. und 289. 


$. 282. 
24728, 
(Banten bei Gemeinden und Stiftungen betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Mit Bezugnahme auf die Allerhöchften Beitimmungen, die Vorlage der Bauentwärfe 
für Gemeinden und Stiftungen berreffend, wird die Koͤnigliche Kreisregierung, Kammer bes 
Junern, auf den $. 33. lit, d. der Minifterialausfchreibung vom 31. October 1837 über 
den Vollzug des Gemeindeedictes, wonach gemäß befonderer Allerhöchiter Anerdnung 


bei Anträgen auf Echulbaus: und andere Bauten, deren Koften die Gemeinden 
ganz oder zum Tbeil zu bejtreiten haben, nachgewiefen werden muß, daß und wie 
weit diefes ohne neue Gemeindeihulden und ohne Bedirfniß des Localmalzaufs 
fchlages zu deren Tilgung geſchehen fünne, oder daß eine Schuld, und in wels 
dem Betrage udthig, und welche Dedungsmittel dazu vorhanden jeyen, . 


noch befonderd aufmerffam gemacht und beauftragt, hienach nicht nur die untergeordneten 
Behörden zur genauen Darnachachtung in vorkommenden Fällen geeigner anzumweifen, foudern 
auch ſich felbft in ihren Berichten beziglich der zu gebenden Nachweifungen zu achten. 


München deu 4. December 1837. 


Staatsminifterium ded Junerm 


An ; 
die Königliche Regierung des Untermainfreifes, K. d. J., alfo ergangen. 


Nachricht den übrigen Kreisregierungen, K. d. J., dieffeits des Rheins, 


. $. 288. 
27051, 


(Das Reitanriven der Gemälde betreffend). 


Auf Befehl Seiner Maieftät des Könige. 


Je manigfaltiger die Kenntniffe find, welche bei der Rejtauration von Gemälden 
vorausgefegt werden, je fehiwieriger die Anwendung diefer Kunſt felbit dem gründlich Gebil: 
deren it, je leichter und gewöhnlicher ift ed auch bei der Wahl des Individuums, welchem 
- eine folche Reftauration anvertraut wird, einen Mifgriff zu machen. Und da nun auch 
in der That die Nachrichten über verunglädte DVerfuche auf dem Gebiete der Gemäldereftaus 
ration ſich feit einiger Zeit in einem wahrhaft beunruhigenden Grade anhäufen, fo fehen 
ſich Seine Majeftär der König veranlaft, zum Zwede der Wahrung des unter der oberjten 
Staarscuratel ftehenden Eigenthums der Stiftungen und Gemeinden die geeignete Fürforge 
eintreten zu laffen. 


Die Königliche Kreisregierung, Kammer des Innern, erhält fohin den Auftrag, 
durch dffentliche Bekanntmachung den ſaͤmmtlichen Stiftungss und Gemeindeverwaltungen zu 
bedeuten, daß diefelben fortan bei feinem in ihrem Beſitze befindlichen Gemälde eine Re: 
ftauration vornehmen zu laffen haben, ohme diesfalld der Königlichen Regierung unter Nams 
bafımadung des Reftauranten Anzeige erſtattet und Entſchließung abgewartet zu haben. 
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Die Königliche Kreisregierung, Kammer des Innern, wird fofort, falls in Beziehung auf 
die Befähigung des benannten Individuums zu fraglicher Aufgabe ein Zweifel obwalter, dems 
felben eröffnen, daß es in fo lange nicht zur Vollzicehung der im zugedachten Reftaurarion 
zugelaffen werden koͤnne, als es nicht über vollftäudige Qualififation zur Ausuͤbung dieſes 
Kunftzweiged ein von dem, bei der Königlichen Academie der Künfte conftitwirten Annftcos 
mitee ausgeftellted Zeugniß über erſtaudene Prüfung und vollfommene Befähigung beigebracht 
haben wird. — Privatbefiger von Gemälden follen bei Gelegenheit der bemerken Ausfchreis 
bung vor Schaden gewarnt werben, 8 


Ueber den Vollzug iſt ſeiner Zeit Anzeige zu erſtatten. 
München den 8. December 1837. 


Staatöminifterium des Innern. 


An 
fämmeliche Königliche Kreisregierungen,, Kammern des Innern, alfo ergangen. 
Mittheitung der Akademie der bildenden Künfte, dann den drei Landesuniverfitäten. 


2) der Grundftüfe; insbefondere Walbungen*) 
$. 289. 


(Die Adminiftration der Stiftungs : und Comunalwaldungen betreffend.) 


Mm. I 8 


Mir ertheilen euch auf den Bericht vom 13. April I. Is. die Adminiftration der 
Etiftungs: und Comunalwaldungen- betreffend, nachftehende Eutſchließung: 





) Vergl. Minifteriatentichließung vom 31. October 1837 Nr, 1101. (f. $. 7. ©. 107. oben.) ſiehe 
ferner hierüber in der Abtheilung XIV. bei „Landwirthſchaft.“ — Die Regierung des Untermain: 
kreifes hat über die Fällungsvorfchläge der Gemeinde: und Stiftungewaldungen verfügt, was folgt: 


5880. 
(Die Fallungsvorſchlage für die Gemeindeſtiftungs- und Körperſchaftswaldungen betreffend.) 
Am Namen Seiner Majeftät des Königs, 

In alten Theiten des Umtermainkreifes Liegt Die Bewirthſchaftung der Gemeindeftiftungs: und 
Körperfchaftswaldungen dem Königlichen, oder dem dazu befonders aufgeftelften Forftperfonale un— 
ter der Aufficht der oberften Adminiftrationsbehörde ob, welcher daher die Fällungsvorfhläge 
vorgelegt werden müffen. Die Art, wie ſolches bieher geſchah, ift nach den verſchiedenen Landes: 
theilen, aus welchen der Untermainfreis zuſammengeſetzt ift, mannigfaltig, zur Erzielung der nö— 
thiaen Gleichformigkeit und Einheit in dem Gefchäftsgange, wirb demnach folgende allgemeine 
Vorfcriit über diefen Gegenftand hiermit ertheilt: 


g. I. 
Die Gemeindelörperfhaiten und Stiftungen, jedoch die letzten nur in fo ferne fie nicht ſelbſt 
60 


474 Abth. XI. Abſchn. I. Tit. L Cap. I. 9. 289. 


I. 


Die Bewirthſchaftung der Stiftungswaldungen fol den Königlichen Forſtaͤm⸗ 
tern bid zum Erfolg weiterer Beftimmungen, welche der angeoroneten Revifion der verſchie⸗ 


” 


gutsherrliche Rechte geniehen, haben die Verzeichniffe ihres Holybedarfs doppelt gefertigt mach ber 
Vorfhrift Lit. A, für das folgende Etatsjahr den freffenden Polizeibehörden längftens bis zum 
"15, Juni jeden Jahres einzureichen, fie gehen von da bis zum 1. Juli an den treffenden Revier: 
förfter, von biefem bis zum 15. Juli an das treffende Forftamt, von welchem ſie bis zum 1. 
September der unterzeichneten Stelle mit dem Fällungsvorfhlage vorgelegt werden müſſen. 

Die Zeit der Ueberfendung und des Empfanges wird jedesmal anf den Verzeichniffen be: 
merkt. Wer fih in Einhaltung diefer Termine Verſaumniß zu Schulden kommen läßt, ift für 
die etwa veranlaßte Gefchäftsverzögerung und Vermehrung und für die Nachtheile, welche für 
den Waldbeiiger daraus hervorgehen, verantwortlich. 


$. 2, 
Die Polizeibehörden als Polizeicommiffariate, Lande, Herrfhaftd:, Patrimonial: and Ortsge⸗ 
richte haben zu wachen, , 

a) daß die Verzeihniffe nach der beftehenden Vorſchrift angefertigt und die Waldflächen rich: 
tig angefeht werden. Bei jeder verfpäteten Uebergabe ift von denfelben der Grund der 
Verſaumniß fogleich zu unterfuhen, um die Acten dem Verzeichniſſe felbft beilegen zu 
können. 

b) Sie haben ferner zu wachen, daß die Rechte und Anfprüce, welche einzelne Gemeinde: 
glieder, Theithaber, Beſoldete, oder Nugnießer auf den Genuß der Waldungen haben, 
nicht zum Nachtheile der Gemeinden, Körperfchaften oder Stiftungen über die beftchenden 
Vorſchriften, Receſſe oder Obfervanzen ausgedehnt werden. 

©) daß die Anſatze von Bauholz mit der möglichften Erfparniß gefhehen, daher im Allgemei— 
nen alte Holzverfchwendungen möglichit vermieden, in Eeinem Falle aber dazu Holz unent: 
geldlich, oder um geringe Tare abgegeben werde, indbefondere aber daß die Vorſchriften 
der Bauverordnung genau eingehalten werden. Es ift fonach darauf zu fehen, daß ſowohl 
die Gebäude, zu welchen das Holz verwendet werden.joll, als auch die Art der Verwen— 
dung zu diefen Gebäuden, nämlich ob zu Schwellen, Proften, Riegelholz ıc. genan dngege: 
ben werden. Alle verorbnungswidrigen oder Holz verſchwendenden Anfäge find alsbald zu 
ftreichen 5 

d) daß das früher bereits abgegebene Bauholz zu dem vorgefepten Zwecke verwendet und 
nicht von den Empfängern liegen gelaffen und dem Verderben preisgegeben werde. 

Sind die Verzeichniſſe richtig angefertigt, fo haben die Königlichen Polizeibehörden felbe 

mit Beifegung ihrer fonfligen Erinnerungen oder der Bemerkung, daß ſie nichts dabei zu erin- 
nern haben, zu unterzeichnen und ein Eremplar bei den Acten zu behalten. 


6. 3. j 
Die Revierförfter, welche von den Potizeibehörden die Verzeihniffe einfach zugefendet erhal: 
ten, haben die Reduction der im bisher üblihen Maaße angefenten Fläche auf Bayeriſches Maaß 
vorzunehmen, im Kalle fie aber gegen den Inhalt der DVerzeichniffe, oder die Verwendung des 
Holzes eine Erinnerung zu machen haben, ſolche beizufepen, und zu begutachten, anf welche Art 
"der angefehte Bedarf aus den Waldungen entnommen werden Eönme. Diefe Gegenftände find, 
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denen Geſetze, Verordnungen, Inſtructionen und Uebungen in der Aufſicht und Bewirthſchaf⸗ 
tung der Privatftiftungs s und Eomunalmwaldungen überhaupt vorbehalten find, nn ferner 
belaffen werben, 





wenn ed der Raum zuläßt, anf die Vergeichniffe felbft zu bemerken, follte aber dieſes bei einem 
oder dem andern Verzeichniſſe nicht geſchehen können, fo ift — ein beſonderes Gutachten 
beisufegen. 

$. 4. 

Die Königlichen Forftämter, welche hierauf die Verzeichniffe erhatten, haben nach ihrem eigenen Gut: 
achten den Fällungsvorfchlag nad der Vorſchrift Lit. B. doppelt zu fertigen, und die Verzeichniſſe 
mit der Beglaubigung der Polizeibehörden und dem Gutachten der Revierförfter vorzulegen, dieſelben 
baben bei ihrem Gutachten minder den Anfag an Holzbedarf, ald was der Wald bei angemeife: 
ner Bewirthfhaftung forftmäßig oder nachhaltig abwerfen könne, zu berüdjichtigen, und im 
Falle mehr als die es beträgt, verlange wird, nur dann diefe Rückſicht zu überfhreiten, wenn 
der Grund des Verlangend befonders wichtig iſt, umd durch eine Mehrabgabe der Beftand des 
Waldes im Wefentlihen ſelbſt nicht leidet, oder der Webergriff durch nachherige Erfparniffe wie: 
der eingebracht werden kann. Den Königlihen Forftmeiftern bleibt hinreichend Zeit, die Wal: 
dungen jedesmal felbft genau einzufehen und das abgiebige Stammholz aufzunehmen oder auf: 
nehmen zu laffen. Man erwartet daher von denſelben vollſtändig entfhöpfende Gutachten, das 
mit alle nachträglichen Gefuche vermieden und die Arbeiten möglichft vereinfacht werden. 

Sollten diefelben befondere Erinnerungen über die Inhaftsverzeichniffe, insbefondere die Art 
der Verwendung des Holzes oder die Angaben der Fläche zu machen finden, fo find diefe, wenn ' 
es der Raum geitattet, auf dem treffenden Merzeichniffe, im entgegengefepten Falle in dem Be: 
richte zu bemerfen, 


$. 5. 

Die Gemeinden, Körperfchaften und Stiftungen haben den Holzbedarf jedesmal vollftändig 
in den von ihnen einzureichenden Verzeichniſſen aufzunehmen, da fpätere Geſuche nicht berüd: 
fihtigt werden. 

Sollten jedoch umvorhergefehene Ereigniffe eine befondere ſchleunige Abgabe nöthig machen, 
fo find die Geſuche um ſolche jedesmal bei der treffenden Poligeibehörbe fchriftlich einzureichen 
oder zu Protocoll zu geben; dieſe hat die Angaben genau zu unterfuhen, wenn fie ſich beftätis 
gen, das Geſuch amtlich zu beglaubigen, und ſolches dem einfchlägigen Forſtamte zuzuſenden, im 
entgegengefebten Falle aber das Gefuch zurüdzumeifen. Ueberſteigt die nachträglich nachgeſuchte 
Holzabgabe den Werth von 50 fl. nit, fo find die Königlichen Forflämter ermächtigt, ſolche 
für fih, wenn fie forftmäßig aefhehen kann, vorzunehmen, im entgegengefepten Falle aber haben 
fie ſolche zurüdzumweifen, im Falle fie aber den bemerften Werth überfteigt oder das Forſtamt 
fonft Anftand dabei findet, fo find die Acten mit Gutachten vorzulegen. Dergleihen nachträgliche 
Holzabgaben find in dem nächſtjährigen Fällungsvorfhlage bei der treffenden N mit den 
Motiven vorzumerfen. 

Wenn die Bedürftigen durch die Verfügungen der Polizeibehörden oder gorftämter in Be: 
treif der Holzabgaben oder Verweigerung ſich befchwert glauben, bleibt es ihnen unbenommen 
fih mit Vorftellungen an die Königliche Regierung zu wenden, alle andern Vorſtellungen in dies 
ſem Betreffe aber bleiben unberüdfichtigt. 


$. 6. 
Sobald die Genehmigung der Fällungs s VWorfchläge erfolgt ift, find die treffenden Poli: 


176 Albthl. XL. Abſchn. I. Tit. I. Cap. IL 9. 289. 


Nachdem jedoch die gegenwärtig beftehenden Gemeinde: und Stiftungsverwaltungen 
nach Anficht der SS. 103, 123, 128 und 131 des Gemeinderdictd vom 17. Mai 1818 
nicht verbunden find, eine Genehmigung der vorgefeßten Curatel über Wirthſchaftsplane, jähr: 
lihen Holzhieb, unentgeltliche Abgabe oder Verkauf von Waldproducten überhaupt zu erbos 


— — — — —— 


zeibehörden -genau von der genehmigten Holzabgabe in Keuntniß zu fepen, welche die Vorſtände 
und Verwalter des Körperfchafts: oder Stiitungsvermögens wieder davon zu benachrichtigen und 
über die richtige Verwendung ded Holzes und des etwaigen Erlöfes zu wachen haben. Die An- 
weifungen haben von Seite des Forftperfonals ohne Verzug zu erfolgen. 


$. 7. 

Sollten Verkäufe flattfinden, fo feiten folche die Vorftinde und Rechnungsführer der tref: 
fenden Gemeinvdeftiftung oder Körperschaft, und der einfchlägige Revierförfter, der Rechnungs: 
führer, fo wie der Nevierförfter führen jeder ein Strichsverzeichniß. Der Nevierförfter fendet 
das feine zur Reviſion und Abgabe am die treffende Polizeibehörde des vorgeſetzten Forftamts, 
jene benügt dasſelbe als Controlle für dad Verzeichniß des Nechnungsführers und legt es zur 
Rechnung. Das Forſtperſoual hat insbefondere die Verfteigerungsbedingungen, fo weit fie die 
Forſtwirthchaft betreffen, zu beitimmen und zu wachen, daß das Holz wicht unter dem Preife ab: 
gegeben werde. Es ift daher bei jeder Verfteigerung der Vorbehalt zu mahen, daß, wenn im 
Durchſchnitte die Zaren nicht erreicht werden, der Zuſchlag erft auf Genehmigung ber unterzeich⸗ 
neten Königlichen Stelle erfolgen Fönne und im Balle die Tare wirklich im Durchſchnitte nicht 
erreicht ift, hat das Forftamt unverzüglich das Protocol mit Gutachten vorzulegen. 


8 ‚ 
Was die Bewirthihaftung der Privatwaldungen betrifft, in fo weit dieſelb⸗ bisher ſchon un: 
ter der Leitung der Königlichen Forftämter hand, fo wird ihnen diefelbe gegen eigene Werant: 
wortlichkeit für die forftgerehte Behandlung derfeiben überlaffen, jedoch haben fie dabei Folgen: 
‚ des zu beobachten: 

.  Bur Beit des Beginnens der Diebe oder bei Gelegenheit der Anmweifung der Gemeinde: 
hotzhiebe haben die Königlichen Forftmeifter den Tag ihrer Ankunft den Gemeinden einige 
Tage vorher bekannt zu machen und die Privatwaldbeſitzer aufzufordern, ihren Bedarf bei 
der Ankunft anzuzeigen, worauf fodann auch die fortmäßige Anweifung zu folgen hat. Be: 
fondere Abgaben Fönnen nur in der $. 5. vorgefchriebenen Art erfolgen. 


Die Königlihen Forftmeifter haben die jährlichen Anweifungen im den Privarwaldungen ge: 
nan aufzunehmen, damit fie, im Falle es verlange wird, über den jährlichen Holzertrag ihrer 
Bezirke genaue Rechenschaft geben können. 


$..9. 

Da die Patrimomiaigerichte des Großherzogthums Würzburg bisher unter gewiſſen Beſchrän⸗ 
Fumgen die Functionen der Forſtamter verrichtet haben, fo haben auch fie, fo wie die Forftinfpee: 
tionen zu Miltenberg, Amorbach und Alzenau, ſich nach diefer Norm, fo weit fie die Königlichen 
Borftämter betrifft, zu benchmen. Jedoch ailt für die eriten die Ybänderung, dab die Gemeinden, 
Körperfchaften und Stiftungen bis zum 15, Juni die Verzeichniſſe den gutsherrlichen Revierför: 
fern und diefe diefelben bis zum 30. desſelben Monats den Königlichen Patrimoniafgerichten über: 
fenden,, welche fodann die Fällungsvorfhläge ftatt unmittelbar, wie bisher der Königlichen Re: 
sierung, bis zum 15. Juli den Königlichen Forſtämtern, in deren Bezirke die Waldungen liegen, 


J 
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leu, fo ift.der $. 7. des III. Abſchnitts, III. Eapiteld der Inſtruction für die vormaligen 
Stiftungsadminiftrationen vom 1. October 1807 auffer Anwendung gelegt, und es verſteht 
ſich hiernach von felbft, daß die Forftämter die Wircbfchafreplane und Defignationen nuns 
mehr an die treffenden Gemeindeverwaltungen abzugeben, die Beſchluͤſſe derfelben zu erwar⸗ 
ten, und diefe in Vollzug zu ſetzen haben, 


11. 


Wenn die Forftämter die von ihren Vorfchlägen abweichenden Befchläffe der Ges 
meindeverwaltungen als nachtheilig für die Forfteultur und Confervarion der Waldungen aus 





zufenden, welche fie bie 1. September mit für jedes Patrimonialgericht gefouderten antachtlichen 
Berichten hieher vorzufegen haben. 
Würzburg den 14. Mai 1817, 


Königliche Regierung des Untermaintreifes, Kammer des Innern. 


Un 
fämmeliche Porigeibehörden, Forflämter und Korftinfpectionen des Untermainkreifes alfo ergangen, 
(Inteltigenzbt. f. d. Untermainfreis v. 3. 1917 Bd. 1. Mr. 58. S. 1553.) 


A. 
gandgerict Forſtamt Revier 
Verzeigniß des Holzbedarfs 
der Demeinde N. N. 
Körperfchaft Piarrei Kirche. ꝛtc. 
» für 181 


weicher aus ihren eigenen Waldungen zu befriedigen iſt. 


Die Waldungen enthalten Mrı. Ruth. 
Tagw. Ruth. 
an das Königliche Landgericht eingeſandt empfangen. 
dem Revierförſter überſandt smpfangen, 


an das Königliche Forftamt überfandt empfangen. 


478 Abthl. XL. Abſchn. L. Tit. 1. Cap. II. 6. 289. 


guten Gränden erachten follten, fo haben fie ihre Anftände der nach Tit. V des Gemeindbes 
edicted einer Stadt: Markıd: oder Ruralgemeindeverwaltung zunaͤchſt vorgefegten Euratel zur 
Entfheidung vorzulegen, und darnach zu verfahren. 







Breunholz. 















des E | Maaß per Stüd 
l — ne 
Empfängers. & & & | Holzart. £ Durd: | „; Dolzart. | Merwendung. 
eı|=2|8 = I mefier. 2a 
A|Is|- W 








, — Zur 
der Eigenthümer. Stallung 
B. ber Befoldeten, Schwellen. 
iegelholz. 
C. der Berechtigten. Riegelholz 
r x. 
D. zum Verkauf. e 
Zur 
E. Holzvorrath von dem = 
vorigen Jahre. Scheuer. 
l ic. 


1) Die Holgempfänger werden nad ber Lit. A. B. C. D. bezeichneten Ordnung aufgeführt und 
der ganze Bedarf am Ende fummirt; nach diefem wird angefept, ob von dem in dem vorigen 
Jahren gefällten Holze, insbefondere von dem Bauholze, noch etwas übrig fen, ohne daß «6 

- von den Empfängern verwendet wurde, oder nicht, und im erften Kalle mit Angabe des Jahres, 
in welchem die Abgabe erfolgte, und des Grundes, warım die Verwendung unterblieb. 


2) Wo das, was der Einzelne zu empfangen hat, auf beftimmte Klafter- und Wellenzahl feftgefeht 
ift, da wird mit Uebergehung der Fläche jene eingetragen, auch wenn die Holzart beftimme iſt, 
diefelbe angegeben. Wo aber der Empfänger nur eine beftimmte Fläche abzutreiben erhält und 
fi mit deren zufälligem Ertrage begnügen muß, da iſt auch mur die Fläche einzutragen. 

3) Bedarf die Gemeinde, Körperfhait oder Stiftung eine beftimmte Geldſumme, welde durch 
Holgverkauf beabſichtigt wird, fo Fann diefe bios in der Mubrif: Bemerkung, a ufgerührt und 
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II. 
Mm bie Eontrolle gegen die Forſtaͤmter zu erhalten, fell ein Mitglied der Gemeindes 
Berwaltung zur Mitaufſicht beſtellt, dasfelbe zur Auszeige und Abgabe des Holzes abgeord: 









bedarf. 





Kleinnuupholzy. 










5 bolzart. Verwendung. 
= 
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Leiterbaume. 






Deichſeln. 





%. 


die Eintragung einer beftimmten Holzmaſſe unterlaffen werben. Die Verwendung muß aber 
jedesmal angegeben feyn. 

4) Das Verzeihniß fertige und umterzeichnet bei Gemeindewaldungen der Ortsvorftand und ber 
Gemeinderehnungsführer, bei Körperfchaftswaldungen deren Vorftand und bei jenen ber Stif- 
tungen derjenige, welcher das Vermögen zu verwalten hat, es bleibt diefem unbenommen, einen 
Plan, wie der Bedarf aus den Waldungen entnommen werden kann, beizulegen. 


5) Wird ein Banholzbedarf angefest, fo muß deffen Richtigkeit ein verpflichteter Simmermann be: 
zeugen, und daher das Verzeichniß unterſchreiben. Es wird aber nur das Bauholz eingetra- 
gen, was aus den Waldungen unentgeldlich bezogen wird, daß diefer Bezug, fo wie alle unent: 
geldlihen Bezüge über die beftehenden Receſſe oder die Obfervany nicht ausgedehnt werben, 
dafür haften zumächft bie, welche das Verzeichniß anfertigen. 

Bd, IX, 


480 Abth. XI. Abfchn. I. Tit. L Cap. II. 6. 289. 


net und überhaupt die Verfügung getroffen werden, daß Waldproducte ohne Bewilligung der 
Gemeindeverwaltungen durchaus nicht, und veräußerte Producte mur gegen den Vorweis einer 


Quittung Über die zur Stiftungscaffe geleiftere Zahlung des bedungenen Preifed verabfolge 
werden dürfen. 


B. Sdllungs: 
für die Gemeindes, Kbrperfhafts: und Stiftungss 














Benennung zum Hiebe kommenden Diftriers 
EEE Vor ——— — 
} 
bes Revierd lade Nähere Angabe und Begrün: 
Holzart, Alter. dung der Behandinng dee 
Hiebes. 
Diſtricts. A it des? 
Gemeinde, * Veſcheſſenheit des Beſtandes. 
5418 
— = 
u 5 
nn — — — — — — — — — — 
) 
1. Eompfer. 
A. neue Schläge. 
B. Nachhiebe. 


C. Auszugshiebe. 
D. Durchforſtungen. 








Vorſchrift für Aufertigung des Gutachtens. 


1) Die Gemeinde-, Körperſchafts- nnd Stiftungswaldungen werden in der erſten Rubrik nach den 
verfchiedenen Revieren, in welche fie einfchlagen, gefondert aufgeführt und der Name des Ne: 
viers wird jedesinal unterftrichen. 


2) Bei denjenigen MWaldungen, für welche bereits genehmigte Abſchähungen oder Wirthſchaftsplane 
beſtehen, iſt in der Rubrik; Difteice zugleich die Nummer des Wirthſchaftecompleres dann bei 
Benennung des Diftrictes die demfelben in derAbſchänung entfprechende Zahl oder fonftige Be: 
zeichnung beizufenen. 

3) Für jede Waldung, ober wo Diefelbe, wie sub 2, erwähnt ift, mehrere Mirthfhaftscomplere bil: 
det, für jeden Gompfer find die verfchiedenartigen Diebe unter folgenden allgemeinen Untere 
ſchriften nach einander zu ſehen, ald A. neue Schläge, worunter die Saamen oder Dunfel: 
bauungen, dann die Schlaa-Holzbiebe aufzuführen ſund. B. Nachhiebe, fie begreifen die 
Schläge von Lichte bis zum Abtriebsfhlage. C. Ansaugshiebe, hierher gehört die Herz 
ausnahme einzelner zerftreut ftchender Hölzer, die Herausnahme geringer Holzarten, um den 
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IV. 
Die vorfiehenden Beftimmungen- find auf die Bewirthſchaftung der Comunal: 
Waldungen dort, wo dieſer Geſchaͤftstheil den Königlichen Forftämtern bisher ſchon übertra: 
gen war, gleichmäffig anzuwenden. 


— — — 


—Vorſchlag. 
Waldungen des Forſtamtsbezirkes NR, für 18 . 
——— > 


Materialertrag. 














Brennholz. Totalbetrag. 





Kleinnughotz. 














im  bisheria 
übfichen Anmerkungen. 


Maaße. 


im 
Bayeriſchen 
Maafe. 















edlern unter ihnen ftehenden einen befferen Wachöthum zu verſchaffen. D. Durdforftun: 
gen Aushieb des im Wuchfe urücgebliebenen und unterbrücten Holzes. 


4) Sowohl die Flächen, als die Klaftern und Welten müſſen nah Banerifhem Maafe angegeben 
werben, die Flähen alfo nad Baperifchen Tagwerfen und darunter in Klammern nach dem bie: 
her gebrauchten Flähenmaaße, die Kiafter zu 6 Bayeriſche Fuß Höhe und Weite und 34 Fuß 
Sheitlänge, Lie Wellen zu 34 Bayeriſchen Schuh Länge und einem Bayeriſchen Schuh 
Durchmeſſer; nur in der Rubrik Totalbetrag wird der Ertrag zugleich im Baperifchen und bie: 
her vorgefchriebenen oder gebranchten und ferner beizubehaltenden Maaße angefeht ; in den Be: 
merfungen ift das Verhättniß des bisher gebrauchten Längen:, Flächen: und Gubicmaafies 
zum Bayerifhen genau berechnet, anzugeben ; wo verichiedene Klaftermaaße gebräuchlich find, 
3. B. 3 Schub und 4 Schub Sceitlänge ift der Anfag nur in einem derfelben, und zwar dem 
zeither übfichften zu machen. 


5) Das zu fällende Stamm: und Kleinnutzholz wird nur nach feiner Zahl und dem Ausfchlage 
in Kfafter und Wellen in den Fällungsvorfchlag eingetragen, das Stammholz aber, fo weit 
- 61 
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V. 


In Beziehung auf die Forſtpolizei behaͤlt es bei der beſtehenden Einrichtung zur 
Zeit fein Verbleiben. i 


Hiernach ift dad weitere Geeignete zu verfügen. 
München den 27. Mai 1819. 


An 


die Königliche Regierung des Unterdonanfreifes, Kammer des Junern, alfo ergangen. 


$- 290. 
11. 
(Die Gebühren des Forſtperſonals für die Verwaltung der Stiftungs- und Comunalwaldungen betreſſend.) 


Auf Befehl Seiner Majeſtät des Kbnigs. 


Nachdem die Allerhdchfte Verordnung vom 22. December 1821 über die Forſtbe— 
zirfseintheilung und die aͤußere Forftdienfteinrichtung in den Kduiglichen Staatöwaldungen 
6.14. die Tantiemenbezuͤge befeitigt bat, fo kann eine ſolche Anforderung in Stiftungss und 
Eomunalwaldungen nicht wohl ferner ohne Widerſpruch von Seite der Gemeinde s und Gtifs 
tungövermwaltungen Pla greifen, was fi auch aus den von der Königlichen Regierung des 
Obermainkreiſes erftarteten Berichten über diejenigen Anftände, welche ſich im folcher Bezieh— 
ung zu Kronach und Tirſchreuth bereits erhoben, deutlich ergibt. 


Die Kdnigliche Regierung erhält demnach unter Ruͤckempfang der hierauf bezigli: 
den Arten, den Auftrag zu deren Befeitigung mit Ruͤckſicht auf die über Verwaltung des 
Gemeindevermdgend im Ediete vom 17. Mai 1818 enthaltenen Grundjäge, und in der Erz 
wägung, daß das Forftperfonale für feine fpeciellen Bemühungen zum Zwecke der Bewirtb: 
ſchaftung folder Waldungen eine billige Vergütung zu verlangen befugt ift, dahin auf geeig: 
nete Meife die erforderliche Einleitung zu treffen, daß bis zum Erfolge allgemeiner Beftim: 
mungen entweder burch angemeffene Uebereinfunft zwifchen den berreffenden Verwaltungen und 


es zum Bau: und Nubholz taugt, befonders nach Vorſchrift der Beilage I. aufgenommen und 
die Aufnahme von dem, der folche vollzog, unterzeichnet beigelegt. . 
Beilagel, 
Revier Waldung Diſtrict 
Aufnahme des für 181 abjugebenden Stammholzes. 





Nach Anfchlaa 
beilänfigem Anfchlage. des Abfallholzes. 


Holtzart. 


. 


| 
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den Forftbeamten eine oerfalvergätung ausgemittelt, oder unter Einwirfung der @uratel 
wegen Feftftellung von Diäten für die durdaus nur auf das dringendfte Wirthſchaftsbeduͤrf⸗ 
niß zu befchränfenden Arbeiten und Berrichtungen, unter Beachtung ber oͤrtlichen Verhaͤlt⸗ 
niße und der Arna dad Geeignete angeorbnet werde, wohin fich übrigens von felbft verfteht, 
daß aus der reinpolizeilihen Auffichthaltung in ſolchen Waldungen Gründe zu Belaftungen 
nicht entnommen werden dürfen. Die Königliche Regierung des Obermainkreifes wird hier⸗ 
nach wegen den vorliegenden Meclamationen des Forftperfonales zu Tirſchteuth und Kronach 
die weiteren Einfchreitungen zu treffen wiſſen. 


Münden den 26. Auguſt 1826. 


Staatdöminifterium des Jaunern. 


An 
die Fönigliche Regierung des Obermainkreiſes, K. d. J., alſo ergangen. 


$. 291. 
1165 


l; 
(Die Befchwerde des Königlichen Forftperfonald im Forſtamtsbezirke Rothenburg über die Diätenabftriche für 
Forftdienfte bei den Stiftunge: und Comunalwaldungen betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Kbnigs. 


Die Befchwerde bed Königlichen Forftperfonald im Forftamtöbezirte Rothenburg über 
die Diärenabftriche für Forftdienfte bei den Gtiftungs » und Comunalwaldungen betreffend, 
fann im Allgemeinen als begränder nicht angefehen werden, ba 


1) die ordentliche Function des Forftmeifters bei Gemeinde: und Stiftungswaldungen 
in der Megel auf die forftpolizeiliche Aufficht befchränft und diefe von Amts: 
megen unentgeltlch zu leiften ift, andere. Berrichtungen aber nur infoferne dem⸗ 
felben znfommen, ald dazu befondere Veranlaffung gegeben ift, mach weldyer 
fobin auch die Entfcheidung der Frage fich beſtimmt, ob für die befonderen 
Zunctionen und in welchen Maaße eine Diätenaufrechnung ftatt finde, auch 


2) ein gleiches Verhaͤltniß infoferne bei dem übrigen Königlichen Forftperfonal des 
Forſtamtsbezirkes eintritt, ald demfelben in dem Bezirke, wo die unmittelbare 
Derwaltung und Bewirthſchaftung der Gemeinde: und Stiftungswaldungen dem 
Magiftrate Übertragen ift, und von diefem durch ein eigens dafür beftelltes Per: 
fonal ausgeuͤbt wird, mur die Mitwirkung zu der dem Forſtamte obliegenden 
Forftaufficht umd zwar dieſe ebenfalls von Amtswegen unentgeltlih zukbmmt, 
demnach j 


Anſpruͤche diefes Perfonald auf befendere Bergdtung von Dienfien nur in jenen 
Fällen flattfinden, wo ed durch den Magiftrat mit Zuftimmung des Forftamtes 
einen Theil der unmittelbaren Bewirtbfchaftung und des fpeciellen Forſtſchutzes 
überfommen bat, wofür entweder eine angemeffene Averfionalfumme oder vers 
hältnißmäßige Diätenbezäge demfelben zu bemwilligen find, 


Soferne Übrigens die Beſchwerde auf befondere angeführte Xhatumftände und Vers 
haͤltniße fich gründet, die im Einzelnen noch eine nähere Prüfung und Beſcheidung erfordern, 
erhält die Königliche Regierung ded Rezarkreifes, Kammer des Junern, unter Mittheilung der 


3 


— 
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hierüber abgegebenen Bemerkungen, den Auftrag, die Reclamation einer befondern Prüfung zu 
unterziehen und mit Ruͤckſicht auf ‚die dabei in Anwendung zu bringenden Grundfäge geeignet 
zu erledigen. 


Bei Rüdgabe der Beilagen des Berichts vom 15. Februar v. J. wird zu dieſem 
Behufe der Königlichen Regierung des Rezatkreifes, Kammer des Innern, auch die Befchwerde: 
vorftellung vom 15. Noveniber 1829, die übrigens ungeeiguet unter der Firma des Forftamts 
anher gerichter worden ift, auliegend zugefertigr. 


Münden den 29. März 1831. 
Staateminifterium des Innern. 


An 
* 
bie Konigliche Regierung des Rezatkreiſes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


.. $ 202. 
Li} 
Aus zug 

aus dem Abſchiede für den Landrath des Dberdonaufreifed vom 1. Mai 1833. 


ı. U, 


VI. 
6) Unſere Regierung des Oberdonaukreiſes hat bereits durch Ausſchreiben vom 28. 
uni 1830 angeordnet : daß 


a) jede Comune einen formlichen Betriebs: und Bewirtbfchaftungsplan ihrer 
Stiftungd + und Comunalwaldungen verfaffen laſſe; daß 


b) dieſe Vetriebepläne durch die respect. Curatelbehdrden den einfchlägigen 
Forflämtern zur technifchen Begutachtung mitgerheilt, und befchieden wer: 
den follen; 


ec) die Befchläffe der Euratelen haben fich Tediglid auf die Eorge dafür zu 
befchränfen,, daß die betreffenden MWaldungen nad der landesüblichen Bes 
wirtbichaftung&weife regelmäßig und nachhaltig bervirthichaftet, die Walz 
dungen wicht Über ihre Kräften angegriffen, jeder abgerriebene Plag wieder 
gehörig in Eultur gebracht werde, und ob der angeordnete Forftfchug bins 
reiche, die Gemeinde: und Stiftungsforfte vor Devaftation oder Beſchaͤdi—⸗ 
dung zu ſichern. 

d) Die alfo genehmigten Forftwirthichaftepläne feyen in dem Gemeindeardive 
gehdrig aufzubewahren, und jeter 


e) Gemeindeverwaltung liege ob, von Zeit zu Zeit unter Zuziehung der eins 
ſchlaͤgigen Forftämter Nachficht zu pflegen, und ſich von dem richtigen 
Einhalten der genehmigten Bewirthihaftunggpläne, fo wie von dem rich— 
tig und vollftändig geuͤbten Forſtſchutze zu Überzeugen, 


Ebenfo liege der Gemeinde: und Stiftungsverwaltung ob, im jährlichen Rechnungen 


” 
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den Materials und Geldbetrag der Forſte aus den genehmigten Betrieböplanen zu fundas 
mentiren, 


Diefe Anordnungen entfprechen daher ganz den in Beziehung — die ſorgfaͤltige 
Bewirthſchaftung der Comunal- und Stiftungswaldungen geſtellten Autraͤgen des Landrathes. 
Sollten nun gleichwohl in der Weiſe des Vollzugs, bei den Gemeinden Abweichungen Statt 
finden, ſo wird Unſere Regierung des Oberdonaukreiſes auf ſpecielle Bezeichnung ſolcher Faͤlle 
ſogleich die angemeſſene Abhilfe vorkehren, fo wie Wir überhaupt von derſelben erwarten, 
daß fie es am der erforderlichen Aufficht zu Feiner Zeit werde ermangeln laſſen. 


Ra.: Di. v. J. 1833, N. 23, S. 542, 
$- 293. 
(Die forftpotizeifiche Auffiht auf Privatwaldungen betreffend. ) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Kdnige. 

Durch die im Abſchrift beigefuͤgte Allerhoͤchſte Beſtimmung vom 27. März 1819. 
wurde die Eontrole und Mitwirkung des Forjtperfonals in Bewirchfchaftung der Gemeinde: 
und Stifrungswaldungen in Beruͤckſichtigung der durch das Edict von 1818 den Gemeinden 
bezüglih auf die Verwaltung ihres Vermögens eingeräumten Verwaltungsbefugniffe, einer, 
und der gleichfalls edictmaͤßig begründeren Staatscuratel über die einen großen Theil des 
Nationalvermdgend umfaffenden, der Gewerbsinduftrie und dem allgemeinen Beduͤrfniſſe gleich 
unentbehrliden Comunal- und Stiftungsforfte amdererfeits, allgemein dahin mormirt, 
daß zwar 


a) die Bewirthſchaftung dieſer Waldungen noch ferner den Kdnigl. Forſtaͤmtern 
zuſtehe, jedoch 

b) eine Guratelgenehmigung der Wirthichaftsplane, des jährlichen Holzbiebes, und — 
ber Abgabe oder der Verkaufs von MWaldproducten, nicht erforderlich, vielmehr 

©) die Forſtaͤmter bezüglich der Wirthſchaftsplaͤne und deren Vollzugs ſich ledig: 
lich mit der Gemeindeverwaltung zu benehmen, und nur in dem Kalle wo 
diefe VBefchläffe den Beſtand oder den Gulturftand ver Waldungen bevroben 
folten, den Weg der Befchwerde an die vorgeſetzte Guratelbehdrde, einzu: 
ſchlagen haben. 


Die forfipolizeiliche Aufſicht über Privammaldungen icheint dagegen, nad ſehr ver, 
ſchiedenartigen Beftimmungen , theils mehr theild weniger befchräntend zum Vollzuge zu fommen, 


Die Verordnungen vom 11. Zuli 1752, Mayers Generalien-Sammlung Bo. Ze 
Eeite 758., — 1. Quguft 1778 Nr. 5. ibid. Bd. 1, Seite 109. — 6. Juni 1786 
Nr. 12. ibid. Bd. 4. Seite 692., 5. Auguft 1756 ibid. S. 1022., 7. October 1803, 
$. Xl., Reg. :Bl. 1803, €. 825., 27. Auguſt 1807, 6. 4. Reg.-Bl. 1807 ©. 1450 
and 22. December 1821 $$. 3. u. 9. Reg.⸗Bl. 1822 ©. 25. ſcheinen inöbefondere nicht:- 
allgemein publicirt, oder durch entgegenftehende Provincial = — und abweichende 
Praris vielfach auffer Anwendung gekommen zu ſeyn. 


Da nun die unterm 20. Zuli 1832 augeorbneten REDE ber Werords 
nungen noch nicht von allen Kreisregierungen vorliegen, und da concrete Fälle ein beflimme: 
tes Einfchreiten erheifchen, fo erhält die Königliche Selecguena demnach den Auftrag, 
— laͤngſtens 6 Wochen berichtlich anzuzeigen 
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a) ob eine auf allgemeine Verordnungen oder auf einer gleichartigen Praxis berus 
heude forfipolizeilihe Auffiht auf die Privatwaldungen in jenfeitigem Kreife 
überhaupt befiche? , 

b) ob und welche der vorſtehenden Beftimmungen innerhalb des jenfeitigen Kreis 
ſes zur Publication und Anwendung bisher gekommen find ? 


c) welche etwa abweichende Provincialgefege wegen der forftpolizeilichen Aufſicht 
auf Privatwalbungen beftchen und im welcher Weiſe diefelben bisher vollzos 
gen wurben ? 


d) welchen Einfluß diefe das Privareigenthum mehr oder minder befchränfende 
forſtpolizeiliche Auffihe auf die Bewirthſchaftung der Privarwaldungen bis: 
ber aͤuſſerte? 


Münden den 4. Zuli 1833. 


Staatsminifterium des Innern. 


Yu 
ſammtliche Königliche Kreisregierungen, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


294. 
1433, > 


(Die Remuneration der Forfbedienfteten aus Gemeinde: und Gtiftungsfonden für geleiteten Forſtſchud ober 
Betriebsleitung in Gemeinde: und Stiftungewaldungen betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Maijeftdär des Königs, 


Das Kdniglihe Staatsminifterium der Finanzen hat dem unterzeichneten Königlichen 
Staatöminifterium des Junern jene Verhandlungen mitgetheilt, welche über die Seftftellung 
der dem Königlichen Forftperfonale für die Bewirthſchaftung der Gemeindes und Stiftungs: 
waldungen im Rezatkreife von den betheiligten Gemeinden und Stiftungen zu entrichtenden 
Remunerationen gepflogen worden find, und wonach diefelben auf den Betrag von jährlich 
319 fl. 143 fr. gegen Abſchreibung der bis jest an die einſchlaͤgigen Rentämter entrichte: 
ten Beiträge beftimmt werden follen. 


Der Königlichen Regierung des Rezatfreifes, Kammer des Innern, wird in dieſer 
Beziehung Folgendes erdffnet. 


In fo weit das Kbnigliche Forftperfonal die Forſtpolizeibehdrden in der Ausuͤbung 
ihrer forſtpolizeilichen Attributionen durch Wahruehmungen und Anzeigen etwaiger Mißſtaͤnde 
im Gemeindes und Stiftungs-, dann etwaiger Devaſtationen im Privarwaldbeftande, oder 
durch techniſche Arbitrin uber Bewirthfchaftungs: und andere ähnliche Fragen unterftügt, 
gebührt demfelben, wie fi von felbft verſteht, im Rüdblide auf die 66. 3. und 4. der 
Verordnung vom 22. December 1821 für. diefe Funktion eben fo wenig, wie den übrigen 
Staatöbeamten für die zu ihrem amtlichen Wirkungsfreife gehdrigen Dienftleiftungen, eine 
befondere Remuneration aus Gemeindes und Stiftungsfonden, und wirb foldhe aud) wohl 
nirgends angefprochen werden. 


Wenn aber in denjenigen Bezirken, wo nicht — wie in dem ehemaligen Fürften: 
shume Aſchaffenburg, für die Gemeinde; und Stiftungswaldungen eigene Eomunal ⸗ Forſt⸗ 
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behbrden beftehen, die Königlichen Forftbedienfteten (was ftets fehr wilnfchenswerth erfcheint) 
neben den obigen Dfficialgefhäften auf Erfuchen einer Gemeinde den Forſtſchutz oder die 
technifche Leitung des Betriebes oder beides zugleich übernehmen, fo gebühren denfelben hie: 
für angemeffene Eutſchaͤdigungen, welche zwifchen ihnen und der berreffenden Gemeinde auf 
dem Wege deö freien Uebereinfommens unter Beobachtung der Beftimmungen des Gemeinde: 
edictes feftzufegen — in dem Falle unverhältnißmäfjiger Anforderungen aber der Königlichen 
Regierung, Kammer der Finanzen, vorzulegen, und fofort im gemeinfamen Benehmen beider 
Regierungdfammern in einem billigen, den Kräften der betreffenden Gemeinde oder Stifrung 
angemeffenen, diefelben nicht üÄberlaftenden Maaße zu reguliren find. 


Da nun die von verfcdhiedenen Gemeinden des Rezatkreifes, den Königliche Forfts 
angeftellten zugedachten Averfals Remunerationen aus freiem Uebereinfommen diefer Gemein: 
den mit dem betreffenden Forftbehbrden und resp. mit der Königlichen Regierungslammer der 
Finanzen felbft hervorgegangen find, und in der That das Maaß der Billigkeir nicht zu 
überfchreiten fcheinen, fo beiteher durchaus fein Grund, aus dem Standpuncte der oberften 
Curatel der Realifirung diefes Uebereinfommens in den Weg zu treten, und es ift daher 
unterm Heutigen die entfprechende Erklärung an dad Königliche Etaatöminifterium der 
Finanzen abgegeben worden. — Die Königliche Regierung des Rezatkreiſes, Kammer deö 
Innern, bat hiernacy das weiter Geeignere zu verfügen. 


München den 22. April 1835. - 


Staatöminifterium des Junern. 


An 
die Königliche Regierung des Rezatkreiſes, Kammer des Innern, aljo ergangen. 


— 8. 205. 


(Den Volltzug des 5. 64. der Allerhöchſten Verorduung vom 27. December 1825 in specie die forftpoli: 
. zeitliche Aurficht auf Privatwaldungen betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Königs. 


Die von den Königlichen Kreisregierungen, Kammern des Janern, in Fölge der 
Minifterialenticpließung vom 4, Juli 1833 erftarteren Berichte, die forftpolizeiliche Aufficht 
auf Privarwaldungen betreffend, haben die Ueberzeugung begründer, daß in der erwähnten 
Beziehung in den verfchiedenen Regierungsbezirfen ein hoͤchſt verfcyiedenes, im manchen fos 


gar- ein den beftehenden Gefegen und Berorduungen Feineswegs entfprechendes Verfahren 
beſtehe. 


Es wird daher zur Handhabung dieſer Geſetze und Verordnungen in Erinnerung 
gebracht, was folgt: 


> 
Die Forftpoligei, und mit ihr das Recht, gegen Walddevaſtationen, gegen die den 
Wald der Nachbarn gefährdenden Waldfchläge u. f. w. zu wachen, —. ift ein unbeftreit 
barer Ausfluß der dem Staate zuftehenden Forfthoheit. * 


Schon die Verordnungen vom 14. März; 1789, 6. 35. (M. ©. S. Bd. V. 
Bd. XI. 62 
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&. 183.) vom 7, Detober 1803 $. 11. (Ren:2l. 1803 St. 42.) und vom 27. Augujt 
1807 $$. 4. und 5. lit. s. (Reg.:3l. 1807 ©. 1451 und 1455,) haben biefen in 
ben. allgemeinen Lehren des teutſchen Privarrechted und in den befonderen Beflimmungen bes 
bayerifchen Landrechtes (Cod. Civ. P. II. Cap. 8. $. 15. et in notis) gleich befeftigten 
Grundfag ausgeſprochen; die Verordnung vom 22. December 1821 aber hat denfelben in 
den $$. 3. und 4. (Reg.: Bl. 1822 ©. 29.) aufs Neue beftätiger. — 


II. 


Die Forftpolizei fommt in Iter Inſtanz den Königlichen Landgerichten, dann den 
ftandeö » und gutsherrlichen Behoͤrden unter der Oberaufficht der durch $. 64. Abſ. 2. der 
Allerhoͤchſten Formationdverordnung vom 17. December 1825 mit der Handhabung der 
Borftpolizei in allen Privar, Gomunals und Gtiftungswaldungen ausdrüdlich berechtigten 
Kreiöregierungen, Kammern ded Junern, zu. 


II, 


Die Organe der Forftpolizeibehbrden find in den unmittelbaren Gebietötheilen die 
Königlichen Forftbehdrden,, in den flandess und gutsherrlichen Bezirken aber nad Maaßgabe 
obiger Gefegesbeftimmungen, und nad den Beftimmungen des Edictes, Beilage IV. zur 
Verfaſſungsurkunde $. 26. und der Declaration vom 19, März 1807 lıt. E. 3iff. 12. — 
dann ded Edictes, Beilage VI. zur Berfaffungsurfunde F. 90. lit. i. und der Declaration 
vom 31. December 1806 Abſch. II. lit. J. die Forftbehbrden der Staudes- und Guts—⸗ 
herren. — Diefe Forftbehdrden find hienady zu der Wahrnehmung etwaiger Walddevaftatios 
nen und fonfliger, die Gefeße verlegenden, oder die Rechte der Nachbarn gefährdenden Miße 
ftände und zu deren Anzeige an die forftpolizeiliche Behörde berechriget und verpflichtet. — 
Wobei insbefondere zu bemerken komme, wie 


a) die Allerhdchfte Verordnung vom 4. Juni 1805 (Reg.:Bl. 1805 ©. 475.) 
die Eigenthümer von Privarwaldungen keineswegs von der Pflicht der forftord: 
nungsmäffigen Benuͤtzung ihrer Waldungen [oszählt, und ihnen auch die Um— 
wandlung jener Waldungen, welche fie forftordnumgsmälfig nicht nuͤtzen, in 
Aecker oder Wiedgrände und unter der ausdräcdlichen Bedingung geftattet hat, 
daß der ausgerovere Waldboden fogleidh zur Eultur gebracht, von allen 
Stocken gereiniger, und entweder mit Früchten bebaur, oder zur Wieſe oder 
zum Gartengrunde bergejtellt werde, wie ferner 


b) bezüglich der zu dem Staate im Miteigenthums: Verhältniffe, oder im grunds 
oder lehenbaren Verbande ftchenden Waldungen den Korfibebdrden ded Staates 
eine fbrmlihe Dberaufiht aus dem Standpuncte des Eigenthumsredhtes 
zufommt, wie 

ec) unter gleihen Borausfegungen gleiche controllirende Aufſicht den Forſtbehbrden 
der Gemeinden, Stiftungen, Standeds und Gursherren bezäglid® der zu ihnen 
im Miteigenthbumsverhältniffe, Grunds oder Lehensverbande ftehenden Waldun— 
gen zuſtehet und wie 

d) die Forft:Polizeibehörden micht nur berechtiget, fondern auch verpflichter 
find, auf erflartete Anzeigen der Forftbehbrden, fo wie der betbeiligten Priva— 
ten zu achten, und felbjt mir polizeilichen Proviforien einzufchreiten, wo ein den 
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Geſetzen, oder den allgemeinen oder oͤrtlichen Sorflorbnungen widerſprechendes 
Verfahren zu ihrer Kenntniß koͤmmt. 


Die Königlichen Kreisregierungen werden ſich hiernach im Hinblicke auf $. 64. Abf. 
2, der Allerhöchften Verordnung vom 17. December 1825 benchmen, übrigens, foferne es 
nicht bereitö gefchehen feyn follte, ſaͤmmtliche zur Zeit moch beftehenden diftricriven und drt⸗ 
lien Forſtordnungen fammeln, ein Eremplar jeder foldyen Forftorduung bei den Regierungs: 
Acten binterlegen, ein zweites aber fpäteftens binnen 6 Wochen zur Vorlage bei dem unter: 
fertigten Staatöminifterium des Innern bringen, 


Maͤnchen den 22. April 1835. 


Staatsminifterium bed JInnern. 


$. 296. 
11782, 
(Den Vollzug der 65. 24, 25, 59 und 60. des revidirten Gemeindeedictd in Bezug auf die Beaufſichtigung 
und Bewirthfhaftung der Gemeinde: und Stiitungswaldungen betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Kbnigs. 


Die Sorge für regelmäffige und nachhaltige Bewirthfchaftung der Gemeinde s und 
Stiftungsmwaldungen zählte von jeher zu den wichtigften Aufgaben der innern Verwaltung. 

Abgefehen von dem im Fe 35. der landeäherrlichen WVerorbnung vom 14. März 
1789 (Maverifhe Generalienfammlung Bd. V. ©. 183.) $. 11. der Berodbnung vom 
7. October 1803 (Regierungsblatt 1803 St. 42.) $6. 4. und 5. lit. c. der Verordnung 
vom 27. Auguft 1807, (Regierungsblatt 1807, ©. 1451 und 1455) dann in dem baye- 
riſchen Landrechte pag. 2. cap. VIII. $. 15. et in notis entwidelten Gefichtepuncte 
oberhoheitlicher Aufliht und Wachſamkeit gegen Verwüftung der Waldungen, fprechen auch 
die 66. 21, 24, 25, 59. Abſ. 1, 60, 123. Abſ. 1, 127, 129 und 134, des revi- 
dirten Gemeindeedicts der Abſchnitt III, lit. J. der Allerhöchften Declaration vom 31. Des 
cember 1806, (Regierungsblart 1807. S. 203, 204.) die Buchftaben E. Ziff. 12. und 
F. 3iff. 6. der Allerhoͤchſten Declaration vom 19. März 1807, (Regierungsblatt 1807. 
©. 479 und 480.) und die (6. 26 der vierten, und 9O lit. i. der fechften Verfaſſungs⸗ 
beilage, die Pflicht der Euratel zur Befeitigung und Verhiitung jeder etwaigen Abwuͤrdigung 
des Gemeinde: und Stiftungsvermbgeus in der beſtimmteſten Weiſe aus. 

Nichtsdeſtoweniger fcheint gerade diefe wichtige Obliegenheit bezüglich der Gemeindes 
und Stiftungsmwaldungen vielfältig auffer Beachtung gekommen zu feyn, und ed bietet Bein 
Zweig des Gemeindehaushaltes ähnliche Mipftände dar. 

-Mährend in einigen wenigen Diftricten eigene von der Euratel beftellte Individuen, 
unter dem Titel technifcher Leitung, unbedingte Gewalt über den Maldbeftand ganzer Ges 
meinden ausüben, ift in den meiften andern Bezirken feine Spur eines geordneten Betriebs 
der Körperfchaftswaldungen zu erbliden, und eö geher über dem Nichtorientirtfeyn der Eus 
ratelbehdrden in dieſer hochwichtigen technifchen Materie auf ber einen — und der Abgeneigt- 
heit derfelben gegen die Einholung technifher Gutachten auf der andern Seite, einer ber 
werthvollſten Beftandtheile des gefammten Gemeinde; und Gtiftungsvermbgens, und mit ihm 
eine der wichtigften nationalwirthfchaftlichen Hilfsquelen größtentheils - der gänzlichen Auflds 


fung und Vernichtung entgegen. 
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In diefer Erwägung, im genauen Vollzuge der oben angeführten Gefege und Vers 
orbnungen und der bezüglich dieſes Wollzuges erfolgten Allerhöchften Befehle, und in dem 
gewiffenhaften Beftreben, den Einfluß und das Wirken der Guratel — dem wahren Sinne 
und Geifte der 99. 20. und 21. des Gemeinderdictes gemäß — auch im diefer Materie, 
nicht als ein Verwalten für die Gemeinden, fondern als ein angemeffened Beaufjichten und 


Leiten der in ihrer Bewegung möglich frei zu laffenden Gemeindeldrperfchaften hervortreten 
zu laffen, wird hiemit angeordnet, was folgt: 


I, 


Was in der Ausſchreibung vom heurigen Zage, die forftpolizeiliche Aufſicht auf 
Privatwaldungen betreffend, bezüglich des Standtpunctes der Sorftpolizei und ihrer Ausuͤbung 


im Allgemeinen in Erinnerung gebracht worden ift, hat im ganz gleichen Maape auch für 
alle Gemeinde» und Stiftungswaldungen zu gelten. 


I. 


Die Benägung der Gemeinde: und Stiftungswaldungen muß fi) allenthalben auf 
periodiſche, mit Beruͤckſichtigung des Waldzuftandes , des Produetionsvermögens, des Mal: 
bodens, und der Beduͤrfniſſe der Gemeinden und Stiftungen, durch Sachverſtaͤndige zu ent: 
werfende Betriebs und Wirthfchaftsplane ftügen. 


Jeder mit Stiftungs- oder Comunalwaldungen verfehenen Gemeinde, ift zur 
Dorlage eines folchen Planes eine angemeffene Frift zu beftimmen, die in der Regel den 
Zeitraum eined Jahres nicht überfchreiten, und nur bei befonders - großen Waldungen bis 
zum 30. September 1836 erſtreckt werden darf. 


I, 


Jeder Gemeinde ift die Wahl des mit der Herftellung des Betriebs: und Wirth: 
ſchaftsöplaues zu beauftragenden Sadiverfiändigen freigeftellt, 


Steht der Gewählte in dienjtlichen Verhältniffen, fo hat derfelbe vor der Uebernahme 


ber anvertrauten Arbeit die Bewilligung der vorgefegten Behdrde oder des Dienftherrn eins 
zubolen, 


IV. 


Die entworfenen Betriebs: und Wirthſchaftsplane find innerhalb der nah 3iff. 3. 
fetzufegenden Friſt derjenigen Guratelbehörde zu überreichen, zu der die betreffende Gemeinde 


nad) den Beftimmungen der 66. 122, 126, 127 und 129. des Gemeindeedictd in unmit— 
telbarer Unterordnung ſteht. 


Die Curatelbehdrden find verpflichter, über die ihnen vorgelegten Plane innerhalb 
drei Monaten vom Tage des Finlaufes an, und zwar. die Unterbehörden, — foferne der 
Plan nit von dem einfchlägigen Forſtamte felbit ausgegangen ift, nach vernommener tech= 
nifcher Anſicht des Leßteren; die Kreisregierungen, Kammer des Innern aber, nad Einho— 
lung der gutachtlichen Erinnerungen des Kreisforfibureau — förmlich beftätigende oder mo; 
difizirende Guratelbefchläffe zu faſſen, uud ſolche den betreffenden Gemeinden zuzuftellen, gleich: 
zeitig aber Duplicate der feftgeftellten Plane, der naͤchſthoͤheren Curatelſtelle; ſonach die Un; 


— — — 
ü — (|| 


— 
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terbehorden die feſtzuſtellenden Plane für die ihnen untergebenen Gemeinde- und Stiftungs⸗ 
waldungen an die Kreisregierungen, Kammer des Innern, oder an die fiandeöherrlichen Res 
gierungss und Zuftigcanzleien, und bie Kreiöregierungen, Kammer des Jauern, dann bie 
Regierungs » und Juſtizcanzleien fir die ihnen unmittelbar untergeordneten Städte, an das 
Staatsminifterium des Innern einzufenden, 


V. 


Den Gemeinden ſteht gegen die Beſchluͤſſe der Guratelbehbrde der Recurs an die 
naͤchſt vorgeſetzte Guratelinftang zu, welche vor Schdpfung einer Entſcheidung, das Gutadh: 
ten einer techmifchen Staatöbehdrde zu erholen hat. Ferner fteht der Gemeinde jederzeit das 
Recht zu, theilweife oder gänzliche Abänderungen der genehmigten Plane einzuleiten, und 
ſolche Abänderungen wuterliegen dem, oben unter Ziff. 3 und 4, für die Feftftellung der 
primitiven Plane vorgezeichneten Berfahren, und der früber feftgejtellte Plan bleibe bis zu 
erfolgter Betätigung des neuen in Wirkſamkeit. 


VI. 


Die Curatelbehdrden find nicht befugt, den Gemeinden bezüglich der Bewirthſchaf⸗ 
‚tung der Gemeinder und Stiftungswaldungen problematiſche Berbefferungen, Foftfpielige Euls 
turverfuche, Ummandlungen von Niederwald in Hochwald, dad Aushauen breiter Richtwege,. 
oder fonft irgend eine mehr dem Forſtluxus ald dem Bewirthſchaftungszwecke im ftrengen 
Wortſinne angebdrige Mafregel aufzudringen. 


Diefelben haben vielmehr bei den zu faſſenden Befchläffen ihre Sorge darauf zu be: 
fchränfen, daß jeder Gemeindes und Stiftungswald, fo ferne die Gemeinde felbft nicht eine 
andere Bewirthfchaftungsmeife wuͤnſcht, einfach, mach der landesüblichen Bewirthſchaftungs⸗ 
weiſe regelmäffig, nachhaltig und pfleglih genügt, daß der Waldbeſtand nicht über das 
Maaf des Productionsvermdgend angegriffen, und daß jeder abgetriebene Play rechtzeitig 
wieder in gebdrige Eultur gebracht werde. 

VI. 


Die genehmigten Forftwirthfchafts: uud Berrieböplane find bei den Gemeindeacten 
zu hinterlegen und forgfältig aufzubewahren, und bei firenger Veräntwortlichkeit genau zu 
beobachten. 

Jedes neu eintretende Mitglied eines Magiftrates oder Gemeindeausichuffes, oder 
einer Kirchenverwaltung foll über die deöfalld ihm obliegende Haftung und ihrer gefeßlichen 
Folgen, bei dem Eintritte gehdrig belehrt werden. 


VIII. 


Die Herſtellung periodiſcher Betriebs: und Mirthfhaftsplane iſt ausnahmsweiſe bei 
jenen Gemeinde: und Stiftungswaldungen zu erlaffen, die nach dem Gutachten der Forft: 
behörde wegen ihres Beinen Flächeninhalts, einer regelmäffigen nachhaltigen Bewirthichafs 
tung nicht fähig find, 

Die Gemeinden bleiben jedod verbunden “au ſolche Waldungen pfleglich zu be: 
bandeln, und ſich "der Abfchwendung derfelben zu enthalten. 


492 Abth. XI. Abſchn. I. Tit. . Gap. IL (. 297. 


IX. 


Die Gemeinden find gehalten: 


1) ihre Gemeindes und Stiftungswaldungen unter einen geordneten Forftfchug zu 
ftellen, und - 


2) für die einer ſachkundigen Leitung bedürfenden Gefchäfre, d. b. bei dem Aus; 
zeigen des zu fällenden Holzes und bei der Ausführung beſchloſſener Culturen, 
ſich der Mitwirkung eines fachverftändigen Mannes zu verfichern, 

Die Wahl der Mittel zu diefem Zwede bleibt dort, wo nicht Comunalrevierfor⸗ 
ftereien bereit verordnungsmäffig beftehen, lediglich dem Ermeffen der betreffenden Gemeinde 
überlaffen, und es hängt daher einzig von deren Beſchluſſe ab, entweder 


1) der Foritihug und bie technifche Leitung vereint, dem ſtaats- oder gutöherr; 
lichen Förfter, unter der in Ziff. 3. Adſ. 2. gegenwärtiger Verfügung ausge: 
fprochenen Vorausfegung, und gegen eine von der Gemeinde und bem betref: 
fenden Aöriter gemeinfam zu vertragende, im Falle übermäffiger Anforderung 
aber von der Königlichen Kreisregierung, Kammer des Inuern, benehmlich 
mit jener der Finanzen zu moderirende Remuneration zu übertragen, oder 


2) den Forftfhug von der technifchen Leitung zu trennen, erfteren durch ihre 
Sluren, oder durch fonftige treue Iudividuen beforgen zu laſſen, und blos bes 
züglich letzterer ein Webereinfommen im obiger Weiſe abzufchließen, oder 

3) für Forſtſchutz und techniſche Leitung vereint qualificirte Individuen functious— 
weife oder bleibend, und zwar, entweder für fich allein oder im Vereine mit 
andern Gemeinden defielben Amtsbezirkes aufzuftellen. -- 


Der Curateleinfluß, fo wie der salvo recursu zu fallende Curatelbefchluß hat 
ſich in allen dieſen Beziehungen auf die Sorge dafür zu beſchraͤnken, daß 


a) keine der Gemeinde evident nachtheilige Maßregel ſtattfinde, und daß 


b) jedenfalls das mit der techniſchen Leitung zu beauftragende Individuum die 
in der Verordnung vom 22, December 1821 $. 34. Ziff. 1, 2, 3, 4 und 6. 
(Regierungsblatt 1822 ©. 52 — 54.) vorgezeichneten Eigenſchaften nad 
Maapgabe der zu übertragenden Function, befige, 

Die Anftellung von Gemeindefdrftern, zu welcher auch mehrere Gemeinden fich ver; 
einigen Bonnen, erfordert nah $. 58. Abſ. 1. des Gemeindeedicts, die Betätigung der 
Königlichen Kreisregierung, Kammer des Jnnern, oder der ſtandesherrlichen Regierungs: , 
and Suftizcanzlei. 


X. 


Gegenwärtige Anordnung findet auch auf das Eultuäftiftungsvermögen, die in ihren 
Modalitäten nach ſ9. 59 und 94. des revidirten Gemeindeediets zu bemeffende Anwendung: 


Die Königlichen NKreisregierungen, Kanımern bed Innern, werden Sorge tragen, 
daß gegenwärtige Anordnung ihrem vollen Umfange nad) vollzogen werde, daß 
die Euratelbebdrven über den pinctlichen Vollzug der feftgefeßten Plane von Zeit 
zu Zelt das Urrheil des nach $$. 3 und 4. der Allerböchften Verordnung vom 
22. December 1821 zu ihrer Unterftägung in der forftpolizeilichen Aufficht bes 


* 
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auftragten Perſonals erholen, daß ſelbe eben fo den Officialanzeigen dieſer Beam⸗ 
ten die ernftliche Folge geben, daß der Holzertrag iu dem jährlichen Etatsvorau—⸗ 
[lägen der Gemeinden und Stiftungen nah Maafgabe der feftgeftellten Betriebs— 
plane eingeftellt, und ein anderer Anſatz nur nach vorgängig bewirkter Plausab⸗ 
Änderung (ſiehe oben Ziff. 5.) aufgenommen werde, und daß unter wirkfamer 
Bendgung der durch die Allerhöchiten Verordnungen und durch das Königliche 
Staatöminifterium der Finanzen fo freundfchafrlid dargebotenen technifchen Eins 
fihten der Regierungs » Finanzfammern und des Staatsforſtperſonals, dem forfts 
polizeilichen Euratelftandpuncte jene milde, dem Geifte des Gemeindeedictd eut⸗ 
ſprechende Entwidlung gegeben werde, welche allein geeignet ift, den väterlichen 
Abſichten Seiner Majeftät des Königs, die volle Verwirklichung zujuivenden. 


München, den 23. April 1835. 


Staatdöminifterium des Junern, 


An 
fämmtlihe Rreisregierungen alfo ergangen. 


$. 297. 
(Die Remuneration der Königlichen Foritbevienfteten aus Gemeinde: und Stiftungsfonden betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Die Frage: ob und wann den Königlichen Forftbedienfteren wegen Beauffichrigung 
und Bewirchfchaftung von Gemeindes und Gtiftungswaldungen Remunerationen gebühren, 
bat hie und da einen Anftand dargeboten. Damir nun in Zukunft ähnliche Fragen ohne alle 
MWeiterung von der Königlichen Kreisregierang Kammer der Finanzen abgerhan werden fon: 
nen, wird in Webereinftimmung mir einer von dem Koniglihen Sraatsminijterium des Ju— 
uern an die Königlichen Rreiöregierungen, Kammern des Innern, erlaffenen Verfügung feſtge⸗ 
fegt wie folgt: 

In foweit dad Königliche Foritperfonale die Forftpolizeibehdrden in Ausübung ihrer 
forftpolizeilichen Attributionen durch Wahrnehmung und Anzeigen etwaiger Mipftinde in Ge: 
meinde +: und Stiftungs s dann erwaiger Devajtarionen in Privanvaldungen, oder durch tech— 
niſche Arbitria über Bewirthſchaftungs- und Ahnliche Fragen unterftügt, gebührt ihm, wie 
fi von felbft verfteht, fir diefe Function, ebenfowenig, wie den übrigen Staatsbeamten 
für ihre Dfficialdienftesleiftuugen eine befondere Remuneration aus Comunal- und Stiftungss 
Fonden. 

Unter die technifchen Arbitria über Bewirthſchaftungs- und ähnliche Fragen, find 
jedoch Prüfung und gutachtliche Erinnerung der Berriebspläne oder andere fpecielle Bewirth— 
fhaftungsgegenftände, welche obue befondere Recherche nicht eflediger werden 
tdumen, nicht zu fubfumiren, indem es billig. erfcheint, ‚daß das Merarialforjtperfonal in 
allen ſolchen Fällen wenigftens für die ihm daraus ermwachjenden Zehrungstoften durch Did: 
ten auf Koften der betreffenden Waldbeſitzer Entſchaͤdigung erhalten. 


Wenn dort, wo nit — wie in dem ehemaligen Fuͤrſtenthume Aſchaffeuburg — 
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für die Comunals und Stiftungswaldungen eigene Comunalforftbehbrden heftehen, die König: 
lichen Forftbedienfteten, was ſtets fehr winfhenswerth bleibt, neben obigen Dfficialgefchäften 
auf Erfuchen einer Gemeinde, eine Gemeinde. oder Stiftungswaldung in den Forſtſchutz oder 
die technifche Leitung, oder beides zugleich übernehmen, fo gebühren deufelben hiefür angemef: 
fene Entfhädigungen, welche in der Megel zwifchen ihnen und der betreffenden Gemeinde auf 
dem Wege des freien Uebereinfommens feftgefegt, in dem Falle unverhältnißmäßiger Anfors 
derungen aber der Koͤniglichen Kreisregierung Kammer der Finanzen vorgelegt, und fo fort 
in gemeiufamen Benehmen beider Regierungsfammern in einem billigen den Kräften der bes 
treffenden Gemeinde oder Stiftung angemeffenen, diefelben nicht überlaftenden Maaße feflges 
ſetzt werden. 


Dagegen koͤnnen die bisherigen Leiftungen an das Herär für Beaufſichtigung 
oder fpecielle Verwaltung der Gemeindes und Stiftungswaldungen durdy das Aerarialforſtper⸗ 
fonal mit Ausnahme der ehemals Aſchaffeuburgiſchen und MWürzburgifchen Gebietsrheile, wo 
verorduungsmäßig befondere Verhältwife beftehen, neben dem aus freien Uebereinkom— 
men feftzufegenden Remunerationen, an das Perfonal, nicht fortbefteben, und bie 
Königliche Regierung hat demnach überall, wo leßtere eintreten, den Betrag der erfteren ans 
zugeben, damit fofort dad Erforderliche wegen deſſen Abjchreibung verfügt werden kaun. 


Da nun die von verfchiedenen Gemeinden des Rezatkreifes den Königlichen Forftbes 
dienfteten zugedachten Averfalremumerationen aus freien Uebereinfommen diefer Gemeinden 
mit dem betreffenden Forſtbehoͤrden refp. mit der Regierungsfinanztammer felbft bervorgegan: 
gen find und das Maaf der Billigkeit nicht überfchreiten, fo wird die Königliche Regierung 
in dem Sinne gegenwärtiger Eutſchließung zur Abſchreibung der bisher unter dem 
Namen: Auffichtögebühren, Anweisgelder ꝛc. ꝛc. verrechneten Beiträge hiemit auchorifirt, 
und ed wird um weitere NReclamationen zu vermeiden, fofort genehmigt, daß die Remuneras 
tionen nad) der getroffenen Uebereinkunft mit dem Jahre 1834 an die betreffenden Forſtbe⸗ 
dienftete Überwiefen und dagegen die pro 1834 und 1833 an obigen Gebühren bereits ers 
hobenen Beträge wieder zurädvergätet werben. 


Minden den 3, Augujt 1835. 


Staatsöminifterium der Finanzen. 


An 
die Föniglihe Regierung des Mezatkreifes, Kammer der Finanzen, alfo ergangen. 


Gerets Verordnung Sammlung Bd. 19. ©, 55. 


$. 298. 
35205 


(Die Bewirthfhaftung der Gemeinde: und Stiftungswaldungen nah Maafgabe der Miniſterialentſchließung 
vom 22, April 1835 betreffend. ) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Das Tagebuch der Dienftreifen des Königlichen Generalcommiſſaͤts und Regierungs⸗ 
präfidenten im Rezatkreife enthält sub dato Dinkelsbuͤhl am 23. Juni 1835 die Aeußerung. 
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Ueber die Bewirthfchaftung der Walvungen in Bayern fey ein Plan gemacht, aber 
nicht Äber die Waldungen im Würtembergifchen , und es frage fich daher, wer bier einen 
folder Plan machen folle. 


Auf diefe Anfrage wird erwiedert, daß das an ſaͤmmtliche Kreisregierungen, Kam⸗— 
mern des Junern dieffeits des Rheind, ergangene Ausfchreiben vom 22, April d. J., den 
Mollzug der $$. 24. 25. 59 und 60. des revidirten Gemeindeediets in Bezug auf die Ber 
auffihtignng und Bewirthſchaftung der Gemeindes und Stifrungswaldungen berreffend, auf 
die in fremden Staaten gelegenen Waldungen Bayeriſcher Gemeinden oder Etiftungen gleiche 
Anwendung finde, wie auf die innerhalb des Bayeriſchen Gebietes befindlichen Waldungen 
diefer Art. 


Zugleih wird in Erinnernug gebradt, daß, wenn etwa die Wahl der Gemeinden 
zum Behuf der Herftellung der in Frage ſteheuden Betriebs s und Wirthſchaftsplaͤue auf 
Bayeriſche Staatödiener fallen follte, letztere im diefer Beziehung lediglich die Eigenfchaft 
eined von der betreffenden Gemeinde bevollmächtigten Technikers — eines Mandators diefer 
Gemeinde — an fi) tragen, 


Die Königliche Regierung des Rezatkreifes, Kammer des Junern, bat hienach das 
Erforderliche einzuleiten. 


München den 19. December 1835. 


Staatöminifterium des Junern. 4 


An 
die Königliche Regierung des Rezatkreiſes, Kammer des Innern, alſo ergangen, 


Nachricht den übrigen Kreisregierungen dieffeitd des Rheins. 


3) der grundherrlihen NRecdte.?) 


$. 299. 
1528, 


(Die Anwendung der neuen Tarordnung bei grundherrlichen Verhandlungen der Stiftungen betreffend, ) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Auf die Berichte des Generalcommiſſariats im Unterdonaukreiſe, als Kreisadmini— 
ſtration der Stiftungen vom 8. Februar und 14. März d. J., die Anwendung der provi⸗ 
forifhen Tororduung vom 8. Dctober v. J. bei grumdherrlichen Verhandlungen der Stiftun: 
gen betreffend, wird hiedurch beſchloſſen: 


*) Vergl. hiezu au die 9. 1 — 13. der ſechſten Berfaffungs:Beilage und die hiegu im fünften 
Bande gegenwärtiger Sammlung aufgenommenen Entfhliefungen. — Ueber Firation und Abtd: 
fung des Dbereigenthums fiehe die nachfolgende Unterabtheilung ($$. 300, folgend.) — Ferner 
iſt zu vergleichen die Minifterialentfchließung vom 31. October 1837. Nr. 1101, (f. $.7. S. 107, 
oben.) 

Bd. XI. 63 


Lu Es ». Jen. Ania si 
1t;. on’, m ia 44 
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N 45, ’ x 
+4 j ar # ’ * 
I. . > TEN 


Die’ durch das Allerhochſte Ediet vom 8. October v. J. eingeführre allgemeine Tar⸗ 
ordnung findet ihre Auwendung auch bei gruudherrlichen Verhandlungen ver ’Sriftuugen, und 
es kann, der vorgeftellten Verminderung der Laudemialraren ungeachtet, eine Abweichung von 
den Beſtimmungen derfelben , nicht geitattet werden. F 


‘EL; une 
Da die Vornahme ganz neuer Abſchaͤtzungen der grundbaren Güter bei jeder Beſitz⸗ 
veraͤnderung zur Regulirung der Laudemien (wenn naͤmlich die aͤlteren Werthsbeſtimmungen 
der letzt vorgaͤngigen 10 bis 15 Jahre bekannt find, und gegen dieſelben Feine Bedenken 
vorwalten) theild nicht nothwendig it, theils aber die Bezahlung folder Gebühren fir aile 
jene Fälle den Grundholden felbjt obliegt, wo die Schäßungen von ihnen ausdrüdlich. vers 


i 


langt, oder auf andere Weiſe veranlaßt werden ; — fo mird der $, 52. der heuen Tars 
ordnung eine allgemeine nachtheilige Wirkung für die Stiftungen nicht aͤußern koͤnnen. 
II. 


Dagegen liegt es in der Pflicht der Generalcommiffariate, ald Kreisadminiftrationen 
der Stiftungen, den durch die erwähnte Tarordnung berbeigeführten Eurgang der unter dem 
Steuercapital der Stiftungen begriffenen grundherrlichen Zaren feiner adprorimativen Groͤße 
nad, umterfuchen zu laffen, und wegen Reduction der bienad) treffenden jährlichen Steuer: 
reichniß, die geeigneren Anträge zu führen. 


Münden den 29. Mai 1811. 


Staartsminifterium des Inneru. 


An 
das Generalcommiffariat des Unterdonaufreifes als Kreisadminiftration der Stiftungen alfo ergangen. 


Mittheilung hievon den übrigen 8 Generafcommiffariaten des Reichs, ald Kreisadminiftrationen 
der Stiftungen, zur einfchlägigen Kenntniß und Nachachtung. 
Ausgefhrieben von dem Generalcommiffariate des Rezatkreifes unterm 15. Juni 1811, 


$. 300. 
(Die Taren von Gutsfhäsungen zum Behufe der Regulirung der Laudemien betreffend.) 


1580, 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Könige, 


Auf den Bericht der Kreicadminiftration ‚ber Stiftungen und Gomunen des Iſar— 
freijes vom 28. Zuli dv. J. in Betreff der Taren vom Gursihägungen zum Behufe der 
Regulirung von Laudemien, wird bejchloffen, wie folgt: 


I. 


Die Etiftungen und Comunen konnen fi den Beſtimmmungen der proviforifchen 
Tarordnung vom 8. Dctober 1810, bei der unterm 1. Dctober 1807 eingetretenen ftrengen 
Separation ihres Vermögens von dem Staats s oder Finanzvermögen, in der Verwendung 
und in der Verwaltung, nicht entziehen, 
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Der 


II. 


Die Grundunterthanen der Stiftungen und Comunen ſind keine Koͤnigliche oder 
Finanzgrundholden, es kaun daher die unentgeltliche Abſchaͤtzung ihrer Güter von den Koͤ⸗ 
niglihen Landgerichten nicht gefordert werden, und es miffen die frühern Uebungen, gemäß 
weldyen nah 10 oder 15 Jahren immer nene Schäßungen vorgenommen worden find, gleichs 
wohl unterbleiben, 


II. 
Die Stiftungsadminiftration Neumarkt hätte wiffen follen, daß durch den 52. $. 
der proviforifchen Taxordnuug vom 8, Dctober 1810 feſtgeſetzt worden ſey, 
„Schaͤtzungen, welche blos wegen Regulirung des Laudemiums vorgenommen wer—⸗ 
„den, haben nicht die Grundholden, fondern die Grundherrfchaften zu bezahlen ;’ 


fie bärte demnach die Beſtimmung des bürgerlichen Geſetzbuches IV. Theil 7. Eap. 6. 11, 
Mro. 2. einhalten, und das Laudemium von dem MWaderbaueruhof zu Oberskirchen nach 
der Uebergaböfumme reguliren, die gerichtliche neue Gutsfhägung aber nur in dem falle 
verlangen follen, weun die Uebergabsfumme ald Grundlage der Laudemialverhandlung ohne 
offenbarem Nachtheile der Stiftungen nicht hätte angenommen werden koͤnnen. 


IV, 


Die Kreisadminiftration wird fi aus der eintommenden Laudemialverhandlung 
überzeugen, ob eine neuerlihe Schägung des MWaderbauernhofs durchaus erforderlich war, 
oder nicht, und ob der Erfag, der in 54 fl, 56 Er. 3 pf. beftehenden Gerichtötare dem 
Etiftungsadminiftrator zur Laſt gelegt, oder ob diefe Tare in Rechnung geftellt werden 
Tonne, 


Mäuden den 7, November 1812. 
Staatöminifterium bed Innera. 


An 
das Generalcommiffariat des Iſarkreiſes als Kreisabminiftration der Stiftungen und Comunen alfo ergangen. 


$. 301. 
(Die Erhebung von Landemien von Gebäuden betreffend.) 


3720, 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Auf ten Bericht des Generalcommiffariates des Farkreifes, als Stiftungs- und 
Comunalem«-: »om 20, Auguft 1814, im Berreffe der Erhebung der Laudemien von Ger 
bäuden, wird - *ıchloffen, wie folgt: 

I 


Nach dem bayerifchen Civilcoder Th. IV. Cap. VIL $. 11 Nr. 3 im Zufammen: 
hange mit dem $. 26 Nr. 2 und den Anmerkungen zu beiden Stellen, nehmen zwar die 
Gebäude auf einem grundbaren Gute die Eigenfhaft als Meliorationen und Appertinenzs 
fidde diefes Gutes an, und find ſonach mit demfelben dem Laudemium unterworfen, allein 
diefer Grundſatz ift durch den $. 76 des organifchen Edicts über die gutöberrlien Rechte 

63* 
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von 8. Juli 1808 *) aus hbhern, zum Beſten der Population und Induſtrie gereichenden 
Abſichten theils befchränkt, theild gang aufgehoben worden, indem bafelbft verordnet ift; 


„Das Laudemium vom Werthe der Häufer, wo es berfdmmlich if, darf nicht 
„erbdht, wo es aber wicht hergebracht ift, darf es gar nicht angefee werden,‘ 


D. 


Aus diefer Beſtimmung mit gleichzeitiger Ruͤckſicht auf den Art. 73 des naͤmlichen 
Edicts vom 8. Zuli 1808 folgt: 


a) Auf Gutscompferen, wo das Laudemium von Gebäuden nah den vor 
dem Jahre 1809 geltend gewefenen Gefegen und Obfervanzen berfdmmlich ift, 
darf ſolches mur nach dem bisherigen Betrage erhoben, folglich der allenfalls 
höhere Werth vom wiederhergeftellten, erweiterten, oder ganz neuen Gebäuden 
nicht *ingerechnet werden. 

b) Auf Gutscompleren, wo der Bezug der faudemien von Gebäuden in dem fo eben 
bemerften Termine nicht hergebracht war, dürfen diefe Laudemien weder von 
wiederhergeftellten, nody von ganz neuen Gebäuden erhoben werden. 


II, 


Die Billigfeit und Gonfequenz erforbert es, daß bei der Abldfung des Dbereigen- 
thums in dem unter Buchftaben a bemerken Falle nur der bisherige Betrag der Laudemien 
von den Gebäuden, ohne Rüdficht auf den höheren Werth wiederhergeftellter, erweiterter, 
oder ganz neuer Gebäude, in die Ablbfungsfumme eingerechnet, hingegen in dem unter Buchs 
ftaben b bezeichneten Falle der Werth beftandener oder ganz neuer Gebäude auffer Anfag 
belaffen werden muͤſſe, und zwar, ohne Unterfchied, ob der Grundhold, weldyer die Gebäude 
errichtet hat, oder fein Succeffor die Abldfung nachfuche. . 


Hienach foll bei grundherrlichen Verhandlungen der Stiftungen und Comunen ver: 
fahren werden, und es ift die Verdufferung des Obereigeuthums von dem zu den Stiftungen 
bed Diftrietes München freiſtiftsweis grundbar gehdrigen, und nunmehr unter zwei Grunds 


bolden gerheilten Köllmairhofe zu Feldkirchen, um ben Betrag von 97 fl. 30 fr. ganz ge: 
rechtfertigt. j 


München den 29. November 1816. 


Staatöminifterium des Innern. 


An 
das Generalcomifferiat des Ifarfreifes, als Kreisadminiftration der Stiftungen und Eomunen alfo ergangen. 


Mittheilung hievon den übrigen Stiftungs- und Comunalcnrateln des Reiches zur einfhld: 
gigen Kenntniß und Darnachachtung. 





*), 6, 11. ter VI. Veriaſſungsbeilage. 
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$. 302. 
1442, 
(Die Güterfhäpungen zur Regulirung der Laudemien, umd die Entrichtung der Zaren hiefür betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Auf den Bericht des Commiffariats der Stadt Augsburg, ald Localadminiftration 
ber Stiftungen vom 25. Februar d. J., die Guͤterſchaͤtzungen zur Regulirung der Lande; 
mien und die Eutrichtung der Taxen hiefür betreffend, wird hiemit erwiebert. 


1) Die Stiftungen und Comunen haben ſich den Beflimmungen der proviforifchen 
Zarordbnung vom 8. Detober 1810 zu unterwerfen, nach deren $. 52. Guͤ—⸗ 
terfchägungen zum Behufe der Laudemialregulirungen nicht von den Grundhol: 
den (wofern diefe fie nicht verlangt haben) fondern von den Grundberrfchaften 
felbft zu bezahlen find, 


2) Die Zarforderung des Landgerichts Goͤggingen für die verlangte, und vorges 
nommene Abjchägung des Joh. Gwaltifchen Hofguts zu Lizelburg, wäre dem⸗ 
nach, wenn die Gerichtöbarkeit hierauf den Stiftungen nicht felbft noch zuftäns 
dig wäre, auch gegründet; fo wie bei dem leßterwähnten Umſtande dem Lands 
gerichtäperfonale die gewbhnliche Tantieme von jenem Taranfalle, nicht vorzu: 
enthalten ift, 


3) Damit aber die beträchtlichen Tarzahlungen für die Güterabfhägungen, deren 
Vornahme den Stiftungsadminiftrationen, als repräfentativen Grundherrn, nicht 
felbft übertragen werden kaun, ſoviel möglich befeitigt, und ohne Grund nicht 
herbeigeführt werden, fo bat das Eommiffariat der Stadt Augsburg bie unters 
geordneten Adminiftrationsämter nad) der Stelle des Civilgeſetzbuchs IV. Th. 
Cap. 7. $. 11, Nr. 2 anzuweifen, die Regulirung der Laudemien in der Me: 
gel nur nach dem Kaufds oder Uebergabspreifen, eintreten zu laffen, und neue 
Gürerfhägungen nur in den Fällen zu verlangen. wenn jene Kaufs- oder Ue: 
bergabsfummen, ald Grundlagen der Laudemialbehandlungen offenbar zu gering 
und nachtheilig für die Stifrangen erfcheinen follten.. 


Muͤnchen den 30. März 1816. 
Staatöminifterium des Innern. 


An \ 
das Königliche Commiffariat der Stadt Augsburg als Locafadminiftration der Stiftungen alfo ergangen. 
$. 303. 
(Die Aufhebung der Hand: Ropföhner betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Konigs. 


Die Anordnung wegen Aufhebung der Hand-Roßloͤhner im Mainz und Rezatkreiſe, 
if, nady-dem unterm 7. Zuli vorigen Jahres ergangenen Allerhöchften Referipte, wovon ein 
vollftändiger Abdruck hiebei angelegt wird, auch auf die Stiftungen und Gemeinden auwend⸗ 
bar; daher die Oberadminifirarion der Stiftungen zu Nürnberg auch ihrerſeits die Liquida- 


2832, 
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tion bei den betreffenden Finanzrentdämtern vornehmen zu laffen und dad Mefultat feinerzeit 
zu berichten hat. 
Münden den 13. September 1816. 


Staartsminifterium des Innern. 


An 
das Königliche Commiffariat der Stadt Nürnberg, ale Local⸗Oberadminiſtration der Stiftungen alſo ergangen 


Abdrud der allegirten Berordnung: 


(Die im Rezat: und im Mainfreife aufgehobenen Handroß:Handiohne betreffend.) 


Mm J. K. 


Auf den von Unſerer Steuer: und Domainenfection, in Ruͤckſicht auf das im Rezat⸗ 
und im Mainkreije aufgehobene Haudroß: Handlohbn, unterm 10. v. M. erftarteten Antrag 
haben Wir allergnaͤdigſt befchloffen, daß: 

1) denjenigen Gutsbefigern, (Stiftungen und Gemeinden eingerechnet) welche in 
den Testen 20 Jahren durch actus possessorios die Ausdbung diefes Rech: 
tes, reſp. den Bezug diefer Rente genäglich darthun, von dem Staate für die 
Aufhebung diefes Gefälles eine Entſchaͤdigung werden foll. 

2) Sol diefe Entſchaͤdigung nach vorgängiger Liquidation jedem Gutsherrn nad) 
Maafgabe feines Beſitzes (ſey es jährliche Rente oder alle 10 oder 7 Jahre 
wiederholtes Laudemium) von dem betreffenden Rentamte bezahlt, refp. gut ges 
rechnet werden, in fo lang al& eines der Güter, von welchen er im Befig dies 

u ſes Handlohns war, noch Zubaugut verbleibt, Wird aber 

3) ein foldes Gur wieder bemaiert, fo erlifcht die Entſchaͤdigung, wie ſich von 
ſelbſt verſteht. Uufere Minifterials, Steuer: und Domainenfection hat alfo hier 
nach dad Geeignere nah dem Sinne des Vortrages einzuleiten und zu vers 
fügen und an die treffenden Stellen gehörig auszufchreiben, 


München, den 7. Zuli 1815. 


Un 
die Königlihe Steuer: und Domainenfection alfo ergangen. 


$. 304. 
(Die Entfhädigung der Gerichtsheren für den Verluſt der Gerichtsbarkeit betreffend. ) 


Mm J. K. 


Wir haben in dem Il. Titel der VI. Beilage zur Verfaſſungsurkunde den Gerichts— 
berrn fir die Finziehung erfaufter Gerichröbarkeiten den Erſatz der erweislichen Kauffummen 
und in gewiffen Fällen auch noch andere Eutfchädigungen aus der Staatöcaffa zugefichert, 
und nachdem nunmehr die Zuricdführung der gutéherrlichen Gerichröbarkeit auf den im ges 
dachten Edicte feſtgeſetzten Stand überall erfolge feyn wird, fo wollen Wir, daß die Entſchaͤ⸗ 
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digungsanfprüche der Gerichtäherrn nach vorausgegangener Prifung Uns ungefäumt zur Ger 
hehmigung vorgelegt werden und ertheilen deshalb Unfern Regierungen, Kammern der Finans 
zen folgende uaͤhere Vorſchriften: 


1. 
Eine Eutſchaͤdigung für die edietmäffige Entziehung der Gerichtöbarkeit gebührt 


4 a) denjenigen Unadelichen, welche im Jahre 1806 und machher gutöherrliche Ges 
richtsbarkeit über ihre Grundholden rechtmäffig befeifen und entweder bis jegt 
ausgeuͤbt oder machher in Folge der organifchen Evicte, die einen gefchloffenen 
Gerichtsbezirk erforderten, verloren haben, und jetzt wegen Ausſchließung der 
Unadelichen von der Ausübung der gutsherrlichen Gerichröbarkein feinen Ges - 
brauch von dem in dem Edicte vom 26. Mai v. J. din Gursheren gegdnus 
ten Bortbeil der MWiederberftellung folcher aufgehobenen Gerichtöbarkeiten mas 
den koͤnnen; dann denjenigen Unadelichen, vie eine, ſchon im Jahre 1806 
beftandene gutöberrliche Werichtöbarfeir erjt nachher, jedoch vor dem 26 Mai 
v. J. rechtmäffig am fich gebracht haben. 
b) den Stiftungen, Gemeinden, und andern Körperfchaften, die im Jahre 1806 
eine -gutöherrliche Gerichtöbarkeir über ihre Grundhpolden beſaſſen, jo weit eben 
biefe Grundholden ihnen jet noch angehören, 


€) Denjenigen adelichen Gutsbefigern, welhe nach dem Sabre 1806 eine Ge 
richtöbarfeit, die edictmaͤſſig an den urfpränglien Inhaber zuruͤckgekehrt, (de 
ftig erworben haben. 


2. 


Den Unabeligen bewilligen Wir in Erwägung, daß von dem Ertrage der ruhenden 
gutöberrlichen Gerichröbarkeit die Verwalrungsfoften, welche der Staat wirflih aufıwender, 
in Abzug gebracht werden muͤſſen, eine Entſchaͤdigung, welche dem dritten Theile des jegir 
gen Ertrages der von ihnen ohnehin ausgeuübten Gerichtsbarkeit ihrer Grundholden gleichs 
koͤmmt und die als eine jährliche Rente auf fo lange, bis die Gerichrsbarkeit von dem Guts— 
herrn jelbjt wieder ausgeuͤbt werden fan, mithin bis die Gutsherrſchaft an einen Adelichen 
koͤmmt, bei dem Rentamte des Gerichtsbezirkes angewieſen wird, 


3. 

Da die Gerichtsbarkeit der Stiftungen, Gemeinden und andern Koͤrperſchaften nicht, 
wie jene der Unadelichen ald ruheud, fondern als eingezogen zu behandeln, und Unſern uns 
mittelbaren Gerichten einzuverleiben ift, fo wird der dritte Theil des gegenwärtigen Errrages 
derfelben als eine beftändige Rente angewieien, oder durch a von Staatspapieren, 
die einen gleichen Ertrag gewähren, vergätet werden. 


4. 


Auffer diefer jährlichen Rente werden Wir von den Befoldungen der ausdräflih zur 
Verwaltung der Gerichtsbarkeit angeftellt gewefenen Beamten der unadelichen Gutsherru und 
ber Körperfchaften, fowiel ald davon fuͤr gedachte Verwaltung beftimmt war, im Zweifelds 
falle die Hälfte auf Unfere Staatecaffe übernehmen laffen, jedoch num in fo weir, als durch 
diefen Veitrag die Übrigen zwei Drittheile des Ertrages der Gerichtsbarkeit nicht Äberfihritten iſt. 


502 Abth. XI. Abſchn. I. Tit. I. Eap. II. $. 305. 
5. ü 

Wenn ein Herrfchafrsgericht in Folge der Verfaffungsurkunde gänzlich aufgelöft wird, 

fo daß es nicht in Geftalt eines Patrimonialgerichts erfter Elaffe fortdauere, fo werden 

a) die Gehalte des mach MWorfchrift der FJ. 144 und 157 des Edicts vom 10. 
Auguft 1312 angeftellten Perfonald auf die Staatscaffe übernommen; 

b) die Koften, welche der Beſitzer auf die Aufführung oder verhältnißmäfige Er; 
weiterung eines Detentiongorted verwender hat, ihm erfegr, wogegen das Eis 
genthum diefed Gebäudes, wenn folhes ganz neu aufgeführt worden ift, an 
dasStaatövermögen übergeht. 

©) Die von dem Juhaber des Herrſchaftsgerichtes für bie Errichtung beffelben be: 
zahlten Zaren ihm zuridgegeben, und 

d) für erfaufte Gerichröbarkeit ihm im denfelben Fällen diefelbe Entfhädigung ge: 
reicht, wie unter No, 8 und 10 bemerkt werden wird. 


6. 


Wenn ein Herrſchaftsgericht nicht gänzlih aufgelött, fondern in ein Parrimonials 
gericht erfter Klaſſe verwandelt wird, fo werden Wir aus Unferer Staatscaffa vergüten 
laſſen: 


a) den Mehrbetrag der bisherigen Gehalte des vorſchriftsmaͤſſig angeſtellten Perfos 
nals Über den jegt vorfchriftmäfigen, in dem $. 54. der VI. Beilage zur 
Verfaſſungsurkunde beftimmten Gehalt defjelben, 


b) an den bezahlten Zaren den Mehrbetrag derfelden über die Summe, die für 
ein DOrtögericht zu bezahlen gewefen wäre, und 


e) für erfaufte Gerichtöbarkeit die ganze gefegliche Eutſchaͤdigung. 


7. 


Diejenigen Gutöherrn, welche durch Austauſch die Gerichtsbarkeit über Gerichtöhols 
den Unferer Landgerichte, ohme grundherrliche Rechte erworben haben, erhalten, nachdem jene 
Gerichtöbarkeit in Folge des F. 37. der VI. Beilage zur Verfaffungsurfunde an Unſere Ge: 
richte zuräcdfälle, die in den Tauſch gegebene Gerichtsbarkeit mit allen den "Zuftändigkeiten 
zuruck, die durch dem Austauſch an Unfer Staatövermdgen übergegangen find. 


8. 


Wenn eine Gerichtsbarkeit erfauft worden ift und der gegenwärtige Befiger dafuͤr 
an letzten Verkäufer mehr bezahlt hat, ald er nun von dem erften zurädempfängt, fo er: 
hält derfelbe als Entihädigung den Mehrbetrag desjenigen, was er dafür ausgelegt bat, d. 
i. feines Kaufſchillings Über den Betrag des erſten Kaufſchillings, den er zuräderhält, woges 
gen aber eine Verguͤtung der übrigen Koſten aus der Staatdcaffe nicht gereicht wird, 


Hiebei wird jedoch voraudgefeßt, daß die Gerichtöbarkeit allein, oder wenn fie als 
Zugehdrung eined Gutes erworben wurde, daß fie zu einem beftimmten Anfchlage ohne Ei: 
mulation erfauft worden fey. 
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f ' 9, 


Iſt eine Gerichtöbarkeit theils durch Tauſch und theild durch Kauf an den legten 
Zubaber gefommen, fo muß die Aufldfung auf diefe zweierlei Gefchäfte zuruͤckgehen. Die 
Aufhebung des Tauſches hat die Ruͤckkehr an die Verkäufer zur Folge, und es ift gleichz 
giltig, ob die Gerichtsbarkeit nur gegen Gerichröbarkeit oder auch gegen andere Beſitzungen, 
auch, ob eine Aufgabe fen gegeben worden, die ald ein Accefforium die Eigenfhaft des Geſchaͤf⸗ 
tes felbft nicht veränderte. Die dem Taufche vorangegangenen oder darauf gefolgten Käufe 
möäffen fodann, gleich als wäre fein Tauſch gefchehen, behandelt werden, 


10. ' 


Der Inhaber einer Gerichtebarkeit, welche ihr erfter Beſitzer nicht einlöfen will und 
die daher am Unfere Landgerichte übergeht, erhält aus der Staatscaſſe folgende Entſchaͤdigung: 


a) ber für die Gerichtsbarkeit erlegte Kaufſchilliug wird ihm zurücerftatter, 
b) die ald nothwendig und als wirklich aufgewandt erweislichen Baufoften, dann 


c) die Taxen, welche für die Errichtung der Gerichtsbarkeit bezahlte worden find, 
. werden erſetzt. 


11. j 


Die für die@erichtöverwaltung allein und ausdrädlich verliehenen firen Gehalte der 
DOrtörichter, oder wenn fie zugleich, Gutsverwalter waren, und der für die Gerichtöverwaltung 
genoffene Bezug nicht ausgefchieden werden kannz die Hälfte des gefammten firen Gehaltes 
werden Wir in allen Fällen, wo das Drtögericht in Folge der Verfaffungsurkande nothwen⸗ 
dig aufhört, gegen die Verpflichtung dieſer ehemaligen Beamten fi im Staatödienfte ges 
brauchen zu laffen, auf Unfere Staatscaſſe übernehmen, 


12, 


Alle gutsherrliche Gerichtöbarkeiten, deren erfte Veraͤuſſerer Unadeliche oder Koͤrper⸗ 
ſchaften waren, find Unfern Landgerichten einzuverleiben, wogegen die legten Juhaber derjel: 


ben in jedem Falle auf die ausgefprochene Weife aus Unferer Staatscaſſe entſchaͤdigt wer⸗ 
den follen, 


München den 4. März 1819. 


An 
ſaͤmmtliche Königliche Regierungen, Kammern der Finanzen, excl. des Rheinkreiſes, alfo ergangen, 


$. 305. 


(Die Renovation der Urkunden über Erbpäcte, Gilten und Grundzinfe betreffend. ) 


⸗ 


M. K. 


Wir ertheilen Euch auf den Bericht vom 17. Januar I, Is. die Renovation der 
Urkunden über Erbpächte, Gilten und Grundzinfe der Etiftungen und Gemeinden betreffend, 
hiedurch die Entſchließung, 


daß die Verordnung der vormaligen gemeinſchaftlichen Landesadminiſtration vom 
64 


1748, 


Bd. XI. 
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6. April 1816, die Renovation der Urkunden über die zum Gtaatövermögen 
gehörigen Erbpachtsrenten, Gilten und Grundzinſe betreffend, auf gleichartige 
Renten der Stiftungen und Gemeinden in analoge Anwendung gebracht werden 
konnen, wobei jedoch die Berheiligten in der Verfolgung ihrer privatrechrlicen 
Einfpräce gegen die Liquidiräe der Forderungen uf bem ordentlichen Juſtizwege. 
verfaſſungsmaͤßig nicht aufgehalten ſeyn ſollen. 


Baden am 22. Juli 1821. 


Un 
die Königliche Regierung des —— * d. J., alſo ergangen. * 
8. 206 — 
5035, WER — 27 
( Die Faſſion der Pfarrei zu Mosbach betreffend.) er . 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Die mit Bericht vom 31. v. Ms. vorgelegten Acteun folgen nach genommener Eins 
ſicht mit dem Beifuͤgen zurdd, daß die Entjcheidung der Frage, ob die Pfarrei zu Moss 
bad), Landgerichts Feuchtwangen, berechrigt fen, von den Grundftäcden, welche den Befigern 
bandlohnbarer Güter wegen des damit verbumdehen realen Gemeinderechtes bei Vertheilung 
der Gemeinde: Huthungen: .zugefommen ‚find, das Handlohu zu erbebeu? der richterlichen 
Eompetenz unterliege , und wenn fih in Anſehung des Rechtsaufpruches auf diefe Reichniß 
zwifchen den Berheiligten Anftäude ergeben, diefelbe au die geeignete richterliche Behdrde zu 
verweiſen ſeyen. 

Muͤnchen den 20. April 1824. 


Staatsminiſterium des Janera. 


An 
die Königliche Regierung des Rezatkreiſes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


$. 307. 
17420. er. 
GBeſchleunigung der Lehen und grundherrlichen Conſenſe bei Aufnahme von Gapitalien betreffend.) 


Auf Befebl Seiner Majeftär des Kbnigs. 


Nachdem zur Anzeige gefommen ift, daß die Ertheilung der Eonfenfe zum Zwecke 
ber Gapitalaufnahmen auf lehen- und grümdbare Güter, von Seite der Grund: und Lehen: 
berrn oft ſehr verzdgert und dadurch nicht ſelten ſeht nachtheilig auf den Credit, auf das 
Hppotbefenwefen und auf die Fertigung der Hypothekenbuͤcher eingewirft werde, fo erhält 
die Regierung des N. Kreiſes biedurh den Wuftrag, die betreffenden Verwaltungen der 
Stiftungen und Gemeinden, von welchen dergleichen leben : und grundbare Güter releviren, 
zur größern Vefchleunigung in Ertbeilung ſolcher Eonjenje anzumeifen. 


München den 27. December 1524. 
Staatsminifterium bes Janeru. 


an 
die Koniglichen Regierungen ——— Kreife, Kammern des Innern, mit Ausnahme des Rheinkreiſes, alſo 
ergangen, 
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$. 208. 
(Die Behandlung des Hppothelenwefen betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Königs. 


Es haben ſich Anftände darüber ergeben, ob und in wie ferne Gemeinderedhte als 
Hypothekobjecte conftituirr werden fönnen. 


Zur Hebung. diefer Anftände wird, Behufs der Inſtruirung der Hypothekenaͤmter, 
und nad) vorgäugigem Benehmen und im Einverftändniffe mir dem Königlichen Staatsmini⸗ 
ſterium des Innern, Nachſtehendes bemerkt: 

1) Nicht zweifelhaft iſt es, daß die durch legale Theilung in das Eigenthum 
der Gemeindeglieder uͤbergaugenen ehemaligen Gemeindegrände gleich jedem ans 
dern Privateigenthum giltig veräußert fomit aud von dem Eigenthämer gils 
tig verpfänder werden konnen, unbefchader jedoch bes allenfalls darauf laftens 
den Grundbarkeitöverhältniffes und der durch dad Gefeg vom 4. Zuli 1834, 
die Verfaffung und Verwaltung der Gemeinden betreffend, 6. 6. Nr. 3. an 
geordneten (abldsbaren) Grundzindbelegung und vorbehaltlich deffen, was in 
dem fo eben angeführten Gefege $. 6. Nr. 3 Abſ. 2; bezüglich auf die den 
Leerhaͤuslern und Sblönern zugefallenen Antheile verordnet if, 


2) Eben fo wenig unterliegt ed einem Auſtande, daß die noch unvertheilten in 
dem Eigenthume einer Gemeinde befindlichen Realitäten, fie mögen ald noths 
wendige Mittel zur Erreichung des gefellichaftlichen Zweckes unveräußerlich oder 
zum gefellfchaftlihen Zwecke nicht norhwendig, binfichrlich ihrer Mente aber 
ausfchließlich zur Beſtreitung der Gemeindebedürfniffe beftimmt, oder den eins 
zelnen Gemeindegliedern zur Benägung überlaffen, fohin veräußerlich fern, — 
in Anſehung der Subftanz nicht Gegenftand einer von einem Gemeindegliede 
darauf zu beftellenden Hypothek feyn koͤnnen. 


Eine foldye, die Subftang der Realität felbft zum Gegenftande habende Verpfaͤn— 
dung würde nur daun ftattfinden fünnen, wenn das ald Gemeindeeigenrhum bezeichnete 
Grundobject nicht fowohl Eigenthum der Gemeinde als foldyer wäre, fondern als gemeins 
ſchaftliches Privateigenthum einer gewiſſen Anzahl von Betheiligten oder deren Familie, jure 
singulari vel titulo privato zujtände, in welchem Falle, — vorausgeſetzt, daß eine 
communio pro diviso vorläge, — dem einzelnen Xheilhaber ein Depofitiond», fomit 
auch ein Verpfändungsrecht nicht würde abgefprocdhen werden koͤnnen. 


Es verfteht ſich jedoch von felbft, daß bei der Bezeichnung Gemeindegrände, Ger 
meindegüter ıc. die Vermuthung ftets fir dad Eigenthbum der Gemeinde ald Regel ftreiter, 
daß ſonach das Vorhandenfeyn eined gemeinfamen Privateigentzums pro diviso von dems 
jenigen, der fid darauf beruft, bewiefen werben muß. 


3) Gemeindenugungsredhte fünnen nur dann, wenn fie bdinglicher Natur, d. h. 
wenn fie als Zugehbrungen eines Guts mit demfelben nach dem erweislichen 
rechtmäßigen Befige verbunden find, nicht aber, wenn fie nur aus dem per: 
fonlihen Verbältniße und der Eigenfchaft eines — — entſpringen, in 
die Hypothekenbuͤcher eingetragen werden. 


Die Eintragung geſchieht: 
64* 
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abrh. XI. Abſchu I. Tit. L Eap. dk 6.808; 


a) unter dem ausdruͤcklichen Vorbehalte, daß dadurch dem Eigenthums- und 
Difpofitiondrechte der betreffenden Gemeinde*kein Eintrag gefchehe, und 


b) nicht mit Bezeichnung eines beftimmten Geld» oder Capitalwerthes, ba 
dem Nutzungsrethte kein angreifbares reales Object gegenüber ſteht, fondern 
nur im Allgemeinen, Behufs der Würdigung. des Gutswerthes und der grb- 
Bern oder geringerfl Zahlungsfähigkeit des Capitalſuchers. 


4) Die Beantwortung der Frage, ob ein Gemeindenugungsreht auf bem bloßen 


Gemeindenerus, wofür nah 6. 11, 18, 19, Nr. 3. und 26. die Vermu⸗ 
thung ſpricht, oder auf dem Befige eines Gutes in der Gemeinde oder fonft 
auf einem Rechrötirel 3. B. Servitut ıc. beruhe, fomir, ob die Verpfändung 
rechtsbeſtaͤndig fen oder nicht, bedarf in jedem Falle‘ des Zweifels befonderer 
eivilrechtlicher Erdrterung und erforderlichen Falls richtlicher Entſcheidung in 
separato. = 


5) Das Vorhandenfeyn eines von dem Gemeindenerus unabhängigen gemeinfchafts 


lichen Privateigenthums wäre von demjenigen, welcher dasſelbe behaupter, in 
geeignetem Wege befonders nadhzumeifen, in welchem Falle die Beftellung von 
Pfandrechten (da hier das Eigenthums; und Difpefitionsrecht der Comune 
nicht entgegenftehr) direct auf die Nugantheile felbft dann Plag greifen Fann, 
wenn ein condominium pro.indiviso vorliegen follte. 


München den 18. Januar 1835, 


Staatdminifterium der Yuftiz. 


An 
ſaͤmmtliche Königliche Appellationsgerichte dieſſeits des Rheins alfo ergangen. 


Gerets Verordnungſammlung Bd. 10. S. 2, 


4) der Mobilien und Fruͤchte. 
$. 308. 


(Die Erweiterung der Competenz der Kreis- und Oberadminiftrationen betreffend). 


M. J. K. 


Wir haben durch den 22. Artikel des organiſchen Edictes uͤber die Generaladmini— 


ſtration des Stiftungs- und Comunalvermoͤgens vom 16. October 1810 (Regierungsblatt 
v. J. 1810 St. 63. ©, 1145) feſtgeſetzt, daß die eingeführten Darleihbens:, Ber 
kaufs-, Verpachtungs-, Abloſungs- md Nachlaßconſpeete, welche als Be 
lege der monatlichen Rechenſchaftsberichte eingereicht werden, der Section der oberſten Staats⸗ 
euratel unterliegen follen. 


Mir haben Uns jedoch im Verlaufe des bereits in das vierte Quartal vorgerüdten 


Eratöjahres 1812 überzeugt, daß die Sammlung der Materialien zur Fertigung eines in 
das ganze Detail eindringenden Rechenſchaftsberichtes, und die Erledigung defjelben durch 
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bie oberſte Staatöcuratel einem größeren Zeitaufwande unterliegt, als nach den Forderungen 
des betheiligten Vermögens und der beiheiligten Privaten zugeftanden werden kaun. 


Wir haben Und demnach bewogen gefunden, die Eompetenz der Kreiss- und Obers 
abminiftrarionen der Stiftungen und Comunen, unter Anwendung des 21. Artikels des 
organiſchen Ediered- vom 16. Detober 1810, in denjenigen Wirtbfchaftögegenftänden zu ers 
weitern, welche eine fchleunige Erledigung zum Bortheil des Stiftungs: und Gomunalvers 
mdgend, und zur Beruhigung der betheiligten Privaten erfordern. : 


"Wir Haben hiernach beſchloßen und befchließen wie folgt: 
I. 


Die Kreis: und Dberadminiftrationen der Stiftungen und Comunen werben ers 
mächtigt, die Aetivanleibhen, die Verkäufe von Realitäten, Fruͤchten und Mobilien, 
die Berpahtungen von Realitäten, nugbaren Rechten und Gewerben, die Abldfun: 
gen bed Dbereigenthumd, und die nad) dem Refultare einer gütlichen Uebereinkunft zwifchen 

dem Schuldner und den Gläubigern zu gewaͤhrenden Nahläffe, ohne vorgängige Berichtser— 
ftattung on die oberfte Staatscuratel, definitiv zu genehmigen. 


I, 


Die hiedurch audgefprochene Erweiterung ber Competenz im der Verwaltung des bes 
ftehenden und anfallenden Bermdgend der Stiftungen und Comunen zieht die Holle Anwen—⸗ 
dung des 21. Artikels des organifchen Edictes vom 16. Dctober 1810 und hiernach bie 
volle Refponfabilität der Kreis: und Oberadminijtrationen nach fi, der Generalfreiscommifs 
fär, der Kreiscanzleidirector und der Kreisadminiftrationsrarh find dafür verantwortlid, daß 
die beftehenden und nachfolgenden Gefege der Verwaltung ftrenge beobachtet werden, daß aus 
den Handlungen der Kreid: und Dberadminiftrationen eine volle Sicherheit gegen die Beichä: 
digung des Stiftungs⸗ und Comunalvermdgend hervorgehe, und dafi alle ordentlichen Mits 
tel zur Verhinderung oder Verminderung bevorftehender Verlufte in Anwendung gebracht 
worben find. Es follen demnach die Rechenfchaftsberichte fowohl, als die Anleihens-, Vers 
kaufs⸗, Verpachtungs-, Abldfungs: und Nachlaßconſpecte von dem Generalkreiscommiffär, 
von dem Kreiscanzleidirector und von dem Adminiſtrationsrathe gemeinfchaftlich unter; 
zeichnet werden. 


. II. 


Wenn gleich die beftehenden Reglementars Berorduungen die Grundfäge enthalten, 
nad welden in den bezeichneten Wirthſchaftsgegenſtaͤnden ſowohl von Seite der aͤuſſeren 
Diſtrikts- als von Seite der Kreis: und Dberadminiftrarionen verfahren werben fol; fo fins 
den Wir Uns doch veranlaßt, hierüber nachſtehende inftructive Beſtimmungen zu ertheilen, 
und dadurd den Umfang der Refponfabilität mäher zu bezeichnen. 


A. In Bezug auf die Anleihen. 


1. > — 
Die Vorſchriften zur Vorbereitung eines Anleihens für die wirkliche Begutachtung 
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und die Obliegenheiten eines Adminiftratord mach erfolgter Genehmigung beöfelben find in 
der Verordnung vom 17, Februar 1804. 
(Bayer. Reg.: Bl. v. 1804 St. VHI. ©, 162 — 167.) 
und in der Inſtruction vom 21. Mai 1807. 
*—5 (Bayer. Reg. Bl. v. 1807 St. XXIII. ©. 891 - 914) 
enthalten, und die allgemeine Verordnung vom 16: Januar 1809. 2 or erg 
(Reg. Bl. v. 1809 St. Xl. &. 258 — 263.) 
zeigt den Maapftab der Verzinfung, die fr bie Gewährung eined Anleihens ln 
Zwede und die gleiche Verfallgeit der Zinfen. 


2. 
Die in den bezeichneren Verordnungen nicht enthaltenen, und * von der ober⸗ 
fen Curatel in Auwendung gebrachten Grundfäge fi find ; 


a) Die Unleihen. find zwar vorzüglich den Neubauten und der Landwirthſchaft 
vorbehalten; fie fonnen aber auch, menn die annehmbaren Geſuche für dieſe 
Zwede befriedigt find, zum Ankaufe einer Realität, zu Reparationen von 
Gebäuden, zum Anfaufe von Speife: und Saamgetreide, zum Ankaufe von 
Vieh und Fahrniß zur Beftellung der Landwirthſchaft, und wenn auch die 
zuläffigen Gefuche für diefe Zwecke gewaͤhret find, zur Tilgung ältefer gefe: 
lich privilegirter Schulden bewilligt werden, 

b) Die Sicherheit eines Anleihens kann nur in einer Realitaͤt des Schuldners 
begrümder werden; Fauftpfänder, Vorraͤthe an MWaaren, Früchten, Mobilien, 
Gewerbögerechtigkeiten, Aetivobligationen, und die übrigen ein baares Geld 
repräfentirender MWechfel u. dgl. werden als zureichende Hypotheken durchaus 
nicht anerkannt. Es follen auch die nutzbaren Rechte im getheilten oder 
ungetheilten Eigenthbume als Special » Hpposhefen nicht angenommen, 
und bei ganzen Gütercompleren nur ald Theile der Generalhypothek be: 
trachter werden. 


c) Die auf der Realität hafıenden Schulden, und das neuerlich zu bewilligende 
Anleihen in einer Summe beiſammen, dürfen die Hälfte des Werthes der 
Realität wicht überfteigen, und es foll dabei fireng auf die Legalitär der 
MWerrhöbeftimmungen, und zur Vermeidung jeder Willtühr in der Wuͤrdigung 
des Verhältniffes der Schulden zum Vermdgen auf den Ealcul gefehen werden. 


d) Die zur Sicherheit eines Anleihens verfchriebenen Gebäude müffen in der 
Brandverfiherungsanftalt wenigftend für diejenige Gapitaldgröße affecurirt ſeyn, 
in melde die Gefammtfchulden eines‘ Privaten, unter Zufchlagung bes neuer: 
licyen Anleihens erfcheinen, oder in diefer Gröffe nachtraͤglich und vor der 
Ausbezahlung eines Anleihens affecnrirt werden. 

e) Das zum Zwecke der Neubanten zugeficherte oder bewilligte Anleihen darf an 
den Schuldner nicht eher herausbezahlt werden, ald bis das Gebäude nad) einem 
beftimmten Plan unter das Dad) gebracht und gehdrig affecurirt ift. 

f) Die Realität, auf welde ein Anleihen gelegt werden fol, muß zur Erleidys 
terung der Zinfenperception und wegen der ftändigen Gognition des Auf- und 
Abnehmens der Wermdgenökräfte eines Schuldners in demjenigen Adminiftras 
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tionsdiftriere entlegen ſeyn, in melden die darleihenden Eriftungen und 
Comunen bejtehen. 


g) Die adelidyen:, die fiegelmäfjigen und die wechfelfähigen — oder Reali⸗ 
taͤtenbeſitzer kͤnnen vor der Hand, und bis zur Errichtung der Hypothekeun⸗ 
bücher, oder bis zum Erfolge einer anderen Verordnung über diefen Gegens 
ftand, ein Anleihen aus dem Stiftungs- oder Comunalvermdgen‘ nicht erhals 
ten, ausgenommen: 


1) es wäre die zur Sicherheit eines Anleinend ausgezeigte Realität inner der 
Gemarkung der Stade München enrlegen, in welchem Falle aber auch 
dad Anleihen nur ald Emwiggeld, weldem das Eeparationsrecht im Gons 

"> eurs der Gläubiger zuftebt, und durdaus nicht ale Hypothekeapital be 
willige werden darf; 

2) oder es wäre ein Anleihen auf die erfte Hypothek in jenem Gebiete, wo 
die preuffifche Hypotheken-Verfaſſung beſteht; 

3) oder endlich, ed wäre ein Anleihen auf die fogenanunten erften Sagbriefe 
in jenen Gebieten, wo Die dfterreichifche Grundbuchseinrichtung zur Zeit 
noch beibehalten ift, wobei jedoch alle uͤbrigen für die Eicherung eines 
Anleihens theils ſchou beftebenden theild hiedurch gegebenen Borfchriften 
in Anwendung gebracht werden muͤſſe. 


B. Su Bezug auf Verkäufe von Realitäten, 


3. 
Die Realitdreun der Stiftungen und Comunen konnen nach der einichlägigen Vers 


ordnung, vom 1. Febrnar 1808 durchaus mur im Wege der dffentlichen ie vers 
äuffert werden; von dieſer Regel find aber ausgenommen ; 


a) die Gebäude und Gründe, welche aus polizeilichen Ruͤckſichten nicht au einen 
jeden Kaufsliebbhaber; fondern nur an eine beftimmte Glaffe, oder nur au ein 
Judividuum angelaffen werden koͤnnen; 
b) und die Gebäude und Gründe,” welde für dem dffentliheu Dienft, oder für 
gemeinnägige Zwecke erforderlich find, 
Im Zweifel, ob polizeiliche Rüͤckſichten bei dem Verkaufe einer Realicät eintreten 
ober nicht, fol Bericht an das Minifterium erftarter, und der Verkauf fuspendirt werden. 


4. 


Bei der Würdigung der MVerkaufsrefultate foll nicht nur die Schägung ; ſondern 
aud und vorzüglich das Verbältniß der neuen Rente zum vorigen Ertrage in Rüdjicht ge: 
nommen, und daher einer von dem Admiaiſtrato⸗ geſtellten Rentenberechnung die ſtreugſte 
Aufmerkſamkeit gewidmet werden. 


5. 


Das hoͤchſte Anbot muß die Schaͤtzung, und die neuerliche Rente muß den vorigen 
Ertrag gleichzeitig überfteigen, aufferdeffen kann der Verkauf nicht genehmigt werden, fondern 
fol entweder eine meuerliche Werfteigerung angeordnet, oder, wenn ein günftiges Reſultat 
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nach Zeitverhältniffen nicht zu erwarten ftebt, die Verpachtung auf einen beſchraͤnkten Zeit⸗ 
raum verſucht werden. 

Wenn jedoch bei dem Verkaufe einer Realitaͤt das hoͤchſte Anbot zwar die Schaͤtzung 
nicht uͤberſteigen, gleichwohl aber die neuerliche Rente höher ſtehen wuͤrde, als der vorige 
Ertrag, und wenn in diefem Falle befondere Gründe vorliegen und Umſtaͤude obwalten ſoll⸗ 
ten, aus welchen die Genehmigung des Verkaufes gegen die Regel zu ertheilen wäre, fo 
fol die Kreisadminiftration Über diefen Verkauf ihren befondern Bericht erjlatten, und bie 
Allerhoͤchſte Eutſchließung abwarten, 


6. 

Wenn nach der Verſteigerung weitere und höhere Anbote geſchlagen werden, fo 

fommt zu unterfcheiden : 

a) ob dad neuerliche Angebot von einem Judividuum geſchlagen wirb, welches 
der bffentlichen Verfteigerung beigemohnt hat, oder wenigſtens dieſem Acte 
beizuwohnen nicht verhindert war; 

b) oder ch dieſes Individuum, legal nachweifen fhnne, daß es wirklich verhindert 
war, bei der bffentlihen Verfteigerung zu erfcheinen ; 

im erften Falle finder eine neuerliche Verfteigerung zwifchen den Meiftbies 
tenden aus ber dffentlichen Berfteigerung, und zwifchen dem Nachbietenden 
nicht ftatt, fondern der Verkauf wird zur Aufrechthaltung des Eredits der 
dffenrlichen Verfteigerung genehmigt, oder es wird aus anderen Gründen, 
nicht aber aus dem Aulaſſe eines Nachgebots, eine neuerliche Verfteiges 
rung anbefohlen ; J 

; im zweiten Falle aber muß zwiſchen dem Meiſtbietenden aus ber oͤffent⸗ 

lichen Verfteigerung und zwiſchen dem Nachbietenden, aber auch uur unter 
diefen, eine neuerliche Berfteigerung zugelaffen werben. 


7. 

Zur Aufrechthaltung und Befeſtigung des oͤffentlichen Credits der inlaͤndiſchen 
Staatsobligationen koͤnnen dieſelben auch beim Verkaufe der Stiftungs- und Comunals 
Realitäten dergeſtalten angenommen werden, daß die. Hälfte des baaren Kaufſchillings in 
diefen Obligationen, wenn fie in dem Gatafter der Staatsfchulden ordentlich eingetragen und 
dadurd als liquid anerfannt find, von dem Gläubiger fowohl, als von feinem —— 
Ceſſionaͤr entrichtet werden kann. 

8. 

Sehr ſtreng ſind diejenigen Belege zu wuͤrdigen, welche von dem Meiſtbietenden 
als Beweiſe feiner Zahlungsfaͤhigkeit vorgelegt werden, indem die Stiftungen und Comunen 
eben durch eine minder ſtrenge Unterſuchung der zur Entrichtung des Kauffchilings von dem 
Käufer ausgezeigten Mittel am meiften befchädigt werden konnen. 


9, 
Ber der Veräuferung eined Guͤter⸗Complexes ſoll vorzuͤglich darauf gefehen werden , 
daß nicht ein zu großer Theil des hoͤchſten Anbotes für die Gebäude angenommen, und 
hiedurch der Grundzins nicht unverhältnißmäffig gemindert werde, 
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10. 


Der Verkaufserlds foll vorerft zur Tilgung von Paffivcapitalien und, mwenn foldhe 
nicht beftehen, zur neuerlichen Anlage von Activcapitalien verwender, den Zahlungsretardaten 
aber und der ordentlichen Erigenz durchaus nicht gewidmet werden, daher find die Verkaufs: 
confpecte der Diftriersadbminiftrationen mit den Auleihsconſpecten und Gaffebalanzen immer 
fireng zu controlliren. 


C, Zn Bezug auf den Verkauf von Mobilien und Frödten. 
11. 

Die Mobilien und Früchte koͤnnen gleichfalls nur im Wege der bffentlichen Ver⸗ 
fleigerung veräuffert werden ; von biefer Regel find aber 

a) ganz ausgenommen, bie geweihten Gefäße, Kelche, Ziborien, Monftrans 
zen Kirchenornare, Paramente u, dgl., weldye immer an andere Kirchen abs 
gegeben. werben. muͤſſen; 

b) zum Theil ausgenommen, die übrigen Kirchengerärbfchaften, welche ver; 
zugsweije gleichfalls andern Kischen zu. uͤberlaſſen find, aber auch in dem Falle 
eined allerſeits anerlannten Weberfluffes in einer durch mündliche Einladung zu 
veranlaffenden mäßigen Concurrenz der gerigueten Handelsleute verfleigert wer: 
den koͤnnen. : 

12. 

Da die Verkäufe von Mobilien, melde nie unter der Schaͤtzung hingegeben werben 
tonnen, ohnehin nicht eventuell, fondern definitiv und gegen augenblidliche baare Bezahlung 
gefchehen Fünnen, fo unterliegt das Mefultat Peiner andern Würdigung, ald ob der Admini—⸗ 
ftraror nichts zum Machrheile des Bermbgend unternommen oder unterlaffen habe. 

13. 

Die Forſtproducte kounen mie unter dem Forfipreife und die Feldfrächte nie unter 
den laufenden Mirtelpreifen des Drtes der Verfteigerung oder des naͤchſten Schrannenplages, 
verfauft werden. Die Fruͤchte follen nie ohne baare Bezahlung ertradirt und die Verkäufe 
ſollen wicht zu einer file die Erzielung. eines vortheilhaften Kaufſchilliugs ganz ungeeigneten 
Zeit eingeleitet werden; übrigens werben die Diftrictsadminiftrationen zur beſchleunigten Bor; 
lage der Verkaufsreſultate und die Kreisadminiftrationen zur befchleunigten Erledigung ders 
geftalt angewiefen, daß am 14. Tage nad) der Verfteigerung von Früchten die Entſchließung 
der Kreisadminiftrarion am ige der Diftrictsadminiftration unfehlbar einlaufen fann. 

14, 

Der Erlbs aud dem Verkaufe von: Mobilien foll vorzugsweiſe zur neuerlichen Anlage 
von Wetivcapitalien, oder zur Tilgung von Paffiven und nur im Drange der Umftände zu 
andern Ausgaben verwendet werden. 


D. Zn Bezug auf die Verpahtungen von Realitäten und Rechten. 
15. 


Die zum Betriebe der Laudwirthſchaft geeigneten: Realitäten und bie nugbaren Rechte 
fbunen nur im Wege der dffentlichen DVerfteigerung verpachtet werden; diefer Grundfatz wird 
jedoch bei der Bermiethung von Wohnungen fir Private nicht angewendet; bei diefen Ber: 
miethungen genäge ed, wenn Niemand mit dem Beweife auftritt, daß die Adminiftration ein 
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böheres Anbot , welches inner des zur neuerlichen Vermierhung einer Wohnung gewdhnlichen 
Termins gefchlagen worden wäre, zurädgewiefen habe; ein bei Privatgebäuden nicht dbliche 

Verfteigerung der Wohnungen, kann den Stiftungen und. Comunen, aus Beforguiß eines 
ungewdhnlichen und nachtheiligen Steigens der Wohnungen in den Privatgebäuden durch gleich: 
mäßiges Merfahren nicht zugeftanden werden, at 


16. 


Die Genehmigung oder ’Nichrgenehmigung einer von dein Adminiftrator eventuell 
vorgenommenen Verpachtung von Realitäten und Rechten hängt von einer ſtrengen Wuͤrdi— 
gung des Verhaͤltniſſes der menerlichen Rente zum vorigen Ertrag, und zugleich von Umftäns 
den ab, welche die Hufitellung von Normen zur richtigen Beſcheidung eines jeden einzelnen 
Falles nicht geſtatten. ’ 

17. 

Ju Hinficht der Verpachtung der Zehente find die duffern Abminiftrationen auf die 
Jauſtruction vom 22, Mai 1804 (baver. Regierungsbl. v. 1804 St. XXU. S. 537 — 
550.*) über die Behandlung der dem allgemeinen Finanzvermdgen zuftehenden Zehenten vers 
wiefen,; und es Fann beider Würdigung der Verpachtungsrefultate auch nur diefe Juſtruction 
zur Grundlage genommen werden; es trirt übrigens bei- diefer Rente der Fall ein, daß die 
Zebentgerreide von dem Pächrern gewoͤhulich fchon eingebracht, verzehrt oder verkauft find, 
ehe die DVerpachtungsrefultate vorgelegt, gepräft und von der Kreisadminiftration gänzlich er- 
ledigt werden koͤnnen, daher bleiben die Zehent-Verpachtungslibelle immer nur ein Gegen: 
ftand der Ealculation und der Richtigſtellung derjenigen Natural: und Geldgröße, welche der 
Adminiftrator verrechnen muß, und es liege in der Natur diefer Reute, daß der Adminiftras 
tor in der Bewirthſchaftung derfelben. nur: für Verſehen oder Veruntreuung verantwortlich ges 
macht werden Fann. 


E. In Bezug auf die Abldfung des DObereigenthume. 
18, 


Die Verordnung, welche unterm 27. Juni 1803 (Bayer, Reggsbl. v. 1803 St. XXVII. 
S. 426 — 429.) über die Nbldfung der Grundgereihtigkeiren, der Grundunterthanen ftändis 
ſcher Kldfter erlaffen worden iſt, wurde von Seite der oberften Stiftungs- und Gomunal; 
curatel auch bei den Grundunterrhanen der Stiftungen als anwendbar erflärt und auf alle 
Arten der Grundgerechtigkeiten ausgedehnt, im Bezug auf die Abldfung der Obereigenthume: 
rechte der Gemeinden wurde unterm 6. October 1810 ein befonderes Regulativ ertheilt (Me: 
gierungsbl. von 1810 St. LIV. &. 958 — 960.) welches auch bei der Abldfung der Ober: 
eigenthumsrechte der Stiftungen jeine Auwendung finder. . 


19. 


Dei der Beurtheilung der eventuellen Verhandlung des Abminiftrators foll nicht eins 
zig der Hoffuß oder die Schägung, fondern auch und zwar vorzüglich der bisherige umftäns 
dige Laudemialertrag zur Grundlage, genommen und aus einer collectiven Anficht aller Vers 





*) iſt nachitebend abgedrudt. 
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bältnife ermeffen werden, ob das betheiligte Vermögen dur den Erwerb des Abldfungsca- 

pitals und ber. hieraus. hervorgehenden. Meute im Gegenhalte des vorigen Ertrages hinreichend 

entſchaͤdigt ſey. 
— 20. 

Die Reluitionefumme darf durchaus Feine andere Verwendung als im einer neuer—⸗ 
lichen Gapitaldanlage, oder in der Tilgung von Pafiivcapitalien erhalten. 

F. In Bezug aufpdie Radläffe. 
21. 

Die den Kreisapminiftrarionen. durdy den vorftehenden 1. Artikel gegebene Ermäd): 
tigung zur Selbfigenehmigung von Nachlaͤſſen erſtreckt ſich nicht weiter ald auf diejenigen 
Nachläffe, welche nad) den Refultaten einer gärlihen Nachlaßbehandlung zwifchen einem Schuld: 
ner und feinen Gläubigern, auf richrerlibe Vermittlung zugeftanden werden jollen, indem nur - 
bei diefen Nachläffen eine befchleunigre Erklärung erfordert wird, um den Gang der Juſtiz 
nit aufzuhalten; bei allen ‚anderen Nachlaͤſſen aber weder der Geſchaͤftsgang ein Hinderniß 
erfährt noch eine Gefahr auf dem Verzuge baftet. 


22. 


In Hinſicht der befraglichen Nachlaͤſſe haben die Kronfiscale als Vertreter der Stif— 
tungen in Rechtöangelegenheiten die Juſtruction vorerft dahin erhalten: 
a) daß die Stiftungen ald Hyporhefargläubiger bei Nachlaßbehandlungen der Er: 
Härung der Mehrzahl der Gläubiger beizutreren, nicht gezwungen werden kdunen; 
b) daß aber ein Nachlaß an Zinfen in mehreren Fällen aus Billigkeit dess 
wegen zu geftatten fen, weil bei dem Ausbruche eines Concurfus gewöhnlich 
ein Theil der Zinfen unter den Eurrentpoften verloren geht. 

Nach dieſer Zuftruction haben auch die Kreisadminiftrarionen in vorkommenden Faͤl⸗ 
len zu verfahren und die Kronfiscale in Kenntniß zu ſetzen, daß die Kreisadminiſtrationen 
ermächtiget feyen, die bezeichneten Nachlaͤſſe felbit zu bewilligen und daß hiernach alle des— 
falfigen Berichte an das Minijterium der auswärtigen Angelegenheiten unterbleiben. 


23. 


Obgleich die Comunen im Rechtsaugelegenheiten nicht Durch die Kronfiscale, fon: 
dern durch befondere Anwälte vertreten werden, fo follen fie jedodp angehalten werden für die 
Zukunft ihre Erklärungen bei guͤtlichen Schuldennachlaß: Behandlungen nur unter dem Bors 
behalte höherer Genehmigung abgeben zu laffen und diefe Genehmigung bei den Kreisadmis 
niftrationen zu erholen, 

IV. 

Aus den naͤmlichen Ruͤckſichten, aus welden den Kreisadminiftrationen die Selbſt⸗— 
genehmigung der Anleihen, der Verkäufe, der Verpachrungen, der Abldfungen und beftimmten 
Nachläffe zugeftanden worden ift, wird demjelben aud) bewilligt die zur Lebenäfuftentation 
erforderlichen Unterftägungen für arme erwerblofe Individuen aus Mohlihätigkeitsftiftungen, 
wenn die verordnungsmäßigen Beweiſe der Wuͤrdigkeit eines Individuums vorliegen, und 
die beabfichtigte Unterftägung ſowohl nad dem Zwede als nah dem Beftande des Vermoͤgens 
und der Rente einer Stiftung zuläffig ift, eventuell zu affigniven und die durchaus 
nicht verfchieblihen Repartitionen an Gebäuden für den Stiftungs: und Comunal⸗ 
zweck und für demDienft mit den veranlaffenden Koften, auch vor der Einreichung des vollftän: 


digen Etats der Gebduderepartitionsfoften zu genehmigen. 
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Die hiedarch bezeichnete Erweiterung der Gefihäfeäconipetenz ſchließt jedoch die Ver⸗ 
bindlichkeit zur Vorlage der Auleiheus⸗, Verkaufs-, Verpachrungss, Abldfungs : und Mach: 
laſſes-Conſpecte nicht aus, umd es tritt nur das veränderte Verhaͤltniß ein, daß bie 
bezeichneten Wirthfchaftsgegenſtaͤnde, welche bisher der Mlerhbchiten Sanction unterlagen , 
nunmehr als wirkliche Refultate der Bewirthſchaftung vorgesagen werden, und 
damit die Abfiche, einer Seits, in die Mechenfchaftöberichte nur die Refultate der Verwal⸗ 
tung zu bringen, nnd anderer Seit dem Geſchaͤftsgange die erforderliche Erleichterung in der 
Reparation der Gegenftände auf die Zumctiondre, und Gefchäftsftellen, und die mbglichfte 
Schnellkraft in der Erledigung zu geben, näher erreicht werde, fo wird weiter feftgefeßt, daß 


a) 
b) 


e) 


die Gegenſtaͤnde der Vermoͤgeus⸗Extradition, 

die Gegenſtaͤnde über neuerlich errichtete Stiftungen, und über neuerliche Fun⸗ 
dations zufluͤſſe, 

die Anträge in Perſonalſachen des activen und nicht activen Dienſtes und der 
Diener des Zweckes, 

die Gegenſtaͤnde der Neubauten und die Jahresetats uͤber Gebaͤudereparationen, 
die Anträge über Loealitaͤtenerwerb für den Dienft oder für den Zweck, 

die ohne richterlicher Intervention erbetenen Nachläfe und Moderationen für 
die Pächter, Grundholden, Vaſallen und Zehentholden, 

und die Gegenſtaͤnde über Comunalantheile an Staatdauflagen und über 
Eomunalfhulden in abgefonderten Berichten behandelt, fofort auffer' 
dem Rechenſchaftsberichte rechtzeitig zur Vorlage gebracht und in die Rechen⸗— 
fdaftöberichte und derfelben Belege nur diejenigen Refultate aufgenommen wer: 


den follen, welche ſich nad Anſicht der über die bezeichneten Gegenftände. ers 
folgten Allerhächften Ensfchließungen darftellen, 


v1. 


In Hinficht der Verfaffung der verfchiedenen Eonfpecte, und in Hinficht ihrer Bes 
lege wird feftgefegt : 


a) 


b) 


e) 


Die Kreisadminiſtration nimmt alle von Zeit zu Zeit genehmigten Anleihen, 
Verkäufe, Verpachtungen, Abldfungen und Nachlaͤſſe unmittelbar nach der Ers 
pedition in den für jeden Wirthſchaftsgegenſtand befonders vorgefchriebenen 
Eonfpeer des Kreifes auf, damit derfelbe für jeden Bedarf und zu jeder Zeit 
augenblicklich abgefchloffen werden kdune. 


Dem Eonfpecte der Kreisabminiftration und ihrem Rechenfchaftöberichte muß 
ber Eonfpect der untergeordneten Adminijtrarion als Gutachten derfelben gleichs 
falls beiliegen, zu welchem Ende die Diftrictsadminiftrationen zur Einreichung 
gefertigter Duplicate von Conſpecten Huber alle begutachteren Anleihen, Bers 
kaͤufe, Berpachtungen , Abldfungen und Nachlaͤſſe angehalten werden follen. 

Zur ftrengen Würdigung der von den Diftrictd: umd von dem NKreisadminiftras 
tionen vorgemommenen Werhandlungen wäre: zwar, auch die. Einficht der, von 
den Stadt: und Landgerichten auszuftellenden Anleihenstabellen und Grundbuchss 
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Ertracte, und bie Einficht der Prorocolle über Verkäufe, Berpachtungen, Ah⸗ 
Idfungen und guͤtliche Schuldennachlaffes : Behandlungen von Seite der oberiten 
Guratel erforderlich; da nun aber dieje Producte nach der Natur des Geſchaͤf— 
tes den Diftrierdadminiftrarionen zum Bolzuge der empfangenen Entichließungen 
unentbehrlich find, und da. die Fertigung der Doppelfchriften beſonders bei 
Protocollen einen zu großenzeit:, Perfonal: und Koſtenaufwand veranlaffen wuͤr⸗ 
de, fo wird die Worlage der bezeichneten Producte bei der oferften Euratel, 
zwar nachgeſehen, die Kreis: und Dberadminiftrationen find aber gehalten, 
über Gegenftände, welche gegen den Autrag der Diftricrdadminiftrationen emt: 
ſchieden worden find, Die Motive der gegeutheiligen Entſchließgungen entweder 
in dem Mechenfchaftsberichte, oder in den Wirthſchaftsconſpecten anzuführen, 
und fie werden bejonders dafılr verantwortlih gemacht, daß die Mürrdäge der 
Diftrietsabminiftrationen rein im die Couſpecte der Kreis- und Dberadmini: 
ftrationen aufgenommen werden, 

d) Die unterm 2. April d. Is. den Kreisadminiftratienen zugeſchloſſenen Eon: 
fpeete, als Belege der Meihenichaftäberichte erhalten durch Die gegenwärtigen 
Bellimmungen durchaus Leine andere Veränderung, ald daß bei den Unlei— 
bensconfpecten an der Stelle, 

Gutachten der Kreisadminiftration, die nunmehr geeignete Rubrik: 
Bewilligung der Kreisadminiſtration gelegt wird. 


VII. 


Dieſe Beſtimmungen ſollen bei allen vom Seite der Kreis- und Oberadminiſtrationen 
noch wicht erledigeen, und in die abgejenderen Rechenichaftsberichre noch nicht aufgenomme: 
nen Wirchfchaftögegenftänden der bezeichneten Art, unverziglicd in volle Anwendung gefeßt, 
und hierdurch die beftehenden Reclamationen gegen einen machrbeiligen Geſchaͤftsverzug bejei: 
tigt werden, 


VIII. 


Aus der gegebenen Erweiterung der Competen; der Kreisadminiſtrationen der Stif⸗ 
tungen und Comunen eutſteht der confequente Schluß, daß die monatlichen Rechenſchafts⸗— 
berichte auf Duartalsberichte zuruͤkgebracht, und dadurch einer Seits die Geſchaͤfte der 
Kreid s und DOberadminiftrationen bedeutend erleichtert, anderer Seits aber mehr vollftändige 
und Das Fntereffe der oberjten Staatscuratele mebr befriedigende Refultate dargeftellt werden koͤnnen. 

Wir beftimmen daher, daß die monarlihen Mechenichafr&berichte nur noch bie zum 
Schluffe des laufenden Erarsjahres 1847 fortgeführt werden können; daß aber für das fols 
gende Etattjahr 1514 am Schluffe eines jeden Quartals ein Rechenſchaftsbericht 
und am Echluffe des Eratsjahres ein General-Rechenſchaftsbericht geftellt werben folle. 

Die Quartalöberichte find? am 31. Januar, 30. April, 31. Juli und 31. 
October, die General: Rechenichafteberichre aber am 1. December eines jeden Jahres bei 
der oberften Staatscuratel unfehlbar einzureichen. 

In dem Generalrechenfchafres®erichte follen die, nach Abzug der Laften der Admi— 
niftration, des Staates und der Selbſtregie, und nach vollſtaͤndiger Befriedigung der Exi⸗ 
genz des Fundationgzwedes einer jeden Localſtiftung, effectiv verbleibenden Ueberſchüöſſe der 
Auffern Adminiſtrations Diftrierscaffen beſtimmt ausgezeigt, und eine gutachtliche Repartition 
diefer Weberjchiiffe zwifchen den Dijtrietscaffen zur Vermehrung ihres Srammvermdgend, und 
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zwifchen der GentralsStiftungscaffe zur Erhbhung der confolidirten Refervefonds der einfchlä: 
gigen Zwecke beigefügt werben, 


IX, 


Durch den 27. Artikel des organifchen Edicted vom 16. Dctober 1810 find zwar 
die Amtöinfpectionen über die Diftrictdadminiftrationen der Minifterialfection der Etiftungen 
und Comunen ausſchließend vorbehalten; nachdem aber mehrere Kreisadminiftrationen im 
Laufe des gegenwärtigen Etatsjahres 1842 bereits dad Poftular geftelt, daß ihnen die 
Amtsinfpection, ald ein zur Bewachung und Gontrolirung der aͤuſſeren Adminiftrationen we: 
fentlich erforderlicher Geſchaͤftstheil beigegeben werden möchte, fo wird hiedurch feftgefett , 
daß die Amtsinfpection uber die Diftriersadminiftrationen der Stiftungen und Comunen 
von den Kreis» und DOberadminiftrationen vorgenommen werden Fonne ; es foll jeboch diefe 
Inſpection nicht als eine im Laufe eines jeden Eratsjahres regelmäßig zu leiftende Function 
betrachtet, bei den gut beftellten Adminiftrationen ohne fpeciellen Anläffen nicht alle Jahre 
wiederholt, uud zur Schonung des betheiligren Vermoͤgens mit der dem Generalcommiffariate 
obliegenden Kreisviſitation oder mit andern Gommiffionsgefchäften in Verbindung geſetzt wer; 
den, fo, daß den Stiftungen und Comunen entweder Feine oder mur aͤuſſerſt mäßige Ins 
fpectionsfoften zur Laft fallen. 

Die Refultare einer vorgenommenen Juſpection-ſind in abgefonderten Berichten dars 
zujtellen, und 14 Tage nady dem Schluffe der Inſpection bei der oberften Staatöcuratel 
einzureichen, 

Die Kreis- und Oberadminiftrarionen bleiben dafür verantwortlich, daß die Amtös 
infpectionen über alle Gefchäftstheile einer Adminiftration verbreitet, die Mefultate der Ger 
ſchaͤftsfuͤhrung mit einer gleichen Strenge gewürdigt, und mit gewiffenhafter Treue zur 
Kenntnif der oberften Euratel gebracht werden. 


x. 

Um das Staatöminifterium des Innern während dem Lauf eines Quartals und bis 
zur Vorlage des Rechenſchaftsberichtes in der erforderlichen Kenntniß des Zuftandesd der Stif: 
tungsfaffen zu erhalten, werben die Kreis » und DOberabminiftrationen angewiefen, bis zum 
15. eines jeden Monats den durch die einfchlägige Epecialweifung vom 4. September d. J. 
vorgefchriebenen Couſpect des Kaffenzuftandes der Diftrietadminiftrationen für den verfloffe: 
nen Monat, und die Bilanz der Sre isconcurrenz> Caffe unfehlbar einzureichen, in dem Re= 
henfchaftöberichre aber den Ertrag und den Aufwand für den Zeitraum eines Duartaldcon: 
fpeetes der Gaflabilanzen, in collec tiver Anficht darzuftellen. 

XI. 

Aus mehrern Ruͤckſichten haben Wir Uns auch bewogen gefunden, die Competenz 
der Generale Kreiscommiffariate und der Commiffariate in den Städten Augsburg und Nürn: 
berg, in ihrer doppelten Eigenfhaft als Dberpolizeiftellen, und als Kreis: und Oberadmi— 
niftrationen der Stiftungen in Bezug auf die Verleihung von Pfründen bei Wohlthaͤtigkeits— 
anftalten zu erweitern, und die bezeichneten Stellen zu ermächtigen, Denjenigen Individuen, 
welche nach den Beftimmungen der allgemeinen Verordnung über die Armenpflege vom 22. 
Februar 1808 zur Aufnahıne in die Armen sVerforgungshäufer geeignet find, den Eintritt 
in den Genuß der Pfründe felbft zu geftatten, die eingeführten Aufnahmsconfpecte werben 
bienad als Refultate polizeilicher und adminiftrativer Verhandlungen am Echluffe eines jeden 
Monats mittelft befonderer Berichte dem Minifterium des Yun ern vorgelegt, und in den 
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Rechenfchaftsberichten der Kreis und Oberabminiftrationen der Stiftungen für den Zeitraum 
eined Quartaleds, mir VBerädfichtigung der auf die Momatöberichte gegen den Antrag der 
General = und der Staatdcommiffariate allenfalls gefaßten Allerhöchten Entfchliegungen zur 
collectiven Anſicht dieſes Gegenftandes wiederholt. 

Die Verantwortlichkeit, welche dießfalls auf den bezeichneten aͤußeren Geſchaͤftoſtel⸗ 
len ruht, beſteht darin, 

a) daß der Pfruͤndengenuß nur ſolchen Individuen geſtattet werde, welche ſich 
in dem gäuzlichen Mangel eines Vermbgeus, und der Arbeitsfaͤhigkeit, alfo 
in dem Stande der vollen Armuth befinden; 

b) daß die polizeilichen und Ärztlichen Zeugniffe über Bermbgenslofi igfeit und Er; 
werböunfäbigfeit firenge gewürdigt ; 

©) daß die untergeordneten Stiftungsadminiftrationen mit ihrem Outachten über 
die Zuläßigkeit einer neuerlichen Aufnahme von Pfrindnern nach beonomifchen 
Ruͤckſichten nicht umgangen werden, 

d) und daß bei der Verleihung von Pfründen, welche durch Stiftungen zum Be: 
hufe der Armen eined Drted, einer Familie, oder einer beftimmten Glaffe der 
Armen entftanden find, genau nad dem nhalte der einfchlägigen Stiftungs⸗ 
urkunden verfahren werde. 

Wir ſetzen uͤbrigens in das Pflichtgefuͤhl der zur Kreisadminiſtration conſtituirten 
Functionaͤte das volle Vertrauen, daß ſie ſich unablaͤſſig bemuͤhen werden, die durch eine 
bedeutende Erweiterung ihrer Competenz ausgedruͤckte beſondere Achtung dieſer Geſchaͤftsſtellen 
zu erhalten und zu befeſtigen. 

München, den 6. September 1811. 


Ro.«Bl. v. 3. 1811. St. LXII S. 1449, 


—Abdruck 
der sub Ziffer 17. vorſtehender Entſchließung allegirten Inſtruetion. 


(Die Adminiſtration der Churfürſtlichen Zehenten betreffend.) 
Im Namen Seiner Churfuͤrſtlichen Durchlaucht. 


Durch die Aufldfung der Bayeriſchen Kloͤſter iſt dem Staate eine anſehnliche Menge 
von Zehnten zugefallen, welche vereint mit den aͤltern kaſtenaͤmtiſchen Zehenten einen der 
vorzoͤglichſten Beſtandtheile des Staatseinkommens ausmachen. 

Wenn es gleich die Abſicht der Regierung iſt, fuͤr dieſe laͤſtige, und die Cultur 
hemmende Abgabe ein billiges Surrogat auszumitteln, ſo muß doch inzwiſchen, bis die hie— 
zu udthigen Vorbereitungen getroffen find, durch eine zweckmaͤßige Adminiftration dafuͤr ge: 
forgt werden, daß die Zehenten jenem reinen Ertrag geben, auf welchen der Staat zu zählen 
berechtigt. ift. 

Die Churfuͤrſtlichen Rentämter erhalten daher folgende 


gnftruction, 
nach welcher fie bis auf folgende weitere Verordnung die ihrer Adminiftration anvertrauten 


Zehnten zu behandeln haben. s 
. 1. 
Nach anliegendem Formulare (hit. A,) ift ohne Verzug die Befchreibung des dieß⸗— 


518 Abehl, Xi. Abſchn. J. Tit. 1. Gap. I. G. 309. 


jährigen Ausbaues herzuſtellen, mobei fich jedoch die Churfuͤrſtlichen Rentbeamten nicht mit 
der Angabe der Zehentholden ſchlechtweg zu begnügen, jondern durch genaue Nachforſchung, 
und Beiziebung unparteiifcher Männer von jeder Obmannſchaft, deffen aͤchten Betrag ſowohl, 
als die Zahl der Tagwerke zu ergründen haben, 
6. 2. 

Der Ertrag ift nad der von den Landgerichten einige Wochen vor der Erndte vor: 
zunehmenden Felderbeſichtigung, und eiblichen Ubichägung des Fondes zu berechnen, und bies 

nach dad Geeignete in der dießfalffigen Rubrik zu erjegen. 


$. 3 

Hierauf aber unmittelbar der treffende Zehent felbit in die Verpachtungstabelle 

(lit. B.) einzutragen, und mit der Verpachtung um fo fdhleuniger zu verfahren „ als die 

Refultate wenigftens 14 Tage vor der wirklichen Erndte zur Genehmigung einberichtet mwers 
den muͤſſen. 


9. 4 
Die Verpachtungeu find von den Rentbeamten ſelbſt, und an den Mohnorten ber 
Zebenthelden. nach vorher gefchebener bffentlichen Bekanntmachung vorzunehmen. 


J. 5. 
Der große Zehent wird auf bie bisher übliche Art im Koͤrnern gegen Ueberlaſſung 
des Strohes, der Heine und Mutzehent aber gegen eine bejtimmte Geldſumme verpachtet. 


9. 6. 

Als Pächter können ganze Gemeinden, und einzelne Unterthanen auftreten, wobei 
fih von felbft verftieht, daß die Rentaͤmter die groͤßtmoͤgliche Eoncurrenz zu bewirken trach⸗ 
ten werben, 

$. 7. 
Bei gleichen Unboten haben die Zehentholden felbft vor allen andern Pädhtern den 
Vorzug. 
8. 
Die vorhandenen, und auf den Fall der norhwendig werdenden Selbftferung uns 
veräuffere gebliebenen Churfuͤrſtlichen Zehentſcheuern Fonnen, den Zebentpächtern zum Ge: 
brauche für das Pachtjahr unentgeltlich zugefichert werden, mit der einzigen, Bedingung, daß 
fie für alle Schäden, welche den Gebäuden durch die Einlegung und Ausdreſchung des Zehents, 
oder ihre Nachlaͤßigkeit verurjacht werden, zu haften haben, 


6. 9: 

Nädfichrlich der Zeit und der Art der Bezahlung des Pachrbetrages, bleibt es bei 
den bisherigen Verordnungen. 

J. 19; 

Am Schluſſe der Verpachtungsrabelle ift der vorjährige Zehenteitrag, und dert, 
wo bie hiezu erforderlichen Rechnungen vorhanden find, jene der legten drei Jahre zu 
bemerfen. 

$. 11. 

Ueber fämmtliche Geldftiften der auf Gerechtigkeit oder Zeitpacht verliehenen Zehen: 

ten ift eine befondere Anzeige beizulegen, 
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$. 12. 


In, der Regel wird die Verpachtung der Eelbfteinferung des Zehents vorgezogen ; 
die Rentämter haben daher alle Zehenten ohne Unterſchied, mit Ausſchluß vorbemerfter auf 
Zeitpacht, oder Gerechtigkeit verlichenen, zu verpachten; es fey denn, daß einige derfelben 
bisher wegen nicht zu befeitigenden Hinderniffen der Verpachtung felbft eingefert werden 
mußten. 

6. 13. 


Auffer deffen wird nur im Aufferften Falle, wenn gar fein billiges Pachtanbot zu 
erhalten wäre, die Einführung bed Zehents in die Zehentfcheuern geſtattet. Aber auch 
bier if 

$. 14. 
die ordentliche Beſchreibung des Ausbaues, und Berechnung des zu hoffenden Zehents nichts 
deflo weniger vorzunehmen und einzuberichten, 


$. 15. 
Es find die ndthigen Zehentträger und Fuhrleute zeitig zu beftellen und zu beeidis ' 
gen, erftere aber anzumeifen, über die Zehentgarben getreue Auffchreibungen zu halten, und 


bei dem Amte zu übergeben. 
$. 16. 


Mas die Vorforge wegen Beruntreuungen auf dem Felde, die gute Verwahrung 
der Zehentfcheuern, die Zeit und Urt ded Ausdreſchens, und die Führung der Drefchregifter 
betrifft, werden die Mentämter an bie Altern Verordnungen, und überhaupt dahin angemwies 
fen, fich jener Mittel zu bedienen, welche den Zehentbefigern nah den Gefegen zu Gebot 
ftehen, und welche nach ihrer pflihtmäßigen Einſicht, und den Localverhältniffen die zweck⸗ 
mäßigften find, um jeden Betrug zu befeitigen. 


Mr 


Da die Kloftergefälle für dermal nod von den Übrigen Staatseinkuͤnften getrennt 
verrechnet werden müffen, fo find die Zehenten der ehemaligen NKaftenämter, und die eines 
jeden Kloſters feparirt zu verpachten. 

$. 18. 


Die bendrhigte Unzabl der gedrucdten Tabellen zur Befchreibung und Verpachtung 
ift vom diesortigen Erpeditionsamte abzuverlangen, 

Man erwartet von den Churfürftlichen Rentbeamten, daß fie diefen wichtigen 
Zweig der ihnen anvertrauten Adminiſtration mit der gehbdrigen Pünktlichkeit und Gewiſſen— 
baftigfeit beforgen, und dur deſſen Vernachlaͤßigung und verfpätete Einfendung der Vers 
ftiftungsprotocolle fi Feiner Veranrwortlichfeit ausſetzen werden. 


München den 22. Mai 1804, 


Churfürftlide Landespdirection von Bayern, 


An 
. alle Banerifche Rentämter alſo ergangen. 
2, XI. 
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Lit. A. 
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» . . 


Erndte. 2 Bon den zebentbaren Gründen Schägungs: 


werth des 
Fondes ber 

Erbfen. find angebaut Heineren 
” zebentbaren 

Früchte. 


mit |mit andern ze⸗ egen = 
Ertrag. [ Ausbau. | Ertraa. Setzeidlgents. Früchten brach, 


Anmerkung. | 


Tagwerke. 





Kleinzebent 
Haber. | Erbfen. au Blutzehent. 
Gelb, 


yiadters 


nebft deſſen Unterfchrift! 
oder Handzeichen. 


Bir, 
Sechs zehntl. 


Metzen. 


Megen. 


T Sedhszebntt. | 
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©) Beräufferung und Berpachtung von Gemeinderealitäten.*) 


8. 310. 
(Die Verkaufsmodalität der Stiftungs und Comuualrealitäten betreffend.) 


M. J. K. 


In der Abſicht, daß Unſer Miniſterium des Innern, als nunmehrige oberſte Stif— 
tungs⸗ und Comunalcuratel in den Stand geſetzt werde, über die eventuellen Verkäufe der 
zu diefer Beſtimmung geeigneten Stiftungs- und Comunalrealitäten theils die einzelne Würs 
diguug, theild die allgemeine UWeberficht mit Vollſtaͤndigkeit herftellen zu fünnen , ertheilen 
Wir nunmehr, auf die von Unferm geheimen Gentralrehnungs:Commiffariate des Jnnern 
hierüber gemachte Vorlage, über die Vorbereitungen, bie Bedingungen, der Art, 


- 


die Sanction und Excution eines folden Verkaufes nachftehende Beſchluͤſſe: 
I. Die Vorbereitungen des Verkaufes beftehen: . 


a) in der motivirten Beftimmung, daß eine befragte Realität zum Stiftungs: 
und Comunaldienfte nicht erforderlich; und alfo zum Uebergange in das Pris 
vateigenthum geeigenichafter fen; 


b) iu einer durch Sach- oder Werkverftändige erhobenen Befchreibung und legalen 
Schaͤtzung des Verkaufsobjectes, worüber ein förmliches Protocol abgefaßt 
werben muß; 


c) in einer durch beglaubigte Auszuͤge aus den einfchlägigen Rechnungen zu bei 
wirkenden Erhebung der zur Zeit des Verkaufes beftehenden Rente des Obiects; 


d) in der dffentlichen Bekanntmachung des Verkaufsgegenſtandes, mit Beſtimmung 
des Orts und der Zeit, wann und wo der Verkauf vorgenommen werde, und 
in der Einladung der Kaufsliebhaber zur vorlaͤufigen Beſichtigung. 


II. Die Realitaͤten des Stiftungs- und Comunalvermogens werden nach der Ana— 
Togie der für die Verkäufe der Mealitäten des Finanzvermbgend gegebenen Normen, und 
mit Anwendung bderfelben unter machftehenden Bedingungen veräuffert: 


1) die Realitäten geben als ein freies; jedoch grund; und bodenzinfiges Eigen: 
thum, ohne allen Verband eines Hoffußes , oder eine fonftige Gebundenheit, 
auf den Käufer über ; fie Fonnen nach der Hand, jedoch mur water den naͤm— 


*) Vergl. hiesu auch das Allerhöchfte Mefcript vom 6. September 1814,, die Erweiterung der Com: 
petenz der Kreide und Oberadminiftrationen betreffend (f. $. 309, S. 506, oben. — Dann die Mi: 
nifteriafentfchliefung vom 31. October 1837, Nr, 1101. $. 7. S. 107, oben.) 
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lichen, beim Ankaufe geſetzteu Belegungsbedingungen, wieder veräuffert werden > 
und der Verkäufer kann alfo fein Obereigenchum fich vorbehalten, 

2) Von den veräufferten Gebäuden wird die erfte Hälfte des Kauffchillings am 
Tage ber Ausantwortung der Realität baar entrichtet, und die zweite Hälfte, 
in brei Sahreöfriften, welche nad vier vom Hundert verzinfer werden müffen, 
bezahlt. 


Der Bodenzins von veräufferten Gebäuden befteht in 6 Kreuzern von einem jeden 
100 des ganzen Kaufſchillings. 


3) Von den veräufferten Gründen wird der Kaufſchilling in 4 Theile zerfchlagen, 
zwei Wiertheile muͤſſen am Tage der Ausantwortung der Realität baar entrichtet 
werben; das dritte Vierrheil wird im drei, zu 4 vom Hundert verzinslichen Jah—⸗ 
reöfriften bezahlt, uud das. vierte Viertheil bleibt in der. Eigenfchaft eines ewigen 
Grundzinscapitald unablösli auf der veräufferten Realität liegen. 


4) Des Grundzind von den veräufferten Gründen befteht in einem Schaͤffel und ein 
Viertheil Korn, nah der Münchnermäfferei, und zwar von jedem Tauſend des ganzen Kaufss 
ſchillings. 


Bon 100 fl. Kaufſchilling werden demnach gereicht: 2 Viertheile 
2 Sechstheile 

von 10 Gulden Were 
— — 1 — 


Der Betrag zwifchen 5 und 10 Gulden fol für volle 10 Gulden, und der Betrag 
zwifchen 1 und 5 Gulden für volle 5 Gulden angenommen werden, 


5) Der Grundzins wird nie in Natur gereicht; fondern jedesmal nach dem Mittels 
Ausfchlage der mittleren uud legten Schrannenpreife vom 15. .Noveniber und 
15. December eined Jahres bezahlt. 


Wenn aber hiedurch der Normalpreis des Korns unter 12 fl. herabfallen follte, fo muß 
das Normalquantum ded Grundzinfes, zur Erhaltung der Rente aus dem Grundzinscapiral 
zu 5 vom 100, nad 12 fl. vom Schäffel bezahlt werben. 


6) Den Käufern bleibt freigejtellt, bei Gebäuden den ganzen Kaufſchilling und bei 
Gründen die 3 Viertheile des Kaufſchillings ſogleich baar zu entrichten. 


7) Die ordentlichen und aufferordentlihen Staats » und Comunalauflagen, welche 


auf den zum Kaufe angeborenen Realitäten ſchon haften, oder in der Folge 
darauf gelegt werden, gehen auf den neuen Eigenthuͤmer über. 


Der Meiftbietende muß fih vor dem Schluſſe der WVerfteigerung durch Zeugnifle 
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feiner ordentlichen Gerichtöbehbrde, oder durch hinreichende fubfidiarifhe Eau: 
tion über jeine Zahlungsfähigkeit ausweifen. 


9) Bis nach gefchehenem Erlage der ganzen Kaufsjumme bei Gebäuden oder ber 
drei Viertheile der Kaufsfumme bei Gränden bleibt das pofjefforifche Conſtitut 
mit feinen gefeglichen Wirkungen vorbehalten. 


10) Wenn im, Folge dieſes Vorbehaltes zu einem neuen Verkauf gefchrirten wird, 
bleibt der im Zahlungsruͤckſtande verbliebene Käufer zum Erfage des etwaigen 
Minvdererlöfes verbunden. 


UL, In Beziehung auf den Act des Verkaufes wird feſtgeſetzt: 


a) Die Realitäten der Stiftungen und Comunitäten werden nur auf dem Meg der 
dffentlichen Verfteigerung und unter dem Vorbehalte der Allerhöchften Genehmi— 
gung verduffert; die Ueberlaffung derfelben dur Uuterhandlung mit einzelnen 
Individuen finder nicht ſtatt. 


b) Bei der Verfteigerung felbit wird ein ordentliches Protocol, mit fortlaufenden 
Anfägen der einzelnen Augebote der namentlich einzutragenden Steigerer geführt 
und dasfelbe nicht nur von den Meiftbietenden, fondern von allen Licitanren 
unterzeichnet. 


IV. Damit ein, nad gehdriger Vorbereitung, und unter den vorſchriftlichen Bedins 
gungen gepflogener DVerkaufsact zu Unferer Alerhdchften Sanction vollends bereift fey, 
wird erfordert: 


a) Die Refultate einer gefchloffenen Verſteigerung muͤſſen, ſowohl von den Stif: 
tungs + ald Comunaladminiftratoren in eine tabellarifhe Weberficht nach der 
anliegenden Form gebracht werden. 


b) für die Columnen, in weldyen aus dem Vergleiche der vormaligen zur dermas 
ligen Rente der Gewinn oder Verluft aufzuführen ift, wird eine nad dem 
anliegenden Beifpiele zu verfaffende Rentenberechnung als fpecieller Beleg er: 
fordert, 


c) Die Stiftungsadminiftratoren legen die einzelnen Verkäufe nicht theilweife zur 
Genehmigung vor; fondern fie fafen die im Laufe eined ganzen Monats uns 
ternommenen Berfteigerungen im den vorgefchriebenen Conſpeet zufammen, und 
fenden denfelben mit einem Duplicate und allen Belegen jedesmal am dritten 
Tage nach dem Ausfluße eines Monats zur oberften Minifterialcuratel ein. 


Es verfteht ſich hiebei von felbft, daß dieſe Conſpecte der BVerfteigerungsrefultate 
von den allgemeinen Stiftungsabminiftratoren mad) der dreifachen Abtheilung des Stiftungss 
vermögend au ch dreifäch angefertiget werden müffen, 


“ 


d) Die Eomunaladminiftratoren faſſen gleichfalls die vorgenommenen Verkäufe 
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in einen monatlichen Gonfpect, und fenden fie zu ihrer vorgefegten Euratel ein, 
welche die einzelnen Conſpecte ihres Bezirkes für einen Monat in einen Haupt 
confpect zufammenfaßt, und diefen mit einem Duplicate am 15. des darauf 
folgenden Monats an das Minifterium des Junern einfender. 


h 


Die Allerhoͤchſte Sanction diefer Verfaufsacte beftehr darin, daß im Genehmi: 
gungsfalle die beiden Eremplarien der Verkaufsconſpecte mit Unferer Allerhöchften und Uns 
ſers Minifters des Innern Unterfchrift verfehen werden; dad eine Eremplar geht zur Regi: 
ftratur des Eentral: Rechuungscommiffariates des Funern, dad Duplicat wird dem Stiftungs⸗ 
adminiſtrator, oder der Comunalcuratel zur Execution zugeſendet. 


Die Beſtimmung der Verwendung des Kaufſchillings wird von der adminiſtrativen 
Stelle in ihrem den Conſpect einbegleitenden Berichte begutachtet; und hienach die hiefuͤr 
in dem Conſpecte beftehenye Columne von Seite der oberſten Minifterialcuratel ausgefüllt, 


Der Stiftungsadminiftrator und die Comunalcuratel find verbunden jedesmal in 
dem darauf folgenden Amtsberichte in einem eigenen Abfage ſich Über die Erfüllung der 
vorgefchriebenen Verwendung auszuweiſen. 


VI. 


Die Erecution der fanctionirten Verkaufsacte befteht : 


a) in der Nusftellung der einzelnen Kauföbriefe, welche weder von der oberften 
Minifterialeuratel, noch von den Generalcommiffariaten, ald Comunalcuratelen ; 
fondern von den allgemeinen und befonderen Stiftungs = und von dem einfchlä: 
gigen Gomunaladminiftrationen, und zwar, zur Erzielung einer vollftändigen 
Gleichformigkeit, nach dem anliegenden Formulare gefertigt werben ; 


b) in der Inſinuation des Raufes, welche bei der einfchlägigen Gerichröftelle, zur 
Inſeration in das fonenannte Briefsprotokoll, von Seite der verfaufenden Ad: 
miniftration mirtelft einer Abfcyrift des Kaufbriefes zu bewirken ift. 


VII. 


Die gegenwärtige Vorſchrift tritt mit dem 1. Februar 1808 dergeſtallt in Wirkung, 
daß fie fogleich für alle im Monat Januar gefchehene Verkäufe in Anwendung kommt, 


Sie wird dem allgemeinen Regierungsblatte, als verbindlich für alle allgemeinen 
und befonderen Stiftungsadminiftratoren und für alle Comunaladminijtratoren und Curate— 
len, mit dem Zufage einverleibt, daß den genannten Gtellen die Conſpecte und Kauföbriefe 
in der. erforderlihen Anzahl gedrudter Eremplare unverzüglich zugehen werden. 


Münden den 1. Februar 1808. 
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Rentenberehnung. 


Der durch die unterzeichnete allgemeine (befondere) Stiftungs- (Comunal:) Admi— 
niftration, mit Vorbehalt der Allerhöchiten Genehmigung, im Wege dffentliher Verfteigerung 
an die Meijtbietenden verdufferten zum Spitale N. (oder einer andern Stiftung) gehbdrigen 
Realität, 


Aufgeftellt ben A ; . F . . . 1808. 


I. Voriger Ertrag. 


Die veräufferte Realität bat bisher (durch Verpachtung, oder eigene Benuͤtzung) 
eine jährliche reine Rente abgeworfen von fl. Ir. ». 


U, Dermaliger Ertrag 


1. Nach Anſicht des Verfteigerungsprotofolles wurde diefe Realität um das hoͤchſte 
Angebot von fl. verkauft, wovon die Hälfte mit fl. glei baar erlegt wird, die fich 
nad) fünf vom Hundert rentirt zu Be 66 


2. Das dritte Viertheil, welches im drei, zu 4 vom Hunderte verzinslüchen Friſten 
abgetragen wird, gibt eine jährliche Rente von fl. tr. 


3. Der von dem ganzen Kaufichillinge nach zwei Vier- und zwei Sechzehntheilen 
von jedem Hundert regulirte Grundzins mit 
ed. M. V. ©. 


gewährt nach 12 fl. Eratöpreifed vom Schäffel, eine jährliche Rente von 
fl. kr. dl. 


Der Bodenzins von dem ganzen Kaufſchillinge der Gebäude zu 6 fr. vom Hundert 
beträgt fl. fr. dl. 


Eumme fl. kr. dl. 





II Bilanz. 


Vorige Rente . . . . fl. fr. dl. 
Dermalige Rente . . . . . . fl. tr. dl. 
Gewinn . . * . fl. fr dl. 
Verluft . . . . . . . fl. r dl. 
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Anmerkung. 


Der erfte Theil der Rentenberechnung, nämlich der Anfag des vorigen Ertra 
ges muß durch legale Auszuͤge aus den Rechnungen im Detail nachgewieſen werden, 


—7 nn — — 


Kaufsbrief 
über veraͤuſſerte Stiftungs⸗ und Comunalrealitaͤten. 
Im Namen Seiner Majeſtät des Königs. 
verfauft die Königlich Bayeriſche allgemeine (befondere) Stiftungs: (Comunal) Adminiftras 
tion zu (Ort) vermdg Allerhöchiten Genehmigungöreferiptes vom (Tag, Monat und Fahr) 
an (Mamen, Charakter und Wohnort des Käufers) folgende zur 


(Hier wird die einfchlägige Stifrung nach den drei Unterabtheilungen des Vermdgens aufgeführt) 
gebdrige Realitäten: 
(Ausführliche Befchreibung der Realitäten und Bemerkung der Anzahl verfaufter Tagwerke) 


Alles diefed gegen einen Kaufſchilling von fl, fr. dl. und zwar unter folgenden all: 
gemeinen und befonderen Kaufsbedingniffen: 


I. Die erfauften Realitäten jind vollfommenes, jedoch) bodenzinfiges Eigenthum, 
welches der Käufer nach Gefallen, nur niemals mir Vorbehalte des Obereigenthums ver: 
äuffern darf, ' 


Auch werden ſaͤmmtliche Gründe als zehentfrei verfauft (auffer wenn etwas ande: 
res bedungen worden, oder ein dritter Zehentherr vorhanden iſt). 


U. Bei der Ertradition der Gebäude und Grundſtuͤcke wird die Hälfte des Kauf: 


ſchillings mit fl. er, dl. 
fogleich baar; 
die zweite Hälfte des Kauffchillings für die Gebdude mit fl. fr. dl. 


wird in drei zu 4 vom Hundert verzinslichen Jahresfriften, jede zu fl. fr. dl. 
dergeftalt bezahle, daß die erfte Frift 


den — — — — — — — — — — 


Br. XI. 67 
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die zweite den — — — — — — — — — 
und die dritte den — — — — — — — — 
entrichtet wird, 


Das dritte Viertheil des Kauffhillings für die Gründe mit fl. er. u 
wird ebenfalld in drei zu 4 vom Hundert verzindlichen Jahresfriſten, 
jede zu fl. fr. dl. 
dergeftalt abgetragen, daß die erfte Frift 
- den — — — — — — — — — — 
die zweite den — — _ — — — — — — 
und die dritte den — — — — — — — — 
entrichtet wird. 


Bis dieſe ſaͤmmtlichen Kaufſchillingsfriſten erlegt ſeyn werden, behält ſich die all: 
gemeine (beſondere) Stiftungs- (Comunal:) Adminiſtration zu (Ort) das Constitutum 
possessorium bevor, 


II. Das letzte Viertheil des Kauffchillings für die Grände- mit 
 f kr. dl. 


bleibt auf dieſen verhypothecirt liegen, und bildet das Capital eines Grundzinſes, welcher 
zwar im Getreidmaaße berechnet; aber nach dem jaährlichen Normalpreife in Geld, jedoch 
nie unter 12 fl, vom Echäffel abzuldfen ift. 


Diefer Grundzins beftehe fir oben befchriebene (Zahl) Tagwerke in jährlichen 
Schffl. M. V. ©. 


Korn, welcher ſich von jedem Hundert des Kaufſchillings noch — Schffl. — M. 2 B. 
2 S. reguliret. 


IV. Fuͤr die Gebäude muß, nach 6 Fr. von jedem Hunderte Gulden des Kauf— 
ſchillings jaͤhrlich als Bodenzius fl. fr. dl. 
entrichtet werben, 


V. In dem Falle, daß der Käufer von diefen erfauften Realitäten wieder etwas 
veräuffert, ift jede ſolche Kaufsverhandlung ald ungiltig anzufehen, wenn die Entrichtung 
des obigen Korngrundzinfes ratenmäffig von dem neuen Käufer mit den Grundſtuͤcken, und 
die Bezahlung der Kaufichilliingsfriften, in fo ferne ſolche noch nicht berichtige worden find, 
von dem zweiten Käufer, fo wie der erfte folches haͤtte thun muͤſſen, nicht übernommen 
werden. 


VI. Die Staatö= oder Gomunalauflagen , die bereitd auf dieſen Realitäten lie: 
gen, oder in der Folge noch darauf gelegt werden könnten, hat der Käufer ganz allein zu 
Übernehmen und zu leiften, 
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Die allgemeine (befondere) Stiftungs: (Communal:) Adpminiftration (Ort) welche dies: 


falls die -Gemährfchaft zu leiften verfpricht , hat demnach gegenwärtigen Kaufsbrief errichtet, 
und dem (Namen des Käufers) unter gembhnlicher Fertigung und Unterfchrift zugeftellt. 


Geſchehen den 


Königlich Bayeriſche allgemeine (befondere) Stiftungs- (Comunal:) Atminiftrarion 
in (Ort) 


Unterfchrift 


Fertigung. 


67° 


. 2 F 5 
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Reg.: Bl. v. I. 1808. Br. I. St. 8. ©. 457. 
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Stiftungs: (Eommnol:) Realitäten. 


















Zahlungsart des Kauffchbillings. 
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$. 311. 
(Den Verkauf einiger Comunalrealitäten im Monat Auguft 1810, betr.) 
Mm. J. 8. 


Auf den Bericht Unfers Generalcommiffariats des Regenkreiſes als Comunalcura— 
tel vom Alten September d. Is., wodurch Uns die Refultate Über die im Monat Auguſt 
veraͤuſſerten Comunalrealitaͤten zu Kallmuͤnz zur Vorlage gebracht wurden; beſchließen Wir, 
wie folgt: 


2311, 


I. 


In der Erwägung, daß die aus dem Verkaufserlbſe herborgehende Rente von 96 fl. 
573 fr. den vorigen Ertrag zu A5fl. 30 fr. um 51fl. 273 Er. Aberſteigt, die Comunität 
auch von allen ordentlichen und aufferordentlihen Staats: dann Comunalauflagen gleichzei: 
tig größten Theild entbunden wird, erhält die im Wege der Öffentlichen Verfteigerung eventuel 
unterhandelte, die Schägung zu 1468 fl. um 639 fl. Äberwiegende Verdufferung der in dem 
anliegenden, durch Unfere Allerhochſt eigenhändige und durd die Unterfchrift Unferes Staats: 
minifterd des Innern fanctionirten tabellarifhen Eonfpecte, wovon ein gleichlautendes Exem⸗ 
plar in der Regiftratur Unferer Minifterialfection der Generaladminiftration des Gomunal; 
vermbgens zurüdbleibt, vorgetragenen Realitäten der Comunitaͤt Kallmuͤnz an die hierin in: 
dividuell aufgeführten Meijtbietenden um die höchften Ungebote im Gefammtbetrag zu 2107 fl. 
— fr. hiedurch die Genehmigung. 


I. 


Die veräufferten Objecte werden als freies doch grund + und bodenzindliches Eigen: 
thum erklärt und hiernach find die Käufer verbunden an die bezeichneten Kaufſchillinge der 
Gebäude die Hälfte von den Günden aber drei Viertheile zufamm-n mit 1054 fl. 30 fr. am 
Tage der von ber proviforifhen Comunaladminiftration Kallmänz vorzunehmenden Extradi— 
tion baar zu erlegen. Bon den Gebäuden kommt die zweite Kauffchilingshälfte zu 1051 fl. 
30 fr. in 3 gleichen zu 4 vom Hundert verzinslichen Fahresfriften abzuführen. Das vierte 
Viertheil von dem Kauffchillinge ded Gemeindgrundes mit 1 fl. — fr. bleibt in der Eigen: 
ſchaft eines ewigen Grundzinscapitald auf der veräufferten Realität liegen, wofär der im Ge: 
traidmaaß regulirte jährliche Korngrundzins von — Ed. — M. — von 3 ©. nad dem 
beftehbenden Normalpreife, doch niemals unter dem Betrage von 12 fl. für das Münchner 
Schäffel an Geld von den verkauften Gebäuden aber der nach 6 fr. vom Hundert des ganz 
zen Kauffchillings treffende Bodenzins zu 2 fl. 6 fr. 3 dl. an die proviforifche Gomunals 
abminiftration Kallmuͤnz entrichtet werben muß. 


IM. ‚ 


Auſſer der erwähnten Grund: und Bodenzins Reichniß haben die Käufer auch noch 
die auf den veräufferten Realitäten bereits haftenden oder die in der Folge noch auf felbe 
gelegt werdenden Staats-, dann Comunalauflagen zu übernehmen, auch jene Bedingniffe 
zu erfüllen, die in dem Steigerungeprotolle aufgeführt find. 


IV, 
Die Kauffhilingserldfe folen zu Tilgung der Comunalfchulden der Gemeinde Kall: 
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mänz verwendet werden, mworäber ſich Unfer Generalcommiffariat des Regenfreifes als Comus 
nalcuratel im nächften Monatöberichte auszumeifen hat. 


V. 


Der Verkauf des Comunalbraͤuhauſes in Kallmuͤnz um die Summe von 1811 fl. 
kann Unfere Genehmigung nicht erhalten, weil eines Theils die hieraus hervorgehende Rente 
von 83 fl. 184 Er. gegen den vorigjährliden Errrag zu 314 fl. 314 fr. um 231 f. 13 fr. 
zuruͤckſteht, anderntheild auch ein Recht des weißen und braunen Bierbrauend mit den Ger 
bäuden zugleich zur WVerfteigerung ausgeboten wurde. Durch den Ankauf eines Gomunals 
braͤuhauſes erwarten die Käufer fein ausſchlieſſendes Braurecht für eine Gomunität oder eis 
nen beftimmten Diftriet, fonderu blos das Befugniß, das ihnen fchon vor dem Anfaufe zus 
ſtehende Braurecht in demfelben auszuiben. Unfer General: Gommiffariat des Regenkreiſes 
erhält den Auftrag durch die proviforifhe Gommnaladminiftration Kallmuͤnz eine weuerliche 
BVerfteigerung der dortigen Brauhausgebäude, nach diefen Grundfägen zu veranlaffen, und 
diefelbe zur Vorlage zu bringen. Sollten fih für dad Comumnalvermögen Feine günftigeren 
Refultate darjtellen, fo bat dad Generalcommiffariat auch zugleich durch die Kreisbauinfpecs 
tion geprüfte Voranſchlaͤge uͤber die Repararursfdften ded Brauhauſes anzulegen, um die 
geeigneten Weifungen ertheilen zu koͤnnen. 


VL 


Die Wiefe im Brunn zu 4 Tagwerk, bei welcher ſich durch den Verkauf eine Rens 
tenminderung von 3 fl. 3} Er. zeigt, iſt einer nochmaligen Verfteigerung, zugleich auch einer 
Zjäprigen Verpachtung zu unterziehen. 


VI. 


Den proviſoriſchen Communal-Adminiſtrationsdiener zu Kallmuͤnz, welcher bisher in 
dem verkauften Marktſchreibershauſe freie Wohnung hatte, werden nach dem Antrage Unſers 
Generalcommiſſariats des Regenkreiſes zum Hauszinſe aus der Comunalcaſſe jaͤhrliche 10 fl. 
bewilligt. 


Muͤnchen den 31. Oktober 1810. 


Staatsminiſterium des Fnnern. 


An 
das Generalcommiſſariat des Regenkreiſes als Comunalcuratel in Straubing alſo ergangen. 


8. 312. 
(Die Rechtsangelegenheiten der Stiftungen bei auswärtigen Behörden betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 
Dem Königlihen Generalcommiffariat wird nachfolgendes an das koͤnigliche Generals 


commiffariat des Rezatkreifes, wegen untenbemerktem Gegenftarde erlaffene Refeript zur Nach; 
richt mirgetheilt. 


„der von dem Föniglichen Generalcommiffariat bes Rezatkreifes in dem Berichte 
von dem 9. Februar I. J. gemachte Antrag: 


534 m. XI. Abſchn. J. Tit. I. Cap. DM. 6. 313. 314. und 315. 


1) Die Rechtsangelegenheiten der Stiftungen, welche ſich auf deren eigenthuͤmlichen 
Beſitzungen, oder rechtliche Foderungen im Auslande beziehen, durch auswaͤrtige 
Anwälte mit Umgehung der Krons ald Stiftungsfiscale vertreten zu laſſen, 
und 

2) zu bewilligen, daß zu Vermeidung aller Beruͤhrungen und Irrungen die Befiz 
gungen der Stiftungen und Communen im auswärtigen Gebiete gelegenheitlich 
veräußert und der Erlds daraus zu Surrogirung eines glei werthhaltigen 
Grundeigenthums innerhalb des Königreichs, verwendet werden dürfe, 


wird biemit im allgemeinen genehmiger, über die Verkaͤufsmodalitaͤten in einzelnen Faͤllen aber 
find die erfoderlihen gutachtlichen Berichte zu erftatten. 


München den 24. Mai 1811. 


An 
das Königliche Generalcommilfariat des Iſarkreiſes, alfo ergangen. 


$. 313. 
980, 
(Die Annahme der Staatsobligationen bei dem Verkaufe der Stiftungs- und Comunalrealitäten betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Köͤnigs. 


Auf den Bericht des Commiffariated der Stadt Augsburg ald Dberadminiftration 
des Stifrungs: und Gomunalvermdgens vom 14. December 1811. im Betreff der Annahme 
der inländischen Staatrobligationen bei dem Verkaufe der Stiftungs: und Comunalrealitäten, 
wird erwiedert: 

Es darf von der durch die allgemeine Verordnung vom 6. September 1811 ge: 
gebenen Beſtimmung daß die inländifhen liquiden Etaarsobligationen bei dem Verkaufe der 
Stiftungs- und Communalrealitäten als Zahlung fir die Hälfte des baar zu entrichtenden 
Kaufihillings angenommen werden follen, nicht abgegangen werden, 


Unter den annehmbaren Eraateobiigationen find aber zur Zeit nur die Obligarionen 
von denjenigen Staatsanleihen verftanden, welche in dem XIII. Artikel der allgemeinen Ver: 
ordnung über die Errihtung einer Staatsfchuldenliquidaions :Commiffion vom 17, November 
1811, uud in der jäugften Ausfchreibung vom 10. Januar 1812 mamentlich bezeichnet, 
in die vierte Klaſſe der ruͤckzahlbaren Anleihen geftellt und von jever neuen Liquidation Re; 
vifion und Umfchreibung ausgenommen find. 


Münden am 2, März 1812. 


Staatöminifterium des Innern. 
An 
das Commiſſariat derStadt Augeburg als Oberadminiſtration des Stiftungs- und Comunalvermögens alfo 
ergangen. 
Mittheilung hievon den General-Kreiscommiſſariaten des Königreiches und dem Commiſſariate 


der Stadt Nürnberg, als Kreis: nnd Oberadminiftrationen der Stiftungen und Comunen zur gleichmäfigen 
Kenntniß und Darnachachtung. 
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4105.. 
Die Annahıne der Stantsobligutionen ſtatt baaren Geldes betreffend. )ı 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Kbunügd. 

Die Verordnung. vom 20: Juli 4809 hat bei dem Vermögen der Stiftunger uud 
Comunen eine Anwendung erhalten, die Verordnung vom6, September 1811 Regierungsr 
Blatt 1811 Seite 1457 wirft auf frühere Verkäufe nicht .zurdc, und die Kauffchillings- 
friften muͤſſen durchaus in Mingender Münze bezahle werden, 


Es Ehmmt. daher dem Poftftallmeifter Hirfhmann in. Amberg die. Abweifung. zu bes 


Beute, 
Maͤnchen den 24. Auguſt 1812, 
Staatsminifferium des Inwerm 
An 
dad Gemeralcommilfariat des Regenkreiſes ald Kreisabminiftration. der. Stiftungen alfo ergangen.- 
$. 215. 


Die Annahme Rothenburger :» Staatsohligationen bei Verkäufern betreffend. ); 


Auf Defohl Seiner Majeftät des Königs, 


Die Kreisadminiſtration der Stiftungen bed Rezatfreifes wirb auf ihren Bericht 
som 25. Juli d. J. hiedurch ermächtigt die liquiden Staatsobligationen, welche auf die 
vormalige Reichöftadt Rothenburg lauten, bei der Veräußerung derjenigen Realitäten, welche 
den. Stiftungen oder Gemeinden in der Station Rothenburg an Zahlungsftatt richterlic 
zugefhlagen werben, gleidy den Übrigen durd dad Wllerhbchfte Reſcript vom 2, März 
». J. bezeichneten Staatsobligationen anzunehmen. 


Minden den 10. Detober 1812. 


Staatsminifierium bed Fnnerm 


An 
das Generalcommiffuriat des Rezatkreifed ald Kreidadminiffration der Stiitungen alfo ergangen, 


$- 316; 


(Den Verkauf des Zuchrafmberges in Müfldorf betreffend. ) 


11103, 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Konigs. 

Auf die berichtliche Vorlage der Königlichen Regierung des Iſarkreiſes vom 8. Aus 
guft v. F., den Verkauf des Tuchrapmbderges in Muͤhldorf betreffend, wird zur Eutſchließ— 
ung erwiedert, wie folgt: 

Nachdem durch die Yllerhöchite Verordnung vom 6. September 1811 klar beſtimmt 
if, daß die Mealitäten der Stiftungen und Comunen in der Regel nur im Wege der dir 

Bd. XI. 68 
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fentlichen Verſteigerung veraͤußert werden ſollen, und nachdem durchaus nicht hinlaͤnglich cou⸗ 
ſtatirt erſcheint, daß der Fall der Ausnahme aus polizeilichen Ruͤckſichten im Sinne gedach⸗ 
ter Verordnung vorhanden ſey, fo hat Königliche Regierung zu veranlaſſen, daß, in fo ferne 
die Veräußerung des befraglichen Pages ferner raͤthlich ſeyn ſollte, en der angebeuteten 


Vorſchrift verfahren werde. 
Minden den 18. September 1826. ? . i | — 


Staatsminiſterium bed Jnnerit. 
An 
die Königliche Negierung des Iſarkreiſes, K. d. J., alfo ergangen. 


d) Ablöfung und Figirung des Obereigentbums.*) 


8§. 317. 
(Die Abloſung der Grundgerechtigkeiten fänmtlich ſtändiſcher Kloſterunterthanen betr.) 


In Namen Seiner Churfürftlihen Durchlaucht! 


Eeine Churfärftlihe Durchlaucht haben feit Ihrem Regierungsantritte unter andern 
“immer bie vorzäglichfte Sorgfalt auf die Verbreitung und Erbdherung des Culturſtandes ge: 
richtet, die Hinderniffe allenthalben zu entfernen, den Geiſt der landwirthſchaftlichen Betriebs 
ſamkeit nicht felten mit Aufopferung großer Summen, aber auch nicht ohne gluͤcklichen Ers 
folg, zu beleben und zu ermuntern geſucht. Sie haben dabei jede Gelegenheit und jedes 
gerechte Mittel ergriffen, weldyes zur Begründung des Nationalwohlftandes führen fonnte, 

In der Ueberzeugung, daß dad Eigenthum insbeſondere eine ber wejentlichiten 
Bedingungen der unternehmenden und belohnenden Gultursfortfchreitung iſt, haben Hoͤchſt⸗ 
diefelbe vorhin ſchon verordnet, fewohl die durch die EAcularifation angefallenen kand⸗ 
wirthſchaftlichen Güter, als auch die Schwaigen und Grundfidde der aufgehobenen Kid: 
fter, welche aus uͤchten Eraatögrundfägen weder zur Selbftadminiftration, noch zur Vers 
pachtung geeignet ſeyn Founten, blos mit Vorbehalt einer fortbauernden Staatsreute, unter 
dem Namen eined Genfus, zu verlaffen. Aus derfelben Ueberzengung finden ſich nun Geine 
Churfuͤrſtliche Durchlaucht bewogen, - diefen Zweck noch weiter zu verfolgen, und die Nußs 
anwendung noch allgemeiner zu machen, und insbefondere die Gelegenheit, welche fih mit 
den Unterthausguͤtern der aufgehobenen Klöfter in Bayern darbietet, nicht unbendgs zu laf- 
fen. Hoͤchſtdieſelbe haben naͤmlich in Betracht gezogen, daß die meiften Unterthansgäter dies 
‚fer Klöfter freiſtift- oder leibrechebar ſeyen, daß gerade diefe Urt Gerechtigfeiten am drüdends 
ften auf dem Unterthan Tafte; daß folcher, wenn er fein Gut verbeffern wohte, ſich eben ba: 


) Vergl. biezu die Allerhöchſte Verfügung vom 6. September 1811, die Erweiterung der Compe⸗ 
teny der Kreie: und Oberadminifträtiouen betreffend. (f. $. 309. S. 506, oben); — dann bie Ent: 
ſchliefung vom 31, October 1837. Nr. 1101, ($. 7. S. 107. Be — Auch find zu vergleichen: 
die zu $, 6. der ſechſten Merfaffungsbeilage im fünften Bande gegenwärtiger Sammlung aufge: 


nommenen Entichliehungen, 
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durch eine Hbherumg der Leibgelder oder Laudemien zuziehen werde, mithin eine gründliche 
Gutsverbefferung nicht wohl denkbar fey, daß diefe Grunpbarfeiten mit mebrern läftigen Tas 
eten, ‚Nachrichten, Conſensgebuͤhren und audern Zeit und Geld verſplitternden Umſtaͤnden uns 
3 zertrenulich verbunben Mad dem Unterthan ſchon gleich bei dem Antritte des Guts durch 
bieſe! Laſten wir! Abgaͤben alte Schwungktaft bemommen, nud fein beſſeres Fortkommeun ers 
ſchwert werde, baß demſelben bie freie Verwendung feiner Grundſtuͤcke, auch wenn. er ſich 
oft mit Veräufferung eines ‘Heinen Theiles derfelben vom: Verderben retten konnte, gänzlich 
benommen fey, daß endlich das Eigenthum die fo heilfame und- nöthige Gireraufldfung oder 
Zertheilung vorzüglich beguͤnſtige. Nach reifer Erwägung diefer richtigen, das Wohl des 
ganzen Staates umfaffenden Gründe haben Seine Churfuͤrſtliche Durchlaucht vermdg hoͤchſten 
Referiptö vom 21. dieß gnaͤdigſt befchloffen, allen Grundunterthanen der aufgehobenen ftdndi: 

ſchen Kldfter in Bayern die Abldfung des Eigenthums von nun an binnen einem Jahre derz 

geftalt gnaͤdigſt zu geftatten, daß jedoch bie bisher auf jedem Gute haftenden, Zinfen, Gilten: 

und andere beſtimmte jährliche Geld» oder Maturaldienfte unter der veränderten Benennung, 
eined Bodenzinfes oder Genfus ferner verreicht werden follen. 

Daß für den Entgang der Leibgelder, Laudemien und Taxeu, für das dominium 
direetum und die damit verbundenen Rechte eine Capitalablbſung eintreten muͤſſe, erfordert 
dad Intereſſe des Staates, welcher nicht wur für die Entbehrung dieſer Gefälle bei den auf 
dem Kloftervermdgen haftenden großen Buͤrden billig gedeckt ſeyn muß, fondern. auch einen 
Fond nöthig hat, noch andere Anftalten zum Beſten und zur Eublevirung der Unterthanen: 
auszuführen. Seine Churfürftliche Durchlaucht gedenken aber bei Beſtimmung der Abldfunge:: 
fumme gern’ eine. ſolche Mäßigung und eine folde Zahlungsart eintreten zu laffen, daß ganz, 
gewiß jeder ohne Ausnahme an diefer Wohlthat Theil. nehmen laun, und den ganzen Um— 
fang derſelben mir Dank erkennen wird. 

Bei der bekannten Unzuverlaͤſſigkeit des Hoffußes wollen Hoͤchſtdieſelben, daß nebem 
dieſem in den daruͤber herzuſtellenden Tabellen zugleich auch die letzten drei Schaͤtzungen, 
welche bei den Juventuren und Uebergaben vorgenommen. worden, aufgeſucht und aus 
dem Durchſchnitte derfelben ein. Drittel ausgefchlagen, und foldyes dem Hoffuße beige: 
fegt werden folle, wornach bei näherer Durchgehung der individuellen Verhaͤltniſſe be, 
flimmter zu ermeffen feyn "wird, bei. weldyen Unterthanen billigerweife mehr gefordert: 
und bei welchen allenfalls weniger angenommen: werden: kanu. Dabei wird zur Erleichs 
terung ded Unterthans gnaͤdigſt geftattet, daß. alle diejenigen,. welche fih vom’ Tage 
der ihnen durch den Beamten Fund gemachten gegenwärtigen Verordnung in Zeit fehs Mo— 
naten zur Abldfung unter obigen Bedingungen beftimmt: erflären,. den. Abldfungsberrag in 
vier gleihen Jahresfriſten entrichten: fdnnen.. Zugleich wird ausdruͤcklich bedungen, daß das 
auf diefe Art confolidirte Eigenthum von dem domino- utili. nie wieder getrennt, und dieſe 
Bedingung zum Beften des Unterthaus beftändig auf dem. Gute radicirt ſeyn folle, damit 
die hoͤchſtlandesvaͤterliche Abfichr nicht wieder vereitelt werden. kͤnne. Dabei: wird fich zur 
Sicherfielung der hoͤchſten Gerechtſame bis zur gaͤnzlichen Abführung aller vier Arien, je: 
doch nur für den Betrag des allenfallfigem Ausitandes, das dominium vorbehalten. 

Die einfhlägigen Gerichrsbeamten haben demmadh: fÄnmntliche Unterthanen der auf: 
gehobenen ſtaͤndiſchen Kloͤſter ſogleich nach Empfang diefer Verordnung. vorzurufen, deuſelben— 
bei firenger Verantwortung die ihnen zugedachte Wohlthat Mar und deutlich zu erklaͤren, und 
ihre Erflärung im jedem: Tage, an welden fie bei dem Amte erfcheinen, aufzunehmen, auch 
zugleich unverziiglich die Ehäyungen in den Protocollen, Inventursbuͤchern und Acte zu ers 
heben, und über alles eine in: Rubriken eingerheilte Tabelle zu. bilden, und folihe an das 
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Separat der Ehurfärftlichen Generallandesdirection in ſtaͤndiſchen Slofterfachen, welchem Seine 
Ehurfürftlihen Durdlaucht die Ausführung biefer Höchften Willensmeinung gnädigft Übertragen 


haben, einzufenden. 
Man erwartet von den Einfichten, dem Eifer und bem Parioriömus fänumtlicher 


Landrichter und Gerichtsſchreiber, daß fie ihrerſeits mit aller Thaͤtigkeit mitwirken werden, 
amt die hoͤchſte, blos das Wohl des Staates und der Unterthanen bezielende Abſicht folcanig 


und im ihrem ganzen Umfange zu erreichen, 
Münden den 27. Juni 1803. 
Churfürftlide Generallandbed:Directiom, 
‚Ehurpfalzbaperifches Reg. DI, v. J. 1809, St. 27, &, 426, 


3 318. 
(Die Abldfung des Grundeigenthums betreffend.) 


* 


Auf Befehl Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs. 


Auf den Bericht des Generalcommiſſariats im Iſarkreiſe als Comunalcuratel vom 
7. Juni d. J. im Betreff der Ablöfung des Grundeigenthums bei ben Comunitäten wird 


hiedurch bejchloffen, wie folgt: 
1. 


Durch die Merordnung vom 27. Juni 1803 und bie berfelben nachgefolgten Ers 
Täuterungen, in welcher für die vormaligen Klofterunterthanen das Zugeftändniß zur Abld⸗ 
fung des Grundeigenthums ausgefprochen wird, ift fowohl die Befbrberung der Landwirthſchaft 
und des Narionalwohlitandes, als die Sicherftellung der gutsherrlichen Renten durch die Aus: 
mitteluug eines Surtogats beabfichtet worden; da für die Comunitäten und ihre Grunds 
holden die mämlichen Gründe, wie die vormaligen, Klditer fprechen, fo findet auch bie anges 
fuͤhrte Verordnung bei den Grundholden der Comuniräten, ohue — eine analoge 
Anwendung. 

I. 

Ju Beziehung auf die Norme, welche bei der Negulirung eines Surrogatd für die 
Laudemien, Leibgelder, Taren für dad Dominum directum und die damit verbundenen 
Rechte angewendet werden fol, hat zwar die angeführte Verorduung in der Regel ztel des 
Schaͤtzungswerthes ald Neluitionsfumme .beftimmt, nachdem aber diefer Reluitiondfumme das 
Surrogat der grundherrlihen Renten biiden fol, fo kann Itel des Schaͤtzungswerthes nur in 
den Falle ald Norm gelten, wenn die mach einem 2Ojährigen Durchfchnitt berechneten grunds 
berrlihen Erträgniffe an Leibgelveru, Laudemien und Zaren im Gapitaläanfchlage, dasfelbe 
nicht überfteigen, 
TI. 

Der Werth des Gutes ſoll jedesmal aus den legten Schägungen erhoben, und wenn 
keine früheren Schägungen vorbanden find, oder feit der legten ein Zeitraum von LO Jah⸗ 
ren verfloffen it, eine neue vorgenommen werden. 


WW. 
Iſt mit dem grundbaren Gute ein Radicalgewerbe verbunden, deſſen Verlaudemiſi⸗ 
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sung, oder Verduherung nach der Verordnung vom 2." Desember 1809. Regierungsblatt 
Seite 1947 ferner ſtatt findet, fo foll ebenfalls eine neue Schägung eintreten, and: .hiebei 
der grundherrliche Verband nicht berädfichtigt werden, . 


6° eagmugt:” Muvure : *· v. 
Die jährlichen ſtaͤndigen Reichniſſe an Geld und Naturalien werden nicht abgelbfet, 

ſondern unter veränderter Benennung eines Bodenzirifes oder Genfus fortgereicht, und das 

Relnitionscapitel wird nach Umftänden baar, oder in 4 gleichen Zahresfriften bezahlt, 


VL 


Zur Bergleihung der vormaligen und kuͤnftigen Mente foll eine Rentenberechnung 
entworfen, und über die Reſultate der ganzen Verhandlung ein Conſpect angefertigt, und 
mit einem Duplicat zur Genehmigung vorgelegt werben, R 


vu, 


Nach diefen Normen fol in den vorliegenden Falle mit dem Beſitzer der Teibrecht: 
baren Papiermähle zu Landshut Johann Georg Schmid verfahren, und Die Refulrare feiner‘ 
Zeit vorgelegt werden, 


. Münden, den 6. October 1810, 


Staatsminifteriumn bes Innern, 


. Un 
das Generaleommiffariat des Afarkreifes affo ergangen. y 
Mittheitumg hievon den übrigen Generalcommiffariaten des Königreihe zur einfhlägigenKenntnif. 


$. 319. 


972, 
(Die richterlihe Hilfe zur Betreibung der Renten aus dem Stiftungevermögen betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Mairftät des Kobnigs. 


Die Gefhäftseollifionen, welche zwifchen dem Comiffariate der Stadt Augsburg, als 
DOberadminiftration der Stiftungen, und dem Stadrgerichte zu Augeburg, über die Gewähr: 
ung der richterlihen Hilfe zur Beitreibung der Renten aus dem Stiftungsvermoͤgen entflan: 
den find, haben Seine Königliche Majeftät veranlaßt, die Gerichtsftellen des Reiches durch 
ein Allerhochſtes Mefeript vom 25. December 1843 auf nachftehende Borfchriften anzuweiſen. 


. J. 

Die reutenpflichtigen Privaten’ der Stiftungen, welche den Ausftand an einer durch 
die allgemeine Verordnung vom 19. November 1810 bezeidmeren Jahresreute auf vorgäns 
gige adminiftrative Mahnung mad Execution nicht getilge haben, follen vonder Nominiftration in 
ein ordentliches Werzeichniß mit dem Beiſatze des Ausftandes gebracht, und dieſes Derzeich: 
niß fol in einer Doppelfchrift dem einfchlägigen Gerichte mittelſt amtlichen Schreiben unter 


540 CL Abſch, J. ep. ih und.) IIRZ | 
deni Anſuchen zugeftellet werben, Die Reſtanten zur Fahlang unter Audrohung der ‚Pfändung 
aufzufordbern, . Ver EL ED LET ER 7 Ye * 8 u I — 
Be a ne 
Dem Gerichte ſteht es frei, den Reftanten entweber durch Circular aufzuwtragen, da 
fie den Rentenausftaud inner dem Termine von 14 Tagen bei Vermeidung der Pfändung 
tilgen’ Tellch, odet die Reſtauten perſdnlich vorrufen zu laſſen, and ihnen diefe Erbffnung zu 
m nd Bi tz? ara 21.00 m nnd. 
Bei einem und dem andern Verfahren iſt deıtt- Meflanten- frei zu ſtellen, die Eins 
wendung über die Liquidität des Ausſtandes inner dem bezeichneten Termin, jedoch bei 
Strafe des Eingeftändnifes anzubringen. +! 
eu ea er ae „art 92 Lei], u 
* FALL ae Be je lea alles ! wurd da her. 
Die Stiftungsadminiffration erhält’ eine officielle Nachricht: vom dem! durch das Gier 
richt erlaffenen Auftrage, und gegebenen Termine, nad) deſſen Ausfluß noch acht Tage lang 
zugewartet hierauf aber ein neuerliches Verzeichniß uͤber diejenigen Reſtanten, welche ihren 
Ausſtand noch nicht. getilgt haben, unverzuͤglich augefertigt, und derſelbe wieder dem Gericht 
im. Dupficat mit ‚dem Auſuchen zugeſtellt wird, daß nunmehr die Auspfändung verfügt wers 
dem wolle, welche auch im Hiuſicht derjenigen Reftanten, die einen Widerſpruch gegen die 
Liquiditaͤt der Forderung nicht eingelegt haben, erfolgen ſoll. en is 


* y 
Ir 


Gas Ipliss] aha 


IV. 

Diejenigen Refauten aber, welche nach der erſten Hufforderung zur Zahlung der 
kLiquiditaͤt des Ausftandes inner dem gegebenen Termine widerfprodhen haben, follen im Falle 
Beduͤrfens neuerlich zu Gericht. verfhafft „- und ihre Einwendungen gegen den Beſtand und 
die Größe der Forderung ſummariſch zu Protocol genommen, dasfelbe ſoll der Adminiſtration 
zum weitern geigneten Benehmen und zur Anrufaug des Kronfiscals zugeſchloßen werden. 


Offenbar ungegründete Einwendungen hat das Gericht von Amtswegen abzuweifen. 


— 
Die Stiftungsadminiſtrationen ſind dafuͤr verantwortlich, daß ſie die richterliche Hilfe 
nur bei ganz liquiden Ausſtaͤnden, und nur nach fruchtlofer adminiftrativer Mahnung und 
Erecution nachfuchen. 
Verſehen und Erceffe gegen biefe Vorſchrift follen von dem Gerichte bei der Ober: 


adminiſtration angezeigt, und von diefer gebührend geahndet, oder nach Verhaͤltuiß der Sache 
der dberſten Stiftungscuratel zur Beftrafung vorbehalten werden. 


VI. 


In wie weit abfolute Iahlungsunvermögenheit oder andere Erceptionen noch in der 
Erecution angebracht werden Fhnnen, dann in wie ferm und im welden Gegenftänden die 
Erecutisn und Pfändung Plag greifen, hierüber find die nähern Vorfchriften in der Gerichts; 
Ordnung enthalten. un * 

— VII. 


Uebrigens ſoll bei den amtlichen Schreiben der Stiftungsadminiſtrationen an die Ge: 
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richt aſtellen sand hei sben Vergeichniſſen ben Reſtanten des buei Kteuzer Stempel gebrauchten 
ber Betrag mit dem Ausftande, oder mit den Erecutiondgebähren ratenmaͤſſig erheit werden. 
Die Kreiss und Oberabminiftrationen und die Local; amd. Diftriersadminiftratiguen; erhalten 
hierdurch den Auftrag, fich nach den bezeichneten einfchlägigen Vorfchriften gleichmäßig zu 
achten, und dadurch allem Anftande zwiſchen ihnen und den Gerichtöftellen zu befeitigen. = 


Miunchen den 29. Fanyar. 1814. Ä 
* Staatsminiſterium des Innern. 
An 
das Königliche Generalcommiſſariat bes Regenkreifed als Kreisadminiftration ber Stiftungen alfo ergangen. 


f nd 2 J 


oe et I 1 ..rDtim gu 

en nenn de 320. De 

(Gefuch des Schaftian Fleißner und Eonforten in Augsburg um bad Zugeftändniß zur Abloſung eines Grunde: 
\ zinſes betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs, 


Der Königlichen Regierung ‚des Oberdonaukreiſes, Kammer des Innern, wird auf 
die Berichte vom 19. November v. 38. und dann 22. Juli I, J., dad Geſuch des Seba— 
ftian Fleißner und Conforten in Augsburg um das Zugeftändniß zur Abldfung eines Grund⸗ 
zinfes betreffend, erwiedert: 

Die Anwendung der zur Abldfang von Aerarial:Bodenzinfen in Korn und Geld uns 


term 30, September 1813 *) ertheilten Normen, fann den Stiftungen und Connnen nicht 


aufgedrungen werden, 
7° Menm Differenzen über Abldfung oder‘ neue Regulirung der Boden: und Grundzinfe 
von verkauften Stiftungs- umd Gemeinderealitäten zur Cognition der Obercuratel gelan; 
gen, fo foll diefelbe blos eine gärlihe Ausgleihung der Differenzen verfuchen, ohne darüber 
förmliche Beſchluͤſſe zu faſſen. 

Ruͤckſichtlich der gutsherrlichen Gefälle, ihrer Ablbſung oder ‚Feftftellung und Um⸗ 
wanblung wird feiner Zeit eine befondere Snftruction ertheilt werden. 

Münden, den 27, Dctober 1823, j 


Staatöminifterium bed Innernu. 
Un 


die Königlihen Regierungen des Dberbonanfreifes, Kammern des Junern, alſo ergangen, 


$. 321. | 


(Die Firirung und Ummandiung der qutöherrlihen Rechte bed Staates betreffend.) 
M. J. 8 
Wir genehmigen nach Vernehmung Unſeres Staatsraths die Uns von Unſerm Fi⸗ 


nanzminiſterium vorgelegte Erklaͤrung wegen Fixirung und Umwandlung der guts herrlichen 





*) Regierungsblatt S. 1209, 


sr KL Abſch. 1. Fe {2 272 


„ Gefälle des Staates, bevollmaͤchtigen dasſelbe zur — u — die Wekanut⸗ 
machung durch Unſer Regierungsblatt. i Z 


Binder ben 8, debruar 1825: 


Die Birkrung Br — der Beben 4 qutößerrfichen Sie des Stunt, für ſanmtlich Kreiſe⸗ 
mit Ausnahme des Rheintraiſis — * 
Auf Befehl feiner Majeftät des Kb nigs. 
Erktlärung. 


en» dem Staate zuflehenden nachbenannten Gefälte und Rechte kbnnen imerhalb 
der naͤchſten ſechs Jahre auf Verlangen der Verpflichteten fuͤr ewige Zeiten unter folgendem 
Bedingungen, (wenn nicht beſondere Geſetze oder Vortraͤge andere feſtgeſetzt haben) firirt und 
umgewandels werden. 


Erfte Abtheilung. 


‚ Bon.der Firirung der Gefälre: ’ 
A. Von Zehenten. 
* 
9. 1. 


Der unſtaͤndige Zehent wird firirt gegen Uebernahme einer dem bisherigen Durche 
ſchnittsertrage durch Verpachtung oder Sammlung gleichkommenden jaͤhrlichen underaͤnderli⸗ 
chen Abgabe. 

I. 2. 


Der Durchſchnittsertrag wird berechnet aus den Jahren 1811 bis 1822 einſchlie— 
Fig, jedoch mit Hinweglaffung der Fahre 1815, 1816 und 1817. 


$. 3, 


Diefe Regel leidet mr da eine Ausnahme, wo ein großes Mißverhältwiß. des bis⸗ 
berigen Zehentertraged durch Vergleihung mit auderen Zehentfluren und Ghltern oder buch 
den Umfang und die Bonität der zehentbaren Grundftüde ſogleich augenfällig gezeigt werden kann, 

In diefem Falle ift die zu firirende Abgabe nach jeuen Berechnungen feitzuftels 
fen, übrigens durch Verhandlung auf ein billiges Verhäftuiß zu bringen, Wo aber über den 
Umfang des Zchentrechres felbit noch Zweifel befichen follten, find vor allem viefe voll: 
fändig zu heben. 

$. 4 


Die Fixirung erfolgt auf Körner, vorzugsweife Roggen und Haber, dann Waizen, 
Dinkel und Gerfte, wobei ſtatt diefer und auderer Halmfruͤchte, nach dem $. 24. gegebenen 
Verhaͤltniß, eine oder einige der genamten fimf Haupt:Grtreidgattungen bedungen werden 
kdnnen. Die bieher ſchon gewöhnlich in Geld abgetragenen Schmalfaat: uud die Weinzehn; 
ten werden ‚auf eine Geldabgabe firirt. 


9. 5 
Es iſt zu winfchen, daß die Firirung immer für eine ganze Zehentflur zugleich und 
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gemeinſchaftlich vollzogen werde, weehalb die Kbniglichen — auf angebrachte einzelne 
Autraͤge durch geeignete Einleitung, die allgemeine Fixirung verfuchen- follen, 


9. 6% 


FR bdiefe zu Stand gefommen, fo liefert die Gemeinde den firirten Zehentabtrag 
im Ganzen an dad Rentamt, dem fie zugehdrt und legt die einzelnen Beiträge als unvers 
änderliches Jahresreichniß nach: freier Webereinfunft unter ſich, oder mit Beiziehung des Rent 
beamten. auf. fämmtliche zehentpflichtige Befigungen um, 


5 


Wenn die Mehrzahl der Zebentholden, weldye zugleich den größern Theil der Zer 
bentflur befigt, die Firirung begehrt, die Übrigen aber ſich nicht anfchließen wollen, fo Fanu 
jener die Ausübung des Zeheutrechtes, wie ed der Staat befeffen. und. hergebracht hat, 
überlaffen werden, Es fteht jedoch jedem einzelnen Zehentholden frei, fi auch noch ſpaͤter 
der Mehrheit anzuſchließen. Nur in dem Balle eines Einverftänduiffes fämmtlicher Zehentr 
holden geht das Zehentrecht definitiv auf die ganze Gemeinde über, 


9. 8. 


Mit der Firirung begiebt fih das Aerar (unbefchadet der Rechte Del) aller feis 
ner Anſpruͤche auf den Zehene von Neugereuten. — In Unfehung der bereitö cultivirten 
Gründe wird die Zehentfiriring nach denfelben Beſtimmungen fir jene Zeit vorbehalten, wo 
diefe Gründe in die Zehentbarkeit eingetreren, Es wird übrigens gegenfeitig jeder Nachfor; 
derung, Gewährleiftung wegen zu befchränft, oder zu weit ausgeübten Zehentrechtes f. a. 
entfagt;. die Zehentabzugsgelder,. Verpachtungsratificationsgebühren fallen. ohne Entſchaͤdigung 
bed Aerars hinweg. 

6. 9. 

Die Firirung des MWeins und Hopfenzehentd kann für eine ganze Flur, auch ohne‘ 
jene allgemeine vorgenommen werden. Alsdaun befchränkt ſich ihre. Wirkung jedoch‘ auf- die: 
in der. Verhandlung namentlich befchriebenen. Grundſtuͤcke, nicht auf ſpaͤter Neugereutere.. 


9. 10. x 
Kann: in Feiner Art die allgemeine Firirung bewirkt: werden, fo. bleibt jedem Zebentz: 
holden das Recht, fie für feine. Beſitzungen befonders zu fordern, In diefem Falle muß er 
eine vollftändige Befchreibung. feines ganzen: Befizthumes in der Zehentmarkung mit genauer 
Angabe der Lage und Groͤße, der. Zehentpflichtigkeit. oder Freiheit eines jeden einzelnen Grunds 


ſtuͤckes vorlegen, fein Angebot. machen, welches das Rentamt nah  L— 3; oben. prüfen,. 


ſodann inftructionsmäßig weiter verfahren: wird, 
Solche einzelne Firirungen werden nur für alle zehentpflichtige‘ VBefigungen des 38 


bentholden zufammen bewilligt, mit Nüswahme bed Zchents von. REITER und. Hopfengärs: 


ten,. welcher einzeln behandelt. werben. mag,. 


g 1. 
An dem ald flrittes Reichniß übernommenen Zehent erhalten die Zehenthelden Nach⸗ 
®..XI.. 69, 


. 
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läffe in denfelben Fällen, und nach denfelben Grundfägen, welche Anſpruch auf Nachlaß an 
Gilten und grundherrlichen Gefälen überhaupt geben. Dagegen ift aber auch bei der Bes 
rechnung des Durchfchnittsertrages , welcher der Firirung zum Grunde liegt, auf die in 
den Eractionsjahren genoffenen Nachläffe an Zehenten oder Mindererträgniffen wegen Elemen 
tarbefhädigungen die erforderliche Raͤckſicht zu nehmen und diefelbe in Zugang zu bringen. 


$. 12. 


Die firirte Naturalabgabe ift jedes Jahr zur Zeit der Eindienung des Githena⸗ 
des fällig und wird in ſchranneumaͤßigem Getreid erſchuͤttet oder mir beiderſeitiger Zuſtimmung 
um den Jahres-Normalpreis abgeldſt. 


$. 13. 
Die Firirung der auf mehrere Jahre verpachteten Zehenten kann nur erft nach Ab: 
lauf der Pachtzeit ſtatthaben, foferne nicht der Pächter freiwillig von‘ dem’ Pachte abfteht. 
9.14 
Mit biefer Firirung wird die Naturalauszehntung für immer aufgehoben. 


$. 15. 


Mit Firirung des Gefammtzehents einer DOrtömarfung. werden die, den Zehenthole 
den obgelegenen Zehentfrohmdienfte ohne befondere Entfhädigung. erlaffen.. 


B. Von den Frobndienften. 


$. 16. 


Die ungemeffenen Frohne (Scharwerks) dienſte muͤſſen kraft der TEEN 
nf ein beftimmtes Maaß geſetzt werden, 


6. 17. 

Menn in einem Gemeindebezirfe ungemeffene und gemeffene Frohndienſte zu den: 
felben Verrichtungen nebeneinander beftehen, ſo werden die erfleren nach dem Verhaͤltniß der 
feistern Pepkamt, 

6. 18. 
Mo diefer Maafiftab nicht vorhanden, oder nicht anwendbar üft, erfolgt die Zirirung 
nad dem bisherigen Gebrauche und vorauszufehenden Bedarf ber Dienfte, Diefe find: 

a) foldye, die jährlich vorzufommen pflegen, 

b) foldpe, die nur periodifch wiederfehren, z. B. zu Bauten ꝛc. 2. 

| 19 un 

Erftere werden firirt, lediglich nach dem Durchfchnitte ber wirklichen Dienftleiftun: 
‚gen in den Jahren 1813 — 1822. Sollten in diefem Zeitraume feine Frohndieuſte ftattges 
funden haben, fo ift auf die naͤchſt vorhergegangenen zehn Jahre zurädzugehen, 
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$. 20. 


Der Bedarf an Frohmdieniten, die nur. periodifch wiederfehren, ift in der Art feſt⸗ 
zufegen, daß für den Fall des ſich ergebendenden Dienftes der Bedarf fo viel als mbglich 
ausgemittelt werde, — Was die Neubauten betrifft, wird berfelbe von den Königlichen Bau— 
- beamten angegeben, uuter der Vorausſetzung, daß ein Gebäude für denfelben Zweck, zu wek 
chem es bisher gebraucht wurde, neu aufgebaut - werden müßte, 


Der Gefammtbetrag wird hienach unter die dermaligen Dienftpflichtigen nach Ver, 
haͤltuiß ihrer biöherige Coucurrenz vertheilt, 


$. 21. 


Hinſichtlich ber Frohngegenreichniſſe bleibt ed bei den vertragsmäßigen Beftimmuns 
gen und bem rechtlichen Herfommen, 


$. 22. 


Hier ift durchaus nur von ben auf Privatrechtötiteln beruhenden gutöherrlichen 
Frohmdienften die Rede, nicht von den fogenannten Landes-, Gemeinde, Kriegsfrohnen und 
Enncurrenzen,. welche als dffentliche Dienfte nach Gefeg und Herkommen fortbeftehen. 


Zweite Abrheilung. 
Bon Umwandlung. der Gefäße und Mechte. 


f. 23. 

Alle firirten Reichniſſe an Feldfräcdhten, Finnen, foferne die bedungenen in ber 

Gegend nicht im der erforderlichen Menge gebaut werben, im vie bortfeldft gembhnlichen 
Gattungen des Getreides umgewandelt. werden, 


$. 24. 

Behufs diefer Ummandlung wird das Korn ald Vergleihungsmafftab angenommen, 
und einem Schäffel Korn gleichgefegt: 4 Metzen Waitzen; Kern, Reps, Erbfen; 8 Megen 
Gerfte, Bohnen, Hirfe, Widen, Hanfkoͤrner; 2 Schäffel Haber, Dinkel und Haidekorn; 
1: Schäffel Linfen und Lein. 

Ein Schod langes Stroh gleih 6 Meten Roggen; 
Ein Schock kurzes Stroh 3 Metzen; 
Ein Schock Wirrſtroh 14 Metzen; 
10 Zentner Heu, einem Schaͤffel Korn, eben fo 
24 Pfund Flahs, einem Schäffel Korn, Wein, Obft, dann andere hie und da ausnahms⸗ 


weife vorkommende Muralerzeugniffe werben: nach Werhältniß ihrer Marktdurchſchuittspreiſe 
ber. legten 10 Jahre zu jenen des Kornpreifes in Korn oder audern Getreibarten umgewandelt. 


$. 25. 
Für die noch in Natur beftcehenden Kuͤchendienſte werben, vorbehaltlich der ſaalbuch⸗ 


mäffig firirten: folgende Umwandlungspreiſe geſetzt: , 
69 


6 Abth. xt. Abſch. I. Tit. 1. Cap. IL. $. 321. 


. 24 fr, für ein Kalb, 


— 24 «: =: +; Ramm, 
— 1: ds ne Huhn, 
— 4 3 : &i, 

— ⸗— 24 s » eine Gans, 
— :;s 12 ss 5 ; Ente, 
— ⸗ 9 : ein Pfund Fiſch, 
— :ı 93: : 5 Kaͤſe, 
— szst 12; s s GOchmal;, 
— : 15 s 100 £Krebie. 


Das DVerhältniß der laufenden Marktpreife feit 1848 zu dem hier gefegten, gibt, 
den Maßſtab in andere hier nicht genannte Kichendienfte, 


$.26. 
Der Blutzehent wird nad) zehnjährigem Durchfchnittsbetrage unter Zugrundlegung 
derfelben Preife in eine Geldabgabe umgewandelt. 


s $. 23. 
Der Naturalfropndienft wird aufgehoben gegen Uebernahme einer ſtaͤndigen Geld: 
abgabe, weldye dem dritten Theil des ortsuͤblichen Lohnes folder Dienfte gleich kͤmmt. 


22 
J 


$. 28. 
Zu dieſem Behufe werden die nur periodiſch wiederlehrenden Dienſte zu Neubauten 
in der Art berechnet, daß die Dauer eines neuen Gebäudes auf 200 Jahre geſetzt wird. 


Wenn daher. ein Srohnpflichtiger zu einem Gebäude für den Fall einer Neubaute 
nach $.20. bis hundert Fuhren zu leiften bitte, und der ortsuͤbliche Lohn der Fuhre 2 fl. wäre, 
fo würde derfelbe für diefen Frohndienft überhaupt eine SJahresabgabe von 20 Fr. zu über: 
nehmen haben. = - 


6. 29. 


Bon diefer Geldabgabe werden die Frohngegenteichniffe in Abzug gebracht, dabei 
der Mesen Roggen mit 1 fl. 20 Er. in Anſchlag gefegt, wornach andere Naturalreichnife 
fih gemäß 6. 24. berechnen, ; 


Bier, und Brod Fommen nach der Durchfchnitts s Polizeitare im Kdnigreiche während 
ber Jahre 1818 Bis 1833 im Abzug. 


$. 30. 


Denn der Aufchlag des Gegenreichniffes jeuem der Dienfte gleichlbmmt, oder. ihn 
:Aberfteigt, ſo erldfchen beide gänzlid und für immer. 


9. 31. 


Die firirten Frohngelder werben unverändert fort entrichtet, welche Veränderungen 
auch mit dem Objecten vorgehen mögen, für welde die Dienfte zu leiften waren, . 
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$. 32. 
Die größtentheild durchgeführte Allodificatim der gemeinen Lehen wird nach beu 
dafuͤr befonders gegebenen Verordnungen und Jnuſtructionen vollender. 


$. 33, 


Die Reibrechtögäter koͤnnen auch ferner noch nach den im Jahre 1803 ergangenen 
DVerorbnungen geeignet werden; es wird jedoch allen Leibrechtlern auch geftattet, gegen Ers 
legung des zehnten Theiles des aus dem leiten Leibgeldanfalle zu berechnenden Gurwerthes 
das Leibrecht in Erbrecht umzuwandeln, 


9. 34. 


Die übrige bisherige Belaftung ſolcher Güter bleibt nach diefer Ummandlung unvers 
ändert, — Das Laudemium hingegen wird nunmehr in jenen Fällen, wo es bei dem Erbs 
rechte ſtatt findet, nach den bisherigen Procenten erhoben. 


$. 35. 


Von dieſer Begünftigung der Ummandlung find auögeichloffen, die auf Leibrecht 
verliehenen Zehnten, Ueberfahrt, Fifchereis und andere Gerechtigkeiten. 


$. 36. 


Hinfihtlih der mur ausnahmsweife noch im DOberbonaufreife vorkommenden ſtreng 
leibfaͤlligen Güter, bemwendet ed zwar bei der Eignungsverorbuung vom 7. Dectober 1813; 
es foll jedoch jenen Gutsinhabern, welche noch während ihrer Beſitzzeit die Eignung nach— 
fuchen, ein angemeffener Machlaß an dem Meluitionsgelde bewilligt werden, 


$. 37. 
Alle in Folge der Flrirungss und Umwandlungs: Verhandlungen übernommenen 
Geld: Naturalgefälle nehmen für die Zukunft die Eigenfchaft der Gruddzinfe und Bilten an. 


$. 38, ’ 

Die Lieferung der Naturalgefälle gefchieht zugleich mit jener der übrigen Gilten 

zwifchen dem 1. December und 1. März des Verwaltungsjahrs, die Zahlung der Geldges 
fälle in 2 Zielen, deren erfled am 30. November, das zweite am 15. April fällig wird, 


$. 39, 


Alle wegen der Firirung und Umwandlung amtlich zu pflegenden Verhandlungen 
werden tarfrei angenommen, 


. 9. 40. 

Unter diefen Bedingungen wird die Firirung und Ummandlung rben bezeichneter 
Menten und Rechte allen Verpflichteten bewilligt, welche darum innerhalb der naͤchſten 
6 Jahre nachfuchen, 

Mir Ablauf diefes Zeitraumes erlifcht der Anſpruch auf die hier angebotenen Vor— 


548: Abth. XL. Abſchn. L Tit. I. Cap. IL $. 322. 323. und 324. 


theile, und bie Feflftellung neuer Bebingungen für biejenigen,. welche von ben gegenwärtigen 
feinen: Gebrauch. gemacht haben, bleibt vorbehalten. 


Münden den 8. Februar 1825.. 
Staatsminiferium ber Fimanygem. 
(Reg: Bl. v. 3. 1825 Nr. 7. S. 100.) 


8. 322. 
(Firitung und Umwandlung gutöherrliher Rechte und Renten betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeflät des Koͤnigs. 


Der Königlichen Regierung bed Sfarfreifes, Kammer des Inunern, wird auf den Be: 
richt vom 27. September l. J. erwiedert, daß die Allerhochſte Erklärung vem 8. Februar 
l: J. die Firirung und Umwandlung gutöherrlicher Rechte des Staates betreffend, auf gleich« 
artige Rechte und Renten der Stiftungen fowohl ald der Gemeinden unbedenklich angewender 
werben koͤnne, wobei die Königlichen unmittelbaren Stiftungsabminiftrationen zur Befolgung 
der im bezeichneter Allerhochſter Erflärung aufgeftellten Normen foͤrmlich anzubalten, die Ger 
meindeverwaltungen hingegen hierauf vorläufig aufmerffam zu machen, und zur erwuͤuſchten 
gleihmäffigen Einfchreitung in Beziehung auf gutöherrlihe Rechte der Ortsſtiftungen und 
Drtögemeinden aufzurufen find. - 


Minden den 21.. November 1825, 


13935; 


Staatdminifterium bed Junern 
An z 
die Königlihe Regierung ded Iſarkreiſes, Kammer des Innern, alfo ergangen.. 


Mitthbeilung bievon: 
a) den übrigen Regierungen der ältern 6 Kreife;: 
b) den Verwaltungsausfhüffen der Königlichen Univerfitäten Landehut und Erfangen, danır 
e) der Königlichen Univerfitätscuratel in Würzburg zur Kenntuiß und geeigneten Verfügung. 


$. 323. 
(Die Firirung der Zehentgefälle ber St ftungen umd geistlichen Pfründen betrefeud ) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Kbnigs. 


Auf den Bericht der Königlichen Regierung des Oberdonaufreifes vom 5 Juli d. J. 
die Firirung der Zchentgefälle der Stiftungen und geifilihen Pfründen betreffend, wird ers 
wiedert, daß dieirirung der zu Firlichen Stiftungen gehdrigen Zehenten in Gemäsheit 
bes Allerhoͤchſten Refcriptes vom 21. November 1825 feinem Anftande uuterliege, und hier—⸗ 
bei den bifchbflichen Drdinariaten ein Einfpruchörecht. nur ‚dann zugeftanden werden Fbunte, 
wenn. bie. Zehentfirirung auf den Ertrag des zu einer omerirten Eriftung gehdrigen Fonds 
einen die Erfüllung des Stiftungszweckes gefährdenden oder befchränfenden Einfluß haben 
würde, oder mit den ausbrüdlichen Beſtimmungen ber Stiftungsurfunde unvereinbarlich. wäre,. 


11192). 
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daß dagegen bei geiftlichen Pfründen, wo die Bifchdfe als Collatoren bei allen mit dem Dos 
‚tationdfonde vorzunehmenden Veränderungen, welche die Groͤße des Ertrags deffelben verminz 
dern Pönnten, wefentlich betheiligt find, über die von dem Zehentherren als zeitlichen Nußniefs 
fern ‚in Antrag gebrachten Firirungen jedesmal die -Meufferung des betreffenden biſchoͤflichen 
Ordinariates zu erholen, und der Eonfens zur Firirung nur nad) geeigneter Würdigung der 
DOrdinariard;Erinnerungen von Obercuratelwegen zu ertheilen oder zu verfagen ſey. Auf glei: 
he Weiſe ift bei Privatpatronatöpfründen die Erinnerung des Patrones zu erholen und zu 
beachten. 

Es verfteht fich hierbei von felbft, daß. im Falle der Confensertheilung nicht nur auf 
die Beflimmung eines dem biöherigen Naturalzehentbezuges gleichfommenden Quantumd ber 
kuͤnftigen ftändigen Reichniß, fondern auch darauf Bedacht zu nehmen fey, daß die Erhebung 
ber firirten Leitung dem Pfründebefiger möglichft gefichert und erleichtert werde, nnd daß 
die Art, wie diefed erzielt werden koͤnne, nach den im den befonderen Fällen gegebenen Um: 
ftänden zu ermeffen ſey. 

Sollten einzelne geiftlihe Pfrünbebefiger eine der Firirung der Zehente, analoge Vers 
pachtung berfelben auf die Dauer ihres. Pfründebefigerö vornehmen wollen, fo find diefelben 
hieran um fo weniger zu hindern, als fich dadurch die Vortheile der Zehentfirirung augens 
ſcheinlich bewähren und die bifcpdflichen Ordinariate fich beſtimmen laffen dürften, den. fürms 
lichen Zeheutfirirungen überhaupt in der Folge weniger entgegen zu, ſeyn. 


München, den 24, November 1830, 


Staatöminifterium des Innern. 


un 
die Königliche Regierung des Oberdonaukreiſes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


Mittheilung den Königlichen Regierungen, Kammer des Junern, dieſſeits des Rheins. 


$. 324 


(Die Firirung: der Behentgefälfe von Stiftungen amd geiſtlichen Piründen betreffend.) 


21184, 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Kbnigs. 


Auf den Bericht der Königlichen Megierung ded Obermainfreifes, Kammer- des Fur 
nern vom 6. December v. J. wird erwiedert, daß ſich aus der Faſſung des Reſcripts vom 
24, November v. J. von felbft ergebe, x j 

a) daß daffelbe nur bei Fatholifchen Pfarreien in Cultusſtiftungen in Anwendung 
zu bringen, 

b) daß nur bei Privatpatronatöpfarreien die Erinnerung des Patrons zu ers 

hofen, und 

©) daß das Einſpruchsrecht der bifhbflihen Drdinariate bei kirchlichen Eriftuns 

gen auf ſolche Stiftungen beſchraͤnkt ſey, durch welche die Haltung eines 
Jahrtags, die Keiftung einer Wochen- Monatz oder Jahrmeffe, oder die 
Erfillung eined andern fpeciellen Stiftungszwedes bedingt iſt, und die Ders 
minderung der Etiftungsrente auf die Erfüllung dieſes Eriftungezwedes, 


Abth. XI Abich. I. Tit. I. Cap. IL 6. 325. 


[#1 
or 
© 


welche. durch die Bifchbflihe Konfirmation der Stiftungen garantirt wird, 
einen. nachtheiligen Einfluß haben koͤnnte. 


Don dem unter dem 21. November 1825 in Betreffe ber — und Um⸗ 
wandlung gutsherrlicher Rechte und Renten an die Koͤnigliche Regierung des Iſarkreiſes 
erlaſſenen Reſcripte iſt der Königlichen Regierung des N. Kreiſes zwar bereits eine Abs 
ſchrift mitgetheilt worden; da ſich jedoch dieſelbe nicht mehr vorzufinden ſcheiut, fo wird 
in ber Anlage ein Duplicat hievon übermacht.“) 


München ben 16. Februar 1831. 
Staatöminifterium bes Inherm 


An 
die Königlihe Regierung des Obermainkreifes, Kammer bed Innern, alfo: ergangen.. 
$. 325. 
(Den Fortgang der Sehentfirirung betreffend)‘ 


aals, 


Huf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Der Fortgang ber Zehentfirirung nach der Declaration vom 8. Februar 1825 ſcheint 
an vielen Orten von dem Firchlichen Stiftungen und ben Pfarreien, des in Mitte liegenden 
Meferipteö vom 24. November 1830,. ohnerachtet, fehr gehemmt und auch von den Lands 
gerichten nicht fo unterftäßt zu. werben, wie von ihren Berufspflichten zu ‚erwarten ift. Die 
Königliche Kreisregierung erhält: daher den Auftrag, einen einfachen Couſpect aller im Kreife 
beſtehenden, geiftlichen Pfründen und Stiftungen gehbrenden Zehenten in tabellarifcher Form 
vorzulegen. und. bei jedem Zehenten in der Rubrik, Bemerkungen, anzugeben :. 

a) ob bie Firation: vollzogen, ober 

b) ob felbe, und von wen, verfucht, ober: 

c) ob fein Verſuch gemacht. worden, 


Duplicate diefer Eonfpecte find bei den Negierungsarten: zu behalten,. felbe. ftets 
evident zu halten, und in Zukunft mir dem Schluſſe des Eratsjahres unter dloßer Auffuͤh— 
rung ber Nummern: bed Confpected die. Kortfchritte. der dem freien Willen anheimgeftellten 
Operation anzuzeigen, Die Eintragung in die Eonfpecte hat in der Art flattzufiuden,. daf 
entfprechende Nachträge ohne: Erneuerung: des ganzen Elaborated- mdglich bleiben, 


j Die Namen der um dad Fixationsgeſchaͤft beſonders verdienten Comunals und 
Stiftungsbeamten, Diftrietöpolizeibeamten: und. Pfarrer. find. befpnder& anzuzeigen.. 


Muͤnchen den 12, April 1832, 
Staatsminifterium des Innern, 


An - 
ſaͤmmtliche Regierungen: dieſſeits des. Rheins, alſo ergangen:. 


— — — —— 


) ſ. den.$. 322, ©,.548, 
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Formular zu ber im $. 325. allegirten Tabelle. 











— — — — 
\ 


Polizeidiſtriet F Urt | 
Landgericht N, Orte Zehentbejigende des | 
Herrſchafts⸗ M Pfarreien s Kirchen: Zehentes, Bemerkungen. | 
gericht N. " pflegen. Großzehentes, | 
| Kleinzehentes, 





ELLE Lu nun — — — — — — — 


Br. XI. 70 


552 Abth. XL Abſch. L. Tit. L Cap. IL $. 326. 327. und 328, 


£ 8226. 
14074, ’ j * 
(Das Geſuch des Anton Beilhack zu Gſtatt, wegen Obereigenthumsablbſung betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeſtaäͤt des Königs, 


Auf den Bericht vom 5. v. M. im obenflehenden Betreffe wird der Königlichen 
Regierung des Zfarkreifes, Kammer des Innern, nachftchende Entfchliefung ertheilt: 


Dhereigenthumsabldfungen bei Landgemeinden und deren Stiftungen eignen fih ges 
mäß $. 21 und 22 des Negularives für die Gefchäftsführuug vom 24. September 1818 
zur Jnſtruirung und Beſchlußfaſſung des Gemeindenusfchuffes, deffen Beſchluß, fo ferne er 
in der That auf Abldfung, alfo auf Nenderung der Subftanz des Rechted gerichtet iſt, der 
unmittelbar vorgeſetzten Euratelbehdrde zur Betätigung untergeftellt werden muß. Die Be: 
ftärigung der DObercuratel ift gemäß $. 128 mit Bezug auf $. 123, des revidirten Ge: 
meindeedierd nur in dem Falle einzuhelen, wenn die Ablöfungsfumme 500 fl. überfteigr; 
in dem vorliegenden, unter erwähnten $. 128. nicht zureichenden Falle hat das. König: 
liche Landgericht Traunftein die Ausuͤbung feiner Zuftändigkeit ungeeignet, unterlaffen, und 
durch berichtliche Vorlage an die Dbercuratel die primitive Beſcheidung der legteren her: 
vorgerufen, welche wegen Benachtheiligung des Stiftungsvermögens, der von bem Gemeinde: 
Ausſchuße befchloffenen, und von dem Landgerichte begutachteten Abldfung, die Beſtaͤtigung 
verjagt bat. 


Durch die von dem betheiligten Grundhelden dagegen eingereichte Vorftellung ift die 
Einleitung des vorſchriftsmaͤſſigen Verfahrens in vorftehender Weiſe anzuordnen, zu wel: 
chem Zwede die Königliche Kreisregierung die vorgelegten Verhandlungsacten zurüdzuem: 
pfangen, und den Bittſteller von diefer Verfügung vorläufig in Kenntniß fegen zu laffen har. 


München am 21. Juni 1835. 


Ctaatöminifterium des Innern 


An 
vie Königliche Regierung des Iſarkreiſes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


21553. $. 327. 


(Das Geſuch des Anton Beilhack zu Gſtatt um Bewilligung der Obereigenthumsablöfung reip. die bei Ober— 
eigenehnmeablöfungen geſehlich beftchenden Eompetenzverbältniße in Hinfiht anf curatelmätige Peftätigung 
: betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Auf den Bericht vom 15. Juli d. F., das Geſuch des Anton Beilhack zu Gſtatt 
um Bewilligung der Abldfung des Obereigenthbums feines zu Pfarrkirche in Nupolding grunde 
baren Anweſens betreffend, wird folgende Entſchließung ertheilt: 


Die Ablöfungen des Obereigenthums der Landgemeinden und deren Stiftungen ref- 
fortiren , felbft wenn fie aus dem ftrengiten Standpuncte, fomit als Veräufferungen betrachtet 
werden, da eine Vorlage berfelben an bie Curatel durch allgemeine oder befondere Bor: 
ſchriften zur Zeit nicht geboten it, — nah $. 123 und 128. des revidirten Gemeinde: 
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Edicts mur in fo ferne zur Beſtaͤtigung der Obereuratel, als die abzuldfenden Renten bei 
Stiftungen erfter Claſſe einem Gapitalbetrage von mindeftensd 1000 fl. bei fonftigen mar 
giftratifchen Gemeinden einem Gapitalberrage von 500 fl. entfprechen. Eben fo wenig kann 
ber Umftand, daß die Gemeindes und Kirchenverwaltungen, und bie Untercuratelbehörden ver 
Behandlung‘ diefer Obereigenthumsabldfungen hoͤchſt felten die gehdrige Aufmerkfamkeit zus 
wenden, ein Grund fenn, die bezüglich der Behandlung dieſes Gegenftandes durch Gefege 
und Verordiiungen beftimmten Competenzverhaͤltniſſe zu truͤben, vielmehr wird ſich die König: 
liche Kreiöregierung in diefem Falle veranlaßt finden, die Behörden durch firenge Aufficht 
und bei wahrgenommener Uebertretung durch geeignete Einfhpreitungen zur genaneften Beobe 
achtung des durch die beitchenden Verordnungen genau vorgezeichneten Verfahrens, und in: 
befondere dahin anzuhalten, daß fie für richtige Vereinnahmung der Abldfungsfchillinge und 
für deren Einverleibung in den -Capitalftod, fey ed durch Anfauf nugbringender Realitäten 
fey es durch verzinöliche Anlegung, forgen, und die Gemeindebehdrden auf die Haftung 
aufmerffam machen, welche ihnen aus jeder unrichtigen Berechnung, und aus jeden fonflis 
gen der Gemeinde oder Stiftungen erwachfenden Schaden zugehen wuͤrde, und biefelben ins; 
befondere darüber zu belehren, daß jede folche Ummandlung nah F. 82 des revidirten Ges 
meirdeedictd in jedem Falle der gemeinfamen Zuftimmung ded Magiftratd und der Gemein: 
debevollmächtigten bedürfe, fo wie fie nach $. 104. desfelben Ediets in Landgemeinden vor 
die Gefammtgemeinde reffortiren. 


Es fann daher: von den in der Minifterialentfchliefung vom 21. Inni d. J. ge: 
gebenen Meifungen wicht abgegangen werden, fondern es iſt zu deren MVollzuge das Geeige 
nete weiter zu verfügen. 


Münden den 20. Auguft 1835. 


’ Staatdöminifterium des Innern... 


- An 
bie Königliche Regierung des Iſarlreiſes, K. d. J., alſo erganaen. 


— 


8. 328. 
21462. 


(Die Abtöfung des Grundobereigenthums bei dem Romſchuſteranweſen zu Schwaben inebeſondere das Recht 
der Gemeinde und Stiftungsverwaltung zur Ablöfung des Grundobereigenthums betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Auf den Bericht vom 14. Auguft L 58. im obenbemerften Betreffe wird der Kbs 
niglichen Kreisregierung, folgende Entfchliefung ertheilt: 


% 

Die Verordnungen vom 6. Dftober 1810 (Negierungsblatt 1S10. S, 958.) und 
vom 6. September 1811. $. 18. (Regierungsblarr 1811 ©. 1462.) haben zwar den 
Grundholden der Gemeinden und Stiftungen das Recht zugeftauden, das Grundobereigenthum 
gegen Erfüllung der in deu Verordnungen vom 27. Zuai und 22. Juli 1803 für die vor: 
maligen Alofterunterthanen fefigefegten und in der angeführten Verorduung vom 6. Dftober 
1810 noch näher erläuterten Bedingungen abzuldjen, und ed Bann demnach diefe Abldfung 
son der Gemeinde; und Etiftungsverwaltuug weder willkuͤrlich verweigert, noch an andere 

' z0* 
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ald die in den beftehenden Verordnungen beftimmten Bebingungen ohne Einwilligung der 
Grundholden geknuͤpft werden, 

* Die deöfalliigen Verhandlungen aber bärfen dem MWirkungsfreife der zuftändigen 
Verwaltungen, dem fie nad) den Haren Beftimmungen des Gemeindeedictd angehören, nicht 
entzogen werden, und es find namentlich ‚bei den Landgemeinden die in dem Gefchäftsregulas 
tive vom 24. September 1818 $$. 21 und 22 gegebenen, bey den neugebildeten Kirchen 
verwaltungen in analoge Anwendung zu bringenden BVorfchriften genau zu beobachten. Da 
nun dieſes im dem vorliegenden Falle nicht gefchehen, vielmehr die Verhandlung des angebrach: 
ten Abldfungsgefuches von dem Landgerichte Eberöberg ungeeignet in feinen Wirkungskreis ger 
zogen, und durch den Beſchluß vom 11. Januar d. Is. dad Gefuch der Kirchenverwaltung 
Forftinding lediglich zur Beſchlußfaſſung und zur Vorlage des gefaßten Beſchluſſes binnen 
eines Stägigen Termines mitgerheilt worden iſt, anftatt dem Bittfteller felbft an die Kirchenr 
verwaltung zudem Zwecke einer eventuell einzugehenden Webereiufunft zu verweifen; und ba 
ferner eben dieſes Landgericht in Folge der von der Kirchenperwaltung am 17. Sanuar I. 
Is. abgegebenen ablehnenden Erflärung anftatt die etwa wahrgenommenen irrigen Anſichten 
vorerft durch Kuratelbeſchluß zu berichrigen, und auf diefem Wege das Zuftandefommen der 
eventuellen Uebereinkunft zu bewerkitelligen, dur Bericht vom 16. März 1. 38. bie 
Sache der Königlichen -Kreisregierungen untergeben, und dadurch die Eutfchliefung vom 6. 
April I, 38, hervorgerufen bat, in weldyer die Genehmigung der DObereigentfumsabldfung 
auf dem Grunde ungenuͤgender und mangelhafter Vorverhandlungen vorſchnell ausgeſprochen 
worden iſt, fo erfcheint die von der Kirchenverwaltung erhobene Beſchwerde in. der oben 
bemerften Beziehung vollkommen begründet, und es iſt daber vor Allem die geſetz⸗ und 
regularivmäflige Verhandlung des in Mede fichenden Ablöfungsgefucyes anzuordnen, und 
nach dem Ergebniffe fowshl von Unters ald von Dbercuratel wegen mit Mickficht auf 
$. II. der Verordnung vom 6. Oftober 1810 das weitere Geeignete zu verfügen, 


Miänchen den 22. DOftober 1836. 


Staatsminifterium des Innern. 
An 
die Koniglihe Regierung des Iſarkreiſes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
Nachricht: den übrigen Regierungen diedfeits des Nheine. 


$: 329. 


z und Stempeladhilirung zu den Verhandfungen über Ablöfung des Handlohus von Gemeinde: und 
€ ———— nah Maßgabe des F. 100 der Tarordnung vom 8, October 1810 und $. 3. lit, c. des 
Etempelmandats vom 18, Dezember 1812, betr.) 


Auf Befehl Seiner Majefät des Könige, 


Das Königliche Staatsärar erachter fih im Hinblide anf ‚$. 100 ber proviſori⸗ 
ſchen Taxorduung vom 8. Oktober 1810 und $. 3. lit. ©. des Stempelmandats vom 
18. Dezember 1812, dann in der Erwaͤgung des Umſtandes, daß bei Abldſung der den 
Gemeinden und Griftungen zufonmenden Handlohnsrechte keineswegs, wie bei Ablöfung 
der Ararialifchen Handlöhne, ein Vertragsverhältniß zu dem Staate befteht nicht für er: 
mächtige, die Commmnals: Handlohnsabldfungs Verträge von der Tars und Gtempelentricdhs 
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tung zu. befreien, und findet fich. verpflichtet, auf Aufwendung der Taxe und des Gtems 
peld zu folchen WVerträgen mit allem Nachdrude zu beftehen, 

Dieß wird der Königlichen Regierung des Unterdonaufreifes, K. d. J., unter Ruͤck⸗ 
ſchluß der Beilagen des Berkhts vom 31, Juli 1835 mie dem Auftrage erbffnet, der 
SKundgabe dur das Kreisintelligenzblatt die Bemerkung beizufügen, wie es fih von 
felbft “verftehe, daß die Tax- und Stempelpflicht nur bezuͤglich der gerichtlichen Verband: 
lungen Behufs der Vertragsverlautbarung, uicht “aber hinſichtlich der vorausgehenden oder 
nachfolgenden Verhandlungen der Curatelbehdrden ftattfinder, 

Minden, den 24, April 1837. 
Staatösminifterium des Innern, 
An 
die Königliche Regierung des Unterbonaufreifes, K. d. J. aife ergangen. 


Nachricht: den übrigen Kreisregierungen diesſeits bes Rheins. 





€) Darlehen. 


4) an Gemeinden und Privaten, *) 


$. 330. 
(Die Kirchenanlehen betreffend.) 


Sm Nauen Seiner Churfürftlihen Durchlancht. 


Die nachfichende Weifung, wie ſich ‘die churfärftlichen Landgerichte und Aemter in 
Bayern bei ven Sirchenanlchen zu verhalten haben, wird zu Folge eines hoͤchſten Reſcripts 
vom 9. diefes fowohl zur Befolgung von Seite der churfürftlichen Aemter, ald zw Seders 
mannd Nachachtung hiemit befannt gemacht, 

Muͤnchen den 17. Februar 1804. 


Churfärftlider Ubminifirationsrath der Kirhen und geifllihen milden 
Stiftungen 


An 
die churfürftlichen Laudgerichte und Aemter in Bayern alfo ergangen. 


Die neue Drganifation der churfürftlihen Aemter und die Vertheilung der Gefchäfte 
zwifchen den Landgerichten und den Rentämtern verändert zum Theil auch den Geſchaͤfts⸗ 


*) Vergl. hiezu die Allerh. Verordnung vom 6. September 1811, die Erweiterung der Competenz der 
Kreid: und Oberadminiftrationen betreffend (ſ. F. 309. S. 506. oben); ferner $. 128, ded Gemein: 
deediets und 6. 100, der VI. Verfaffungsbeilage ; dann das höchfte Mefeript vom 3. Auguft 1818 
di. 8.184. S. 370, oben); die $$. 6— 8. des Hnpothefengefebes (Gefepbt. v. J. 1822 S. 20-—21,), 
die Minifteriafenefhfiefung vom 20, December 1823 Nr, 14883 (f. 6. 188, S. 376. oben); die 
Ministerialentfchtießung vom 14. Jufi 1833 Nr. 18971 cf. $. 730, unten); danır die Minifterials 
entibliefung vom 31. October 1837 Nr. 1101, ($. 7, €. 107, oben.) 
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gang ruͤckſichtlich der Kirchenanlehen. Damit nun hierin alle Anſtande, Anfragen und 
Unfdrmlichfeiten vermieden werden, fo wird hiemit folgendes verorbnet : 


1) 


Die Verfafung der gewöhnlichen Aulchenstabellen liege noch ferner dem chur: 
fürftlichen Landgerichten ob; denn nur fie haben dem Vermoͤgensſtand fowie 


den Sculdenftaud ber Gapitalfucher, ihren perfdnlichen Charakter und den 


2) 


gefchehenen Beitritt derfelben zur Brandverficherungsgefellfichaft zu bezeugen, wos 
zu ſich die Behelfe in ihren Händen befinden. . Dagegen ſteht: 

dem Rentamte, ald der adminiftrativen Unterbehdrde das eigentliche Gutachten 
über das Anlehen- felbft an die adminiſtrative Oberbehoͤrde, nämlich bei dem 


churfuͤrſtlichen Abminiftrationdrathe der Kirchen und milden Stiften zu; ins 


5) 


» 


6) 


dem nur dem Mentamte ald NKirchenadminiftratiousamte bewußt if, ob eine 
zur Ausleihung geeignete Baarfchaft vorhanden iſt, fowie auch dasſelbe 
näher willen kann, was der Gapitalfucher fonft fir ein Zahler ſey umd ob 
er niche etwa mit der Abführnng der "landesherrlihen Abgaben oder mit 
der Entrichtung der Zinfe von Kirchencapitalien, welde er ſchon ſchuldig 
ift, ſaͤumig zu ſeyn pflege. 

Nichts defioweniger und damit die Capitalfucher nicht gleich anfänglich zu 
beiden Aemtern zu gehen gendthige feyen, hart das Landgericht auch bie 
verlangte» Anlehensfumme nach der Angabe des ſich meldenden Unterthans 
und dad Procent (ohne Wusrechuung des Zinsbetrages) in die Tabelle zu 
fegen und überhaupt alle bisher gewöhnlichen Rubriken, befonders auch ruͤck— 
fichtlih des Unfchlages der affecurirten Gebäude zu erſetzen. 


Alle Anlehenstabellen, fie mdgen nun Quartalätabeller feyn, ober nur einzelne 
in ‚dringenden Faͤllen fi) meldende Gapitalfucher enthalten, wuͤſſen wenigſt 
auf einen ganzen Bogen (micht nach der Quere gelegt) und fo gefchrieben 
fenn, daß dasjenige vom Nentamte fann hierauf beigefeßt werden, was gemaͤs 
dem folgenden vierten Puncte muß. beigefegt werden. Mehrere Capitalfucher 
find vorne mir Ziffern zu bezeichnen. 


Diefe Anlehenstabellen hat dad Landgericht von felbft und mit mdglichitee 
Befdrderung fammt dem Duplicate, beide unter der Unterfchrift und Fertigung 
des Landgerichted dem Mentamte zuzuſenden. 


Dem Obigen gemaͤs haben alfo die Unterthanen, melde dergleichen Capitalien 
fuchen, ſich gleich unmittelbar bei ihrem Landgerichte deshalben zu melden. 
Dabei wird datjenige abermal in Erinnerung gebracht, was fchon einmal wegen 
den unndtbigen Bitrfchriften um Kirchenanlchen iſt befannt gemacht worden. 


Auf dieſe Tabellen hat dad Rentamt gleich uuter der Unterfchrift des Lands 
richters fein Gutachten, fo kurz ald möglich iſt, ebenfalls mir feiner Unter: 
fohrift und Fertigung zu ſetzen; 3. ®. „von Geite deö Rentamts werden bie 
oben jicheuden Aulehen begutachter „oder““ mir Ausnahme jenes für den Gas 
pitaffucher unter der Ziffer 3., weil er Über die Hälfte verfchuldet würde — 
weil er eim fchlechter Zahler ift, u. f. mw. „‚oder‘ mit der Ausnahme, daß 
der Gapitalfucher sub Nr. 3. ſtatt 3. v. H. 4. zahlen folle.‘* 


Iſt keine eutbehrliche Baarſchaſt vorhanden, fe iſt den Eopitalfuchern nem 
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7) 


8) 


9 


— 
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Rentamte ohne weiters zu bedeuten, daß ihre Geſuche dermal nicht tdunen 
gewaͤhrt werben, 


Das naͤmliche iſt zu beobachten, wenn der Mangel an Sicherheit offenbar 
it, oder ſouſtige Erforderniffe z. B. der Beitritt zur Feueraſſecuranz-Geſell⸗ 
fhaft, mangeln. Ju dieſen beiden letztern Fällen haben auch ſchon die Lands 
gerichte die Kapitalfucher wegzumweifen. Glaubt das Rentamt einer Erläute: 
rung über einen Umſtand zu bedirfen, fo hat es fich diefe durch Beuehmung 
mit dem Landgerichte, durch Vorrufung des Capitalſuchers oder fonftige fichere 
Erfundigung zu verfchaffen. 

Da es zur Vefbrderung der Sache bei den jo vielfältig jährlich einlaufenden 
Unlehenstabellen nöthig iſt, alle Bemerkungen, welche auf die Sicherheit Ber 
zug haben, zum möglichft leichten Weberblide auf. der Tabelle felbft beifam: 
men zu haben; fo haben beide Aemter zu trachten, ſich fo deutlich, kutz und 
beftimmt, als es thunlich ift, zu faſſen; und befonders haben die Rentämter 
bievon fo wenig, ald möglich ift, auf die Berichte zu verfparen, welche res 
gelmäffig bloße Remißberichte feyn follen. 

Das Rentamt hat fonach die Tabellen (wovon dad Duplicat bei dem Ment: 
amte zurdcbleibe) zum Churfuͤrſtlichen Adminiſtratiousrathe der Kirchen und milden 
Eriftungen zur Genehmigung einzufenden. 

Wenn Diefe Genehmigung erfolgt, fo hat dad Nentamt diefe den Gapitalfu; 
Kern zu eröffuen, damit fie fih bei dem Landgerichte zur Verbriefung melden 


- Tonnen. Die Refolution felbft ift zu diefem Ende dem Laudgerichte in der 


10) 


41) 


Urfchrift mir Beilegung des Duplicats von der Anlchenstabelle gegen Zurdc; 
gabe zuzufenden. Auch die grundherrliche Bewilligung zur Verſchreibung bes 
Gutes ift hiebei anzulegen, zu deren Beibringung die Capitalfucher von den 
Renrämtern anzuweifen find. 


Endlich har das Rentamt zugleih dem Kandgerichte bie Kirche ꝛc. namhaft 
zu machen, (wenn diefes nicht fchon in der Tabelle felbft bemerkt ift) von 
welcher jeder Eapitalfucher das Capital erhält. Dabei werden die churfürft: 
lichen Rentämter ee i 


J % 

zur endlichen Vermeidung der vielfältigen Schreiberei rädfichtlih der grunds 
herrlichen Conſenſe für die churfuͤrſtlichen Grunduntertfanen wiederholt auf die 
Generalverordnung vom 13. Juli 1784 und auf die weiteren Verordnungen 
verwiefen, vermbg welchen dieſe Unterthanen nur dann von Beibringung des 
grundberrlihen Confenfes befreit find, wenn das Aulehen erweislich in das 
grundbare Gut felbft, d. 5. zur Erhaltung oder Verbefferung 
deffelben, oder wenn ed zum Ankaufe des zu feiner Befchlagung 
erforderlichen Biehes oder zur Beifhaffung von Saamens 
undSpeifegetreide verwendet wird. Fuͤr die Grundholden der unter 
ber Beforgung des Mentamtes fichenden Kirchen wird diefe Bewilligung ohne⸗ 
bin vom churfürftlihen Adminiſtrationsrathe der Kirchen + und milden Stifs 
tungen durch die Genehmigung des Anlehens ertheilt. \ 


Das Landgericht har ſonach den Schuldbrief nach vorgegangener Erinnerung 


"des Eheweibes und von ihr geleifterem Verzicht auf die weiblichen Freiheiten zu 
/ 


- 


BB Mh XI. Abſchn. I. Tit. JI. Eap. IL $. 331. 332. und 333, 


; errichten. Da aber bekanntermaßen die Briefe nicht ſogleich ausgefertigt wers 
den koͤnnen; fo hat dadfelbe vor der Hand dem Mentamte die Communicate 
mit der Aeuſſerung zuräczufenden, daß die Verficherung der Schuld an biefem 
ober jenem Tage zum Protogolle fey genommen worden, Wenn aber nad) 
Beichaffenheit der Summe Feine Ausftellung eines fdrmlichen- Schuldbriefes erforz 
derlich, fondern die Protocollirung erklecklich iſt; ſo bat das Landgericht for 
glei dem Rentamte einen gefertigten Auszug aus dem Briefprotocolle zuzus 
fenden, damit diefer in dem Zechfchrein kann gelegt werden. In andern Fällen 
iſt der förmliche gefiegelte Schuldbrief ſobald, ald es möglich ift, zu gleichen 
Endzwel dem Mentamte zuzuftellen. Die grundherrlihen Conſenſe (deren 
Datum dem Schulobriefe einzufchalten, fo wie vom Nentamte auf der Tabelle 
und bei dem Mechnungsvertrage zu bemerken ijt) mögen, wie biöher dem 
Briefprotocolle beigeheftet werden. 

412) Hierauf hat das Rentamt dem Untertfan das Capital audfolgen zu laffen. 
43) Die Landgerichte werden für die genaue Erfüllung alles desjenigen fowohl bei 
der Briefderrichtung als nachher verantwortli gemacht, was in den Genehr 
u migungss;Refolutionen des Churfürftlichen Adminiftrationsraths der Kirchen und 
milden Stiftungen, wegen der Ausdruͤckung' der Schuldurfadhe, der General: 
und Specialverfchreibung, der Herftellung, der Verwendung, der Abtretung 
der Mechte von entrichteten älteren Gläubigern, der Vormerkung ber Schuld 
im Brandverficherungscatafter und berfelben Eintragung in die Hupothefens 
Anzeigen (beides letzteres verfteht ficy aber auch ohne Ausdruͤckung von felbit) 
befohlen iſt. 

Alle zum Beweiſe gebdrigen Behelfe find den Rentämtern zeitig mitzutheir 
len, befonders die durch das Kirchenaulehen eingeldften älteren Schuldbriefe, auf 
welchen die Abtretung vom entrichteten Gläubiger obrigkeitlich vorzumerfen ift. 

14) Den Unterthanen it, wie vorhin, auffer den taxordnungsmaͤßigen Briefgebuͤh— 
ren nichts weiter zuzumuthen. Hienach haben fich alfo nicht nur die Churs 
fuͤrſtlichen Landgerichte und Rentämter zu achten, fondern auch jeder, welcher 
ein Kirchencapital ſucht, ſich darnach zu benehmen. 


Muͤnchen den 17. Februar 1804. 


(Churpfalzbayer. Reg.:Bt. v. J. 1804 St. 8. S. 162) 
$. 321. 
(Die Anlegung der Stiftungsgelder bei der Bank betreffenb). 
Sm Namen Seiner Majeftät des Königs. 
Da Seine Königliche Majeftät von Bayern nunmehro die Banco zu Fürth voll; 


kommen zu garantiren geruht haben, jo werden hiernach fämmtliche Heiligenfactorien, fo 
wie die übrigen katholiſchen Pfarraͤmter angemwiefen, die Heiligen» und andern Stiftunge⸗ 
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gelder, von jegt am wieder bei der Banco zu Fürth, oder dem Gomtoir zu Ansbach, vers 
zinslich zu belegen, mithin folche niche mehr am die Eonfiftorialrendantur einzufenden. 
Ansbah den 15. Desember 1806. 
Koͤniglich Bayerifhe Kriegs- und Domainenfammer, 
Generale an ſämmtliche Heiligenfactorien und katholiſche Pfarrämter alfo ergangen. 
Ansbacher Intelligenzblatt v. 3. 1806 Ne. 51. S. 631, 


8. 332. 
(Die Anlehen aus den Stiftungs- und Communalvermögen betreffend). 


Gm Namen Seiner Majeftät des Königs. 


Vermdg Allerhoͤchſten Referipts vom 11. d. Mits. ſollen die Zinſen aller neuen 
Hypothekcapltalien aus dem Stiftungs- und Cormmunalvermbgen auf finf vom Hunderte 
feftgefegt, und die Auffindzeit in den Schuldhriefen auf ein Vierteljahr wechfelfeitig beduns 

gen werben. 

Auf gleiche Weife find die fchom anliegenden Capitalien, welche unter diejem Zine 
fenertrage ſtehen, und von den Schuldnern nicht nady fünf vom Hunderte verzinfet werden 
wollen, ohne weiters aufzufinden und mach der Normalverorbnung vom 27. Aprit I. 38. *) 
(Regierungsbl, 19. Stüd) zu behandeln, 

Die ſaͤmmtlichen Stadt: und Marktömagiftrate, fo wie bie übrigen Stiftungsvers 
waltungöftellen werden demnach mit dem Vollzuge diefer Allerhoͤchſten Verfügung hiedurch 
beauftragt. 

Nebenbei wird auch noch anbefohlen, kuͤuftighin im dem einzufendender Aulehens⸗ 
sabellen die ganze zur Gapitaldanlage vorräthige Baarſchaft 

a) aus dem Ueberfchuffe der ordentlichen Renten; 

b) aus zurädbezahlten Activcapitalien und 

€) aus dem Erldfe von verkauften Realicäten in brei abgefonderten Columuen ats 
zuzeigen. 

Muͤnchen den 16. Mai 1807. 


Konigliches Generallandescommiſſariat, als Stiftungs= und Comunalvermogens-Etatscuratel. 
Regierungsbl. u. J. 1807 St. 22, ©. 863, 


$. 333. 

Infkruction für die Königlichen Landgerihte und Rentaͤmter, Stadt: und Marftsgerihte, Magifkrate und 
formirte Conſilien der Bruderſchaften in der Provinz Bayern, in Betreff der Activanleihen von den Kirchen 
und geiſtlichen milden Stiftungen). 

Im Namen Seiner Majejtät des Koͤnigs. 


Damit jene Allerhoͤchſte Verordnung vom 27, April dieſes Jahres, welche durch 
dad XIX, Stuck des Regierungsblattes bereits befaumt gemacht üft, in Ruͤckſicht der Activs 





*) enthält Competenzbeffimmungen und hierauf bezügliche formelle Vorſchrifteu, welche durch das Ge: 
meindeedict berogirt ſind. 
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anleihen von den Kirchen und geiftlihen milden Stiftungen, mit der mdglichften Befbrderung 
vollzogen, und mehr Gleihfdrmigkeit in die Anleihenstabellen und die Gutachten gebracht 
‚werde, wird die folgende MWeifung fowohl für die Jurisdictionsbehdrden und die Adminiftraz 
tionen der Kirchen und geiftlichen Stiftungen in Bayern, ald auch für die Gapitalfucher, in 
Gemaͤßheit des Allerhoͤchſten Reſcripts vom 18, Mai laufenden Jahres, bekannt gemacht, 


6. 1. 


Bor allem werben die Königlichen Landgerichte und Mentaͤmter, daun die Stadt⸗ 
und Marktsgerichte, die Magiftrate, fo wie auch die foͤrmlichen Gonfilien von Bruderſchaf⸗ 
ten, weiche die Gutachten über die Anleihen unmittelbar einfenden, auf jene Weifung vom 
17. Februar 1804 noch einmal verwiefen, welche in dem achten Etüde des Regierunge: 
blattes vom erwähntem Fahre enthalten, und fo weit diefe nicht Durch die gegenwärtige ab: 
geändert iſt. 


J. 2. 

Beſouders wird die Regel wiederholt, daß die Anleihenstabellen fir die — 
maͤſſigen Capitalſucher von ihrer Jurisdictionsbehbrde muͤſſen verfaßt ſeyn. Es kaun daher 
fein Stadt: oder Marktmagiſtrat, noch weniger ein Bruderfchafreconfilium- die Anleihens— 


tabellen ausjtellen und fertigen; ſondern dieſes a durch das treffende Landgerihr, Stadt 
gericht u. ſ. m. geſchehen. 


$. 3. 


Das Gutachten über die Anleihensgefuche haben diejenigen Behdrden abzugeben, 
von welchen die darleibenden Kirchen und geiftlihen Stiftungen verwaltet werden, 
» 


— 


9. 4. 


Siegelmaͤſſige Capitalſuchet koͤnnen ſich zwar unmittelbar au die unterzeichnete Eu: 
rarel mit ihren Geſuchen wenden; fie werden aber vom felbft wiffen, ihre Gefuche mit den 
zur Answeifung der Sicherheit ndthigen wrfchriftlihen Belegen fo zu unterfidgen, daß fie 
eine weitlaͤufige fernere Unterſuchung entbehrlich machen. 


Wenn ihnen keine Anleihen bewilligt werden, fo moͤgen fie die urſchriftlichen Bes 
lege zum weiteren Gebrauche zuruͤcknehmen, welche ihnen auf Anmelden werden ausgefolgt 
werden. Wenn fie aber Anleihen empfangen, fo kdunen fie die urſchriftlichen Belege nur 
dann zurüfverlangen, wenn fie mit ‚denfelben Abfchriften zur Eollationirung übergeben haben. 
Jedoch veriteht es ſich von felbit, daß Urkunden, melde zum Beweiſe der Verwendung ge: 
bören, nicht Fonnen zurädgegeben werben. 


$ 5 


Was in der Weifung vom 17. Februar 1804, im fünf Puncte, wegen der Unter 
Aaſſung uundthiger Bittſchriften, enthalten it, wird befonders wiederholt, und ‚beigefügt, daß 
weder auf Anleihenstabelten, welche von den Parteien, befonders unverfchlofen, ohne Be: 
wichte übergeben werden, weder anf Unlangen mit bloffen Atteſtaten eine Eutſchließung wird 
genommen werden, 
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$. 6: 


Da gegen bad Ende eined Monats, befonders im Früblinge und im Herbſte, wo 
fehr Häufige Anleihen zum Verkaufe ded Eaamengetreided gefucht werden, fo viele Anleis 
benstabellen. Finnen zufammen kommen, daß ed nicht möglich fenn würde, bis zum 4. des 
künftigen Monats fie alle mit der nörhigen Würdigung in die Darftellung aufnehmen zu 
Ponnen, fo wird hiemit bemerkt, daß jene Unleihensgefuche, welche nicht ki zum 20. des 
laufenden Monats in der vorfchriftmäffigen Art hierorts werben eingereicht feyn, für jenes 
Monat nicht mehr in die Darfiellung werden aufgenommen werden. Hiernach haben fi) 
fowohl die Obrigkeiten, als die abminiftrariven Uuterbehbrden mit der Verfaffung und mit 
der Einfendung ber Tabellen zu richten; diejenigen aber, welche Anleihen bedürfen, ſich 
zeitig zu melden, nad befonders die Gefuche um Unleihen zum Ankaufe des Saamengetreis 
des nicht, wie es biöher fehr eft gefchah, bis zum Ende der Gaatzeit zu verfchieben. 


$. 7. 


In der Regel hat jede Zurisdictionsbehbrde Über alle Anleihensgeſuche für die trefs 
fenden adminiftrativen Unterbehörden in jedem Monate nur, eine Anleihenstabelle zu verfaffen. 
Sollten jedoch mehrere miüffen verfaßt werden, fo find wenigft diefe von der adıniniftrativen 
Behdrde in der Regel alle zugleich gegen den obenbemerkften Termin hieher einzufenden. 


% 8. 


Obſchon auffer der monatlichen Zufammenftellung Fein Anleihensgefuch zur Allerhoch⸗ 
fen Genehmigung darf vorgelegt werden; fo haben Seine Königliche Majeftär doch eine 
Ausnahme in jenem Falle allergnädigft geftattet, wenn ein aufferordentlicher Ungläcsfall eine 
augenblidliche Unterftägung eines Unterthand noͤthig macht. Ju folchen Fällen alſo mag 
die Einberichtung auffer ber DOrbnung gefchehen, 


$. 9. N 


Damit bei der Verfaffung der Anleipenstabellen mit mehr Gleichfoͤrmigkeit und Ber 
ſtimmtheit verfahren werde; fo haben ſich alle Jurisdictionsbehdrden nach dem beigefilgten 
Formular zu achten. Man hat hierin zwei Beifpiele, für einen Landmann und einen Buͤr⸗ 
ger, aufgeftellt. Sollte bei einem Gapitalfucher die Jurisdictionsbehoͤrde eine Anmerkung 
ndthig finden, fo iſt diefelbe gleich bei diefem Capitalfucher nach der Quere der Tabelle zu 
fegen. 


$. 10. 


Alle Tabellen muͤſſen wenigft auf einem gemdhnlichen ganzen Bogen gefchrichen 
ſeyn. Man verfiche fih, daß dazu nur gute, leferlihe Handſchriften gebraucht, und nicht, 
wie biöher manchmal gefchehen ift, Tabellen eingefchidt werden, in welhen Eorrecturen, 
unleferlihe Namen, und felbft offenbare Widerſpruͤche zu finden find, 


$. IL. 


Jede Anleihenstabelle iſt von der Zurisdictionsbehdrde zu unterzeichnen und zu fere 
71* 
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tigen; und wenn die Unterzeichnung, ftatt der Kduiglichen Landrichter, von den Actuaren 
geſchieht, iſt Die Verhinderung der Landrichter oder ihrer Abmefenheit zu bemerken, 


$. 12. 


Die Tabellen werden an die adminiftrativen Unterbehdrben zweifach ausgehändigt, 
von dieſen nur einfach eingefendet, und das Duplicat bei ihren Arten zurädbehalten, 


9. 13. 
Meber die einzelnen Rubrifen wird folgendes bemerkt: 


Ale Gapitalfucher. werden mit Zahlen bezeichnet; wenn in einem Monat mehrere 
Anleipenstabellen muͤſſen verfaßt werden, fo muͤſſen die Zahlen von einer auf 
bie andere fortlaufen. 


$. 14. 


Bei dem Capitalſucher ift es micht ndrhig, den Taufnamen feines Eheweibes bei 
zufeßen; denn es verſteht fich von ſelbſt, daß fi) das Eheweib mit dem Manne ald Mit: 
fhuldnerin verbinden, und ſich auf die gefegmäffige Art, nad) vorgegangener wirklicher Er« 
innerung der weiblichen Freiheiten und des Vorzugrechtes im Goncursfalle begeben muͤſſe; 
daher die Rubrik „weiblicher Verzicht’ im gegenwärtigen Formulare ald eine überflüjfige 
Wiederholung ift weggelaffen worden. 


9. 15. 


In der ‚dritten Golumme ift nicht, wie bisher manchmal geſchah, nebſt der ſtaͤdti⸗ 
ſchen Zurisdietionsbehdrde (mo nämlich dermal eine folche eriftirt) auch noch das Landgericht 
za benennen, welchem die Stadt oder der Markt inclavirt if, Wenn ein Capitalfucher Be: 
figungen unter mehreren Surisdictionen bat, it, webit der Behbrde, unter welcher Die 
Hauptrealitaͤt liegt, auch jene zu bemerken, in deren Bezirk die Mebeubeſitzungen befiudlich 
find, 


5. 16. 


Ungeachtet deflen, was ſchon in der MWeifung vom 47, Februar 1804, im 10, 
Punkte wegen den grundherrlichen Bewilligungen zur Berfchreibung der grundbaren Güter, 
iſt bemerkt worden; fah man ſich doch noch zu oft gendrhiget, in den Rejolurionen Äber bie 
Unleibenstabellen ſpecielle Weifungen an die Aemter über diefen Punkt zu erlaſſen. Manche 
Aemter glaubten genug gethan zu haben, wenn fie diefe Columne mit einem Fehlſtriche durd: 
zogen oder gauz offen Tiefen, ohne daß auch ‚die Löniglihen Reutaͤmter Die geringfte Erwähs 
mung don dem grundiserrlichen Gonfenfe machten. 


Es wird daher Nachftebendes ein für allemal bemerkt: 


Die grundberrlihen Conſenſe follen den Anleibenstabellen in der Regel ſchon beige: 
legt werden. Wenigſt muß doc, wenn ſolches noch wicht gefchehen kann, bemerkt werden, 
daß ber Gonjens nachgeſucht worden fey, oder noch werde nachgefucht werden. 


Ale Conſenſe, welche nicht den Auleihenstabellen find beigefügt worden, muͤſſen 
wenigſt der naͤchſten Kirchenrechnung im Abſchrift beigelegt werben. Keine Admiuiſtrativ⸗ 
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Behdrde hat kuͤuftig mehr eine Anleihenstabelle einzufenden, in welcher der grundherrliche 
Eonjens als beiliegend angemerkt ift, ohne. daß er wirklich anliegt. 

Beſonders kommen noch immer BBeifpiele vor, daß felbft Königliche Rentaͤmter bei 
Königlichen Grundanterthanen den grundherrliden Eonfend auch in jenen Fällen fär ent: 
behtlich halten, wo deſſen Beibringung wirklich erforderlich iſt. ‚Einige glauben auch wohl, 
daß fie ihn felbſt im jedem Falle ertheilen Zonen, 


Was das Letzte berrifft, fo werden fie und bie ‚Königlichen Landgerichte —* die 
Verordnung vom 13. Zuli 1784 verwiefen. 


Die Beibringung des Konfenfes überhaupt aber Fann, nad den — 
den kbniglichen Grundunterthanen nur dann machgefehen werben,, wenn dad ‚Anleihen in 
das grundbare Gurt felbit oder zum Anfaufe von Saameu- ‚und Speifegetreid, - oder 
zut Anfhaffung des zur Beſchlagung des "Gutes erforderlichen Zug: und Mutzviehes er: 
weislich verwendet wird, Dieſes verfteht ſich jedoch nur von jenem Falle, wenn eines 
oder das andere der einzige Zwei des Anleihens ift. Wenn aber nody ein anderer Zweck 
zum Beifpiel: Bezahlung von Schulden, oder der grundherrlichen Abgaben Damit ver: 
bunden iſt; fo muß ber Gonjens beigebradpt werden, 


Unter der Verwendung in das geumdbare Gut wird ein Gebrauch des Anleihens 
verftanden, durd welchen biefes grundbare Gut felbft in gutem Zuftande erhalten, 
oder derfelbe verbeffert wird. Mortheile, welche dem Befiger perfbnlicy zugehen, oder dem 
arundbaren Gute zufälig find, kͤnnen nicht ald eine Werbefferung beffelben angefehen 
werden. Die Abzahlung von Schulden, die Hinauszahlung von Heirathöguütern, die Bei: 
faufung von walzenden Gränden, die Abfährung der grundherrlichen Neichniffe, oder des 
Zebentpachtes, und dergleichen find Teine Verwendungen in das grumdbare Gut; wenn ‚gleich 
der Zufammenbefiß von walzenden Erüden, die Tilgung der Echulden, und fo weiter die 
Vermoͤgensumſtaͤnde des Unterthand verbefferu. Anders verhält 26 fi mit der Einlöfung 
ehemaliger Pertinenzftäde des grundbaren Gutes. 

Auf kduigliche Lehenunterthanen laͤßt ſich bie obenerwähnte Befreiung von der Beis 
bringung des Gonfenfes nicht ausdehnen, 

Wenn das Anleihen zur Abzahlung einer Hypotbefichuld verwendet wird, fo kann 
die Veibringung des grumdherrlihen Eonfenfes nur fo ferne nachgefehen werden, als vou 
dem Gläubiger fein Hppothelrecht formlich der darleihenden- Kirde oder Stiftung abge 
treten wird, zur Contrabirung der Älteren Schulden ein perpetuirlicher umbebingter Gone 
fens ertheilt worden, und dieſer noch zur allenfallfigen Production verbanden ift. er 
doch muß von diefem alten Gonfenfe der Wuleihenätabelle eine Abfchrift beigelegt werden, 

Den Grundunterthanen folcher Kirdyen und geiftlihen Stiftungen, welche von den 
Königlichen Rentämtern, oder von den Magiftraten der Kbuiglichen Staͤdte und Maͤrkte ver: 
walter werben, wird durch die Allerhbchite ER des Anleihens von ſelbſt der grund- 
herrliche Couſens ertheilt. 


$. 17. 


Die Art, wie der Acrioftand maß entworfen werden, ti [don durch die Rubriken 
und beigefügten Beiſpiele binlänglich erläutert. 
Nur wird noch befonders bemerft, daß bei den Vürgern in Staͤdten und Märkten 
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immer der Werth der Gebäude beſouders angeſetzt werden muß; weil fie gewöhnlich den 
beträchtlicheren Theil ihrer Realitäten ausmachen; und daher die WVergleichung des Merthans 
faßes mit dem Anſchlage der Brandverficherung um fo möthiger iſt. Berechtigungen zu Ge: 
werben, Verlag, Hanbwerközeug und dahruiß, Viehſtand, und dergleichen konnen hier nicht 
in den Activſtand eingerechnet werben. 

Uebrigend haben die Obrigkeiten bei dem ‚Anfage des Activſtaudes ſich zu erinnern; 
daß auf ihr Zeugniß das Urtheil Über die Sicherheit der Anleihen gegrändet werden muͤſſe, 
und fie hieflr verantwortlich feyen, Sie haben fid) daher nicht mit den eigenen Taxationen 
der Gapitalfucher, noch mit bloßen Vermurhungen zu begnügen; fondern die Kaufös, Webers 
gabös und Fnventaranfhläge zum Maafftabe zu nehmen; wenn nicht zu viele Zeit dazwi⸗ 
ſchen verfloffen ift, oder durch Abfchleif der Werth fich gemindert, durch Befferungen erhöht 
bat, oder andere Bedenken vorwalten. Die Meprung des Werthes durch Melioration,, vodir 
die Minderung durch Wbfchleife, ift numerär anzugeben, vielmehr hienad) * wirlliche Werth 
zu beſtimmen. 

Wenn neue Gebäude ſollen hergeſtellt werden, iſt ihr Werth, — ſie nach der 
— Herſtelluug haben werden, nach dem Zeugniſſe der Werkleute zu beſtimmen, und 
der wirkliche Werth der mir dem Anleihen erfaufenden Städe (wenn der Käufer aus feinen 
Mitteln zum Kauffhillinge etwas zufchießt) ebenfalls zu bemerken. 


6. 18. 


Bei dem Paſſivſtande werden umter den privilegirten Schulden alle jene verftanden, 
welche entweder vermdg eines Vertrages zwifchen dem Gläubiger und dem Schuldner, oder 
aus einer Begünftigung der Gefege ein Hypothekrecht mit oder ohne Borzugsrecht vor den 
älteren Hypothekſchulden genießen, oder mir andern Worten: alle jene welche nicht bloße 
Eurrentfchulden find, oder nur ein einfaches perfbnliches Privilegium lediglich vor den Eur; 
rentſchulden in der 10. Claſſe haben. 

Da an der genauen Unterſcheidung der privilegirten und unprivilegirten Schuldpos 
ften fehr viel gelegen ift, beſonders wenn der Schuldenftand ſchon etwas beträchtlicher ift, 
oder das Anleihen zur Abzahlung einer Schuldpoft foll verwendet werden; fo iſt bei ber 
Entwerfung des Paflivitandes mit Beſtimmtheit und Gemauigfeit zw verfahren, und find 
nicht etwa, zum Beifpiele: ausgemachte Heirachögiiter, oder. fogenaunte Kindergelder, unter 
bie Eurrentfchulden zu fegen, wenn fie, wie ed gewbhulich ift, unter der. Verfchreibung des 
Vermoͤgens im Allgemeinen ober ded Gutes im Befonderen, bevungen find. - 

Uebrigens verfteht es fih, daß das gefuchte Anleihen nicht in den Paffivftand eins 
zurechnen fen. 

Wenn von Einwohnern der. Refidenzftadt. Miinchen Anleihen ald Ewiggeldcapitalien 
gefucht werden, fo ift es nicht genug, daß. der Paflivftand, ober die .privilegirten und uns 
privilegirten Schulden überhaupt angezeigt werben, fondern es muͤſſen die ſchon beftchenden 
Ewiggeldcapitalien, und die allenfallfigen Hyporhefcapitalien befonders ausgeworfen, und, 
ruͤckſichtlich der leisten, bemerkt werden, ob die Hupothefgläubiger durch das Erwiggeldanleiben 
werden hiutangerichtet werden, oder ob fie in die neue Aufnahme eined Ewiggeldcapitald 
einwilligen. Diefe Einwilligung muß auf eine legale Art docitt werden. 


$. 19. 
Kein Gapitalfucher , welcher wicht der Brandaſſecuranz-Geſellſchaft beigetreten iſt, 
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foll zu einem Anleihen begutachtet werben, das Nämliche verfteht ſich von bemienigen, welche 
ihre Gebäude nach einem offenbar zu unverhältnißmäßigen Anfchlage habe einfchreiben laſſen. 
Auch diejenigen, welche die Gebäude erft ganz neu, oder in einen beflern Zuftand herftellen 
wolfen, muͤſſen diefelben in das Gatafter eventuel mir einem verhäftuißmäßigen Anfchlage 
eintragen faffen, wenn folches gfeih unter dem Affecuranzjahre gefchehen muß. 


Jedes bewilligte Anleihen, muß durch die Obrigkeit in dem Brandaſſecuranz Cataſter 
vorgemerkt ‚ und beſonders, wenn ber größte Theil des Activſtandes auf den Gebäuden be— 
ruht, im die naͤchſte Gppothefenanzeige gebracht werben. Allen Obrigkeiten ift von felbft 
befannt, daß fie feinem ſolchen Kirchenfchuloner den Austritt aus: der Brandaſſekuranz⸗ 
Befelfhaft, oder die ‚Verminderung des —— — geſtatten la ehe das 
—— mit allen * — iſt. 
$ 20. 

Welche Berzinfung der Schuldner Teiften wolle, ift jebesmal in ber geeigneten Co— 
fumne auszudräden, und nicht, wie es bisher oft gefchehen ift, das Procent ganz mit Erill: 
fhweigen zu umgeben. Die adminiftrativen Behdrden haben bei dem Gutachten daffelbe 
ebenfalld zu beftimmen. Ä 


$. 21. 

Der Zweck des Ausleihens muß beftimmt angegeben, und befonders, wenn er in 
‚ber Abzahlung von Schulden befteht,. der Betrag umd die Eigeufchaft der zu zahlenden Schuld, 
ob- fie nemlich eine privilegirte ‚oder umprivilegirte fey, bemerkt werden. Die Yurisdictionez 
Behbrden werden fich von felbit befcheiden, daß. in den Fällen, wo der privilegirte Schulvens 
ftand ſchon erwas berrägtlicher it, und eine ſolche Schuld mitteljt des Anleihens ſoll gerilar 
werden, fehr viel auf die Priorirät anfomme; und fie werden deswegen nicht vergefien, die 
gehdrige Anmerkung zu machen. Wenn das Anleihen-zur Bezahlung eined Kaufſchillings, 
oder eines Theils deffelben beftimme ift, fo kͤmmt anzumerken, ob fi) der Verkäufer im 
den Kaufichilling wor der Ausantwortung ein fpecielles Unterpfand, ober etwa gar das Eis 
genthum vorbehalten habe. Hierauf ift dann in der Folge bei der Abtretung des Rechtes 
von einem folhen Verkäufer an bie darleihende Kirche oder Stiftung ber gehörige Bedacht 
zu nehmen, 


$. 22. 


Menn glei in dem Formulare nur von dem fpeciellen Unterpfande die Erwähnung 
gefcbieht; fo verftehr es ſich doch von felbit, daß für jedes Anleihen das Bermdgen des Gas 
pitalfucherd und feines Eheweibs auch überhaupt muͤſſe verfchrieben werden, "Mas dad ſpe⸗ 
cielle Unterpfand felbft betrifft, fo verfchafft die BVerfchreibung einzelner Städte allein in der 
Megel keine hinlängliche Eicherheit; weil fie dem Verkanfe weit mehr unterworfen find, und 
die Erfahrung lehrt, daß bei dergleichen Käuferm oft auf die Hppothefbärbe vergeſſen, und 
in ber Folge zur gefeglichen Verjährung, oder doch zu Streitigkeiten Anlaß gegeben wird. 

Obſchon alfo zum Weifpiele in dem Halle, daß das Mnleihen zur Erkaufung 
eined einzelnen Grundſtuͤckes verwendet wird, dieſes Grundſtuͤck allerdings fpwiel muß vers 
fchrieben werden, um der barleihenden Stiftung jenes Vorzugsrecht zu verichaffen, welches 

. der Judiciarcoder im 20. Hauptſtuͤcke 9.5. No, 4. beftimmt; fo muß doch die Hauptrea: 
litaͤt nebenher ſpeciell wenigft fubfidiarifch verfchrieben werden. 
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$. 23. 


Wenn nun die nach obiger Vorfchrift verfaßten Anleihensrabellen von den admi— 
niftrativen Unterbehdrden,, in Gennäßheit der Paragraphe 3., 6., 7. und 12. eingefendet 
werden, fo haben fie das Gutachten nicht mehr auf die Tabellen felbit; fonderu auf einen 
befonderen Bogen, und zwar mit Beifügung eines Duplicats zu fegen, und ſich hiebei 
nach dem beigefügten Formulare zu achten. Diefes Formular enthält auf der erften Seite 
eine Anzeige über jene Baarſchaft, welche dermalen zum Ausleihen bereit liege; auf der 
zweiten Seite idmmt dad Gutachten über jeden in dem nleiheustabellen vorgetragenen 
Capitalſucher zu ſetzen. Hiebei ift es nicht nbrhig, die Namen der Capitalſucher zu wies 
berholen; ſoudern es werden mur die Zahlen vorne augeſetzt, unser welchen‘ jeder im ver 
Tabelle vorgetragen iſt. Auf der dritten Seite wird der Raum zur Beifügung der Als 
terhdchitem Genehmigung offen gelaffen, mit welcher die adminiſtrative Unterbehoͤrde das 
Duplicat zuruͤck empfangen wird, Eben defmwegen it das Gutachten nicht zu enge zu 
ſchreiben, zwiſchen jedem Gapitalfucher ein Heiner Zvoifchenraum zu laffen, und, wenn 
es udthig ift, ein Bogen mehr zu nehmen. 


g. 24. 
Soviel bie Anzeige der Baarfchaft betrifft, wird den Admiuiſtrationen das Nachſtehende 
noch befonders bemerkt: 
Unter dem Ueberfchuffe der ordeutlichen Rente iſt nur jene gemeine Baarfchaft vers 
fanden, welche nicht zu dem eigenen Ausgaben der Kirchen und Stiftungen nothwendig iſt. 


: Die Adminiftrationen haben daher das laufende Beduͤrfniß der ihnen anvertrauten 
- Stiftungen, fo wie dad kuͤnftige bis zum wahrfcheinfichen Einfluffe neuer Gefälle wohl in 
"Beberlegung zu ziehen, und beſonders auf die Zuruͤckzahlung felbitiger Papivcapitalien, dann 
frühzeitige Wendung der Baufälle ben Bedacht zw nehmen, 

Es verſteht fih von feldft, daß vor allem die Anleihen aus ben zurädbezahlten 
ober neu geflifteten Capitalien muͤſſen beftritten werden, 


5. 25. 


Da vie unterzeichnete Euratel durch den 5. Punct der erwähnten Allerhbchiten Ver: 
ordnung vom 27. April angewiefen ift, jene heimbezahlten Gapitalien, für deren Mieders 
anlegung ſich Feine Gelegenheit darbierer, zur Etiftungscenwwalcaffe zu geben, welche für 
die Fructification ohne Zeitverluft Sorge tragen wird; fe haben die Aominiftsationen in 
dem unvermutheten Falle, daß fih um die heimbezahlsen Capitalien Feine, oder micht ges . 
nug Eapitalfucher finden, oder nicht ſo viele Anleihen wuͤrden genehmigt werben, biefels 
be, ober den Reſt (wenn er nicht im zu Heinen Beiträgen befieht) zum Kirchenadmini⸗ 
ftrationsdepofitionsamte einzufchiden, und zugleich einen Eurzen Bericht zu erftatten; damit, 
wenn biezu feiner der immer ſich bei der unterzeichneten Curatel meldenden Capitalſucher 


konnte begutachtet werben, felbe ohne weiters zur gedachten Eentralcaffe koͤnnen hinuͤber 
gegeben werben. 


$. 26. 


In Rücfihe auf dasjenige, was nach erfolgter Alerhöchfter Genehmigung der 
Anleihen, ſowohl von den Gerichts s als den abminifirativen Unterbehörden zu beobachten 
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ift, werden fie zwar uͤberhaupt auf die Gefege und früheren Verordnungen, namentlich auf . 
jene vom 17. Februar 1804 verwiefen. Damit aber die Allerhöchfte Genehmigung in Zus 
kunft kürzer koͤnue gefaßt, und Feine fo weitläufigen Refolutionen, wie ed bisher oft ndrhig 
war, über die Anleihensgeſuche müffen erlaffen werden, io wird ein für allemal Nach— 
ſte hendes vorzüglich bemerkt: 

$. 27. 


Ueber Anleihen, welche mehr als hundert Gulden betragen, muß ein ordentlicher 
Sculdbrief errichtet, die Übrigen aber zum Prorocolle verfihert, und ein Auszug auß dies 
fem Protocolle in die Zechfchreine, fo wie dahin alle Schuldbriefe, gelegt werden. Ihre 
Verwahrung und Befchreibung wird den Adminiftrationew zur befondern Pflicht gemacht, 


$. 28. 


Bei der Verficherung find die Zwecke des Anleihens in allen jenen Fällen vorzuͤg⸗ 
lid) auszudruͤcken, wo die Verwendung zu diefem Zwede eine befondere gefegliche Wirkung 
zum Beten des Gläubigers hat, oder die Königlichen Grundunterrhanen von ber Beibringung 
des grumdherrlichen ausdrücklichen Eonfenfes zur Verfchreibung befreit; zum Beifpiele: wenn 
die Unleihen zur Miederherftelung oder Unterhaltung der Gebäude, zu ganz neuen Bauten, 
zum Kaufe von Gütern , einzelnen Stuͤcken, Zehenten, und dergleihen, zur Einldfung- von 
Pertinenzſtuͤcken, zur Gultur grundbarer Stuͤcke, zum Anfaufe deö Zug + und Nutzviehes, 
oder ded Saamen- und Speifegetreives beſtimmt find. 


$. 29. 


Wegen der Gonflituirung einer Generals und Specialbypotbef, dann wegen des 
weiblichen Verzichtes wird fih auf die Paragraphe 14 und 22 bezogen, 


$. 30. 


Wenn Hypothekſchulden mit dem Unleipen bezahlt werden, fo bat der vorige Gläu: 
biger nicht nur feinen Schuld » oder Friftenbrief auszuhändigen, fondern auch fein Hypothek: 
und Vorzugsrecht formlich abzurreren. Wenn mun das Anleihen die Eumme von 100 fl. 
nicht überfteige, jo iſt dieſe Abtretung, refpective der Transport, auf den eingezogenen alten 
Schuldbriefe vorzumerken, und zugleich zu prorocolliven; bei größeren Summen aber ein form— 
liher Transportbrief zu errichten. Bei der Bezahläng von nicht privilegireen Schulden hat 
die Obrigkeit wenigftend die Sorge zu tragen, daß die Schuld wirklich gerilge werde, Nach 
den Umftänden wird diejelbe willen, zur mehreren Sicherheit das Anleihen von der admini: 
ftrativen Unterbehörde felbft zu erheben, und fir die BVefricdigung des vorigen Gläubigers zu 
forgen. MUebrigens wird ſich, wegen der Bälle, wenn Schulden, die vom Kauffchillinge ber: 
rühren, durch das Anleihen bezahle werden, auf den J. 21. bezogen, m 


9. 31. 


Die Verwendung des Anleihens muß vorzäglih in jenen Fällen bergeftellt werden, 
wo fid eine geſetzliche Wohlthat für die darleibende Kirche oder Stiftung auf dem Beweife 
der Verwendung griudet, wie, zum Beifpiele, bei neuen Bauten, bei Reparirung der Gebäude, 
bei dem Ankaufe von Realitäten, uud dergleichen. Die eingezogenen Haudwerkskarten, bie 
mis den MWerfleuten gehaltenen Protocolle und andere Behelfe zum Beweiſe der Vers 
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wendung find den Adbminiftrationen mit den Schuldbriefen oder Protorolldauszägen zuzuſtellen. 
Auch wird fih auf den $. 16., ruͤckſichtlich jener Fälle, bezogen, in welchen den Kbuiglichen 
Grundunterrhanen gegen erweitlihe Berwendung die Beißringung des grumdherrlichen Eon 
ſenſes nachgelaffen wird, 

6. 32. 


Wegen der Vormerfung der Anleihen in dem Brandaſſecuranz-Cataſter ift fdhon in 
dem 19. Paragraphe das Nöthige enthalten. 


$. 33. 


Wenn Anleihen nur auf eine gewiffe Zeit bewilligt oder in Friften wieder muͤſſen 
beimbezablt werden, ift biefed in den Rechnungen zu bemerken. 


$. 34. 


Für die genaue Befolgung alles deffen, was bisher gemeldet, und ſchon früher if 
vorgefchrieben worden, werden die Yurisdieriond: und Wominiftrationsbehbiden perſdulich 
verantwortlich gemacht. Die Adminiftrationen haben, wenn fie von den Furisdictionébehoͤr⸗ 
den die Schulpbriefe und Protocolldauszüge erhalten, Acht zu tragen, ob fie nach den vors 
bergehenden Regeln verfaßt, und das Gebörige, zum Beifpiele, die Bebelfe zum Beweife 
der Verwendung beigelegt jenen. Auſſerdeſſen haben fie die Abänderung oder Entfegung zu 
verlangen, und, wenn diefe nicht geſchieht, Bericht zu erftarten. 


Münden den 21. Mai 1807. 
Kdnigl, KirhenAdminiftrationsratb in Bayern ald Stifrungscuratel. 


(Reg. :Bt. v. 3. 1807 St. 23. ©, 891.) 
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(Formular.) 
| Anzeige 
von dem Königlichen Rensamte, oder Stadt⸗, oder Markiömagiftrate N. über die zur Car 
pitaldanlage. vorhandene Baarſchaft, mit beigefegtem Gutachten über die von dem 
Königlichen Land + oder Stadrgerichre verfaßte Auleihenstabelle für das Rentamt N,, 
des Etats jahres 180%. 


— —— — — t — — — 










Baarfhaft zur Capitalsausleihung 
- bei den Kirchen und geiftlichen Stiftungen des obigen Rentamtes, des Magiftrates. 


Aus zurüdbezahlten Eapitalien. 











— Aus | 
— * — — 
m 
1000 — 600 





Zufammen 1500 fi. 








| 
1 ———— 
! 
I 


Rentamtliches 


ober 
magiftratifcheö Gutach⸗ 
ten über die laud: oder 
jtadtgerichtliche Anlei⸗ 
henstabelle. 






Gene 
Allerhoöchſte ei 


Genehmigung. | Capital. 


3ur Nummer, 
Zur Nummer. 





72* 


500 - Abth. XI. Abſchn. I. Tit. 1. Cap. U. 6. 338. 


Sirden - An 
vom koͤniglich Bayeriſchen Land: 
für das Monat N. 



























































Ye Hi iv ft an v 
Bitrefteller, J 
Sldeſſen Tauf-, Ge: eng Grund: 
= — nn * oder herrlicher | Hauptrealitat Einzelne Stücke 
Z| Stand u Mohn: barkeit. |freies Ei⸗ Eonfens — Zugeho⸗ und 
F Pi genthum. — — ihr ſWerth derſelben. 


Beiſpiel 
1) Franz Hopfner, Zum | Haupts Liegt hie Ein ganzer Hofl6 Tagwerke Holz:16950'— 



















— Kern zu | Landge- | realität ei, | zu 6000 fl grund zu 150|l. 
irchdor richte zum oder ober 

Rent: [wird er: | ein Viertelhof — he h. 

amte bolt wer⸗ ꝛtc. 
den, — zwei⸗ 

die einzel⸗ oder maͤdige Wieſen 

nen ſiſt Feiner zu 300 fl 

Stückeerforder— Summe 950 fl. 

freieigen.] Lich. 





Schuhmacher zu Stadtge⸗ Grund: ein Hausgarten 


Straubing. rid)te | barkeit. 100 fl. 
Summe 1600|. 


I Hausbäf,] Zum is Ohne Unudthig. Ein Haus 1500 fl. Bin Arnim iu 1650) — 
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leibens:-Tabelle 
gerichte (Stadtgerihte) M. 
des Etatöjahres 1805. 





Paſſivſtand. Ver⸗ 


bleibe Brand⸗ Große | Bersin: 

reiner [verfiches] des | fung 3wed — 
Vermo⸗] rungs⸗Anlei- vom Sr pecie 
gende Janſchlag] hens. Hunder: 


Unterpfanb. | 


ftand, Anleihene. 





ee 
| 





1500/—]| 500 


| 
| | | 
— 2000 — 14950 LI — rs 4 —| 3ur Bezahlung Der ganze Hof, 


| 
| 


ten Schuld. 
— [1000| - | 250|—| 4 |—| Zum Verlage. |Das Haus famm 
Garten und dem 
| 
| 





200|—1 150 —| 350) — [1300 








Krautlande. 
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$. 834. 
(Die Berzinfung der Metivcapitalien der Stifungen und Gemeinden betreffend.) E 
Mm J, K. 
aan Wir finden Uns auf den von Unferm Miniſterium des Junern in ſeiner Eigenſchaft 
als oberſte Staatscuratel des Stiftungs- und Gomumalvermdgens gemachten motivirten Ati: ; 
trag bewogen , über die Derginfung,der Activcapitalien, der-Griftun gen-und 
Gemeinden fowohl zur Beförderung. des Privatwohlſtandes, ald zur Herftellung einer ads 
miniſtrativen Gleichfbrmigkeir eine: allgemeine Reglementarverordmun 8 zu geben, 
wie folgt: . 
A. 
Gür die, Stiftungen. — 


Die Activcapitalien der Stiftungen, welche bei ben Staatsfinanzcaffen, 
und bei den Eommunalcaffen anliegen, werden nach 4 vom Hundert verzinfet. 


u. 


Die Stiftungen des Eultus, der Erziehung und des Unterrichted, und der Wohl: 
thätigfeit entrichten die Zinfe für ‚ihre wechfelfeitigen Gapitalöforderungen unter ſich 
gleichfalls nach 4 vom Hundert. 


III. 


Die oͤffentlichen Banks und Leiheanſtalten und die Privaten bezahlen die 
Zinfen von dem bei ihren aufliegenden Gapitalien der Stiftungen nah 5 vom Hundert. 

Die bei Privaten in der Stadt München anliegenden Ewiggeldcapitalien 
der Stiftungen find hievon nicht ausgenommen; dagegen wird die Steuer, fo lange diefe 
hievon entrichtet werden muß, von dem Gtiftungsvermdgen getragen. 


- IWW. 


Es bleibt der oberften Stiftungscuratel vorbehalten, die Gapitalien der Stiftuns 
gen, welche erweislih der Landwirthſchaft als der dem Staate wichtigften Theile der 
Probuction gewidmer werden, in einzelnen Fällen auf beftümmte Jahre nad 3, und nach 
Verlauf derfelben nad 4 vom Hundert verlichen. 


V. 


Genen Gutsbeſitzern, welche bereits vor dem Etatsjahre 1806/7. aus dem Ders 
mdgen der Stiftungen; Yetivcapitalien unter. dem regulativmäßigen Zindfuffe, uud zwar aus 
befondern Ruͤckſichten erlittener Befchädigungen, durch Brand, Totalfchauer, Vichefall, 
Ueberfchwenmungen, oder in Rüädficht der. bei dem Antrirte eined verwahrloften Guts über: 
wommenen fchweren Bürden auf eine beftimmte Zeit erhalten haben, werden diefe Gapi: 
talien nach dem bei der urfprünglicen Verleihung regulisten Zinsfuſſe bis: zum Ablaufe 
bed feftgefegten Zeitpunktes belaffen. 


Ein Gleiches tritt für die an Coloniſten verlichenen Capitaliea ein, deren Verzin⸗ 
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fung ebenfalls nach der urſpruͤnglichen Verleihungsurkunde behandelt, und wicht früger auf 
den regulativmäßigen Fuß gefeht wird, als bis der zur geringern Verzinſung gegebene Ter⸗ 
min verfloffen ift. 

In dem Falle, wenn folden Gutsbefigern ein Termin fir diefe geringere Verzin⸗ 
fung nicht gegeben ift, wird diefer gleichzeitig auf den Eintritt der definitiven Grund 
feuer feftgefegt. 

VI. 

Die Begünftigung einer Eapitaleverzinfung nah 4 vom Hundert kann auch in 
einzelnen Fällen dem Zwede neuer Bauten, welche zu einer entſchiedenen Gemeinnigs 
igkeit oder Verſchdnerung gereichen, gewährt werden, 


Vu, 


Diefelbe Begänftigung der Verzinfung nah 4 vom Hundert genießen die € a: 
pitalsfriften bei Veräufferung der Stifrungsrealitäten. 

Der für die Geldentrihtung des Sloragrundzinfes als Minimum angenommene Nors 
malpreis bat zur Abſicht, von dem auf dem Grunde liegend verbleibenden Ca— 
pitale eine Verzinfung nah 5 vom Hundert ficher zu ftellen. 

VIII. 

Ale vorſtehenden für die Capitalien der Stiftungen unter Kbnigliher Adminiſtration 

gegebenen Beftimmungen treten IM die Patrimo nial-⸗Stiftungscapitalien im gleiche 


Anwendung. 
B. 


Für die Gemeinden 


IX. 


Die Uectivcapiralien der Gemeinden, melde bei den Finanz: Gtaatdcaffen, bei 
Stiftungen, bei CEomunalcaffen, und bei Privaten der eigemen Gemeinde an: 
liegen, werden nah 4 vom Hundert verzinfer. 


X. 


Die dffentlihen Banks und Leibanftalten und die Privaten, welche nicht 
zu jener Gemeinde gehbren, aus deren Vermögen das Darleipen gegeben wird, bezahlen bie 
Zinfen von den aufgenommenen Comunalcapitalien nah 5 vom Hundert. 


xl. 


Die der Landwirthfhaft und den Neubauten bei der Stiftungscapitalien 
eingeräumten Begünftigungen des Zinfefußes Fonnen auch bei den Gomunalcapitalien zugeftans 


den werben. 
XII. 
Die bei den Verkaͤufen der Stiftungsrealitaͤten angenommene Verzinſung der Ca— 


574.00 Mbfchn. Xl. Abth. I. Tit. I. Cap. IL $. 334. und 395. 336. 


‘ 


pitalöfriften, und des liegend verbleibenden Capitals wird bei: den Berfäufern der. Eos 
munalrealitäten gleichfbrmig angewendet. 


C. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
XIII. 


Das gegenwaͤrtige Regulativ des Zinſenfußes tritt in der Regel allenthalben mit 
dem Unfange der naͤchſten Zinszeit im feine Wirkung. 


’ 


XIV. 


Es foll eine gleihe Verfallzeit aller Capitalzinfe erwirft, und dadurch ſowohl 
die Perception ald die Verrechnung erleichtert werden, 

In Folge deffen follen alle, im der. erften Hälfte des gegenwärtigen Etatsjahrs 
1808/9 laufenden Eapitalszinfe ratenmäßig bis zum 1. April 1809 berechnet, und bie 
bis dahim treffenden Maren im Laufe. des Monars April 1809 erhoben werden. Die neue 
Zinszeit lauft biernah vom 1. April 1809 bis zum 1. April eines jeden folgenden Jahres 
dergeftalt, daß alle Zinfenberräge unter 50 fl. am 1. April eines jeden Jahres zu 
ganz; alle Zinfenbeträge aber, welde 50 fl. erreichen, vder überfteigen in zwei 
balbjährigen Hälften und zwar die erſte am 1. Dctober und die zweire am 1, April 
eines jeden Etatsjahres zu, entrichten find, 

Die Zinfen von den in ber Zukunft newerlich angelegt werdenden Gapitalien wer: 
ben jedesmal nad) den nämliden Mormen berechnet und erhoben, und dadurdy auf bie 
allgemeine Normalzinszeit zuruͤckgebracht. 


XV. 


Von der in dem vorſtehenden Artikel regulirten Normalzinszeit find die Zinfen der 
Gapitolöfriften ausgenommen,, welche jedesmal am Tage der verfallenen Gapitalöfrift zugleich 
mit der ſchuldigen Gapitalsrate entrichtet werben, , 


Gegenwärtiges Zinfenregulativ laffen Wir dur das Regierungsblatt zur allgemeinen 
Kenntniß bringen, ‚ 


Münden den 16. Januar 1809. 
Ra.-Bl. v. I. 1809, Et. 11, S. 258, 


$: 335. 
4306. 
9 (Die Ueberlaffung der den Stiftungen verpfändeten Realitäten an Zahlungsſtatt betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeftdt des Kbnigs. 


Es hat ſich mehrfältig gezeigt, daß manche Schuldner der Stiftungen, wenn fie 
am Kapitalien und Ziufe geKagt werden, genug zu thun glauben, wenn fie ben Stiftungen 
die ihmen verfchriebenen Realitäten für die ganze Zordernnug uͤberlaſſen; wodurd oft, theild, 
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weil der bermalige Werth folder Realitäten den Forderungen nicht gleich fommt, theils weil 
beſonders Häufer dfter lange Zeit nicht wieder zum Verkaufe oder zur Vermierhung gebracht 
werden fhnuen, die Stiftungen beträchtlichen Schaden leiden, Auf folde Fälle wird hiemit 
nachftehende Weiſung ertheiler: 

I 


Keine Stiftung ift gehalten, fi mit der vom Schuldner angebotenen Ueberlaffung 
der ihr verfchriebenen Realität zu begnügen, wenn derfelben Werth die Forderung der Stife 
tung an Haupts und Mebenfache nicht erreicht, und noch ein anders bewegliched oder unbe; 
wegliches Vermoͤgen vorhanden ift. 

u. 


Wenn ſich en Stiftungsſchuldner zu einer ſolchen Ueberlaffung erklärt, fo kann 

verlangt werben, daß bie angebotene Realität durch die Gerichtöbehhrde d i 

Verkaufe. gebracht werde, hröbehörde Öffentlich zum 
UI, 


Reicht der durch die gerichtliche Verfteigerung erlöfete Kaufſchilling zur Tilgung 
der ganzen Forderung nicht hin, fo iſt auf die Augreifung des übrigen Vermogens nad) 
dem Verhältniß „des Abganges anzutragen, wenn auch Feine Generalhypotheke conftituirt wäre, 


IV. 


Im Falle, daß ſich gar kein Kaͤufer meldet, aber doch ein anders Vermögen noch 
vorhanden iſt, iſt die angebotene Realität nur nach dem Schägungswerthe anzunehmen, 
und der Erſatz des Mehrbetrages der Forderung aus dem übrigen Vermögen zu begehren. 
Doch iſt es billig, daß, wenn in der Folge bei. dem durch die Abminiftration gefchehenen 
Verkaufe ein höherer Kaufſchilling 'erzielet wird, der Ueberſchuß dem Schuldner hinausbe: 
zahlt werde, fo weit er nicht von den aus dem Stiftungövermdgen gemachten Repararionen 
oder Beſſerungen herrührt. h Pr 

V. 


Das Generalcommiſſariat hat hiernach auch die Stiftungsadminiſtrationen anzuwei⸗ 
fen, und in den einzelnen Fällen, wo es uͤdthig iſt, durch zeitig erſtattete Berichte die In— 
ftruetion des Kronfiscald zu veranlaffen, 


Minden den 8, Auguſt 1812, 
Staatsminifterium des Junern. 


An 
ſaͤmmtliche Königliche Generalcommiffariate ald Kreisadminiftrationen der Stiftungen alſo ergangaır. 


$ 336. 
(Die geundherrlihen Conſenſe zum Behnfe der Darleihen, beſonders jener aus dem Stiftunge- und Go: 
munalvermögeu betreffend. ) 


Auf Befehl Seiner Majeſtaͤt des Königs. 


Seine Königliche Majefkät Haben auf die unterchänigfte Anfrage, welche Un: 
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wendung dem Mandate vom 13. Februar 1784, und den ſich hierauf beziehenden Juſtrue⸗ 
tionen von 17. Februar 1804, und 21. Mai 1807, in Bezug auf die grundherrlichen 
Eonfenfe zum Behufe der Darleihen, befonderd jener aus dem Gtiftungss und Comunal⸗ 
vermdgen, gegeben werden folle, Allergnädigft zu befchließen geruht, wie folgt: 


I, 


Nachdem das Mandat vom 13. Februar 1784, und die hierauf fich beziehenden 
Inſtructionen vom 17. Februar 1804 und 21, Mai 1807 nur die Darleihen aus dem 
Vermoͤgen der Stiftungen ded Eultus und diefe nur bedingnifweife, wegen bie aus dem 
Mangel eines grundherrlichen Conſenſes entftehenden Rechtsnachtheile verwahren; fo wird ohne 
auf die im Mandate vom 13. Februar 1784 für die bereitö bewilligten Kirchendarleihen 
enthaltene Beguͤnſtigung eine Verzicht zu leiten, hiedurch fejtgefegt: BR 

Daß ein Darleihen aud dem Vermögen der Stiftungen überhaupt, und ans dem 
Vermögen der Gemeinden ohne ausdrädliche Einwilligung des Grundherrn auf eine 
grundbare Realität nicht gelegt, und nicht eher ausbezahle werden foll, ald bis ber grund» 
herrliche Conſens ordentlich beigebracht, und derfelbe in der obrigkeitlich errichteten Schulds 
Urkunde angeführt ſeyn wird. 

II. 


I 

Diefer Eonfend wird von den Kreis- nnd Dberadminiftrationen ftillfchweigend 
ertbeilt, wenn das Darleihen dem Grundholden einer Stiftung, oder dem Grundholden 
einer Gemeinde aus dem Vermdgen der Stifrungen oder der Gemeinden bewilligt wird. 


II, 


Die Privatcreditoren moͤgen zur Sicherheit ihrer Darleihen, welche fie den Grunds 
holden der Stiftungen und der Gemeinden"gewähren, die Beibringung der grundberrlichen 
Gonfenfe felbit verlangen, und fi dadurch gegen den im 20. Capitel 9. $. Nr. 3. der 
Gerichts- und Gantordnung bezeichneten Rechtönachtheil verwahren. 


Diefe Alerhbchfte Beſtimmung wird durch das allgemeine Regierungsblats zur 
Kenntniß gebracht. 


Minden den 16. Wuguft 1812. 
Staatöminifterium ded Innern. 


Reg.⸗Bl. v. J. 1812 St. 46. S. 1461. 


8. 237. 


5173, ; 
(Die grundherrlihen Eonfenfe zum Behufe der Darlehen betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeflär des Kbnigs. 
Auf den Bericht der Kreisadminiftration der Stiftungen und Comunen bed Rezat⸗ 
freifes vom 10. September d. J. 
in Betreff der grundherrlichen Tonfenfe zum Behufe der Darleihen 
wird befchloffen, 
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Nachdem die auf Erblehen und Erbzinsguͤtern im wormaligen Fürftenthume Ansbach 

ruhenden Schulden, welche zwei Drittheile des Werthes diefer Guͤter nicht üÜberfteigen, durch 

bie Allerhoͤchſte Verordnung vom 29. Auguft 1806 dort, wo die preußifch = ansbachifdye 
Hypothekenordnung hefteht auch ohne Conſens der Erbzinsherrn das gefeßliche Hypothekeu⸗ 
recht erlangen, und hiernach verſich⸗rt find, fo behält es hiebei, und mit Umgehung der. 
neuerlichen Allerhöchften Verordnung vom 16. Augum v. J. um fo mehr fein Werbleiben, 
als diefe neuerliche Verordnung nur die Verfiherung derjenigen Stiftungs— und Koftunals 
Xctivcapitalien zum Zwede hat, welche das Hypothekenrecht ohne den grundherrlichen Eon: 
ſens gefeglih nicht erhalten. 

Es fol übrigens ein Capital auf Erblehen und Erbzinsgäter aus dem Stiftunges 
und Comunälvermdgen nicht bewilligt werden, wenn mehr als zwei Drittheile des Guͤter— 
werthed belaftet würden. 

München den 22. November 1812: 

Staatsminifterium ded Innern. 
An 
das Generalcomniffariat des Rezatkreiſes als Kreisadminiftration der Stiftungen und Comunen 
alfo ergangen, j 
Ausgefprieben vom Generalcommiſſariat des Rezatkreiſes am T. December 1812, 


(Die Unterftübung für bie durch Hagelfchlag verunglüdten Stiftungsgrundholden betreffend). 
Auf Befehl Seiner Majeftär des Konigs. 


Auf den Bericht ded Königlichen Generalcommiffariats vom Sfarfreife in München 
ald Kreisadminiftration der Etiftungen, den 19. December v. Jahrs: 
im Betreff der Anlehensbewilligung für die durch totalen Hagelichlag verungläds 
ten, und vor der Aufnahme des neuen zum Anfaufe von Saawen: und Epeifes 
getreide beflimmten Gapitald ſchon zur Hälfte ihres liegenden Vermoͤgeus vers 
ſchuldeten Stiftungsgrundholden, 

wird befchloffen wie folgt: , " 

Die Königliche Kreisadminiftration wird ermächtiget, den eben bezeichneten Stif⸗ 
tung@grundholden zu dem ausgedruͤckten Zwecke mäßige Anleihen von 50 bis höchftens 100 fl. 
entweder in Baarem oder mittelft Fruchtvorratheds auch gegen geringere ald die vorfchriftmäs 
Bige fünfprocentige Verzinfung , jedoch unter der Bedingniß der fichern Zuruͤckzahlung aus 
den Früchten der naͤchſten Erndte zu bewilligen, bei weldyem Anlchen jedoch der Vollzug 
der beftehenden Beftimmungen in Hinfiht auf Errichtung gerichtlicher Schuldverfchreibuns 
gen, auf Suferirung des Aulehenszweckes in den Obligationen und auf Einziehung der Be: 
weilemittel über die wirklich gefchehene Verwendung des Anlchens zum Zwede nicht auffer 
Acht zu laſſen ift. ’ 

Hiernach hat das Königliche Generalcommiffariat des Iſarkreiſes fogleich den in 
der Anlage zurädgehenden Bericht der Diftrictsadminiftration Wafferburg in Bezug auf das 
Anlehensgeſuch des Stiftungsgrundholden Veit Gandner zu beſcheiden. 

>. Münden den 16. Jauuar 1813. 
Staatöminifterium des Fnnerm. 
F An F 
das Königliche Generalcommiſſariat des Iſarkreiſes, als EEE Stiftungen, alfo ergangen. 


578 Abth. XL. Abſchn. I. Tit. L Cap. IE. $: 339. 340. und 341. 
8. . 
(Die zur Sicherung der ausgeliehenen —* zu nehmenden Maaßregeln betreffend). 


Auf. Befehl Seiner Majefdr des Konig⸗e. 

Die oberfte Staatscuratel dor Seifuungen hat die Ueberzeugung erhalten, daß nicht 
ſelten bedentende Otiftungscapitalien, wegen Mangel zureichender Hypotheken bei eingetres 
tenen Vergantungen der Schuldner bald zu ganz, bald zum Theile, zu Verluſt gegangen 
find, indem biefelben entweder auf Wechfel, oder gegen bloffe Handſcheine und andere uns 
zureichende Certificate, urfpränglic angelegt worden find. 

Um die Nachtheile, welde aus Mangel der nbrhigen Vorforge fr das Stiftungs: 
vermögen bei Eoncurfen nothwendig entfpringen milffen, möglichft zu entfernen, ‚follen die 
allgemeinen und befondern Stiftungsadminiftrationen angewiefen werden, für die Sicherheit 
derjenigen Gapitalien, weldye bei Privaten ohne Hypothek angelegt worden find, dadurch 
ndglichft zu forgen, daß von den Schuldnern entweder foͤrmliche Schuldobligationen oder 
andere diefelben fupplirende Urkunden ausgeftellt, oder in dem Falle, daß diefe Maafregelu 
wegen den Vermögensumftänden der Schuloner nicht Mehr entfprechen follte, die Gapitalien 
unverzüglich gerichtlich aufgefündet werden. 

Die nämliche Vorforge ift auch auf die Xetivcapitalien der Comunen audzudehnen, 
und die Admiuiſtrationen follen für den Vollzug verantwortlich erklärt werden, 


Minden den 12, Februar 1814, 


Sraatöminifterium des Gunern, 


Un 
das Königliche Generaleommilfariat der Stadt Nürnberg als Oberadminiftration der Stiftungen und Comu— 
nen alfo ergangen. 

Ausgeihrieben von dem Generalcommisariate des Unterdonanfreifes unterm 26, Febrnar 1814, Re: 


gierunasbintt S. 09. 


$. 310. ; 
er — ter Appellationsſumme in Forderungen ter Stiftungen betreffend). 
mM. J. K. 


Wir genehmigen den mir Bericht vom 10., praͤſentitt den 26. November vorigen 
Jahrs Uns vorgelegten, und nach den Reſultaten der Stimmenmehrheit geſtellten Antrag, 
nach welchen in Faͤllen, wenn im Namen mehrerer Stiftungen in einem und dem naͤmlichen 
Gravaroriallibelle und aus gemeinfhaftlidhen Gründen gegen ein Prioritaͤtsurtheil appellirt 
wird, die Appellationsſumme nicht nad dem einzelnen Forderungen für jede einzelne Stif: 
rung, fondern nady dem Betrag aller Forderungen ter gemeinſchaftlich —— Stiftun⸗ 
gen zuſammen genommen zu bemeſſen feyn ſolle. 

Wir haben jedody die Morivirung und Rechtfertigung: diefes Says nicht fo vin 
in der wandelbaren Modalitaͤt des Organismus für die Verwaltung des Stiftungsvermd⸗ 
gend, noch in dem tempordren Beſtande eines Generalteſervefonds der Stiftungen, fondern 
in den bleibenden WVerhäftniffen gefunden, daß ein Stiftungscapital für einen Privaten nicht 
immer aus den Baarfchafren einer einzelnen Stiftung gebilder werden könne, fondern- gauz 
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"gewöhnlich and dem Vermoͤgen aller Stiftungen eines Orts oder Bezirkes zufammengetragen 
werben muͤffe, befonders in dem gegemmwärtigen Zeiten, in welchen ältere Capitalien nicht zus 
rilc@bezahlt werden, und deöwegen die neuern gewöhnlich mar aus diſponibeln Rentenbers 
ſchuͤſſen aufgebracht werden kdunen, wie 3. B. zu einem Capitale von 500 fl. für einen 
Lahdınann, wenn demfelben in einem Unglüͤcksfalle augenblidlich geholfen werden. ſolle, ges 
wöhnlih mehrere Stiftungen beitragen, wobei zufällig eine einzelne Stiftung nur 30 
oder 40 Gulden treffen, wenn fie eine höhere Summe nicht entbehren kann, und daher 
diefe Stiftung dedwegen von der Theilnahme an der Appellation in Betreff eines durch ihre 
Beihilfe gebildeten Capitals mit Billigkeit nicht ausgefchloffen werben Fann. 


‚ Bir eröffnen diefed Unferm DOberappellationsgerichte zur Fünftigen Norm in Enl⸗ 
putirung der Appellationsſumme in obengedachten Faͤllen, und werden gegenwaͤrtige Entfchliefs 
ſung den Stiftungscuratelen und Stiftungsfiscalen zur Wißenſchaft mittheilen laſſen. 


Muͤnchen den 18. Februar 1815. 


1" — Staatbminiſterium des Innern, 
An 
das Königliche Appellationsgericht für das Königreich Bayern alſo ergangen. 


| $. 341. 


1642. 
(Die Sicherſtellung der Stiftungsforderungen bei Perfonalveränderungen der Gäterbefiner beireffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Das Allerhöchfte Refeript, welches untern 25. Februar d. Is. im vorftehenden 
Betreffe an das Appellationsgericht des Mainfreifes  erlaffen worden ift, wird den Kreis— 
und Localoberadminiftrationen der Stiftungen hiedurch in Abdruck und unter der Weifung 
zugefchloffen, dasielbe den Diſtriet- umd Localhdminiftrationen zur Kenntniß and Daruachach⸗ 
tung mitzutheilen. . ee 


Minden den 17. März; 1815. 
Staatöminijfterium des Junern. 
An * 
die Königlichen Generalfreiscommilfariate des Königreiches und an- die Commiffariate der, Stadt Nürnberg 
und Augsburg, ald Kreis: umb Rocafoberadminiftrationen der Stiftungen alfo ergangen, 


* 


Abdruck der allegirten Verordnung. 


75. E 
(Die Sicherſtellung der Stiftungsforderungen bei Perfonalveränderungen ber Gutsbeſitzer betreffend.) 


ke Mr I- 8. 


Auf den Bericht vom 24. October und präfentirt 7. November des vorigen Jah⸗ 
res, die Sicherftellung der Stiftungsforderungen bei Perfonalveränderungen der Güterbefiger 
betreffend, erdffuen Wir, daß bei Revijion des bürgerlichen Gefegbuches und Einführung einer 
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allgemeinen und gleichfbrmigen Hppothefenverfafung und Ordnung auch über dad Berhalten 
der Gerichte im dieſer Hinficht auf diefen Gegenftand die beftimmten und nähern Normen 
theild vorgefchrieben, theils fich felbft ergeben werden, 


In dem vorliegenden fpeciellen Falle theilen Wir einftweilen die aus dem Gerichtds 
gebraudhe und der zur Zeit befiehenden Taxordnung ausgehenden Anfichten hierüber folgenders 
maffen mit: 
" I. 


In der ganzen Differenz zwifchen dem Landgerichte zu Neuftadt und ber Stiftungs⸗ 
adminiſtration zu Amberg liegt eigentlich die Frage: 


ob die auf einer Realitaͤt liegenden Paſſivcapitalien in die Urkunde, welche bei 
einer Perfonalveränderung des Beſitzers der Realität errichtet wird, auf den Fall, 
daß diefe Paffivcapitalien dem neuern Beſitzer der Realität uͤberbuͤrdet werden, 
förmlich aufgenommen und in derfelben Urkunde unter der Claufel, sine noyati- 
one prioris juris et hypothecae vorgetragen werden follen und 

ob bei Gantkäufen neue Schuldbriefe unter diejenigen Paffivcapitalien, welche ber 
Käufer übernimmt, ausgeftellt werden muͤſſen oder nicht ? 


Diefer Frage muß nach dem uralten Gerichtögebraudy nach der Natur des Geſchaͤf⸗ 
ted und nad) der Tarorbnung dahin beantwortet werben, daß die auf einer Realität Kaften; 
den und gerichtlich befannten Schulden im einer jeden Urkunde, welche über die Perfonalvers 
Änderung des Beſitzers einer Realität errichtet wird, neuerlich und zwar ex officio vorges 
tragen werden follen, wenn fie bei der Perfonalveränderung nicht getilgt, fondern von dem 
neuen Beſitzer der Realität übernommen werden, und daß die Errichtung neuer Echuldbriefe 
über ältere Paffivcapitalien, welche ein Gantkäufer übernimmt, durchaus nicht erforderlich ſey. 

Die Gründe hiefür find: 

1) Eine jede ordentliche Urkunde über eine Perfonalveränderung des Beſitzers einer 

Realität muß den Preis enthalten, um welchen die Realität von dem neuen 
Befiger Übernommen wird uud ed muß in der Urkunde genau ausgezeigt feyn, 
wie diefer Preis entrichtet werde. Zum Beifpiel: ein Water übergiebt das 
Gut einem feiner drei Söhne unter der Bedingniß, daß der Uebernehmer einem 
jeden feiner zwei Bruder eintaufend Gulden hinaudbezahlen und die in eintaus 
fendfünfpundert Gulden beftehenden Schulden des Guts übernehmen miüffe, in 
viefenm Falle beſteht der Preis oder die Uebergaböfumme in viertaufendfünf 
hundert Gulden und wird bergeftallt ausgezeigt, daß eintaufend Gulden dem 
einen Bruder, eintaufend Gulden dem andern Bruder unter zu beftimmenden 
Modalitäten hinausbezahlt, eintaufendfünfhundert Gulden Ältere auf dem Gute 
verbleibende Schulden von dem neuen Befiger übernommen und eintaufend Guls 
den dem Uebernehmer, als gleichmäßigen Sohn, ftillfchweigend in Händen bes 
laffen werben, . 

Dabei verfteht ed ſich gefchäftsmäßig von felbft, daß der Lebernehmer 
wiffen müffe, aus welchen Poften die Schulden zu eintaufendfünfhundere Guls 
den befiehben, zu diefem Eude werden die theilhabenden Ereditoren unter Bei: 
fügung der Größen des Capitals, des Zinsfußes, der Hypothek, der Zeit ber 
Ausftellung des Echulobriefes und der etwa befteheuden in die Hebergabsfumme 
gleichfalls einzurechnenden Zinfenrädftände in einer jeden ordentlichen Echuld: 
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urfunde genau vorgetragen, und es muß als eine ahndungswüuͤrdige Nachläfs 
figfeit der Gerichtsbehörden erflärt werden, wenn fie dieſe Auszeige und diefen 
Vortrag unterlaffen, 

2) Bon Amtswegen mifen die auf den neuen Befiger übergehenden aͤltern Schuls 
den in die Urkunde aufgenommen werden, weil die Ereditoren von einer Pers 
fonalveränderniig des Beſitzers der ihnen verpfänderen Realität, die Gant aus: 
genommen nicht in Kenntniß gefet find; am wenigften kann ein Eriftungss 
abminiftrator bei einer großen Zahl von Schuldnern oft eintaufend am der Zahl 
von den eintretenden Perfonalveränderungen rechtzeitig unterrichter feyn. 

3) Die Hypothek wird durch die Perfonalveränderung des Beſitzers einer Realität 
eben fo wenig als die Realität felbjt verändert, es laͤßt ſich daher nicht ab⸗ 
ſehen, warum ein neuer Echuldbrief über eine ältere Schuld errichter werben 
folle, wenn fie der neue Beſitzer vertragsmäßig übernimmt, 

4) Durch den Kauf einer Realität auf der Gaut erlöfchen zwar alle Altern Hy⸗ 
pothefen, es verftcht fich aber dabei vernünftiger Weiſe von felbft, daß die 
Hypotheken für ſolche Echulden nicht erlöfchen können, welche der Käufer als 
fortbeftehend anerkennt und übernimmt, der Käufer zieht ja den Betrag dies 
fer Schuld an dem Kaufſchilling ab und tritt dadurch in die Verbindlichkei— 
ten des vorigen Beſitzers ein. 

* Wir überlaſſen dem Appellationégerichte für den Mainkreis das Landgericht Neuſtadt 
in Hinſicht auf den Kaufbrief zwiſchen der Katharina Noder und Michael Böhm auf geeig⸗ 
nete Art anzuweiſen und zugleih zu forgen, daß bei den Landgerichten, wo bei dem Mans 
gel von Hpporhefenbächern alle auf einer Realität -ruhenden Schulden nicht mit Zuverſicht 
gerichtlich bekannt ſeyn fünnen, wenn fie von dem Schuldner nicht angezeigt werden, den 
zu beforgenden Nachrheilen nnd Unterfchleifen durch vrdentlih gefonderte und mit Megifter 
verfehene Schuldbriefsprotocolle His zu allgemeiner Einführung der Hypothekenbuͤcher einiger 
maffen begeguet werden. 


München den 25. Februar 1815. 


8. 342. 
Verzinfung der Stiitungscapitalien betreffend). 


Mm J. K. J 


Nachdem es allen Schuldnera der Stiftungen, beſonders den Beſitzern von Lands 
wirthſchaften und Gewerben, unter den gegenwärtigen Verhaͤltniſſen aͤuſſerſt ſchwer faͤllt, 
ihre Paffivcapitalien zu fünf vom Hundert zn verzinfen, und nachdem von difponiblen Baars 
fchaften der Stiftungen, wenn fie bei den Staatsfhuldentilgungscafen angelegt werden fol 
len, nı vier vom Hundert als jährliche Zinfen entrichtet werden, fo haben Wir Uns auf 
den Vericht Unferer Regierung des Sfartreifes vom 13. December v. 36. bewogen gefunden, 
eine Ausnahme von der im 6. 3. der Reglementarverfägang vom 16. Januar 1809 enthals 
tenen Beſtimmung zu geftatten, und die Obereurateln des Griftungsvermdgens fowohl, als 
die Untereurateln hiedarch zu ermächtigen, nicht nur die neuen Darleihen aus dem Vermd: 
gen der Stiftungen des dffentlihen Eultns gegen eine Verzinfung zu vier vom Hundert 
zu bemiligen, fondern auch die Zinfen der beftehenden Tapitalien von fünf auf vier vom 
Hundert berabzufegen, wenn 
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a) bdiefe Moderarion von Privarfchuldnern nachgeſucht wird, und 
b) die jährlichen Renten einzelner Cultusftifrungen auch nach Werminderung ber 
Capitaldzinfe noch zureichen, um die jährlichen Ausgaben der Stiftungen obne 
Umlage auf das Privatvermdgen der Gemeindeglieder beftreiten zw Fonnen, 
Eine Herabfegung der Ziufen von Gapitalien der Stiftungen für die Zwecke der 
Erziehung und des Unterrichts, dann der Wohlthaͤtigkeit kann wicht wohl flattfinden , nachdem 
dieſe Stiftungen überhaupt nicht in dem Maaße fundirt find, daß ihre Exigenz aus ben 
Renten des eigenen Vermögens, ohne Zufchäffe aus Staatscaſſen oder aus dem Privarvers 
mbdgen der Gemeindeglieder vollftändig befriedigt werben bunte. 
Hiernach wird Unfere, Regierung des Iſarkreiſes das Geeignete ſelbſt zw verfügen 
wiſſen. 
München den 5. Februar 1824. 


Staatöminifterium des Innern. 


An 
‚bie Konigliche Regierung des Iſarkreiſes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
Mittheilung hievon den übrigen Königlihen Kreisregierungen (mit Ausnahme des Rheinkreifes) zur 
Kenntniß und Darnachachtung in vorkommenden Fällen, 


$. 343. 
2243, 
(Die Darleihen aus Stiftungs- und Gemeindecaffen betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Der Königlichen Regierung des Untermainfreifes, Kammer des Innern, in Würze 
burg wird auf den Bericht vom 23. Yuni I. Is. im Betreff der Darleiben aus Stiftungs— 
und Gemeindecaffen hiedurch erwiedert, wie zwar bie im bezeichneten Berichte $. 1. 2. 3. 
5 und 6 entwidelten Anfichten ald wohlbegründer erachtet werden, und darnach das weis 
ter Geeignete verfügt werden Fonne, die im F. 4. geaͤuſſerte Meinung aber dahin bes 
richtige werden miffe, daß die Beſtimmung der einfhlägigen Verordnung vom 6. Septem: 
ber 1811. Art, II, lit, A, Nr. 2, lit. d. fich blos auf den Fall beziehe, wenn — im 
Mangel eines Grundeigenthums — nur Gebäude ald Hypotheken ımterftelt werden Eon: 
nen, und die Gefammtefchulden eines Privaten nur auf diefen Gebäuden verfih: 
ert find, welcher Fall vorzäglih im Städten eintrit, wo viele Einwohner nur Gebäude — 
ohne Grundftäce befigen. 


München den 24. October 1825. 


Staatöminifterium des Innern. 


Ar 
die Königliche Regierung des Untermainkreifes, Kammer ded Innern, alſo ergangen. 


% 
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$. 344 
17614, 
(Befhwerbe des Magiftrats in Pfarrkirchen wegen nicht geftatteter Herabfegung der Sinfen von Stiftungs: 
J capitalien betreffend). 


* Auf Befehl Seiner Majeſtät des Königs. 

Der Kbniglichen Regierung des Unterdonaukreiſes, Kammer des Innern, werden 
die Delege ihres Berichtes vom 7. December v. Js. mit der Entfchliefung zurdcgefender, 
daß der Magiſtrat in Pfarrkirchen nicht gehindert werden könne, die Zinfen von Yetivcapis 
talien, der ‚drtlichen Unterrichts- und Mohlchärigkeitsftiftungen von 5 auf 4 
Procent zur Erleichterung der Schuldner herabzufegen, nachdem vie Gemeindebevollmaͤchtig⸗ 
ten, ihr Einverſtaͤndniß erklaͤrt haben, und der Minderertrag kein Deficit der Stiftungs⸗ 
caſſen, folglich auch keine Umlage auf das Privatvermoͤgen der Gemeindeglieder veranlaßt, 

Ju die Frage: 
ob die Zinfenmoderation blos ben in Pfarrkirchen aufäffigen, oder auch auswärtigen Schuld: 
nern geftattet werden koͤnne und folle? 
hat fi) die Euratel nicht zu mifchen, weil ein Recht auf Zinfenmoderation für die Schuld: 
ner der Unterrichts- und Wohlthätigkfeitsftiftungen aus der Alerhöchften Entſchlie⸗ 
fung vom 5, Februar 1824 nicht abgeleiter werden Fan, 


Minden den 6. Februar 1826. 


Staatdöminifterium des Innern. 


An 
Die Königliche Regierung des Unterbonaufreifes, K. d. 3., alſo ergangen. 


8. 345. 
(Die Darleihen an Siegelmäffige aus den Stiftungs- und Gemeindemitteln betreffend). 


L. 8 


Da das bereits in Wirffamfeit getretene Hppotbefengefeg vom 1. Juni 1822 die 
Urfachen entfernte, welche die befchränkenden Beftimmungen des Abfchn. I. lit. a. Nr. 2. 
lit. g. der Verordnung vom 6. September 1811 veranlaften, fo heben Wir hiemit diefel: 
ben auf, umd verordnen dagegen, daß munmehr die Siegelmäffigen in Hinſicht der Dar: 
leihen aus Stiftungds und Gemeindemitteln den übrigen Staatöbärgerh ganz gleich geftellt 
werben follen; bei Ausfertigung der Schuldurfunden find jedoch die Verfchriften der achten 
Beilage zur Berfaffungdurfunde genau zu beobadıten, 


Gegenwaͤttige Verordnung fell durch das Regierungsblatt befannt gemacht werden. 
Gegeben zu München den 20 Juni 1826. 


Regierungsbt. v. 3. 1826, St. 26, S. 518, 
Dr. XI, 74 
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8. 346. 
12827, (Die Verficherung der Darleihen aus Stiftunge« und Gemeinbecaffen betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Der Kbniglichen Regierung des Oberbonaufreifes, Kammer ded Innern, wird anf 
den Bericht vom 24. März l. Is. in Betreff ber Verficherung der Darleihen aus Stiftungss 
und Gemeindecaffen , unter Remiffion der vorgelegten Acten erwiedert, daß es bei den Be; 
ſtimmungen der eimfchlägigen Allerhoͤchſten Verordnung vom 6. September 1811. Art, TIL, 
lit, A, Nr. 1. und 2. lit. a bis e. einfchläßig fein VBerbleiben behalte, wonach dem vom 
Magiftrate der Stadt Lindau am Schluſſe feiner Borftelung vom 14. Februar I. 38. ans 
gebrachten Gefuche nicht willfahret werden kann; fondern vielmehr die Entfchließungen der 
Königlichen Regierung vom 30. September v. J. dann 30. Januar I. 38. beftättigt werden, 
jedoch mit der Mopification, daß in die Älteren auf der Realität haftenden Echnlden, 
von deren Größe die Bewilligung oder Abweiſung des neuerlich erbetenen Darleihens verords 
nungsmäffig abhängt, die Gurrentfhulden nicht eingerechner werden. 

Hiernach ift dad weiter Geeiguere zu verfügen, 

Münden den 5. September 1828. 

Staatdminifterium des Janern. 
An 
die Königliche Regierung des Oberbonaufreifes, Kammer bed Innern, alfo ergangen. 


$. 347. 
( Stempelpapieranwendung bei den Untehenstabellen betreffend. ) 
Hm Namen Seiner Majeftät des Königs. 
Ein Allerhoͤchſtes Reſcript vom 29, ©. M. enthält Folgendes: 


Da die Anlehensrabellen nur Auszuͤge aus den Hypothekenbuͤchern find, fo find dies 
felben auch nah $. 13. lit. a. des Megulativs für die Zaren und Etempelgebübren in 
Hypothekenſachen vom 26. April 1824 nur mit dem Claffenftempel zu drei Kreuzer zu 
verſehen. 


Welches zur allgemeinen Wiſſenſchaft und Nachachtung bekannt gemacht wird. 
München den 3. Mai 1830. 
Königliche Regierung des Iſarkreiſes. Kammer der BINBBERR 
Int.⸗Bl. f. d. Iſarkreis v. 3. 1830, St. 19. ©. 410, 
8. 
7408, s. 


(Die Bewiltiaung von Darleiben aus Stiittungs- und Gemeindecaffen auf Hppotbefeu außer dem Regirungs 
bezirke betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 
Der Königlichen Regierung des Ffarkreifed, Kammer des Innern, wirb der Bericht 
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der Kbnigl. Regierung des Dberbomaukreifes vom 1. Mai LS, die Bewilligung von Darleis 
ben aus Stiftungs⸗ und Gemeindekaſſen auf Hypotheken auffer dem Negierungsbezirke betr. 
mit dem Bemerken zugeftellt, daß die Eutſchließung vom 16. Februar 1808, wenadh Dar; 
leihen aus GStiftungslaffen mur auf Hypotheken immer den vormaligen Admiuiſtrations— 
difirieten bewilligt werben konnten, durch die Aufhebung der confolidisten Verwaltung und 
Verwendung des Stiftungsvermbgens aufer Wirkfamkeit gefegt fen, ſohin den gegenwärtig 
beftehenden Gemeinde s und Stiftungsverwaltungen nah Maßgabe der Umftände allerbings 
geftatter werben Fbnne, ein Darleihen auf eine auffer dem Bezirke ihrer Verwaltung oder 
ber niebern und obern Euratel liegende Hppothek hinzugeben, 


München den 6. November 1830, 
Staatöminifterium bed Innern 


An 
die Königliche Regierung ded Pfarkreifed, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
Mittheitung hievon der Königlichen Regierung des Oberbonaufreifed , Kammer des Innern, zur 
Kenutnif. 


$. 349. 


18745, ü 
(Die Anwendung des Stempels bei Leumundszeugniſſen für Geſuche um Darfeihen aus Stiftungs- oder Ge— 
meindekaffen betreffend. 


Auf Befehl Seiner Mäjeftät des Koͤnigs. 


Der Königlichen Regierung wird auf einen Bericht der Kammer der Finanzen vom 
29. März I. J., die Anwendung des Stempeld bei Leumundszeuguiſſen für Gefuhe um 
Darleipen aus Stiftungs- oder Gemeindelaffen betreffend, zur gänzlichen Befeitigung der 
Frage: ob bie Leumundszeugniffe, welche mach. $. 113. des Gemeinbeedictd von den Ge; 
meindeausfchäffen ungutgeltlih auszuftehen find, auf Stempelpapier ausgefertigt werden fol: 
len, oder nicht? 
biemit die Ermächtigung ertheilt, die Local: und Diftrietö:;Polizeibehbrden anzuweifen, daß fie 
den gerichtlich ausgefertigten Unlehendtabellen, melde die Bewerber um Darleihen aus GStif: 
tungds oder Gemeindefaffen beizubringen haben, die fachdienlihen Bemerkungen über den 
Leumund des Geſuchgebers ohne Ausfertigung eined befondern Zeugniffes ſogleich beizufegen 
haben. 

v Mebrigend ift den Bewerbern um folche Darleihen zu Überlaffen, die Anlehenstabelle 
wegen des Zuſatzes über den Leumund ben betreffenden Polizeibehdrden felbft vorzulegen, 
wenn biefe nicht zugleich ihre vorgeſetzten Gerichtöbehörden find, oder das nachgeſuchte Dars 
leihen nicht felbft zu bewilligen, oder zu begutachten haben, 


München den 8. November 1831. 
Staatsminifterium ded Innern. 


An 
die Königliche Regierung bed Oberbonanfreifed, Kammer des Innern, alſo ergangen, 
Mittheilung bievon den übrigen Königlihen Regierungen, Kammern ded Junern, diefleits des 


Rheins zur Kenntnis und Darnahadtung. ’ 
1a* 


5856 Abth. XI. Abſchu. I. it. &. Cap. IL: 6.350. 351..352%: und 353. :; 127. 
$. 350. 


(Das Verfahren bei Darlehen aus Stiftungen betreffend.) 
Auf Befehl. Seiner Majeſtaͤt des Kbnigs. —6 


Auf die Berichte der Koͤniglichen Regierung des: Oberdonaukreiſes vom 18. ‚Fine 
d. J. und 4. v. M., dann auf die Vorftelungen  ded Magiftratd der Stadt Augsburg 
vom 15. November v. 5. und 7, Januar db. J., das Verfahren bei Darlehen‘ aus Stif⸗ 
tungen betreffend, wird Nachſtehendes erwiedert: 

Nach dem F. 59. des Edicts vom 17. Mai 1818, in Berbindung ı mit dein 
$. 32. der Allerhoͤchſten Entfchliefung über die Gefhäfrsführung der Magiftrate 
vom 21. September 1818 und dem .$.. 69. Abſchn. 2. der Allerhöchften Vers 
ordnung vom 17, December 1825 fieht den Magiftraten die gefammte Vers 
waltung des localen Etiftungsvermdgend nach den vorliegenden Gefegen, Ders 
ordnungen, Megulativen und Juſtructionen, unter der gefeglichen Aufſicht der 
Obereuratel innerhalb der durdy Geſetze pofitiv angeordneten Schranken zu, 

Hiernah it der Magiftrat der Stade Augsburg befugt, bei Darlehen aus Stif— 
tungen, nach den bieräber beftehenden Negulativen, insbefondere nach jenem vom 17, Fer 
bruar 1804, welches durch die Verordnung über die Erweiterung der Competenz der Kreis: 
und Oberadminiftrationen vom 6, September 1811 beftätiget wurde, zu verfahren, fonnch 
in der Regel die Darlehen aus Stiftungen vor Empfang der Schuldurfunde nicht aus— 
folgen zu laffen, 

Inzwiſchen iſt zu beräcdfichtigen, daß in jenen Fällen, in welchen Etiftungsanle; 
ben zu dem Zwecke gemacht werden, um hiemit bereits befichende Hypothekenſchulden abzu: 
tragen, und fo dur das neue Anlehen die Lbfchung früher. eingetragener Hypotheken in der 
Abſicht herbeizuführen, um diefem eine den abzubezahlenden. Hypothekeuſchulden zugeitandene 
günftige hypothekariſche Verficherung zu erwirfen, die frühern Hypotheken, vor. der Ausfer⸗ 
tigung der Urkunde uber das neue Anlehen, nah den Beftimmungen des : Hypothefenge: 
fees, gelſcht ſeyn muͤſſen, welche Loͤſchung nur dann möglich wird, wenn zuvor die tiefe 
fenden bereits exiſtirenden Hnportbefenfchulden mit dem neuen Anlehen abbezahlt. worden: find. 

Wenn in diefem erdrterten Falle, in welchem die "Verordnung vom: 17. Februar 
18504 mit den Beftimmungen des Hypothekengeſetzes vom Jahre 1822 collibirt, die erjtere 
ſtreuge gehandhabt werden wollte, fo würde ein Anlehen niemals zu Stande fommen, und 
es iſt daher nicht zu verfenuen, daß bier nie die darlehende Stiftung und dad Hypotheken: 
amt gleidy wenig gefährdender Ausweg durch ein fachgemäßes Benehmen der Stiftungsvers 
waltung mit dem legtern und Imponirung des Darlehens bei folchen getroffen werben müffe, 
um nicht die wohlchätigen MWirfungen der Darlehen aus Stiftungs- und Gemeindekaffen 
allen jenen Staatsaugehoͤrigen zu entziehen, welche mit folden Darlehen ſchon beftehende 
Hypothekenſchulden abzutragen gefounen find, und um nicht zugleich die verzinsliche Anlegung 
disponibler Stiftungs- uud Gemeindecapitalien mehrfällig binzubalten. 

Hienab ift der Magiftrar der Stadt Augsburg zu verbefcheiden und fi nach vor: 
fiehender Eutſchließung bei vorkommenden aͤhnlichen Reclamationen zu achten. 


Minden den 21. April 1832, 
Etaardminifterium des Innern. 


An 
ſammtliche Kreisregierungen, K. d. J., dieſſeits des Rheins alſo ergangen. 


4700, 
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$. 358. 
(Rüdvergütung indebiti bezahfter Ewiggiltſteuern betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Nachdem die Verordnung vom 16. Januar 1809 die Verzinfung ber Activcapita- 
lien der Stiftungen und Gemeinden betreffend lit. a 6. III. normirt, daß den Ewiggeld: 
ſchuldnern von den, mit 5 vom Hundert verzinslichen Stiftungscapitalien die Ewiggiltfteuer 
durch die Gläubiger zurdderfegt werden foll, fo wird die mitteljt Berichtes vom 24. Der 
cember beantragte Rüdvergätung der, von dem Zinngießer Knoll in Minchen indebiti be: 
zahlten Ewiggilrfteuern von dem, auf feinem Haufe haftenden, zu 5 vom Hundert verzins: 
lihen Ewiggeldeapitale von 5000 fl. vom Fahre 1816 an genehmiget, 


Hienach iſt Einftig in aͤhnlichen Fällen gleihmäßig zu verfahren, 
München den 16, Februar 1833. 
Staatsminifterium bes Innern. 


2147, 


An 
die Mominiffration des Königlihen Eentral: Echufbücherverlags alfo ergangen.. 


$. 352. 


noꝛi. 
Stiftungsanlehen betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeſtaͤt des Königs. 


Der Kdniglichen Regierung des Oberdonaukreiſes, Kammer des Innern, wird auf 
ihren Bericht vom 4, d. Ms. die Entfchließung ertheilt, daß Darlehen aus Stiftungsfonden 
gegen bupothecarifche Verfiherung in dem Falle gegeben werden koͤnnen, wenn der vorfchrifts: 
mäßig erhobene Werth des verpfändeten Dbjectes, in Beruͤckſichtigung des betreffenden Stif⸗ 
tungsdarlehens, nicht um die Hälfte Überjtiegen wird, daffelbe ſonach mindeftens durch einen 
doppelten Realitätenwerth hypothekariſch gefichere iſt. 

Münden den 24. Juni 1834, 


Staatöminifterium des Junern. 
Un 
die Königliche Regierung des Obertonaukreifed, K. d. J., alſo ergangen. 
Mittheilung fämmtlicen Kreisregierungen biefeits des Rheins. 


$. 353. 


35135, 
(Die hypothekariſche Verfiherung der Stiftungsdarlehen betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Kbnige. - 
Der 6. III. Nr. 2. lit, c. der Allerhoͤchſten Verordnung vom 6, September 1811 
knuͤpft die Bewilligung von Stiftungsdarlehen in dem mohlverftandenen Intereſſe vollftändiger 
Sicherheit, an die Bedingung, daß das beabfirhtere Darlehen die auf der betrefs 


588 Abth. XI. Abſch. I. Tit. L. Cap. I. $. 354. und 355. 


fenden Realität haftenden Schulden in feinem Falle über die Hälfte des Realitätenwerthes 
erhöbe, u 
Da es fih Hier nur um die Sicherung bed Stiftungsdarleihens handelt, Nachhy—⸗ 
pothefen aber auf ſchon eingerragene Paffiven Feinen nachtheiligen Einfluß zu duffern vermd⸗ 
gen, und überdieß das Geſetz eine JIntervention früher eingetragener Gläubiger in fpätere 
ihnen nicht präjudieirende Darlehensverträge auf Feine Weiſe geftartet, fo wird die Königliche 
Kreiöregierung auf ihren Berichte vom 29, v. Mts. von felbft dahin befcheiden, daß die 
Eingangs erwähnte blos für die Stiftungen gegebene Allerhöchfte Verordnung lediglich das 
Darleihen von Stiftungscapitalien bei nicht vorhandenem doppelten Hypothekwerthe unters 


fage , und daß berfelbeu eine weitere Ausdehnung auf Darlehen Dritter nicht gegeben wers 
den koͤnne. 


München den 21. December 1334. 


Staatdminifterium ded Junern. 
An 
die Königliche Regierung des Oberbouaufreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
Notif. den übrigen Kreisregierungen dieffeits des Rheins. 
R 8. 354. 
(Die Anfegung von Stiftungscapitalien betreffend.) 


6252, 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Durch die noch in Kraft beſtehende Allerhöchfte Verordnung vom 6. September 1811, 
die Erweiterung der Competenz der Kreis- und DOberadminiftrartionen betreffend, it in Bezug 
auf Anleihen aus Stifrungsmirteln Abjchnitt TIL. Lit. A. $. 2, c. (Regierungsblart Jahr— 
gang 1811 ©. 1449,) folgende Beſtimmung getroffen: 

„bie auf der Realität haftenden Schulden und das meuerlich zu bewilligende Aus 
„leihen in einer Summe beifammen, dirfen die Hälfte des Werthes ber Realität 
„nicht Aberfteigen, und es foll dabei ftreng auf die Legalität der MWerthöbeftim; 
„mungen und zur Vermeidung jeder Willkuͤhr in der MWirdigung des Verhaͤlt⸗ 
„niſſes der Schulden zum Vermdgen auf den Galcul gefehen werden.’ 

Diefe Unordnung, hervorgegangen aud dem Beftreben der Guratel nicht nur das 
Eapitalvermögen der Stiftungen, fondern aud die jährliche Rente zu fichern, und beide vor 
Gefährdung in Folge von Verwidlung in Concurfe, und Foftfpieliger Beitreibung auf ges 
richtlichem Wege zu bewahren, gendgt ungeachtet der zu Grunde liegenden ftrengen Vorſicht 
ihrem Zwecke der Erfahrung gemäß nicht in allen Fällen, 

Eines Theild find nämlich die Stiftungen, deren DVermdgen nach der angeführten 
Vorfchrift verfichere iſt, immerhin nah ber Individwalität des Mealitätenbefigers , feiner 
Wirthſchaftlichkeit und Redlichkeit infoweit anheimgegeben, als demfelben freifteht, nach er: 
haltenem Stiftungedarleben feinen Realeredit zur Contrahirung neuer Schulden über die Hälfte 
des Mealitätenwerthes möglicherweife bis zur Ueberſchuldung zu benägen, wodurch -die Stif— 
tungen in die nachtheilige Lage verfegt werben konnen, vor welcher fie die gegebene Vorfchrift 
zu bewahren beabfichter ; andererfeits fcheint die Erfahrung zu zeigen, daß bei günftigen Ver: 
haͤltniſſen und wirthſchaftlichem Betriebe eines Auweſens die Sicherheit der bierauf auliegens 
den Capitalien und ihrer Mente nicht immer gerade durch ein, die Hälfte des Schaͤtzungs⸗ 
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werthes nicht üÜberfteigendes Marimum der Belaftung mit Paſſiven bedingt ift, daß viels 
mehr in manchen Fällen der thärige Landwirth und Gewerbömann ungeachtet größerer Schuld; 
belaftung fi bei häuslichen Würden und Ehren erhält, und feine Verbindlichkeiten puͤnctlich 
erfült. Auch haben inzwifchen das Hypothekengeſetz, dann die Prioritätsordbnung dem Mes 
alcrebite eine mehr fichere Grundlage gegeben, und die Erleichterung und Befchleunigung ge: 
richtlicher Einfchreitungen weſentlich befdrdert, auch in biefer Beziehung ift demnach der 
Etandpungt verändert, von welchem die früheren Sicherungsmaaßregeln audgingen, 

Die Erwägung diefer Verhaͤltniße hat das unterzeichnete Staatöminifterium verans 
laßt, in wachſamer Sorge für die Sicherheit des Stiftungsvermdgend, und gleichzeitig für . 
beffen beftimmungsgemäße Bendgung zur Unterftägung und Belebung der Induſtrie und 
Landwirthſchaft auf die Mittel bedacht zu ſeyn, einerfeitd der Umgehung vorftehender Vor⸗ 
fchriften vorzubeugen , andererfeitd dieſe Worfchriften den bermaligen Verhältniffen näher zw. 
führen. Zu dieſem Zwecke find vor Allem die Gutachten der Euratelbehdrden erforderlich, 
melde die Königlihe Kreidregierung unter Hinweifung auf bie angegebenen Momente einzus 
holen, und das Refultat Längftens binnen zwei Monaten mit einem, den Gegenfland umfaf:. 
fend behandelnden Begleitungsberichte vorzulegen hat.“ 


München den 22. Februar 1835. 
Staatsminiſterium bed Junern. 


An 
fämmtlihe Königlihe Kreisregierungen, K. d. I, alfo ergangen. 


$. 355. 
(Die Anfeaung der Stiftungscapitalien betreffend.) i N 
Auf Befehl Seiner Majeftär des Konigs. 


21893, 


Nah den von den Kbniglichen Regierungen, Kammern des Innern, der Kreife 
dieffeitd des Rheins in Folge des Ausfchreidens vom 22, Februar d, Is. erfatteren Bes 
richten, die Aulegung der Etiftungscapitalien betreffend, ift die Erhaltung ded Stiftungsver— 
mdgens durch die genaue Beobachtung derjenigen Vorfchriften bedingte, welde in ber Ber: 
ordnung vom 6. September 1811 für die Bewilligung der Anlehen aus Stiftungsmitteln 
gegeben worden find. 

Es haben daher die Kdniglichen Kreisregierungen, Kammern des Innern, die ers 
wäÄhnte Verordnung, dann die unterm 20. Juni 1826 erfchienene Zufagverorduung (Regie: 
rungeblatt 1826. S. 518.) fortwährend mit der gehbdrigen Eorgfalt zu handhaben, und 
bei dem Bollzuge derfelben inöbefondere noch Nachftehendes zu beachten: 

1) Da die gerichtlichen Schaͤtzungen nicht geeiguer find, für die Mebereinftimmung 
des von den verpflichteten Eadverftändigen angegebenen MWerthedemit dem wirt: 
lichen Verkaufswerthe volle Gewähr zu leiften, fo nehmen diefe Echägungen eine 
eontrollirende Pruͤfung in Auſpruch, wenn anders den Beſtimmungen des $. 2 
lit. c. der erwähnten Verordnung vollftändig und nach ihrem wahren Sinne ges 
nügt werben fol. 

Die Berechnung des Werthes nah der Steuerbelegung und die glaubhafte 


590 Abth. XI. Abſchn. I. Tit. L Eap. II. 6. 356. und 357, 


Ermittlung des Preiſes, um welden ber Darlehenzfucher die als Hypothek zu 
unterftellende Sache erworben hat, bieten hiefür die einfachfien Mittel dar, 

Befondere Borficht iſt deßfalls bei den auf Gebäude zu bemilligenden Dar⸗ 
lehen anzumenden. 

2) die Pflicht der Berwaltungs? und Curatelbehörden erſtreckt ſich neben der Erfüls 
fung der in der Verordnung vom 6. September 1811 gegebenen Vorfchriften 
auch auf die Prüfung der perfönlichen Verhältaiffe und Eigenfhaften der Darler 
hensſucher — namentlich ihrer Wirthfchaftlichkeit und Betriebſamkeit. 

Auch find die hier einfchlägigen Beftimmungen des Gemeindeedicts 66. 123 
und 128. und der Königlichen Allerhbchſten Entſchließung vom 3. Auguft 1818, 
die Unlehen an das Perjonal der Landgerichte betreffend*) jederzeit genau zu bes 
ebachten, 2: 

3) Da die Sicherheit der Zinfen auf rechtzeitiger Beitreibung derfelben beruht, fo find 
die Verwaltungen zur Erfüllung ihrer deßfallſigen Obliegenheiten mit Ruͤckſicht 
auf $. 16, der Prioritaͤtsordaung forgfältig anzuhalten. 

4) Die Vorfpriften der Verordnung vom 6, September 1811 find bei den aus 


dem Gemeindevermögen zu bewilligenden Anlehen in ganz gleichem Manfe in Une 
wendung bringen, 


Die Kdnigfiche Kreiöregierung, Kammer des Juneru, hat hienad das Geeignete 
zu verfügen. 


Münden ben 3, Augnft 1837. 
Staatöminifterium des Junern. 


An 
ſammtliche Konigliche Kreisregierungen, Kammern des Innern, dieſſeits des Rheins, alſo ergangen. 


33240. 


(Herabfepung des Zinsfuſſes bei Capitalien der Stiftungen für Zwecke des Unterrichts und der Wohlthä- 
tigkeit, dann für Eultuszwede, hier die Minderung der Zinfen eines Gapitald der Graf». Spauerſchen 
Stiftung betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Kodnigs. 


Die Königlidye Regierung des Iſarkreiſes, Kammer des Fanern, wird in Erwiede—⸗ 
rung des Berichtes vom Iſten Movember d. Is. im bemerken Vetreffe ermächtiget, die 
Herabjegung des Zinsfuffes von Capitalien der Stiftungen für Zwecke des Unterrichtes und 
der Wohlthaͤtigkeit von 5 Prozent auf 4 Prozent, welche auf den Grund des gegenwärtig 
allgemein gefunfenen Zinsfuffes oder anderer befonderer Umſtaͤnde nachgefucht wird, unter 
genauefter Wuͤrdigung der in jedem einzelnen Falle obwaltenden Verbältniffe, für die Dauer 
diefer Verhaͤltniſſe zu bewilligen, Bezüglich der Herabfegung des Zindfuffes der Stiftungss 
capitalien für Cultuszwede finden übrigens die Beſtimmungen der Allerhbchſten Entſchließung 





*) Refeript vom 3. Auguſt 18018., die Bildung der Gemeinden betreffend. Ziff. VM. (f. Gap. TIL.) 
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vom 5. Februar 1824, die Verzinfung der Etiftungscapitalien betreffend, fortan ihre 
Anwendung. 


Hiernach iſt dad Geeignete weiter zu verfügen, 
München den 25. November 1835. 
Staartdöminifterium bed Innern 


An 
die Königliche Regierung des Iſarkreiſes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


Nahricht dem übrigen Königlichen Kreisregierungen diesfeits des Rheins, 


$. 357. 
70. 


(Kapitalsanichend: Geſuch des Steinmehmeiſters Willibald Schmid von Roßacker bei ber Kirchenſtiftung 
Zeißering, reſp. die Aufſicht der Curatelbehörden bei Darlehen aus dem Kirchenſtiftungsvermögen nach $. O4. 
und 123. des Gemeindeedictes betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Kbnigs, 


Die Verwaltung des Kirchenvermoͤgens ift durch $. 94. des revidirten Gemeindes 
edicted dem Kirchenverwaltungen anvertraut, Allerdings find letztere auch in diefer Beziehung 
nach $. 123. ff. 1. e. unter die Aufficht der Enratelbehörden geftellt, und insbefondere bei 
Bewilligung von Darlehen an deren Genehmigung gebunden. Hieraus folgt aber für letztere 
feineswegs die Befugniß, die Verwaltung ſich ſelbſt anzucignen und chne Zuflimmung der 
Kirchenverwaltung oder wohl gar gegen deren Beſchluͤſſe Darlehen aus dem NKirchenfliftunges 
Vermoͤgen zu decretiren, vielmehr hat die Euratelwirkfamfeir Gier wie Überhaupt jenen we; 
fentlich negativen Standpunkt einzunehmen, welchen der Begriff der Euratel klar in ſich ſchließt, 
und auf welchen der 6. 69. der Allerhoͤchſten Verordnung vom 17. Dec. 1825, fo mie die 
Allerhoͤchſte Gefchäfts : Vereinfachungsverorduung vom 29. December 1836 fo befiimmit hiu— 
weifet, 

In deffen Gemäßpeit wird die Thnigliche Regierung des Iſarkreiſes, Kammer des 
Innern auf die Beſchwerde der Kirchenverwaltung Zeißering angemwiefen, der Entfchliefung 
vom 10. Auguft diefes Jahré in Betreff des Capitalanlehens⸗-Geſuches des Steinmetzmeiſters 
Willibald Schmid zu Noßader keine Folge zu geben, 

Die mit Vericht vom 5. dieſes Monatd eingefendeten Werten werden zur weiteren 
Verfügung anbei zurädgegeben. 


Münden den 24 October 1837. 


Staatöminifterium ded Janern. 


Au 
die Königliche Regierung des Ifarkreifet, Kammer bed Innern, alfo ergangen. 
Nachricht: den übrigen Kreisregierungen diesſtits des Rheins. 
Bd. XI. 75 


592 Abth. XI. Abſchn. I. Tit. 1. Cap. I. 6. 358. 355. und 360. 
2) an den Staat*). 


$. 2358. 
(Dad Ausleihen ded Pupiltarvermögens betreffend. ) 


Im Namen Seiner Churfärftliben Durchlaucht. 


Mas von Eeite der churfürftlichen hoͤchſten Stelle unterm 28. juͤngſtverfloſſenen Monats 
Januar, in DBerreffe des Ausleihens ded Pupillarvermögend auf Staaräpapiere, an nadhites 
beude Stelle, für ein gnaͤdigſtes Refcript erlaffen worden ift, haben ſaͤmmtliche churfärftliche, 
fo andere Aemter felbit zu erfehen, und ſich hiernach gehorfamft zu achten. 

Minden den 8. Februar 1805. 


Churfuͤrſtliche Landesdirection von Bayern. 


Ubtrud der allegirten Refcripts. 
Mm 3. €. 


Mir finden Uns von Unferer obervormundfchaftlihen Pflicht aufgerufen, zu Wer: 
meidung derjenigen Machtheile, welchen die Pupillen und Stiftungen ausgefegt find, wenn 
ihr Vermögen auf Erfaufung ausländifcher Staatöpapiere verwender wird, allgemein zu 
verordnen, daß pupillariides und Stiftungsvermögen, wenn dasſelbe auf Staatöpapiere 
ausgeliehen werden will, durchaus nicht anders, als zum Ankaufe inlindifcher Obligationen 
verwendet werden folle, _ 

Die Vormuͤnder und Stiftungdverwalter bleiben nicht nur für allen hieraus erfolgen: 
den Nachtheil verantwortlich; sondern Wir werden, wenn in Zukunft gegen dieſe Unfere 
Verordnung gehandelt wird, diefelben noch befonderd zur empfindlichen Strafe zichen laſſen. 
Gegenwärtige Verordnung ift auf gewoͤhnlichem Wege befannt zu machen. 

Minden den 28. Januar 1805. 


Churpfalzbayer. Reg.⸗Bl. v. J. 05 St. VIN. ©. 207, 


$. 359. 
(Rüdzahlung von Staatspaffivcapitalien an Etiftungen betr. 


2121. 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Die Königliche Regierung, Kammer des Janern, wird hiedurch in Kenntniß gefcht, 
daß wegen Ruͤckzahlung von Etaatpaffivcapitalien an die Eriftungen unterm 22. Juli 1. J. nach: 


ftehende Entſchließung an die Königliche Staatsfchuldenrilgungscommiffion in München erlaf: 
fen worden fen. 


„Auf den Bericht vom 2, I. Mts. wird in Folge der Beftimmung bed Reichsab— 


*) vergl. au dad Gefer über das Staatsfhuldenmefen vom 28. Der. 1831. Geſ.-Bl. S. 217; dann die 
Min.-Entſchl. vom 31, Oktob. 1837, Nr. 1101. ($. 7. S. 107, oben.) 
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febiedes vom 1. Juni I. Is. (Abſchnitt II. Nr. 6,) genehmigt, daß von den 

5procentigen Etiftungscapitalien, und nad) deren gänzlichen Tilgung von den 4pro⸗ 

centigen, neben den im den Exigenzetat aufgenommenen Zahlungen für die Schuld⸗ 
gartung leger Glaffe, jährlid die Summe von fiebenzig zweitaufend Gulden höcy: 
ftend zurücbezahle werde, wenn die betheiligten Stiftungen die Heimzahlung zur 

Ausleihung au inländifche Gursbefiger nachfuchen. Bei allenfallfigem Andrange von 

folhen Geſuchen find die Stiftungen der verfchiedenen Kreife gleichmaͤſſig zu berüd; 

fibrigen, und von jeder Heimzahlung muͤſſen die betreffenden Kreisregierungen, Kam: 
mern bed Junern in Kenutniß gejegt werden, damit biefelben dardber wachen füns 
nen, daß bie heimgezahlten Gelder wirklich zur Unterftägung der Gursbefiter durch 

Anlehen angewendet werben. 

„Die Königlichen Regierungen erhalten demnah die Meifung, die Magiftrate der . 
Staͤdte und Märkte, dann die Verwaltungen der Ruralgemeinden von vorjtehender Enrfchlies 
Bung auf geeignetem Mege in Keuntniß zu fegen, und dabei zu verfilgen, daß die Gefuche 
der einzelnen Gemeindeverwaltungen um Zurddzahlung von Gtaatspaffivcapitalien an die 
Ortsſtiftungen bei den Kdniglihen Regierungen theild unmittelbar, theild dur die Land: 
und Herrjdaftögerichte am 1.Derober eines jeden Jahres eingereicht werden follen, damit fie 
dort zufammengeftellt und der Staatöfchuldentilgungscommiffion mit den erforderlichen Bes 
merfungen, auf welde Geſuche ein vorzäglicher Bedacht zu nehmen feyn dirfte, gehbrig 
übergeben werden fönnen. Da indeffen die Abfiche bei der Ruͤckzahlung von Etaatepaifiv: 
capitalien an die Eriftungen dahin gerichter ift, daß inländifche Gutöbefiger mir neuen Dar; 
leihen unterfläge werden follen, fo verftehr es fish von felbft, daß die Gemeindeverwaltungen 
mit den Gejuchen um Capitalsrädzahlung auch die Geſuche der Gutöbefiger um neue Dar: 
leihen gleichzeitig vorzulegen haben, damit ber Zwed der Rüdzahlung ficyer erreicht werden 
mbdge, und die zurächbezahlten Baarſchaften nicht unfruchtbar in den Etiftungscaffen zuruͤck⸗ 
behalten, aud) nicht auderen Zweden gewidmet werden.” 

„Beſonders ift den Gemeindeverwaltungen zu eröffnen, daß weder die dieponiblen 
Rentenuͤberſchuͤſſe der Stiftungen, noch die zurädbezablten Gapitalien Überhaupt zum Aufauf 
von Staats- oder Privarpaffivobligationen verwender werden dürfen, nachdem es nicht wohl 
an Gelegenheit fehlen kann, diefe Baarſchaften bei Befigern ven größern oder Bleinern Lands 
wirthſchaften und Gewerben mir voller Sicherheit anzulegen,‘ 


München den 6. Auguft 1822. 
Staatdöminifterium bes Innern. 


An 
bie Königliche Regierung des Unterbonaukreijet, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


$- 360. 
(Die Behandlung der bei Koniglichen Staatsſchuldentilgungscaſſen anliegenden Gapitalien der Etiftur.gen und 
(Comunen betr.) 


Sm Namen Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Die im rubricirten Betreff unterm 23. v. Mts. an die Königlihe Staatsfchulden: 
tilgungscommiffion erfolgte Allerhoͤchſte Entfchließung wird biedurd mir dem Auhange zur 
bffenrlichen Kenntniß gebracht, daß die bezeichneten Gapitaldumfchreibungen für Stiftungen 
und Comunen des Oberdonaufreifes nur mach vorgängiger fpecieller Genehmigung der unter: 

75* 
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fertigten Sreisregierung ald Obercuratelbehbrde vollzogen werden Können, wonach ſich alfo im 
eintretenden Falle zu achten ift. 


Augsburg, den 27, Auguft 1824. 


Königliche Regierung des Oberdonaukreiſes, 8. d. J. 
An 7 
bie Königlichen Land und Herrfchaftsgerichte, dann die Magiſtrate der eremten Städte des Oberdonaufreifes 
alfo ergangen, 


Abdrud der allegirten alferhöhften Entſchließung. 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs, 


Auf die Berichte vom 24, März und 21, April d. 38. und in Erwägung, daß 
die Umfchreibung der Gapitalforderungen der Stiftungen und Gemeinden in neue Dbligatios 
nen dermal nicht füglich in der für die Umfchreibung der Capitalien von Privaten feftgefes 
ten Form geſchehen Fann, wird genehmigt, daß 

1) den Stiftungen und Gemeinden, deren Verwaltungsbehdrden diefe Umfchreibung 
wönfchen, gegen MWeberlieferung der alten Schuldurkunden eine oder mehrere 
neue Obligationen, in welchen jedoch niemals Gapitalien zu verfchiedenem Zins; 
fuße vereiniget werben dürfen, ausgeſtellt; 


2) auf der Ruͤckſeite diefer neuen Obligationen diejenigen, welche dafür eingezos 
gen werden, namentlich aufgeführt; 


3) die Verzinfung durchaus ganzjährig beflimme, jedoch bie Zindtermine der 
einzelnen neuen Obligationen nah dem Wunſche der Berwaltungsbehörben 
feſtgeſetzt; 

4) die Ziuſe des Carenzjahres, wo ein ſolches vorkommt, den Kapitalien in den 
neuen Obligationen beigefügt; 

5) im Falle, daß die alten Schuldurfunden zugleich Fundationsbriefe wÄren, dies 
felben nicht eingezogen, fondern nur vidimirte Abfchriften zu den Acten der 
Staatsſchuldentilgungscommiſſion gebracht, die Orginalien aber nach gefchehener 
Vormerkung fowohl von Seite der Epecialfchuldentilgungscaffe als der Stif— 
tungs- oder Gemeindebehbrde, daß fie aufgehbrt haben, Schuldurfunden zu 
fenn, der leßtern zurüc gegeben werden, 

Uebrigens kann in den neuen Obligationen der Sag „unter Beibehaltung der in den 
eingezogenen Papieren ausgedruͤckten Hypothek- und Aufkuͤndigungszeit,“ welcher, ald dem Edic⸗ 
te von 1811 zuwiderlaufend, gar nie hätte aufgenommen werden follen, durchaus nicht mehr 
ftatt finden, und es ift dafiir lediglich, wie in allen neuen Obligationen, zu feßen, daß das 
Sapital auf den Staatsſchuldentilgungsfond hypothekariſch werfichert fen. 


Münden den 23. Zuli 1824. 
Staatöminifterium der Finanzen 
An 


die Königlihe Stantefhufdentilgungscommiffion alfo ergangen. 
Jut. DI. f. d. Oberdonaufr. v. 3. 1524 Et. 241. S. 846. 
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8. 361. 
117417, 


(Aeltere Landanfehenscapitalien der Gemeinden des ehemaligen Pfleggerichts Wald betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Konigs. 


Der Königlichen Regierung des Unterdonaufreifes, Kammer ded Innern, wird auf 
Bericht vom 21. Juli d. 58. Ältere Landanlehenscapitalien der Gemeinden des ehemaligen 
Pfleggerichts Wald betreffend, nachſtehende Entſchließung ertheilt : 


Nachdem die befraglichen Eapitalien ausfchließend von den Unterthanen des ehe: 
maligen Pfleggerihts Wald urfpränglich angelegte worden find, fo follen diefelben 
nicht der Bezirksarmenpflege des ganzen Landgerichts Burghaufen, fontern derjes 
nigen Bezirfsarmenpflege einverleibt werden, welche die Gemeinden des bezeichs 
neten vormaligen Pfleggerichts Wald nah dem V. Art, der Verordnung über 
dad Armenwefen vom 17. November 1816 bilden wollen. 


Die Verwaltung diefer Bezirfspflege ift nad) den Beſtimmungen der genannten Vers 
ordnung $.12. und 13. anzuordnen, und Die aus dem Vermdgen derfelben bervorgehende 
Mente ausfchließend den Bedärfniffen der Armenpflege des treffenden Bezirks zu widmen. 


Münden den 31. Auguſt 1824. 


Staatöminijterium des Innern, 


An 
tie Königliche Negierung bes Unterbonaufeifes, K. d. J., alſo ergangen. 


S. 362. 
(@i bier Königlihen Etaatefhumentilgungscaffe anliegenden Stiftungscapitalien betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeflät des Konigs. 


Cine der mächtigften Urfachen des gefunfenen Wohlſtandes ift offenbar die in den 
jängften vier Zahrzehenten erfolgte Zuridziehung des baaren Geldes aus der Laudwirthſchaft 
und dem Gemwerböbetriebe, 


Der während der Kriegsjahre unverhäftnifmäßig gefteigerte Bedarf beinahe aller eu: 
ropäijchen Staatscaſſen, das hiedurch bewirkte Unwachien der dffentlichen Schuld und bie 
nad) Maafgabe des größeren Anleihenbedarfes in dad Juſtitut der Staatspapiere übergegans 
genen Lockungsmittel, Prämien, Lorrerien ꝛc. haben befanntlid in ber Periode von 1790 
bis 1820, unermeflihe Eummen verfchlungen, und die ganze Richtung der Eapitaliften 
von dem Privat: auf den Staatscredit Übertragen. Daher der ſtets wachfende Geldmangel 
in dem Verkehre, mit diefem wachſenden Mangel das wachfende Mißtrauen, das gänzliche 
Verfhwinden des in Deutfchland fonft fo Hoch geftellten Verfonalcredites, das zunehmende 
Formenweſen in Fragen der Nealfiherheit, und endlich die Verthenerung des Geldes für 
den Mealcredit ſelbſt, d. h. die Unmdglichkeit, Geld auf Grund und Boden, felbft gegen 
doppeltes und dreifaches Unterpfand ohne Provifion, d. h. ohne Entfchädigung des Gas 
pitaliften für die Differenz zwijchen den geſetzlichen Zinfen und ben abnormen Profiten des 
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Papierhandels zu erlangen. Auch Vayein blieb den Ruͤckwirkungen diefer Zuftäude nicht 
fremd, Nahe an hundert Millionen girugen allmaͤhlig in die Staatsſchuld Über, und uns 
ter diefen befinden fih nahe an dreißig Millionen Eriftungecapitalien, welde ihrer Natur 
nad dem Realeredite angehdren, und das natürliche Rettungswmirtel des foliden, aber auch 
vom Ungluͤck heimgefucdhten Kandmannes bilden, 


Die bayeriſche Eraatiregierung war eine der erften, das Nachtheilige diefed Zus 
fandes feinem vollen Umfange nach zu erkennen, und auf Abhilfe zu denken; eine pldgliche 
Heimzahlung diefer Stifiungecapitalien war durdaus unmdglich , fo lange die Staatsſchuld 
kuͤndbar blieb, da kein Etaar die Gefammtheit der nach Belieben zurädziebbaren dffentlis 
Ken Fonde in Privathände legen, und auf diefe Meife feinen Credit jedem Einfluffe der 
Geldmacht und jeder etwaigen Combination innerer und dufferer Speculanten oder Gegner 
preisgeben fann. Darum beſchloß die Staatsregierung fon am Aften September 1821 
die gefammre Staatsſchuld zu mobilifiren, d. h. die Schuldbriefe in Obligationen umzus 
wandeln, zu deren Heimzablung der Staat zwar nur in der Reihenfolge (Serien) des Til: 
gungsplanes verpflichrer ift, die aber von dem Juhaber nach Belieben veräußert werden 
fonnen, alfo dem Verkehre gleich baaren -Geldes, difponibel find. Manche Privaren erfann; 
ten die Meisheit der angeordneten Maafregeln und forderten die Mobilifirung ihrer Gapitas 
lien mit lauter Stimme, andere blieben der Frage gleichgiltig ; gerade für die Stiftungen 
aber erfchien die höchft gutgemeinte Maafregel nicht wohl ausführbar, theild weil die Mo; 
bilifirungsbedingungen an und für fi) nicht ohne allen Verluft für die Gläubiger waren, 
theils weil die Eriftungen beinahe insgeſammt Feine eigentlichen Echuldbriefe befaffen, und 
Papiere alfo nur gegen koſtſpielige Amortifation erlangen Fonnten , theils endlich weil die 
Papiere damals tief unter dem Pari ſtanden, kaum alfo höher als zu 70 oder 75 Procent 
realifirt werden kounten. 


Diefe Bedenken find aber nunmehr durch die weifen und wohlwellenden Anordnuns 
gen befeitige, welde Seine Majeftät der Kdnig auf Antrag der Etände des Neiches zu 
treffen geruhten. Das Gefez über die Staatsſchuld vom Jahre 1831 beſtimmt naͤmlich, 
was folgt: 


Die bereitö durch G. 5. deö Geſetzes vom 17. November 1811 geborene, den 
Gläubigern zur Pflicht gemachte Umwandlung der älteren Urkunden in Mobilifirungss 
obligationen foll in. der Urt vollzogen werden, daß 

a) von der Mobilifirung nur die auf befonderen Verträgen beruhenden fünfpror 
centigen Dotatious- und Donationscapitalien ausgenommen , 

b) der Zinsfuß der Mobilifiruigeohligationen ohne irgend eine Echmälerung der 
den Glänbigern gebührenden Gefammtcapitalien und Zinsfummen in vierpros 
centigen und zweiprocentigen Obligationen ausgedruͤckt, und 

e) demnach) den Juhabern der zwifchen vier und zwei Procent fichend.«, Schuldfor⸗ 
derungen vier- und zweiprocentigen Mobilifirungsobligationen nach folgendem 
Regulirungsmaaßſtabe zugeftellt werden 
1) ein Capital von 100 fl. verziuslich zu 32 Procent mir 3 fl. 30 Er. wird 

ausgebrüdt: 
a) in einer Mobilifirungsobligation von 75 fl. Capital zu 4 Procent 
alfo . D [7 . * — — 3 fl. — kr. 
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b) in einer Mobilifirungsobligation von 25 fl. Capital zu 2 Procent 
alfo . * > I * * . J * 4— En fl. 30 fr. 


hut obige Summe 
100 fl. Gapital, 3 fl. 30 Fr. Zinfen. 
2) ein Capital ven 100 fl. verzinsfih zu 34 Procent mit 3 fl. 20 fr, wird 
aus gedruͤckt: 
a) in einer Mobiliſirungsobligation von 66 fl. 40 Fr. Capital zu 4 Procent 
alfo - “ * * ” * * . * * * Er 7 [3 [3 . 2 fl. 40 fr. 
b) in einer Mobilifirungsobligarion zu 33 fl. 20 fr. Capital zu 2 Procent 
alfo oe ar IE. Bu, Be Zee Ze Br Zr Zee Zee Ze Zr — fl. 40 fr. 


thut obige Summe 
100 fl. Capital, 3 fl. 20 fr. Zinſen. 


3) ein Capital von 100 fl. verzinslich zu 3 Procene mit 3 fl. wird ausgedrüdt: 
a) in einer Mobilifirungsobligarion von 50 fl. Capital zu 4 Procent 
alfo 3— * * * * “ * . * * * * 2 fl. — Ir. 


b) in einer Mobilifirungsobligation von 50 fl. Capital zu 2 Procenr 
alfo * .. * ® * . ” n . * . 3 “ 1 fl. — kr. 


thut obige Summe 
100 fl. Capital, 3 fl. — fr. Zinſen. 
4) ein Tapital zu 100 fl. verzinölich zu 24 Procent mit 2 fl. 30 fr. wird 
ausgedruͤckt: 
a) in einer Mobiliſirungsobligation von 25 fl. Capital zu 4 Procent 
alfo * * * 0 * * : * * “ . * * + 1 fl. a fr. 
b) in einer Mobilifirungsobligation von 75 fl. Eapital zu 2 Procent 
alfo . } . . . .ı * * ... . * . . 1 fl. 30 fr. 


° thut obige Summe 
100 fl. Eapital, 2 fl. 30 fr. Zinfen, 


Denjenigen Staatöfcpuldurfunden der Stiftungen, welche obwaltender Hinderniſſe 
wegen nicht in Mobilifirungspapiere umgewandelt werben fönnen oder wollen, follen Zins: 
coupons beigegeben werdet, 


Denjenigen Stiftungen, melde aus dem Belige ihrer Schuldurfunden gefommen , 
jedoch noch rechtmaͤgige Eigenthuͤmer derfelben find, und als folde die Zinfen beziehen, 
wird geftatter, daß die auf fie lauteuden Staatsobligationen Behufs der Mobilifirung ftems 
pels und tarfrei amortifirt werben. 


Kraft diefer Allerhbchſten Anordnungen ift der Vortheil ehne einen jener Nachtheile 
„gewährt, melde früher das Guͤnſtige der Sache trübten. Die Stiftungen erhalten ftatt 
ihrer bisher eifernen Anleihebriefe ober Inferiptionen Tiquide Mobilifirungspapiere., Diefe 
Papiere find bei dem gegenwärtigen Stande der Eurfe täglid al pari veräußerbar. 
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Der Maaßſtab der Umwandlung ift in der Art gegriffen, daß bie Mobilifirungs; 
papiere das volle Capital ohne die mindefte Schmälerung repräfentiren, und jede Echmäle; 
rung fowohl des. Gapitald als des Zinsertrages durchaus unmöglich ifl. Die Amortifation 
der etwa zu Verluſt gegangenen Etiftungsobligationen endlich findet tars und fiegelfrei, alfo 
unentgeltlich flatt. - 

Durch diefen wohlchätigen Entfhluß Seiner Majeftät des Kdnigs find num 
mehr die Stiftungen in den Stand geſetzt, ihre Gapitalien in Geld umzumandeln, ohne den 
Staat felbft und deffen Credit im mindefteften zu gefährden, und dieſes Geld fruchtbringend 
bei den Privaten anzulegen. 

Dreifig Millionen werden auf biefe Weife dem Privateredite wieder gewonnen, und 
mir Einem Schlage erhält die vaterländifche Landwirchfhaft und Induſtrie eine Hülfe, wie 
feine Epeculation der Welt fie ihr hätte darbieten kdunen. Dem Wucher ift hiedurch mas 
teriell die toͤdtliche Wunde gefcblagen, und dem nach ungebuͤhrlichem Profite firebenden Theile 
der Gapitaliften iſt, mindeftend, was die Realitätenbefiger betrifft, das ſchaͤdliche Handwerk 
von ſelbſt gelegt, da ihnen nunmehr die Concurrenz des Geldes aud in jenen Fällen entges 
gentritt, wo fie bisher den Buchftaben der Prohibitivgefege unerreichbar blieben. 

Die Königlide Etaatöfchuldentilgungs -Commiſſion felbft ladet *) zu fchleunigfiem 
Vollzuge des Gefeged und zwar in einer Weiſe ein, welche ihrem ſtets erprobten Recdhrefinne 
und dem bekannten Character ihres würdigen Borftandes in hohem Maaße entfpricht. 

Die Kduigliche Kreisregierung wird fich beeilen, der Maafregel von Kreiscuratel: 
wegen den angemeffenen Fortgang zu fichern, fie wird die Euratelen und Stiftungsvermwal: 
tungen der in der Anlage verzeichneten GStiftungetcapitalien von der hoben und erfreulichen 
Bedeutſamkeit des ſtaͤndiſchen Wunſches umd der Kbuiglichen Genehmigung Überzeugen, fie 
wird von Amtöwegen Eorge tragen, daß 

a) die Auswechslung der vorhandenen Kapitalbriefe gegen entfprechende Mobilifi: 

rungobligationen al&bald vollzogen ; 

b) die Amortifation der etwa wicht vorliegenden Urkunden augenblidlich Tingeleiret 

und durchgeführt, und daß 

©) die Erlangung von Mobilifirungspapieren auch für die amortifirten Urkunden 

unmittelbar wach vollzogener Amortifation bewirkt werde; fie wird ferner 

d) die Stiftungen auffordern, ihre Capitalien auf geſichertes Unterpfand dem 

Privateredire in der Art zuzumenden,” wie dieſes in der Natur ber Eriftungs: 
eapitalien liege, und wie foldhes bei Errichtung der centralifirten Etifrungsad: 
miniftrationen hinſichtlich der meiften diefer Gapitalien bereitö Beobachter worden 
war ; fie wird 

e) veraulaffen, daß die Pillen der an ber Eraatöfchuld theilnehmenden Etifrungen 

mir Angabe des Betrags der Staatscapitalien ſaͤmmtlichen Diftriets: Polizeibe: 
börden Fund gegeben werden, und daß die folideren und in&befondere die durch 
MWucher, kurze Zablungstermine, unverhältnifmäßige Friften und ähnliche Vers 
bältniffe in ibrer Eriftenz bedrohten Theilnehmer an der Crfammtrealfchuld des 
Kreiſes, fib unter Mertheansweis der Hpporbecarobjecte an die betreffenden 
Stiftungen wenden, uud daß diefe ihren Mobilifirungsobligarionen (jedoch nie 
unter Pari) in dem Maafie in baared Geld ummandelu, in welchem fich ihnen 
volle Realficherheit auf Privatguͤtern darbietet. 





Ausſchreiben vom T. Februa 1833. Regierungsbl ©. 12 
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Der Königlichen Kreisregierung, Kammer deö Junern werben zu näherem Berftänds 
niffe des Gegenftandes Ausziige aus dem ftändifchen Vorträgen und Verhandlungen anliegend 
äugefertigt, und das Kbnigliche Staatöminifterium erwarter von dem Eifer, der Einſicht und 
der Thaͤtigkeit fämmtlicher Unters und Kreiscuratelen, die ſchleunigſte Einleitung, fo wie von 
2 zu 2 Monaten Anzeige über den Fortgang des Gefchäftes. 


Minden den 9. März 1833. 
Staatsminifterium des Innern. 


Auszug 
aus den Verhandlungen der Kammer der Reichsraͤthe 1831. 
(III. Band, Seite 250 u. f.) 


Antrag I. 


Ju dem erjten ihrer Mnträge verbreitet fich die Kammer der Abgeordneten über 
die Nothwendigfeit einer baldigen Vollendung des Mobilifirungsgefchäftes und über die 
Mittel zur Erreichung diefes Zieles. Unftreitig ift nichts dringender, als bie Umwandlung 
der noch nicht umgewandelten Paffiven. 


Ohne eine Operation der Urt bleibt ein wichtiger Theil der Papiere dem freieren, 
lebendigeren Verkehte entzogen, und felbft in dem einfachften Uebertragungsacten an die koſt⸗ 
ſpieligen Vorbedingungen des Stempels, der gerichtlichen Ceſſion und der Notariatiſchen Mits 
wirkung gebunden. Ohue fie eriftire für die Betheiligten Feine Wohlthat der Coupons, ohne 
fie laͤßt ſich das Geſetz nicht vollziehen, da die Papiere in jeder Glaffe nur mach dem 
Nummer der Mobilifirungscatafter bezeichnet werden Fhnnen, und die Berufung einer. Glaffe 
zur Derloofung nicht wohl vor beendeter Mobilifirung diefer Claſſe möglich if. Sie if 
endlich das einzige Mittel zu durchgreifenden Erfparungen im Perfonale und Regie, da die 
6 Sperialcaffen erft von dem Tage an entbehrlich werden, wo das Verſchwundenſeyn der 
vielfachen Zinsfäffe und das Regulirtfeyn der Schuldurfunden allgemeine Durchführung des 
Couponsſyſtemes möglich machen wird, 


Ein wefentlicher Irrthum ſcheint jedoch eingedrungen zu feyn im die Redaction der 
zweiten Kammer. Sie ſpricht nämlich vom freien Willen der Öläubiger, 


Eine freie Zuftimmung des Etaatsfchuld » Inhabers iſt allerdings noͤthig, wo es 
ſich darum handelt, feine Förderungen zu kuͤrzen, oder fein Recht in irgend einer Weiſe gegen 
den Sinn des Geſetzes zu verändern. Bon Zuftimmung kanu aber feine Rede da ſeyn, 
wo das Geſetz laͤngſt entſchieden hat, wo man von ihm lediglich die Ausführung geſelz— 
licher Verpflichtungen fordert. Nun ſpricht aber das Fundamentalgeſetz unferes Tilguugs⸗ 
wejend in feinem $. V. woͤrtlich, wie folgt: 


„Da ſich in der Form der Schuldverſchreibungen des Königreiches, jo wie in 
‚dem Summeniuhalte terfelben, die auffallentte DVerfihiedenbeit zeigt, und hie— 
»durch nicht allein ihre Verlooſung, wordiber Wir unten das Nähere verordnen 
„werden, fonder: auch zum Nachtheile der Gläubiger die Erkennung Ihrer Gül; 
„tigkeit, und ihre Verkaͤuflichkeit erſchwert wird, fo verordnen Wir, daß nad) 
„dorgenommener Liquidation und Revifion, ſaͤmmtliche als giltig auerkannte 
„Älteren Schuldverſchreibungen nad) einer gleipen Form, und zu dem gleichen 
2». XI. 76 
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„Summeninholte von fünfpundert Gulden in fo viele neue Obligationen umger 
oſchrieben werden, als der Betrag der Älteren Schuldverfchreibung ausmacht, 
„mit Hinzufägung des allenfalls nöthigen Ergänzungsideines, und mir fubfidias 
„rifcher Beibehaltung der älteren Hypothek, fo wie des älteren Zinfenfußes. 
„ud wird in dieſen neuen Schuldverfchreibungen die ältere Aufkuͤndigungszeit, 
„die causa debendi und ber Landesantheil, worauf fie haften, auegedrüdt. 
„Sodann werden fie jämmtlih mit der durchlaufenden Gatafternummer verfehen, 
„von dem Borjtande der Staatsſchulden-Liquidations-CTommiſſion unterzeichner, von 
„einem ihrer Secretaͤre contrafignirt und mit dem Stempel der Commifjion ber 
„zeichnet, Bei jeder Obligation, welche diefe allgemeinen Merkmale der Giltigs 
„keit trägt, fälle alle weirere Unterſuchung ihrer Liquiditaͤt als überfläfjig weg. 
„Bon einer jeden derfelben wird eine revidiste Abſchrift der Staatöfcyuldentils 
„gungs: Commiffion zur Controlle übergeben.* 

Es kann aljo der ſtaͤudiſche Antrag nicht auf Ermächtigung der Tilgungscommiffion 
zam Mollzuge des bejtchenden Gefeges, fondern uur auf eine Dem gegenwärtigen Stande 
des Geſchaͤftes angemeflene Vollzugsweiſe dieſes Geſetzes gerichtet werden. 

Nun find ſeit 1811 die vorherrfchenden Zinsgrößen der Tilgungsanftalt in die 4 
und 2 prozentige Form übergegangen. Es liegt daher in dem erflärten Geifte des Gefeges 
vom 1811, daß nunmehr die Schuldpoften in den neu auszuftellenden Mobilifirungsobliga: 
tionen ‚auf jene Meife auegebrädt werden, welche der vorberrfchenden Zinsform correfpon: 
dirt, Hienach hat nach dem fehr richtigen Berechnungen des IV. Ausſchuſſes der Kammer 
der Abgeordneten und nad) den biefen Berechnungen gefolgten aͤußerſt leichtvollen Erlänterun: 
gen des an ber Spitze der Tilgungsanftalt ftehenden Reichsrathes ‚die Mobilifirnngöarfunde 
zu lauten, wie folgt: 

Gapital von 100 fl. verzindlich zu 34 Procent mit 3 fl. 30 Er. 
wird ausgedrüdt: 

a) in einer Mobilif, Oblig. auf 75 fl. Capital zu 4 Procent alfo 3 fl. — Fr. 

b) iu einer Mobilif. Oblig. auf 25 fl. Capital zu 2 Procent alſo — fl. 30 Er. 

thut obige 100 fl. Gapital 3 fl. 30 fr, 
Gapital von 100 fl. verziuslid zu 34 Procent mir 3 fl. 20 Er. 
wird ausgedruͤckt. 
a) in einer Mobilif. Oblig. von 66 fl. 40 Er. zu 4 Procent alfo 2 fl. 40 kr. 
b) in einer Mobilif. Oblig. von 33 fl. 20 fr. zu 2 Procent alſo — fl. 40 fr, 


thur obige Summe 100 fl. 3 fl. 20 fr. 


Eapital von 100 fl. verzinslih zu 3 Procent mit 3 fl. , 
wird ausgedrädt: 
a) in einer Mobiliſ. Oblig. von 50 fl. zu 4 Procent alfo zu 2f — fr 
b) in einer Mobilif. Oblig. von 50 fl. zu 2 Procent alſo zu if. — fr. 
thut obige Summe 100 fl. 23 fl — I 


Capital von 100 fl. verzinelih zu 24 Procent 2 fl. a fr. 
wird auegedrädt: 











a) in einer Mobiliſ. Oblig. von 25 fl. zu 4 Procent alfo zu if. — fr. 
b) in einer Mobilife Oblig. von 75 fl. zu 2 Procent alfo zu 1 fl. 30 fr. 


thut obige Eumme 100 fl, 2 fl. 30 Er, 
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&o richtig daher die Kammer ber Abgeorbneten urtheilt, wenn fie auf bie rafche 
Durdführung der gefeglich gebotenen Mobilifirung dringt, fo wahr und einleuchrend iſt, 
Daß diefe Durchführung die, den belafteren Fonds fo nörhige Erfparung von jährlichen 60, 
bis 70000 fl. und überdieß die nur mach vollendeter Tilgung der Lotterieloofe jo praciijc) 
bervorsretende Fortfegung der Verloofung und Tilgung bedingt, fo ndthig wird ed, dem 
Autrage jener Kammer folgende Rebaction zu geben: 

Es möge bie bereits durch $. 5. des Gefeges vom 17. November 1811. gebotene,. 
den Gläubigern zur Pflicht gemachte Umwandlung, der Älteren Urkunden in Mobilifirungs: 
obligationen in der Art vollzogen werden, daß 


a). von der Mobilifirung nur die auf befondern Verträgen beruhenden 5proceuti— 
gen Dotations- und Donationdcapitalien ausgenommen 5, 


b) der Zindfuß der Mobilifirungsobligationen obne irgend eine Echmälerung des 
dem Gläubiger gebührenden Gefammtcapital und der Zinsfumme in Aprocentigen. 
und- 2procentigen Obligationen ausgedruͤckt, und 


€) demnacd den Inhabern der unter 4 und 2 Procent ftehenden Echuldforderuns 
gen, 4 und 2 procentige Mobilifirungsobligatienen nad) folgendem Regulirungss 
maßftabe zugeftellt werden. 


Eapital von 100 fl. verzinslich zu 34 Procene mit 3 fl. 30 fr, wird ausgedridt: 


a) in einer Mobil, Oblig. von 75 fl Capital zu 4 Procent, alfo If. — kr. 
b) in einer Mobil, Oblig. von 25 s Gapital zu 2 Procent, alfo — s» 30 ⸗ 

thut obige Summe 100 » Capital » © : .» . 3:30 s 
Kapital von 100 fl. verzinslih zu 3% Procent mie 3 fl. 20 Mr, 


a) in einer Mobil, Oblig. von 66 fl. 40 Er. zu 4 Proceur, alfo 2 = 40 « 
b) in einer Mobil. Oblig. von 33 fl. 20 Fr. zu 2 Procent, alfo — » 40 » 


thut obige Summe 100 fl. »- 2 v2 2.2.2.3 fl 20 ir. 


Kapital zu 100 fl. verzinslich zu 3 Procent mit 3 fl. wird ausgedruͤckt: 
a) in einer Mobil. Oblig. von 50 fl. zu 4 Procent, aljo zu 2 fl. — kr. 
b) in einer Mobil, Oblig. von 50 fl. zu 2 Procent, aljo zu 1 er — fr. 


thur obige Summe 100 fr -» - 2-22. y — fr. 


Kapital zu 100 fl. verzinslich zu 24 Procent 2 fl. 30 fr. wird ausgedruͤckt: 
a) in einer Mobil. Oblig. von 25 fl. à 4 Procent, alfo zu Lf. — fr. 
b) in einer Mobil. Oblig. von 75 fl. à 2 Procent, alfo zu 1 fl. 30 fr. 
that obige Summe 100 fl. » 2 2 20. 2 fl. 30 er, 
Der zweite Antrag der Kammer der Abgeordneten wuüͤnſcht jenen Staatéſchuldurkun— 


den der Stiftungen, welche wegen obwaltender Hiuderniſſe nicht in Mobilijirungsyapiere um; 
gewandelt werden koͤnnen oder wollen, Zinscoupons beigegeben zu ſehen. 


Diefer Antrag. verbinder Wünfchenswerthes mir Bedenklichem, und bedarf gleichfalle 
einer Modification. 


Circa 28,000,000 fl. Stiftungscapitalien liegen naͤmlich gegenwärtig bei dem 

Staate an. Schr wenige diefer Capitalien behaupteten urfpräuglich die Natur Churfuͤrſtli— 

her Haus⸗ oder Landesfhulden. Ein namhafter Theil der Gefammrjumme ging mir deu fe; 

eularifirten Kldftern an die Krone über, und bie größte Maffe (vielleicht der Betrag valler 
76* 
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20 Millionen) ift ein Erbtheif jener <entralifirten Stiftungsverwaltung, unter deren weſent⸗ 
lihen Aufgaben es zählte, (mohl auch ob der aufferordentlihen Umftände zählen mußte) das 
Hctivvermdgen der Stiftungen aus dem privativen in den Staatscredit zu Übertragen, 


Bequem mag bdiefe Anlegungsart ſeyn für mande Stiftung und Verwalter; bes 
quem auch für div Eraaieverwaltung, der Forderungen ihrer unter Curatel fiehenden Kdr: 
perfchaften alle nur deukbare Bürgfchaften gegen übermäffigen Andrang der difentlichen Foude 
gewäpren, Uber, laut fage Referent es, Leine Calamitaͤt ift in Bayern vitaler, Feine nagt 
befriger an dem Wohlſtande der Provinzen, ald eben dieſes Heftbannen der Stiftungsgelder. 


Die Stiftungen find ihrer Natur nach das eigentliche Lebensprinzip des Ackerbaues und 
der Gewerbe; fie find die matärlichen Hilfscaflen der einzelmen Gegenden, und der Hoffnungss 
ader, am welchem ber ordentlihe Hauswirth in Fällen der Noth-feine Mettung ſieht. Gebt 
diefes Herzblut des Privaterevited und des Eleinen Verkehres den Dertlichleiten verloren, 
ſtockt ſelbes, um wicht wiederzufehren, in dem Mittelpunete; fo erſtarrt indbefondere in Läns 
dern bochpotenzirter Grundbarkeit und zahlreicher noch unveredelter iſraelitiſcher Bevblkerung 
Glied für Glied, und der blühendfte Körper welft, ohue daß viele deu Grund * Abzeh⸗ 
end auch nur zu ahnen vermögen, 

Man ſpricht und ſchreibt in unſerem Vaterlande fo viel über Creditvereine, über 
Mangel an Capiralien für die Urprodnetion. Hier ift der Ereditverein der kleineren Guts— 
befiger gefliftee von den Vätern in weiſer Doppelabfi hr; bier entfalter ih vor allen Augen 
eine, dem Aderbau und ben Gewerben beftimmte, in ihr refpectived Recht erwachfene Maſſe 
von weunigſtens 25,000,000, 


Man mobilifire diefe Stiftungsfonds. Man gebe den Kreisdiftrictss und Ortsere 
dir zutuͤck, mas die Klöfter mehr in dem Geifte verzinslicher Depofiten, als in jenem ſpe⸗ 
culativer Unleben- an fi nahmen; was bie Gemeinden und einzelne Familienvaͤter in den 
ſchwerſten Kriegözeiten aufrecht erhielt. Man begäuftige überdieß GEreditvereine für vie agris 
colen und Heingewerblihen, und Privatbanken für die höheren commerciellen Yutereffen, 
nud fchnell wird auf dem flachen Lande und in den Heinen Städten, jene Regſamkeit wieder 
erwaden, wonach ſich Krone und Volk feit Tauger Zeit fo innig fehnen, 


Refereut mißrathe demnad den Auddrud: „oder wollen®, weil er nie einmwilligen 
mbchte, die gefeglich gebotene Mobilifirung der Etiftungscapitalien von dem Ermeffen auch 
der edelften Behoͤrde abhängig zu machen. Dagegen rathe Er in dem Jutereſſe der Stif— 
tungen und mit Beruͤckſichtigung einiger von bem Abgeordneten N. vorgerragenen Verhaͤlt⸗ 
nie nachftehende Fafung des Begehrens an, dem auch der Ausſchuß beijtimmte. 


2. Es möge insbefondere im mbglichfier Bälde die Mobilifirung der Stiftungecapi- 
talien bewirkt, und hiebei ü 


a) den auſſer Beſitz der Edyuldurfunde gekommenen Lrifiungen Zar: und 
Sporrelfreipeit bezäglid auf ‚das Amortifarioneverfabren bewilliger; 

b) den mir Eduldurfunden ven archivariſchem Werthe verfehenen Stiitungen 
diefe Urfunden mir der Vormerkung des Anullirtſeynus zur Aufbewahrung 
in ihrem Archive dberlaffen, übrigens 

4) dort, wo eine Mebilifirung aus irgend einem Grunde abfolut unmbglid) 
feyn fellte, die Staatsſchuldurkunden der Eriftungen mit Zinscoupons verfes 
hen werden 
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Auszug 


aus den Verhandlungen der zweiten Kammer der Staͤndeverſammlung 1831. 
(Zweiter Beilagenband, Beilage XVII, A, ©. 44, u. d. f.) 


Bayerns Älteres durch Jahrhunderte hindurch in ſich felbft abgefchlofenes Schulden; 
wefen ift dur allgemeine politifche Umgeftaltung von Deutfchland in letter Zeit zu eis 
ner Maffe fremder und mannigfaltiger Beftandtheile umgeforme worden. Mit entfchiedenem 
Erfolge wirkte hierin die Mobilifirung der Staatöfchuld, deren Grundideen ſich jedoch ſchon 
vor mehr ald zwanzig Jahren aufgezeichnet vorfinden (Regierungsblatt 1809 XV. ©t. 
©. 740). 
Seitdem ift zwar durch Mobilifirung vieles gefchehen; aber um wie viel mehr hätte 
gefchehen koͤnnen, wenn von jenen Staatögläubigern, welche noch Ältere, zum Theile durch 
die Zeit felbft abgenugte — oft kaum Ieferlihe Schuldbriefe und Urkunden befigen, dieſel⸗ 
ben zur Umfchreibung und Mobilifirung übergeben worden wären. Es ift überfläffig, die 
Wohlthat der Mobilifirung in Anfehung der Verwaltung der Staatéſchuld hier abermals zu 
wiederholen. Jndeſſen muß befonders darauf aufmerkffam gemacht werben, daß durch die 
Mobilifirung der alten Schuldurfunden die Staatögläubiger auf Feine Weiſe benachthei= 
ligt werden konnen, während bier durch die Adminiftration vereinfacht und erleichtert, die 
Verwaltungsfoften bedeutend vermindert, und der Zeitpunct vorbereitet werden duͤrfte, mo 
die Aufldfung der meiften — vielleicht ſaͤmmtlicher Echuldentilgungscaffen in den Kreiſen 
moͤglich wäre. Mer die Zwecke will, muß aud die Mittel wählen, wodurch jene erreicht 
werden fünnen. Demnach wird der Antrag geftellt ; 


„Es fol geſetzlich ausgeſprochen werden , 

1) daß der Reft der Altern noch nicht umgewandelten Etaatöfchuld, mit einziger Aus⸗ 
nahme der auf befondern Verträgen beruhenden Dotations. und Donarionecapitalien 
zu 5 Pret. — in Mobiliiirungsobligationen auf Namen oder au porteur — 
alfo in derfelben Weife umgefchrieben werde, wie dieß bisher ſchon auf Aumel⸗ 
den der Gläubiger von der Kdniglichen Staatsſchulden-Tilgungs⸗Commiſſion ges 
ſchehen ift. 

2) daß der Zindfuß der Mobilifirungsobligationen in Zukunft zu 4 und 2 Pros 
cent beftehen folle, und daß in Folge diefer Beftimmung 

3) die Suhaber der älteren Schuldurfunden zwifchen 4 und 2 Procent ſich her 
beizulaffen haben, diefe ihre Schuldurfunden gegen 4 und 2 Procent Mobili; 
firungsobligationen auszumechfeln, und zwar nach dem umten angefilgten Me: 
gulirungsmaaßftabe, fo daß alfo weder am Nominalwerthe des Capitals, noch 
an dem Betrage des jährlihen Zinfes die mindefte Aenderung eintrete. 


Regulirungémaaßſtab. 


100 fl. Capital zu 3% Proc. reguliten ſich in: 75 fl. — kr. zu 4 Proc. u, 25 fl. — fr. zu 2Proc. 
105 „u 34. „ „ u » 06:40, »4 „ :33: 20: „2„ 
100 « ” ⸗3 Pr} ”„ : Os —, :4 „ :50ı —: „2 
10; „ «.2i „ „ —⸗ :s Bi—: sd „ : TWdı—ıs „2m 
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Es ift durchaus Fein rechtliches Bedenken vorhanden, biefe Operation, welche das 
allgemeine Beſte der Auſtalt bezweckt, ſogleich anzufangen und auszufüpren. Es wäre zu 
bedauern, allgemeine Verbefferungen binfihtlid des Staatöfchuldenweien unterlaffen zu mifs 
fen, weil es vielleicht einzelnen wenigen Gläubigern aus Laune nicht beliebt, ihre alten 
Schuldbriefe gegen ähnliche Obligationen auszuwechſeln, deren Werthe durch die Verfaffung 
und Garantie der Stände des Reiched gefichert bleiben. Möge dem gegenwärtigen Landrage 
vorbehalten jeyn, diefed wichrige Werk bald ins Leben zu rufen. 


$. 363. 


1840, 
Die Mobitifienng der Altern Staatsſchuld berreffend)). 


Auf Befehl Seiner Majeflät des Konigs. 


Der Königlichen Regierung des Unterbonaufreifes, Kammer bed Innern, wird auf 
ihre berichrlichen Anfragen vom 18. v. Mid, wegen Mobilifirung der aͤltern Stiftungsfors 
derungen an die Staatöjchuldeutilgungsanftalt erwiebert was folge: 


T. 


Die Entfchließung vom 9. v. Mts. finder allerdings auch auf die zur Mobilifirung. 
geeigneten Eapitalien der Gemeinden bie gleihmäjfige Anwendung, indem der $. 5. des 
Geſetzes über die Sraarsfchuld vom 28. December 1831 allen Gläubigern die Umwandlung 
ber Altern Urkunden in Mobilifirungspapiere zur Pflihr macht, und die Gemeinden nicht 
weniger und nicht mehr als die Stiftungen Gläubiger der Staatsſchuld find. 


H. 


Das Pari der mobilifirten zweiprocenrigen Stantsobligationen iſt fünfjig Procent, 
jened ber dreiprocentigen fünfundfiebzig Procene, diefe Obligationen werden aljo al pari 
veräuffert,, fobald fünfzig Procent des Normalwerthes erldst find; übrigens fliehen die zwei⸗ 
und dreiprocentigen Papiere im Verkehre eher über ald unter Pari, und die Kreiöcuratelen 
werben das Jutereſſe der Stiftungen auch hierin am fo mehr zu wahren wiffen, als 

a) bisher die zweiprocentigen in den Curszetteln nicht notirt werden, und daher 
auch Beinen Curs hatten, als 

b) fi demnach der Curs diefer Papiere erſt im der Folge bilden muß, und 

als 

e) die fruͤhern ginfiigen Verhaͤltniſſe der 4 zw den 5procentigem ſich wahrfchein: 
lich in den Verhaͤltniſſen der 2 zu den 4procentigen wiederholen, und fonady der 
Eurs über das Pari von 50 ſich ſtellen dürfte, 


IT. 


Din Stiftungen ſteht das ‚volle Recht zu, ihre eingehenden Gelder ſowohl bei der 
Staatsſchuldentilgung ald bei den Privaten auzulegen, und ed kann nicht von einem Ver: 
bore, fondern lediglich von der Belehrung und Einwendung der Guratelbehdrden zu dem 
in den fruͤheru Reſcripten entwickelten Zwecke die Rede feyn, den die. Fnrereffen des Privat; 
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credits jowohl, als die wohlverfiandenen Bedärfuiffe des Nationalwohlftandes fo dringend 
erheiſchen. 

Uebrigens iſt es von Weſenheit zu bewirken, daß die Mobiliſirungsobligationen auf 
angemeſſene Summen geſtellt werden, und es iſt hienach im jedem einzelnen Falle das Ges 
eiguete bei der Eculdentilgungscommiffion einzuleiten. 


Mäncen den 7. April 1833. 


Staatöminifterium des Junerm 


An . 
die Königliche Regierung des Unterdomaufreifes, K. d. J., alfo ergangen. 


Machricht den Übrigen Kreisregierungen. 


8. 364. 
11620, ” ß i 
(Die Mobilifirung der Älteren Urkunden über Gemeinde: und Stiftungscapitafien Forderungen an bie Staats: 
ſchuldentilgungsanſtalt betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Es mar fehr wichtig den Vollzug der gefeglih angeordneten Mobilifirung der bei 
der Staatsſchuldeutilgungs-Auſtalt anliegenden Gemeinde: und Gtiftungsforderungen in einer 
Meife einzuleiten, welche einerfeits die Stiftungen und Comunen vor den Gefahren fidherr, 
die mit dem.Miederlegen der Papiere au porteur in die Kaffen ftethin verbunden find, 
und anderfeitd die Beräußerungen der Forderungen ſelbſt und veren allmälige Uebertragung 
aus dem Staats- in den Privateredit in Feiner Weiſe erfchwert. 


Zu dem Ende wurde mit dem Kbuiglichen Staatsminiſterium der Finanzen und 
durch diefes mir der Kbuiglichen Staatéſchuldeutilgungs-Commiſſion in mähered Benehmen 
getreten; und denfelben vorgeftellt , — „wie die Mobikifirungspapiere au porteur dem Ver: 
„kehre ungemein eutſprechender feyen, als jene auf Namen, da erftere glei baarem Gelde 
‚„‚circuliren konnten, während die Legteren bei jeder Trausmiſſion neu cedirt werden müßten, 
„und nicht mar eben deßhalb eines Auferft ſchweren Laufes, fondern auch ohne Curs feyen, 
„dann wie andererfeitd es nicht raͤthlich ſey, Mobilifirungspapiere ohne Namen in den Kaf: 
„fen und zur Dispofition der einzelnen Stiftungspfleger zu laffen, und auf dieſe Weife den 
„gefammten Capitalſtock der einzelnen Sriftnngen der Verluſtgefahr auszuſetzen.“ 


Auf diefe Mirtheilung ift jo eben die chen fo wichrige als erfreuliche Erklaͤrung er: 
folgt : „dag wie mühfam auch die Umfchreibung ſolcher Papiere ſey, die Königliche Staats: 
„ſchuldeutilgungs-Eommiſſion einem Berlangen dieſer Art fi dennoch nie entziehen werde, 
„da ed der Anſtalt felbft einerlei feyn könne, ob die Forderungen der Erifrungen auf ihren 
„Damen oder auf den Jnhaber lauten; und da ohnehin die für derlei Forderungen, fie 
mögen auf Namen oder au porteur geftelt feyn, und in den unfprünglichen Händen ver: 
bleiben oder an Dritte uͤbergehen, ftctd den Beflimmungen folgen, welche dieſer Schuldgat⸗ 
tung gefeglih zur Seite ſtehen. 


Juden diefes hoͤchſt beruhigende Mefultat der Königlichen Kreisregierung zur Knnd— 
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gabe an die betreffenden Euratelbehbrden und durch diefe an die mit Forderungen au dem 
Staat verfehenen Stiftungs s und Gemeindeverwaltungen erdffnet wird, erhält felbe zugleich 
folgende Bollzugsweifungen : 


I. 


u. 


HI, 


IV. 


Die bereitö durch Verfügung vom 9. März I. J. ambefohlene Mobilifirung 
der Gtiftungss und Gemeindeforderungen,, har bei allen jenen Forderungen , 
bei welchen nicht eine aldbaldige Veräußerung beabjichtet und nicht bereits ein 
der Euratel genehmer Käufer ermittelt iſt, im Mobilift irungsobligationen auf 
den Namen der betreffenden Stiftungen zu erfolgen, 


Es ift alles Ernſtes dahin zu trachten, daß für unverhältnißmäßig große Sorr 
derungen mehrere auf mäßige Summen lautende Mobilifirungsobligarionen ers 
langt werden, damit die Veräußerung und der Ucbergang der Forderungen 
aus dem Staats- in den Mealcredit der Privaten ſucceſſiv erfolgen koͤnne. 


Sobald eine in den Bejig einer Obligation auf Namen gelangte Gemeinde 
oder Stiftung ihre Obligationen zum Zwede von Anlehen an Privaten ıc. zu 
veräußern gedenkt, fo hat die Verwaltungsbehbrde die betreffenden Mobilifirungs: 
obligationen fanmmt dem Nachweiſe uber die Zahlungsfähigkeit des Käufers 
und über dad Vorhandenfeyn vollkommen gefiherter Ausleihungsgelegenheit der 
Königl. Kreisregierung vorzulegen, Letztere bewirkte, foferne Feine ſehr gegräns 
deten Bedenken obwalten, die Auswechslung der Obligation auf Namen gegen 
eine gleicylautende Obligation au porteur durdy Benehmen mit der Kdniglis 
hen StaatsfhuldentilgungssCommiffion, und hafter dafür, daß das erlangte 
au porteur Papier unter ihren Augen, oder wo dieß abfolut unmöglicy ift, 
doch auf eine jede Verluftgefahr unbedingt, befeitigende Weife gegen den baaren 
Geloberrag ausgewechfelt und lettered dem Hypothekenamte des neuen Schuld⸗ 
ners zur alöbaldigen Realifirung und Werficherung . der Aulehen zugejendet 
werde, 


Bon diefen Formalitäten darf nur bei den größern und namentlich bei den mit 
eigenen Kämmereien verfehenen Städten eine Ausnahme infoferne gemacht wer—⸗ 
den, ald die Cautionen der Nechnungsbeamten oder bie Cautionirung vermög— 
licher Comunalbeamten und Berwaltungsmirglieder, jede Gefahr, felbit für dem 
unwahrſcheinlichen Fall befeitigt, und volle Gewißheit gegeben ift, daß bie 
Uebertragung der namhafteren Zundations s und Comunalforderungen aus dem 
dffenrlichen in den Privareredit durchaus ohme Verluſt für die minderjährigen 
Stiftungen erfolge. 


Die Königliche Kreigregierung wird hienach das Geeignete aldbald einleiten, den 
ungeſaͤumten Vollzug der diedfeitigen Weifung vom 9. März l. J. ohne Aufſchub bewirken, und 
foferne fein Anlaß zu befondern Anfragen oder Anzeigen ftattfinden follte, binnen 6 Monaten 
über die Reſultate ſich berichtlich ausweifen, 


Minden am 16. Mai 1833. 


Etaatöminifterium des Innern, 


An 
ſaunntliche Königliche Areieregierungen, K. d. J., alfo ergangen. 
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$- 365: 
15116, 


(Die Mobilifirung der älteren Gemeinde: und Stiftungscapital: Forderungen an die Staatsfhuldentilgunge: 
Anſtalt betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftdät des Kdnigs. 


Der Kbniglichen Kreigregierung wird in Erwiederung ihred Berichtes vom 23, Mai 
d. 98, rubrieisten Betreffes, Folgendes bemerkt: 


Eine Stempelfreipeir iſt für die Mobilifirung der Stiftungscapitalien eben fo wenig, 
ald für jene der Übrigen Gapiralinhaber gegeben, 


Die Kbuigliche Kreisregierung ift auch im Irrthume, wenn fie den Sag, daß Kraft 
der neueſten Allerhöchiten Anordnungen den Stiftungen der Vortheil der Mobilifirung ohne 
einen jener Nachtheile gewährt ſey, welche früher das Günftige der Sache trübten, auf die 
Stemplung anwendet; ed war vielmehr dort lediglich davon die Rede, daß die Mobilifirung der 
Stiftungscapitalien meiftens eine Umortifation vorausfege, und daf das Nmortifarionsverfahren 
nunmehr tar» und fportelfrei, alfo ohne einen jener Nachtheile gewährt fey, welche früher 
die Vorbedingung der Umfchreibung erfchwerte, 


Die Mobilifirung ift nicht ein Wer freier Willkuͤhr, fondern eine durch das Geſetz 
allen Staatögläubigern auferlegte Verpflichtung; es Fonnten daher die Etiftungen nicht der 
nothwendigen Folgen jener Verpflichtung, fondern lediglich jener zufälligen Opfer enthoben 
werden, welche durch das Derlorenfeyn der meijten Stiftungsbriefe ihnen ſpeciell zugegangen 
wären. 


Uebrigens wiegt ſich der Stempelbetrag der Umfchreibung in Papiere auf Namen, 
fo wie jener einer etwaigen fpäteren Umfchreibung in Papiere au porteur vielfach und 
reichli dur das Aufhdren jenes Stempels auf, weldyer in dem nichtmobilifirten Zujtande 
der jährlihen Abquittirung der Zinfen anklebte; es ift alfo ſelbſt von einen Opfer überall 
nicht die Rede. ' 


Uebrigend mußte mit Bedauern entnonmmen werben, daß der Königlichen Kreisregies 
rung bei Erftattung bed Berichtes einige wefentliche Punkte entgangen waren. Den Staats: 
gläubigern fteht nämlich durchaus nicht das Recht der Aufkuͤndung zw, vielmehr iſt die 
Staatsfchuld durch Gefege auf beftimmte Heimzahlungsnormen hingewiefen , und der Glaͤu—⸗ 
biger hat nicht das Recht, die Heimzahlungszeit zu beftimmen, fondern es iſt ihm lediglich 
die Pflicht auferlegt, die geborene Heimzahlung bei Verluſt der Forderung anzunehmen. 
Den GStiftungsobligationen aber ift hierin gefeglich die letzte Stelle eingeräumt; ihnen fand 
daher biöher die Ausſicht auf Heimzahlung nur für den Zeitpunkt feit, wo alle übrigen 


Staatöfhulden ohne Ausnahme hinwegbezahlt jeyn würden, Die Mobilifirung hat diefen 
Zuftand gehoben, 


a) indem die mobilifirten Forderungen der Stiftungen wie alle übrigen 'an den 
Wohlthaten ber jährlichen WVerloofung Theil nehmen, und 

b) indem die Stiftungen ihre auf Namen geftellte Obligationen durch Dazwifchen; 
kunft der Kreisregierung ſtuͤndlich in Obligationen au porteur umwandeln 
und auf diefe MWeife das Capital mittelſt Veräußerung der dem baaren Gelde 
gleichftehenden Mobilifirungsobligationen, in jedens beliebigen Augenblice in 
baares Geld umfegen koͤnuen. 

Bd. AT. 77 


608 Abth. XL. Abfchn. 1. Tit. I. Cap. IL $. 366. und. 367. 


Eben fo find die ben einzelnen Forderungen unterftellten Specialhypotheken laͤngſt 
erlofhen, und durch die im Fahre 1819 gefeglich ausgefprochene Geſammthypothek erfegt, 
von einem Verluſte der längft vernichteren Hppothefrechte kann daher gleichfalls bei der Mo: 
bilifirung die Rede nicht ſeyn. Die Königliche Kreisregierung wird ihre Mefereuten über 
diefen hoͤchſt wichtigen Gegenftand zu genauer Durchſicht des Vortrages des vierten Nuss 
ſchuſſes der Kammer der Reichsraͤthe Über die Recheuſchaftsnachweiſung der Staatsſchulden⸗ 
tilgungsanftalt für die Jahre 183$., 1837., 1838. (Landrags Verhandlungen der Kammer 
der Neichsrärhe des Jahres 1831. Band 11. Seite 177. und Beilagen I. bis X. und 
Über das Schuldentilgungsgefeg des Jahres 1831. Band XI. Seite 166. et seq.) fo wie 
ber dießfallfigen Verhandlungen beider Kammern anmweifen, da die gründliche Kennrniß diefer 
Actenſtuͤcke allein, das in feiner Gefchichte und feinen Verhaͤltniſſen hoͤchſt verwidelte Staars: 
Schuldenweſen nad feiner allfeitigen Bedeurung zu entwideln und jene Belege an Handen 
zu geben vermag, welche zu richtiger Anleitung der deu Euratelen untergebenen Stiftungen 
und Gemeinden ndthig find. 


München den 11, Zuli 1833, 
Staatsminifterium bed Innern. 
An - 
die Königliche Regierung des Obermainkreifed, Kammer des Innern, alfo ergangen, 
Notif, den übrigen Regierungen mit N, N. 


$. 366. 
11480, 


( Die Zurückzahlund der bei der Staatsſchuldentilgungsanſtalt mit fünf vom Hundert verzinslich anliegenden 
Gemeinde: und Stiftungscapitale betreffend. ) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Koͤnigs. 

Die Kbuigliche Kreieregierung, Kammer des Junern, erhält die Abfchrift der von 
dem -Königlihen Staatsminifterium der Finanzen an die Konigliche Staatsfchuldeutilgungs: 
Commiffion im bemerken Betreffe erlaffenen Entfchliefung vom Sten diefes Monats mit 
bem Auftrage, diefelbe jämmtlichen Gemeinde: und Stiftungsverwaltungen zu erbffuen, und - 
legtere auf die Geltendmahung der etwa in dem geringen Vermdgensftande, oder in ben 
befonderen Verhaͤltniſſen der betreffenden Stiftungen, ober ihrer anliegenden Capitale geleges 
nen Ruͤckſichten und auf die hiedurch möglichft zu erwirkende Siftirung der vorligenden Verfü: 
gung im Anſehung der fünfprorentigen Stiftungscapitale belehreud hinzumeifen, 


Münden den 17. April 1834, 
Staatöminifterium bed Innern. 


An 
fänmtfiche Kreisregierungen bieffeits des Mheins, alfo ergangen, 


Abdrud der allegirten Entfhließung. 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 
Die Königlihe Staatsſchuldentilgungs ; Commifften wird nah ihrem Untrage vom 
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4. d. Mts. ermächtiget, die ganze fünfprocentige Staatsſchuld der Stiftungen und Gemeins 
den im gegenwärtig noch beftehenden Betrage von beiläufig 3,790,975 fl. alternativ entwes 
der zur baaren Zuruͤcknahme oder zur Umfchreibung in Aprocentige Obligationen loszufünden. 


Ausgenommen find bievon nur ſolche Gapitalien, welche mit Beſchlag belegt, oder 
fonft auf irgend eine Weife vinculirt find, Sollten jedoch bei einer oder der andern Stifs 
tung beachtenäwerthe Ruͤckſichten zur längeren Nachficht in der Ruͤckzahlung der Capitalien 
oder der Meduction des Zinsfufes vorhanden feyn, fo hat die Königliche Staatsjchuldentils 
gungs: Commiffion folde Fälle zu inftruiren, und mittels gutachtlichen Berichtes zur Anlage 
zu bringen. Ueber den Vollzug diefer Eutſchließung wird baldige Unzeige gewärtiger. 

München den 8. April 1834. 


Staatöminifterium der Finanzen, 


An 
die Konigliche Staatifrhulentilgungs : Commiffion alfo ergangen. 


$. 367. 
13785, 
P* Staatspafflvcapitalien der Stiftungen betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Der Kbniglidyen Kreisregierung wird der Abdrud einer von dem Königlichen Staats; 
minifterium der Finanzen au die Königliche Staatsfduldentilgungscommiffion unterm 2. d. M. 
ergangenen Entfchließung wegen Umfchreibung der auf Namen lautenden Obligationen über 
Gapitalforderungen der Stiftungen an bie Staatöfchuldentilgungsanftalt zugeichloffen, um hier 
von die Stiftungsverwaltungss und untergeordneten Curatelbehbrden geeignet in Kenntniß zu 
egen, \ 
m Miinchen den 15, Mai 1834. 


Staatöminiflerium des Junerm. 


An 
ſammtliche Königliche Kreisregierungen, K. d. J., dieſſeits des Rheins, alſo ergangen: 


Audruck der allegirten Entſchlieſfung, 
Auf Befehl Seiner Majeſtaͤt des Konigs. 


Da den Stiftungen an ihren Staatspaſſivcapitalien im. Falle dringenden Beduͤrfniſ⸗ 
ſes ohnehin eine Abſchlags- und ſogar vollſtaͤndige Zahlung bei den Staats ſchuldeutilgungs⸗ 
kaſſen geleiſtet wird, ſo iſt der Fall nicht denkbar, daß eine Stiftung in die Lage kommen 
onnte, ihre Staatsobligation am. dritte cebiren zu muͤſſen. Aus biefem Grunde, vorzüglich 
aber aus Rüädficht auf die Menge von Regreßauſpruͤchen, welche wegen vernachlaͤßigter Ver⸗ 
waltung von den Stiftungshoͤrden angemeldet wurden, ſo wie zur Abwendung einer jeden 
hierand etwa. entftehenden. Gefahr für die Staats kaſſe, ficht fi das unterzeichnete, Staats⸗ 


minifterium. der. Binanzen. veranlaßt, die am: 25. October v. 38. — der Baarzah⸗ 


* 


6510 Abth. XI. Abſchu. IL. Tit. . Cap. IL. $. 368. %9. und 370. 


Iungen gegebene Anorbnung auch auf die Geffionen der Obligationen der Stiftungen autzubehr 
nen und der Königlichen Etaatsfchuldentilgungscommiffion demnach den Auftrag zu ertheilen, 
die ihr untergeordneten Kaſſen anzuweifen, daß Feine auf Namen Tautende Obligation einer 
Stiftung ohne vorgängige Ermädhrigung ded unterzeichneten Staatsminifteriums der Finanzen 
auf einen andern Beſitzer in den Gataftern der Etaareichuldentilgungsanftalt umgeſchrieben 
werde. Die Kaffen haben vielmehr in Fällen, wo eine Etiftungsverwaltung um eine foldye 
Umfchreibung nachfuchen follte, diefelbe an die vorgefeßten Guratelbehdrden zu verweifen, 
welchen alsdann obliegt, die Sache dem Königlichen Staatsminifterium des Innern zur 
Vorlage zu bringen und dadurd die Veranlaffung zu geben, daß das Geſuch der Stiftungs— 
verwaltung und die Begründung desſelben zur Keuneniß und weitern Verfügung des uns 
terzeichneten Königlidyen Staatsminiſteriums der Finanzen gelange, 

Die K. Staatsfchuldentilgungscommiffion bat über den Vollzug diefer Entichlies 
Bung, deren Controle auch den Königlichen Abrechnungscommiffären übertragen ift, forgfälrig 
zu wachen. 


München den 2, Mai 1834. 


Staatsminifterium der Finanzen, 


An } 
die Königliche Staatsſchuldentilgungscommiſſion alfo ergngen. 


sa, $. ‚ 


Verſendung von Staatdohligationen der Gemeinden und Stiftungen zum Zwecke der Mobitifirung betreffenv). 


Auf Befehl Seiner Majefiärdes Kbnuigs. 


Die portofreie Behandlung der von den Guratelbebörden durch die Poft zu dem 
Zwede der Mobilifirung verfendeten Sraatsobligationen der Stiftungen und Gemeinden kann 
gemäß $. 11. und 16. der allerböchften Verordnung vom 23. Juni 1829 nicht ftattfinden, 
dagegen wird die Berechnung des Porto nach dem Gewichte gefchehen, wenn die Sendungen 
der Poſt ohne Merrhöveclaration übergeben werden, 


Das in dem Berichte der Königlichen Kreisregierung vom 23, September vorigen 
Jahres bezeichnere Paquet mir 93054 fl. 36 Er. Obligationen ven Stiftungen des Landges 
vichröbezirfs Pfarrlirden, wofür das Porto nad der Werthédeclaration mit 118 fl. 4 Fr. 
berecdhner worden war, wird dem Stiftungsagenten Gattinger in München gegen Erlage der 
nad) dem, Gewichte berechneten Portogebühr ausgehändiger und deéfalls au die Poftanftalt 
die nörhige Weifung unverzäglih von dem Staareminifterium des Adniglichen Haufes und des 
Aenpern erlaffen werden. Die Königliche Kreisregierung hat hiernah den Dr. Gattinger 
mit den erforderlichen MWeifungen zu verfehen, 


Münden den 15. März 1835. 
Staatsminifterium des Innern 


Un 
die Königliche Regierung des Unterdonanfreifeg, K. d. J., alfo ergangen, 
Nachricht den ubrigen Kreisregierungen, K. d. J., dieſſeits des Mheins. 
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8. 369. 
40T, 


5 4 
(Die mit 4 Procent verzinslihen Staatspaffivcapitalien ber Stiftungen und Gemeinden betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majefät des KAdnige. 


Seine Majeftät der Kdnig haben in Ianbesväterlicher Fürforge für das Wohl 
der Gemeinden und Stiftungen des Meiches zu verfügen geruber, daß denſelben geftatter 
feyn folle, die Gapitalien, welche bei den angeorbneten Berloofungen der mit 4 Procent vers 
zinslihen Staatöfchuld_ zum Behufe der Reduction des Zinsfußes werden gezogen werden, 
noch fo lange gegen 4 procentige Verzinfung bei den Staatöfchuldentilgungscaffen liegen zu 
laffen, bis die Reduction des Zinsfußes auf 34 Procent bei den Gapitalien der Privas 
ten durchgeführt ſeyn wird. 

Die Königliche Kreisregierung wird hiervon mit dem Bemerken in Kenntniß gefeßt, 
daß diefe den Gemeinden und Stiftungen zugeftandene Begänftigung nicht verbffentlicht 
werden folle. 

München den 14. Mai 1835. 


Auf Befehl Seiner Majeftdät des Könige. 
An 
ſaͤmmtliche Königliche Kreisregierungen alfo ergangen. 


* 370. 
31713. 5 


(Die unentgeltliche Aufnahme der gerichtlichen Erictafien wegen Amortifätion der Staatsobligationen der 
Stiftungen Behufs der Mobilifirung in dem allgemeinen Anzeiger und andere Anzeigeblättern betr.) 


Auf Defehl Seiner Majeftät des Kdaigs. 


Der Antrag in den Berichten vom 10. December v. J. und 14. Detober I. 3. 
auf unentgeltliche Aufnahme der gerichtlichen Edictalien wegen Amortifirung vermißter Urkuns 
den Über Gapitalforderungen der Stiftungen an den Staat, in die dffentlichen Blätter ift 
durdy die angeführte Bejtimmung des Gefeges über das Staardfchuldenweien vom 28. Decem; 
ber 1831, $. 10. Abſ. 2. nicht begründer, da diefe Bellimmung nur auf die Befreiung 
von den Abgaben des Stempeld und der Taren zu beziehen ift, eine Verpflichtung der 
Öffentlichen Unzeigeblärter zu umentgelrlicher Aufnahme der Bekanntmachungen in diefen Gegen: 
ftänden, die mit Koften für die Anzeigeblärier verbunden ift, daraus aber nicht abgeleitet 
werden kann. 

In Betracht der befondern hierbei eintretenden Ruͤckſichten und der hohen Wichtig: 
keit des Gegenftandes, fo wie des lebhaften Wunfches der oberften Guratel zu Forderung 
der Mobilifirung iſt jedoch die Redaction des allgemeinen Unzeigers zur uuentgeltlichen Auf 
nahme folder Edictalien angewiefen worden. 

Münden den 25. November 1835. 


Staatöminifterium des Jnnerm 


An " 
die Königlihe Regierung des Unterdonaufreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
Mittheitung an die Medaction und Eaffe des allgemeinen Anzeigers mit dem Bemerfen, daß auch die übrigen 
Kreisregierungen hievon in Kenntniß gefent worden find. 
Mittheifung den Königlichen Regierungen, Kammern des Innern, der übrigen Kreife, 


612 Abth. XL. Abſchu. L Tit. I. Cap. I. 6. 371. 372. und 373, 


8. 371: 
38413, 
(Die mit 4 Procent verzinslichen Staatspaffivcapitalien der Stiftungen und Gemeinden. betreffend. ) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs, 


Durch Minifterialentfhliefung vom 11. Mai v. J. rubrizietem Betreffs ift dem 
Königlichen Kreisregierungen, Kammern ded Innern, erdffnet worden, daß Seine Majes 
ftär der König im landesvaͤterlicher Zürforge für das Wohl der Gemeinden und Etiftuns 
gen zu geftatten geruht haben, die Kapitalien, welche bei, ven angeorbneten. Verloofungen ber 
Aprocent. Staatöfhuld werden gezogen werben, noch fo lange gegen Aprocent. Verzinfung bei 
den Staatöfchuldentilgungscaffen liegen zu laffeu, bis die Reduction des Zindfuffes auf 34 
Procent bei den Gapitalien der Privaten durchgeführt fenn wird, 


Es ift nicht zu erwarten, daß nach diefem Zeitpuncte diefe aus befonderer Aller: 
böchfter Gnade erfolgte Begünfligung allen übrigen Staatögläubigern gegenüber fortdauern 
werde, und ed kaͤme fobann die ganze Maffe der Aprocentigen Gtaatspaffivcapitalien der 
Stiftungen und Gemeinden zur Heimzahlung oder Reduction auf 34 Procent, 


. Das lestere koͤnnte zur empfindlichen aber nothwendigen Folge des erfteren werden, 
wenn nicht zufällige guͤnſtige Verhältniffe die Miederanlegung zu 4 Procent geftatten. 


Wenn aber auch hierauf fichere Rechnung zu machen wäre, fo darf doch ferner 
wicht unbeachtet bleiben, daß bei dem feftern Stande, welchen auch die auswärtigen Staarss 
papiere erlangt haben, und bei der nach und. nach allgemeiner werdenden Reduction der Zins 
fen aller Staatsfhulden immer mehrere Eapitalien dem Realcredite der Privaten wieder 
fi zuwenden werden; daß eben dahin die Operationen der bayerifchen Nationalbank baupts 
ſaͤchlich gerichtet find, und daß daher einzelne Stiftungen bei erfolgender plöglider Heims 
zahlung beträchtlicher, bis jeßt beim Staate anliegender Gapitalien leicht bezüglich der 
ſicheren Wiederanlegung zu 4 Procent in Berlegenheit gerathen fhnntem, 


Das Präfidium der Königlichen Kreiöregierung wird fich hiedurch veranlaßt finden, 
in reife und umfichtige Erwägung zu ziehen, ob es nicht räthlich feyn dirfte, die Gemein; 
den und Stiftungen von Euratel wegen aufmerffam zu machen, daß ed in ihrem Jutereſſe 
liegen möchte, für die in der Verloofung gezogenen Gapitalien wenigftend theilweife al&bald 
eine Gelegenheit zur Anlegung auf Realitäten gegen Aprocentige Verzinſung mit vorfhrifts: 
mäßiger Sicherheit auszumitteln und zu bendgen, um durch das fucceßive Uebergeben in 
ben Privateredit dem bdargeftellten Nachtbeile vorzubeugen, wobei noch zu bemerken koͤmmt, 
daß dad Ausleihen folder Gelder gegen Annuitäten bei der durch die Bank den Eparcaffen 
dargebotenen Gelegenheit zu fleter fructificirlicher Anlegung Heiner Summen, aljo bei der 
fteten Gelegenheit zw interimiftifcher Unterbringung des jährlich. zurädfließenden 1 Procent 
Eapitald in jeder Beziehung die befondere Aufmerffamkeit der Gemeinden: und Stiftungen 
verdienen dürfte. Das Ergebniß ift ungefäumt anzuzeigen. 


München den 24, Jänner 1836. 


Staatöminifterium des Junerm 


An 
ſaͤmmtliche Regierungspräfidien alfo ergangen. 
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3552, $. 3m. f 
(Die mit 4 Procent verzinslichen Staatspaffivcapitalien der Stiftungen und Bemeinden betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majefiät des Koͤnigs. 


Die Königliche Kreisregierung, Kammer des Innern, des N. Kreiſes erhält von 
der unter dem 2. Februar d. Is. an die Königlihe Specialcaſſa in Nürnberg ergangenen 
Entſchließung einen Abdrud zur Nachricht und geeigneten Verfügung, 

Muͤuchen den 17. Februar 1837, 


Staatöminifterium bed Innerm 


An 
Tämmtlihe Königlihe Kreisregierungen, Kammern des Innern, alfo ergangen. 


Abdruck der allegirten Entfhließung. 
(Die Aptocentigen Paffivenpitalien der Stiftungen und Gemeinden betreffend. ) 


Im Namen Seiner Majeſtaͤt des Könige. 


Da nach Inhalt Allerhochſten Königlichen Referipted vom 26. März 1835, und 
diesfeitiger Entfhliefung vom 1. Juli 1835, die Verloofangen der Aprocent, Mobil. Dbli- 
gationen auf die Obligationen der Stiftungen und Gemeinden ſich nicht erftredien, 
vielmehr den Stiftungs- und Gemeindeverwaltungen, gleihviel, ob es dffentliche oder Privat: 
fiftungen betrifft, mit Zuftimmung der Dbercuratel freigeftellt bleiben fol, ihre gezogenen 
Gapitalien no fo lange, ald Seine Majeftäl der Kdnig nicht anders zu verfügen 
geruben werden, bei der Schuldentilgungsanftalt gegen vierprocentige Verzinfung zu belaffen, 
fo wird die Königliche Specialcaffe Nürnberg angewiefen, die Hol zſchuheriſche, von 
Kreßfchen, und von Tetzel'ſchen Stiftungen ohne Ausnahme ‚gleich den übrigen Stife 
tungen zu behandeln. i 


Minden den 2. Februar 1837. 


Königlide Staatsfhuldentilgungs = Commiffion. 


An 
die Königliche Specialcaffa in Nürnberg alſo ergangen, 


$. 373. 
3. Im Auslande. 
"Die Erhebung der Binfen für baperifhe, in Oeſterreich anfiegende Stiffungstapitälien Setreffenb) 
Auf Befehl Seiner Majefär des Könige. 


Nach einem Berichte der Königlich bayeriſchen Gefandefhaft in Wien entfpringen 
bei Erhebung der Zinfen für bayeriſche, in Defterreich anliegende Stiftungscapitalien mans 
cherlei Uebelftände aus der Verfchiedenpeit der damit beauftragten Agenten, Es ſcheint hie⸗ 
nach, daß nicht alle Stiftungsverwaltungen davon Kenntniß Haben, daß in Wien tine eigene 
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Königliche bayerifche Hofagentie befteht, welche, genau befannt mit den dortigen Verhaͤlt⸗ 
niffen, die Erhebung am ſchnellſten, wohlfeilſten und unter Gontrole der Königlichen Bayeris 
ſchen Gefandtfchaft beforgen kann. 

Die Stiftungsverwaltungen des Kreifes find hierauf. mit dem Beifügen aufmerkfam 
zu machen, daß zur Zeit von Kregmäller in Wien die Zunction eines Königlich bayerifchen 
Hofagenten bekleide. 


München den 27. October 1835. 
Staatsminiſterium bed Junern. 


An 
ſaͤmmtliche Königliche Kreisregierungen, Kammern bed Innern, alſo ergangen. 


$. 374. 


10566. PIE 
(Formatitäten bei Erhebung der Zinſen von Stiftungscapitafien and öfterreichifhen Kaffen, in specie bie Bei: 
kegung eines Tegafifirten Eriſtenz-Zeugniſſes der Stiftung betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Maieflät des Königs. 


Einer dur einen Bericht der Königlich bayerifchen Gefandrfhaft in Wien verans 
-faßten Mittheilung des Königlichen Staatsminifteriums des Königlichen Haufes und des Aeuſ— 
fern zufolge find die Zufendungen der bayerifchen Stiftungsverwalrungen Behufs der Erbes 
bung der Zinfen von ihren in Defterreich anliegenden Gapitalien häufig mangelyaft, wodurd 
die Zinserhebung Anftände und Verzbgerung erfährt. 

Demzufolge wird die N. Regikrung beauftragt, die Stiftungsverwaltungen wieder: 
holt aufmerkfam zu machen, daß ein gehörig legalifirtet Eriftenzzeugniß der Stiftung, dann 
die genauefte Bezeichnung ber DObligation unter Angabe ihrer Nummern und des Tages uud 
Ortes ihrer Ausftellung ald unerläßliche Vorbediugungen erfcheinen, ohne deren Erfüllung nie 
von den K. K. Stellen einem Gefuhe um Ausfolglafung verfallener Stiftungszinfen Folge 
gegeben wird, 


Münden den 4. Mai 1836, 
Staatöminifterium des Innerm 


An 
fimmtlihe Königl Kreisregierungen dieffeits des Nheins alid ergangen. 


$- 375. 
233370, 
(Die Umſchreibung und Veräußerung der im Deſterreich anliegenden Eapitalien bayerifher Stiitungen . betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majefiär des Königs. 


Die Könfglihe Gefandefhaft in Wien hat ber die Grwmdfäge der K.K. dflerrei: 
chiſchen Staatsregierung bezäglich der Umfchreibung und Berdufferung der in Defterreih an: 
liegenden Gapitalien auswärtiger Stiftungen Erfundigung eingezogen, und als Ergebnif 
Folgendes zur Anzeige gebracht : 


XXXI. zu 6.59. des renidirten Gemeindöebiets. (Darlehen im Yuslande,) 615 


1) Bei allen Gapitalien, welche auswärtigen Kirchen :, Kldfterns, Eultuss, Unters 
richts- und Mohlrhätigkeitäftiftungen gehören, werden nur die Zinfen auf les 
gale Zeugniffe ihrer fortwährenden Eriftenz entrichtet, hingegen ift eine Heims 
zahlung des Capitals, oder „eine Uebertragung deſſelben an Dritte nicht zulaͤſſig. 

2) Dieſe Heimzahlung wird aus dem Grunde verweigert, weil die bfterreichifche 
Staatöregierung dad Vermoͤgen aller Stiftungen, die ihrem urfpränglichen 
Stiftungs zwecke entzogen werden, als herreulos und dem Staate verfallen be; 
trachtet, 

3) Diejer Grundfaß wird allgemein und ftreng in Anwendung gebracht, und felbit 
eine nachberige Wiederherftellung der Etiftung,, oder eine Wiedereinfegung ber 
fortbeftehenden Stiftung in das ihr einmal entzogene Vermögen bewirkt Feine 
Herausgabe des nach dem droit d’epare einmal eingezogenen Vermögens, 

4) Auch bei der Veränderung des urfpränglichen Stiftungszweckes und einer mit 

ber Stiftung felbft vorgenommenen Umwandlung ergeben fich große Anftände, 
indem eine folhe Umwandlung ald Aufhebung und Erlöfhung der urfprünglis 
hen Stiftung und als eine Weberweifung ihrer Fonds zu einer anderen Erifz 
tung betrachtet wird. 

Indem die Königliche Kreisregierung hievon Kenntniß empfängt, wird diefelbe felbft 
ermeffen, daß, fo lange die K. K. dfterreichifhe Staatsregierung bei diefen Grundfägen 
verharrt, jeder Verſuch zur Zuruͤckziehung bayerifher, in Oeſterreich anliegender Stiftungss 
capitalien in was immer für einer Meife, fruchtlos feyn werde, 

Uebrigens wird zu dem. Zwecke Einleitung getroffen werden, daß dem freien Dies 
pofitionsrechte der baverifchen Stiftungen über ihr in Defterreich Tiegendes. Vermdgen von 
Eeite Defterreichd kuͤnftighin die mdglichfte Anerkennung zu Theil werde.‘ 


Minden den 12, Septembeh 1336, 
Staatöminifterium bed Jnnerm. 


An 
die Königliche Regierung des N. Kreifes, Kammer ded Junern, alfo ergangen: 
$. 376. 
25826.. 
(Die Rüdzahlung der am I, Auguſt d. 9. verloodten fünfprocentigen öfterreihifhen Bankobligationen 
betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Rünist. 

Die Königliche Kreisregierung N. erhält in der Anlage einen Abdrud des Berichts 
der Geſandtſchaft in Wien vom 18. v. M. im bezeichneten Berreffe, mit dem Auftrage, bier: 
nach die etwa betheiligten Erxiftungen im N. Kreife zur Wahrung ihrer desfallfigen Intereſ⸗ 
fen geeignet aufmerkſam machen zu laffen: 

München den 18. October 1836, 


Staatöminifterium des Innerm 
An 
fämmtfiche Königliche Kreisregierungen,. K. d. J., alfo ergangen. — 
Bd. M.. 78 
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ub drue des im — 376 allegirten Berichts der K. Geſandtſchaft 
in Wien. 


(Die hdzaftung. den « am 1. Auguft d. Is. verloöffen Tünfprocenfigen üferseihifhen Banfobligationen 
betreffend), 


Allerburdlaudtigfter x. ıc.! 


In Gemäßheit eines Circulars der Königlich Kaiſerlich Niederdſterteichiſchen Landes: 
regierung begann im Laufe dieſes Monats die Ruͤckzahlung der in der Serie 63, verlooſten 
Bankobligationen zu 5 Procene Nr. 54055 bis 55572 inclus. im Nennwerthe des Gapi: 
tald in Conventionsmuͤnze. Mit der Zuruͤckzahlung des Capitals werden zugleich die darauf 
bafteuden Sutereffen und zwar bis Ende Zuli d. 38. mit 23 Procene in Wiener: Währung, 
für den Monat Auguft 1836 Hingegen die urfpränglichen zu 5 Procent in Conventionsmänze 
berichtigt. 


Indem ih hieven gehorfamfte Anzeige erftatte, glaube ih auf die Norhwendigkeit 
anfmerkfam machen zu muͤſſen, ſaͤmmtliche Etiftungen, "welche fi im Beſttze ferienweife 
zu verloofender dfterreichifcher Staatsobligationen befinden, anzumeifen, ihre Nummern mit 
den zweitweife von Allerhöchftvero biefigen Geſandtſchaft eingefendeten Verloofungeverzeichnifs 
fen zu vergleichen, indem fonft ein in der legten Zeit vorgekommener Fall ſich erneuerır 
dürfte, daß einer oder der anderen Bayerifchen Stiftung das Handlungshaus, weldes fie 
zur Erhebung beauftragt, ‚entweder aus Unachtſamkeit oder aus böfer Abficht die Jutereſſen 
einer bereitd vor mehreren Fahren verlooften und Dee ruͤckzahlbaren Schuldurfunde fort und 
fort ausbezahlt werden würden. 


$. m. 
12835. 
(Die bei Koniglich Kaiſerlich Oeſterreichiſchen Staatskaſſen angelegten Gemeinde: und StiftAngscapitalien, 
bier die jedesmalige Bribringung eines amtlichen fegalifirten Zeugniffes über den Zeitpunct des Zinfenbezuges 
verfoofter Obligationen fo wie eined gleihmäfiigen Eriftenzzeugniffes bei Erhebung der Intereifen der hiefür 
ausgewechſelten neuen fünfprocentigen Staatsfhufdverfhreibung betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeſtaͤt des Könige. 


Bei Geſuchen um Bewirtung der Umfchreibung verlooſter Königlich Kaiferlih De: 
fterreihifher Staarsichuldobligarionen der Gemeinden und Stiftungen ijt zur Vermeidung 
von Zeiryerluft Behufs der Erhebung der Zinfen erforderlich, daß jedesmal dem desfallfigen 
Berichte sin amtliches legaliſirtes Zeugniß über dem Zeitpunct beigefügt werde, bis zu wel⸗ 
chem die Zinſen der verlooſten Obligation erhoben worden find, 


Die Kbnigliche Kreisregierung, Kammer des Innern, wird bievon zur Darnachad): 
tung ‚und weitern Verfügung mit dem Bemerken in Kenntniß gefegt, daß auch zur Erhe— 
bung der Autereffen der für die verlooften Obligationen ausgewechfelten neuen Sprocentigen 
Deſterreichiſchen GStaatefchuldverfchreibungen ein gehdrig legalifirres Eriftenzzeuguiß erforderlich 
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ift, die Quittung über die verfallenen Jutereſſen aber von der betreffenden Gemeinde» ober 
Eriftungsverwaltung felbft auögeftelle werden kaun. 


München den 14. Zuni 1837. 


Staatöminifterium des Innern. 


Au 
ſammtliche Königliche Kreisregierungen, K. d. J., alſo ergangen. 


8. 378. 
21714. 


(Die 113te Verfoofung der Altern Oeſterreichiſchen Staatefhum refp. die Mittheilung eined deshalb erſchiene⸗ 
nen @irculard betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Kbnige. 


Bei der am 1. v. Mts. erfolgten 113ten Verloofung der Altern Defterreichifchen 
Staatsſchuld ift die Serie 431 gezogen worden, welche die Merarialobligationen der Bohmis 
ſchen Stände in fich begreift. 

Die Kbniglihe Kreiöregierung, Kammer des Jnnern, erhält anliegend Abdrud des 
Verzeichniffes der einzelnen Obligationen und eines Über die Behandlung derfelben erſchienenen 
Circulars der Koͤniglich Kaiferlichen Landesregierung des Erzherzogthums Oeſterreich unter der 
End vom 2, v. Mts. mit dem Auftrage, die Gemeindes und Gtiftungsverwaltungen zur 
Wahrung ihrer Rechte hievon in Kenntniß zu ſetzen. 


München deu 11. September 1837. 


Staatöminifterium des Janern. 


Un 
ſammtliche Königliche Kreisregierungen, 8. d. J., alfo ergangeır.. 


78* 


618 Abthl. XL Abſchn. I. Tit. I. Cap. IL $. 378. 


ad Nr. 21714. ia W J 
— — ⸗ A R 
Berzeihbnif 
ber 
einzelnen Obligationsnummern - der 431ſten Serie, welche in-ber am 1. Auguft 1837 vors 


genommenen einhundert und breizehnten Verloofung der ältern Staatsſchuld gezogen 
wurden, 


—— —— ——————— — — 
Aerarialobligationen der Stände von Böhmen. 

















































a a a a 
| Nummer. pro | Nummer. | pro | Nummer. Nummer, | pro | Nummer, | pro 
Er. Er. Er. ECt. 
144734 | 2 144791 13 | 144880 | 2 144963 |.14 | 145022 | 13 
144735 | 2 144793 | 1% | 1aass2 | 24 144965 | 2 145023 | 13 
144736 | 243 ] 144794 | 13 7 1aassa | 24 | 144966 2 145024 | 2- 
144737 | 2 144795 | 13 144890 | 24 | 144873 1 2 145025 ») 2 
144739 | 2 144796 | 13 | 144891 | 2 144874 |. 2: | 145087 | 2 
144741 2 144797 12 144902 2 144975 a4 | 145028 .| 23 
4144742_| 2 144798 13 144903 24 144976 2 1450380 1 2 
‚144743 | 23 | 4144799 | 13 | 144904 | 123 144979 | 24 145031 138 
"144744 | 23 | 144800 | 14 | 144906 | 14 144980 | 24 ]-145033 | 2 
144745 | 2 144801 1% | 144907 | 2 144982 | 2 145035 | 2 
144746 2, 144802 2 144909 24 144984 2 135036 | 23 
144747 | 23 | 144803 | 2 144913 | 25 | 144985 14 | 145037 | 23 
144750 | 23 144805 | 24 143915 | 24 144987 13 | 145041 | 23 
144751 | 2 144806 | 1% | 144916. | 2 7144988 | 2 145042 | 2 
144752 24 144809 13 144917 2 144998 14 145044 13 
144753 | 2 144811 13 | 144990 | 2 144999 13 | 1450355 | 1$ 
144754 | 24 144812 | 1} 144923 | 2} 145000 | ı$ 145046 | 2 
144755 | 2 144813 | 2 14494 | 24 145001 2 145047 | 2 
144756 | 23 | 144819 | 1% | 144928 | 2} 145002 | 2 145048 | 2 
144757 | 2° | 144820. | 21 | 144929 | 2! | 145003 | 24 | 145049 | 4% 
144758 21 144523 2. 144930 13 145005 2 145050 2 
144759 | 2, 144829 13 | 144932 | ı$ 145006 | 24 145051 | 2 
144760 | 24 | Aaassı | 12 | 144933 | 2 145007 | 23 | 145052 | 2 
144761 2, 144533 | 13 144935 | 2 145008 23 145054 | 2 
144762 | 23 144835 | 14 | 144936 | 2 7145009 | 24 145055 | 2} 
141763 | 2 144836 | 13 144937 | ı3 145010 | 24 145056 | 23 
144764 | 23 | 144841 2 144938 | 2 145011 | 2} 145057 | 2% | 
144765 | 2, 144842 | 21 144939 | 2 145012 | 2 145070 | 1% 
144766 | 23 | 144843 | 2 144940 | 2 145013 | 2 145072 | 1% 
144767 | 2 144845 | 24 144941 2 145014 | 2 145073 12 
144771 | 2 144847 | 2 144942 | 2, 145015 | 2 145075 | 2 
144775 | 2 144848 | 2 144943 | 23 | 145016 | 2 145076 | 
144776 | 2 144853 | 2 144945 | 2 145017 | 2 1a5oss | 1% 
144785 | 13 144854 | 2 144947 | 2 145018 | 2 145089 | 2 
144786 | 13 144862 | 2 144956 | 2 145019 | 2 145000 | 23 
144788 | 14 | 144866 | 2} 144959 | 24 145020 | 2 145093 1:2 
144780 | 13 144867 13 144062 ! 13 145021 24 145096 2 


“ı 
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Arrarialobligationen, der Stände von Böhmen. | 





Nummer. 





a a a 
Nummer. | pro | Nummer, | pro | Mummer. -| pro! 
F Ct. Ct. Ct. 










































































































445100 445152 | 24 | 145230 4145332 | 2. | Ta5408 | 21 

445101: | 24] 445134 2ubꝛ31 - 445335 2 | 15209 | 

445102 | 2 145163 | 2 145232 145344 | 2 445411 | 2 
145104 | 2 145164 | 2 145233 145347 | 24 | 145415 | 24 

445105 | 12 | 185165 | 2 145234 . 145354 | 2 145422 | 2 

‚145107. |] 1$ | 145166. | 2 | 145238 4145355 | 2 145426 | 2; 
145108 2 145169 13 -| 145239 _ 145356 | 2 145426 } 2 
135110 | 2 445170 | 1% | wa5200 | ' 145357 | 2 | 145430 ‚| 2} 
15111 | 23 F-assııı | 21148241 “445358 | 2 J as5aar Te} 
145112 | 2 145172 | 2 145242 445359 | 2:4 145432 | 2 

| 195113 | 2 145173 | 23 | 145248 145360 | 25 1 145454 | 2} 

4995114 | 2 145179 | 2 145251 146361 | 224 145455 |. 2} 

 Aastı6 | 22 | 135183 | 2 145253 185362 | 23 | 145056 | 2} 
145117 | 2 145184 | 2 145255 145369 | 25 I 145457 | 2 
145118 | 12 | 145186 24 | 145258 145370 | 21 | 135458 | 2 

145119 | 23 | assı87 ı 23 J 145370 145371 | 23 | 145459 | 2 | 
145120 | 1%. |..145188 | 2 145272 145376 | 2 145460 | 2 
a1a5121 | 23 | 145190 | 2 145275 145379 | 22 | 145401 | 2ı 
145122 | 1% | 135194 | 2% 145291 145380 | 22 | 145462 2 

| 145124 | 1 | 145195 | 24 | 145292 145382 | 22 | 145463 | 2] 

ı 145125 | 1% | 145196 | 2 145293 145384 | 2 145464 | 2 
145127 | 2 145107 | 23 | 145296 145387 | 2 145465 | 2 
445129 | 2 145198 | 2 145299 145388 | .2 145466 | 2 

| 1445180 : | @ 1m | 2 145300 146389 | 2 145467 | 2 
145132 | 23 % 145203 | 28] 145311 145390 -| 23 | 445408 2 
145134 | 23 | 145205 | 22 | 135312 145391 |v2 145469 | 2 
145135 | 23 | 145207 | 22 | 145313 145392 | 2 145470 | 2 
145136 | 2 145208 | 2 145315 145393 | 2 145472 2 
145137 | 18 | 145209 | 2 145316 145394 | 2 145473 | 2 
145138 | 2 1452110 | 2 145321 145385 | 2 145474 | 2 
145143 | 2 445211 2 145324 , 145396 /| 24. ] 4145475 | 2 
145144 | 2 145214 24 1 145325 145398. | 24 | 445476 | 21; 
145146 | 2 145221 | 24 | 145326 145401 | 2 445477 | 2.» 
4145149 | 24 | 145225 | 2 145328 145403 | 2 
145150 | 21 | 145226 | 2 | 145329 145405 | 2 
185151 | 2 145227 | 2 145331 1457 | 2 
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6230: Abth. XI. Abſchn. I. Tin, T. Gap. IE $. 379. 


Ad Nr. 21,714. > 
a 2 = 
der 8. K. Landesregierung in dem Erzherzogthume Defterreich unter der Ense. 


Ueber die Bepandfung der am 1. Auguſt 1837 in der Serie 431 verloosten VBöhmifcheftändifhen Aerarial— 
Obtigationen zu fünf, zu vier, zu drei und ein halb Procent. | - 


Zu Folge eines Decretes ‚der KR, allgemeinen Hofkammer vom 1. d. Mts,, wird, 
mit Beziehung auf die Gircularverordnung bom 29, October. 1829 Nachftehendes zur oͤf⸗ 
fentlihen Kenntniß gebracht x ! 


A 

Die fünfprocentigen Böhmifcheftändifchen Aerarialobligationen, welche in die am 1. 
Auguſt d. Is. verlooste Serie 431. von Nummer 144,734 bis einſchlüßig Nummer 145,477 
eingetheilt find, werben an bie Gläubiger im Nennwerthe des Capitals. baar in Conventious⸗ 
miünze zuruͤckbezahlt, dagegen die in diefer Serie begriffenen Obligationen zu vier und zu 
drei ein halb Procene nach den Beftimmungen des Allerhöchftem Patentes vom 21. März 
1818 gegen neue mit vier und mit drei und ein halb Procent in Eonventiondmänze verzinsliche 
Staats ſchuld- Verfchreibungen umgewechfelt. 


§. 2. 


Die Auszahlung der verloosten fünfprocentigen Enpitalien beginnt am 1. October 
d. 58. von der Bbhmifcheftändifchen Aerarialcreditskaſſe in Prag, bei welcher daher die vers 
loosten Obligationen einzureichen find. ; 
$. 3. 
: EM. 
Mit der Zuruͤckzahlung des Capitals werden zugleich die darauf haftenden Jater⸗ 
eſſen, und zwar bis 1. Auguft d. Is. zu zwei und ein halb Procent in Wiener⸗Waͤhrung 
fuͤr die Monate Auguſt und September d. Is. hingegen die urſprunglichen Ziuſen zu fünf 
vom Hundert in Couventionsmuͤnze berichtiget. 


$. 4, 1 
Bel Obligationen, auf welhen ein Beſchlag, ein Verbot oder fonft eine Vormer⸗ 


fung baftet, ift vor der Capitalsauszahlung von der Behörde, welche den Beichlag, den Ver: 
bor oder die Vormerfung verfügt hat, deren Aufhebung zu bewirken. 


$. 5. Pr 

Bei der Capitaldauszahlung von Obligationen, welche auf Sonde, Kirchen, Kibiter, 
Stiftungen, dffentlihe Juſtitute und andere Körperfchaften lauten, finden jeme Vorſchriften 
ihre Anwendung, welche bei der Umſchreibung von: derlei Obligationen befolgt werden milffen. 


S. 6. - 


Die Umwechslung der in die Verloofung gefallenen Bohmiſch⸗ſtaͤndiſchen Aerarialob⸗ 
ligationen zu vier, dann zu drei und ein halb Proceut gegen neue Staatöfchuld: Verfchreibuns 
gen geſchieht gleichfalls bei der Bohmiſch-ſtaͤndiſchen Aerarialcreditskaſſe in Prag. 


XXXI. zu 6. 59, des revidirten Gemeindeedicts. Machlaͤſſe.) 621 


9. 7. 


Die Zinfen der neuen Schuldverſchreibungen in ’Tonventionsmänze laufen vom 1. 
YAuguft 1837 und die bis dahin 'ausftändigen Intereſſen in Wiener Währung von den dis 
teren Schulöbriefen werben bei der Ummechölung der Obligationen berichtiget. 


—— $. 8. 
Dem Befigern, folder Obligationen ,. deren Verzinfung anf wine andere Ereditskaſſe 
übertragen iſt, ſteht «8 frei, vie Capitalsauszahlung und bezichungsmeife bie Obligationd; 
Umwechslung bei der Bdhmiſch-ſtaͤndiſchen Aergriglereditsfaffe, oder bei jener Ereditscaffe zu 
erhalten, wo fie bisher die Zinfen bezogen haben. Im letzteren Falle haben fie die verloos— 
ten Obligationen bei der Kaffe einzureichen, aus welcher ‚fie biöher die Zinfen erhoben haben, 


Wien den 2, Auguft 183. 





T Machläfſſe.) 


$. 3m. 
(Das Nachlaß- und Moderationswefen betreffend.) 


m Namen Seiner Churfärftliden Durchlaucht. 


E ämmtliche Verwaltungsäntter der Kirchen und milden Stiftungen erinnern fich je: 
ner Verordnungen, die denfelben, wegen genauerer Beitreibumg der Kirchengefälle überhaupt 
unter dem 17. Februar 1802 und wegen Nachlaßweſen unter dem 21. December 1803 
durch das Regierungsblatt bekaunt gemacht wurden. 

In Erwägung, daß unter gleichen Beſtimmungsgruͤnden "bei den verfchiedenen Chur⸗ 
fürftlihen Adminiftrationsbehörden auch eine gleiche Geſchaͤftsbehandlung eintreten folle, bar 
ben Seine Churfärftliche Durchlauht per Rescriptum vom 26. Juni I. 38. gnaͤdigſt zu 
befchliegen geruht, daß die im Nachlaß» nnd Moderationsweſen unterm 18. Juni 1802 
in dem 25ſten, 26ſten und 27ften Stuͤcke des Bayeriſchen Regierungsblatted von der Chur: 
fürftlihen Landeödirection bekannt gemachte Juſtructiou auch auf die Nachlaß- und Mode: 
rariondgefuche der Kirchenunterthanen, :infomweit ‘fie auf grundherrliche und andere Privarlei; 
ftungen Bezug hat, aufgedehnt werde, 

Indem man diefe gnädigft befchloffene Ausdehnung vorgebachter Verordnungen den 
ſaͤmmtlichen Verwaltungéaͤmtern der Kirchen und milden Stiftungen hiemit erdffnet, und 
felbe im Nachlaß: und Moderationggefuche der Firdjlichen Grundunterthanen darauf anweifer, 
- will man gedachten Memtern in Hinficht der Anwendung ‚dazu Folgeudes ‚bemerken: 





2) Vergleiche hiezu das alferhöcfte Nefeript vom 6. September "I811, die Erweiterung der Competenz 
der Kreis- und Oberadminiſtrationen betr. (f. $. 300. S. 606. oben.) und die Min.-Entſchl. vom 
31. Detober 1837, Nro. 1101. (5. 7. S. 107. oben.) 


622 Abth. XI. Abſchn. L Tit. I. Cap. IT. 6. 379. 


Der vierte $. in der Verordnung vom 18. Juni 1802 über das Nachlaßweſen hat 
zwar lit. a. et b.,.h et Lauf: die Kirchen einen Bezug, allein es geht daraus, doch im; 
mer, eine Analogie "er jene: Fälle ‚hervor, : wo die kirchlichen. Grundunterthanuen neben ber 
grundherrlichen Gilt gemeiniglich ‚auch einen. Nachlaß der Zinfen: von Kirchencapitalien nach⸗ 
uchen. 
* Schon oͤfters hat man die Kirchenverwaltungen im ſpeciellen Fällen auf die Aus⸗ 
ſcheidung diefer Nachlaßgefuhe aufmerkſam gemacht, und jene unter dem 21, December 1803 
durch das Negierungsblatt (1tes Et. v. J. 1804) allgemein angeſchafft. Man wie derholt 
daher dieſe generellen und ſpeciellen Auweiſungen hier nochmal. 


Der fünfte $. in der Verordnung ift im Wefentlichen das, was man den fänımts 
fichen Kirchenverwaltungen wegen genauerer ‚Beitreibung der Kirchengefälle und. der alten Aus; 
ftände bereitd unter dem 17, Zebruar des nämlichen Jahres ernftlih anbefohlen hat (ſiehe 
10tes Stuͤck des bayerifchen Regierungsbl, de anno. 1802). 


Der fechöte $., vermöge welchem die gutächtlichen Berichte über bie Nachlafigefuche 
der Grumdunterthanen mit dem Originals Schabensbefchreibungs »Protocolle, tanquum basi, 
jedesmal belegt werden muͤſſen, läßt fich bei den kirchlichen Unterthanen, durch Belege vie 
dimirter Exrtracte aus ber Driginal-Schadend-Befchreibung begnägen, und da dieſe Unterthanen 
fir fi keine eigene Gemeinde bilden, deren Obmänner für alle 


zufolge $. 9, den: wirklichen Genuß des bewilligten Nachlaſſes befcheinen follten, fo 
mögen fih die Kirchenverwaltungsämter defto mehr überzeugen, wie nothwendig es fey, daß 
der wirkliche Nachlaßgenuß den Unterthansbächeln deutlich und fleißig eingetragen werde, ba: 
mit die Procuratoren, nach, vorläufiger Einfiht derſelben, die Genußſcheine mit Sicherheit 
ausſtellen koͤnnen. 


Minchen den. 20. Juli 1805. 


Churfuͤrſtlicher Adminiſtrationsrath der Kirchen umd geiftlichen milden 
Stiftungen. 


An 
ſammtliche Verwaltungsamter der Kirchen und milden Stiftungen alfo ergangen. 


Ehurpiedzbager.. Regierungsbl. v. 3. 1805.. St. 30, ©. 787,. 


1802, 
j (Die jährlihe Nachlaßlibelle betreffend.) 


Im Namen Seiner churfürftliden Durdlaudt 


Me Zahre Aberzeuge man fih aus den einlaufenden Nachlaßlibellen, daß bei 
vielen Gerichten und Kajtenimtern die in Nachlaßſachen erlaffenen Älteren und neueren 
Verordnungen ganz in Vergeifenheit, vielmehr nie in Anwendung gefommen find, daß die 
betraͤchtlichſten Nachläffe in fich nicht eignenden Fällen und am fidy nicht eignenden Ab— 
gaben begutachtet werden, daß die Schadenserhebungen, das Fundament der Nachlaßbe: 
gutachtung, weil es felben nicht felten an aller Legalität gebricht, nicht den geringjten 
Glauben verdienen, dann daß felbft Mängel in der duffern Form und Ginrichtung dies 
fer Libelle es unmöglich machen, felbe bier aus einerlei Gefichtöpunce nach den aufge 
ftellten Grundfägen zu behandeln, Dazu koͤmmt noch die bei mehreren Amtsunterfuchuns 
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gen beſtaͤtigte Erfahrung, daß einige Beamte ungeachtet der wiederholten gefchärften Ver: 
bote noch immer fortfahren, Zaren und Eporteln von ben Nachläfen unter mandherlei 
Vorwand abzuziehen, oder wohl gar einen Theil des bewilligten Nachlaſſes den Unter⸗ 
thauen vorzuenthalten, fo, daß ſolche unwuͤrdige Beamte bei ihren Naclaßbegutachtuns 
gen flatt das Wohl des Unterthans, lediglich die. Befoͤrderung ihres Eigemnuges bezwecken. 

Die Erwägung diefer Umfjtände zu einer Zeit, wo die Anfirengung aller innere 
Staatökräfte fo norhwendig ift, und wo jede ungeeignete Befreiung oder Erleichterung 
des Einzelnen auf das Ganze fo machrheilig zuruͤckwirkt, veranlaßte die Churfärftliche 
Generallandesdirection das Nachlaßweſen einer neuen Mevifion zu umterwerfen, und, um 
Fünftig hiebei allen Unfug, Uebermaaß und MWillführ zu befeirigen, folgende allgemeine 
PVerorduung zur genauen Befolgung befannt zu machen, 


§. 1. 
Begriff der Nachkaͤſſe und Nachlaßlibelle. 


Unter Nachläffen, (wie fie in den jährlichen Libellen vorgetragen werben) verftcht man 
eine zeitliche Erleichterung an dem Meichniffen der Unterthanen, welche felben wegen vorüber: 
gehenden Ungluͤcksfaͤllen bewilligt wird. Der Nachlaßlibell verzeichnet die verungluͤckten Uns 
serthanen, beſtimmt bei jedem die Summe des erlittenen Schadens, erhärter diefe Angabe durch 
die beigelegtem Schadensbefchreibungs s und Abfhägungsprotocolle, gibt des Beſchaͤdigten Be: 
ſitzthum und feine bievom zw verreichenden Abgaben an, und begutachter endlich jene zeitliche 
Erleichterung nah Maaß ded Schadens und der Kräfte des Beſchaͤdigten. 


9. 2. 
Allgemeine Grundfäge fär die Nahlafßbegutadhtungen, 


a) Dei billigen, das ift, dem Beſitzthume richtig bemeffenen Abgaben kann nur 
fehr felten der Fal eintreten, daß ein Untertban wegen eined vorübergehenden 
Ungluͤcksfalles Erleichterung der Abgaben beduͤrfe, weil eine billige Beleguug 
die Kräfte eines Unterthans wie fo abfumiren wird, daß er derlei Ungluͤcksfaͤlle 
nicht ohne frenide Hilfe ertragen und verbeſſern kaun. Da man nun bei uns 
billigen Belegungen, das ift, bei bergeftelltem UWebermaafe der Abgaben im 
Verhältniffe zum Beſitzthume eines Unterthand ohnehin durch beftändige Modes 
rationen, nach Inhalt der im vierten Stuͤcke des Regierumgsblartes eingerücten 
Verordnung vom 20, Januar heurigen Jahres *) abzuhelfen erflärt, auch jchon _ 
vielfältig wirklich abgeholfen hat, fo kann man bei den verhältwißmäßig bes 
legten Gütern die Kräfte des Unterthans mir Sicherheit ſtreuger anziehen, umd 
Nachläffe wegen vorübergehenden Ungläcde konnen nur in fehr erheblichen Fällen 
ſtatt haben. 

b) Alle Staartausgaben mäffen durch die Abgaben gedeckt werden. Die zur 
Deckung biefer Ausgaben nöthige Summe milfen die Eraatebürger ohne Luͤcke 
und Abgang zufammenbringen; fie haften bierum, nad) der Natur des Staats- 
verbandes, einer für alle, und der Unvermbgende muß biebei von den Uebri— 
gen überboben werden. Jeder Nachlaß des Einzelnen fällt alfo im Grunde 
den Uebrigen zur Laft, und ift Daher, wenn er willführlich bewilligt, und wicht 


*) it Seite 632 fg. unten”abgedrurt. - 
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durch die Umftände ganz gerechtfertigt MER: — gegen die Geſell⸗ 
ſchaft. 


Endlich E | ur 


c) 


wenn durch eine alles umfaffende Abgaben: Peräquation nach gefimdenem allge: 
weinen VBelegungsprineip, alle bisher geführten Klagen gegen ungleihe und 
imverhältnißmäßige Belegung gehoben feyn werden, fo muͤſſen auch die, Nach— 
läfe aufhdren, oder wenigftend die Bewilligung derfelben eine der Staatskaſſe 
völlig unnachtheilige Mopification erhalten. Die Bewilligung von Machläffen 
it. alfo nur ald ein Proviforium anzufehen, weldes eine mangelhafte. Be: 


Tegung einftweilen nothwendig macht, und fie kann alfo nad) der Natur eines Pro: 


viforiums nur in den dringendften Fällen eintreten, zumal da der Etaat ge: 
genwärtig alle Nachtheile, welche aus dem Mangel der Peraͤquation entipringen, 
ſchwer empfinder, ohne fich einen der kaͤuftigen Vortheile derfelben vor der 


Hand verfchaffen zu koͤnnen. 


$. 3. 


Nähere Bezeichnuns der Faͤlle, in welchen Nachlaͤſſe bewilligt werden 


) 


.b) 


c) 


fönnen, 


Die Beſchaͤdigung, weiche zu einem Nachlaffe analifieicen fol, muß groß — 
nicht nur an ſich, fondern auch in Hinſicht auf den Beſchaͤdigten, ſo, daß 
den Schaden zu ergänzen, feine eigenen Kräfte nicht hinreichen, An den auf 
die ganze Erträgniß eines Guts berechneten Abgaben Fann alfo nur dann ein 
Nachlaß ſtatt haben, wenn wenigftens, ein fo großer Theil dieſer Erträgniß 
verloren gebt, daß der Net, über Befchlagung des Gutes, die Abgaben nicht 
mehr det, und alfo das Verhaͤltuiß zwifchen Abgaben und Erträgnif aufge 
hoben iſt. Unftatthaft und widerfinnig find demnach die bisher in den Libellen 
nicht felten vorgefommenen Nachlaßbegurachtungen wegen kleinen einzelnen Beichär 
digungen 5. B. 1 oder 2 Stuͤcken erepirten Viehes, durc das Waffer entführten 
1 oder 2 Fuͤderln Heues ꝛc. und man verfieht ſich, ſolche im den Fünfrigen 
Libellen nicht mehr zu finden, 

Die Beſchaͤdigung muß fih auf ein beftimmtes notoriſches Factum z. B. den 
Wolkenbruch am 12, Juni, den Hagel am 4. Juli, nicht aber auf allgemeine 
imaginäre PVorausfegungen beziehen. Die bisher fehr gewöhnlichen Angaben 
in den Libellen, daß 3. B. die Trodne im Fruͤhjahre die Sommer: 
frucht zurädgejdhlagen, der Wind der Kornbläthe geſchadet, 
der Regen die Heuerndte verdorben babe u. f. w. find Gemeins 
pläge für zablpflichtige Untertganen und fportelfüchtige Beamte, -auf welche 
fih beinahe alle Fahre, und beinahe immer ohne Grund bezogen wird, und 
welche eben darum nicht die geringfte Aufmerkſamkeit verdienen, 

Die Abgaben find nicht mach den beften Erndten, fondern mach mittlerer, viels 
mehr geringer ‚Erträgniß berechnet. Ganz unftatthaft und widerfinuig ift es 
baher, wenn einige Beamte unter dem allgemeinen Vorſchreiben, die Win: 
ters oder Sommerfrudt iſt um L—2 Saamen zuridgeblieben, 
die Örummererndte if mißlungen ıc. bisher Nachlaͤſſe begutachtet 
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Baben, und wird: auf eine ſolche unpaſſende, noch uͤberdies ſchwer zu erweifen:. 
de Angabe nie mehr Riüdficht genommen werden. 

d). Da Nachläffe (man. fehe oben $. 1.) nur eine zeitlihe Erleichterung für 
vorübergehende Unglädsfälle find, fo gehbren alle Fälle, wo die Subſtanz 
eines Guts fortwährend gefchmälert bleibe, und ein bleibendes Mißverhaͤltniß 
zwiſchen Beſitzthum und Abgaben befteht 5. B. Grundabriß ꝛc. gar nicht fiir 
die Nachlaflibelle, fondern eignen fi) vielmehr zu. einer beftändigen Moderation,. 
weswegen: die Geſuche nach Vorſchrift der im IV. Erüde des diesjährigen 
Regierungsblattes eingeruüͤckten Verordnung, vom 20.. Januar eingeleitet und. 
behandelt werden. müffen. 


e); Da die collective Form der Nachlaßlibelle vorzäglid allgemeine unter einerlei' 
Geſichtspunkt zu fafende Befchädigungsfälle aufzunehmen und zu behandelm 
geſchickt ift, fo verfteht ed fih, daß ganz außerordentliche Fälle diefer Art, 
welche unter die Eategorie gewöhnlicher Fälle nicht zu bringen. find,. auch bes 
fonderd erhoben und einberichter werden: muͤſſen. 


) Feueröbräufte,. welche biöher mit Recht unter die ſchrecklichſten Unfälle des 
Landmannsd gerechnet. worden fiud,. und auf welche man. eben darum mittelft 
befonderer Unterftägung der Verungluͤckten Nüdficht genommen hat, haben 
durch: die eingeführte und bereitö im: vollen Gang gebrachte Brandfchadensaffes 
euranz. ihre zerfidrende Wirkung auf den Wohlſtand der Verungluͤckten verloren. 
Da es jedem. freifteht, durch dem Beitritt zu diefer Affecuranzgefellfchaft fein 
Gebäude zur fichern,. fo waͤre es Umgerechtigkeir gegen dieſe wohlchätige Anftalt,. 
Rinftige Brandverungliicdte wegen ihres Baufhadens ferner zu unterjtäßen, 
und die bisherige Bewilligung vom jogenannten generalmäßigen Freijahren hoͤrt 
in Bezug auf künftige Brandbefchädigung vdllig auf. Nur im Hinficht ihres 
Mobiliarfhabend an Vieh und Baumannsfahrniß, wenn felber 
febr groß. und empfindlich ift, mag: foldyen Abbrändlern ,. infoferne fie Ehur; 
fürftlihe Grundunterthanen find,. an: den. grundherrlichen: Präftarioner, mit 
Beobachtung: der aufgeftellten. Grundfäge,; einiger Nachlaß. begutachtet: werden.. 


g Unter dem Namen Urmuthsentgänge find Bisher in manchen Nahlaflibel: 
len namhafte Entgänge an verfchiedenen: Abgaben vorgetragen: worden, ohne 
daß diefer wegen einer andern Urſache, ald die Unvermögenheit der Reftanten, 
angegeben. wurde. Armuth eines Unterthbans, der eim große& oder klei— 
ned Anweſen befigr, wenn felbe nicht durch Ungläcdsfälle, oder Mifvers 
haͤltniß feiner Abgaben zu feinem Beſitzthume veranlaßt wurde, ift angeblich, 
oder fie iſt verfchulder und ſchaͤndlich; in beiden Fällen aber zu Feinem Nach: 
laffe an den gemeinfchaftlich vertheilten Staatsabgaben geeignet. Alle diejenigen 
Unterthanen alfo, welche ſich nach Maaf des bisher Gefagten nicht zu einem 
zeitlichen Nachlaß oder einer beftändigen Moderation: qualificiren, haben die Abs 
gabe von ihrem Beſitzthume ohne Abbruch unvermeidlich zu bezahlen, und wird 
man die willkuͤhrliche Anfegung foldyer fogenannten Urmurhsenrgänge in 
den Fibellen ferners wicht nrehr geftatten, fondern ſolche Entgänge ftreichen, und 
Beamte, die ed an der udehigen, allenfalld auch erecutiven Veitreibung ermangeln 
laffen, ohne weiters zum. Selbiterfage anhalten, Uebrigeus verficht es ſich 
von felbft, daß Entgänge an Schuß » oder ‚Geerdftättegeld von Inwohuern und 

79* 


626 Abth. XI. Abſchu. 1. Tit. I, Eap. II. $. 379. 


Tagwerkern ꝛc. welche weber Grund noch Haus befigen, und Alters s oder Krank: 
beitöhalber ſich durch Wrbeit nichts mehr verdienen koͤnnen (infoferne diefe Urs 
fachen ihrer Zahlungsunfähigkeit erhoben find) ald die wahren und einzigen Ars 
muthsentgaͤnge allerdings ftatt haben. Endlich 

gehdren die Eutgänge der Abgaben von dden Guͤtern zwar eigentlich gar 
nicht im die Nachlaßlibelle, doch find felbe wie biöher in einer befondern De: 
figuation mit Bemerkung der Urfache, warum, und der Zeit, feit wann dieſe 
Güter dde find, vorzutragen, damit zu ihrer Bemaierung die ndthigen Maaß⸗ 
regeln getroffen werden ımdgen. MUebrigens ift von den Beamten, (mie felbe 
dieſerwegen fchon in der Generalverorbnung vom 7. September 1757 *) den 
Auftrag erhalten haben) fogleih zu erheben und berichtlidy anzuzeigen, welche 
von diefen Gütern ganz dde liegen, oder bei welchen einige Aecker oder Wiefen 
bebaut find, dann wie und von wen foldhe benägt werden, und hiernach zu 
ermeffen und zu beftimmen, weldye Abgaben von Diefen halb dden Gütern bis 
zu ihrer vdlligen MWiederbemaierung (wozu es bei bewilligeer Guͤterzertruͤmme⸗ 
rung nicht an Gelegenheit fehlen wird) einftweilen erholt werden koͤnnen. 


9. 4 | 
Nähere Befimmung der Nacläffe in Hinſicht auf die verſchiedenen 
Abgaben. 


a) Die Hofanlagen find befanntlich Geldpräftationen, welche ald Eurrogate für 
ehemalige NaturalsLieferungen (wie z. B. bie Zonrageanlage für die ehemals 
zu liefernde Fourage) oder für ehehin geleiftere Naturalfrohn (mie z. B. die 
Vorfpannanlage) oder in Hinficht aufgehobener Monopole und erleichterter Com⸗ 
anercialfreiheit (wie 3. B. das Heerdftättegeld, die Mähnanlage ıc.) zum Nutzen 
des Unterthaus regulirt worden find, 

Wenn von einer Nachlaß: Begutachtung am biefen Hofanlagen die Rede ſeyn fol, 
fo muß vor allem erwogen werden, daß diefe Abgaben, obfchon fie vom Grund und Guts— 
befigern erholt werden, doch nicht einzig auf die Früchte feines Beſitzthums Bezug haben, — 
daß, wenn die Herftellung diefer Geldfurrogate auch der Regierung durch die Art der Erbes 
bung je zuträglid gewefen ſeyn follte, doch den Uuterthanen hiebei der vorzüglichfte Vortheil 
zuging, — daß bdiefer Vortheil der Unterthanen feit der Einführung der erwähnten Surros 
gate fih immer mehr vergibfert bat, indem, obſchon 5. B. der Werth der Fourage, der 
Preis des Fuhrlohnes fo anfehnlicdh geſtiegen ift, die geringen Geldfurrogate der Fourage- 
und der DVorfpannsanlagen Immer Lie nämlichen geblieben fid, — daß, ungeadhret der 
dur die Zeitumftände nothweudig gemachten, und eben das Wohl der Unterthauen bezie; 
lenden Vermehrang der Staatdausgaben, doch gerade. diefe Hofanlagen bisher wicht nach 
dem Stantöbedürfniffe vermehrt, und bei denfelben nicht wie bei den Steuern, durch ver: 
vielfachte oder nad) deu zeitlichen Berhältniffen der Im Preife geftiegenen Naturalien erhöhte 
Einbringung derfelben die Kräfte des Unterthand firenger angezogen worben find, daß endr 
lich bei dem fehr geringen Betrage aller biefer Hofanlagen cin Nachlaß an felben dem 
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ein zeluen Unterthane nie ergiebig helfen -Faun; mo hingegen der durch alle diefe Nachlaͤſſe in 

Summe ſich herauswerfende Entgang dem Staate fehr empfindlich faͤllt. — Wenn man 

bei Nachlaß » Begutadhtungen von diefen Bemerkungen als von Grundfägen ausgeht, fo muß 

für Jedermanı das Reſultat ſich ergeben, daß Nachläffe an den Hofahlagen nur mit großer 

Einfhränfung und. in den ſchlimmſten Fällen ſtatt haben Fonnen. Schon in den friheren 

Verordnungen, und befonderd im jener vom 23. October 1767 ift beitimmt worden, daf 

Nachlaͤſſe an Hofaulagen nur in dem Falle eines Totalſchaners oder Totalviehfalles, oder 

eines andern dieſen gleichlommenden Ungluͤcks, und auch in dieſen Fällen mit Ausnahme 

der ehemaligen Miliräranlage, des Heerbftättegelded und der Maͤhnſtuckeanlage begutachter 
werden moͤgen. Bei dieſen fröhern Verordnungen, auf weldye biöher von’ den wenigften 

Beamten ſchuldige Rüdfiht genommen worden ift, fol es nun fernerd fein Berbleiben haben, 

und wid man ſaͤmmtlichen Beamten die firengfie Anwendung und. Befolgung erwähnter 

Verordnungen um fo mehr eingefhärft haben, ald (außer den angezeigten Zällen) alle derlei 

Nachlaße Begutachtungen in ben Libellen ohne weiters geſtrichen ‚ und die. Beamten zum 

Eelbfterfage angehalten werden würden, Uebrigens und im DBetreffe der von den Untertha⸗ 

nen beizubringenden grundherrlichen Nachlaß: Arteftaten bleibt es (mer diefe pr 

aud) immer feyn mdgen) ganz. bei der, Verordnung vom 7, September 1757 Nr. 5. *), fo 
dab ohne Beibringung folcher Atteſtaten, und zwar in der vorgeſchriebenen Art und Form, 

Hofanlagtnahpläfe auch fogar in dem eben feftgefegten Fällen des Totalſchauers zc. auf Feine 

Weiſe ſtatt haben ſollen. 

b) Die Mai und Herbſtſteuer dieſe uralte Präftation, die man theils bei Vogt: 
theild bei grundbaren Unterthaueu, nie aber in einem nähern Verhaͤltuiſſe mit 
ihrem Beſitzthume und den Früchten desjelben regulirt findet, fol, alö eine 
Kleinigkeit, wie biöher bei Nachlaß-Begutachtungen ausgeſchloſſen bleiben. 

c) Der Census oder die Gattergilt, melde ald Zins von einem auf dem 

Grunde haftenden Eredito und ewigen Capital anzufchen if, eigner fich feiner 

Natur nach Schon Vorwurfs zu feinem Nachlaſſe. 

Die Recognition von 3ubaugätern wird ohne Hinficht auf die Frachte blos 

für die Bewilligung, ein ſolches Gut beſitzen zu duͤrfen, entrichtet, uud har 

an folcher aljo wegen Beſchaͤdigungen auf feine Weile ein Machlaß Plap. 

Die grundherriihe Geldftift ift ebenfalls als eine Präftation anzufehen, 

welche ohne Ruͤckſicht auf die. Früchte blos in recognitionem Dominii 

verreicht wird. Es darf daher an folder, wie biöher, nichts zum Nachlaß 
begutachtet werden, außer diefe Stift wäre, ihrer Betraͤchtlichkeit halber, viel: 
wehr als eine in Geld verwandelte Getreidgilt anzuſehen, in welchem Falle ein 

Nachlaß nach Umſtaͤnden, wie bei ber Getreidgile felbft eintreten mag. 

f) Die grundherrlihe Gift, (der Gerreiddienft) gembbntich die berrächrlichfte 
Abgabe, welche eigentlih, und naͤchſtens in compensationem fructuum 
entrichtet wird, eignet ſich in Ungluͤcksfaͤllen geieglich zum Nachlaſſe. 

Dieſer gefegliche Nachlaß (vid. Cod, civ. pag. 2. Cap. 7. $. 9. Nr. 9. 
et $. 16. Nr. 3.) ſoll auch den Ehurfürftlichen Grundunterthanen begutady; 
tet werden, wenn nad Juhalt der angeführten Gefege, welche ganz mit 
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den in gegenwaͤrtiger Verorduung F. 2 und 3. aufgeſtellten Grundfägen uͤber⸗ 
eiuſtimmen, die erforderlichen. Umſtaͤnde und Erforderniſſe eintreten, und ſohin 
ein fehr großer und erweisliher Schaden vorhanden: ift. Uebri— 
gend, und um zu beurtheilen, ob der Schaden eines ſolchen Grundunterthaus 
objectio und fubjectiv-.fehr groß fey, muͤſſen eben -diefe vorne F. 2: und 3. 
aufgeftellten Grumdfäße angewendet werden, fo wie die Erweislichkeit bes 
Schadens aus der Erhebung desfelben, und dem einzufendenden Echadenöbes 
fcpreibungsprotofoflen (man fehe unten $. 7.) ermeffen- werden wird... 


Der Kleins oder Küähendienft foll, feiner Unbeträchtlichkeit wegen, wie 
biöher,, nie der Gegenftand 'einer Nachlaßbegutachtung ſeyn. ua: 


h) Das Laudemium als feine alljaͤhrliche Priäftation. gehöre ſchon nach der 


“Altern Nachlaßverordnung vom 7. September 1757 nicht in die Nachlaflibels 


len. Ueberdied wird das Laudemium nicht respectu fructuum, an welden 
fih eine Beſchaͤdigung ergeben kaun, fondern wegen: erhaltener Ausdehnung, 
oder neuen Verleihung des dominii utilis verreicht, fo daß alfo ſchon nach 
der Matur dieſer Präffation ein Nachlaß hieran (auffer ganz— ‚aufferorbentlichen 
Faͤllen, welche nach dem’ oben $. 3. lit. e.. feſtgefetzten Grundfage ganz bes. 


ſonders erhoben und einberichrer werden. muͤſſen) niemals Platz; greifen kann. 


Noch weniger fann an den Maierfchaftsfriffen ein Nachlaß. bewilligt 
werden, da felbe al& ein in Friſten vertheiltes Laudemium nicht nur ganz die 
eben bemerkte Natur dieſer Präftation haben, fonderw auch noch der befondere 
Umſtand eintrier, daß bei Regulirung diefer Maierfdiaftsfriften den Untertha« 
nen: durch die friftenweile Verrheilung einer läftigen Abgabe ohnehin ein. fehr 
großer Vortheil mir Aufopferung des’ Nerarialvortheiles verfchaffe worden ift.. 


K) Die Nachlaſſe an Steuern gehören Vorwurfs nicht hicher, und werden, wie 


D) 


biöher, von Seite der Landfchaft behandelt. Endlih 

alle übrigen. Abgaben an Recognitionen, Eompofitionen, Nachiteuer, Freigeld, 
Umgeld ꝛc. liegen ganz aufjer der Gränze der hier bezeichneren Nachlaßlibelle, 
und muͤſſen dieferwegen ſich ergebende aufferordencliche Faͤlle gleichwohl befonz 
vers erhoben und einberichter. werden. ; 


$. 5 
Tusflände. 


Auſſer den in dem jährlichen Nachlaßtibellen, oder Bei aufferordeurlichen Fällen mit: 


telſt befonderer Berichte vorgerragenen und begutachreren. und fodann von der Churfürftlichen 
Generallandesdirection mitreljt Verbeſcheidung der Libelle, oder bejondere Reſolutionen begw 
nebmigten Nachlaͤſſen und Moderationen, follen künftig, mit Einfluß des laufenden Jahres, 
feine Ausitände oder Eutgäuge in: dem Rechnungen mehr paffiren, fo daß alle foldye Aus: 
ftände an diesjährigen oder kuͤuftigen Abgaben, wenn jelbe nicht durch Ratificarionen belegt, 
oder wenigitens durch die Ausweiſung, daß. zeitig genug. Bericht erjtatter worden fen, ein: 
weilen gerechtfertige werden Fönnen, im den Rechnungen ohne weiters durchſtrichen, die Ab: 
rechnung corrigirt, der Scarteil hiernach erfege, und die Beamten mit Regreß an die Reftans 
ten zum. Erfa executive angehalten. werden: wilden; ’ 
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Man: verfiche ſich zu den Beamten, daß fie vom der Nothwendigkeit, den immer 
mehr uͤberhand uehmenden. Ausſtaͤuden Schranken zu feßen, um fo mehr überzeugt ſeyn wers 
den, als die bisherige Nachficht bei Anhaͤufung diefer Ausftände die berechneten dffenrlichen 
Einnahmen unficher gemacht, bei Entrichtung der Abgaben einer gefährlichen Willkuüͤhr Platz 
gegeben, die Unterthanen felbft nicht felten: zur »Xäderlichkeit verleitet, und durch zulegt uns 
erſchwingliche Schulden ins häusliche Verderben geſtuͤrzt hat; daher man, von ihnen Beam⸗ 
tem ſtrenge Befalgung, und bie thätigfe Mitwirkung zur Aufrechthaltung diefer Verordnung 
erwartet. 

Um * übrigens nicht nur die Rechnungen -auf. diefe Weife von Fünftigen neuen 
Ausſtaͤnden rein zu halten fondern auch mit dem altem Ausftandswefen allmaͤhlig aufzuräu: 
men, md in Ordnung zu kommen, fo ergeht an fämmeliche Beamte hiemit der ernftliche 
Befehl, Über alle in ihrem Rechnungswefen bisher vorfommenden Ausftände, laͤngſtens in 
Zeit zwei Monaten tabellarifche "Unzeigen einzufenden, aus welden man den Namen der 
Reſtanten, die Art und den Betrag ‚der Ausftände, die, Urfache und Weranlaffung derfelben, 
die laufenden jäßrlichen Abgaben, und endlich dasjenige, was aus den in einem, dieſe 
Tabelle begleitenden Gutachrensbericht auszuführenden Beweggruͤnden, von ſolchen Anöftänden 
fogleih erholt, in Friften erlegt, erſt bei finftigen Veränderungen erhoben, oder ald ganz 
uneinbringlich abgeſchrieben werden ſoll, erſehen werden kann, worauf ſodann die geeigneten 
Entſcheidungsreſolutionen in mdalichſter Baͤlde erfolgen werden. 


J. 6. 
Form der Nachlaßlibelle. 


a) Die aͤuſſerliche Form der Nachlaßlibelle, in ſo ferue nicht gegenwärtige Ders 
ordnung hie und da ‚einige Modificationen nothwendig macht, mag die naͤm— 

lie, wie bisher, bleiben; nur muͤſſen 

b) die befchädigten und begurachteten Unterrhanen im ſolcher Ordnung und mit ſol⸗ 

—chen Beziehungen vorgetragen. werden, daß mar ſelben in den Schadenbe— 

» fhreibungsprorofollen (von welchen fogleicy die Rede ſeyn wird) mit Leichtig— 
keit finden, mithin ‚dem. — mit * —— ohne Zeitverluſt 
vergleichen Bann; 

c) die Hofmaͤrkte muͤſſen, wie bisher, ihre Nachlaftibeite an bie Landgerichte, 
denen jelbe imclavire find, zur Einverleibung in die dortige Hauprlibelfe ein: 
fenden, und werden daher befondere hofmärkrifche Libelle hierorts unter feinem 
Vorwande angenommen werden. Endlich 
alle Anlangen in Nachlaßſachen müffen (wie in Hinficht auf beftäindige Mode: 
rationen bereits verordnet it), bei den Landgerichten und Kaftenimtern überges 
ben werden, ſo daß hierorts nur im Falle, wenn fich ein Unterthan gegen 
die untere Behoͤrde zu befchweren hat, ein ſolches Anlangen angenommen 
‚wird, 


d 


— 


$. —J. 
— Schadeubeſchreibungs- und Abſchaͤtzungsprotokolle. 
a) Kein Schaden ſoll in Hinſicht auf Nachlaß, Begutachtung beſich— 
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tigt oder abgefchägt werben, wenn nicht. die Beſchaͤdigten hierum ausdrüd: 
lih anhalten. Ihre Bittſchrift diefermegen, ober das mit ihnen abgehaltene 
Protofol muß der Schadendbefchreibung angelegt werden. Auf eine bloße 
Anzeige der ihres Eigennußed wegen gemwbhnlich hiebei betheiligten Gerichté⸗ 
diener aber ift in einem foldyen Falle gar nicht zu „achten. 

b) Die Unterrhanen follen ihren Schaden längftens bis Ende Juni oder in io 
ferne fih ein Schaden nad biefer Zeit ergibt, acht Tage nach gefchehener 
Beſchaͤdigung beim Landgerichre anzeigen, oder auffer deſſen mit ihrer Anzeige 
nicht mehr gehdrt werden; wobei man fich zu den Beamten verfiehr, daß fie 
in Fällen, wo fich der eigentliche fichere Schaden erft nad Verfluß einiger 
Zeit erfehen laͤßt, 3. B. bei angeblichen Schneedruck, Reif ı, die Beſichti⸗ 
gung zu geeigneter Zeit vornehmen merden. 


c) Wenn es dem Landgerichte Vorwurfs bekannt ift, daß die angebliche Beſchaͤ⸗ 
digung ſich mach den bier feſtgeſetzten Grundfägen zu feinem Nachlaffe eigne, 
fo find die Eupplicanten gleih, ohne die Befichtigung vorzunehmen, mit der 
entfprechenden Erklärung von der Hand zu meifen. 

d) Ein wirkliher Schaden muß durch den Beamten felbft am Orte des Echas 
dens mit Beiziehung der Intereſſenten und zweier unparteiifcher beeidigten Schaͤtz⸗ 
leute befichtiger, abgefhäge und eim amtfiches Protokoll hierüber abgehalten 
werden. Schreibern oder wohl gar Gerichtsdienern diefes wichtige Geſchaͤft 
zu committiren ift fchon in der Verordnung vom 7. Eeptember 1757 verbos 
ten worden, welches Verbot hier nachdrädlich wiederholt wird. 


e) Da die aufgenommenen Scadensbefchreibungen und Abſchaͤtzungsprotokolle, 
welche mit den Nachlaßlibellen eingefender werden muͤſſen, die Hauptbelege 
und Grundlage der Nadylaßbegutachtungen find, folglih auf die Wahrheit 
und Verläfiigkeit dieſer Protofolle alles anfbmmt; fo will man die Beam: 
ten für die Wahrheit derfelben, für die Nichtigkeit des erhobenen Factums 
ausdrüdlich und dergeftalt verantwortlich machen, daß, wenn bei einer durch 
die Landeommiffäre oder auf andere Art vorzunehmenden Mevifion fih ein ans 
deres bezeigen follte, die fehligen Beamten um allen dem Aerario zugegangenen 
Nachtheil haften, und noch Überdics nah Beichaffenheic der —— zur Ver⸗ 
autwortung und Strafe gezogen werden würden, 


%. 8. 


Zeit der Einfendung der Nachlaßlibelle. 


a) Alle Nachlaßlibelle muͤſſen längfiens bis Hälfte Octobers zur Churfürftlichen 
Geuerallandesdirection eingefendet werden. 

b) Auf fpäter einfaufende Libelle wird keine Ruͤckſicht mehr genommen, und will 
man den Unterthanuen, welchen hiedurch Schaden zugeht, den Regref an die 
ſaͤumigen Beamten allerdings vorbehalten haben, 

c) Da fon 9. 6. verordner wurde, daß Feine hofmarkiſchen Libelle hierortd an: 
genommen werben, fondern die inclavirten Hofmarken folche ihren Landgeriche 


. MM. 


d) 
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ten zur inverleibung in den Hauptlibell zu überfenden haben, fo wird bie 
mit feftgefegt, daß, wenn berlei hofmärkifche Libelle nicht längftens bi den 
15. September bei den Landgerichten eintreffen, diefe ſolche nicht mehr an: 
nehmen, fondern ihre eigenen Libelle, ohne fich länger aufhalten zu laffen, 
fließen und einſchicken follen, wo fobann bie dabei benachtheiligten Unterrhas 
nen gleichwohl auch ihren Regreß an den nachläffigen Beamten zu ſuchen haben, 
Endlich 

und fobald die neue Drganifation ber Landgerichte nach Inhalt der Verorduung 
vom 24. März d. 38, ftatt haben wird, fo verfieht man fidy zu den Lands 
richtern, daß fie die Befichtigung umd Abfchägung ber Schäden fogleich vor; 
nehmen, und den Mentbeamten bie abgehaltenen Protofolle zeitlich zufenden 
werden, damit letztere aun Bearbeitung des Nachlaßweſens nicht geheinmt find, 


$. 9. 


Hinausbezahlung der Nahläffe an die Unterthanen. 


a) 
b) 


c) 


d) 


©) 


Der den Unterthanen bemwilligte Nachlaß muß denfelben ohne geringften br 
bruch oder Schmälerung vergütet, vielmehr in Handen gelaffen werben. 


Keine, wie immer Namen habende Abrechnung, Compenfation, Verwendung 
zu Gemeindeausgaben ꝛc. kann den Beamten berechtigen, den Unterthanen 
das geringfte von ihrem Nachlaffe vorzuenthalten, 


Ale, wie immer Namen habende Sporteln, Zaren, Douceurs von Machläffen, 
oder in Bezug der Nachläffe find deu Beamten und dem übrigen Amtsperfos 
male zu nehmen, wie biöher unterfagt, und wirb bad Borgeben, daß die Uns 
terthanen ſich freiwillig zu einer Belohnung bieferwegen angeboten haben folls 
ten (aud) wenn ed wahr wäre) nicht entfchuldigen. 


Wenn ein Beamter, ungeachtet der fchon fo oft wiederholten Verorduungen, 
bierin zuwider handelt, und die den Unterthanen zugemeinten Nachlaͤſſe durch 
Sportelerholungen ıc. fehmälern, oder gar dolose hinterſchlagen und behalten 
follte, fo wird nah Inhalt der Generalverordnung vom 7. September 1757 
gegen einen ſolchen Beamten oder anderes „Amtöperfonal neben der Reftitution 
nicht nur eine eremplarifche Strafe unnadhläffig verhängt, fondern auch nach 
Geftalt der Sadye mit wirklicher Dienftentfegung oder wohl gar mit maleficis 
ſcher Proceffirung verfahren werben. 


Damit aber derlei Unfüge für die Zukunft defto ficherer unterbleiben, fo wird 
biemit wiederholt befohlen, daß die jährlich verrechneten Nachläffe nicht nur 
mir den von ben Gerichtöprocuratoren und einem Ausſchuſſe der Gemeinde 
unterfchriebenen Genußfcheinen belegt, fondern auch jedem Unterthan fein bes 
treffender Nachlaß in feine Einſchreibbuͤchel eingetragen werde; worauf man 
durch die Landeommiffarien Nachſicht halten laffen wird, und wobei man zum 
Voraus bemerkt, daß auf die gembdhnliche Eutfchuldigung, als ob nicht alle 
Unterthanen Buͤcheln hätten oder nicht zu Gericht bräcdhten, um fo weniger 
Rüdjicht genommen werden wird, als die Beamten Macht und Obliegenheit 
haben, die Unterthauen hiezu anzuhalten, 
80 
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6. 10, 
Verrehnung der Nachlaͤfſe. 

Diefe geichieht, wie bisher bei den verfchiedenen Gefällen, an welchen die Nach— 
läffe bewillige worden find, und mit Anlegung der ratifieirten Kibele uud der Geuußſcheine 
pro verifcatione. 

Man verfieht fih zu fämmtlihen Beamten einer ftrengen Befolgung diefer vorlie: 
genden Verordnung und erwartet einen entiprechenden Erfolg berfelben um fo ficherer, als 
einige Beamte durch ihre bisherigen Verhandlungen in Nachlaßfachen ſchon bewiefen haben, 
daß es nur einer richtigen auf Grundfäge ſich ftügenden Anficht der Sache und eines feiten 
eonfequenten Verfahrens biernach bedarf, um auch diefen Zweig der Geſchaͤfte ohne eigents 
lien Nachrheil des Unterthaus mit billiger Schonung des Werarii zu behandeln, 

Münden den 18. Juni 1802. 


Churfürftlide Generalstandbesdirection. 
Un 
fämmtlihe Landbgerichte und Kaftenämter in Bayern affo ergangen. 
Churpfalzbayeriſches Regierungsbl. v. J. 1802, St. 25, S. AMAl. 


Abdruck der allegirten Eutſchließuug“?). 
(Die Geſuche um befländige Moderation bes Hoffußes und der Abgaben betreffend.) 
Im Namen Seiner Churfärfliden Durchlaucht. 


Obſchon man die Beſchwerden über ungleiche Vertheilung der Abgaben durch eine, 
alled umfafjende Peräquation vom Grunde aus zu heben entfchloffen ift; fo kann diefes Ge: 
ſchaͤft doch nicht fo fehnell zu Stande kommen, als es das Beduͤrfniß manches in dieſer 
Hinficht bedrängten Uuterthand erheiſcht, und man wird daher fortfahren, diejenigen Unter: 
thanen, bei weldyen das Webermaaß ihrer Abgaben im Verhaͤltniß zu ihrem Beſitzthume bers 
geftelle it, proviſoriſch zu erleichtern, 

Da indep die hieräber einlaufenden Birtfchriften bier in der Erledigung befonders 
darin Schwierigkeiten finden, weil die unteren Bebdrden die Juſtruction, oder die Erhebung 
der vorgebrachten Umjtände und Beweggründe manchmal fehr oberflächlich und unvellftändig, 
oder gar aus ganz falſchen Anfichten, oder wenigjtens nicht aus gleihem Gefichrepunfte be— 
handeln, wodurd wiederholte Juſtructionen, wiederholte Befehle und Berichte, kurz Viel: 
fcjreiberei und Verzögerung veranlaßt werden; fo will man zu einer gleichen und zwedmäs 
figen Behandlung diefes Gegenftandes folgende Vorſchrift errheilen, 


J. 1. 

Alle Anlangen um beftäudige Moderation des Hoffußes, und der hievon abhängenden 

Hofanlagen ſowohl, ald der grundberrlichen Abgaben jollen Künftig bei den einfchlägigen 

Kandgerichten oder Kaftenimtern in duplo übergeben, und von diefen erjt mir ihren Berich— 
ten zur General:Landesdirection eingefender werden, 
9. 2 


Hier wird fein Anlangen diefer Art mehr angenommen, oder hieranf eine Entſchlie⸗ 





* 


vergl. d. 5.2, S. 023, oben. 
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ßung erlaffen, außer ein Unterthan bat fich gegen die unteren Behoͤrden über Saumfal, 
oder ein unzweckmaͤßiges und ungerechted Verfahren bei der Juſtruction zu befchweren, 


$ 3 
Da. bie Berichte der unteren Behörden hauptfählih das Verhältniß des Befigitandes 
zu dem Abgaben entwicdeln follen, fo ift im dieſen Berichten herzuftellen : 

1) Die Quantität aller zum Gute gehörigen Gärten, Weder, Wiefen und Holz: 
gründe, nad) Jauchart oder Tagwerken (dad Tagwerf zu 40000 Quabdratfchuhen 
gerechnet); dann 

2) Die Qualität diefer Gründe, die Be der Scholle, ihre Erträgniß. — Hiebei 
foll bemerkte werden x 

a) Beiden Acckern, mit welden Gattungen Getreides ſolche gewoͤhnlich 
beſaͤet werden, — wie vielfach der Saamen bei der Erndte erlangt werde, — 
ob Brache vorhanden, oder ſtatt felber der Kleebau eingeführt fey. 

b) Bei den Wiefen, ob fie eins oder zweimädig feyen, trod'nes oder naf: 
ſes Hew geben, dur Waͤſſerung oder Dinger fruchtbar gemacht werden, 
dann überhaupt, wie viel au Altheu und Grummer (nach Fudern oder 
Zentnerm gerechnet); von felben erhalten werde, dann 

co) Bei den Holzgränden, mit welchen Gattungen Holzes fie bewachfen 
fenen, wie der Holzitand überhaupt befchaffen fey, — dann, wieviel an 
Bau: Brenn» und Zaunholz dem Holzftande oder ber. Perpetuitaͤt unbe⸗ 
ſchadet, jährlich gefchlagen. werden fönne.. 


$. 4 


Um die Quantität der Griinde zu erheben, werden das Grund: oder Saalbuch, 
die Güterbefchreibung, die legten Gutsfhägungen, Juventarien, oder andere Actenſtuͤcke in 
vielen Fällen (zumalen da es gegenwärtig blos um ein: Proviforium zu thun iſt) begulgenden 
Aufichluß geben. Sollten aber diefe Behelfe nicht hinreichen, fo haben die Beamten erwähnte 
Quantirät durch Augenſchein, Vernehmungen auch allenfalls (wenn Supplicant darauf dringt) 
durch, Vermeſſung herzuſtellen. 

Belangend die Qualität hingegen, fo find die oben feſtgeſetzten Daten durch eidliche 
Vernehmung ſachkundiger, und unpartheiifcher Männer, auch allenfall® durch Augenfchein zu 
erbeben; und verficht man ſich übrigens zu den Beamten, daß fie eine nothwendige im 
der Natur des Bodens liegende Unfruchtbarkeit von der zufälligen, aus Nachläßigkeir her: 
rägrenden. unterfcheiden,. und den. Unterfäpied im. Berichte bemerken. werden. 


g 5 
Wenn der Gutöbefiger, neben feinen Gründer auch Gemeindeweiden, Gemeindewal: 
dungen ꝛc. benuͤtzt, fo iſt diefe Benuͤtzung und der. beildufige Werth derfelben im. Berichte 
anzuzeigen. 
$. 6. 


Wenn der Gutöbefiger von füner Grundherrſchaft, in Ruͤckſicht feiner gyundherrlis 
su* 
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‚chen Abgaben, ein Holzrecht ober andere Bortheile genießt, fo muͤſſen auch diefe mit ihrem 
Berrage und beildufigem Werthe im Verichte angezeigt werben, 


6. 7. 


Da die Abgaben vielfältig, auch auf die den Gütern anklebenden Realgerechtigkeis 
ten berechnet find, fo find auch folche Gerechtigkeiten auzuzeigen, und muß befonders bei den 
Miplen angeführt werden, wie viel Gänge und Nebenwerke bei felben ſich befinden, und 
welchen Vortheil, oder Maunsnahrung fie dem Beſitzer beildufia gewähren, 


$. 8 


Dbfhon man den Erwerb, welchen der Bauer durch befondere Suduftrie, ald Hans 
bei ꝛc. ſich verfchafft, bei Feftfegung der Abgaben nie in Anfchlag bringen fann, fo find 
doch ſolche WVerhältniffe eined Guts, welche den Erwerb, den leichten und theuern Abſatz 
der Producte ıc. befonderd beguͤnſtigen, 3. B. Heerftraßen, Fluͤſſe, Nachbarſchaft größerer 
Städte ıc, in den Berichten nicht unbemerkt zu laffen. 


9. 9 


Der Viehſtand ift ein_zufälliges, mit dem Befigftande an Grund und Boden nicht 
immer im Berhäftniß ftebendes Dotum; doc dient er zur Beleuchtung ded Ganzen, und 
kann ald Beihilfe zum Belege, und Aufſchluß für die Übrigen vorgefchriebenen Gutsverhaͤlt⸗ 
niffe dienen; daher in deu Berichten auch, dieſer Viehſtand an Maͤhn- und Nugvieh anzus 
zeigen ift. 

$. 10. 

Auf gleiche Weiſe dient zur Beleuchtung ded ganzen Borfchreibens, der Gutöwertb, 
wie folcher (über Abzug des fahrenden Vermoͤgens) in dem letzten Inventario, dann ben 
Kauf :, Uebergabös oder Bertragsbriefen angefegt worden iſt, daher das Refultat diefer 
Actenſtuͤcke in den Berichten genau und Acht angezeigt werden muß. 


$. 11. 


Wenn der befondere Umftand eintrirt, daß bei einem Gute ſchon Ganten mehrfaͤllig 
vorgefallen find, oder die Acten und Rechnungen zeigen, daß die Abgaben nie, oder ſelten 
bezahlt werden konnten, fondern immer Ausſtaͤnde bangen geblieben find, oder Nachläffe bes 
willige werden mußten ; fo iſt ein ſolcher Umſtand im Berichte nicht unberuͤhrt zu laffen, 


$. 12, 


Wenn Moderation wegen Grundabriß verlangt wird, fo ift nicht nur dad Factum 
des Grundabriffes, und was durch felben zu Werluft gegangene, berzuftellen, fonvdern es 
muͤſſen auch die noch übrig gebliebenen Grundjtäde nad ihrer Quantität und Qualität (wie 
oben $, 3, bemerkt wurde) angezeigt werden. Endlich 


$. 18. 


Muͤſſen alle auf einem Gute haftende landesherrliche, landfchaftliche und grunds 
herrliche Abgaben specifice im oft erwähnten Berichten bemerkt werden, 
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Man verfiehe fih, daß ſaͤmmtliche Churfuͤrſtliche Landgerichte und Kaftendmter 
diefen Borfchriften in ihren Berichten nachkommen, und überhaupt die Wichtigkeit diefes 
Gegenftandes für das hoͤchſte Jutereſſe und den Unterthan gehdrig würdigen werden. 

Zu noch mehrerer Erläuterung dieſes Gegenftandes und Aufklärung der hierortigen 
Gefinnungen bierüber, wird daher noch Folgendes beigefilgt : 


$. 14. 


Bezweckt diefe ganze Verordnung nur ein Proviſorium, bis zur Herſtellung 
der allgemeinen Peräquarion ; daher man folche Verordnung nur auf äufferft dringende 
Fälle angewender wiffen will, welches um fo weniger auffer Acht zu laſſen ift, als gegens 
wärtig, und bis erwähnte Peräquation zu Stande koͤmmt, nur immer Fälle, wo der Um 
terthan Erleichterung verlangt, zur Sprache fommen, hingegen die entgegengefegten Fälle, 
wo der Staat die Abgaben nah Verhältmiß des Befigftandes zu höhern befugt wäre, vers 
ſchwiegen bleiben, 

$. 15. 

Verfteht es ſich von feldft, daß nur eim bleibendes, in der Natur des Gutes lies 
gendes Mißverhältniß der Abgaben zu dem Befigftande auf beftändige Moderatios 
nen Anfpruc geben fann, und daß daher MVorftellungen „ welche ſich auf vorübergehende Ues 
bel, alö: Hagelſchlag, Viehfall, audgeftandened Kriegsungemach ıc. beziehen, hieher gar 
wicht gehdren, fondern fich blos zu zeitlichen Nachläffen eignen. 


$. 16. 


Haften die Beamten für die Mahrheit ihrer Berichte, und wird man felbe, wenn 
durch die kuͤnftige Peräquation, oder auch früher durch eine eintretende Revifion ſich Unrichz 
tigfeiten in ihrem Vorſchreiben aufdecken, hierum nach Umftinden verantwortlich machen. 

Zum Edlufe wird nad den ohnehin ſchon beftehenden Verordaungen wieder 
bolt, daß bei Anlangen und Berichten in foldhen Gegenftänden Fein Siegelpapier gebraudt, 
und wegen leterer, fo wie wegen der Juſtruction überhaupt Feine Taxe genommen werden 
därfe. Reifen zu Augenſcheinen in diefer Sache, allenfallfige Vermeffungen ꝛc. find hinges 
gen fo viel ald moͤglich nur gelegenheitlih und mit eingegogenften Koften vorzunehmen, for 
fort diefe Koften von den Supplicanten zu erholen, welches aber bdenfelben im Voraus zu 
erflären und die Specification diefer Koften dem Berichte anzulegen iſt. 

München den 20. Januar 1802, 


Ehurfü etliche GeneralsLaudes:Dirertiom. 


An 
ſammtliche churfürftliche Landgerichte und Kaftenämter in Bayern alfo ergangen, 
Thurpfalzbayerifhes Regg.: BI. vom Jahre 1802, St. 4. ©. 63, 


$: 380. 
(Die Competenz der Gemeindeverwaltungen betreffend.) 


* 


12173, 


Auf Befehl Seiner Majeftärt bed Kbunigk. 


Der Königlichen Regierung des Dberdonaufreifes, Kammer ded Innern, wird auf 


636 Abth. XI. Abſch. . Tit. L Cap. IL. $. 381. 382. und 383." 


ihren Bericht vom 10. Auguſt v. J., Die Eompetenz der Gemeindbeverwaltungen betreffend, 
hiedurch erwiedert,, wie es nach Anficht der $$. 103. 123. und 128. des Gemeindeedicts 
feinem Zweifel unterliegen fonne, daß die Gemeindeverwaltungen überhaupt befugt find, 
Nachlaͤſſe an Forderungen des Gtiftungs = oder Gemeindevermdgens ohne Anfrage bei den 
vorgeſetzten Gurateln zu bewilligen, wobei es fidy jedoch von felbft verfteht, daß, nachdem 
die Gemeindeverwaltungen filr die Eonfervation des Stiftungs- und Gemeindevermoͤgens ver: 
antwortlich find, jede Nachlaßertheilung durch zureichende Gründe gerechtfertigt, und was 
die Nachlaͤſſe an Grundrenten betrifft, die Verorduung vom 18. Juni 1802*) (Reggsbl. 
1802. S. 441) analog augewendet werden muͤſſe, worauf die vorgefeßten Guratelen bei 
‚ber Rechnungsrevifion geeignete Ruͤckſicht zu nehmen, und nach Umftänden das Erforderliche 
zu. verfügen haben, 

Münden den 22. Januar 1822. 


Staatsminifterium bed SGnnerm, 


An 
die Königliche Regierung des. Oberbonaufreifes, K. d. J., alſo ergangen. 


$- 381. 
Das Nachlaßgeſuch des Stadtzollpächters Vital zu Freiſing betzeffend.); 


zisa. 


Auf Befehl Seiner Majeſtaͤt des Königs. 


Der Königlichen Regierung des Jfarkreifes, Kaminer des Junern, wird auf das 
im. Wege des. Recurfes mit Bericht vom 20, Mai. hieher vorgelegte Nachlaßgeſuch des Stadt⸗ 
zollpächters Viral zu Freifing, nach Anficht des. Edictes vom 17. Mai 1818 über die 
Derfaffung und Verwaltung der Gemeinden, SE. 123. und 128. in Verbindung mit der 
erläuternden Beftimmung der Allerhöchften Enrfhliefung vom 18. März 1819 über die 
Eompetenz der Magiftrate 6. J. unter Mittheilung desjenigen, was über Naclafbes 
wilfigung yon Seife der Comunalverwaltungsorgane am 22, Sanuar 1822 an die König. 
Regierung ded Oberbonaufreifes ergangen ift, endlich in, der Erwägung, wie Nachlaßgefuche, 
weldje von den Gemeindeverwaltungen zuricgewiefen werden, im Balle ihrer Geltendmachung 
auf dem. Civilrechtöwege immerhin zur Würdigung, der, Comuna!-Curatelbehdrden uoch gelaus 
gen müffen,. bevor die Bewilligung zur Einlafung refp. Aufnahme der Klage vor dem Gi: 
vilrichter ertheilt wird, zur Eutſchließung erwiedert, daß das Nachlafgefuh des Stadtzoll⸗ 
paͤchters Vital, zu. Freifing, ohne auf den Grund oder Ungrund deffelben einzugehen, lediglich 
an die ftädtifche Behörde zuräczumeifen fen, gegen. deren, Erklärung im Wege des Recurfes 
eine Beſchwerdefuͤhrung nicht. zuläffig erfcheine. 


München. den 9, Zuli 1829.. 
Staatöminifferium des Junerm. 


An: 
bie Königliche Regierung des Iſarkreiſes, K. d. J., alfo ergangen. 
E N ; 3* ti N r 





©) Reſcript vom. 20, guti 1805, 


— 


XXXI. zu $. 50. des revidirten Gemeindeedicts. (Executionsbefugniſſe.) 637 


$. 382, 
31847, 
(Das Sefuch der Mepger zu Augsburg um gänzlichen Nachlaß der gegen fie Wegen Ueberſchreitung der 
Fleiſchtate verhängten Geldftrafen betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät bes Könige. 


Nachdem -fih Seine Majeftät der Kbnig bereits unterm 20. Mai vor, Is. 
über dad Begnadigungsgeſuch der Metzger zu Augsburg um Nachlaß der gegen fie wegen 
Ueberſchreitung der Fleiſchtare verhängten Geldftrafen auszuſprechen gerußten, kann ein weis 
teres Gefuh an Seine Majeftär nicht ferner ſtatt finden, - J | 

Vielmehr muß es lediglich den Birrftellern üÜberlaffen werden, ſich bei etwaiger Une 
fähigkeit der Zahlung’ der ihnen auferfegten und Aunmeht durch‘ bie Allerhoͤchſte Beſcheidung 
des Begnadigungsgeſuches in das Recht der Stadtedmune erwachſenen Geldſtraͤfen am den 
Magiſtrat der Stadtcomune im Wege des Gefaͤllnachlaßgeſaches zu wenden. 

Hienach iſt das Weitere zu verfilgen, 


Minden den 9. Januar 1834. 


Staatsminifierium des Yunern. 


z An 
die Königliche Regierung des Oberdonaukreifes, K. d. J., alfo ergangen 
Rachricht ſaͤmmtlichen übrigen Kreisregierungen. j 


8) Greeutionöbefugniffe *) 
$. 383. 


(Die Ereeutionsbefugniffe der allgemeinen und bejondern Stiftungsabminifteationen des Königreiches in der 
Perieption der Stiftungsrenten betreffend.) 


Mm J. R. 


Obgleich die allgemeinen und beſondern Stiftungsadminiftrationen des Königreiches 
theild durch die zum Vollzuge des organifchen Edictes -Über die Generaladminiftration des 
Stiftungsvermögensd vom 1. October 1807 erlaffene Inſtruction, theils durch das organifche 
Refeript über die proviforifche Uebertragung der Gerichtöbarkeit auf bie Randgerichte vom 7. 
Januar 1808 zu beſchraͤnkten Anwendang der erecntiven Zwangsmittel in der Perception der 
Eriftungsrenten ermächtigt wurden: fo find doch Befchwerden theild wegen Ausdehnung der 
adminiftrativen Erecutionsbefugniffe über die privarlichen Verhältniffe, theild wegen verzdgerter 
und verweigerter richterlicher Hilfe, und wegen gehemmter Mentenperception, bei den beiden ein: 
ſchlaͤgigen Staaröminifterien eingereicht worden. 


Eine genaue Würdigung der vorgebrachten Befchwerden, und det eingeholten Verant⸗ 
wortungen hatte bie Ueberzeugung gewährt, daß diefe- Colfifionen zwiſchen den Juſtiz- und 





Vergl. hiezu die Miniſt.Entſchl. v. 31. October 183%. Nro. 1101, (f. $. 7. ©. 107, oben.) 


.638 0 Mbthe XL Abſchn. 1. Tit. I. Cap. IL 6. 388. . 


abminiftrativen Stellen theild aus einer. willfügrlichen Beſchraͤnkung der adminiſtrativen Bes 
fugnifie von einer Seite, und aus einer willführlichen Ausdehnung der Erecutionsbefugniffe 
von der andern Seite, und in Folge derfelben aus einer willführlichen Weberfchreitung der 
Competenzverhaͤltniſſe, theild aus Übermäffigen Forderungen von Ererstimnägebäheen eutftans 
den find, 

Mir haben daher auf den Antrag der einfchlägigen Staatsminifterien den Eutſchluß 
gefaßt, wicht nur die Erecutiondbefugniffe der Etiftungsadminiftrationen in der Perception 
der Stiftungsrenten, und dadurch die Eompetenzverhältniffe der Zuftiz, und ber erwähnten 
Nominiftrativbehdrden in diefem, für dem dffentlichen Dieuft, und für die rechtzeitige Vefries 
digung der Erigenz der Stiftungszwede gleich wichrigen Gegenftande näher zu bezeichnen, 
und zur Unterdrädung aller Collifionen gefeglich feftzuftellen, fondern auch zur Befeitigung 
aller übermäffigen Forderungen von Seite der zur Mahnung oder Execution abgeordbneten 
Amtsdiener die zuläffigen Gebühren zu beftimmen, und dadurch die rentenpflichtigen Privaten 
gegen jede ungerechte Bedruͤckung zu ſchuͤtzen. 

Mir befchließen zu diefem Ende, wie folgt: 

1. Die Renten aus dem Vermögen der in Folge bes organifchen Ebicted vom 
1. Dctober 1807 unter die Fönigliche confolidirte Verwaltung gefesten Stiftungen koͤnnen 
bei Privaten auf dem Wege der Execution erhoben werden, infofern die Liquidität der Fors 
derung nicht widerfprochen wird, im melden Falle fie der he Eutſcheidung uns 
terliegt, 


U. Unter den GStiftungsrenten find begriffen: 

a) Ziuſe von Activcapitalien, weldye bei Privaten und Gemeinden anliegen ; 
b) der Ertrag der in Pacht gegebenen Gebäude und Gründe; 

c) Grund s und Bodenzinfe von veräufferten Stiftungsrealitären ; 

d) Gattergilten und Ewiggeldzinfen ; 


e) grundherrlihe Forderungen an GStiften, Gilten, Küchendienften, Scharwerk⸗ 
geldern, Laudemien und grundherrlichen Zaren ; 


S) lehenreiche und lehenherrliche Zaren ; 

8) Zehente, fie mögen in eigener Regie der Stiftungen oder in Werpachtungen bes 
nögt werben; 

h) Pachtſchillinge von Gewerben, Jagden und Fifchereien ; 

3) geheime Raths- und Exrpeditionstaren, 


HI, Die Gradationen des erecutiven Verfahrens find: 


a) wenn das rentenpflichtige FZudividuum die Zahlung an dem Verfalltage, mel: 
cher theild durch adminijlrative Verordnungen, theild durch Verträge, theils 
durch bejtehende Uebungen feſtgeſetzt iſt, nicht leiter, fo wird am adıten Tage 
hierauf ein Mahnungsbote abgejender, und cin uenerlicher Termin von 14 
Tagen zur Zahlung gegeben; 

b) wenn diefer Termin fruchtlos voräber geht, fo wird ein Strafbote abgeord: 
net, welcher bis zur Entrichtung der fchuldigen Rente, jedoch uicht über 14 
Tage auf Execution bleibt; 
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c) wenn auch der Strafbote nicht geachtet wird, fo tritt entweder die Selb ſt⸗ 
pfändung oder die ordentlihe Anrufung der einfcdlägigen 
hörde ein. 


IV. 


Die Selbftpfändung finder nur in grundherrlichen ——— und nur 
gegen ſolche Grundholden ſtatt, woruͤber die Stiftungen zugleich die Gerichts: 
barkeit, welche unterm 7. Januar 1808 den cine proviforifch übers 
tragen worden ift, auszuäben berechtigt find. 


V. 


Wegen allen andern unter der vorſtehenden Ziffer 4. nicht bezeichneten Stiftungs⸗ 
renten muß mad fruchtlofer Erecution bie ordentliche Anrufung der einfchlägigen Stadt: 
oder Landgerichte gewählt werden, und die Selbftpfändung wird den Adminiftrarionen ‚Died: 
falls nicht zugeftanden. 

Diefe Anrufung der ordentlihen Gerichtöjtelle fann bei ganz liquiden Forderun— 
gen nach fruchtlofer Abordnung des, Strafbotens, von den Stiftungsadminijtrationen ſelbſt 
ohne Ruͤckſprache an die Königlichen Kronfiscale ergriffen werben, und es find die bezeich- 
neten Kronfiscale nur in dem Falle zur Vertretung der Stiftungen aufzufordern, wenn 
bie Liquidität der Forderung von den rentenpflichtigen Privaten widerfprochen wird, 


VI. 


. Die Mahnungsboten koͤnnen mur dad Laufgeld fordern, welches auf 36 fr. 
für die Meile feftgefegt wird. 
vH, 


Die Strafboten find befugt, neben dem Laufgelde von 36 Er, für die Meile auch 
die Erecutionsgebähr zu fordern, welde auf 48 fr. für jeden Tag regulirt wird, 


vni. 


Don mehreren. reutpflichtigen Individuen eines Orts kann nur ein Laufgeld 
und nur eine Executionsgebuͤhr gefordert werden. 


IX. 


Das Laufgeld und die Executionsgebuͤhren werden von den Reſtanten nach Köpfen 
erhoben; die Erecutionsgebühren treffen jedoch tägli nur diejenigen, welche an demfelben 
Tage ihren Rädftand micht berichtigt ‚haben, und es muß die Erecutionsgebähr von einem 
oder von mehreren Reftanten eined Drtes nur in dem Falle zu ganz bezahlt werben, 
wenn der Strafbote an demfelben Tage, wofür die Gebühr gefordert werben kann, wirt: 
ih an einem Orte auf Erecution geblieben ift; auffer deffen bezahlen die Reftanten 
mehrerer Orte zufammen nur eine Ereceutionsgebühr. 


X. 
Das Laufgeld darf bei mehreren Orten, in welche der Mahnunge⸗ oder der Straf⸗ 


bote abgeht, nicht immer nach der Entfernung vom Sitze der Adminiſtration, ſondern nur 
Bd. XI. 


640 Abth. XL. Abſchn. I. Tit. I. Cap. II. 6.384. und! 385, 


mach der Entfernung von einem Drte auf den anderen berechnet werden; 3. B. 
der Mahnungsbote wird in ‚drei Orte abgefendet, wovon der erfte 2 Stunden vom Giße 
der Wbminiftrarion entferne liegt, bier fordert er das Laufgeld mit 36 kr., nun begibt 
er fih in den zweiten Ort, weldyer 4 Stunden von dem erften entfernt liegt, hier fordert 
„er. dad Laufgeld mir 1 fl. 12- fr. und endlich filge er fich- im den- dritten Ort, welcher 
eine Stunde von dem zweiten entferut if, bier fordert er das Laufgeld. mir 18 fr. 


xl. ’ 
Fir den Rüdweg in den Sit; der Adminiflration wird durchaus kein Laufgeld bezahlt.- 


xD. 


Die Größe der Entfernung von einem Orte zum andern wird theild durch die 
Stundenfäulen, theild durch den jeden Orts "bekannten Maafitab beftimmt, und bei dif— 
ferenten Angaben fol es dem Ortsvorſteher überlaffen feyn, die Stundenzahl der Ents 
- fernung aus zuſprechen. 

XI. 


Die‘ .Epecutiondgebilhren fonnen auf den Fall, daß immer den erftien 8: Tagen Feine 
Zahlung geleifter ‚wird, ‚für einen jeden der folgenden g Tage auf 1 fl. 12 fr. — nicht 
böber geſetzt werden, 

XIV. 


Die Stiftungsadminiſtrationen ſollen in den Vorweiſen fir die Mahnungs- und 
für die Strafboten die Gebühren, welche fie zu fordern ermaͤchtigt ſind, geuau ausdruͤcken, 
gegen alle Erceffe unter perjbnliber Berantwortlichfeit wachen und ftrafbare Handlungen 
der abgeordneten Boten der oberſten Stiftungscuratel anzeigen. 


Die Änffern Saftizftelen und die allgemeinen und befondern Stiftungsadminiftrationen 
bes Königreiches werden angewieſen, fich wach. diefer Neglementarverordnung im ihrem wech— 
felfeitigen Geſchaͤftsbenehmen zu adıten und dadurd alle dem bdffentlichen Dienft, dem Zwede 
‚der Stiftungen und den rentenpflichrigen Privaten nachtheiligen Eollifionen in. den Com⸗ 
petenzverhältniffen zu entfernen. 


Münden den 19. November 1810, 
Req.⸗Bl. d. J. 1810 Et. 69, S. 1280, 


$. n84. 


(Die Erecutionebeiugniffe. der Comumaladminifteationen in der Perception der Eomunaltenten betreffend.) 


Mm. J. 8 
Wir haben Uns bewogen gefunden, auf den Antrag der einfchlägigen Staatömini: 
ferien, und nah Vernehmung Unferes geheimen Raths, allergnädigft zu befchließen : 
daß die allgemeine Verordnung vom 19. November 1810 (Reg.:Dl. 1810 ©. 
1239), wodurch die Erecutionsbefugniffe der allgemeinen und befondern Stife 
tungsabminiftrationen feftgeftellt worden find, auh von den Comunaladbminiftra: 


* 
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- tionen im’ der Percepsion der Comunalrenten zur analogen Anwendung gebracht 
werden foll, jedoch mit- Ausnahme der im IV. Artikel der Verordnung vom 
19. Rovember 1810 den Stiftungsadminiftrationen zugeflandenen Selbftpfän 
dung. welde in der Beitreibung der grundherrlichen Forderungen der Gemein; 
ben, wegen dem unterm 3. December 1808 erfolgren Einzuge ihrer Gerichts— 
barkeit, nicht ſtattfinden kann. 
Die aͤuſſern Juſtiz- und Adminiftrativbehörden werden angewiefen, fi dieſer neuer; 
lichen Beftimmung gemäß zu achten. 2 * 
Muͤnchen den 21. Juni 1812. 
Reg.⸗Bl. v. J. 1812 St. 40. ©. 1337. 


(Die Aetiv⸗ und Paſſivlehen der Stiftungen betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des König. 


Auf die Anfragen der Kreiss und Dberadminiftrationen der Stiftungen und Eoinunen 
wie die beftehenden Verordnungen Über die Auflbfung des Lehenverbandes bei dem 
zum Stiftungs- und Comumalvermögen gehdrigen Actib⸗ und Pafflöfehen angewens 
det werden follen ? 

wird beſchloſſen wie folgt: 
* 1. 

Die Kreis: und Dberadminiftrationen der Stiftungen und Comunen werden zur nad 
träglichen Vorlage der unterm 18. Januar 1S11 abgeforderten Confpecte über ven Beltand 
der Active und Paffivlehen meuerlich, jedoh nur im der Abficht aufgefordert, damit hieraus 
eine Generalüberficht gebildet uud eine approrimative Kenntniß der Lehen überhaupt erlangt 
werden Fonne. 


II. 


Die Kreis⸗ und Oberadminiftrationen werben hiedurch und unter analoger Auweun⸗ 
dung des I Art, der Allerhochſten Verordnung vom 6. September 1811.*) folglich auch 
unter dem Allerhöchften Vorbehalte der Reſponſabilitaͤt ermächtigt die Unterhandlungen über 
die Aufldfung der Activ- und Paſſivlehen der Stiftungen und Comunen, welde von den 
Diftrietsadminiftrationen eventuell abgefchloffen und zur Beſtaͤtigung eingereicht werben, uns 
mittelbar zu genehmigen und die Reſultate hievom im den eingeführten Recheuſchaftsberich— 
ten anzuzeigen, 

II. 


Als ditective Normen für die Einfeitungen zur Aufldfung der Yetivs und Paffivs 
lehen der Stiftungen und Comunen und für die zu dieſem Wehufe erforderlichen Unter: 
bandlungen werden feftgefeßt : 


1) Die Verwandlung der Activ- und Paffivlehen in bodenzinfiges Eigen: 


*) Die Erweiterung der Competenz der Kreis: und a + betreffend Reg: DI, S. 149, 
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2) 


3) 


4) 


5) 


6) 


7) 


Abth. XL. Abſchn. 1. Kit. I. Gap. U. 6. 385. 


thum wird jeder andern Modalität' der Aufldfung bed Lehenverbandes von 
Seiten der Stiftungen und Comunen beflimmt vorgezogen. 


Der Bodenzins foll jedob den Privatpafallen der Stiftungen und Eos 
munen nicht aufgedrungen werden, wenn diefe auf der gänzlichen Allodificirung 
oder auf der Verwandlung des Lehens in Erbrecht beftehen würden, ein ans 
derer Grundvertrag ald das Erbrecht darf nicht eingegangen werden. 


Bei der Aufldfung der Privat: und der Foniglihen Paffivlcehen der Stif: 
tungen und Comunen follen die Äufferen Diftrietsadminiftrationen auf der Re 
gulirung des Bodenzinſes unveränderlich- beftehen und fie fbnnen weder in eine 
augenblicliche gäuzliche Allodifieirung, noch im die Verwandlung eined Paffiv: 
lebend zum Erbrechte eingehen. 


Der Bodenzins wird bei Priv ats, Uctiv- und Paffivlehen nah dem $. 29. 
des organifcben Edictes vom 7. Juli 1808 *) und nad) den Beflimmungen 


des IV. Art. der Königlichen Allerhöchiten Erflärung vom 16. ni 1810 **) 
regulirt. 


Diefer bei Privatleben aufgefundene Bodenzins kann zwar von Seite des Pri: 
vatvafallen der Stifrungen und Comunen verordnungsmäßig durch die Erlage 
von 25 fl, für jeden Gulden des Bodenzinfes, jedodp nur in Flingender Münze 
abgelböt werden, 

Die Verwandlung eines Privatactivfehens in Erbrecht, und die Eiinftige Ber 
handlung deffelben muß nah den Beſtimmungen des LI. U: tifeld der Kd— 
niglichen Allerhoͤchſten Erflärung vom 16. Auguft 1810 vorgenommen werben, 


Bei der Regulirung des Bodenzinfes für die Kdnigl. Paffinlehen der 
Stifrungen und Comunen muß der $. 14. des organifhen Ediets vom 7, 
Juli 1808 unter der Ruͤckſicht in Anwendung gebracht werden, daß bei den 
Lehen der Stiftungen und Comunen nur der vierte Theil des wahren Lehenss 
werthes als VBodenzinscapital angefegt werden dürfe, indem der Heimfall 
diefer Lehen ganz entfernt liegt. Der dritte Theil des Lehenswerthes wird 
nur bei ganz befondern Verbältniffen eines Lebens und wenn, der Heimfall 
näher liegen follte, ald Bodenzinscapiral angenommen, 


Als Erläuterung des 6. 14. des organifhen Edicts vom 7, Juli 1808 
kann auch die in das allgemeine Negierungkblatt aufgenommene Bekanntma— 
hung der Finanzdirecrion des vormaligen Pegnigfreifes vom 30. März 1810***) 
angefehen werden, jedoch mit der Beſchraͤnkung, daß hiernach nur Die gemeir 
nen Leben behandelt werden follen. 


8) Ju Hinficht der Abldfung des Bodenzinſes, welder nach der Muflbfung der 


Paſſivlehen auf das Stiftungs- und Komunalvermögen gelegt wird, haben 
fi die Diſtriets- und die Kreisadminiftrationen, und zwar bei Königli« 


) Reg.:Bl. ©. 1803. 


) Die Auflöfung der Privatichen betreffend Reg.-Bl. ©. 6571. 


») Die Ummandlung der Königlichen gemeinen Lehen im Peaninfreife in freies Cigenthum betreffend 


Regierungsbt. S. 281. 
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9) 


dyen Lehen nach den 66. 18., 19. und 20. und bei Privarlchen nad 
den $$. 32. und 33. des organifchen Edictd vom 7. Zuli 1808 zu achten. 
Bei einer fueceffiven Abldfung des Bodenzinfes von bieherigen Privat paſſiv— 
leben der Stiftungen und Comunen foll, wenn auch disponible Baarſchaften 


Ä für diefen Zweck vorhanden find, gleichwohl die Ruͤckſicht nicht umgangen wer: 


10) 


den, daß ein Theil der disponiblen Baarſchaften auch den bevorzugten Zwede 
der Gapitaldanleihe vorbehalten bleiben müße. 


Die Abldfung des Bodenzinfes von bisherigen Königlihen Paffivlchen der 
Stiftungen unter confolidirter Verwaltung, wofür den Finanzcaſ⸗ 
fen die Annahme von Staatöpaffiv, Obligationen nah dem $. 20. des vr: 
ganifhen Edicts vom 7. Juli 1808 zu einer Hälfte verorduungsmaͤßig zus 
geftanden wird, foll micht theilweife für einzelne Stiftungen, für einzelne 
Stationen oder Diftriete vorgenommen, fondern zum. Gegenftand einer gleich: 
zeitigen Operation für alle Stiftungen des ganzen -Kreifes gemacht werden, 
damit die Etiftungen des Kreiſes von einer gleichartigen Laft zu einer Zeit 
entledigt, und hiernach fowohl die Gatafter der Forderungen als die Gatafter 
der Haftungen in dem mämlichen Zeitpunete wieder berichtige werden koͤnnen, 
weswegen auch auf die volle Abldfung des Vodenzinfes der Bedacht 
genommen werben foll. 


IV, 


Was die Königlichen Activlehen der Eriftungen und Comunen, ober bie 
nach der Verordnung vom 17. April 1807*) bereits aufgehobene Staate paſſivlehen betrifft, 
fo follen die Reclamationen zur Entfhädigung für den Verluſt vormaliger Lehengefälle in 
der Art angeftellt werden, daß der Jahresberrag dieſer Gefälle den betbeiligten Stiftungen 


und Gomunen 


durch die Rente eines vierprocentigen Capitals aus dem Finanzvermögen fürs 


rogirt werde, wobei zugleich zugefichert werden darf, daß die ausgeftellten Staatspaſſivob⸗ 
ligationen nicht in andere Hände transferirt werden, 


V. 


Die geſchaͤftsmaͤſſigen Einſchreitungen, welche den Kreis- und Oberadminiſtrationen 
der Stiftungen und Comunen in dem befraglichen Gegenſtande zur Zeit obliegen, find :. 


a) 


* 


die Privatvaſallen und die Privatlehenherrn der Stiftungen und Gomuren 
follen zu den Unterbandlungen über die Regulirung . der Bodenzinfe fogleich 
aufgefordert werden; 

zum Behufe der Aufldfung der Königlichen Leben, welde in die Claffe ber 
gemeinen Bauern-, Beutel: und Zinslehen gebören, find die Vorbereitungen 
in der Art zu treffen, daß die Regulirung der Bodenziuſe bei dem Eintritt 
einer allgemeinen, oder theilweifen Aufforderung von Seiten der Finanzrenräms 
ter feinem Anftande unterliegen wird, 


e) Im Betreffe der Königlichen Lehen, welche in die Elaffe der Kron-, der 


*) Die Aufhebung der Vaſallenverhaͤltniſſe Seiner Majeftät wegen die Pandesunterthanen betreffend 
Regierungsbl. S. 1346, 


644 Abth. KK Abfchn. . Tit. J. Cap II. $. 386. und. 387. 


Ritter» und der mit Jurisdietion verſehenen Bentels Lehen gehdren, find bie 

Faſſionen nach der Verorduung vom 12: December 1811 *) unverzüglich 

anzufertigen. 
VI. 


Sn Hinficht der Einfendung der gefchloffenen Unterhandlungen ‘über die Aufldfung 
der Privat: und Afterlehen, und der Einfendung der Falfionen Über die‘ Königlichen Lehen 
zu der‘ oberften Lehencurie, haben fi) die Kreis: und Dberadiminiftrationen nad den ein: 
fchlägigen Verordnungen vom 16. Aug. 1810 und 12. December 1811 zu.achten, die 
Unterhandlungen und Faſſionen der Diftriersadminiftrarionen zu fanımeln und diefelben nad) 
eier vorläufigen Nevifion bei der oberften Lehenscurie einzureihen. 


Yu, 


Die Vorbereitungen zur Aufldfung der Activ- und Pafjivlehen der Univerfität Lands— 
hut gehören zum Gejchäftskreife der Minifterialfection der Stiftungen, und die Genehmigung 
der von den Diftrietsadminiftrationen eventuell gepflogenen Unterhandlungen bleibt der oberften 
Stiftungsceuratel vorbehalten. 

VII. 


Die Kreisadminiftration der Stiftungen und Comunen ded Junkreiſes wird übris 
gend auf die Verordnungen, welche in Betreff der zum vormaligen Provinciallehenhof von 
Tyrol rührenden Lehen, unterm 20. März 1809, 23. Auguft und 29. November 1810, 
dann 1. Zuli 1811 erlaffen worden find, fpeciell verwiefen. 

»  Mündyen am 20. December 1813. 


Staatsminifterium des Junern, 


An 
die Königliche Generallreis⸗ und Localcommiſſariate als Kreis- und Oberadminiftratignen der Stiftungen 
und Gomunen, alfo ergangen, 


(Erecutiondbefugniffe der Gemeindeverwaltungen betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Königs, 


Der Kdniglichen Regierung wird auf den Bericht vom 26. Februar I. Is. die 
Erecutionöbefugniffe der Gemeindeverwaltungen betreffend — nachſtehende Entfchließung ers 
theilt: 

Die Magiftrate und Ausfchäffe der Gemeinden find im Beziehung auf die Vers 
waltung des Stiftungds und Comunalvermögens keineswegs als landesherrliche 
Beamte zu betrachten, fohin ihre Comperenzverhältuiffe nicht nach feinen der aufs 
gehobenen Stiftungs- und Comunaladminiftrationen; fondern lediglich nach den 
Defltinmungen des Gemeindeedicrs vom 17. Mai 1818 zu bemeffen. 


) Die Faffionen der Kronfchen und zur Modificatlon geeigneten Ritter:, und mit Jurisdiction verfehenen 
Beutel: Xehen betreffend. Reggs.Bli. S. 1833, . - 


XXL zu $. 59. des rebidirten Gemeindeedicts. (Erecutiondbefugniffe.) 645 


Die Gemeindeverwaltungen find zwar im $. 59. des bezeichneten Ediets und in 
den Regulativen vom 21. und 24. September 1818. $. 32 und 39 auf die Beobachtung 
der Über die Verwaltung des Stiftungd: und Comunalvermbgens gegebenen befondern 
Vorſchriften, dann auf die Beobachtung der über die Bewirsbichaftung dieſes Wermdgens 
vor und nach dem 1, October des Jahres 1807 erlaffenen Verordnungen hingewieſen; allein 
darunter find nicht die Megularive Aber die nunmehr bedeutend veränderten Gompetenzver: 
bältwiffe; fondern lediglich die Vorfchriften für Darleipen, Verkäufe, Verpachtungen, Nad: 
läffe u. dgl. zu verfichen. 

Der Urt. XIII, der Verordnung über die ‚Gemeindeumlagen vom 27. Zuli 1819 
kann auf Gapitalszinfe und Grundrenten des Eriftungs: und Gemeindevermbgens nicht ans 
gewendet werden, weil die Titel der Forderungen und Leiſtungen ganz verſchieden find. 

Hiernach kann den Magiftraten der Staͤdte und Märkte, dann den Ausfchäffen der 
Nuralgemeinden die Befugniß, Tiquide Renten des Stiftungs- und Comunalvermdgens nad) 
den früberen Verordnungen vom 19. November 1810 und 21. Juni 1812 mittelſt Erecus 
tion beizurreiben, nicht zugeftanden werden. — Was die Beirreibung grundberrlicher Renten 
befonders berrifft, fo find die Befugniffe der Gemeindeverwaltungen diesfalls nach dem 
6. 118. des Edicts Aber die gutsherrlichen Rechte zu bemeffen,, worin den Gutsherren, auch 
abgefehen von der Gerichräbarfeit, das Pfaͤndungérecht bei ihren Grunpholden fir den Fall 
zugeftanden ift, wenn fie basfelbe rehemäffig hergebracht haben. 

Darnach bat fih die Königliche Regierung zu achten, und den Bericht ded Landges 
richts Kigingen vom 28. Januar I. 38. geeignet zu befcheiden. 

München den 13. Mai 1820. 

Staatsminifterium des Junerm 
An 
die Königliche Regierung des Untermainkreifes, Rammer des Innern, alfvergangen. 


$. 387. 
— 
(Die Beſchwerde des Magiſtrats in Abensberg, wegen: abgeſprochener Erecutionebefugniſſe zur Perception 
von Capitalszinſen betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Kbnige. 


Der Königlichen Regierung des Regenfreifed wird in Erwiederung auf den Bericht vom 
21. April I. Fe. die Beſchwerde des Magiftrars ia WUbensberg wegen abgeſprochener Execu— 
tionsbefugniffe zur Perception von Capitalsziuſen betreffend, hierbei ein Abdruck derjenigen 
Allethoͤchſten Eutſchließung, welche ruͤckſichtlich der Executionsbefugniſſe der Gemeindeverwal⸗ 
tungen überhaupt unterm 13. Mai 1820 an die Königliche Regierung des Untermainfreifes 
erlaffen worden ift, zur Kenntuiß und zu dem Ende mirgerheile *), um darnach geeignet zu 
verfahren, und die ungegründere Beſchwerde des genannten Maciſtrates vom 15. Februar 
L 38. abzuweiſen. 

Minden den 5. Juli 1828. 

Staatsminifterium des Inneru. 

: An 

die Königliche Regierung des Megenfreifes, Kammer des Innern, alſo ergangen. 


„ 


*) j. vorjtehenden $. 386, 


646 . Abthl. XL. Abſchn. E Tit. I. Eap. II. $. 388. 389, und 390. 


$. 388. 
21046, 


Die Erecutionsberuaniffe der Magiftrate, Gemeinden und Kircenverwaltungen, nach Maaßgabe der Minifte: 
rialentſchließung vom 13, Mai 1820 betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Der Kdniglichen Regierung des Untermainkreifes, Kammer des Innern, wird auf 
den Bericht vom 10. Auguft d. Is. bezeichneten Betreffes erwiedert, daß ſich fortan 
nach der Minifterialentfchließung vom 13. Mai 1820, die Erecutionsbefugniffe der Gemein; 


deverwaltungen betreffend”), zu achten, und hiernach auch die Exrecutionsbefugniffe der Kirchens 
verwaltungen zu bemeffen feyen. 


Minden den 2. Februar 1837, 
Staatöminifterium ded Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Untermainkreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


Nachricht den übrigen Königlichen Kreisregierungen, Kammern des Innern, mit Ausnahme 
des Rhein- und Oberdonaufreifes. . 


h. Ansfertigungen von Urkunden über Eigenthumsveräuderungen und grundberr- 
liche Berträge**). 


10743, 8. 


(Die Ausfertigung von Urkunden über Veräußerungen von Stittungd: und Gemeinderealitäten,, ‚dann über 
i grundherrliche betreffend.) 


M. J. K. 


Wir beſchließen auf die Berichte unferer Regierung des Unterdonaukreiſes vom 31. 
Januar uud 26. April I. J. im rubricirten Betreffe, wie folgt: 


I. 


Die Magiftrate der Städte und Märkte Fonnen in Beziehung auf die Verwaltung 
des Stifrungs » und Gemeindevermdgens ald landesherrliche Beamte nicht betrachtet, ihre 
Ausfertigung in Unferem Namen nicht erlaffen, ſohin denfelben auch die Befugniffe nicht er: 
theilt werden, welche den unmittelbaren Stiftungs = und Comunaladminiftrationen durch bie 
Verordnung vom 1. Februar 1898 eingeräumt worden find, 


Die Rechte der Siegelmäßigkeit find nah Tit. V. $. 4. und 5. der Verfaffungss 
urfunde dann nad) dem achten conftitutionellen Edicte nur Perfonen beftimmter Claſſen, aber 


*) f. vorftehenden $. 386, 
*) Wergl. auch die 55. 4 u. 5. der VI. DVerfaffungsbeitage und bie hiezu im fünften Bande gegenwär: 


tigen Sammlung aufgenommene Entjchliefung, dann die Min.-Entſchl. v. 31 October 1837, N, 
1101, (i. $. 7. ©, 107. oben.) 
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nicht Eorporationen zugeftanden, und nach $. 7. dieſes Edictd, womit der 6. 113. des fechften 
conftiturionellen Edicts verglichen werden muß, ift nur den fiegelmäßigen Grundherrn gejtats 
tet, die aud dem grundherrlichen Verbande hervorgehenden Urkunden ohne Mitwirkung der 
Obrigkeit zu errichten und zu fertigen, 

Die Magiftrate der Staͤdte und Märkte find daher nicht berechtigt, die Urfunden 
Über veräufferte oder erworbene Stiftungs = und Gemeinderealitäten und Rechte, oder die 
aus dem grundherrlichen Verbande hervorgehenden Urkunden felbft auszufertigen ; fondern fie 
haben dieſe Urkunden lediglich zu entwerfen, und diefelben den competenten Gerichtöbehdrben 
zur fdrmlichen Errichtung und Ausfertigung zuzuftellen, 


II. 


Hieraus folge don felbft, daß die Zaren für die Errichtung und Ausfertigung fol 
- ber Urkunden den Stiftungss und Comunalcafen nicht zuftehen koͤnnen; fondern von den 
Gerichtöbehbrden erhoben, und gleich anderen Zaren gehbrig verrechnet werden muͤſſen. 


II. 


Wenn jedoch bei der amzuftellenden genauen Recherche fich zeigen follte, daß bie 
Zaren von Grundgerechtigkeitöbriefen in die Faffionen der fteuerbaren Dominitialrenten anf: 
genommen worden find, fo haben die beiden Kammern Unferer Regierung in geeignetes Ber 
nehmen zu treten, und nach Umftänden die Ridzahlung und Abfchreibung der treffenden 
Steuern zu bewirken, 


IV, 


Da alle Amtöcorreöpondenzen der höheren und niedern Stellen mit in- und aus— 
ländifchen Vehdrden nach dem AVten Abfchnitt der Verordnung Über dad Stempelmefen vom 
18. December 1812 von der Stempelpflichtigkeit befreit find, fo koͤnnen die Magiſtrate als 
Verwalter des Stiftungs⸗ und Gemeindevermogens zum Gebrauche des Stempels in ihren 
Schreiben an die Landgerichte nur dann gehalten feyn, wenn der Gegenftand ein ftreitiges 
Nechtöverhältniß betrifft. 

Hiernach ift der Magiftrat der Stadt Paſſau auf ſeine Beſchwerdevorſtellung vom 
28, November d. J. zu beſcheiden. 


München den 3. Auguſt 1820. 
Ar 
bie Königliche Regierung des Unterbonaufreifed, K. d. 3., alfo ergangen. 
Mittheilung hievon den Königlichen Regierungen des Oberbonaufreifes, des Regen, Reyat. 
und Untermainfreifed. \ 
$. 390. 


(Ausfertigung von Urkunden über Beräußerungen von Etiftunges und Gemeinderealitäten, dann über grund: - 
herrliche Verträge betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Königs. 


Am 3 Auguſt 1820 ift das im Abdruck beiliegende- Allerhoͤchſte Refeript an die 
DB». XI. 823 


648 Abth. XI. Abſchn. 1. Tit. I. Cap. I. $. 391. und 392. 


Regierung des Unterbomaufreifes erlaffen und den Megierungen der übrigen ſechs älteren 
Kreife mitgetheilt worden.*) Sämmtlicdye Untergerichte des N. RN. Kreifes find durd das 
Kreis⸗Intelligenzblatt hiernach und ruͤckſichtlich des Wollzuges des im erfien Artikel enthals 
tenen Schlufifages dahin anzumeifen, daß fie die Entwirfe von Urkunden über bie befrags 
lihen Verträge, welche ihnen durch die Magiftrate mittelt Echreiben zugeftellt werden, 
un bedenflih anzunchmen und darnach die gerichtlichen Ausfertigungen zu machen haben, 
ohne die Abordnung von Magiftratägliedern zur gerichtlichen Verhandlung in 
ſolchen Gegenjtänden zu fordern, 

Uebrigens haben mit den vom Magiftrate bisher in Form von Gertificaten aus: 
geftellten Eonfenfe zu Befugveränderungen von Grundholden unter fi, und eben fo mit den 
vom Magiftrate bisher ausgefertigten Urkunden über von magiftratifhen Grundholden vorger 
nommene Abldfung der bodenzinfigen Eigenfhaft die Gerichte fih zu begnügen. 

Auch foll bei dem commiffionellen Verfahren in Rechtöftreiten und in allen jenen 
Fällen, wo die Gerichte die Aborbnung eines Magiftratögliedes fir nothwendig erachten wer: 
den, das officielle Schreiben des Magiftrated, worin der Betreff des Gegenjtandes und ber 
Name des Abgeordneten enthalten iſt, binreichen, und es Feiner fpecielen Vollmacht be: 
duͤrfen. 

Hinſichtlich der Unterſchrift in den Proceßſchriften wird noch beigefügt, daß nach 
$. 14. des Edicts VIII. zur Verfaſſungsurkunde und nach $. 13. der Verordnung über 
die Gefhäfrsfährung der Magiftrate vom 21. September 1818 ſolche Schriften neben den 
Bürgermeifter von dem bevollmächtigten Refpicienten mit — ſeyn muͤſſen. 

Muͤnchen den 19. Februar 1821. 


Staatöminifterium der Zuftiz. 


An 
das Königliche Appellationsgericht für den Regen:, Oberdonans, Rezat-, Ober: und Untermainfreis alfo 
ergangen. 
Ausgeſchrieben an die Königl. Kreisregierungen dieſſeits des Rheins durch Mefeript des Staatsmini⸗ 
fteriums bes Innern vom. 12, Mai 1821 Mr. 2732, 


$. 391. 
11714, 
(Die Ausfertigung öffentlicher Urlunden über verpachtete Realitäten 38 Seminars in Amberg betr.) 


- Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Da aus einem Berichte der Königlichen Regierung des Megenfreifes Kammer der 
Finanzen vom 27. December vorigen Jahres, die Ausfertigung dffentlicher Urkunden uͤber 
verpachtete Realitäten des Seminars in Amberg betreffend, zu entnehmen, daß die Kams 
mer des Junern, die Allerhöchften Enrfchließungen vom 3. Auguft 1820, 19, Februar 1821, 
dann 22. Januar, 19. Auguft und 7. October 1822 mißdeutet, und ungeeignet ange 
mwender habe, fo wird hierdurch erklärt, daß die Seminarfonde: Verwaltung in Amberg nicht 
ermächtigt fey, Die Urkunden über veräufferte _oder verpachtete Mealitären des Seminars, 
ober über grundherrliche Verträge felbft auszufertigen, nachdem dieſelbe ruͤckſichtlich ihrer 
Befugnife den unterm 4. Detober 1807 conftituirten, bereitd am 6. März 1817 wieder 
aufgehobenen, Königlihen unmittelbaren Stiftungsadminiftrationen nicht gleichgeachtet wers 





°) f. norfichenden $. 389, 
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den Fann, und das Stiftungsvermdgen überhaupt durch die Verfaffungeurfande vom 26. 
Mai 1818 zwar unter befondern Schuß des Staates; aber nicht unter landesherrliche Ver: 
waltung; fondern vielmehr in die Gategorie des Privarvermdgens geftellt iſt, welches Ber: 
hältniß dadurch), daß bie Verwalter des Dermdgens einzelner Stiftungen durch die vorges 
ſetzten Guratelen ernannt werden, keineswegs verändert wird, 

Hiernad muß die Geminardirection in Amberg, als Verwaltung eines Stiftungs— 
fonds, lediglich auf die in den Allerhöchften Entfchliefungen vom 3, Auguft 1820 und 
19. Februar 1821 *) enthaltenen Normen verwiefen werden, 

München den 29, October 1823, 


Staatöminifterium des Innern. 


An 
die Konigliche Regierung des Regenkreiſes, Kammer des Innern, alſo ergangeu. 


Mittheilung hievon der Königlichen Regierung des Rezathreiſes, dann der Koniglichen Regierung des 
Oberdonaukreiſes. 


$. 392. 
(Zaren für grundherrfiche Confenfe und Atteſtate betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs, 


Auf die im rubricirten Berreffe unterm 1. April und 16. Auguft v. J. erftatteten 
Berichte wird der Königlichen Regierung ded Unterdbonaufreifes, Kammer der Finanzen zur 
Entſchließung erwiedert, daß man in der Verfaffungsurfunde F. 113. des VI. und $. 7. 
tes VIII conftiturioneler Edicts und in der Allerhoͤchſten Entfchliefung vom 3. Auguft 
1820 feinen zureichenden Grund gefunden habe, wonach den unfiegelmäfiigen Grundherren 
bie Forderung einer Taxe zu 30 Er. für Conſeuſe oder Atteſte, welche fie auf Verlangen ber 
Grundholden auszuftellen haben, und wobei es fih nicht um einen Vertrag zwifchen dem 
Grundherrn und Grundholden oder um eine Urkunde hierüber handelt, vbllig unterfagt wers 
den kdune. 
Daß übrigens die Stempelgebähr, zu deren Erfaß fein Grund vorliegt, wicht von 
dem Grundherrn, fondern son dem Grundholden bezahle werden müffe, zu deſſen Gebrauch 
diefe Certificate zunaͤchſt ausgeſtellt werden, verfteht ſich von felbft. | 

Hiernacdy har die Kdnigliche Regierung das weiterd Geeignete zu verfilgen, 

München den 16. Januar 1824, 


Staatöminifterium der Finanzen. 
An 
die Konigliche Regierung des Unterdonaukreiſes, Kammer der Finanzen, alſo ergangen, 


Notar: Hiernah wurde am 23, März 1824 die Königlihe Negierung des Untertonaukreifes vom 
Staatsminifterium des Innern befchieden. 





*) Yusgegangen vom Königlichen Staatsminifterium der Juſtiz und ausgeſchrieben vom Königlichen Staats— 
minifterium des Innern durch Refeript v. 12. Mai 1821 Nr. 2732, (f. 5.390, oben.) 
= 82* 
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r 
8. 393. 
816, 
(Die Anfprüde der katholiſchen Pfarrer und Beneficiaten auf bie Fertigung von Urfunden and grundherrlichen 
Verhaͤltniſſen betreffend.) 


M. J. K. 


Nachdem ſich, inhaltlich eines Berichtes Unferer Megierung bes Iſatkreiſes vom 
28. Juni v. J., wegen Fertigung der aus dem Grundverbande hervorgehenden Urkunden in 
Auſehung derjenigen Realitäten, welche zu Pfarreien oder anderen geiſtlichen Pfruͤnden grund: 
bar find, mehrere Anftände ergeben; fo haben Wir nah Würdigung aller hierbei zur Frage 
fommenden Verhältniffe befchloffen, wie folgt: 


I. 


Den P arrern und Beneficiaten fteht nach Farer Beftimmung ber Verfaſſtingsur— 
kunde Tit. 5. $$. 4. und 5, dann des Ediets über die Siegelmäßigkeit 69. 1. und 7, ein 
Anſpruch auf die Befugniß zur Fertigung von Urkunden aus der — Grundbarkeits⸗ 
beziehung nicht zu. 

U. 

Dieſelben koͤnnen demnach auch diejenigen Taxen, welche für ſolche Verhandlungen 
ober Fertigungen verordnungsmaͤßig feſtgeſetzt ſind, nicht erheben, dieſe find vielmehr von 
den Gerichtöbehdrden zu erholen und in Rechnung zu bringen; wogegen, im falle ſich bei ans 
zuftellender genaner Recherche zeigen follte, daß die Taxen von GrundgerechtigkeitssBriefen in 


ben Faſſionen der fteuerbaren Dominicalrenten aufgenommen wären, dis Abfchreibung der trefs 
fenden Steuer zu gefchehen hätte, 


IL, 


Uebrigend wollen Wir geftatten, daß Pfarrer und Beneflciaten als Verwalter und 
Nutznießer geiftlicher Stiftungsgiäter die erwähnten Urkunden felbft entwerfen, und fodann den 
Gerichtsbehbrden zur fbrmlichen Errichtung und Fertigung übergeben. 


IV. 


Auch fol den Pfarrern und Beneficiaten unbenemmen feyn, auf Verlangen ber 
Gruudholden fo betitelte Gonfenfe oder Atteftate gegen Bezug einer Gebühr von dreißig 
Kreuzern auszuftellen; wobei fi von ſelbſt verfteht, daß die Stempelgebühr von dem Grund 
holden, zu deffen Gebrauche ſolche Certificate beſorgt werden, zu tragen ſey. 


Hiernach bat Unſere Regierung den geiſtlichen Stellen. geeignete Erdffuung zu ma: 
Shen, benfelben auch zu bemerken, daß aus dem Befise von Pfarramtöfiegeln, welche zur 


J 


” 
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Beglaubigung pfarramtlicher Acte zugeſtanden ſind, eine weitere Folgerung zu Gunſten 
der Pfarrer und Beneficiaten in einer andern Hinſicht nicht abgeleitet werben kdune. 


Minden den 11. Februar 1825. 


: u An 
die. Königfihe Megierung des Iſarkreiſes, Kammer bed Innern, alſo ergangen. 


Nachricht den übrigen Kreisregierungen, K. d. 3., mit Ausnahme des Rheinlreiſes. 


8. 304. 
(Die Errichtung der Grundgerechtigkeitshriefe, durch Geiftfihe resp. Tompetönsconflict betreffend.) 
R. fs. ü . 


Mir haben Uns über den in Betreff der Errichtung des Grundgerechtigkeitsbriefes 
bezüglich auf das zur Pfarrei Attigkofen grundbare Echauhubergut Zu Freindorf zwiſchen 
dem Kreis- und Stadtgeriht Paffau und dem Freifrau von Nretin'fchen Patrimonialge: 
richte Haidenburg entfiandenen Competenzconflict umſtaͤndlichen Vortrag erftatten laffen, und 
erflären biemit , nach Vernehmung Unferes Etaatörathes, daß es bei ber Ausfertigung des 
Grundgerechtigkeitöbriefes für das Schauhnbergut durch das Patrimonialgericht Haidenburg 
- wach cod. civ. P. IV. cap. 7. $. 5. Nro, 5. fein Bewenden haben foll. 


Minden den 11. December 1833. 


An 
das Konigliche Appellationsgericht für ben Unterdonaulreis alſo ergangen. 


$. 395. 

1229, 2 

Die Gompetenz zur Errihtung von Grundgerechtigkeitsbriefen über die geiftlihen geunbbaren Immobilien 
bsetreffend.} - 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Von der unterm 11. December v. J. aus Anlaß des Competenzeonflictes über die 
Crrichtung eines Grundgerechtigfeitöbriefes bezüglich auf das zur Pfarrei Arrigkofen grundbare 
Schauhubergut zu Freindorf an das Königliche Appellationsgericht des Unterbonaufreifes er: 
gangenen Entfchließung wird der Königlichen Regierung des Unterdonaukreiſes, Kammer des 
Aunern, bieneben Abdrud zur Kenntniß und geeigneten Nachachtuug binfichrlich der Contra: 
vention als für Flufrige Vorfommniffe mitgetheilt.*) f 


Miinchen den 5. Februar 1834. 
Staatsminifterium bed Junern. 


. An 
die Königliche Regierung des Unterbonaufreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 





*) f. vorftehende Auerh. Eutſchließgung 6. IM. 


* 
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8 396. 


5 Auszug 
aus der MVerorbuung vom d. Februar 1808; die Verkaufsmodalität der Stiftungs- und Gomunalreafitäten 
betreffend, 


M. J. K. 


ruc. Ks . — — — 3. — — — — — — — 


VI. 


Die Execution der ſauctionirten Verkaufsacten beſteht: 

a) in der Ausſtellung der einzelnen Kaufbriefe, welche weder von ber oberften 
Minifterialcuratel, noch von den Generalcommiffariaten ald Comunalcuratelen; 
fondern von den allgemeinen und befonderen Stiftungds und von deu einſchlaͤ— 
gigen Comunafadminiftrationen gefertiget werden. . 

b)_ In der Zufinuation des Kaufes, welche bei der einfchlägigen Gerichtöftelle zur 
Jnſeration in das fogenannte Brieföprotofoll von Geite der verfaufenden Ad» 
miniftration mittelft einer Abfchrift des Kaufbriefes zu bewirken ift. 


— — — — — — — — — — — 


8. 397. 
(Die Taxen für das Stiftungs: und Comunalvermdgen betreffend). 
M. J. K. 

Die durch das organiſche Edict uͤber die Generaladminiſtration des Stiftungs— 
und Comunalvermbgens vom 13. October 1807 ausgefprochene Separation des der Staats— 
adminiſtration untergeſtellten Stiftungs- und Comunalvermoͤgens theils unter ſich, theils 
von dem allgemeinen Finanzvermogen, hatte die Purification der Verwaltungskoſten zur un: 
mittelbaren Folge. 

Die aus der Verwaltung des Stiftungs-⸗ und Comunalvermdgens hervorgedenden 
Zaren bilden einen ergänzenden Theil der zur Beſtreitung der Verwaltungsfoften erforderli⸗ 
hen Mittel; fie find in Gemaͤßheit eined Rejeripts vom 4. Mai 1807 von den aus der 


Verwaltung des allgemeinen Finanzvermdgend fließenden Zaren auögefchieden, und, vom 
1. Dctober 1807 angefangen, dem Gtiftungs s und Comunalvermdgen zugewender worden, 


Es haben ſich jedoch zwifchen dem für die Perception der dem allgemeinen Finanz: 


) vergl. hiezu Grundfleuergefep vom 15. Aug. 1818. 6. 30; dann Hausſteuergeſeß F. 2. €. 35. 
oben ; ferner die allerhbchſte Entfhliefung vom 3. Aug. 1820. $. 389, S. 646. oben, die Mini: 
ſterialentſchliezung vom 24. April 1837, Nro. 7514. (f. $. 320. S,554.) und die Miniſt.Eutſchl. 
vom 31, October 1837, Nro, 1101, (f. $. 7. S. 107. oben. 


- 
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vermdgen zufließenden Taren, und zwiſchen den für die Perception ber dem Stiftungs- und 
Comunalvermdgen einfcplägigen Taren beftehenden Tarationsämtern mehrere. Anftände ergeben; 
und Wir befchließen demnach zur Befeitigung diefer Anftände ſowohl Über den Umfang ber 
Zarperception fir das Stiftung: und Comunalvermdgen, ald über den Maafitab ihrer Er: 
bebung, dann über die Coutrolle, die Vermehrung und Verwendung, wie folgt: 


J. 


Die dem Stiftungs- und Comunalvermdgen hiedurch als zuftändig erklärten Taren 
theilen ſich: 

1) in eine geheime Rathstare, und 

2) in eine Erpeditionstare, 


A. Die geheime Rathstare wird erhoben: 


a) von einer urſpruͤnglichen Gehaltsverleihung und von einer nachfolgenden Gehalts; 

vermehrung für alle, dem Stiftungss und Comunalvermögen, bei der Minis 

fterialfection der General:Adminiftration des Stiftungs- uud Comunalvermdgens beis 

den aͤuſſern Gomunalcuratelen und bei den Stiftungs> und Comunaladminiftratios 

nen dienenden Judividuen, fie mögen nad) ihrer Dienfteseigenfhaft in die 
Categorien der Staatödiener gehören oder nicht; 

b) von einer urfpränglichen Gehaltöverleihung oder nachfolgenden Gehaltsvermeh⸗ 
rung für die Schullehrer auf dem Lande, für die Lehrer und Profefforen der 
Primaͤrſchulen der Progymnafien, der Realfchulen, der Gymnaſien, der Reals 
inftitute, der Lyceen, von dem Profefforen der Univerfitäten und von den 
Kreisſchulraͤthen; x =. 

€) von der Präfentation auf diejenigen Pfarreien, Beneficien und übrigen geifts 
lien Pfruͤnden, worüber die Briftungen und Comunitäten dad Patronatsrecht 
ausüben; 

d) von der Verleipung eines Tifchtitels, wenn der Titulant im Hinficht der Alte 
mentation, eventuell auf dad Stiftungss oder auf das Comunalvermdgen ans 
gewiefen wird; 


€) von der Bewilligung eines Darleihens aus dem- Etiftungd» ober aus dem 
Comunalvermögen. 


B. Die Erpeditionstare wird erhoben von allen abminiftrativen Ausfertigungen in 
Parte iſachen 


a) bei der Miniſterialſection der Generaladminiftrarion des Stiftungs- oder Co— 
munalvermögend; es mag diefe Ausfertigung durch Allerhöchfie Referipte, oder 
durch Sectionsbefchlüffe gefchehen ; 


b) bei den aͤuſſern Patrimoniale und Commnalcuratelu; 
c) bei den allgemeinen und befonderen Stiftungsadminiftrarionen und 
d) bei ven Comunaladminiftrationen. 


II, 
Die in dem vorftehenden Artikel angeführte, dem Stiftungse und Commnalvermdgen 


— 
- 
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verbleibende geheime Rathötäre wird von dem erpedirenden Secretär der MinijterialsStiftungss 
und Gomunalfection, in der Eigenſchaft eines für den Dienft des Minifteriumsd des Sinnern 
beftehenden Taxators, nad) dent folgenden, mit den Normen ded geheimen Tarafiondamtes 
übereinftimmenden Regulative erhoben: 


4) von einer urfpriinglichen Gehaltsverleihung nnd von einer nachfolgenden Ges 
baltövermehrung zehn pr&t. unter dem der geheimen Rathstare unterworfenen 
Gehalt wird derjenige Hauptbezug gerechnet, welcher vach der Dienftesprags 
matif vom 1. Januar 1805 die Grundlage zur Megulirung eines Duiescengs 
gehaltes einer Penfion oder einer Alimentation bildet; 


von der Präfentation auf eine Pfarrei, auf ein Beneficium und auf eine geiſt⸗ 
liche Pfründe überhaupt, wobei den Stifrungen oder den Comunitäten das Pas 
tronatörecht zufteht, zehn pr&t. des wirklichen Ertrages. Diefer Ertrag 
muß bei denjenigen Pfränden, welche mit einem Fundirungsvermdgen foͤrmlich 
botirt find, in einem kuͤnftig eintretenden Veränderungsfalle von den einfchläs 
gigen Landgerichte durch eine ordentliche, nad) den für eine gleichheitliche Bes 
fteuerung unterm 14. Januar und 13. Mai 1808 gegebenen Vorfhriften auf: 
geftellte Faffion Tegal nachgewiefen und diefe Faſſion mit dem Anzeigeberichte 
der eingetretenen Perfonalseränderung eingefendet werden; die aus dem ber 
Beſteuerung unterliegenden Vermdgen hervorgehenden Fahresrente wird der ges 
beimen Rathstaxe unterworfen ; bei geiftlihen Pfründen, welche Kein Fundis 
rungsvermoͤgen befigen, fondern wobei den Geiftlichen ein ftändiger Yahresges 
halt angewiefen ift, wird die geheime Rathstaxe von dieſem Jahresgehalte 
genommen; 

3) von der Verleihung eines ZTifchtitels zehn Gulden, wenn ber Titulant zur Zeit 
der Erlangung bes Tifchtireld entweder fchon ein Vermdgen befitt oder von 
feinen vermöglichen Eltern ein Vermoͤgen hoffen kaun; finf Gulden, wenn ber 
Titulant Fein Vermdgen befigt und von feinen minder vermbdglichen Eltern 
wenig erwarten kann. Diejenigen Titulanten, welche erweislich Fein Wermdgen 
befigen und von ihren unvermöglichen oder armen Eltern Fein Vermdgen zn 
hoffen haben, find von der Entrichtung der geheimen Rathstaxe befreit; 


4) von einem jeden Hundert des bewilligten Darleihens wird ein Gulden erhoben. 


2 


— 


III. 


Su dem Falle, daß ein in den Stiftungs- oder Comunaldienft übergehendes 
Jadividuum in feiner vorigen Dienfteseigenfchaft bereitö eine geheime Rathstaxe entrichtet 
bat, wird bie meuerliche geheime Rathötare zu 10 pr&t. nur von demjenigen Theile des 
mit der neuen Stelle verbundenen Gehaltes erhoben, von welchen noch Feine geheime Raths— 
tare bezahlt worden ift, wobei jedoch der nach dem vorigen höheren. Regulative zu 25 
und 20 pro Et. entrichtete Betrag bei der neuerlichen Taxe zu 10 pro Er. nicht in Abzug 
gebradyt werden kaun. 


Die für die Gehälter in ausländifchen Dienften entrichtete Tare wird bei dem Ueber: 
gange in den Koͤniglich Bayerifhen Staarödienft in Feine Rüdfiht genommen, fondern die 
geheime Rathstaxe muß nach 10 pro Et. von dem ganzen durch die neue Stelle erworbenen 
Gehalte bezahle werden, 
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Bel ber Berfegung eines Geiftlichen von einer Pfründe auf eine andere wird die ges 
heime Rathstaxe nur von dem dadurch erworbenen Meprbetrage der Jahresreute erheben, 


IV. 


Die Erpebitiondtare wird don bem erpebirenden Secretaͤr der Minifterial-Stiftungs; 
und Eomunalfertion, von ben Secretären der Comunals und Patrimenialcuratelen und von 
den Stiftungs- und Comunalabminiftratoren erhoben, 

Die Erpebirionstare bei. der Miniſterialſtiftungs und Comunalſection und bei den 
aͤuſſern Euratelen wird theils für die Genehmigung der zwifchen den Eriftungss oder den 
Eomunaladminiftratoren und zwiſchen den Privaten oder. Gorporationen eventuell abgefchlofs 
fenen Verträge, theils für die Ausfertigungen auf Juſtauz der. Privaten und Corpora⸗ 
tionen geleiſtet ‚und daher in zwei Claſſen getheilt. 

Sur die Erhebung der Expeditioustaxe, ſowohl bei ber Miniſterial-Stiftungs⸗ und 
Eomunalfection, ald bei deu aͤuſſern GComunalcuratelen, wird folgendes Regulativ gegeben : 


Erfte Elaffe 
Bon der Genehmigung der Verträge. 


1) Bei Verdufferungen der Stiftungss und ‚Comunalrealitäten von jedem Hums 
dert. des Kaufſchillings dreißig Kreuzer; 

2) bei Beräufferungen der Naturalienvorräthe von jedem Hundert des Kauf: 

ſchillings fünfzehn Kreuzer; 

bei Verpachtungen der Realitäten auf ein Jahr von jedem Hundert des Pacht⸗ 

ſchillings fünf Kreuzer; ' 

auf drei Fahre von jedem Hundert fünfzehn Kreuzer, 

auf mehrere Jahre von jedem Hundert dreißig Kre uzer und zwar im 

legten Falle ohne Unterfchied der Dauer des Pachtes ; 


bei Verpachtungen von Zehentfrächten in Maaß und Gewicht wird die allges 

meine Berorbnung Über die Einführung eines gleichen Maapes und Gewid): 

tes vom 28, Februar I, 3. zum Grunde gelegt und von einem Cimer Wein 

sehn Kreuzer, von dem ſechs Metzenmaaße (Schäffel) der Seldfrucht zwei 

‚Kreuzer, von einem Zentner grüner Frucht ein Kreuzer; 

5) bei Verpachtungen von Zehenten in Geld von jedem Hundert des Pachtſchil—⸗ 
lings zwanzig Kreuzer; 

6) bei Grundgerechtigkeitd: Verhandlungen von jedem Hundert des Laudemialbes 
trages fünfzehn Kreuzer; \ 

7) bei Abldfungen des Obereigenthums von jedem Hundert. der Abldfungsfumme 

dreißig Kreuzer erhoben. 


3 


u 


4 


— 


Zweite Elaffe 
Bon einer Ausfertigung auf Jaſtanz einer Partei, 


a) Don allen Gegenſtaͤnden, welche der für die Genehmigung der Verträge 
Bd. XI. j . 83 
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zwiſchen den Stiftungs; oder Comunaladminiſtratiouuen und zwiſchen Privaten 
oder Körperfchaften zu erhebenden und unter den vorſtehenden Ziffern 1 bis 7 
einfchläffig bezeichneten Erpeditionstare ber erften Elaffe nicht unterliegen, wers 
ben ald Erpebitiondtare der zweiten Claſſe BARERER Kreuzer und zwar von 
einer jeden einzelnen Ausfertigung; 

b) fir den zweiten und einem jeden folgenden Bogen "einer Ausfertigung und für 
einen jeden Bogen der Abfchriften der Beilagen werben ſechs Kreuzer; 


c) für eine vor dem Minifterium ded Innern, als oberſten Griftungscuratel, aus: 
gehende Licenz zur Berehelihung werden, neben ber Expeditionstare von 
dreißig Kreuzern, noch fünf Gulden; 

d) für eine von dem Generalfreiscommiffariate, als Commmnäleuratel, ausgehende 
Licenz zu Werehelihung werden, neben der Erpeditionstare "von RAD 
Kreuzern, noch zwei Gulden breißig Kreuzer; 


e) für ein Pröfungszeugniß werden, neben ber Erpeditiondtare von dreißig 
Kreuzern, noh fünf Gulden; 


f) für eine Reifelicenz werden, neben der Erpeditionstare don dreißig Kreu⸗ 
zern, noch zwei Gulden; 

g) und für die Genehmigung der Verlaſſenſchafts- Verhandlung eines Geiſtlichen 
wird, neben der Erpeditionstaxe von dreißig Kreuzern, noch ein Kreu— 
zer von jedem Gulden des nad) Abzug. der Paſſiven noch beſtehenden reinen Activ⸗— 
Vermdgens erhoben. 

Die Erpeditionstaxe der erfien und zweiten Tlaffe wird von dem Taxator derjeniz 
gen - Stelle eingehoben , welcher "die Ausfertigung an die zur Execution des Befchluffes 
beftellte Behörde oder an die Partei, nach dem Organismus ded Dienftes, zukommt, folglich 
durch den erpedirenden Serretär der. Minifterial = Stiftungsfeetion in Gegenjtänden der cens 
tralifirten Adminiſtration des Stiftungsvermdgens, und durch die Seeretäre der aͤußern Cos 
munälcuratelen in Gegenftänden der Adminiftration des Comunalvermoͤgens. 

Die Entrichrung der geheimen Rathstaxe fchlieft die gleichzeitige Entrichtung der 
Erpeditiondtare der zweiten Elaffe nicht aus; dagegen iſt die Erpeditiondtare der zweiten 
Claſſe in der Erpedirionstare der erften Elaffe ſchon enthalten, und es fbumen neben dieſer 
Taxe mur die Gebühren für die Abfchriften der Beilagen gefordert werden. 

Fir die Zuftellung eined Anſtellungsdecrets muß neben der geheimen Raths- und 
der Erpeditiondtare noh ein Gulden bezahlt, und der Siegelbetrag, dann die Gebuͤhr 
für die Inſeration in das allgemeine Negierungsblatt befonderd entrichtet werden. 


V. 


Ja Hinſicht der Taxen, welche von den aͤuſſern Etiftungs » umd von den Comu— 
waladminiftrationen erhoben werben, behält ed bei den einfchlägigen Beſtimmungen der allge: 
meinen Tarordnung vom Jahre 1735 vorerft fein Derbleiben. 


VI. 


An den Taren finden. durchaus Feine Nachlaͤſſe ſtatt, und es wird nur geſtattet, die 
geheime Rathstaxe in monatlichen Friften, welche fich aber über das laufende Eratejahr 
nicht erſtrecken kͤnnen, durch angemeffene Gehalttabzüge zu entrichten, 
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Eine Tarbefreiung kann nur bei der Erpeditiondtare der zweiten Glaffe, und. bei 
biefer nur in dem Falle eintreten, wenn die Armuth des tarpflichtigen Judividuums durd) 
ein Atteſt der einfchlägigen Polizeibehörde nachgewiefen werden kann. 


Vo. 


Zur Controle der eingehobenen Taren müffen bdiefelben auf den Concepten vollſtaͤu⸗ 
dig angefegt, und bei der Minifterialftiftungs » und Comunalfection, dann bei ben Comus 
nalcuratelen in den Gefchäftöprptocollen fummarifh, jedoch mit Weglaffung des Siegelbetra⸗ 
ged und der Juſeratiousgebuͤhr für die Redaction des Negierungöblattes bei jeder tarablen 
Ausfertigung vorgemerkt werden. 


VIII. 


Die von dem expedirenden Secretaͤr der Miniſterial-Stiftungsſection und von den 
Secretaͤten der aͤuſſern Comunalcuratelen erhobenen Taren werden in einer befondern Rechnung, 
unter dem Mortrage des tarablen Gegenſtandes, des tarpflichtigen Individuums, und des 


Taxbetrages, nach einem den bezeichneten Taratoren durch ihre fortgeſetzte Stellen vorgefchrie: 
benen Formular. dargeftellt. 


Die aͤuſſern Stiftungs » und Comunaladminiftratoren führen ber die eingehenden 
Taren ein befonderes Negifter, und, nehmen den fummarifchen Betrag. in die Jahresrechs 
nung auf. 
IX, 


Die bei ber Miniſterialſtiftungs - und Comunalfection eingehenden Taren werben 
ber Erigenz des Dienftes dieſer Section gewidmet, Die Ueberfchäffe gehen mit Ende eines 
jeden Monats in die Gentral:Stiftungseaffe, und ed muß mit Anfang einer jeden Woche 
ber Kaffezuftand Unferm Minifterium angezeigt, mit Anfang eines jeden Etatsjahres ein 
förmlicher Etat Über die Erigenz des Dienfted, verglichen mit dem Betrage der Taren nach 
dem Ertrage des zu Eude gegangenen Jahres, vorgelegt werben, bamit baffelbe in einer 
ununterbrochenen Keuntniß der vollfiäudigen Einnahme und Verwendung bleibe. 

Die von den Gehältern. der Kehrer und Profefforen bezahlte geheime Rathstare 
wird jedoch befonders ausgehoben und für die Erigenz der Schulen verwendet. 

Die von den Äuffern Comunalcuratelen erhobenen Taren gehen in die zum Behufe 
ber Erigenz diefer Euratelen beftchenden Eoncurrenzcaffen, und werben ber Befriedigung der 
Perfonal: und Realerigenz der Euratelen gewidmet. 

Die Taren bei den Auffern Stiftungs- und bei den Comunalabminiftrationen , wer: 
. ben ald eine aus dem Stiftungd» und Comunalvermögen hervorgehende Rente behandelt md 
den Bedärfniffen der Stiftungen und Comunitäten zugewendet. 


X. 


Für die Perception der Taxen, welche bei der Minifterialftiftungs + und Comunal: 
fection durch die tarpflichrigen Individuen nicht unmittelbar bezahlt worden, „find befondere 
Tarzettel audzuftellen, die Taren durch die Gecretäre bei den Comunalcuratelen, durch die 
Stiftungs- und Comunaladminiftratoren zu erholen, und immer dem Fürzeften Zeitraume an 
den Taxator der bezeichneten Minifterialfection einzufenden. Die bezahlse Taxe muß durch 


denjenigen quittirt werden, welchem die Verrechnung obliegt. = 


658 Abth. XI. Abſchn. L Tit. I. Cap, IK G. 308. 399. und 400. : 


XI. J 

Die Taxatoren beziehen Ein Procent von dem zur wirllichen Verrechnung. gebrachten 
Bruttoertrage. 

Die Unterfchlagung einer Taxe und die Beruntreuung der eingehobenen Zaren zieht 

bie auf Veruntreuung der Staatögefälle in den Gefegen beftimmte Strafe nad ſich. 


1 


‚XI. Ä — 


Die gegenwärtige Reglementaͤr⸗Taxverordnuug tritt mit dem 1. April 1809, als 
mit dem II. Semefter des für die Abminiftration des Stiftungs⸗ und Comuualvermdgens lau⸗ 
fenden IL Etatsjahrs, in Wirkung. 


München den 27. März 1809. 
| Ra.⸗Bl. d. J. 1800, St. 33, S. 131] 


$. 


3335, et 
(Den Gebrauch des Stempelpapieres der Doppelfriften m. ſ. w. betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftde des Königs, 


Zu Gorrefpondenzen in reinsamtlichen Gegenftäuden ift zwar die Adminiftration zum 
Gebrauche des Stempelpapieres nicht verbunden; allein in Gegenftänden, wobei die Amis 
niftration als vertretende Stelle des GStiftungdvermdgend, mithin ald Parthei gegen ven 
Schuldner auftritt‘, kann die Anwendung des Stempeld nicht verweigert werden; Dagegen fin⸗ 
det aber bei Requifitionen der Adminiftrationen an coordinirte Stellen*) um- erecntive Ber: 
fügungen Feine andere Gorrefpondenzform, als die der gewöhnlichen Comunicate ſtatt, umd 
es mag auch immerhin gefchehen, daß in ein und demjelben Comunicate die Execution meh: 
rerer Gapiralfchuldner gleichzeitig nachgefucht werde. 

Uebrigens Fann nur von dem Debenten, welcher die Urſache der amtlichen Implo— 
ration ift, der Erſatz des Stempelberragö gefordert und erhoben werden, 


Minden den 28. Dezember 1809. 
Stastsminifterium bed Innern. 


An 
die befondere Stiftungsadminiftration der Wohlthätigkeit in Bamberg alſo ergangen. 


$. 399. 
(Die Stempelpflihtigkeit der Stiftungsadminiftrationen betreffend.) 
Im Namen Seiner Majeftdr des Könige. _ ” 
Dermdge eines Alerhbchften Referipts vom 28. d. Mes. find bie Befeeinigungen 





- *) Refeript vom 18. October 1821. 
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der allgemeinen Stiftungsadminiftrationen, welche fie an Ararialifche Kaffen und Aemter, wo 
fie zur Verrechnung kommen, und ald Belege der Rechnungen dienen, für empfangene Zinfe, 
Gilten oder andere Bezüge audzuftellen haben, von der Stempelpflichtigkeir nicht ausgenoms 
men, - Melches fämmtlichen allgemeinen Criftungöatminifirationen zur Wiſſenſchaft und Nachs 
achtuug hiemit erbffuer wird, 


Ansbach den 3. Februar 1811. 


Koͤnigl. Generalcommiffariat des Rezatfreifes ald Kreis— 
Stiftungsabminiftration. 


Int: Bl. des Rezatkreifes v. 3. 1811. Bd. I. Et. 7. S. 241, 


$. 400. 
(Die Befteuerung der Ewiggeld- und der gleichartigen Fnndationscapitalien betreffend. ) 


Auf Befehl Seiner Majeſtaͤt des Kbnige, 


Auf den Bericht. der Königl. Kreisadminiftration der Stiftungen des Regenkreifes 
vom 5. Mai d. J. — im Betreff der Beiteuerung der Ewiggeld und der gleichartigen Fun— 
dationdcapitalien — wird befchloffen: 


Die Königl. Kreisadminiftration erhält den Auftrag, das Comunicat ber Finangs 
direction des Regenkreifes vom 9, December 1811 *) dahin zu erwiedern: 


1) daß die Ewiggeldordnung und die Ewiggeldcapitalien, welche in dem einfchläs 
gigen Verordnungen vom 13. Mai 1808 **) und 22. November 1S11 bes 
zeichnet find, vorzüglich in der Stade München bejteben, 


2) daß mur die aus Mealitäten in der Stadt München erfauften, oder va 
einem Srifter auf diefelben gelegten Emwiggeldzinje in den Rechnungen der Stifs 
tungen unter den Renten der Wectivcapiralien, und die Kauffchilinge oder Fun⸗ 
darionscapitalien felbft in den Gapitalbiichern der Stiftungen ald Ewiggeld⸗ 
capitalien mir fdrmlichen Ewiggelobriefen vorfommen ; 


3) daß aber die ewigen Zinfe und Gilten der Stiftungen im Megenkreife, fie 
mbgen von den Stiftungen unter einem befchwerten oder wicht befchwerten Titel, 
durch einen Act unter Lebenden oder non Todeswegen, durch einen Ewiggelds 
fauf, oder durch eine Kundetion erworben worden feyn, in den Rechnungen 
der Stiftungen nicht unter deu Wctivcapitalszinfen und nicht im den Gapital: 
buͤchern, fondern unter den Dominicalrenten und in den Saalbuͤchern 
vorgetragen find. 


4) daß diefe ewigen Zinfen und Gilten der Stiftungen des Regenfreifes, es 
möge das Eapital in den Saalbüchern ausgefeßt ſeyn oder micht, in die bei 
der Finanzdirection und bei den Finanz: Rentämtern hinterlirgenden Domini— 
eal:Rentenfaffionen bereits aufgenommen, und feit dem 1. Dctober 





) Das allgemeine Steuerproviforium für die Provinz Bayern betr. Reggs.Bl. S. 1089, 
»*) Das allgemeine Stenermandat für das Jahr 1844 betr. Regge.-Bl. S. 1745, 
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1807 fchon befteuert find, folglich eine neuerliche Beſteuerung berfelden nicht 
zuläffig fey, 

5). daß die Steuer von ben auf Realitäten inner der Gemarkung ber Stadt 
München liegenden Emwiggeldzinfen der Stiftungen des Megenkreifes von dem 
Finanz: Rentamte der Stadt Münden erhoben werde, 

6) daß alle übrigen Activcapitalien der Stiftungen, welche zum Zundirungdvers 
mdgen derfelben gehbren und daher auch Fundbationdcapitalien genannt wers 
den, in die Gategorie der Ewiggeldcapitalien nicht gehdren, indem fie nur 
durch den auf beiden Seiten aufldöbaren Contract des Darleihens entftanden, 
nur durch einen gewöhnlichen Sculobrief und dur das Hypothekenrecht vers 
fichert, keineswegs aber von der Art find, daß den Stiftungen ein Miteigene 
thum auf die verpfändete Realitaͤt zuftäude oder daß die Zinfe ald eine durd) 
fpecielle Fundation entftandene Reallaft zu betrachten wären, 

7) und daß überhaupt in den Steuermandaten vom 13. Mai 1808 und 22. Nos 

vember 1811 nur diejenigen Ewiggeld-e und Fundationdcapitalien gemeint 
ſeyn Eönnen, welche. nach dem 20ſten Eapitel $. 16. Ite Nummer der Ge; 
richtsordnung dad ordentliche Separationsrecht im Concurfe der Gläubiger zu: 
fteht, und welche nach dem 18ten Eapitel F. 7. Ste Nummer der nämlichen 
Gerichtsordnung durch den Öffentlichen Gantkauf felbft in dem Falle nicht ers 
löfchen, wenn fie auch bei der Gant nicht eingedungen worden find. 
Uebrigens wird die Kreisabminiftration der Stiftungen von felbft bemeffen koͤnnen, 
worin die Characteriftit der Ewiggeld- und der gleichartigen Fundationdcapitalien beftche und 
fie wird fid> zugleich Überzeugen, daß die Verfaffung einer befondern Couſignation hierüber 
nicht nothwendig war, und daß die verfaßte Confignation aur Webergabe bei der Finanzdirec⸗ 
tion des Megenkreifes gar nicht geeignet fey. 
München den 7. December 1812, 


Staatdminifterium bed Innern. 


An 
das Konigliche Generalcommiffariat des Regenkreifes als Kreisadminiſtration der Stiftungen alſo ergangen. 


$. 401. 
(Den Gebraud des Stempels bei Gemeinderehnungen betreffend.) 


Im Namen Seiner Majeftät des Könige. 


Da die Gemeinderechnungen gleich andern amtlichen Rechnungen zu betrachten find, 
fo beftimme ein Allerhoͤchſtes Reſcript vom 25. vorigen Monats, daß auch zu jenen 
Rechnungen eben fo wenig, wie zw diefen ein Stempel erfordert werde, jedoch die dazu ges 
hörigen Beilagen, wie biefed durchaus eingeführt iſt, dem geeigneten Stempel unterzuftellen 
feyen. Wornach ſich ſaͤmmtliche Königl. hiebei betheiligten Amtsbehoͤrden zw achten haben. 

Eichftädt den 3. Zuli 1813. 

Königlide Finanzdirection. 
An 
fänmtlihe Könige. Bayer. Behörden des Oberbonanfreifes alfo ergangen. 
Gerets Verordn. Sammf. Br. 3. ©. 23 
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8 402. 
(Die an dad Königreih MWürtemberg zu entrichtende Wermögensfteuer betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs, 


4124. 


Auf den Bericht des Generalcommiſſariats im Dberbonaikreife -vom 14. April d. J. 
in Betreff der von den im Kduigreiche Wuͤrtemberg liegenden Realitaͤten und Rechten der 
Stiftungen des Diſtricis Hoͤch ſt adt zu entrichtenden Vermoͤgensſteuer, wird erwiedert: 


I. 


Da bei dem im Parifer Staatövertrage von den beiderfeitigen Kronen fich gegenfeie 
tig mit allen Territorialrechten abgerretenen Gebierötheilen, und in deſſen Folge 
wegen kuͤnftiger wechfelfeiriger Befteuerung” des. Stiftungsvermoͤgens gemeinſchaftlich beftimms 
ten Terminus a quo auf den 1, November 1810, wine Frage Über die dießfällige Vers 
bindlichkeit der Ddieffeitigen Stiftungen wicht «mehr ſtatt finden kann, fo find die geforderten 
Steuern ohne Weigerung um fo mehr zu entrichten, ald deshalb in dem nachgefolgten 
Hauptvolljiehungsreceß vom 20. September vor. Is. Leine andere, ‚die fragliche ‚Steuer: 
pflichtigkeit aufhebende, oder fiftirende Verfügung getroffen worden, und daher in diefer Hins 
ſicht lediglich der Erfolg der dieſſeits zwingeleiteren Austaufhunterhandlungen abzumarten ift, 


U, 


Wenn inzwifchen von den MWürtembergiichen Behorden Steuerforberungen ohne Aus⸗ 
zeige des ordentlichen Beſteuerungstppus, und einer detaillirten Berechnung der hiernach zu 
entrichten Fommenden Abgaben gemacht werden follten (welches bereits Hinfichtlih mehrerer 
Stiftungen im Mezarkreife gefhehen ift, und auch diplomatiſche Einleitungen zur Folge ger 
habt hat) fo iſt diefen Forderungen ohne geeigneten Ausweis nur in dringenden Faͤl— 
len zu entfprechen. 

München den 18. September 1813, 


Staatöminifterium des Innern. 


An 
das Generalcommifariat des Dberbonaufreifes in Eichſtädt als Kreisadminiſtration der Stiftungen 
alfo ergangen. 


8. 203. 
(Die Erhebung des Familienfchungeldes von Pächtern der Stiftungs = und Comlnalgüter betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Wenn Rufbicalbefigungen, Dominicalrenten oder Gewerbe der Privaten, Gemeinden, 
Stiftungen oder des Staats verpachtet find, fo haben die. Pächter allegeit die hievon trefs 
fende Familienfteuer zu entrichten, die verpachteten Realitäten mdgen von großer Ausdehnung 
oder noch fo unbedeutend ſeyn, nur im jenen Fällen, wo Grundftäde oder Dominicalrenten 
auf ein einziges Jahr verpachtet werden, bleibt der Pachter von der Unforderang einer Bas 
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milienftewer befreit und diefe wird von dem Cigenthämer ber verpachteten Befigung, in for 
ferne derfelde Überhaupt familienſteuerpflichtig iſt, erhoben. 

Welches derfelben als Leuteration des $. 7. des Edictd vom 10. December 1814 
und in Erledigung ihres unterm 12. December v. Is. hierüber erſtatteten Berichtd erbffuet 
wird, 


Münden den 26. Februar 1816. 


Staatsminifterium ber Finanzen. 


An 
die Königliche Finanzdirection des Nezatkreifes alfo ergangen. 


$. 404 
(Ratificationstare von Laudemien der Stiftungserundhofden betreffend). 


Auf Befehl Seiner Maieftät des Königs, 


Auf den Bericht des Königlichen‘ Generalcommiffariates vom 16. Auguft 1815, 
im bemerkten Betreffe wird demfelben zur Entfchließung erwiedert: 


1) Die Reglementartärverordnung vom 27. März 1809 für das Stifrungds und 
Comunalvermdgen ift durch die proviforifche Tarordnung vom 8, October 1810 
nicht aufgehoben; indem biefe Lediglich Parteifachen umfaßt, jene aber von. 
einer geheimen Ganzleitare 
a) für Anftellungen, 

b) für Genehmigung der Vorträge und 
ec) für Ausfertigungen handelt, 


Dieſe Canzleitaren und namentlich jene für Genehmigung ber Verträge 
koͤnnen auch in der Taxordnung von 1810 gar nicht vorkommen, weil nur wegen den Stif— 
tuugs⸗ und Comunalvermdgen Curatelen beftchen, ohne deren Genehmigung die zwifchen der 
Stiftungss und Comunaladminiftration abgeſchloſſenen Verträge Feine Giltigkeit erlangen. 


2) Diefe, obgleich nach beftimmten Procenten von: Laudemien genommene Ratifi⸗ 
cationstaxe gehort nicht unter die Rubrik der Tifhs und Weingelder, Nach: 
rechte, Leihkaͤufe, Abbruͤche, welche durch die neue Taxordnung für die Stif⸗ 
tungen und Comunen eben fo, wie für jeden andern Grundheren abgefdafft 
find, und fie ift als eine Entſchaͤdigung für diefen Verluſt um fo weniger zu 
betrachten, ald dieſe Taxe nicht den Stiftungen, fondern den Stellen, welde 
mit der Euratel derjelben beauftragt find, unter dem Titel der Dienfteserigenz 
und für amtliche Verrichtungen zukommen, welche auffer der Stiftungss und 
Eomunalvermögend s Abminiftration Feine Anwendung finden, 

Hiernach ift alfo ferner zu verfahren, 


München am 30. März 1816, 


Staatöminifterium des Junern. 


An 
das Königliche Generakommilfariat des Iſarkreiſes atfo ergangen. 


> 
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$. 405- 
(Die Geheimerathstaren von Darleihen aus Stiftungs = und Commnalvermögen betreffend). 


M. J. K. 


Mir wollen auf ben motivirten Antrag Unſerer Megierung des Rezatkreiſes vom 
21. März I. 36. geflatten, daß die unter dem Beſtande der centralifirten Verwalting durch 
dad Regulativ vom 27. März 1809 eingeführte Gcheimerarhstare zu einem Gulden vom 
Hundert der aus Stiftungds und Gomunalcaffen bewiligten Darleihen, unter den gegenwärz 
tig veränderten Competenzverhaͤltniſſen völlig erlaffen und ald aufgehoben betrachtet werde. 


Münden den 16. April 1818. 


Staatöminifterium des Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Rezatkreiſes, Kammer des Innern, alſo ergangen 


$. 406: 
8551, 
(Zaren der Land und gutsherrlihen Gerichte für die Functionen der niedern Euratel betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Auf die Berichte der Königlichen Regierungen des Iſar-, Unterbonaye und Ober: 
maiufreifes vom 28. Juni, 28. Auguft und 24. December 1819, dann 5. und 7. April 
1. Is., im vorſtehenden Berreffe, wird nach genommener Rüdiprache mir dem Königlidyen 
Staatöminäfterium der Finanzen hiedurch befchloffen, wie folgt; 


I. 


Nachdem die Koͤniglichen Landgerichte neben den ſtaͤndigen Geld- und Naturalbe— 
ſoldungen auch eine bedeutende Tantieme aus den anfallenden Zaren und Eportelu beziehen, 
das Landgerichtöperfonal feit dem Jahre 1803 durch Zucheilung von Affefforen anſehnlich 
vermehrt worden ift, und bie Gefchäfte der niedern Guratel über das Etiftungsvermdgen 
fi) fucceffio in dem Grade vermindern werden, ald die Mitglieder der Verwaltungen in 
den Ruralgemeinden zur näheren Kenneniß der Vermdgensobjecte und der Vorfchriften zur 
geſchaͤftsmaͤſſigen Behandlung derſelben gelangen, fo kann den Landgerichten ein befonderer 
Functionsgehalt für die Dienfte der niedern Euratel in Feiner Urt bewilligt werden. 


IT, 


Die land: und gutsherrlihen Gerichte haben in ihrer Eigenſchaft ald untergeordnete 
Stifrungs: und. Gemeindecuratelen eine Taxe nach dem beftehenden Regulativen nur von 
Verhandlungen in Parteiſachen, aber nicht von Verhandlungen in Offieialfachen zu erheben. 


Die eingehende Tare muß jedoch von Seite der Landgerichre, nach Abzug der regu— 
latiomäfjigen Tantieme, dem Eraatöhrar verrechner werden; bei dem qutöherrlichen Gerichten 
iſt diefelbe Taxe dem Gutöherrn, oder nach befonderer Uebereinkunft dem BeamtAr überlaffen. 


Bd. XI. s4 


% 
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I. 


Fir die adminiftrarive Verhandlungen der Aufferen Euratelen überhaupt, worüber 
nachhin eine gerichtliche Urkunde ausgefertigt werden muß, barf nur die Gerichtstare, feir 
neswegs aber die im der Verordnung über die Taren für das Stiftungs- und Comumalvers 
mögen vom 27. März 1809 bezeichnete Expeditionstare erjter Elaffe „für Genehmigung 
der Verträge,“ ſohin feine doppelte Tare gefordert werden. 


IV. 


Wenn die Taren, welche früher dem Stiftungs- und Gemeindevermdgen verrechnet 
wurden, nunmehr aber dem Staatsaͤrar zufallen, gegenwärtig noch verftenert werden, fo 
haben die Kammern des Juuern fi) mit den Kammern der Finanzen wegen Abaͤnderung 


folder Verbältniffe geeiguet zu benebmen. 
Minden den 11. Juni 1820. 


Etaatöminifferium des Innern, 


An 
die Königlihen Regierungen des Iſar-, Unterbonau: und Obermainfreifes, K. d. I., alfo ergangen. 
Mitgetheilt der Regierung des Oberdonaufreifes durch Refcript vom 2. Juni 1821, 


8. 407. 


(Die Siegelung von Comunal- und Stiftungsrechnungen betreffend). 


Am Namen Seiner Majefät des Könige. ii 


Auf geftellte Anfrage wird zur allgemeinen Nachachtung und Verbefcheidung der 
Patrimonialgerichte erdffnet, daß, gemäß einer Leuterationdentfchliefung der ehemaligen Kbn. 
Steuer: und Domainenfecrion vom 25. Juni 1813 die Gemeinderechnungen gleich andern 
amtlihen Rechnungen zu betrachten feyen, folglich hierzu feine Stempel erfordert werden, 
wogegen aber die zu den fraglichen Rechuungen gebdrigen Belege dem geeigneten Stempel unter: 
liegen, auch hiuſichtlich der Erifiungsrechnungen , diefelbe Behandlungsweife ftart zu finden habe. 


München den 20. Juni 1820. 


Königlih Bayeriſche Regierung des Jfarfreifes, Kammer des Innern. 
An 
ſammtliche Land: nnd Herrfchaftsgerichte, dann an die Magiftrate Münden und Landshut alfo ergangen. 
Intelligenzblatt des Ifarkreijes St. 26, S. 653, 
$. 408. 


10708, 
(Die Taren für die Nevifion der Stiftungs- und Gemeinderechnungen betreffend.) 


Uuf Befehl Seiner Majeftät des Kbnigs. 


Den Königlichen Regierungen des Iſar- und Rezarfreifes wird auf ihre Berichte 
som 20. und 21. April I. 3. die Entfchliefung ertbeilt: 
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daß eine Tare für die Nevifion der Gemeinde- und Stiftungérechnungen durch 
die lands und guröherrlichen Gerichte, bis zum Erfolg einer neuen Verordnung, 
hieruͤber, nicht gefordert werden dürfe, weil eine foldye Forderung meder in dem 
V. Abſchnitt der proviforifchen Tarordnung vom 8. October 1810, no in ber 
Verordnung vom 21, September 1813 begränder iſt, indem die bezeichnete Tarz 
orduung lediglih von Rechnungen ſpricht, welche durch die dufern Aemter felbft 
geftelle werden, und die Verordnung vom 21. Eeptember 1813. nur von: Bors 
N mundfchaftd:Rechnungen handelt, deren Revifion ald ein Gerichtsgeſchaͤft und 
daher ald tarabler Gegenftand bezeichnet ift, wogegen die Aueuͤbung der niederen 
Euratel Äber das Stiftungs- und Gemeindevermdgen, und die mir diejer Curatel 
im unmittelbarer Verbindung ftehende Nevifion der Rechnungen, den. land s und 
gutöherrlihen Gerichten in ihrer Eigenfhaft als Polizeibehkrdem übertragen 
ift, welchen die Forderung einer Taxe für die bezeichnete Rechnungerevifion fo 
lange nicht zugeftanden werden ann, als die Eriftungen und Gemeinden die 
Eoncurrenzen zur Gentral:Stiftungstäffe, und zu den befonderen Kaſſen der Ober: 
euratelen in dem bisherigen Maaße zur Erleichterung des Staatsaͤrars, zu leiften. 
haben. 


Minden den 4. Eeptember 1820. 
Staattminiflerium des Junern. 


An 
die Koniglichen Regierungen des ar: und Rezatkreifed, Kammern bes Innern, alſo ergangen. 


* + Ausgeichrieben an die Kön. Regierung des Obermainkreifed, K. d. J., durch Refcrips vom. 2. No: 
vember 1825, ‘ 


$. 408 


16820, . 
(Die geheime Rathstaxe von Darleihen aus Stiftungs = und Comunallaſſen betreffend.) 


Yuf Befehl Seiner Majeftär bes Könige. 


Seine Kbniglihe Majeftät haben durch ein Allerhöchftes Reſcript vom 16. April 
1818 allergnädigft zu erflären gerubt, daß die unter dem Beſtande der centralifirten Vers 
waltung des Stifrungsvermdgens durch das Regulativ vom 27. März 1809 (Neg.:Bl. 1809 
S. 731) eingeführte geheime Rathstaxe zu einem Gulden vom Hundert der aus Stiftungs— 
und Comunalkaſſen bewilligren Darleihen unter den veränderten Compelenzverhaͤltniſſen ale 
vollig erlaffen und als aufgehoben betrachtet werden. foll.. 


Da nun aber angezeigt worden ift, daß ein Patrimonialgerichtshalter dieje Taxe 
von einem neuerlich bewilligren Stiftungsdarleihen dennoch erhoben, und dieſelbe ungeachtet 
der von dem Gutöherrn erlafienen Zurechtweiſung an die Berheiligten nicht zuruͤckgegeben habe, 
fo erhalten die Königlichen Kreisregierungen hiedurch den Auftrag, das angeführte Allerbödhite 
Refeript vom 16. April 1818 durch die Kreis: Intelligenzbiärrer offenilich bekannt zu mas 
ben und ſaͤmmtlichen Behörden, welchen die Bewilligung von Darleihen aus Stiftungs: und 
Gemeindefaffen zugeftauden it, die, Erhebung der bezeichneten Taxe um jo ermftliches zu uns 

84* 
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terfagen, alö diefelbe den äußern Guratelen, Gtiftungss oder Gemeindeverwaltungen zu kei: 
wer Zeit bewilligt worden if. 
Die von ſolchen Behbrden bereits ungebuͤhrlich erhobenen geheimen Rathetaxen muͤſ⸗ 
fen den Betheiligten zuruͤckbezahlt werden, 
München den 22. Januar 1822, 
Staatsminifterium bes Gunern 


\ An 
die Köuiglicpen Regierungen, Kammern bes Innern, im far, Unterbenau:, Regen:, Oberdenan:, Rezat- 
amd Obermain » Kreife alfo ergangen. 


$. 410. 
(Reviiinsgebähren von Gemeinde: und Stiftungsrechnungen bei den Landgerichten betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 
Unter Remiffion der mit Bericht vom 22. Zebruar d. 5. eingefendeten Beilagen 
im rubricirten Betreffe wird erwiedert : 


Da die fraglihen Rechnungen der Gemeinden ganz einfach find, ſo ift von der 
. Nivifion einer jeden, wenn fie weniger als einen halben Tag kofter, 15 Er. bei 
dem Aufwande eines halben Tages "30 Er., bei längerem Tagsaufwande 1 fl. 
als Nevifionsgebähr zu erheben. ü 
Nach dem nämlichen Verhältniffe find die Revifionsgebühren von Stiftungsrechnun⸗ 
gen zu erholen, 


Minden den 14 November 1822. 


Staatöminifferium der Finanzen. 


Un 
die Konigliche Negierung Des Untermainfreifes, Kammer der Finanzen, in Würzburg alfo ergangen. 


$. 411. 
1210, 
(Die Anwendung ded Gradationsftempels bei Beſcheinigungen über zurückbezabhlte Paffivcapitalien und Vor: 
ihüfe der Stiftungen und Eomunen ımter ih betrefiend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftär des Khnigs. 


Der Königlichen Regierung des Nezarfreifes wird auf ihren Bericht vom 17. Non. 
v. 3. erwiedert, daß die Anwendung des normalmäßigen Stempeld bei Rüdzahlungen von 
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Paffiveapitalien oder Vorſchuͤſſen ver Stiftungen und Comunen unter fih, woräber eine ges 
richtliche Urkunde nicht beſtanden hat, auch nicht erforderlich fey. 
München den 8. Februar 1824. 


Staatöminifterium des Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Rezatkreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


$. 412. 
6763, . 
(Die Erpebitioustare von nicht genehmigten Antchensgefuhen aus Stiftungs: und Enmunalcaffen betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Seine Königlihe Majeftät haben Sich auf den Antrag der Königlichen Res 
“ gierung des farkreifes, Kammer des Innern, vom 26, April d. J. bewogen gefunden, 
nachträglich zur Allerhoͤchſten Entfchliefung vom 16. April 1818, wodurd die geheime 
Rathötare von den aus Stiftungs- und Comunalcaffen bewilligten Darleihen erlaffen und 
als aufgehoben erklärt worden ift, hiedurch zu beftimmen, daß auch die durch dad Regulativ 
vom 27. März 1809 eingeführte Erpeditionstare zweiter Glaffe für die Nusfertigungen in 
Darleipensgegeuftänden aus Stiftungss und Comunalcaffen in allen denjenigen Fällen nicht 
erhoben werden folle, wo einem Gapitalfucher das etbetene Darleihen nicht bewilligt wird. 


Miuchen den 31. Mai 1824, 
Staatöminifterium des Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Iſarkreiſes, Kammern des Intern, alfo ergangen. . 


Mittbeilung bievon den Königlichen Regierungen, Kammer des Innern, in den übrigen Kreifen mit Aus: 
nahme ded Untermain- und Rheinkreiſes. 


8. 413. 
(Zaren für die Nevifion der Stiftungs- und Gemeinderehnungen betreffend.) 


Im Namen Seiner Maiefkät des Kbnigs. 


Unter Hinweifung auf die dieöfeitigen Publicate vom 27, September 1820, 
(ſolchjaͤhrl. Kreis⸗-Jnt.-Bl. ©. 1829.) 


und vom 21. Februar 1823, 
(Kreis-Int.Bl. von 1823, ©. 371.) 


wird fämmtlichen Lands und gutsherrlichen Gerichten des Rezatkreiſes in Gemaͤßheit einer 

Allerhoͤchſten Eutſchließung vom 20, diefes Monats hiermit wiederholt zu erkennen gegeben: 
daß für die zum Reſſort der niedern Gurarelbehdrden gehörige Revifion der Etif: 
tungds und Gemeinderehhnungen eine Taxe nicht genommen werden dürfe, fondern 
das fragliche Geſchaͤft nach den frühern diesfälligen Beſtimmungen unentgeltlich 
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zu beforgen fey, indem fidh die umterm 14. November 1822 *) an die Könige 
fihe Regierung des Untermainkreifes erlaffene Allerhöchfte Entfcpließung (Geretſche 
Sammlg. ®. XII, pag. 1340,) nur auf diefen Kreis befchränkt, im welchem 
die Stiftungen und Gemeinden eine Goncurrenz fir die — und Regie⸗ 
koſten der Curatel nicht zu leiſten haben. 


Was nun allenfalls am dergleichen Revifionsgebähren bis jetzt vom den Polizeibe— 
hoͤrden erhoben und aufgerechnet wurde, iſt ohne weitern Verzug bei Vermeidung ernſtlicher 
Einſchreitungen am die betreffenden Stiftungs- und Gemeindecaſſen zuruͤck zu verguͤten. 


Ansebach den 23. Juni 1825. 
Koͤnigl. Bayer, Regierung des Rezatkreiſes, Kammer des Innern. 


Ur 
fämmttiche Land» und autsherrlichen Gerichte des Rezatkreiſes, alſo ergangen. 


(Int.⸗Bl. f. d. Rezatkr. v. 3. 1825, Nr. 26. S. 1667.) 


$. 414. 
16693, 
(Iasen und Stempel bei der Behandlung von Gefuhen um Darleiben aus Gtiftungscaffen betr.) 


Auf Defehl Seiner Majeftät des Kobnigs. 


i Der: Königlichen Regierung ded Untermainkfreifes,. Kammer des nnern, wird auf 
den Bericht vom 27. November v. J., die Zaren und Stempel bei der Behindlung von 
Geſuchen um Darleihen aus Stiftungscaffen betreffend, hiedurch die Entſchließung ertheilt: 


daß die Ausfertigungen der Guratelen, wodurd blos die Anträge der untergeord; 
neten Berwaltungen über Darleihens Geſuche aus Stiftungscaffen nach vorgängis 
ger Prüfung beſchieden werben, weder dem Stempel nad einer Zare unterliegen. 


München den 25. Februar 1826. 
Staatsminiſterium bed Innern. 
An 
[die Königliche Regierung des Untermainkreiſes, Kammer des Innern, alſo ergangen. 


Ausgefhrieben an die Königliche Regierung des Dberbonanfreifes, Kammer der Finanzen vom Königlicher 
Staatsminifterium der Finanzen durch Refcript vom 2, Mai 1826. 


8. 415 


(Etempelgebraud bei Quittungen der Stiftungsverwaltungen fir empfangene Renten aus Stiftungscaffen betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeſtät des Könige. 


Das heute an die Königl, Regierung des DObermainkreifes  erlaffen worden, zeigt 
Folgendes zur Wiffenfhaft und Nachachtung. 


*) Aufachoben dur $. 18. if. 17. dee Finanzgefehes v. 9. 1837, 
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Auf. die im rubricirten Betreff übergebene Borftellung bes Magiſtrats der Stadt 
Bamberg vom 23, September v. 5, wird hiemit folgende Eutſchließung extheilt: 


1. 

Fuͤr den fpeciellen Fall, wo die Stadtpfarrfonds: Verwaltung zu Bamberg die Zinfen 
aus dem gemeinſchaftlichen Pfarrfondöcapitale bei der GSchuldentilgungscaffe auf vor: 
ſchriftsmaͤſſig geftempelte Quittungen insgefamme erhebt, und dann dem übri« 
gen Kirchen ihre Zinfenantheile gegen befondere Quittungen wieder abgibt, find die einzelnen 
Stiftungen keineswegs gehalten, zu diefen befondern Quittungen, welche fie der Stadtpfarr: 
fondsverwaltung ald gemeinfchaftlicher Erhebungsbehdrde für ihre Autheile ausftellen, Stem⸗ 
pelpapier anzuwenden. 


2. 


Was dagegen die von dem Magiftrate angeregte allgemeine Frage betrifft, ob bie 
Stiftungen unter ſich für Bezüge aus was immer für einen Titel auf. Stempelpapier zu 
quittiren haben follen, fo wird Hierauf bemerkt, daß zwar die Stiftungen auf der einen 
Seite in ihren rechtlichen Beziehungen ganz den Privaten gleichgeftelle find, und daher in 
dem Berkehre ihrer Berwaltungen mit Privaten zur Anwendung des Stempels für Urkunden, 
welche urfpränglich ihrer Natur mach nicht zur Production vor dem Gerichten oder andern Bes 
börden beftimme find, micht verpflichtet werden Fonnen; daß aber auch auf der andern Geite 
die Stiftungen nach ihrem Zwede dffentlihe Juſtitute und ihre Caſſen oͤffentliche Caſſen 
feyen, und fomit nach dem Buchftaben des Gefeges alle Bezüge daraus auf Gtempelpapier 
zu quittiren ſeyen. 

Don dem genauen Ermeffen der bei einzelnen Fällen zufammen treffenden Umftände 
hängt ed daher ab, ob die Urkunden oder Quittungen ıc. auf Gtempelpapier zu fertigen 
feyen oder nicht. 


Mänchen den 15. Juni 1826. 
Staarsminiferium der Finanzen 


Un 
die Königlihe Regierung Kammer der Finanzen, des Obermainfreifed, alfo ergangen. 
Gerets Verordn. Samml. v. J. 1825 Bo, 14, S. bl, 


8. 416. 
(Zaren fur das Stiftungs- und Gemeindevermögen betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Koönigs. 


Der Königlichen. Regierung wird auf die Berichte vom. 19. Juli v. 3. dann 12, 
Auguf 1. J., die Zaren für das Stifrungds und Gemeindevermögen betreffend, die Ent: 
fchliegung ertheilt, daß es bei dem Regulativ vom 27. März 1809, und bei ben ‚hierin 
beitimmten geheimen Rath s dann Erpeditionstaren erfier und zweiter Glaffe, in fo weit 
einzelne Pofitionen nicht durch befondere Allerhöchfte Referipte bereitd verändert worden 
kei bis zur Erlaffung einer neuen allgemeinen Tarorbnung fein DVerbleiben behalten müffe, 
nachdem 


13024, 
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a) die noch ‚beftehenden geheimen Rathstaxen, wobei nach der inzwifchen — 
fundenen Ausſcheidung auch das Staatsaͤrar betheiligt iſt, durchaus nicht auf⸗ 
gehoben werden koͤnnen, 

b) die gaͤnzliche Erlaſſung der Expeditionstaxe erſter Claſſe eine — mbglicit 
zu vermeidende — ſtaͤrkere Belaſtung des Etiftungss und Gemeindevermbgens 
bei der Repartition der Dienſtesexigenz herbeifuͤhren wuͤrde, und 

©) die Abweichungen des Regulativs vom 27. März 1809 ruͤckſichtlich der Er⸗ 
peditioustaxen zweiter Claſſe gegen die Normen, wonach die Taxen fir am 
dere Expeditionen der Kreisregierung erhoben werden, im Feiner Beziehung ſo 
bedeutend find, daß eine völlige Gleichftellung ald nothwendig erachtet, oder 
der Tararor bei einiger Aufmerkjamkeit irre geleitet werden kdunte. 

Uebrigens darf von den Beftimmungen des Regulativs von 27. März 1809 ruͤck⸗ 
fichtlih der Verwendung und Verrechnung der bemerkten Zaren, in fo fern nicht ein Theil 
derfelben dem Staatsaͤrar durch fpärere Ullerböchfte Verordnungen überwiefen ift, um fo 
minder abgegangen werden, als der größte Theil der Befoldungen, danı bie Quiedcenzges 
hälrer, Venftonen und Alimentationen für das Verfonal der Obercuratelen zur Zeit noch aus 
Goncurrenzen der Etiftungen und Gemeinden bejtritten wird. 


München den 3. December 1827, 
Staatöminifterium des Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Regenkreiſes, Kammer des Yunern, alfo ergangen. 
Mittheilung bievon den Königlihen Regierungen des Jar :, Unterdouau-, Oberdonau-, Rezat— 
und Obermainkreifes zur Kenntniß und Darnachachtung. 


$. 47. 
(Die Koften der Infpection der Stiftungefaffen betreffend.) 


15159, 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Dem Königlichen Generalcommiffär und Regierungspräfidenten Freiherrn von Mulzer 
in Paffau wird auf die Berichte vom 14. Dctober und 1, November v. J., dann 16. Ja⸗ 
nuar I. 58. erwiedert, daß die Koften der nach $. 75. der Verordnung über die Formas 
tion und Competenz der oberjten Verwaltungsftellen in den Kreifen vom 17. December 1825 
gelegerheitlich anderer Viſitationen vorzunchmenden Inſpectionen der Stiftungs- und 
Gemeinvefaffen, dann des Verwaltimgszuftandes in Erädren und größeren Märkten weder 
der Concurrenzfaffe der Eriftungen und Gemeinden des Kreiſes, noch den Localkaſſen derjels 
ben zur Laſt gelegt werden dürfen, fondern ald Koften der landesherrlihen Oderaufſicht ber 
handelt, und hiernach aus ven im Speeialetar der Regierungefammer des Juuern für Diaͤ⸗ 
ten und Reiſekoſten bewilligten Fonds beftritten werden muͤſſen. 

U brigens erſcheiut die Beiziehung eines Rechnungscommiſſaͤrs zur Jnuſpection der 
Stiftungs- und Gemeindekaſſen keineswegs als norbwendig, wenn diefe Juſpettion auf. ihren 
eigentlichen Zweck, naͤmlich auf die ſummariſche Revifien, Berichtigung, MM den Abichluß 
der Kaſſe-Tagebuͤcher, dann auf den Kaffefturz, fohin auf die Löfung der einfachen Frage, 
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in wiefern die berechneten Activrefte mit dem vorgefundenen NHaffebeftande über 
einftimmen ? 
gehörig beichränft, hingegen die Unterfudhung bedeutender Gebrechen, deren Grund ohne 
formliche Liquidation das Soll und Haben nicht aufzufinden ift, einer befonderen Commiſſion 
vorbehalten wird, welche, wenn der Anftand durch nachträgliche Erläuterungen der betreffen ⸗ 
den Kaſſebeamten nicht gehoben werden kann, geeignet abzuordnen iſt. 


Münden, den 9. Februar 1829. 
Staatsminifterium des Inuern. 


An 
den Koniglichen Generalcommiffär und Regierungspräſidenten Frhru. d. Mulzer in Paſſau alſo ergangen. 


$. 418. 
(Specialbevollmächtigung zur Liquidation der fteuerbaren Objecte des Stiftungs: und ——————— 
betreffend.) 


Auf Befe bI Seiner Majeſtaͤt bes Koͤnigs. 


Nachdem die Beſtimmung des Grundſteuergeſetzes vom 15. Auguſt 1828 9. 64., 
wonach jeder Beſitzer von ſteuerbaren Grundrealitaͤten, Dominic al- und Zehentrenten, Fiſche⸗ 
reien, Jagd- und Realrechten bei der Liquidation derſelben perſonlich oder durch Bevolls 
maͤchtigte zu erſcheinen hat, auf die Stiftungen des Cultus, der Erziehung und des Untere 
richted, dann der Mohlthätigkeit und auf die Gemeinden gleichfalls anwendbar ift, fo wer: 
den die fämmtlichen Verwalter und Pfleger des Stiftungs » und Gemeindevermdgend ohne 
Unterfchied , dann die Pfarrer und Beneficiaten als Vermoͤgensnutznießer — und in einzels 
nen Berhinberungsfällen derfelben ihre Subftituten — zur Liquidation der fteuerbaren Objecte 
hiedurch fpeciell bevollmaͤchtigt, mit der Weifung, bei diefer Liquidarion pänftlich zu erfcheiz 
nen, und die Vorfchriften des Grundftenergefeied genau zu beobachten. 


Münden den 10. Februar 1830, . 


Staatsminifterium ded Innern. 
Reg.-Bl. v. J. 1830, Nro. 5. ©. 81. 


$- 419. 
(Die Zaren in Stiftungs- und Gemeindejachen betreffend. ) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Das Finanzgefeg für die IIIte Findnzperiode vom 28. December 1831 har die 
Erigenzen für die Rechnungscommiffariate, Kammern ded Innern, auf die Staatöfaffe mit 
37400 fl. übernommen, und die Erigenzbeiträge aufgehoben. 

Hiedurch ift nothwendig veranlaft, daß auch die für die Stiftungsexigenzen biher 
erhobenen Taxen nunmehr an dad Staatsaͤrar verrechnet werden. 

Die Königlichen Regierungen erhalten daher im Einvernehmen mit dem Gtaatömis 
nifterium des Innern folgende Weifungen: 

Bd. U. 85 
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1. — 


Vom 1. October 1831 an haben alle Erpeditonstaren Iter und IIter Claſſe, wie 
fie die Verordnung vom 2. Mai 1809, (Regierungs » Blatt 1809 ©. 731.) enthält, 
und weldye bisher für das Stiftungs- und Gemeindevermdgen vorbehalten waren, in die 
Staatskaſſe zu fließen, und find gleich den Übrigen Taxen geeignet zu verrechnen. Es if 
Sorge zu tragen, daß die bis zum Tage gegenwärtiger Entfchließung bereits erhobenen Taren 
ungefäumt refundirt und eingewiefen werden. 


2. 

Die Erhebung diefer Zaren hat vom Tage gegenwärtiger Eutſchließung nicht mehr 
nach den Vorfchriften der Verordnung vom 2, Mai 1809, fondern nad) den Beftimmungen 
der proviforifchen Taxorduung von 1810 zu geſchehen. 

3. 


Wegen Erhebung und Berrechnung der in der Verordnung vom 2 Mai 1809 
unter dem Namen „geheime Rathstaren‘ vorfommenden Taren wird deimmächft weitere Ent: 
ſchließung folgen. 

München den 31. October 1832, 

Staatöminifterium der Finanzen. 
An 
die Königlihen Regierungen des Iſar-, Oberbonan:, Unterbonan:, Regen -, Rezat= und Obermainfreifes 
alfo ergangen, j 


$. 420. 
(Die Stempelpflictigkeit ver Stiftungen betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs, 


Die von dem Koͤniglichen Staatöminifterium der Finanzen am 17. d. Mts. am die 
Königl. Regierung des Ziarkreifes, Kammer der Finanzen, erlaffene Entfhliefung, die 
Stempelpflichtigfeit der Stiftungen betreffend, erhält die Königlide Kreisregierung anliegend 
zur Wiffenfhaft und weiteren Befanntmachung. 


München den 27. Februar 1835. 
Staatsminifterium des Yaneru. 


Ay 
fämmtliche Königliche Rreisregierungen, K. d. J., dieffeits des Rheins, alſo ergangen. 


(Die Stempelpflihtigkeit der Stiftungen betreffend.) 
Auf Befehl Seiuer Majeftät des Könige, _ 


Auf den Bericht der Königlichen Regierung vom 17. December v. 3. wird folgende 
Entſchließung ertbeilt: : 
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In Fällen, im welchen die Magiftrate die Hilfe der Gerichte zur Beitreibung von 
Gemeinde oder Stiftungsausftänden, zur Liquidirung folcher Gefälle ıc. requiriren, haben 
fie wach den beitehenden Verordnungen (da die Eriftungen in ihren Ungelegenbeiten bei Ges 
richte lediglich ald Partheien erfcheinen ) zu ſolchen Requiſitionsſchreiben ꝛc. den verfchriftes 
mäffigen Stempel anzuwenden, 

Wenn die Magiftrate aber innerhalb der ihnen zufommenden, durch den $. 1. der 
allerböchften Verordnung vom 19. Noveniber 1810 auf liquide Forderungen beſchraͤnkten 
Erecutionsbefugniffe fih von Amtswegen mit den Gerichten in Gorrefpondenz ſetzen, fohin 
durch Reguifitionsfchreiben sc. ihr. eigenes Erecutionsrecht eigentlih nur übertragen, fo kann 
für ſolche amtliche Gorrefpondenz die Stempelfreiheit allerdings eintreten. 


München den 17. Februar 1835. 


Staatsminijierium der Finanzen. 


An 
die Königliche Regierung des Iſarkreiſes, K. d. F., alſo ergangen. 


* K) Wirtbichaftöpläne und Gtatsvoranfchläge ’). 


$. 421. 
263, 
(Die Herfteltung der Ueberſichten über das Activ- und Pafivvermögen, die Renten und Laften ſaͤmmtlicher 
Gemeinden und Stiftungen betreffend. ) 


Auf Befehl Seiner Majeftärt des Koͤnigs. 


Das Königliche Staarsminifterium des Innern erachtet fih für verpflichter, alle 
jene Wuͤnſche der neueften Ständeverfammlungen in genaue Erwägung zu ziehen, denen durch 
den Landtagsabfchied Feine definitive Ablehnung zu Theil wurde; fir diefen Zweck ift eine 
vollftändige genaue Ueberſicht Über das Activ- und Paflivvermögen, insbefondere aber über 
die Laften der geſammten Comunen und Stiftungen der Monarchie dringendes Bedärfniß und 
ed wird daher die Kobuigliche Kreisregierung aufgefordert, diefe Ueberſicht bezuͤglich des ihrer 
Euratel unterjtellten Gemeinde: und Stiftungsvermoͤgens bezüglich der ftändigen Einnahmen 
und Ausgaben, fo wie der Pajfiven nach dem Stande vom 1. Juni d. 38. und beziglich 
der umftändigen Einnahme und Ausgaben nach dem Durchfchnitte der letzten zehn Jahre 
berzujtellen. 


Zur möglichften Erleichterung der Aufferen Stellen und Behbrden wurde das bende 
thigte Papier in dem Bureau des Königlichen Staatsminifteriums des Innern lithographirt 





*) Vergleiche hiezu | _ 
1) die Minift.: Entfeliefung v. 31. Jannar 1836 Nr. 794, ($. 591. S. 800. unten.) 
2) Art. 30, d. alterh. Verordn. vom 20, Dec. 1836, Reg.: Bl. v. 3. 1836, ©, 17, 
3) die Miniſt.-Entſchließung v. 31. Octb. 1837, Nr. 1101, ($. 7. S. 107, oben). 
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und bereitd mit allen jenen Einträgen verfehen, wozu ein verläffiges Material hierorts 
dorlag. 

Die Königlichen land» und gutsbherrliden Gerichte find, bezüglich der ihrer uns 
mittelbaren Guratel vertrauten magiftrarifchen und Ruralgemeinden für die Richtigkeit der Eins 
träge ausdruͤcklich verantwortlich zu erklären; wogegen bezüglich der Königlichen Kreisregies 
rung unmittelbar untergebeuen Magiitrate Ite und Ile Claſſe diefe Verautwortlichkeit auf 
diefelbe übergeht, weshalb die Richtigkeit des aus den einzelnen Formularbögen erſichtlichen 
Vertrags nicht nur von der Localverwaltung;, fondern auch von der ihr unmittelbar vorgeſetz⸗ 
ten Guratelbehdrde beftätige werden muß. 


Die ausgefüllten einzelnen Bogen. find, webft der aus demfelben von der Königlis 
hen Regierung gefertigren Zufammenftellung,, bieber vorzulegen. 


Wegen der allgemeinen, der localen Verwaltung entzogenen Stiftungen liegt die 
Herftellung der angeorbneren Ueberficht über deren Vermoͤgensreuten- und Laftenjtand, ber 
Koͤniglichen Kreiöregierung ob. 


Der Eifer der Königlichen Kreisregierung fir alles Gute und dem Lande wahrhaft 
Zufagende und die feinem Staatsdiener entgehende Nothwendigkeit ernſte und durchgreifende 
Sorge fir mdglichfte DVerbefferung des materiellen Zuftandes der Staatsangehdrigen und für 
moͤglichſte Minderung der Volkskaſſen buͤrgt dafür, daß die Konigliche Kreisregierung die 
Nothwendigkeit und MWichrigkeit der vorftehenden Anordnung nicht mißfennen und zu deren 
genauen Vollzug alles Ernfted mitwirken wird. Die Vorlage des Elaboratd wird in 4 
Monaten unfehlbar gewärtigt, 


München den 31. Mai 1832, 


Staatsminifterium ded Innern, 


An 
fämmtlihe Kreisrenierungen, Kammer ded Innern, alfo ergangen, 


» 422 
16023, $ ’ 


(Die Herftellung der Ueberſichten über den Activ- und Paffivftand, dann die Renten und Laften der Gemein: 
den und Stiftungen betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Auf den Berichte der Königlichen Kreisregierung vom 5, d. Mts., wegen Herftel: 
lung der Weberfichten Über den Activ- und Paffivftand, dann die Renten und Lajten ber 
Gemeinden und Stiftungen, wird Nachftehendes erbffnet: 

2) Bei den umfaflenderen Gemeinden und Stiftungen, bezuͤglich welcher eine Aus: 
mittlung des Standes ihres Activ- und Paffiovermdgens, ibrer Renten und 
Laften mit dem in der Entſchließung vom 31. Mai d. Is. auf den 1. Juni 
dv. 36. feſtgeſetzten Termin befonderen Schwierigkeiten unterliegt, oder ein uns 
verläffiges Reſultat gewärtigen läßt, faun der Stand am Schluffe ded Etats; 

. jahres 1832? angenommen werden, 

b) Ueber die Ermittlung des Werthes der den Gemeinden und Stiftungen zuge: 
börigen Realitäten über die Preife der Naturalrenten und über die Bewahrung 


* 
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ber Laudemien find die Normen in der allgemeinen Verordnung vom 1. Deto; 
ber 1807, die Generaladminiftration des Stiftungs= und Eomunalvermdgens 
betreffend, Regierungsbl. 1808 ©. 209 ꝛc. insbefondere durch die aus diefen 
erfichtlichen Vorfchriften für die Inventarifation und Etatöformation gegeben. 
Der Ertrag der ftändigen Jahresrenten ift übrigens mit 25, jener der unfläns 
digen mit 20, zu Capital zu erhöhen. Der capitalifirte jährliche Durchſchnitts⸗ 
ertrag der Gewerbe ergibt deren Werth. 

Unter den aufferordentlihhen unftändigen Bezügen der Stiftungen haben auch 
die DOpfergefälle noch dem Durchſchnitte in Anfag zu kommen; fo wie auch 
jene unftändigen Beiträge der Gemeinden, weldye nad dem Gemeindeedict und 
Umlagengefeg zu deden find; diefelben find jedoch zugleih auch in der Mus 
brik für die Bemerkungen ausgefchieden vorzumerfen. 


d) Fir Zahlungsretardaten und Paſſivzinſe ift die Rubrit: — „unverhypothecirte 


g) 


und unverzinsliche Paſſiven““ — erbffnet. Gaffenbejtände kdunen unter den uns 
verzinslichen Gapitalien nur in fo weit einnahmlich vorgetragen werben, als 
fie nicht für Eurrentausgaben erforderlich, fondern zur —— als Capitale 
beſtimmt und diſponibel find, 


Da die anbefohlenen Ueberſichten den dermaligen Vermoͤgens-, Renten- und 
Laſtenſtand nachweiſen ſollen, ſo kann nur der dermalige Ertrag der Bürger: 
aufnahmsgebuͤhren, fo wie auch nur der jetzige Betrag der Staatsauflagen in 
Vortrag kommen. \ 
Die Einnahme an Gemeindeumlagen wird nah einem zehnjährigen Durchs 
ſchnitt ermittelt und in Anfa gebracht; fo wie überhaupt alle unjtändigen 
Einnahmen und Ausgaben nach dem Durchfchnitte von zehn Fahren vorzurras 
gen find, infoferne nicht die obgedachte Verordnung vom 1. Detober 1807 
eine auf mehrere Jahre fich erſtreckende Durchjchuitröberehnung, wie z. ®. 
bei den Laudemien, anordnet. 

Für die Beiträge der Stiftungen zur Comunalcaffe ift unter den befonderen 
Bezügen der Gemeinden eine Rubrik erdffuet. 


München, den 17. Auguft 1832. 


Staatsminifterium bed Innern. 
An 


die Königliche Regierung des Oberdonaukreiſes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
Mittheilung hievon den ſämmtlichen übrigen Kreisregierungen. 


$. 428. 


Den Vollzug der 55. 34, 50 und 123 tes revidirten @emeindeedictes in Abſicht auf die Derftellung periodi⸗ 
fer Etassnoranfchläge (Wirthihaftsplane) bei der Verwaltung bes Gemeinde und Stiftungswefend,. dann 


bezüglich des geordneten Gemeinde : und Stiftungsrehnungswefens betreffend). 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Konigs. 


Richtig ermogene und rechtzeitig entworfene Einnahmen» und Yusgabenvoranfchläge 
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bilden die erſte und unabweislichſte Bedingung eines jeden wohlgeordneten Haushaltes. Nur 
wo Bedarf und Deckungsmittel im Voraus berechnet, wo die Ausgaben, ehe fie einzeln und 
gleihfam tropfenweile hinausgehen, in ihrem Gefammtziffer erfannt und mit den verfügba: 
sen Hilföquellen gewiffenhaft bilanzirt werben, da ift an ein Mirthfepaften im wahren Sinne 
bed Wortes zu denken. 


Finder diefe Wahrheit auf alle Privatverhältmiffe Anwendung, iſt fie es, wonach 
von dem minder bemittelten Landwirthe und Gewerbömanne bis zu dem reichften Bauquier 
und Mentenbefiger, jeder ordentliche, feine Gefchäfte felbft leitende Familienvater fein Be: 
nehmen leitet, jo verdoppelt fi) ihre Wichtigkeit und Bedeurung bezüglich der bffentlichen 
Angelegenheiten, Insbeſondere erwächft fie zur gebiererifchen Norhwendigkeir in dem Gemeinde: 
und Stiftungshaushalte. Fa bier find wohlerwagene, den ordentlichen von dem auffererdent: 
lihen Bedarfe ſcharf ausjcheidende Grunderate, gefonderte, genau berechnete Schuldentilgungss 
pläne und periodifhe Erarövoranfchläge, die bedingende Grundlage aller Ordnung, der ein: 
zige wirfjame Damm gegen übermäffige, oder doch unndthige Beläftigung der Gemeindeglie; 
der und Gemeindeangehörigen, die einzige Sicherſtellung der für die Öffentlichen Geſchaͤfte 
nicht oder nur ſchwach belobnten und durch ihre Privatangelegenhriten häufig im Uebermaaße 
angefprochenen Gemeindeverwaltungs: Mitglieder gegen etwaige Ueberfehen und bei den complis 
eirten Wechfelwirkungen der Magiftrate, Gemeindebevollmächtigten, Kirchenverwaltungen und 
Euratelen das einzige Mittel zu Vegrändung eines einfachen, ruhigen Gefchäfrsganges 
und zur Verwirklichung einer — ſteten Curatel-Bevormundungen enthobenen Bewegung 
ber Gemeindekorper. 


Bon dieſem Geſichtspuncte find alle neueren teutſchen Geſetzgebungen über Gemein: 
dewefen ausgegangen, namentlich : 


die Preuffifche Srädteordnuung vom Jahre 1808. $. 184, 
die revidirte Preuffifche Erädteordnung vom Jahre 1831, 6. 124, 


die unter ftändifcher Minvirkung zu Stande gefommene Sädhfifche Städteordnung 
von 1822, $$. 35, 220, 221, 


das unter gleicher Mitwirkung ins Leben getretene Würtembergifche Verwaltungs: 
edict für die Gemeinden, Dberämter und Eriftungen von 1822, 66. 26, 27, 
93, 128, 129, 131 und 149, 


die auf gleiche Meife berathene und von dem Churfürften fanetionirte Churheſſi— 
ſche Gemeindeordnung von 1834, 66. SO und 86, 


die im gleicher Art entftandene Badiſche Gemeindeordnung von 1831, 6. 132, die 
in gleicher Weife entftandene Gemeindeordnung des Großberzogthbums Heffen 
von 1821, 68. 61 — 64, 

das herzoglich Naſſauiſche Gemeindeverwaltungsedict von 1816, 6. 16. 

Diefelbe Anordnung befteht auch in dem Baverifchen Nheinkreife, wo das jährlich 
von dem Bürgermeifter entworfene, von dem Municipalrathe berathene Gemeindebudget ge: 
raume Zeit vor Beginn des Etatsjahres an das Randeommiffariat gelangt, und von biefem, 
oder nach Umftänden von der Kreisregierung feitgeftellt, die umabänderliche Norm für den 
gefammten Gemeindehaushalt bildet, 


Auch die Gefeßgebung der fieben älteren Kreife des ng Reiches ift ſtets 
gleichen Grundfägen gefolgt. 
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Das organifhe Edict Über die Verwaltung des Stiftungs: und Gemeindevermdgens 
vom 1. Dcrober 1807, ſammt der dasfelbe integrirenden Inſtruction; das Gemeindeedict 
vom 24. September 1808 und die Verordnungen über Gemeindeumlagen vom 12. Mai 
1815 und 6. Februar 1812 gebieten die jährliche Feſtſetzung wohlbemeffener Gemeinde 
und Stiftungsetars in den beftimmteften Ausdräden und bezeichnete diefe Etate „als die 
Grundlage aller Drdnung in dem Gemeinde: und Stiftungshbaushalte,“ 

Und menn das Gemeindeedict vom 17. Mai 1818 dieſer Etate nicht ausdridlich 
erwähnte, fo lag dennoch das fbrmliche Gebot zu deren Herftellung iu den Beſtimmungen 
des $. 34, welcher förmliche Ueberfichten der Einnahmen und Ausgaben mit Haren Worten 
vorauöfeßte, noch mehr aber in den Anordnungen des F. 59. und in dem ingange bes 
$. 123, durch welchen auf die über die Verwaltung des Gemeinde: und Stiftungsvermd: 
gend und Aber ‘die Eurateleinwirfungen vor dem 17. Mai 1818 beftandenen Verordnungen 
und mit ihr auf die Anordnung jährlicher, der WREBREIGRSAPRIGUNG zu unterftellender Etats⸗ 
voranfchläge ausdruͤcklich hingewiefen wird. 

Diefem jtreng geieglichen Standpunkte folgend Hat aud der $. 69. der Allerhoͤch⸗ 
ften Verordnung vom 17. December 1825, die Formation und den Wirkungskreis der 
Kreiöregierungen betreffend, die Fejtitellung der Etate fir dem Gemeinde: und Stiftungs: 
haushalt den wichtigften Obliegenheiten der Euratelftellen und Behbrden beigezählt, und das 
Staatöminifterium des Junern feinerfeits hat von 1818 bie jegr, in allen zu feiner Kennts 
niß gelangten Fällen, auf den Vollzug jener Vorfchrift mit größtem Ernfte gedrungen. . 

Nichts defto minder Fam der Vollzug bdiefer weifen Anordnungen mehr und mehr 
in WVergeffenheit. Das Borlegen jährlicher Voranfchläge umterbliedb, Dagegen mehrten fich 
die einzelnen Anfragen ins Unendliche. Was das Geſetz in jedem Jahre durdy eine einzige 
große Maafregel mir einem Male erreicht wiſſen wollte, artete aus in eine Maffe von 
‚Einzelcorreöpondenzen, Der Ueberbli® ging für die Eurarel, wie für die Comunals und 
Stiftungsbehdrden felbft verloren, und fo erlag demn der edelfte Zwed des Gefees von 
1818, die freie Bewegung der Gemeinden, vor dem Michtvorbandenfenn wohldurchdachter 
Wirthſchaftsplane und Etare in dem unzertrennlichen Einmifchungen der Euratel in die Eins 
zelnheiten der laufenden Verwaltung und in der dadurch erzeugten Fluch nutzloſer, alles er: 
tbdtender ‚Schreibereien. 

Solche Mifftände konnten der Sorge und dem Scharfblide eines großartigen, den 
gefeglichen Freiheiten feines Volkes aus Weberzeugung zugethanen Monarchen nicht entgehen, 
Und in der That bewihren die Acten des Staatdminifteriumd in diefer Beziehung mehrfache, 
hoͤchſt merfwirdige Andeutungen Seiner jegr regierenden Majeftät. 

Auch die Stände des Reiches theilten die gleiche Ueberzeugung. Vereinfachung der 
Competenzverhaͤltniſſe wurde vom beiden Kammern des Jahres 1831 als dringender Wunfch 
vor den Thron gebracht. Und als fofort Seine Majeſtaͤt der König der Ständeverfamme 
lung des Jahres 1834 ihrem Wunſche gemäß eine, die fländifchen Anträge und die Refuls 
tate jechözehmjühriger Erfahrungen in ſich concentrirende Nevifion des Gemeindeedicts vorlegen 
ließen, faud aud der reelle Vollzug, der Über die jährlichen Eratövoranfchläge feit 1818 
beſtehenden Vorfchriften die gebührende. Bedachtnahme. 

Nah dem den Ständen übergebenen Gefegentwurfe follte das: Gemeindeediet einen 
eigenen Zufag ($. 135.) folgenden Inhalts erhalten: 

1) „Jede Gemeinde har in Zukunft, und zwar in fo. ferne. fie ‚eine magiſtratiſche 
„Berfaffung befigt, in gemeinfamer Sigung des Magiftrates und der Ger . 
‚„‚meindebevollmächtigten; dann, was dad Armenwefen betrifft, unter Zuziehung 
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‚einer Abordnung des Urmenpflegfhaftsrathes, und, was das allgemeine Stif⸗ 
„‚tungsvermdgen anbelangt, unter Zuziehung des, oder der DOrtöpfarrer (bei 
„den proteftantiichen des erften Pfarrers) und was das confefionel aufge: 
„ſchiedene Stiftungsvermdgen betrifft, unter Zuziehung der befonderen Gtif: 
„tungsbevollmächtigten ; ‘' 


2) „ſo ferne fie die Landgemeinden angeht, in voller Ausfchußfigung unter Mit: 
„wirkung der Pfarrer, und bei Vorhandenſeyn bejonderen confeffionellen Stif— 
„tungsvermdgens, bezüglich diefes Vermögens, unter Mitwirkung der befonde: 
„ren Ausfchußmitgliever für Stiftungsangelegenbeiten jaͤhrlich einen einfachen 
„aber Haren Etatévoranſchlag fämmtlicher Gemeinde: und ‚Stiftungseinnahmen 
„und Ausgaben zu berathen, und felben der naͤchſt vorgefegten Curatel zu 
„untergebeu.“ * 


„Im Vollzuge des durch die Curatelbeſchluͤſſe feſtgeſtellten Etats iſt ſodaun 
„den Gemeinden die angemeſſene, udglichſt freie Bewegung einzuräumen,‘ 


Verhandlungen der Kammer der Abg. Beilage Bd. I. S. 320, 321. 
Die Motive fprachen ſich über diefen Geſetzvorſchlag in machfolgender Weife aus: 


„Die Herftelluug und gemeinfame Berathung der jährlihen Etatövoranfchläge 
„und deren Guratelpräfung vor Beginne des Jahres dehnt das bereitd ſo weile 
„in dem Reichs: und Kreishaushalte eingeführte Syftem auch auf die legte 
„Bliederung des Staatöfdrperd aus. Sie zwingt die Gemeinde zu thun, was 
‚jedem guten Hausvater Pflicht und Beduͤrfniß ift; fie zwingt die Gemeinde: 
„behdrden zu rechtzeitiger Erwägung ihres Bedarfes, zu vorläufiger Bemeſſung 
„des Gleichgewichtes zwifchen den Zwecken, und den für deren Erfüllung gege⸗ 
„benen Mitteln ; fie veranlaßt Magiftrar, Vevollmächrigte und Curatel, ſtets 
„rechtzeitig ein Bild ihrer ganzen Aufgabe zu gewinnen, und Dinge im Zus 
„fammenbange zu befprechen, deren vereinzelntes Erdrtern nie zu gedeihlichem 
„Ziele führe ; fie concentrirt dem trefflichen Beifpiele des Rheinkreiſes gemäß 
„in einen Wet, was bisher, wie fchon erwähnt, theild in dem Laufe des Yab: 
„red durch zahlreiche Eorrespondenzen und Zwifte, theild nah dem Echluffe 
‚der Rechnungsperiode auf dem Wege verfpäteter Erinnerungen und Receßs 
„erkenntniffe erftrebt worden war; fie vermindert wefentlich die Ausgaben auf 
„Gänge der Gemeindevorfteher zum Amte; fie macht zudem durch das Ber 
‚„‚gränden einer mwohlerwogenen Bafis jene freiere Bewegung der Gemeinden 
„innerhalb der feſtgeſetzten Eratögränzen möglich, wonach der Geift unferer 
„Geſetzgebung eben fo fehr, ald die eigene Würde der wiederbelebten Gemeinde: 
„koͤrper zu rufen ſcheint.“ 
Verhandlungen der Kammer der Abg. Beilagen Bd I. ©. 298. 299. 


Der Referent des dritten Ausfchuffes der Kammer der Abgeordneten, und mit ihm 
ber Ausfchuß felbft Sprachen aufs Neue die fhon von der Ständeverfammlung von 1831 er: 
Härte Ueberzengung über die Norhwendigfeit der Einführung ‚gehdrig berathener Etatsvoran- 
fhläge zur Erleichterung der Ordnung im Gemeindehaushalte aus, und begutachteten die 
Annahme des von ber Staatöregierung vorgefchlagenen Zufahparagraphen zu dem Gemeinde: 
Ediete einzig unter der Modification, ed möchten: 


a) ‚die Etatövoranfchläge der magiftratifchen Städte und Märkte nicht in gemeins 
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ſchaftlicher Plenarfigung der Magiftrate und der Gemeindebevollmädhtigten ver: 
faßt, fondern von den Magijtratögliedern und aufgeftellten Rechnungsführern 
gefertiget, und dann mit den darüber gefaßten Befchlüfen an die Gemeinde: 
bevolmächtigten zur Prüfung und Erinnerung binäber gegeben; hierauf an 
die Curatelbehdrde zur Beſtaͤtigung eingefendet, 

b) nad gleichem Grundfage das Etiftungsvermdgen in dem von dem Meferenten 
beantragten Stiftungsausfchuffe (Stiftungsverwaltungsrath) behandelt, 

©) den Landgemeinden auf Antrag des Gemeinderathes dreijährige Ctatövoran: 
f&hläge geftatter, und wo geringe Einnahmen und Ausgaben bejtehen, die 
Stellung der Voranfchläge ganz nachgelaffen ; 

d) die Forenfen und fonftigen zu Umlagen oder Gemeindedienften VBeizuziehenden . 
zu einer gewiffen Erinnerung zugelaffen ; 

©) bei erwa zu erwartendem Deficit mit dem Voranfchlage zugleich auch die Mo: 
dalitäten der ſchon eingeleiteten und zur Genehmigung bereiften Umlagen vors 


gelegt werben. 
Verhandlungen der Kammer der Abg. Beil. Bd. U, S. 390. 391. 


Sn Folge der Berathungen warb den neugebildeten Kircdyenverwaltungen fogar in 
den 6$. 12 und 21. bed Gefeßes vom 1. Juli 1834, die Revifion des Gemeindeedictes 
betreffend , die Herftelung von Etatövoranfchlägen zur gefeglichen Obliegenheit gemacht, f 

Die näheren Beflimmungen über die Art der allenfallfigen, als nothwendig und 
geboten anerkannten jährlichen Gemeindevoranfchläge wurden nach Antrag der Abgeordneten 
von Rudhardt und Graf von Drechſel und im Einflange mit der von dem Regierungscom⸗ 
miſſaͤr, Miniſterialrathe von Mayer abgegebenen Erklaͤrung dem reglementaͤren Wirken der 
Letzteren anheimgegeben. 

Seine Majeſtaͤt der Kbnig haben dem zufolge dem Staatsminiſterium des Sn; 
nern den Auftrag ertheilt : 

„für Herftellung nachhaltiger Wirtbfchaftsplane — dann, wo Gemeinde: oder 
„Stiftungsfchulden beſtehen, nachhaltiger Schuldentilgungsplane, und für die 
„Einführung regelmäßiger Eratövoranfchläge alsbald Sorge zu tragen.” 


Das unterzeichnete Staatöminifterium hielt fich fuͤr verpflichtet „ diefe wichtige Mas 
terie noch mit den ausführlich berathenen Gutachten fämmtlicher Kreisregierungen zu umge— 
ben, und fieht fih nunmehr nad Eintreffen diefer Gutachter uud im Einklange mit denjels 
ben, inöbefondere aber mit Ruͤckſicht auf die fehr zwedmäßigen Anordnungen der Königlichen 
Megierung ded Rezatkreifes in dem Tale, hiermit anzuordnen, was folgt; 


- Bei allen Gemeinden und Stiftungen ohne Unrerfchied muͤſſen mit Begiun des Erater 
jahres 1833 Etatsvoranfchläge eingeführt fen, und als Grundlage der Vermdgensverwaltung 
behandelt werden, Gemeinden, welche Fein eigenes rentirendes Vermögen befiten, fondern 
ihre Beduͤrfniſſe durch Umlagen beftreiten, find hiervon nicht ausgenommen, da gerabe bier 
die druͤckeudſte Buͤrde der Gemeindeglieder vorwaltet, da fomit auch hier die mdglichfte Be 
ſchraͤnkung der Ausgaben und das ftete Streben nad) Erleichterung der Gemeindelaften zu 
verboppelter Pflicht der Euratel erwaͤchst. 

Bd. XI, 86 
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II. 
Die Etatsvoranſchlaͤge find in der Megel jährlich herzuftellen. 


Ausnahmsweiſe Finnen jedoch nach dem Ermeffen der Kreidregierungen, 8. d. J., 
aud) dreijährige Voranfchläge fir jene Gemeinden und Stiftungen angeordnet werden, bei 
welchen die jährliche Erneuerung wegen der Unbeträchtlichfeit der Einnahmen und wegen der 
gewiſſen Stetigfeit der Ausgaben unndrhig erfcheint. 


Der Termin für die dreijährigen Eratsvorlagen folder Gemeinden und Stiftungen 
ift fletd auf den Beginn des erften und auf den Beginn des vierten Jahres einer Finanz: 
periode zu ſetzen, und es ift ſonach ausnahmsweiſe die erfte Vorlage auf das Jahr 1833, 
die zweite 1837 feitzufegen, von weld letzterem Jahre anfangend der regelmäßige Zjährige 
Vorlageturnus beginnen kann. 


IH. 

Der Etatövoranfchlag hat mit möglichfter Klarheit und Einfachheit, zugleih aber 
auch mit der durch den Zwed geforderten Gruͤudlichkeit alle vorausfichtlichen Einnahmen und 
Ausgaben ded fommenden Verwaltungsjahres, oder der kommenden Werwaltungsperiode mit 
Ruͤckſichtnahme auf die vorhergehenden Rechnungen umfaffend barzuftellen, für .unvorhergefehene 
Ausgaben durch die Aufnahme eined angemefjenen Refervefondes Vorſehung zu treffen, und 
uach der gezogenen Wbgleihung anzugeben, in wie weit die Erhebung von Gemeindeumlas 


gen erforderlich, ober wie der etwaige Ueberſchuß der Gemeindes oder Stiftungsrenten zweck⸗ 
mäßig zu verwenden fey. 


Die Königlichen Kreisregierungen, K. d. J., haben die untergebenen Gemeinde: und 
Stiftungsverwaltungen mit den erforderlichen näheren Anleitungen zur Aufertigung der Etats⸗ 
voranfchläge zu verfehen, und den Entwurf der für die verfchiedenen Categurien von Gemein: 
den und Stiftungen zu verfaffenden und zu lithographirenden Formulare in der Art zur Ges 
nehmigung vorzulegen, daß felbe unfehlbar und zwar fpäteftens am 15. Mai diefed Jahres 
bei dem Einlaufe des unterfertigten Staatöminifteriums zur Vorlage gebracht feyen. 


IV, 


Sn den Städten und Märkten mit magiftratifher Verfaffung wer: 
den die Etatövoranfchläge über den Gemeindehaushalt, dann die von den Kirchenverwaltuns 
gen verfaßten Voranfchläge der Eultusftiftungen, die von den Mectoraten und Drtefchelar: 
ihaten entworfenen Voranfchläge der aus Ortömitteln dotirten Studienitiftitute, und die von 
der Localfihuleommiffion ‚oder Inſpection entworfenen Voranſchlaͤge der Volksſchulen und bie 
von dem Armenpflegfhaftsrathe nach Maafgabe der Verordnung entworfenen ‚oder monitirs 
ten Voranfchläge der Mohlthärigkeitöftiftungen erft in dem Magiftrate primitiv erbrtert, for 
fort den "Gemeindebevollmächtigten zur Präfung und Erinnerung mitgerheilt, in dem Falle 
abweichender Anfichten, nach $. 83, des revidirten Gewmeindeedictes in gemeinfamer Sitzung 
berathen und .fofort der Guratelgenehmigung unterftellt, 

‚In den Laudgemeinden wirb der von den Kirchenverwaltungen entworfene Voranfchlag 
der Cultusſtiftnngen von den Gemeindeverwaltungen nad {. 99. des revidirten :Gemeinder 
edictes geprüft und ‚monitirt, eben fo der Vorauſchlag des Gemeindehaushaltes von ber Ges 
meindeverwaltang als folher, und der Etat der Unterrichts: und Mohlthätigfeitsftiftungen, 
‚dann des Schuls und Armenweſens von den durch den Drtöpfarrer präfidirten, ald Los 
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kalſchulinſpector und ald Armenpflegfchaftsrath wirkſamen Gemeindevertretern verfaßt und 
berathen. Bei den Voranfchlägen für den Bedarf des Echulwefens und der Armenpflege 
find, was das Schulwefen anbelangt, die bei Anordnung der Volksſchulſtatiſtiken, dann 
die Vorfchriften der Minifterialausfchreibung vom 24. Juli 1833 entwidelten Geſichts— 
puncte; und was dad Urmenwefen betrifft, die Beftimmungen der -allerhöchiten Verordnung 
vom 17. November 1816 (Regierungsblatt 1816 Seite 805 und 809) und der durchs 
gehends auf das püncrlichfte einzuhaltenden Vollzugsinftruction vom 24. December 1833 
auf dad Genauefte zu beachten, 


V. 


In dem uͤber die Berathung der Etatsvoranſchlaͤge zu fuͤhrenden beſonderen Protokolle 
iſt das jede einzelne Poſition Beruͤhrende bei dieſer Poſition kurz zu bemerken, und ruͤckſicht⸗ 
li der Einuahmen die Frage der möglichen Erhöhung, bezüglich der Ausgaben aber, bie 
Frage der möglichen Verminderung, oder Erfparung bündig zu erdrtern. Insbeſondere ift 
da, wo die Erhebung von Gemeindeumlagen in Antrag gebracht wird, die Erfüllung der in 
dem Gemeindeedicte $. 34. und dem Gemeindeumlagengefege Art. I, lit. a. bezeichneten 
Vorbedingungen darzuthun und bezüglich auf Beitragspflichtigkeit und Maafftab alles das: - 
jenige zu erläutern und beizuflgen, mas den Vorfchriften des Gemeindenmlagengefees und 
des Yusfchreibung vom 12. Mai 1825 entfpricht. 


VI, 


Die nach den voranftchenden Vorfchriften ‘entworfenen und berathenen Eratsvorans 
fehläge müffen für das Jahr 1835 fpäreftens am 31. Juli 1835 und in Zukunft für jes 
des fommende Jahr fpäteftens am 31. July des abfliefenden Jahres, und in dem unter 
Ziff. 2. Abſ. 2. vorgefehenen Halle bis zum 31. Juli des der neuen Verwaltungsperiode 
zunächft vorhergehenden Jahres am die vorgeſetzte Gurarelbehörde eingefender feyn. Denfelben 
ift jederzeit eine fummarifche Ueberfiht des Wermdgensftandes nad dem von ber Kbniglis 
den Kreisregierung, Kammer des Junern, gleichfalls in der unter Ziffer 3. angeorbneten 
Frift vorzulegenden Formulare, beizufügen. 


Vo, 


Die Guratelbehbrde hat die vorgelegten Etatövoranfchläge mit forgfälriger Rädfichr: 
nahme auf Erhaltung und allmählige Vermehrung des Vermoͤgensſtandes, auf zweck⸗ und 
gefegmäffige Verwendung der Renten und auf Befeitigung aller gejegwidrigen und uuzuläffis 
gen Ausgaben zu prüfen und feftzuftellen. 

Die Curatelbeſchluͤſſe muͤſſen fpäteftens bis zum 15. Eeptember gefaßt, und den 
einfhlägigen Verwaltungen erdffner feyn. 


VII. 


Die Kreisregierungen, Kammern des Zunern, haben ſich die bei den Untercuratelbes 
hoͤrden Über die Feftftelung der Gemeinde und Stiftungsetats gepflogenen Verhandlangen 
nad) deren vollftändiger Erledigung, fomir im Laufe des Monats October vorlegen zu laffen, 
die etwa ndthig befundenen Erinnerungen zu erlaffen, die angemefjene Werwendung der 
in dem Laufe des Jahres 1833 mir fo vieler Mühe hergeftellten und ftetd evident zu hal 
senden Ueberfichten ded Gemeinde- und Stiftungsvermögens zu bewirken, und fofort die 
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gefammten Claborate fammt den bei ber Negierung felbft und ihren mittelbaren Guratelbes 
hörden erlaufenen Acten, fpäteftend am 10, November dem Königlichen Staatsminifterium 
des Innern zur Einficht vorzulegen, 

Diefe Vorlage ift durchaus mit Feiner Urt von Schreiberei zu begleiten, vielmehr 
wird das GStaatöminifterium ded Imern bie ihm ndthigen Wormerfungen aus ben Meten 
ſelbſt ſchoͤpfen. 


IX. 


Die von der zuftändigen Euratelbehbrde genehmigten Gemeinde z und Stiftungsetats 
bilden die unabweichliche Grundlage der Verwaltung. Sie find in die Rechnungen der Stif: 
tungen und Gemeinden in eben jener Weife aufzunehmen, wie ſolches bei den Staatsfouds⸗ 
rechnungen bezüglich der Budgers und Etatsanfäge angeordnet ift. 

Glaubt die Gemeinde, daß durch die Guratelbefchläfe die Jutereſſen der Gemeinde 
oder Stiftung benachtheiliger, oder ihre gefeglichen Rechte und Zuftändigkeiten beeinträchtiger 
ſeyen, fo fteht bderfelben der Recurd an bie höhere und hoͤchſte Euratelbehbrde offen. Die: 
for Recurs involoirt jedoch Feine Suſpenſivkraft. Wielmehr muß der fefigefegte Etat genau 
eingehalten werden, fo lange nicht eine Abänderung desfelben auf die erhobene Recursbe⸗ 
ſchwerde erfolgt ift. 


x, 


Die Euratelbefchläffe dürfen dem gefeßlihen Wirkungskreis ber Gemeinde; und 
Etiftungsverwaltungen nicht beeinträchtigen. Ebenfo ift den Gemeindes und GStiftungdvers 
waltungen fofort innerhalb der durch die genehmigten Voranfchläge feftgefegten Summen die 
moͤglichſt freie Bewegung einzuräumen, 


XI 


Sind Gemeinden oder Stiftungen mit Schulden befaftet, fo muͤſſen mit den Etats⸗ 
voranfchlägen, fpäteftens am 31. Juli diefes Jahres auch die ſchon beftehenden ober 
noch zu entwerfenden machhaltigen Schuldentilgungspläne der Euratelbehdrde vorgelegt 
werden. 

Die Herftellung folder Schuldentilgungspläne bat Fünftig jedesmal zu gefchehen, 
fo oft eine Gemeinde oder Stiftung zur Dedung außerordentlicher Ausgaben neue Darlehen 
aufnimmt, 

Diefe EC chuldentilgungspläne milffen auf der Ausfcheidung eigener, bie Verzinfung 
und allmählige Tilgung nachhaltig dedender Einnahmen, und auf deren Confitnirung als 
unangreifbarer Schuldentilgungsfond „ beruhen. 

Die Gemeinde: und Gtiftungsverwaltungen und die vorgefeten Euratelbehbrben 
find dafür verantwortlich, daß die genehmigten Schulventilgungspläne genau eingehalten, und 
die Schuldentilgungsfonds zu feinem auderen Zwecke verwendet werden, 


XII. 


Uebrigens haben die Königlichen Kreisregierungen Sorge zu tragen, daß die im 
$ 47. der Juſtruction für die Gefhäftsführung der Magiſtrate in den Städten und Märk 
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ten, dann im & 44. der Juſtruction für die Gefchäftsführung ber Landgemeindeverwaltuns 
gen feftgefesten Termine für die jährliche Einfendung der Gemeinde: und GStiftungsrechnuns 
gen genan feftgehalten, Verfiumniffen mit den dafelbft feftgefegten Zwangsmitteln entgegen: 
gewirkt, und Revifion und Beſcheide in dem durch den {. 124. des Gemeindeedictes und 
65. 45 und folgende der Inſtruction für, die Gefchäftefüprung der Landgemeindeverwaltungen 
bezeichneten. Termine beſtimmt vollendet werden. 

Eben fo haben dieſelben Sorge zu ‚tragen, daß die nad) 6. 82. lit. b. des tevi⸗ 
dirten Gemeindeedictes durch den Druck bekannt zu machenden weſentlichen Ergebniſſe der 
ſtaͤdtiſchen Rechnungen bis zum Schluſſe des Monats Februar eines jeden Jahres dem Kb: 
niglihen Staatöminifterium ded Innern in drei Exemplaren unfehlbar vorgelegt feyen, 

Endlich werden auch die bisher gefammelten Erfahrungen dargethan haben, ob die für’ 
dad Rechnungswefen der Gemeinden und Stiftungen durch die Juſtructionen für die Geſchaͤfts— 
führung der Magiftrate und Ländgemeindeverwaltungen, dann durch die Minifterialentfchlies 
fung vom 9. März 1819 gegebenen Worfchriften dem Zwecke entfprechen, oder welcher 
Verbeſſerungen diefelben. erwa bedürfen? 

Die Königlichen Kreißregierungen, Kammern des Innern, haben das Ergebniß 
ihrer desfallſigen Erfahrungen und bie daraus abgeleiteten Anträge binnen zwei Monaten 
bieher vorzulegen, und fich insbefondere darüber zu Auffern, ob in dem betreffenden Sireife 
für die verfchiedenen Eategorien des Gemeindes und Stiftungsrechnungsweſens, Rechnungs: 
formulare eingeführt feyen, und welche, oder ob deren Einführung raͤthlich erfcheine, auch 
find den Entwürfen ſolcher Formulare die Gutachten beizufilgen. 

Das unterzeichnete Staatöminifterium darf bei der bewährten Tätigkeit und Eine 
fiht der Koͤniglichen Kreisregierung , fo wie bei dem anerkannten Eifer der Guratelbehbrden 
und der Gemeinde: und Stiftungsverwaltungen fi des pilnctlichften, reelen und lebendigen 
Vollzugeö gegenwärtiger allerhödyfter Anordnung. verfichert halten, und die Hoffnung nähren, 
daß die Stellen und Behoͤrden der innern Verwaltung durch die Fräftige wohlmwollende Durch: 
fuͤhung diefer Seiner Majeftät dem. Könige fo fehr am Herzen liegenden Maafregel, und 
durch die daraus unfehlbar hervorgehende MWiederherftellung des alten Flores der Gemeinden 
und Stiftungen fih neue Anſpruͤche auf die ſchon mehrfach bewährte allerhbchfte Zufrieden; 
heit erwerben werben. 

München den 6. April 1835. 


Staatsminifterinm bes Inneru, 


$. 424. 
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(Den Vollzug der 55. 34. 59, und 123, des revidirten Gemeindeedietes in Abſicht auf die ‚Herleitung 
periodiſcher Etatsboranſchläge betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs. 


In Erwiederung der von der Koͤniglichen Regierung des Oberdonaukreiſes, Kammer 
des Innern, mit Bericht vom 24. v. Mts. vorgelegten 7 Anfragen wird derſelben hiermit 
fa Bezug auf den Sinn des Minifterials Ausfchreibens vom 6. April d. J. im obeuſtehenden 
Berreffe erbffnet, was folgt: 
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I. 
Zu Ziffer J. der Miniſterialausſchreibung vom 6. April dieſes Jahres. 


Der erklaͤrte Wille Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs iſt allerdings, in huldreichſter 
Gewährung der ftändifchen Wünfche und Anträge, in Genehmhaltung der von deu Kreisregieruns 
gen, Kammern des Innern, erftatteten Gutachten die in der Minifterialausfchreibung vom 6. 
April d. 38. näher angeführten Beſtimmungen des Gemeindeedicted, dann der $$. 59. und 
94. des revibirten Gemeindeedicted, wornah „die Etatdentwüärfe der Kirchenserwaltuns 
gen jährlich den Gemeindebehdrben und durch diefe den Euratelbehörben zur Prüfung und 
Beſcheidung vorgelegte werden follen,” der That nach vollzogen, um den Gemeindes und 
Stiftungshaushalt auf mohlbemeffene, rechtzeitig berathene Etats (Wirthſchaftsplaͤne) ger 
gründet zu wiffen. 

Indem aber Seine Majeftät, laut dem rubro und dem Juhalte jened Aus: 
ſchreibens, jenen Vollzug zunächft auf die Anfertigung foͤrmlicher Wirthſchaftsplaͤne zu 
richten gerubten, gaben Allerhbchftdiefelben deutlich Allerhöchflihre Abſicht zu erfennen, durch 
Herftellung reif berathener, tüchtiger, wohlfundirter Grundetatd einem unverhäftnuißmäßigen 
Umfange der periodifchen Arbeiten vorzubeugen, und bie durch dad Geſetz angeorbneten 
jährlichen Voranfchläge, in jeder mit dem Zwecke vereinbarlichen Weife zu vereinfachen. 
Es verficht fi daher vom felbft, daß: 

a) bie im dem Etatsjahre 183# zu entwerfenden und feitzuftellenden, bei dem 
Nichtvorhandenfeyn genügender Vorarbeiten ohnehin mit befonderer Sorgfalt 
behandelt, auf Durchfchnitte und fonft verläßige Auhaltspunfre gegründer wers 
den miüßenden erfimaligen Voranfchläge die Natur foͤrmlicher Wirthſchafts— 
pläne (Grundetats) der betreffenden Gemeinden und Stiftungen 
anzunehmen, um im bdiefer Eigenfhaft die dauernde Grumdlage der 
Fünftigen jaͤhrlichen Voranfhläge in fo lange zu bilden haben, als 
nicht die betreffenden Gemeinden und Kirchenverwaltungen felbft in Fünftigen 
Fahren mit der Uebergabe des Jahresvoranſchlages zugleich auch Anträge auf 
Grumdetatd: Abänderung verbinden, und daf 

b) diefe einmal feftgeftellten Pläne, fo lange fie nicht abgeändert werden, zu 
dem Gurrentgemeindes und Stiftungsdienfte in eben jenes Verhaͤltniß treten, 
in welchem die in Ziffer XI, der Minifterialausfchreibung vom 6. April ers 
wähnten Schuldentilgungsplane zu der Schuldentilgung- ſtehen. Eben deshalb 
liegt es auch 

I. 
Zu Ziffer V. und III. der Minifterialausfhreibung vom 6. April d. J. 
am Tage, daß bie im dem Laufe dieſes Etatsjahres auszufertigenden erftmaligen 
Gemeinde: und Stiftungsvoranfchläge nicht ſowohl das nächfllommende Jahr 183%, als 
vielmehr den finanziellen Haushalt der betreffenden Gemeinden und Stiftungen überhaupt 
in feiner bleibenden, reſp. Durchfchmittös Verhältniffen und in feinen Zielpunften aufjus 
greifen, und 

a) durch forgfältige Ausſcheidung der bleibenden vom dem vorübergehenden Eins 
nahmen und Laſten, 

b) durch genaue Ermittlung umd Angabe der, zu alsbaldiger oder fucceffiver Ber 
feitigung etwaiger Deficite bereits feftftehenden oder noch feftzuftellenden Maß— 
regeln, fo wie 
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c) da, wo zahlreiche unftändige Einnahmen und Ausgaben einen fteten Ziffer 
wechfel erwarten laſſen, durch Annahme genügend niederer Einnahms » Minima 
und genügend hoher Ausgabe Maxima, dann durch Ermittlung einer den 
Zifferwechfel bis zu den Marimalfägen ded’enden in dem auch für diefen Fall 
geficherten Weberfchuße der Gefammteinnahme, oder in dem eventuell feflzus 
fegenden Minderaufmande auf beftimmte Ausgabepofitionen, oder endlich in even: 
tuell befchloffenen und genehmigten außerordentlichen Einnahmsquellen auszur 
weifenden Referve, dem vollen Sinne ded Wortes nah den Finanzplan ber 
betreffenden Comunen oder Stiftungen zu bilden haben, während etwaige Zu: 
fältigfeiten bed Jahres 1833 in einer fpeciellen Beilage ald Varianten zu bes 
handeln find. Eben jo liegt «8 


III. . 
» Zu Ziffer II, und III. der Minifterialausfhreibung vom 6. April d. J. 


am Tage, daß den Gemeinden und Stiftungen in Zufunft und nach einmaligen 
Beftfteben ihrer Wirthſchaftsplaue, alfo nach gewonnener Bafis eines feften, gediegenen Haus; 
haltet: keineswegs die jährliche Vorlage neuer umfaffender Etatsporanfchläge mit 
der davon unzertrennlichen Maffe nuglofer Schreibereien aufgebärdet werben dirfe, daß viel: 
mehr die jährlichen Voranſchlaͤge, fo ferue die Gemeinde oder Kirchenverwaltung nicht felbit 
auf Abänderung des Wirthſchaftsplanes anträgt, Iediglicd auf die, aus den Specialitäten 
des betreffenden Jahres hervorgehenden Abweichungen von dem fejtgeftellten Wirthfchaftöplane 
(Erarsvarianten) und auch auf diefe nur. in fo ferne zu befchränfen find, als die zu 
erwartenden, oder beabfichteten Varianten nicht blos dem in dem Wirthfchaftöplane unvorhers 
gefehenen unvermeidlichen Wechfel der unftändigen Einnahmen und Ausgaben innerhalb des 
durch den Plan vorhergefebenen, und durch die Neferven gedeckten Minimal: und Marimals 
Anſchlags angehdren, ſondern ald wahre Abweichungen von den Vorherſehungen des Wirth— 
ſchaftsplanes entweder 


a) Fin durch die fejtgeftellten Meferven nicht deckbares Deficit, oder 
b) ſonſtige Mafregeln in Ausſicht ftellt, welche Fraft des Gefeßed der gemeins 
famen Berathung der Magiftrate und der Gemeindebevollmächtigten, oder die 
Erholung der uratelgenehmigung ndthig machen koͤnuten. 
Nicht minder liege f 
| IV, 
3u Ziffer IV, der Minifterialausfchreibung vom 6. April. J. 
am Tage, daß, wie nach der Minifterials Ansfchreibung vom 6. ‚April Feine Wirth: 
fhaftsplane dort anzufertigen find, wo etwa .gegen-Erwarten bei einer Gemeinde weder Eins 
nahmen noch Ausgaben befiehen follten, fo auch die Worlage und Feftftellung des jährlis 
hen Voranfchlages gänzlich zu unterbleiben hat, wo, und fo oft 
a) die verwaltende Gemeinde oder GStifrungsbehbrbe, (Magiftrat, Landgemein: 
deverwaltung, Kirchenverwaltung ) anzeigt, Feine Varianten im obigen Sinne 
vorherzufehen, und 
b) auch font Fein Anlaß zu Berathung über etwaige Abänderungen des Wirths 
ſchaftsplanes felbft gegeben iſt. Endlich liegt auch 
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V, 
3u Ziffer V. der Minifterialausfhreibung vom 6. April l. J. 

| am Tage, daß die jährlichen Voranſchlaͤge Aber Eratss Varianten, fo oft fie nad 
«dem Obengefagten Play greifen, nicht in das Fleine Detail der einzelnen Einuahms- und 
Ausgabs poſitionen einzugehen, fondern den Ziffer der Abweichung Lediglich fummarifch, d, 
h. nah Rechnungstiteln, Kapiteln, und Hauptrubrifen zu behandeln, und die Abwei— 
chungsgruͤnde durch einfache Vorträge in der Rubrik „Bemerkungen evident zu ftellen: 
haben, alfo ohne alle Vielfchreiberei in die Form einer von der Königlichen Kreiöregierung 
noch zu beantragenden mdglichft einfachen Tabelle, zu bringen. find. 


VI, 


Zu Ziffer VI, der Minifterialansfhreibung vom 6. April. 5 
Das Gemeindeedict hat die Fälle genau feftgefegt, in welchen der Magiftrat au 
bie Zuftimmung der Gemeindebevollmächtigten gebunden, in melden alfo bei nicht Uebers 
einftimmung beider Corporationen die Curatelentſcheidung zu erholen ift. 


Die Fefiftelluug der Wirthfchaftsplane fo wie jede fpätere Abänderung 
biefer Plane als folder ſubſummirt ſich ‘daher allerdings, und’ zwar in ber Dop: 
pelbeziehung 

a).ald Vollzug einer Fundamentalbeftimmung des Gemeindeedicted® von 1818 
und 1834 und, — 

b) als eine in jeder Beziehung wichtige Gemeindeangelegenheit allerdings unter 

$. 82, des revidirten Gemeindeedictes, 

Anfichtöverfhiedenheiten des Magifirates und ber Gemeindebevollmaͤchtigten über 
eine der Guratelgenehmigung dur die. 69. 101. 103. 123, 127 und 128. des 
Gemeindeediered nicht ohnehin vorbehaltene Etatsvariante, dagegen reffortiren zur Cura⸗ 
telentfcheivung nur in fo ferne, ald es fich bei Ddiefen Varianten um einen darin 
gedachten F. von a bis i aufgeführten Gegenftande handelt, als fomit in dem Nichts 
übereinftimmungäfalle der Gemeindeförper die Beſtimmung des obenerwähnten $. 82. in 
Wirkfamkeit tritt. MWidrigenfalles dient. die Vorlage der Varianten nur zur Kenntnif der 
Euratel und als Anhalsspuntt dev etwa gefeglich gegebenen Officialeinſchreitzug. Wie deun 
auch 

Vo, 
3u Ziffer VIL VIII IX und X, der Minifterialausfhreibung vom 6. 
wiederholt bemerkt wird, daß die Euratelftellen und Behdrden aus Anlaffe der 
Voranfchlagspräfung fih durchaus Feine Competenz anzueignen haben, welche die geſetz⸗ 
lich feftgeftellten Euratelfchranfen überfchreiten, oder dad den Geitteinden in $$. 101. 103. 
123. 127. 128 und 131 des Gemeindeedietes genau bezeichucte Maaß freier Bewegung 
erwa beeinträchtigen Fönnte. Endlich * 


VII, 


wird die Konigliche Regierung des Oberdonaukreiſes, Kammer des Innern, zu zweckmaͤßigem 
Vollzuge des ihr an dem Echluffe der Minifterialausfchreibung vom 6. April bezüglich der 
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Rechuungsformulare gewordenen Auftrages, darauf aufmerffam gemacht, daß der Bau der 
Gemeinde und Stiftungsrechnungen nothwendig im Einklange mit der Are und Weiſe ftehen 
muͤſſe, iu welcher die jährlichen Mechnungsrefultate dereinft zur Vorlage und zur Verbffentlis 
chung zu gelangen haben, daß fomit fämmtliche Rechnungen des Eriftungs : und Comunals 
reſſorts, es mögen für deren RO allgemeine Formulare ndrhig erachter werden oder 
nicht, jebenfalld 

a) im beitimmte — und Ausgabstitel zerfallen, 

b) Die ordeuntlichen (wirthſchaftsplanmaͤßigen) von dem außerordentlichen, 

die ſtaͤndigen von den unfländigen Ausgaben fcheiden „ 

€) den Robertrag, die Perceptionskoſten und dem Reinertrag jeder Categorie, — 
directer umd indirecter Auflagen in volle Evidenz jtellen ; 

d) über den Stand und über die Zus oder Abnahme des pentirenden und des 
nicht rentirenden, dann des Activ- nnd Paffiovermdgensd volle Klarheit gewaͤh— 
ren und überhaupt 

e) mit jenen Dorfchriften -in Einflang treten mißen, welche jüngft unter dem 
22. April 1. 3. wegen der Vollziehung des ſ. 82. Abſ. 2. und 9. 105. 
Schlußabfag des revidirten Gemeindeedietd in specie wegen Bekanntmachung 
der Ergebniffe der ftädrifchen Rechnungen ertheile worden find, 


Münden den 5. Mai 1835. 
Staatsminifterium des Innern. 


An 
vie Königliche Regierung des Oberbonanfreifes, K. d. J., alfo ergangen: 
Mittpeilung den übrigen Kreisregierungen diesfeits des Rheins zur gleihmäßigen Nachachtung. 


$. 425. 
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(Den Vollzug der 55. F., 59 und 123. des revidirten Gemeindeedictd und der Minifferiatverfigung von 
6. April 1835 in Bezug auf "die Form der Wirthichaftsplane, dann der Etats und Rechnungen ber Gemeinden 
und Stiftungen betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Königs. 


Saͤmmtliche Kbuigliche Kreisregierungen, Kammern des Junern, diesſeits des Rheins 
find durch die Minifterialausihreibung vom 6. April I. J. (Nro. 10041) aufgefordert 
worden, bie Formulare zu den für die verfchiedenen Gategorien von Gemeinden uud Erifs 
tungen anzufertigenden Etats bis zum 15. Mai I. J. zur Genehmigung des uuterfertigten 
Königlihen Staatsminiſteriums vorzulegen, 

Ferner find die erwähnten Kbuiglichen Kreisregierungen aufgefordert worden, ſich zu 
dußern, ob filr die verfchiedenen Eategorien von Gemeinden und Stiftungen die Einführung 
von Rechnungs formularien raͤthlich erfcheine, und Eurwärfe folder Formulare gutaͤchtlich 
beizufügen. Bis jege find bezüglich des erften Auftrages nur von den Kduiglichen Regies 
rungen des Iſar⸗ Oberdonau⸗, Obermain-⸗, Regen: und Uurerbonaufreifes, bezüglich des 
zweiten, nur don jener des Jfars Regen s und — — erfolgt. 

Bd. XI, 87 


688 Abth. XL Abſch. J. Tit. I Cap. H. $..428. - FR 
Da nun bie Anfertigung und Feſtſtellung der Etats innerhalb des dorgefchrigbenen 

Termins herbeigeführt werden muß, fo erübrigt blos ohne, irgend ein Abwarfen meitersr 

Vorlagen anzuordnen, was folgt; lag eh 1 


I, 


Die Gemeindes und Stiftungsetats richten fih in Zukunft nach dem unter Ziffer 
1, 2 und 3 beigefügten Sormulare, 
u. 


Eben fo richten fi) die Gemeindes und Stiftungsrechnungen in Zukunft nach den in 
zwei Kreifen der Monarchie mit dem beten Erfolge längft eingeführten beziglich ihrer Ein- 
fachheit und ihres practifhen Nutzens durch die Erfahrung vieler Fahre bewährten Formus 
larien, Anlage Ziffer 4 und 5. j 


II, 


Die oben erwähnten 5 Formulare bilden von nun am die bindende Norm für das 
Etats⸗- und Rechnungswefen ſaͤmmtlicher Gemeinden und Stiftungen diesſeits des Rheins 
in der Art, daß feine Einnahme und Ausgabe ander ald unter der betreffenden Rubrik 
vorgetragen werden darf, Dagegen find die Gemeinde» und Eriftungsbehörden, fo ferne 
fie ſich nicht lirhograpbirter, Sondern gefchriebener Bogen bedienen wollen, nicht gehalten, 
die in ihrem Gemeinde: oder Stiftungshaushalte nicht vorkonimenden Rubriten aus bloßem 
Formalism in den Eratd und Rechnungen aufzuführen. Wielmehr ſteht diefen Behoͤrden zu, 
die bei ihnen nicht vorfommenden Nechnungsrubriten hinwegzulaſſen. Eben fo fteht derfelben 
zu, einzelne Rubrifen nah den Specialitäten des betreffenden Rechnungsobjectes in ange 
meffene Unterabtheilungen zu theilen, jo daß dur die Vorzeichnung eines allgemeinen For: 
mulars zwar Gleichfdrmigfeit in den Eintrag wirflich beftehender Einnahmen und Ausgaben 
gebracht, keineswegs aber unubthige Schreibereien herbeigeführt, oder die in einzelnen Loca— 
lirdten erwa udthige größere Specialifirung durch eine unäberfchreirbare Grenzlinie gehindert 
wird, 


IV, 


Die vorgefoimmene Unfrage übrigens, ob den Gemeindebevollmächtigten in magiftra: 
tifhen Gemeinden eine angemeffene Frift zur Pruͤfung der Eratd: und Erinnerungsabgabe 
vorgefchrieben werden dürfe, finder ihre Beautwortung im der Befugniß der Guratel den 
vechrzeitigen Vollzug geſetzlicher Anordnungen Durch) > angemefjene Terminsbeſtimmungen zu 
fihern, und in der Unſtatchaftigkeit willkührlicher Verzögeruug oder Bereitlung des rechtzei: 
tigen Vollzugs von Eeite eined zur Mitwirkung berufenen Theiles. ' 

Die Kbnigliche Kreisregierung wird nunmehr‘ unverzüglich nah Maaßgabe der Mi— 
niterialausichreiben vom 6. April und 5. Mai l. 3. die weiteren Verfügungen treffen, 


München den 9. Juli 1835. 
‚Staarsminifterium des Jnuerm, 


j An 
fämmtliche Kreisregierungen, K. d. J., diesſeits des Rheins alfo ergangen, 


Beilage I. zur Minijt.r Entfhliefung vom 9. Juli 1835. Nro. 17078. $. 425. ©. 687, 


Etat 


Der 


Stadt: (Markt) Gemeinde 
N. m. 


für 19 « 


690 Abth. XI. Abſchu. 1. Tit. 1. Cap II. $. 425. 


Vortrag ber Einnahmen 


Betrag Durch⸗ 
nach letzter] ſchuitts— (Ausgaben) 
| Rechnung. betrag. 


Titell. 
Die Titel und Unterabtheilungen folgen abereinſtimmend mit 
dem Rechnungsformulare. 
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Etatsanfäge 


Nach den 

Befehle ö d n Un Def! fe * 
enden Uns] Befchlüffen | ziffer. 
Befchlüffen fihten der —— 


des 
Magiftrats. Gemeindebes Guratelbes 





ten. 
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dioted by Google 


en re Sr a ee A ri 
Beilage IT, zur Minift, » Entfchliefung vom 9, Juli 1835. Nro. 17078. $. 425. ©, 687. 


' ——— 
Kreis 
ng 

ul 

| Unterrichts: Stiftung 

WBobltbhätigfeits : 
in Der 
i 
Stadt, Markt:, Landgemeinde 

N. N. i j 


für 18 . 





— 


9. MX Mh 1. Tit. Cap Il Ga 









an Vortrag der Einnahmen 


betrag. (Ausgaben) 


Betrag 
nad) legter 
Rechnung. 









N Titeln und Unterabtheilungen 


1 
1 






Wie in der Rechnung. 
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Etatsanfäße 














Nach ben 


Nach der Belege: Bemerfung. | 
Befchlüffen Nach den 


etwa abweis Befchlüffen ziffer. 


der chenden Anz h 
Kirchenvers |ficht des Ma⸗ Den — 
waltung. giſtrats. 


Bd. XI, 88 


1 ‘ 
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Digitized by Google 


Beilage zur- Minifterial » Entfchließung vom 9. Zuli 1835. Nro. 17078. 


Kreis 
Gericht 


— Etat 


LandGemeinde 
N. N. 


für 18 - | 





88*+ 
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Betrag 
nad) letter 
Rechnung. 






Bortragder Einnahmen 
(Ausgaben) 


fi. Ii.| fe | zuteil L 


(Die Titeln und Unterabtheilungen folgen über: 
einftimmend mit dem Rechnungsformular.) 
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Etatsanfäge 





Belege: 


Nach den | Nach) den 
Beichläffen | Befhlüffeu | ziffer. 
der der 
Gemeinde: | Guratelbe- 
verwaltung. hoörde. 


Bemerkungen. 


— 


— “ 


** 
uno. 
u 
- 
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: 
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- 
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vor 
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um. "ni. 
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Digitized by Google 


Beilage zur Miuifterial » Entfchließung vom 9. Juli 1835. Nro. 17078. 


Kreis 
Gericht 


Rechnung 
Der 
RLand:-Gemeinde 
N. N. 


für das Etatsjahr 
18 . 


Mit Rehnungsbelegen von Nro. 1 bi... . incl, 


702 Abth. XL. Abſchn. I. Tit. L Cap. I. $. 425. 






Einnahmen. 











Titel lJ. 
An Activ— an aus der vorigen Red 







Un Netivausftänden. 

Bemerkung. Der fpecielle Vortrag richtet ſich 
nad) den Titeln der ia — 

apa tt 17 






gr 










Titel IH, 
An Rehnungsdefecten und Erfagpoften. 


Titel IV. - | 








An Zinfen von Aetivcapitalien. 





a) Im Inlande: 







3) bei Gemeinden, 

4) bei Privaten. 
b) Im Uuslande: 

ic. ı6. 









Bemerkung. Die Zinfen find unter Specialifirung 
der Gapitalien mit Allegation der Hypothekur— 
funden einzeln vorzutragen. 










Summa 
EBIEEE 
Aus dem Ertrage der Realitäten. 
a) in eigener Regie, 





4) beim ÖStaate, 
2) bei Stiftumgen, f j TR 
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Soll 
nach dem 













Belege: 
num⸗ 
wirtkli⸗mer. 












Einnahmen 








b) in Verpachtung, 
c) Geldanfchlag der an Gemeindebedienftere überlaf: 
fenen Nutungen, und zwar 


1) von Gebäuden, Kellern, Läden, 
2) Gutscompleren, einzelnen Grundſtücken, 


IK = 3) MWaldungen, 





4) Zeichen, Seen, Bächen, 

5) Bergwerken, 

6) Weinbergen, 

7) Zorfitichen, 

8) Steinbrüchen, Kies: und Sandgruben. 
ic. ꝛc. 16 






aus der Vermiethung von Wochen- und Jahr: 
a oder Dultitänden, 






Summa 


za 1:81: Wi 
Aus Gemeindegewerben. 
a) In eigener Regie, 


b) In Berpadtung 
1) von Getreid, Del:, Eäg: Echleifmühlen, 
2) „ KEifenhürten, Eifen- Kupferhämmern, 
3) ,, Ziegel: und Kalköfen, 
4) „Bräuhäuſern, Brennereien, 
5) „Bäckereien, 
6) ‚, Tafernen und Schenfen, 
7) ,, Bapdereien, 
8) ,„ Schmieden, 
9) ,, Babdhäufern, 
10) „Abdeckereien. 
16. — 
Aus D 


TZitet VI 
Dominicalrenten und Rechten. 


a) \ Aus grund: und zinsherrlichen Gefällen : 
1) Geldbodenzinfe, 


Bd, X. 89 


704° Abth. xt. Aſſchn. 1. Tit. 1. Cap. U. $. 4. 








Spott 
nad) dem Belege: 
num: Einnahmen. 
wirkli⸗) Mer 
Et ate | chen 
Unfall. 
fl. \er.] ff. kr. 21 Kormbodenzinfe, 





3) Grunditiften, 
4) Getrewgilten, 
5) Laudemicn, 
6) Zaren. 
b) Aus zeyentherrlichen Gefällen: 
| aus firirten, 
„, unmittelbarer Eindienung, 
„Verpachtung, 
„Zehent, Stroh. 
c) Aus Jagd⸗ und Fiſchergerechten. 
d) Aus Bergwerkéziuſen, Waſſerzinſen und Waſſer⸗ 
ſtiften. 


XZirel VL 


Aus befonderen Abgaben. 
Bürgeraufnahmegeldern, 
Beiſitzeraufnahmsgeldern, 
Schutzgeldern. 


= ice ER 


) 
Aus Eujtentationsbeiträgen. 

1) Bon der Staatskaſſe, 

2'ı Stiftuugen, 

3) RKaſſen der Gemeindeanftalten, 

4) ,, andern Gemeinden oder Privaten. 

(Zur Fluß, Kanal-, Badız, Straffenreinigung und Un: 
terhaltung und fonftigen beftimmten Zwedfen.) 


2iret X, 





B Aus indirecten Gemeindeauflagen. 
a) Aus der Polizeiverwaltung : 
‚„» Zaren, 
„, Strafen. 
Bon der Salzmaffelei, 
| „.„Vicectualienwaage, 
| vv  Heuwaage, 
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Soll 
Wirk: 
nad) dem Welege— liche | 
nums Einnahmen. Ein: I Refte | 
wirkli⸗ mer. 


chen 
Anfall 


Etate 








| Getreidmarktgebühren, | 
Mochenmarftgehühren, | 
Jahrmarktgebuͤhren (mit Aucnahme der Buben: 

| pädhte), 


Viehmarkt, 
Eichgelder, 
Sleifhfchaugebühren, 


für befondere Bewilligungen, 
Erfäge von Polizeiarreſtkoſten 
36 ic. 
b) Bon Zöllen : 
Thors, 
Pflaſter⸗, 
Wege, Zölle. 
Brüden: u 
ec) Bon Auffchlägen: 
Auf Getreid, Mebl, 
" Malz, 
„Fleiſch, 
„Brennholz. » 


3X 
nn — — — — — — 
— — — 


Gemeindeumlagen. 
Titel X, 
Aus dem Erlös veräufferter Vermögens: 


b) aus verfauften Mobilien. 


Titel X. 


Seuerfchaugebühren, ‚ 

von Aufenthaltskarten, | 

von Paflantenzetteln. ; 
Aus DObereigenthumdsu. MELBEIERBINIRANEN 


Titel xl. 
Aus directen Gemeindeauflagen. 
Ortöbeleuchtungsumlagen, 
theile. 
a) an Realitäten und Rechten, 


















Soll 
nach dem 






num⸗ Cinnabmen 










wirk⸗ 
lichen 
Anfall 






Etate. 








Aus heimbezahlten Activcapitalien. 


Ttrefl AlIV. 
Di reL KV, 


| Aus zurückbezahlten Activvorſchüfſen— 
Ei el VL 
| Aus neuen Capitalsanlehen. 
Xitel XV. 
Aus aufgenommenen Vorſchüſſen. 
ZAEEE RIN,” 
Aus Ertraauflagen oder Steuerbeifchlägen. 
nirer SEE 
Aus Schanfungen und Vermähtrniffen. 


LIEERE XIX, 
Aus zufälligen Einnahmen. 
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Recapirulation 


ber 


Einnahmen. 


Summe aller Einnahmen 








708 
| 811 
nach bem | Belege 
Ausgaben. 
| wirk⸗ 
| &tate.| lichen 
Bedarf 
a. tr] ft. IR. Titel], flo Hr] fl. Er] 
| Auf Bahlungsrüditände voriger Jahre. — 
Titel I | 
Auf Rehnungsdefecten und Erfaspoften. 
Titel II | 
Agentie, 


Auf Einhebung der Renten. 

1) Bon Gapitalien. (Stempel, Porto, 
Gebühren ıc. ıc.) 

(Bewirthfchaftungs = Verpadh: 


2) Von Realitäten. 
fungsfoften ) 
3) Bon Gewerben. 
4) Don Rechten. (Bezüge der Dekonomen, Werk: 
führer, Dienftboten.) ꝛc. ıc. 9 
A 


Titel W. 


2 


uf Erhebung der übrigen Einnahmen. 


‚A 
| 
| 
| 1 ) der befondern Abgaben, 
2) der Suftentationsbeiträge, 
3) der indireeten Auflagen, 
' 4) der directen Auflagen. 
(Bezüge der Rendanten, Einnehmer, dann deren 


Regiebedarf.) 
Ir V 


AufPaffivreihniffe, Staatsauflagen, Kreis 


diftrictse und Localconcurrenzen. 
(Die auf dem Gemeindevermögen haftenden 


Paffivreichniffe, 3. B. grundherrliche Abgaben, dann 
die von diefem Vermögen für Eentral: und Kreis— 
fonds zu entrichtenden Steuerbeiſchläͤge und zu 


Diftrictd und Locallaften zu leiftenden Beiträge.) 


Tirer VI. 
Auf Proceß- und Erecutionsfoften. 
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Spell 
nach Duss Belege: 


num⸗ Ausgaben. 
wirt | Mer. 
Etat, | lien 
Bebar 





Anl IR. Tore VIE 


uf die Verwaltungsbehörde, 
a) Befoldungen und Remunerationen, | 
(dev Bürgermeifter, rechtöfundigen und bürs 
gerlichen Magiftratsräche, Kämmerer, Kaffiere, 
Pfleger, Secreräte, Stadt> und Marktſchreiber, 
Rathdiener, Boten, Gemeindediener.) 
b) Amtöregie, 
(auf die Canzlei, Schreibimaterialien, Buchbin 
derlöhne, Drud- und Lirhographiekoften, Behei— 
H zung, Beleuchtung, Öffentliche Blätter, Bureau— 
requifiten, Commiffionsfoften.) 


Titel VL 
Auf die Polizeiverwaltung. 
a) Beſoldungen, ftändige Remunerationen, 
(der Officianten, Polizeiſoldaten, Thorwarte.) I 
b) Regie, 
(Arreftanten Verpflegung, Beheizung und Beleuch⸗ 
tung: der Wachtftuben, Mobiliare für diefelben.) 
| 
| 


Titel IX 


Auf Gemeindeanftalten. 

1) für den Cultus, (Beiträge zu örtlichen Eultusftif- 
tungen) 5 

2) für Erziehung und Bildung (Schul: und Stu: 
dienanftalten ; 

| 3) für die Wonfthätigkeit (zur Armenkaffe, an Be: 
' fchäftigungsantalten; ꝛc. ıc. 

4) für die Gefundheit (an Kranken: und Gebäran: 
ftalten, Polizeiarzt und Chirurg, Thierarzt, Straf; 
fen: und Bachreinigung, Vietualienvifitation und 
Beichau, Hundefhau, Wafenmeifter ıc.) 


5) auf die&icherheit (Beheizung und Beleuchtung der 
MWachtftuben, Ortöbeleuchtung , Thürmer, Nacht: 
wächter, Feuerfehau, Feuerlöfchgeräthe, Belohnung 
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Soll 


nach dem 


wirk⸗ 


Belege⸗ 


num⸗ 


Abth. XL. Abſchn. I, Tit. I. Cap. Il. 425. 


Ausgaben. 


ausgezeichneter Verdieuſte bei Feuer: und Maffer: 
gefahr, Miliräreinguartierung und Transport, Var 
gantenverpflegung und Iransport) ; 

6) auf Induſtrie und Eultur (Induſtrie, Schulen, 
Unterftügungen, Drtsverfchonerungsanlagen und 
Etraffen:, Allenz, Schügenvortheile) ; 

7) auf die Wege, Brücken-, Stege, Wafferleitung, 


Brunnen, Pflaſter- und Warferbaunnterhaltung 5], 


8) auf jährliche Seite. 


TILEEUX, 


Auf den Unterhalt der Gemeinbegebäude. 

1) auf die Baubehörde (Befoldungen, Regie); 

2) ftÄndige Bauausgaben (Kaminkehrerlöhne, Brands 
affecuranz) ; 

3) Anfchaffungen in die Baumagazine; 

4) auf Baureparaturen; 

5) Unterhaltung und Aufzieherlohn für die Gemeinde: 
uhren, 


EiIiERT Au 
Befondere Leiſtungen an andere Gaffen. 
1) zu höheren Studienanſtalten; 
2) zu Bezirköinitituten (Dijtriersarmencaffen, Unter: 
halt von Bezirksitraßen, Jrrenbaus); 
3) an auswärtige Gemeinden; 
4) au r Stiftungen. 
eirei ZU 
Huf Venfionen und Alimentarionen. 
1) Venfionen und Alimentationen an ehemalige Ge: 


meindebedienitere ; 
2) VPenfionen und Aliınentationen ber Beamten und 
Dieners-Wittwen und Waifen. 


Titet X 


Auf die Schuldenrilgung. ’ 
Heimzahlung von Paſſivcapitalien; 


ft. Er.) fl. h. 





— — — — — 
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Wirk⸗ 

liche 
Aus⸗ 
gaben. 





















A Ausgaben. 


‚Etat. | fichen 
Bedar 


| 
f. il. |fr. Heimzahlung von Pafivvorfchügen ; 
wi Zinfen von Paſſivcapitalien. 
| Titel XIV. 
| | Auf Refervefond für undorhergiefehene Aus— 
| gaben 
| | Titel XV. 
| | Auf den Anfauf von Realitäten und Rech— 
| | ten. 
12 
J Titel XVI. 
Auf Ablöfung von Gemeindelaſten. 
| Titeti XV. 
Auf Ausleibung von Activeapitalien. 


— — 


Titel XVII. 
Auf geleiſtete Activvorſchüße. 
Titel XIX. 


Auſſerordentlicher, Aufwand auf Gemeinde 
Anftalten. 


Eiteil XX. 


| 
| 
| 
| 
| 
) 
| 
| 
| 
AufNeubauten. | 


— — —— — — — — 
— — — — 


nn — — — — — — —— — — 


Bdo. XL. ° j 90 


se IV IK 


’ 


12 Abthl. XL. Abfchn. I. Tit I. Cap. I. 6. 428. 










Soll 
nad dem 





Eeiten Recapitulation 





















der 
E Red): ber 
Ä * wirk⸗nung. 
Etat. | lichen Ausgaben, 





Bedar 









| Ti. II 


| 
| 
| | zit. IIL. 
| 





%. 2%. ꝛc. 





Summa aller Ausaaben. 





Einnahme . 






Ausgabe . 
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Summarifher Ausweis 
des 


Vermögensſtandes. 





J. BVermoͤgen. 


1) an Capitalien 
2) „Realitäten 
3) „Rechten. 


b) nicht rentirendes 
1) 2) 3) wie oben 
4) an Mobilien 
Summe des Vermögens 


U. Schul den. 


a) Paſſivcapitalien 
b) refundirliche Vorſchüſſe 
Summe der Schulden 


Abgleichung. 





Vermögen . ... 
Schulen . . . 2». 


Meiner Vermögensftand . .» » 
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Digitized by Google 


Kreis 
; Gericht 


Rechnung 
der 
Kirchen: | 
Wohlthätigfeits: Stiftung 
Unterrichts; 
in Der 
Stadt: Marft-, Land:) Gemeinde 
NW. N. 
für das Etatsjabr 
18 . 


Mit Rechnungsbelegen von Nro. 1, bie... . incl. 


- 
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Soll 


| Wirk: 
| nach dem Belege: liche 
nums Einnahmen. Eine | Refte.] 
| wirft] Mer nah⸗ 
Etate. | ben men, 
Anfall | | 
*8 u | Titel L. fl. (Er) Rt je] 


| Uetiveaffebeftand aus voriger Rechnung, laut 
Seite. z. : derfelden.  * 


Titel I. 
An Activausftänden. 


Titel IM. 
An Rechnungsdefecten und Erſatzpoſten. 


Titel W. 
Un Zinfen von Xctivcapitalien. 


Titel V. 


An Ertrag aus Realitäten. 
a) in eigener Regie. 


Titel VL 
An Ertrag ans Realitäten. 


b) in Verpachtung. 
Titel ME 


An Ertrag aus Rechten. 
a) An Bodens, Grund: und Machezinfen.. 


TZitet VIL 
Un Ertrag and Redrem 
b) Aus Leben oder grandherrlichen Rechten :. 
1) Erbzinſe, 
2) Handlohn. 


Titel IX, 
An Ertrag aus Rechten. 
e) aus Zeheuten. 
ꝛc. ꝛc. 


— — — — 
— — 
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Einnahmen. 





wirk⸗ 
Etate.lichen 
Anfall. 















Titel X. 
An Suftentationsbeiträgen. 
a) des Staats, 
b) der Stiftungen, 
e) der Gemeinden, 
d) der Privaten, 


Titel XL 
Uufferordentlihe oder zufällige Einnah— 
men. 


| Titel XI 
Aus Umlagen. 
TZitet XI 
Un aufgenommenen Paffivcapitalien, 
| 
| 
I 
| 
Titel XV. 




























Titel XW. 
Un aufgenommenen Paſſivvorſchüſſen. 









Titel XV. 
Un beimbezablten Xctivcapitalien. 





Titel XVI. 
Un zurüderhaltenen Activvorſchüſſen. 










Zitel Xvm. 
Un Erlds aus verfauften Realitaten oder 
Rechten. 





Au Legaten und Fundirungszufluffen 


igitizei 


| by Google 
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Spil 

nach dent Velege⸗ 

num⸗ 
wirf: | mer. 

Erate. | lichen 

Aufall 









Einnahmen. 





Recapitulation aller Einnahmen. 
Titel 
I. An Activ-Kaſſebeſtand aus voriger Rechnung 
15, „Activausſtaͤnde... 
III. „, Rechnungsdefecten und Erſatzpoſten » + 
IV. ‚. 3infen von Uetiscapitalin . 0. «+ | 
Y, ‚„ Ertrag aus Realitäten Era — | 
a) im eigener Nehuung . re 
VI. „ Ertrag aus Realititen na 
b) in Brpadting 0. | 
VII. „ Ertrag aus Rechten: 
a) Boden, Grund: und Wachezinfen 
VII, ‚, Ertrag aus Nechten: 
| 
! 







































b) aus Lehen oder grundgerrlihen Rechten 
IX, ‚, Ertrag aus Rechten: 
ce) von ZEhenten nee 


x. „Suſteutations beitraͤgen. 
| XI. Auſſerordentliche oder zufällige Cinwahmen . | 
KU: Uni = en na a | 
AI. An aufgenommenen Pafliscapitalien „= + . 
XIV, ,, aufgenommenen Paſſivvorſchüſſeu . | 
KV, heimbezahlten Merivcapitalin 2. 2. 
| XVI. „ zuruͤckerhaltenen NAetivvorfhäfen » » .» | 
INVIL ., Erlös aus verkauften Nealitiren eder Rechten 
| xXxvui., Legaten und Fundirungezufläfen .„ - | 
| Uebertrag . | 
| Summa aller Einnahmen . =. | 
| 
| 


igitized by Google 
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el lichen’ 
| ur 


2 fl. iin ar Khtgeikl. i ld "1: 
An Zahlungsrädfftäundeuspen den, perigen | 
' Gahren. | | 
ir el Ha, | 
' Un Rehnunganefeeten und Erfagpoften 

x 


{ 


* i get, Mi. 
Auf die Verwaltung 


a) Befoldungen des Verwaltungsperfonals oo 
| b) Regie. auf ,Gapitalien. . = +,-3+» 
c) Regie auf Realitäten — 


— 


| d) Regie auf Rechte . si, 
h .e) Staats⸗ und Gomanalauflagen, ie ae 





a) Befoldungen der Kirchendiener . 
b) auf Kirchenbedürfniße 
| 1) für Wahe . . . 
. PA. 7: Pr 
| 3) ‚„, Obladen . . —E— 


* 
* “ 


4) „ Weihrau . . .. 


* 


5) ” Waͤſche | Due ae Vase? — 
6) ,, Kirchenparamente . a We 
7) ,, öffentliche Blätter 


- 
u 


| c) auf Stiftungsgebäude . 
4) auf Unterhaltung der Gebäude, Baufoften 
2) auf Brandaffecuranzbeiträge » + +.» 
3) auf Kaminfegerlͤhne.. — 


Titel V. 
Auf Zinſe von Paſſivcapitalien. 


Titel VI. 


ZI 

N Zitat IV | | 

| Auf den Zwed. 
Auf Abgang und Nachlaß. 


Bd. 9 


720 Abth. XI. Abfchn. I. Tit. I. Cap. M. $. 425. 


Ausgaben. 





TZiter VI. 
Auf Proceffoiten. 





EirsE VO 
Auf Suftentationsbeiträge au andere Kaf 
fen. 
wit IR 
Auf zurückbezahlte Pajfivcapiraliem 


ZiIiEeEI X 
Auf zuruckbezahlte Paſſivvorſchüſſe. 
tree AL 


Un hingelichenen Actiscapitalien. 


ELTET XI 
An geleiteten Nerivvorfchürfen. 


— — — — — — — — 
— — ñ— — — — — — — — 








— — — — 
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Soll 
nach dem 





Et at. 


wirk⸗ 
lichen 
Bedar 


fl. fr.) fl. [Er 


—— nn — —— — — — — — — — —— 


Belege⸗ 
num⸗ 
mer, 


| Seite 


Titel 


Ausgaben 


Recapitulation aller Ausgaben. 


Un Rechnungsdefecten und Erfaßpoften » 


[73 


„ 


[23 


” 


”„ 


[73 


7 


.Auf die Verwaltung . . . 


den 3ZWed . 0 0 
Zinfen von Parfivcapitalien . 
Abgang und Nadläfe . « 
Procchlften 2. 2 0. 


* 


. An Zahlungsrädftänden von den vorigen Jahren 


* 


Suſtentationsbeitraͤge an andere Kaſſen. 


zuruͤckbezahlte Paſſivcapitalien 
* Paſſivvorſchuͤſſe 

hingeliehene Xctivcapitalin » 

geleiftere Activvorſchuͤſſe 


Summa aller Ausgaben 


Abſchluß. 


* 


Die Einnahmen betragen nah Seite — 


„ Ausgaben 18 1 





’ 


Verbleibr ein Uerivcaffebeftand von 


9* 





Abth Kl Abſchn. I. Tit. I. Cap. U. G. 425. 74 








MR 
Summarifbher Ausweis ; A 
| | des a \ 
I... Bern dgeneponpds MP | 
Et — A 
AI. BVermögen 1 | | 
| er ii. — I N t ( 
a) rentirendes Sr. Be | | 
1) an Gapitalien Br - 
2) ,„, Realitäten 5 | 
3) ',, Rechten. Be | 
b) nicht rentirendes = | # | 
4) 2) 3) wie oben — 
4) an Mobilien 
Summe des Vermögens | | | 
1 Schulden. 
a) Pajlivcapiralien | 
b) refundirliche Vorſchüſſe 
Summe der Schulden 
J 
Abgleichung. 
Vermögen 
Schulden . ... 
' Reiner Vermögensftaud 
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[2 
8. 426. 
9. . - 
(Die Herftelliung der Etatsvoranſchlage der Etiftungen und Gemeinden nach Maaßgabe der Minifterialent: 
fhliefung vom 6. April, 5. Mai und 9. Juli 1835 betreffend). 


Auf Befehl Seiner Maieſtaͤt des Kbnigs. 


Der Königlichen Regierung des Obermainfreifed, Kammer ded Junern, wird auf 
den Bericht rubricirten Verreffes vom 7. I. Mts. zur Nachachtung erdffner, daß die Mini« 
fterialausfchreiben vom 6. April, 5. Mai und 9. Juli v. Is., in fo weit diefelben von 
den, das Armenwefen betreffenden Eratd handeln, lediglich die Herftellung der Wirthſchafts— 
‚und Sciulvensilgungspläne für die Wohlthaͤtigkeitſtiftungen bezweden, obne am den durch 
die Inſtruction vom 24. December 1833 bezüglidy der Local: und Diftricrdarmenpflegen ge: 
- sroffenen Anordnungen, auf. weldye ausdruͤcklich hingewieſen ift, etwas zu ändern, 


München den 20 Januar 1836, 


Staaröminifterium ded Jüunern. 


An 
die Koniglihe Regierung des Obermainkreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
Mittheilung den. übrigen Kreisregierungen. 


ER $. 427. 

13072, . 

(Semeinde» und Stiftungsrechnungen betreffend). 
Auf Befehl Seiner Majeſtaͤt des Könige. 


Die Zufammeuftelung des Ergebuiſſes ber Banbgemeinbes und Stiftungsrechnungen 
für 1833 läßt entnehmen, daß 


1) einige Gemeinden ungeachtet des Verwaltens jährlicher Einnahmen und Aus; 
gaben alfo im directen Widerfpruche mit dem Gefege, die Eomptabilität mebres 
rer Jahre in eine combinirte Rechnung zufammenfaffen, daß 

2) oft fehr namhafte Baarfchaften blos aus dem Grunde unfructificirlich im 
der Gaffe liegen, weil die Rechner über die zweckmaͤßige Anlegung in Verle— 
genheit, alſo mit den diesfalls — Einrichtungen nicht vertraut find, 
daf 

3) dad Ausſtandweſen nicht felten in toraler Verwirrung: fi) befindet, oder doch 
in Abſicht auf Beitreibung gaͤnzlich unbeachtet bleibt, und daß 


4) Curteutausgaben ohne gebdrige Beruͤckſichtigung der financiellen Kraͤfte verfügt, 
und ſofort durch Aufnahme von Capitalien oder durch Angriffe auf das 
Stammvermdgen, mit ar der von dem geetlichen Formalitäten gedeckt 
werben. 

Die Königliche Kreisregierung, — des Innern, wird ſich bereits von ſelbſt 
veranlaßt gefunden haben, die Euratelbehdrden auf dieſe Mißſtaͤnde aufmerkſam zu machen, 


724 


Abth. XI. Abſchu. I. Tit. I. Eapı IE. 6. 428. und 429. 


und deren Wiederkehr auf dem durch die Gefege und Verordnungen vorgezeichneten Wege 
mit angemeffener Beachtung der gemeindlichen Zuftändigkeit vorzubeugen, 


München den 14. Zuli 1837. 


Staatdöminifterium bed Innern. 
An 


ſammtliche Königlichen Kreisregierungen, K. d. J., dieſſeits des Rheins alſo ergangen. 


20704. 


8. 428. 


(Die Wirthſchafts⸗ und Schuldentilgungsplane der Gemeinden und Stiftungen betreffend). 


Das 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 
unterfertigte Königliche Staatsminifterium fieht fi veranlaßt, Behufs des 


Vollzuges des generalifirten Minifterialausfchreibens vom 6. April 1835, die Wirthſchafts⸗ 
und Schuldentilgungsplaͤne der. Gemeinden und ‚Stiftungen betreffend, folgende Verfügung zu 


treffen : 


1) 


Diejenigen Wirthſchafts- und Schuldentilgungspläne, weldye bereits bei dem 
unterfertigren Staatöminifterium in Durchfiht genommen und zur Erledigung 
ber hiebei gemachten Erinnerungen am die Königliche Kreisregierung, Kammer 
des Innern, gefender, feitdem aber noch nicht wieder im Vorlage gebracht 
worden find, bedürfen diefer Miedervorlage nicht mehr. Dagegen hat die 
Königliche Kreisregierung, Kammer des Innern, für den genauen Vollzug 
der mitgerheilten Erinnerungen, wo möglich noch vor der mit dem 1. Januar 
künftigen Jahres in Wirkſamkeit tretenden neuen Kreiseintheilung felbft, Eorge 


. du fragen, die hiernach gründlich bereiften Wirthſchafts- und Schuldentil⸗ 


2) 


5) 
4) 


gungspläne aus eigener Zuftändigfeit feftzuftellen, und unverweilt an die Die 
frieröpoligeibehbrden zur Mittheilung an die betreffenden Verwaltungen gelan: 
zu laffen. 


Sollte die Feftftellung wegen befonderer Hinderniffe, oder wegen der von Geite 
der Unterbehdrden nicht rechtzeitig erfolgten Erledigung ber fuperreviforifchen 
Erinnerungen bis zum 1. Januar Finftigen Fabres nicht vollftändig bewirkt 
werden -Fönnen, fo find die betreffenden Berhandlungen beziglidy jener Diftricre, 
welche in Folge der Allerhoͤchſten Verordnung vom 29. November d. Js. an 
einen andern Regierungsbezirf übergehen, der betreffenden Kreisregierung zu 
deren obereuratelamtlidyer Erledigung zu überftellen. 


Binnen längftens drei Monaten wird über die vollftändige Erledigung diefes 
Verwaltungsgegenftandes Bollzugsanzeige erwartet, 


Die Obereuratelftellen fowohl, ald die Uutercuratelbehörden werben fortan das 
räber wachen, daß nicht nur die gründlich geprüften, berichtigten und feftge: 
ſtellten Wirchichaftspläne, im. Hinblide auf die Grunpbeftimmungen vom 
6. April und 5. Mai 1835, inäbefondere $. 9., die unabweichliche Grund: 
lage des Gemeindes und Stiftungsbhaushaltes bilden, fondern daß auch die 
angeordneten Etatövarianten, durch welche den Verwaltungsbehörden die Mits 
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tel gegeben find, mit Zuftimmung der Guratelbehörden, die den jeweiligen 
Zeitbedirfniffen und Zinanzzuftänden der Gemeinde: und Stiftungscaffen ent 
fprechenden Modificationen der grunderatömäffigen Beftimmungen eintreten zu 
laffen, nach erfolgter Feftftellung zum pflichtmäffigen Bollzuge gebracht werden. 

5) Eine vorzügliche Aufmerkfamfeit ift auf die regelmäffige Einhaltung und Durch⸗ 
führung der hergeftellten Schuldentilgungspläne, fo wie anf die vorfchriftämäfr 
fige Ablage der dafür angeordneten abgefonderten Rechnungen zu richten, und 
bei jenen Verwaltungen, welche noch feine Einleitung zur Bildung nachhaltis 
ger Tilgungsfonds getroffen haben follten, in Gemäßheit der hierüber vorlies 
genden fo weiſen ald wohlthätigen allerhöchiten Anordnungen um fo unbeding« 
ter zu beſtehen, ald nur durch fucceffive Abzahlung der Schulden der Wohl: 
fand, fo wie der Credit ber Gemeinden und Stiftungen neu begründet und 
refp. befeftigt, und unter dem ſchuͤtzeuden Beſtande wohlbemeffener Verwal: 
tungsvoranfchläge der Haushalt derfelben auf der Bahn der Orduung erhalten, 
und einem fleigenden Aufblühen enrgegengeführt werden kann. 


München, den 8. December 1837. 


Staatsminifterium des Junern. 


An 
ſammtliche Kreisregierungen dieſſeits des Rheins alfo ergangen. 


DRednungslegung.‘) 
$. 429. 
2830. 


(Die Formulare und Inſtruetionen für die Rechnungsſtellung über das Stiftungs- und Eomunalvermögen betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Kbaigs. 


Seine Kbnigliche Majeftät haben zwar in der einſchlaͤgigen Generalausjchreibung 
vom 9, Mai v. Js. die Abfichte zu Ertheilung allgemeiner Vorfchriften für die Formen der 
fünftigen Rechnungsſtellung über das Stiftungs- und Comunalvermdgen "zu, erkennen geben 
laffen; nachdem jedoch die nähere Einficht der im Folge jener Ausfchreibung eingefenderen 
älteren Inftructionen und Rechnungseremplare die Ueberzeugung gewährt hat, daß die Er: 
theilung allgemeiner Formulare und Juſtructionen über diefen Gegenftand unter den dermalis 
gen Verbältniffen weder ald unausweichlich erforderlich nod) als durchaus anwendbar erachtet 
werden fonne, fo wird den Königlichen Regierungen, Kammern des Innern, in der Anlage 
eine Erinnerung des Rechnungscommiffariates der oberſten Stiftung: und Comunalcuratel, 
welde die Vorfchläge zur Verbefferung und Vervollſtaͤndigung der biöher beſtehenden Formus 
— — — — tit 

*) vergl. hlezu die Miniſt.-Entſcht. vom 9. Zutt 1836, dem Vollzuig der’ 6.6. 34. 60. und 123.des 
ee Gemeindeedicte und der Miniſterial-Verfügung vom 6 Aprit 1835 ih Bezug unf“'vie For 
de Wirdhfäärtäpfine,) dann der Ekats und Rechnungen “der Sehteinden und Stiftungein betr; (f. 

6. 425. ©. A8T, oben); feiner 5. der VI. Verfaff. » Belt.‘ Weber’ die Bekanntinachung der’ Er⸗ 
gebniſſe der Rechnungen ſ die 55.059; — 661. unten... mim one. 


726 i Abth. XI. Abſch. I; Tit. I. Kap, II, \, 429. 


lare ber Stifrungds und Gemeinderechnungen enthält, hiedurch unter dem Wuftrage zuge 
ſchloſſen, durch Unweifung und Belehrung der rechnungsftellenden und rechnungsaufnehmen— 
den Behbrden und Individuen auf dem im der gegenwärtigen Erinnerung, Wege zu bewirken, 
daß die Mängel in der bisherigen Rechnungsablage u. und die beabſichteten Zwecke 
ſucceſſiv erreiche werden, 


Münden den 9. März 1819. 


Stantöminifterium des Juneru. 


An 
die Königlichen Regierungen, K. d. J. mit Ausnahme des Rheiukreiſes. 


Abdruck der allegirten Erinnerung 


des Gentralrehnungs: Commiſſariats des Königlichen Staatsminiſteriums des Innern, die Formulare uud In: 
firuetionen für bie Caſſe und Rechnungsgeſchäfte des Stiftungs- und Comunalvermögens betreffend. 


Die in Gemäßheit der Generalausfhreibung vom 9. Mai v. J. vom den Könige 
lichen Regierungen ( Kammern des Innern) erfiatteten Berichte, in Betreff der Formulare 
und Inftructionen für die Kaffe: und Rechnungégeſchaͤfte des Stiftungs- und Comumnal: 
Vermögens find dem ehrfurchtoͤvoll unterzeichneten NRechnungscommiffariate zur Sammlung 
und Redaction zugejtellt worden. 


Das Redhinungscommiffariat hat diefe Vorlagen in möglichft forgfältige Erwägung 
gezogen, und erlaubt fih nunmehr, 


1) in allgemeinen Bemerkungen feine unmaßgebenden Anfichten Über die Ertheilung 
neuer allgemeiner Vorfchriften und Formulare für die Rechnungsftellung über 
das Stiftungs- uud Comunalvermdgen darzulegen; 


2) bierauf diejenigen Beftimmungen in Antrag zu bringen, nach welchen die bis— 
ber beftehenden Vorfcriften und Formulare für die befragten Rechnungsger 
ſchaͤfte unmaßgebend zu verbeffern und zu versollftändigen feyn moͤchten; 
fofort 

3) über diefe angetragenen Beftimmungen Punkt für Punkt die Rechtfertigung 
und udthige Erläuterung zu geben; eudlich 

4) einige befondere Bemerkungen über einzelne in ben — einiger Eurate ⸗ 
len enthaltene Antraͤge ſchließlich folgen zu laſſen. 


I. 
Ullgemeine Bemerfungen. 


Wenn die Rechnungsablage über das Stiftungs: und Comumalvermögen ins kuͤnf⸗ 
tige allenthalben blos rechnungs : und amtögefhäftsfundigen Beamten. obläge,- fo würde es 
eben nicht ſchwer feyn, diefelbe in durchaus gleiche und fpftematifche Formen zu bringen, 
und ed würde in diefem Falle das Formular der für die Stiftungsadminiftrationen vorges 
fchriebenen Hauptcaffas Bilanzen und der Schematismus für den Gomunaletat der Stadt 
München Feine billige Forderung in jener Hinficht mehr übrig laffen. 


Allein die Verfaffung der Mechnungen liegt in den Muralgemeinden Fünftig umges 


XXXI. zu $. 59 des renidirten Gemeindeedictd. (Rechnungslegung) 727 


wandten Landleuten, oder höchitens Schullehrern ob, von welchen ſich nur wenige in bie fys 
ftematifhe Darftellung und in dad mweitläufige Rubrikenwerk jener Schematiömen zu finden 
lernen würden. 

Es iſt wicht zu Iäugnen, daß bergleichen foftemartifche Formen ihren großen Werth 
haben, wo ed darauf anldmmt, eine Eentralüberfiht der Geſammtkraͤfte eines zerftreur lies 
genden Bermdgens zu erhalten, um bieraus die Anhaltspunkte für große, ind Ganze gehens 
de Operationen zu ſchoͤpfen, allein diefer Zweck fällt bei dem Stiftungs- und Comunal: 
vermögen für die Folgezeit weg, indem die jüngfte Ertradition an die Magiftrate und Rus 
ralgemeinden auch die legte Inventariſation des Vermogens zugleich ift, und die kuͤuftigen 
Verwaltungen nur die Aufgabe vor fich fehen, die ſtete Kenntniß des Vermbgens in dem 
engern Kreife ded Orts zu erhalten, den hoͤchſtmoͤglichen Ertrag von dieſem Bermdgen: zu 
gewinnen, und denfelben ftiftungs: und zwedimäffig zu verwenden, 

Zu allem diefem dürften Die bisherigen Mechnungsformulare mit einigen Vers 
befferungen und Bervollftändigungen zureichend ſeyn, und fie gewähren dabei noch den Vor⸗ 
theil, daß fie durch mehrjährige Uebung auch der befchränktern Kenntniß geläufig geworden 
find, und in der einfachen Stellung ihrer Rubriken auch dem einfachen Gange der Fünftigen 
Berwaltung folgen. 

Hiernach dürfte von der Ertheilung neuer Formulare für die Gtiftungs: und Co: 
munalrechnungen Umgang zu nehmen, dagegen aber moͤchten nachfolgende 


II, 


Beffimmungen fir die Beibehaltung und Berbefferung der bisherigen 
Borfhriften und Formulare Über diefe Rechnungsgeſchäfte 


zu ertheilen feyn ; 
„ 6. 1. 


Die in den erften ſechs Kreifen des Königreichs vor dem A. October 1807 bes 
ftandenen, und die in dem Unter = Mainkreife fpärer eingefuͤhrten Formularien für die 
Stiftungdrechnungen, dann die zur Zeit beftehenden Formulare für die Gemeinderechnungen, 
endlid die bisher eingeführten Formulare für die Materialdlonomie und andere Nebeurech— 
nungen der Stiftungen und ‘Gemeinden follen unter den nachbezeichneten Modificationen bei 
den Ruralgemeinden überall beibehalten werden. 


$.2. 


Fir die Erifrungen in denjenigen Städten und Märkten, bei welchen Magiftrate 
befteben, fann das Formular der den allgemeinen und befondern Stiftungsadminiftratoren 
vorgefchriebenen jaͤhrlichen Hauptkaffe : Bilanzen, und für dat Gomunalvermögen dieſer 
Staͤdte und Maͤrkte kaun der Schematismus für den Etat der Stadt München ( Regierungs: 
blatt v. J. 1808, Eeite 275 — 230) in dem Falle ald Rechnungsformular angewendet 
werden, wenn die vormaligen GStiftungs s und Comunals Adminiftratoren fich dieſer Fors 
mulare in der Rechnungsftellung bisher ſchon bedient haben. Wuffer diefem alle finden die 
Beſtimmuagen des 6, 1. bier gleichfalls ihre Anwendung. 


9. 3. 


Wo bisher, oder bis zum 1. Detober 1807 die Rechnungen, ohne alle Eintheilung 
Bd. XI. e 92 


x 
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in Pofitionen, in eimer bloßen Aufzeichnung der Einnahmen und Ausgaben nad) der 
Zeitfolge ihres Anfalles beftanden haben, fol in Zukunft für die Stiftungsrechnungen das im 

der Mairfchen Generaliens Sammlung vom Sabre 1788 Bd. IV. ©, 867. bis 887. ver: 
geſchriebene Schema ; — für die Gemeinderechnungen aber die in dem Edicte vom 24. Sept. 
1808, $. 124—133. (foldjähriges Reg.: Bl. S. 2428 - 2430.) bezeichnete Form ange: 
wender werden. Da jedoch erſteres Formular zunaͤchſt aur für die Kirchenrechnungen erems 
plificire ift, fo haben die Recdhnungsaufnehmenden Behbrden den Verwaltungen von Uuters 
richts⸗ und MWohlthätigkeitsftiftungen die geeigneten Rechnungspofitionen für den Vortrag der 
Fandationslaften folder Stiftungen, welde in der Beilage III. zu der Jnſtruction für die 
Königlide Stiftungsadminiftration (Reg. Bl. dv. F. 1808, ©. 297, ) beifpielöweife vorge 
tragen find, bei der Reviſion der erften Rechnung gehdrig bekannt zu machen, und fie zur 
fünftigen Anwendung bderfelden anzuweifen. Die Herftellung von fogenanaten Beutelrecds 
nungen foll als zwecklos fünftig gänzlich ceffiren. 


. 4. 


Die in den ältern Rechnungsinftructionen und Formularien neben den Vorfchriften 
für dad Formelle der Rechnungen zugleich enthaltenen Verfügungen für die Berwaltung 
und Bewirthbfhaftung des Gtiftungs» und Gomunalvermögens behalten, wie fi 
von felbft ergiebt, für die Zukunft nur im foweit ihre ©iltigkeit, als fie durch neuere Be— 
ſtimmungen nicht abgeändert, oder aufgehoben worden find. 


$. 5. , 
In der Stiftungs- und Gemeinderechnung muß ein Verzeichniß der zu dem Vermoͤ⸗ 
gen der Stiftung und Gemeinde gehdrigen, in ganzen Meyereien, Schäfereien, einzelnen Gebäuden 
und Gründen gehörigen Realitäten mit der Bemerkung, ob diefelben in eigenerRegie, oder 


ald Befoldungstheile von Beamten und Dienern benuͤtzt, oder ob fie verpachtet find, beir 
gefuͤgt werden, 


Dieſes Verzeichniß wird bei den Stiftungen das eritemal aus den Vermdgens— 
auswetſen, weldye gemäß der Verordnung vom 15. März 1817, Are. I. lit, b. (folchjähr. 
Reg.-Bl. ©. 186. vergleiche allg. Intel.:Bl. v. 3. 1818, ©. 993.) verfaßt werden 
muͤſſen, bergeftellt, und in den folgenden Rechnungen nah Maßgabe der durch Verkauf und 
durch Veränderung der benigungsmweife entjtehenden Modificationen fortwährend ergänzt. 


Bei ten Gemeinden wird das Realitätenverzeichniß -aus den Refultaten der Vermoͤ— 
gend: Fnventarifation gezogen, und wenn diefe nicht vorgenommen worden fenn follte, ent: 
weder neuerlich bergeftellt, oder aus dem Gemeindebuche (Geſetzbl. v. J. 1818, ©. 84. 
$. 100.) gezogen, und hieraus für die Folgezeit, ergänzt. 


6. 6. 


Außerdem wird den Rechnungen zuerft für das Etatsiahr 1813 umd im der Folge 
immer alle fünf Sabre einmal, mit Nachtragung der inzwifchen vorgefallenen Zus und 
Abgänge ein volftändiges Inventar der Mobilien und Geraͤthſchaften jeder Stiftung 
und Gemeinde beigefügt. Diefed Juventar wird entweder nach dem bisherigen Formular, 
oder wo ein foldhes nicht beftcht, nach dem beiliegenden, mir Beifpielen für eine Eultuss 
fiftung verfehenen Schema verfaßt. 
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Wo über einzelne Beftandrheile ed Vermögens, ald Landwirthfchaften, Bräuereien ıc. 
oder für die Haushaltung eines Inſtituts, 5. B. der Waifenhäufer, der Spitäler sc, eigene 
Nebenrechnungen geführt werden, wird. das befondere Inventar diefer einzelnen Vermdgends 
theile oder Haushaltung der Nebenrechnung beigefügt. Das Federvieh, irdene Kuchenges 
fhirr und Hauseinrichtungen von geringem Werthe koͤnnen hierbei umgangen werden. Wenn 
ein Juventar der Gerätbfchaften und Mobilien noch gar nicht hergeftellt feyn follte, fo ift 
dasjelbe durch ſaͤmmtliche Mitglieder der Stiftungd: und Gemeinde » Vermbgenöverwaltung; 
und bei Cultus- und Schulftiftungen unter Mitwirkung der Ortspfarrer und Schulinfpecto; 
ren fofort zu verfaffen. Wenn Mobilien und Geräthfchaften nach ihrem Zwecke nicht im 
BVerwahr der Stiftungs: und Gemeinde: Bermögensverwaltungen, fondern im Berwahr drit- 
ter Perfonen fich befinden, fo haben Ießtere, fo oft dad Inventar der Rechnung angelegt 
wird, in demfelben mit ihrer Unterfchrift zu bezeugen, doß bie Awenracientaae noch in ihrer 
Verwahrung ſich befinden. 


4. 7. 


Das Realitaͤtenverzeichniß ($. 5.) und dad Inventar (F. 6.) wird unter der naͤm⸗ 
lien Verantwortlicpkeit und Unterfchrift verfaßt, welche für die Rechnungen felbft angeordnet 
find, beide Punkte bilden ergänzende Beltandtheile der Rechnungen, und unrerliegen gleich 
dieſen der fdrmlichen Revifion durch die rechnungsaufnehmenden Behbrden. 


* 


$. 8 h 


Die Einmifhung der wirflid anliegenden Aetivcapitalien unter den Activreſt 
(Bertand) des vorigen Jahres, wornach die am Schluße desjenigen Jahres, für welches die 
Rechnung geftellt wird, nach anliegenden Gapitalien wieder ald ein Theil’ des Activreſtes 
(Beftandes) diefer Rechnung erfcheinen, darf kuͤnftig nicht mehr ftatt haben, und ed koͤnnen 
daher nur die im Laufe eined Jahres wirklich zuruͤckbe zahlte Capitalien in einer beſondern 
Poſition der Rechnung zur Einnahme geſetzt werden. 


9. 


Eine befondere Aufmerkfamfeir ift der rechnungsfbrmigen Behandlung der Activ⸗ 
ausftände zu widmen. Es wurde in mehrern eingefendeten Rechnungen bemerft: 


a) Daf entweder alle am Schluffe einer vorjährigen Rechnung haftenden Activ— 
ausftände in der neuen Rechnung unter dem Activreſte (Beitande) der vorigen 
Rechnung enthalten waren, und daß ſonach weder bie im Laufe des neuen 
Jahres, wofuͤr die Rechnung geſtellt wurde, am obigen Ausftänden eingegan; 
genen Summen befonderd in der Einnahme, noch die an den laufenden Ren: 
ten diefed neuen Jahres unbezahlt gebliebenen Berräge als neue Ausftäude be: 
ſonders in die Ausgabe geſetzt, fondern vielmehr mit den am Scluffe des 
Sahres, wofür die Rechnung geftellt wurde, beftandenen vor: und dießjährigen - 
Xerivausftänden die Rechnungs-Activreſte, ausgezeigt worden find; 

b) oder daß die eingegangenen Wetivausftände unter und neben den laufenden 
Renten in der nämlichen Pofition vereinnahbmt, und die unbezahlten Beträge 
der laufenden Renten blos vorgemerkt wurden. Die beiden Verrechnungsarten 


der Activausſtaͤnde können kuͤnftig nicht mehr flatt finden, fondern die Auss 
92* 
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ftände muͤſſen mach der Juſtruction vom 21. Dech. 1786 (Maierifche Gen.: 
Sammlung v. 3. 1788 Bd. IV. S. 875. und 883.) in der Rechuung vor: 
getragen werden. 


Wo jeboh, wie 53. DB. in den vormaligen Provinzen Ansbach und Baireuth vor 
dem 1. -Dctober 1807 die Netivausitände in eigenen, meben den wirklichen Einnahmen 
fichenden Eolumnen vorgetragen worden find, kann diefe Einrichtung auch in Zufunft anges 
wendet werben. 


$. 10. 


Nah den vorftehenden 66. 8. und 9. ergiebt ſich von felbit, daß ber aus ber 
Abgleichung der Einnahmen und Ausgaben jeder Rechnung hervorgehende Activreft durchaus 
nur die am Schluffe des Rechnungsjahres wirklich vorhandene Baarſchaft enthalten könne, 
ed muß jedoch jederzeit bei dem Vortrage des Activreſtes bemerkt werden, ob bierunter 
zurücbezahlte Gapitalienerldfe für veräußerte Wermögenstheile, Legate, Schenkungen und 
Erbtheile ꝛc., welche zu Erweiterung des Fundirungsvermögens beſtimmt find, fi) befinden, 
Bei den Stiftungs- und Comunalvermögenss Rechnungen der Städte und Märkte iſt außer 
dem durch -Anlage der in der einfchlägigen Verordnung vom 21. Sept. 1818, $. 38. (jold) jaͤhrl. 
allg. Intel, Bl, S. 1065.) angeordneten Abrechnungen darzuthun, daß dergleicden Vermodͤ— 
genötbeile richtig in die Refervecaffen hinterlegt worden ſeyen. 


$. 11. 


Die in den bisherigen Rechnungen erfcheinenden allgemeinen Pofirtionen: 
Sonderbare Einnahme und Ausgabe indgemein, ad extraordinaria etc, follen Fünftig 
purificire, und die bierumter ungeeignet aufgenommenen ordentlichen Einnahmen und Ausga— 
ben; welche entweder alljährlich vorfommen, oder doch zu deu regelmäßiger Einkünften und 
Laften einer Stiftung und Gemeinde gehören, ald 3. B. bei der Einnahme die Erldie 
aus veräußerten Realitäten, aus abgeldferem Obereigenthbum, aus verfauften Kirchenftählen, 
Grabkreuzen, Redhnungserfagpoften und bei der Ausgabe die Seminarbeiträge, Kirchen: 
direftorien, Chriftenlehrichenfungen, Koften der Erhebung und Verwerthung von Gilt: und 
Zehentgerreiden, Steuern, Deferpiten und Honorarien der Agenten, Brandaffecnranzbeiträge, 
Rechnungsreceßpoſten ıc. entweder in die geeigneten, ſchon vorhandenen Poſitionen der Red: 
nung unter eigenen Unterabtheilungen aufgenommen, oder hiefür eigene ſchickliche Poſitio— 
nen gebilder werden. Einnahmen und Ausgaben, welche wirflih als außerordentlich berradh: 
ter werden muͤſſen, welche nämlich aus einem in der gewöhnlichen Bewirthichaftung des 
Vermögens und in der Befriedigung der gewöhnlichen Beduͤrfniſſe einer Stiftung .oder- einer 
Gemeinde nicht liegenden auferordentlichen Anlaſſe hervorgehen, follen unter der eutſprecheu— 
den Pofition: außerordentliche Einnahmen und auferordentlihe Ausgaben vorge: 
tragen werben. 


$. 12. 

Schließlih wird noch fürs Allgemeine erinnert, daß der fchrifrliche Vortrag jeder 
Rechnung zwar ohne unndthige MWeitläufigkeit, jedoch jo deutlich und dem verredhneten Ge: 
genftand bezeichnend abgefaßt werden folle, daß er auch ohne jedesmalige Einficht der Ned: 
nungsbelege vollkommen verftändlich fen. 
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TI. Rechtfertigung und Erläuterung der angetragenen Beftimmungen, 


3u $. 1. Diefer Sat finder feine Rechtfertigung im den vorftehenden allgemeinen 
Bemerkungen, ; 

Zu $. 2. Mehrere Königl. Aominiftraroren haben bei Ablage ihrer Rechnungen 
bie augerufenen Schematismen wirklich angewendet, und da jeder Magiftrat wenigftens 
einen durch Geſchaͤftsuͤbung gebildeten Stadt- oder Marktöfchreiber erhält, fo kann es diefen 
geäbtern Rechnungsfertigern nicht nur nicht ſchwer werden, fondern fogar zur Erleichterung 
dienen, wenn fie. einer durch mehrjährige Anwendung practifch gewordenen Forme ferner 
folgen kdunen. 

Auch unterliegen die Rechnungen der durch Magiftrate verwalteten Orte ber alljähr: 
lichen Revifion der Gefchäftsmänner vom Fache bei Euratelen, welche die Ueberfiht auch 
unter weitläufigern Formen zu bewahren willen miüßen. 

Zu $. 3. Diefe Vorfchrife fcheine morbwendig, da wirklih einige Rechnungen in 
bloßen Tagebuchabfchriften beftanden haben. Die cirirte Form der Stiftungs rechnungen 
ift die für die ehemalige Provinz Neuburg vorgefchrieben, welche außer einer fehr zweckmaͤ— 
Figen Abweichung in der rechnungsmäßigen Behandlung der Activausftände (vid. die Rechts 
fertigung zu $. 9.) im Ganzen der altbaverifchen gleich kommt. 

Die angerufene einfache Form der Gemeinderechnungen ift im — Iller⸗ 
kreiſe ſchon bisher mit Erfolg angewendet worden. 

Größere Unterrichts- und Wohlthaͤtigkeits-Stiftungsrechnungen enthalten ohnehin in 
ihren bisherigen Formularien ſchon die Pofitionen für den Vortrag der Fundationtlaften, 

Fuͤr Pleinere, bisher nach gar feinem Formular zufammengefellre Rechnungen wird 
durch fucceffive Belehrung der Rechnungsfteller bei der Revifion diefer Rechnungen am beiten 
geforgt werden Fonnen. 

3u $. 4. Diefe Beſtimmung (wenn gleich in der Sache ſelbſt liegend) wird zur 
Vermeidung allenfallfiger Uebergriffe und Mißgriffe gleichwohl nicht uͤberfluͤſſig fern. 

3u $. 5. Das Vermbgen an Activcapitalien und nugbaren Rechten Klegteres in 
feiner Rente) muß ohnehin im jeder Rechnung erjcheinen,, und es liegt in den Pflichten der 
rechnungsaufnehmenden Behörden, dafılr zu forgen, daß Fein ſolcher Vermögenstheil, wenn er 
auch in einem Jahre feinen Ertrag gewährt haben follte, aus der Rechnung wegbleiben dürfe. 
Wenn aber aud alle verpachtete Realitäten mir ihrem Pachtertrage in den Rechnungen er 
fheinen, jo ift doch bei der landwirtbichaftliden Selbitregie felren’ der ganze Beſtand der 
Realitäten in der Deconomierechnung verzeichner, und die als Befoldungstheile verliehenen 
Gebäude und Grumdftice erfcheinen in den bisherigen Rechnungen gewoͤhnlich gar nicht. 

Die alljährliche Verzeihnung der Realitäten erhält im jedem Falle die Aufmerkjam: 
feit der Recdhnungsführer und Rechnungsaufnehmer auf die unverminderse J Integritaͤt des 
Realitaͤtenbeſtandes und feiner Benuͤtzungsweiſe; ja fie wird bei Comunalrealitaͤten auch auf 
die richtige Führung des Gemeindebuches Einfluß haben. Die Herftellung eines eigenen 
Realitätenverzeichniffes gewährt vor der Aufführung aller Realitäten in der Rechnung ſelbſt 
den Vorzug, daß der Vortrag der Pachtgelder nicht unterbrochen und erweitert werden darf. 

Ein Formular zu dem Realitätenverzeichniffe ſcheiut nicht erforderlich, da die Sache 
am ſich fehr einfach ift, und, das Nörhige größtentheild ſchon aus vorhandenen Inventari⸗ 
ſations acten geſchoͤpft werden" kann. 
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3u $. 6. Den Mobilien und Gerärbichaften, welche oft ein fehr bedeutendes Ga: 
pital bilden, und ohne genaue Inventariſation allen Gefährden ausgefegt find, dürfte eine 
vorzügliche Eorge gewidmer werden. Wenn aud das Inventar diefer Mobilien für größere 
Stiftungen und Gemeinden bei der erften Herftellung eine weitläufige Arbeit it, fo dauert 
es in der Folge doch auch bei den gehdrigen Ergänzungen für jede Zukunft. 

Zu Vermeidung der Schreibereien wäre daffelbe übrigens nur alle 5 Jahre einmal 
der Rechnung anzulegen, und dad entworfene Formular duͤrfte moͤglichſt einfach und dem 
Zwecke entiprechend feyn. 

3u $. 7. Diefe Beſtimmung wird fi aus der Wichtigkeit der einfchlägigen Ac+ 
tenſtuͤckke; — und die Beſtimmung — 

3u $. 8. aus den machtheiligen und verwirrenden Folgen rechtfertigen, welde aus 
der Fortführung der Activcapitalien unter den Activrechnungsreſten eutſtehen muͤſſen. 


3u $. 9. Die Manipulation lit. a. war bei den Activausſtaͤnden biöher am ger 
wöhnlichiten und iſt auch in dem Formular für die altbayerifchen Kirchenrechnungen vom 
Fahre 1769 vorgefcrieben. Sie hat jedoch nah vorhandenen Beifpielen auch bei geübten 
Rechnungsfuͤhrern Irrungen und Unrichrigkfeiten veranlaßt, und würde deren noch groͤßere bei 
ungelbten Pflegern herbeiführen, indem fie vorzuͤglich die Webereinftimmung der Rechnung 
mit dem Tagebuche erfchwert. 

Die Manipulation $. 9. lit. b. ift gegen alles Syſtem und verdedt die Nachlä: 
figfeiten des Rechnuugsfuͤhrers in der Erhebung der Renten. Dagegen dürfte die in der 
Neuburgiſchen Kirchen » Rechnungsinftruction vom Jahre 1786 vorgefchriebene Behandlung 
der Activausftände, wornach die wirflid eingegangenen Altern Ausftände unter gehdrigem 
Vortrage zur Einnahme, die Ausftände des laufenden Jahres aber zur Ausgabe gebracht 
werden, um fo mehr einzuführen feyn, da das Redhnungsformular in allen Übrigen Theilen 
dem altbayerifchen gleich ift, und daher Feine fonftigen Jrrthuͤmer veranlaßt. 


Die Verrechnungsweife der Aetivausftände in den Stiftungs- und Comunalrechnun: 
gen der ehemaligen Provinzen Anſpach und Baireuth, wobei für den ganzen Vortrag ber 
Einnahmen zwei Eolonnen : „Iſt eingegangen‘ und „reſtirt“ nebeneinander geftellt werden, 
ift zwar. gleichfalls richtig, und dem Tagebuche und Heberegifter vorzüglich angemeſſen. 


Da fie aber doch in das Tabellarifche fällt, und nicht ganz einfach ift, fo möchte 
fie nur da beizubehalten feyn, wo ein mehrjähriger Gebrauch ihre Anwendung erleichtert 
und verftändlicher gemacht hat. . 


3u $. 10. . Diefe -Beftimmung fol die vorhergehenden ſ99. 8 und 9. möglichft 
deurlih machen, und die Ueberficht der nicht aus Menten erwachienen Caſſareſte gewähren, 
nebſtdem aber auc die Ueberzeugung berftelen; daß die Eurrents und Reſervekaſſen richtig 
geführte werden. 


Zu $. 11. Die allgemeinen Einnahms- und Ausgabspofitionen: Gonderbar; 
Jasgemein; ad extraordinaria etc. führen zu Vermiſchungen verjciedenarriger Ein: 
nahmen und Ausgaben , erfchweren die Weberfiht, ob alles, was vereinnahmt werben foll, 
and wirklich vereinnahmt werde, ob nicht die Ausgaben immer vermehrt werden, und ob 
nicht die Regiekoſten einzelner Dermdgenszweige den Ertrag. aufzehren. Diefe Pofitionen 
erihweren auch vorzüglich die Herftellung richtiger Gractioneberedinungen aus mehrern Gab? 
„eu, wenn dergleichen einmal noͤthig werden. 
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Zudem ift ed eben nicht fchwer, für die Poften, welche unter diefen Titeln cumus 
lirt zu werden pflegen, und welche hoͤchſt felten wahre aufferordentlihe Einnahmen und 
Ausgaben find, eine entjprechende Pofition in der Rechnung aufzufinden, oder neuerdings 
beizufeßen. 

Zu $. 12. Diefe Beitimmung wird keiner Erläuterung. bedürfen. Uebrigens muß 
noch überhaupt bemerkt werden, daß eine bloße Ausfchreibung der vorjtehenden Be: 
ftimmungen für die Verbefferung der Rechnungsformulare von Seite der rechnungsaufneh: 
menden Kreiscuratelen und Gerichtöftellen an bie Stiftungs: und Gemeindepfleger des plat— 
ten Landes wahrfcheinlich ohne fonderlichen Erfolg auf die Reinheit und Nichtigkeit der 
künftigen Rechnungen bleiben wilde, Es ift vielmehr bei Entwerfung diefer Beftimmungen 
der Geſichtspunkt ind Auge genommen worden, daß diefelben von den Land: und den guts— 
herrlichen Gerichten, fo wie von den Mechnungscommiffariaten der Guratelen dazu benägt 
werden follen, um bei der Rechnungsrevifion die Gemeinde: und Etiftungepfleger muͤndlich 
und unter Hinweifung auf die eben vorliegende Rechnung ſelbſt; die Verwaltungen der 
Srädte und Märkte aber fchriftlich in den Revifionsprotocolen zu Befolgung der ertheilten 
Vorſchriften anzuweifen, und auf diefe MWeife nah und nad die möglichite Reinheit in die 
Rechnungsablage zu bringen. 


IV. Befondere Bemerfungen uber einzelne Anträge in den Berichten 
einiger Quratelen. 


a) Das Rehnungscommiflariat einer Guratel bemerkte, daß rüdfichtlich der dem 
Ungefähr überlaffenen Perceprion der Zoll» und Marktsreuten eine genaue Con: 


trole ndthig und hinfichtlich des Bauweſens eime firenge Aufſicht und Eontrole 
fürträglich wäre. 


Da über diefe beiden allgemeinen Bemerkungen, weldye nicht einmal die 
beftebenden Mängel darftellen, gar Fein Antrag beigefügt ift, fo moͤchte der 
Enratel zu uͤberlaſſen ſeyn, Ddiefen Mängeln näher auf den Grund zu feben, 
und die geeigneten Gontrolen anzuerdnen, 


b) Eine Euratel glaubt, daß die Ausftände in der Rechnung durch eine bejondere 
Genehmigung nachgewieſen werden follten, und eine andere Euratel fügt noch 
befonders bei, daß kein Pfleger einen von der höhern Behdrde nicht genehmigs 
ten Ausſtaud an feinen Amtsnachfolger folle übergeben duͤrfen. Das unter: 
zeichnete Rechnungscommiffartat bat zwar höherer Beurtheilung zu uͤberlaſſen, 

in wie fern eine ſolche Anordnung getroffen werden ſolle; daffelbe glaubt je: 
doc unmaßgebend, daß die Bedingung einer vorläufigen Genehmigung der 
Ausftände durch die vorgefeßte Curatelbehoͤrde, welde die Schreibgeichäfte 
febr vermebren würde, der Saumfal einzelner Pfleger nicht feuern, folglich 
die Ausftände nicht vermindern mbchte. 


Wenn die einberichteten Ausftände, wie es gewöhnlich gefchieht, zur Ver— 
rechnung genehmigt werden, fo ift die Einberichtung bloße Formalitaͤt; foll 
- aber ein aus Schuld des Verwalters umnbezahlt gebliebeuer Ausftand salro 
regressu von ihm erfeßt werden, fo läßt ſich der Auftrag hiezu auch bei 
der Revifion der Rechnungen ertheilen, 


Ein nachläßiger Verwalter, der ſich micht ſcheut, Ausftände in feine Red: 
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c) 


Abth. XI. Abſchn. I. Tit. . Cap. II. 6. 430. und 431. 


nung aufzunehmen, wird fi auch nicht fcheuen, fie in einem Berichte anzus 
zeigen, und am Ende geht gewdhnlidy doch dad Ganze bahin aus, daß bie 
Ausftände unter mehr oder minder fcharfen Drohungen gleichwohl genehmigt 
werden, 


Auch ift von einer Euratel die Anſicht geäuffert worden, daß für die Stiftuns 
gen und Gemeinden der größern Städte und Märkte ein jährlicher Etat ver 
faßt werden follte. 


Das unterzeichnete Rechnungscommiffariat glaubt bemerken zu müffen, daß 
die Erigenz der Gemeinden und ber größern MWohlthärigkeirsftiftungen zu fehr 
von Zufällen abhänge, um einen genauen Etat hierüber verfaffen zu koͤnnen, 
und daß die Jahrsetats bei dem großen Detail ihrer Bearbeitung und Revi— 
fion leicht dad Schidjal haben, daß fie erft dann genehmigt werden, wenn 
das treffende DVerwaltungsjahr ſchon feinem Ende naht. 


Minden den 24. Februar 1819. 


$: 430. 


Die Theilnahme des Pfarrers zu Weihendrting an der Verwaltung des Kircenvermögens im Patrimonial: 


gerichtsbezirle Schönburg betreffend). 


M. J. K. 


Wir ertheilen euch auf die Beſchwerdevorſtellung des Gutsbeſitzers von Schduburg, 


Grafen von Leyden vom 31. März I. Is. und auf meueren Bericht vom 28. Juni d. Is. 
im obenbezeichneten Berreffe die Entfchließung : 


daß zwar die Verwaltung des Kirdyenvermögens im Patrimonialgericht&bezirke 
Schönburg dem Gutöherrn nad $. 96. des Edictd Über die guröberrlichen Rechte 
vom 26. Mai 1818 verbleibe, jedoch dem Pfarrer von MWeihendrting die Eins 
fiyt der Jahresrechnungen und die Abgabe feiner allenfalfigen Erinnerungen hier: 
über an die Obercuratel nicht verweigert werden koͤnne, nachdem dieſe bei den 
Eultusftiftungen auffer den Patrimonialgerichtöbezirken den Pfarrern überhaupt vors 
behaltene Rechnungseinſicht durch den $. 96. des angeführren Edictes nicht aus: 
geſchloſſen iſt, und die Obercuratel dadurch leichter in den Stand geſetzt wird, 


uͤber die Erhaltung und forgfältige Bewirtbfchaftung des Stiftungsfonds ununs 
terbrochen zu machen, 


Minden den 17. Auguft 1820. 


die Königliche Regierung des Unterdonaufreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


$ 431. 
(Die Gefhäftsiührung des Magiftrats der Stadt München betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Königs. 


Der Kbuiglichen Regierung des Ziarkreifes, Kammer des Jauern, werden die Be: 
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fhwerdevorftellungen der Magiftratsrärhe in München von Teng, Radlkofer, Spitz— 
weg und Riezler vom 6., 8. und 9. December v. J., die Geſchaͤftsfuͤhrung bed 
Magiftrars der Stadt Münden betreffend, hiedurch im Urſchr iften fammt Duplicaten mi 
nachftehender Eutſchließung zugeftellt : 


Die Jahresrechnungen über das Stiftungs- und’ Eomunalvermdgen muͤſſen nad 
F. 44. der Jaſtruction zur Gefhäftsfährung der Maägiftrate vom 21. September 1818 
von allen Gliedern des Magiftrats unrerzeichner feyn 


Hievon find aud) diejenigen Magiftratsräche nicht ausgenommen, welche gegen das 
Materielle der Rechnungen eine bei der Rechnungsaufnahme ſchon vorgebrachte, jedoch von 
der Mehrheit der Magiftratsglieder wicht beachtete Erinnerung zu maden haben, indem es 
ihnen überlaffen ift, ihrer Unterfchrift die Berufung auf befondere Erinnerungen beizufügen, 
welche jedoch. ſoglelch übergeben, und der Königlichen Regierung mit den Rechnungen. zur 
Befcheivung vorgelegt werden müffen, 


Dadurch ift dem einzelnen Magiftratsgliedern das Mittel gegeben, ſich gegen die 
Mithaftung für Rechnungspoften, deren Zuläffigkeit fie nicht anerfannt haben, bis zum Ers 
folg höherer Befcheidung zu verwahren. 


Die Berufung auf Unzuläffigkeit beftehender Formen in der Führung von Verwal 
tungss, Caſſe⸗ und Rechnungsgefchäften kann von der Unterfchrift der Rechnungen nicht befreien. 

Hienach find die Befchwerdeführer zu befcheiden, und zur nachträglichen Unterfchrift 
der Rechnungen, danu zur Vorlage ihrer Erinnerungen gegen dad Matericlle der Einnahme; 
und Ausgabspoften geeignet anzuhalten, 


II. 


Der angebrachten Beſchwerde gegen die Art der Geſchaͤftsfuͤhrung bei dem Magi: 
ftrate foll näher auf den Grund gefeben, und dabei befonders berüdjichtigt werden, daß, 
wenn gleich die Aufftellung eigener Eaffiere für die Stiftungen des Eultus und der MWohls 
thätigkeit, dann für das Comunalvermdgen von dem gefammten Magiftrate ald zweckmaͤſſig 
und nothwendig erachtet worden ift, doch die Goutrolle gegen diefe Gaffiere weder gänzlich 
verabfäumt, noch den rechtöfundigen Magiftrassrächen allein uberlaffen werden fonne, fon= 
dern zu bdiefer Eontrele auch diejenigen bürgerlichen Magiftrateräthe beizuziehen feyen, welche 
nah $. 47, des Edictes über die Verfaſſung der Gemeinden vom 17. Mai 1818 zur 
Verwaltung des Stiftungs- und Comunalvermdgens felbjt neben den rechtskundigen Magi— 
ftratörächen berufen find, 


' III. 


Da nach Anſicht der Beſchwerdevorſtellungen der genannten vier Magiſtratsraͤthe 
angenommen werben kann, daß die im vierten Abſatze der Juſtructionen zur Geſchaͤftsfuͤhrung 
vom 21, September 1818 angeordneten Refervfaffen beim Magiftrate der Stadt Minden 
noch nicht beftehen, fo hat die Kbnigliche Regierung für die Aufftellung diefer Caſſen um 
fo mehr zu forgen, als eben dadurd die Beforgniffe einzelner Magiftraröglieder wegen der 
Mithaftung gemindert werden koͤnnen. 

Bd. XI - 93 
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IV, | 
Sollte fid) das Vorbringen des Magiſtratsraths Spitzweg, daß nicht alle Verwaltungs: 
gegenftände vom Belange in den ordentlichen Sigungen vorgetragen: werden, bei Vernehmung 
des Magiſtrats beitätigen, fo hat die Königliche Regierung: dies falls gehdrig einzufchreiten. 
Minden den 28. Januar 1821. 
Staarsminifterium des Fnnern, 


un 
die Königliche Regierung des Iſarkreiſes, Kammer des Innern, alfe- ergangen. 


8. 432. 


(Das Rechnungsweſen des Magiftrats der Stade Würzburg betreffend ) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Kbnigse. 


Der Koͤniglichtn Megierung ded Untermainfreijes, . Kammer des JInnern, wird auf 
ihren Bericht vrm 24. März I. F , das Rechnungsweſen des Magiftrard: der Stadt Wuͤrz⸗ 
burg betreffend, uuſer Remiffion der Belege nachftebende Eutſchließung ertheilt, 

Ja den $f. 46 und 59 des Edictes über Verfaffung und Verwaltung der Ge: 
meinden vom 17. Mai 1518 iſt der Magiftrat als Verwalter des Gemeinde: und 
Stifrungsvermdgens unter dem Beifage bezeichnet, daß die Rechnungen hierüber von den in 
feiner Mitte befindlichen »Sradrfimnmerern und Stiftungsserwaltern ihm, dem Magijtrate, 
abgelegt werde muͤſſen. 

Hieruach veritebt es ſich von felbft, daß alle Redinungen, bevor jie den Gemeinde: 
bevollmächrigten zur Einſicht und Erinnerung, oder der vorgefegten Curatel zur Revifion vor: 
gelegt werden, im veriammelten Magijtrare förmlich abgehdrt, nad) Umftänden abgeändert, 
oder beftätigt werden follen. 

Im $. 73. des angeführten Edicres vom. 17. Mai 1818 iſt auf ein befonderes 
Regulaciv zur Geſchaͤftsführung der Magiſtrate verwieſen, und diefes unterm 21. Septem- 
ber 1818 ertheilte Regulativ beſtimmt im F. 44, 

daß alte Reibmungen über das Comunal- und Gtiftungsvermdgen, dann über die 

geionderten Schulden⸗ Tilguugsfonds im Namen und unter der Berantwortlichkeit 

des geſammten Magiftrars geſtellt, ſohin von allen Mitgliedern deffelben - unterzeich⸗ 
net werden: muͤſſe. 

Eine Abänderung dieſer Beſtimmung, welche lediglich die ordentlichen Verbindlich: 
keiten des Magiſtrats in feiner Eigenfhaft als Verwalter des Gemeinde- und Stifrungs: 
Vermögens ausipriche, kann durchaus micht ſtatt finden, 

Mas die Werwahrung einzelner Magiftratsgliever gegen die Haftung für Rechnungs: 
poſten betrifft, deren Zuläffigkeit fie nicht anerfanut haben, fo follen diefelben auf die ab: 
ſchriftlich anliegende Eurfchliefung verwiefen werden, welche unterm 28. Januar I. 3. über 
die Gefhäftsführung des Magiſtrats der Stadt München erlaffen worden ift.*) 

Gegen die Haftung für die Stadtkaͤmmerer und Stiftungepfleger wird ſich der 
Magiftrat durch eine firenge Ammwendung der im Regulativ vom 21. September 1818: ber 


5008; 





) f. vorſtehenden $. 1. 
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dad Kaſſſe- und Rechuungsweſen ertheilten Vorſchriften, und durch zeitiges ‚gemeffenes Eins 
ichreiten zureicheud verwahren Fhnnen. 


Muͤnchen den 17. Zuni 1821. 
Staatöminifterium des Jnnern, 


Un . 
die Königlihe Regierung des Untermainkreifes, Kammer des Innern, aifo ergangen. 


$. 438. 
5973. j * F u , 
(Die Verantwortlichkeir des Magiftrars der Stadt Würzburg für Stiftungs- and Gemeinderechnungen betr.) 


Auf Befeh! Seiner Majeftär des Könige. 


Der Königlichen Regierung des Untermainfreifes, Kammer ded Innern, wird bie 
vom Magiftrare der. Stadt Wuͤrzburg bei der jüngften Staͤndeverſammlung eingereichte Be: 
fchwerdeverfielung vom 22. Januar 1822, deffen Verantwortlichkeit fir die Stiftungs: und 
Gemeinderechnungen betreffend, zur Keuntniß und geeigneren Verfügung unter dem Bemerken 
zugeitellt: h 

daß auf dem Inhalte und Bollzuge des $. 44. der Vorfchriften Aber die Geſchaͤfts⸗ 
fuͤhrung der Magiftrare vom 21. September 1818 eine folidarifche Haftung ſaͤmmt⸗ 
licher Magiftrarsglieder für Caffedefecte einzelner Pfleger, Gaffiere und Rechnungs— 
führer nicht gefolgert, übrigend aber von der dießfalls ſchon unterm 17. Juni 1821 
ertheilten Entfchliefung nicht abgegangen werden Ffünne, 


Münden den 16. December 1822. 


Staatsminifterium ded Innern. 


o An 
die Königliche Regierung des Untermainkreifes, Kammer des Innern, alſo ergangen. 
Mittheilung hievon der Könige. Regierung des Iſarkreiſes und zwar ohne Beilage, dann deu 
Königlichen Regierungen des Unterdonau-, Oberdonau:, Regen, Rezat- und Obermainfreifed mit Abfchriften, 
der Refcripte, welche unterm 28. Januar ımd I7. Juni 1821 an die Königlichen Megierungen des far: 
und Untermainfreifes dießfalls erlaffen worden find, zur Kenntnif und Darnachqchtung. 


$. 434. 
24998 


(Die Ausdehnung der Inftruction über die Verwahrung und Verrechnung der Depofiten anf die magiftratifche 
Verwaltung betreffeud.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Königs. 
Auf die Verichte vom 20. Juni und 15. Auguſt d. Is. wird erwiedert: 


Bon Einfuͤhrung der Depofitalorbuung vom 10. November vor, Is. bei den Mas 
giftraten bezüglich jener Gelder ıc,, die bei denfelben ald Verwalter des Comunal» und Stif: 
tungsvermdgens zur Aufbewahrung fommen, ift Umgang, zu nehmen, da diefe Gelder ıc. 
keine Depofiten im eigentlicden Siune bilden, und wen, durch die Juſtruction ber die 


438 Abth. XI. Abfchn. 1. Tit. I. Cap. IL $. 435. 436. und’ 437. 


Geſchaͤftsführung der Magiftrare vom 21. September 1818 bereits Worforge getroffen iſt. 
Dagegen kann es bei der Anordnung. der Königlichen Regierung wegen Einführung der obi— 
ger Depofitalorbnung bei den eigentlichen, aus ber Polizeiverwaltung bervorgehenden ma’ 
giftratifchen Depofiten fein Verbleiben haben, 
Die Kdnigliche Regierung wird übrigens die Gründe der gegen die Regiernngsanr 
ordnung reclamirenden Magiftrate gebdrig prüfen, und geeignet zu berücfichtigen wiſſen. 
München den 11. October 1833. 


Staatöminifterium des Inneru. 


Un ' 
die Königliche Regierung des Rezatkreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
Nachricht den übrigen Kreisregierungen. e 


$. 435. 
(Die Zufhüffe aus Kreisfonden für Bezirkswegbauten betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftär des Könige. 


Der Königlichen Kreisregiernng wird auf ihre, Berichte bemerkten Berreffed vom 
10. Februar und 5. Auguft d. Js. nach vorherigem Benehmen mit dem Kibniglichen Staats: 
minifterium der Finanzen nachftehende Entſchließung ertheilt: 

Für den Zwed der Zahlungs » und PVerrechnungseinweifung bewilligten Kreisfonds⸗ 
zufläffe für Bezirkswegbauten, iſt von einem fpeciellen PWerwendungsausweife Umgang zu 
nehmen, und die einjchlägige Ausgabspoſt lediglich mir der Empfangsbefcheinigung der Ber: 
treter der betreffenden Gemeinde, oder im Falle einer Dijtriersconeurrenz der Diftrierscafliere 
zu belegen,’ wobei übrigens voraufgefegt wird, daß die Verwendung des Beitrages aus 
Kreismitteln aus der zu legenden Wegbaurechnuug genau hervorgehe, und die Kreisregierung 
durch deren Einfiht die Gewißheit darüber erlange, daß die bewilligten Unterjtägungen ihrer 
Beltimmung gemäß verwender worden ſeyen. 

, Die bei Vizinalwegbauten für gemeindliche Angelegenheiten erlaufenden Diäten und 
Reifekoiten fir Inſpection und Augenſcheinvornahme Königlicher Baubeamftn find in Confer: 
mitaͤt des 6. 66. der Allerhoͤchſten Verordnung vom 26. December 1825 aus dem gemeind: 
lichen Baufonde zu vergüten, nud es baben ſich ſonach auf diefe Bauten, wo die Mirkfam: 
keit und Beihilfe des Staats ſich lediglich in rechnijcher und polizenlicher Beziehung Auffert, 
die fir Officialgefchäfte bewilligeen Averfa der Baubeamten nicht zu erſtrecken. 

Muͤnchen den 15. December 1834. 

Staartsminijfterium des Innern. 
An 
die Köninliche Meaierung des Obermainkreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen, 


Mittheitung den übrigen Kreisregierungen, 


$: 436. 
31451, . 


(Die Verwaltung des Kirchenvermögens Polſingen, reip. das Recht der Ortspfarrer zur Einſichtsnahme in 
diefe Verwaltungen bei Stiftungen die unter Euratel der Gutsherrn ftehen.) 


Auf Befebl Seiner Majeftär des Kbnigs. 
Der Königlichen Regierung des N. Kreifed wird. aurubend eine Abjchrift einer an 


33320, 
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die Königlidye Regierung des Unterdonaufreifes vom 17. Auguft 1820*) im Betreff der 
Theilnahme des Pfarrers zu Meihendrting an der Verwaltung des Kirchenvermdgens im Pas 
trimonialgerichtöbezirfe Schoͤnburg erlaffenen Entjchließung zur Kenntnißnahme und Nahads 
tung mitgetbeilt.. 

München den 18. Januar 1837. 


Staatöminifterium des Junern, 


An 
fämmtliche Kreisregierungen, K. d. J., alſo ergangen. 


XXXU, Zu $. 60. des revidirten Öemeindeedicts. 
a) Gemeindearcdhbinpe*) 


$. 437. 
(Die Archive der Gemeinden betr.) 


M. I 8 


Wir haben Uns über die Frage: wie ed Finftig mir dem Archiven der Comuni— 
täten in Unfern Reiche gehalten ‚werden foll, Vortrag erflatren laffen, und geben nun fol: 
gende Reglementargenndfäge hierüber zu erfennen: 


I. 


Die Archive der Gemeinden enthalten die Urkunden uber ihre oͤffentlichen und Pri— 
vatverhältniffe, fobin Aber ihre urfprängliche Bildung, über ihre Privilegien, über ihre vors 
züglichen Verdienfte um den Eraat, über die Erwerbung und Erhaltung ihres DVermdgens, 
über Verträge u. dgl. Diefe Urkunden find unverlegbares Eigenthum einer Gemeinde, 


II. 


Dieſe Archive werden daher den Gemeinden belaſſen, und mit dem Staatsarchive 


nicht vereinigt, 
IM. 


Die Koften der Unterhaltung eines Gemeindearchivs fallen auf das Gemeindevermögen, 


IV. 


Der Regierung fteht die Aufſicht und Leitung binfichtlich einer zweckmaͤſſigen Vers 
faffung der Gemeindearchive, und die Einficht in diefelben zu. Sie kaun daher durch Com⸗ 
mifjäre die Driginalurfunden, copiren laffen, um 3. B. diefe Copien zum Behufe der vaters 


») ſ. 5. 420, &, 734. oben. 
**) Min.-Enuſchl. vom 31, October 1837. Nro. 1101. Ci. $ J. Seite 107, oben.) 


0. aAbth. XI. Abſch. I. Tit. I. Cap. I. 4. a8. 
laͤndiſchen Geſchichte zu benuͤtzen. Das Driginal fell durch einen Eommiffär dem Wrchive 
einer Gemeinde nie entzogen werden. u 


Die Commiſſionskoſten werden aus derjenigen Dotation beftritten, welche für jene 
Stelle beftimmt ift, zu deren Bebarfe die Eopirung der Urkunden bei Unferen Minifterium 
der auswärtigen Angelegenheiten befchloffen worden iſt. 


VI 


Ju einem jeden einzelnen Falle, welcher die Einfihr eines Gemeindearchivs noth— 
wendig macht, wird das einſchlaͤgige Generalcommiffariat, in feiner Eigenfhaft ald Comu: 
nalcuratel, angewiefen werden, die betreffende Gemeinde zu beauftragen, dem nominirten Com: 
miffdr die Einſicht des Gemeindearchivs und bie Eopirung der Urkunden zu gewähren. 


Nach diefen Grundfägen ift im allen vorkommenden Fällen, in Beziehung auf die Archive der 
Gemeinden, zu verfahren, 


Minden, den 4. Auguft 1809. 


Reg. BI. v. J. 1809. Et. 57. S. 1307. 





b) Bebeigung und Beleuchtung der Bauptwacen*) 


$. 438. 
(Die Beheisung und Beleuchtung der Wachen betreffend. ) 
M; J. Ch. 


Was Wir an Unſere Landesdirectionen von Bayern, ber obern Pfalz, Neuburg, 
und an Unfere Generalcommiffariare in Franken und Schwaben, wegen der Beheitzung und 
Beleuchtung der Wachen unterni Heutigen erlaffen haben, wird Unferm Kriegs = Dekonomie- 


Rathe mit dem Auftrage zugefertigt: hiernach den Militärverwaltungen die ndthigen Wei: 
fungen zu ertbeilen, . 


Münden, den 24, November 1804. 
An 
ben Ehurfürfttichen Kriegs: Oekonomierath alfo ergangen. 
Meuburger Reg. Blatt Seite 854, 


M. 3. €. 


In der Abſicht, die bei der Beleuchtung und Beh eitzung der Wachen in den Gar: 
nifonsftädten Unferer Erbftaaten herrſchende Verfchiedenheit unter . eben fo billige als gleich- 


— — — — — 


. Miniferiatenfffießung vom 31. October 1897. Mr. MOL, (. $.7. 6. 107. obm.) 
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fdrmige Befimmungen zu bringen; und in der Erwägung, daß eines jeden Drtd Haupt: 
wache zur eigentlichen Handhabung der innern Polizei und Sicherheit zunächft Beftimmt, 
mithin ed der Gerechtigkeit ganz gemäß ift, daß die darauf ergebenden Koften von den hier: 
von PVortheil tragenden Bürgern der Stadt beftritten werden; in der fernern Erwägung, daß 
ſich hiemit auch ſchon der in den Garniſonsſtaͤdten beſtehende Gebrauch faſt allgemein verei⸗ 
uigt, beſchließen Wir: 
1) daß die Beheitzung und Beleuchtung der Hauptwachen, nämlich ber auf ber: 
felben befindlichen DOffizierszimmern fowohl ald der Stuben der Gemeinen, al 
eine Bürde der Stadtkammer jeden Orts betrachtet werden follen. 


2) Die Magiftrate einer jeden Garnifonsftade haben diefem nach das in dem bei: 
gefügten Verzeichniß bemerfte Quantum an Holz und Kerzen zu diefem Bes 
hufe beizuichaffen. 

3) Die Magiftrate haben jedoch mit der detaillirten Materialabgabe ſich nicht 
ſelbſt zu befaſſen, ſondern das treffende Quantum jaͤhrlich an die Militär: 
Kafernverwaltung des Orts, oder, wo eine ſolche nicht befteht, an das Me: 
gimentös Bataillond » Divifiond ; oder Escadronscommando gegen Schein abs 
äuliefern. 

4) Auffer der innern Beleuchtung der Hauptwachen haben fie zugleidy- die zur oͤf⸗ 
fentlichen Beleuchtung dienenden Außern Laternen au denfelben mir dem ndthls 
gen Brennmateriale zu verforgen. 


5) Was hingegen die Beifchaffung und Unterhaltung der Wachtrequifiten: als Xi« 
ſche, Bänke, Lichterftäcde; Beſen, DOfengabeln, fodann die Schreibmaterialien 
betreffend fo hat diefe das Militär auch in Auſehung der Hauptwachen, fb 
bei allen uͤbrigen Wachen beizufchaffen und zu beforgen. 

6) Unter den vorgenannten Hauptwachen find jene in den Feſtungen nicht begrif: 
fen, weil ihre Beſtimmung einen höhern Zweck, als die Localfiherbeit hat; 
fonderm diefe werden von dem Militär mit Holz und Licht, und allen uͤbrigen 
MWachtrequifiten verforgt werden. 


7) Eben diefes finder auch im Anfehung aller Thor: und übrigen Nebenwachen 


* state, folglich ift zu deren — und Beheitzung aus ſtaͤdtiſchen Mitteln 
nichts beizutragen. 


8) Dieſes allgemeine Regulativ bat mit dem 1. FM. feinen Anfang zu nehmen. 


Meiter verorbnen Wir, daß das bie und da beftehende Holzabwerfen, als ein 
Schon verfchiedene Male abgefchaffter Mißbrauch, allgemein und ohne Unterſchied, ob ſolches 
zum Beſten der Wachen, Thorfchreiber, der Commandantfchaften, oder der Stadtkammer, 
oder milden Stiftungen geſchieht, durchaus nicht mehr fkatt finden foll. 

Unfere Landesdirection von Bayern ıc, hat zum genauen Vollzuge obiger Punkte 
dad Meitere geeignete zu verfügen. 


München am 24. November 1804. 


An 
die Landesdirectionen von Bayern ic. ıc, alfo ergangen. 


742 Abth. XL Abſchu. I. Tit. I. Gap. I. $. 439 und 440. 


Verzeichniß 
über die in den churpfalzbayeriſchen Garnifonen beſtehenden Hauptwachten und für dieſelben 
beftimmte jährliche Holz⸗ uud Lichtgebühr. 








| . An Kerzen. 
An 
| ; Holz. große kleine 
Provinz. a10Stüd]a 16 Stüc 
| — 
Klafter. Pfund 
g Münden, Haupt z und Refidenz: 
| wacht 64 200 260 
| Pe ng 24 100 150 
Kandshut z 27 100 150 
Burghaufen . 24 100 150 | 
Bayern Paſſau 27 100 150 
Straubing 27 100 150 | 
Stadbtamhof 12 — 150 
eek 30 100 150 
andsberg 24 100 150 | 
Amberg 27 100 150 | 
Oberpfalz und —n 24 100 „| 150 | 
Neuburg Neuburg | 27 100 150 | 
Rottenburg - \ jährlich | wird v. Militär beforgt. | 
Mürzburg 30 100 150 
Bamberg . 27 100 150 
Borchhein ald eine Feftung betradhtet.- 
Franken Fee werden vom Militär beforgt 
Schweinft urt 24 I — 10150 | 
Königshofen wird vom Militär beforgt. | 
— 24 — 150 | 
30 100 150 | 
— 24 100 150 
Schwaben Bene 24 a 150 
Kempten 24 100 150 
| Donauwörth 12 — 150 


Nota. Das Klafter Holz ift nach bayeriſchem Maaße 6 Schuh hoch und 6 Schuh breit 
Ein jedes Scheit muß 34 Schuh bayerifchen Maaßes lang feyn, folglicy enthält eine 
Klafter Holz 126 Cubikſchuh. Die Lichter werden nad) dem bayerifchen Gewicht 
abgegeben, und werden auf foldes Pfund für die Officiers ne per Pfund 
dann "für die gemeinen SORTIEREN 
gerechnet. " 


München den 17. November 1804. 
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$. 439. 
2243, 
(Beheigung und Beleuchtung der Hauptwachen zu Baireuth und Burghaufen betreffend). 


mM. J. K. 

Mir erwiedern Unferm Kriegsdconomierathe mit Ruͤckſchluß des vorgelegten Produc⸗ 
tes, daß das Holz und Licht für fämmtliche Ihorwachen, foldye mögen von den Bürgern 
befeßt feyn oder nicht, in Gemaͤßheit Unſers Referiptes vom 24. November 1804 von ben 
Militärverwaltungen abgegeben werden ſolle, wobei jedoch bemerkt wird, daß zur Zeit nur 
bie anfragenden Magiftrate hiernach zu verbefcheiden, denfelben aber auf Anftehen, aud 
der Erfag pro praeterito zu leiften ſey. 

Uebrigens haben ſich die Buͤrgerwachen mit den nach dem militärifchen Holz⸗ und 
Licht-⸗Regulativ treffenden Quanto zu begnügen. 

Alle Übrigen, an Unfern Kriegsdconomierath noch etwa geitelle werdenden Anfragen 
und Foderungen aber find nach dem Sinne Unferer vorliegenden Allerhochſten Eutſchließung 
zu verbefcheiden. 


München den 20. März 1807. 


Un 
den Könialichen Kriegsdconomierath alfo ergangen. 


$: 440. 
13333. , 
(Lieferung von Brennholz und Litern an die Militärhauptwadhen auf Rechnung ber Gemeinbecaffen betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Kbnigb. 


Der Königlichen Regierung des Rezatkreifed, Kammer des Junern, werden bie 
Vorftellungen des Magiftratt der Stadt Nürnberg vom 28. December 1825 und 26. Mai 
1. Is., Lieferung von Brennholz und Lichtern an die Militärhauptwachen auf Rechnung ber 
Gemeindecaffen,, biebei mir der Erdffnung zugeftellt, daß Seine Kbnigliche Majeftät von 
den Beftimmungen der hoͤchſten Entfchliefung vom 24. November 1804 nicht abzugeben 
gedenken. 


München den 12. September 1827. 


Staatsminifterium des Junern 


An 
die konigliche Regierung des Rezatkreiſes, Kammer des Innern, alfo ergangen, 


Bb. XI. a 94 


744 Abſchn. Xt. Abth. I. Tit. J. Gap. II. 6. 441. 442. und 443. 


XXX. Zu $. 62. Des repidirten Gemeindeedicts. 
Beeidigung der Bürger bei ihrer Aufnahme *). 


8. 441. 
8898, 


(Die BVereidung anaehender Bürger und Unterthanen betreffend). 


Mm J. K. 


Es iſt allerdings Unſerm Willen entſprechend, daß angehende Buͤrger und Unter— 
thanen bei ihrer Anſaͤſſigmachung, und wenn fie ſich zum erſtenmal in Uniform jur Land⸗ 
wehr fi len, nach den in der Eonftiturion und im dem Edict über das Fudigenat enthaltenen 
Beſtimmungen vereidet und foͤrmliche Pretocolle darüber aufgenommen werden; welches Wir 
auch auf die berichtliche Anfrage vom 25. Juni d. Is. zur meitern Verfügung erbffnen, 


Münden den 31. Zuli 1816. 


Un . 
: das Generalcommiffariat des Jfarkreifes alfo ergangen. 


Nachricht ſaͤmmtlichen übrigen General:, Kreis: und Localcommiffariaten und den Hofcommiffairen 
su Würzburg und Aſchaffenburg zur gleichmaſſigen Nachachtung. 


$. 442. 
(Die Bürgerreceptionen der Magiftrate betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftdär des Könige. 


Der Königlicyen Regierung des Obermainfreifes, Kammer des Juneru, wird auf 
ihren Bericht vom 6. März I. J. im rubrieirten Berreffe die Entſchließung ertheilt, 


daß mur der im Titl. X; 6. 3. der Verfaſſungsurkunde vorgejchriebene Eid bei 
der Anfälfigmahung eines Staatsbärgers ftatrfinden könne, fohin eine befondere 
Beeidigung diefer Staatöbärger auf die Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten als 
Gemeindeglieder nicht zuläffig fey, und daß der bezeichnete Eid durch die Magis 
firate, ohne Concurrenz der land: oder gutsherrlichen Gerichte, abgenommen, je: 
doch dieſen das Protokoll zur Einficht vorgelegt werden folle. 


Die Übrigen im zuruͤckgehenden Berichte des Landgerichts Naila vom 23. Februar, 


) vergl. hiezu auch den vierten Abfchnitt der fünften Abtheilung (Staatsbürgereid), im festen Band 
der gegenwärtigen Sammlung; dann die Minift.: Entiht. vom 31, October 1837. Nro, 1101 
(. $. 7.6, 107.) 


XXXIII. zu 


$. 62. des rev. Gemeindeed, (Beeidigung der Bürger bei ihrer Aufnahme.) 745 


l. 38. enthaltenen Anfragen har die Königliche Regierung nach ihrer eigenen Anſicht zu bee 


ſcheiden. 


Muͤnchen den 4. Juni 1820. 


Staatöminifterium des Innern. 
Un 


die Königliche Regierung des Obermainfreifeg, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


10513. 


$. 443. 


Die Ablegung des Tit. X. $. 3. der Veriaſſungsurkunde vorgefhriebenen Eides bei der Anſäſſigmachung 


betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Königs. 


Nachdem aus den Rechenſchaftsberichten für die Verwaltungsperiode 1833 erficht- 
lich, ift, daß binjichtlich der durch die Verfafung geborenen Ablegung des allgemeinen Staats: 
biürgereides bei Auſaͤſſigmachungen nicht nur Kreis: fondern Polizendiftriersmweife ein fehr vers 
ſchiedenes und zum Theile durchans unzufagendes Verfahren Pla greift, fo werden fämmt: 
liche Kreisregierungen über diefen Punct mit nachitehenden Vollzugsvorfchriften verfeben: 


1) Die Pflicht zur Ablegung des allgemeinen Staaröbärgereides bei der Anfäflig: 


2) 


3) 


4) 


5) 


madung finder auf alle jene Individuen ohne Ausnahme, welche die Anfdffig: 
machung nach $. 2, des revidirten Gefeges über die Auſaͤſſigmachung und 
Verehelihung erlangen, fomit auch auf alle, eine Gewerböconceffion erlangen 
den unangefeflenen Jnländer aus dem Grunde Anwendung, weil für dieſe die 
Eonceffion zugleich den Titel zur Anſaͤſſigmachung in ſich ſchließt. 
Da die Verfaſſung in dem $.3. ihres X. Titels die Beeidigung bei der Ans 
fäfigmahung vollzogen wiffen will, fo muß die Eidesablegung auch in ber 
That bezüglich jedes einzelnen Individuums fogleich nach erfchrittener Rechte: 
fraft der Anſaͤſſigmachungsbewilligung der bei Anſaͤſſigmachungstitel in ſich 
ſchließenden Gewerbsconceſſion, u. ſ. w. ſtatt finden. 
Die Befugniß der Eidesabnahme ſtehet den Diſtrictspolizeybehoͤrden, fohin den 
Landgerichten, KHerrichaftögerichten , berrfchaftlichen Commiffariaten und den 
der Kreisregierung unmittelbar untergeordneten Magiftraten zu, wird aber zur 
Erleichterung der betheiligten Staatsbürger von den Patrimonialgerichten, Pa: 
trimonialämtern und den den Landgerichten untergebenen Magiſtraten mittelft 
Delegation bezüglich jener neuangehenden Bürger vollzogen, deren Anſaͤſſigkeits⸗ 
befchluß competent von dieſen Behoͤrden ausgegangen iſt, und kdnnen in gleis 
cher Weiſe auch von den Herrſchaftsgerichten, die Magiftrate gutöberrlicher 
Städte und Märkte delegirt werden. 
Bor der wirklichen Eidesleiftung find die Schwörenden über die Pflichten der 
Staatsbürger zu belehren, und auf die große Wohlthat aufmerffam zu machen, 
die der bayerifche Staatsangehdrige in dem Beſitze der Verfaſſung feinem Kb: 
nigshaufe verdankt. 
Die Eidesleiftung felbft hat mit entfprechender Würde ftattzufinden, welche eine 
umfaffende mündliche Belehrung keineswegs ausfchließt. 

‘ 94 


746 W Abth. XI. Abſchu. I. Tit. 1. Cap. II. $. 443. 


6) Die GEertiorationsformel ift von der Königlichen Kreisregierung, Kammer des 
Junern, feftzuftellen, und dem in der Form, Anl. 1. zu führenden fortwähren: 
den Eidesleikungprotocolle voranzuheften, 

7) Die nach $. 3. delegirten Unterbehbrden find gehalten, ihre Protocolle viertel 
jährig der zuftändigen Diftrierspoligepbehdrde zur Einſicht vorzulegen. 

München den 7. März 1836. 


Staatdöminifterium des Innern. 


An — 
— — 


— 
ſaͤmmtliche Königl. Kreisregierungen, K. d. J., dieſſeits des Rheins alfo ergangen. 
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748 Abth. XI. Abſchn. 1. Kir. lI. Cap. U. $. 444. 445. 446, und 447. 


XXXIV. Zu $..63. des revidirten Gemeindeebicte. 


a) ECompetenz der Magiftrate in Sinficht der Gewerböpolizen*). 


$. 444. 
(Die Vorflellung des Magiftrats zu Lauf, deſſen Wirkungsfreis betreffend.) 


Auf Befehl feiner Majeftär des Konigs. 


Die Vorftelung des Magiftrars zu Lauf, deſſen Wirkungskreis betreffend, wird beis 
folgend, der Königlichen Regierung des Rezarkreifes; "umter Bezug auf die Alterhöchfte Ent: 
fchliefung vom 15. d. M. mit dem Anhange zugefertiget, daß die Gewerböverleihungen, 
foferne fie nicht einer höheren Stelle durch beiondere Gefetze ausdrädlih vorbehalten find, 
den Magiftraten allerdings zuftehen, die Aufſicht auf die Gewerbe aber, und die Entfceir 
dung der Gewerböftreitigkeiten fi nad den im Gemeindeedier $. 67. bis 70, ber die Por 
figengegenftäude auögefprochenen Competenzgrundfägen zu richten haben. — 


München den 16. Februar 1819. 


. Staatdöminifterium bed Innern. 


An i 
die Königliche Regierung des Rezatkreiſes, K. d. J., alfo ergangen. 


$. 445. 
8947. 1 
Die von dem Masiftrate zu Goldkronach erhobene Gompetenzbefhwerde in der Meifterrechtsfahe des Mep- 
gergejelten- Weidenhammer zu Nemersborf betreflend®) —- -- - 


N 
Auf Befehl Seiner Majeftär des Könige. 


Die von dem Magiftrate zu Golbfronach erhobene Competenzbefchwerde in der Meis 
fterrechrsfache des Mesgergefellen Weidenhammer zu Nemersvorf folgt zur Abweifung, da bie 
Verleihung einer Gewerbsconceffion in feinem Falle als eine bloße Zunftfache augefehen wer: 
den kann, und die den Magiftraten eingerdumten Befugniffe in Verleihung von Gewerböge: 
rechtigfeiten auf den Gemeindebezirt befchränft find. 2 — 


Muͤnchen den 30. April 1821. 
Staatsminiſterium des Innern. 


An 
‚die königliche Regierung des Obermainfreifed, Kammer bes Innern, alfo ergangen. 


von men we ... 


r 
' 


*) f. auch bei Gewerbsweſen (Abth. XIV. Tit. 3.) dann die Min, sEntfcht, vom II. October 1837. 
Nro. 1101. (ſ. F. 7. S. 107, oben.) 
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8. 446 
1276, 


(Die Vorftellung des Magiſtrats der Stade Paſſau, die Zuſtändigkeit in Verleihung von Buchhandlungt 
und Buchdruckereiconceſſionen betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Konigs. 


Die Vorftellung des Magiftratd der Stadt Paffau, die Zuftändigkeir in Verleihung 
von Buchhandlungs: und Buchdrudereiconceffionen betr., vom 20. Febr. d. 3. folgt, nebft den damit 
vorgelegten Verhandlungen , unter dem Auftrage, dem Magiftrare darauf zu erbffnen, daß 
deſſen Reckamation als begränder nicht angefehen werden koͤnne, nachdem die Verleihung 
der Eonceflionen zn Buchhandlungen und Buchdrucereien vermöge der Verordnungen vom 
27. Februar 1816 und 27. März 1817 6. 32, dem obern Verwaltungsſtellen vorbehalten 
war, die Competenz des Magiftrates nad $. 63. der Verordnung über dad Gemeindewefen 
vom 17. Mai 1818 und nah Art. 10. des Geſetzes über die Grundbeftimmungen fär 
das Gewerböwefen Feine Ausdehnung auf jene der bdhern Stellen vorbehaltenen Zuftändig: 
feiten geftattet, aus dem BVollzugevorfhriften zu diefem Gefege $. 64. Ziffer 2. eine Er: 
weiterung ber Zuftändigfeit ded Magiftrats nicht gefolgert werden, und endlich nad) Art. 3. des 
Gewerbögefeßes von der Ceſſion oder Veraͤuſſerung einer Conceffion nicht mehr die Rede feyn kann. 

München den 3. Juni 1834. 


Staatsminifterium des Innern. 


Un 
die Königliche Regierung des Unterbonaufreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
Nachricht den übrigen Kreisregierungen dieffeits des Rheine. 


b) Gemeindlihes BermittIinngsamt*) 


$. 447. 
(Die Zeugniffe des gemeindlihen Vermittlungsamtes betreffend. 


29007, 


Auf Befehl Seiner Majeftdr des Kdnigs. 


Das Köͤnigliche Staarsminifterium der Finanzen hat auf Ddieffeitiges Anfinnen in 
Bezug des Stempelverhältniffes der von den gemeindlichen Vermittlungsämtern über den miß: 
lungenen Suͤhneverſuch ausgeſtellten Zeugniffe die unten abgedrudte Entſchließung erlaffen. 

Diefe Entfchließung wird fämmtlihen Königlichen NKreisregierungen zur Kenntnißs 
nahme und ‚zur geeigueten Derbffentlihung mitgetheilt. 


München den 29. October 1834. 
Staatöminifterium des Innern, 


An 
ſammtliche Königliche Kreisregierungen, Kammern des Innern, dieſſeits des Rheins alſo ergangen, 





*) f. Min.-Entſchl. vom 31. October 1837. Nro. 1101. (f. $. 7. &; 107, oben.) 


750 Abth. XI. Abſchn. . Tit. I. Eap. I. $. 448. und 449. 


Abdrucd der allegirten Entfhliefung 
(Die Zengniße des gemeindlichen DVermittlungsamtes betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs, 


Es ift die Anfrage geftellt worden, ob die Zeuguiffe des Vermittlungsamtes der 
Stadt: und Landgemeinden über den mißlungenen Sühneverfuh dem Stempel zu unterwer: 
fen ſeyen. 

Da diefe Zeugniße ebenfalls zu den Auöferrigungen des Vermittlungsamtes gehb: 
sen, der J. 13. des Gefeges vom 1. Juli I. Is., die Revifiou des Gemeindeedictö betref: 
fend, die Anwendung des Stempels bei ſolchen Ausfertigungen überhaupt nicht zuläßt, und 
befonderd der $. 26. die Befreiung der Partheien von jeder den Suͤhneverſuch, oder die 
Thätigkeit des Vermittlungsamtes betreffenden Gebühr deutlich ausſpricht, danu ein Grund 
zu einem Unterſchiede bezüglid) der Ausfertigungen des Vermittlungsamtes bei den Stadt: 
und Landgemeinden nicht befteht, fo ift bei ſolchen Zeugnißen fowohl bei den Stadt» und 
Landgemeinden Umgang von Anwendung des Stempels zu nehmen, 

Münden den 15. October 1834. 


Staartöminifterium ber Finanzen, 


An 
fämmtliche Königliche Kreisregierungen, Kammern der Finanzen bieffeits des Rheins, alfo ergangen. 


$- 448. 
(Die Aushbung des gemeindlihen Vermittlungsamtes von Seite der Magiftrate betreffend.) 


27863, 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 

Der Königlihen Regierung des Regenkreiſes, Kammer. des Zanern, wird auf ihrem 
Unfragebericht bemerkten Betreffs vom 19. September d. Is. erdffnet, was folgt : 

Den Magiftraten kommt von dem über den mißlungenen Suͤhne verſuch auszuftellen: 
den Zeugniffen ein Tarbezug nicht zu, da der $. 13. des betreffenden Gefeges vom 1. Juli 
1834 das magiftratifche WVermittlungsamt lediglih nad) den Mornien des $. 26. deffelben 
Geſetzes bemeſſen wiffen will, Teßtere aber nad Inhalt der Allerhöchften Verordnung vom 


20. Dctober 1810 die über fruchrlofe Ausſoͤhnungsverſuche auszuftellenden Zeugniße aus: 
drüdlich von jedem Tarbezuge befreien. 


Münden den 19. November 1834. - 
Staatöminifterium des Innern. 
| An 
. bie Königliche Regierung des Regenkreifes, K. d. J., alfo ergangen. 
Mittheilung den übrigen Kreisregierungen bieffeitd des Rheine. 
$. 449. 
(Die Ausübung des Grmeindevermittlungsamts durch tie Magiftrate betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 
Auf den Bericht vom 17. Auguft des v. J. die Ausübung des Gemeindevermitt: 


230989, 
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Iungsamtes durch die Magiftrate betreffend, wird die Königliche Regierung des Dberbonaus 
treifes, Kammer des Innern, zur Entſchließung erwiedert, was folgt: 


Das Gefeg vom 1. Juli I. J. die Revifion der Verordnung uber die Berfaffung 
und Berwaltung der Gemeinden betreffend bat $. 13. in den Stadtgemeinden dad Vermitt⸗ 
lungsamt bei den unter den Gemeindegliedern entjtehenden Streitigkeiten den Magiftraten 
übertragen, und felbft für den Fall, wenn die Betheiligten von dem echte der eigenen 
Benennung von Vermittlern Gebraud machen, eben diefen Magiftraten die Beftimmung des 
mir der. Leitung des Vermittlungsverfuches zu beauftrageuden Commiſſaͤrs vorbehalten, 


Schon hieraus geht hervor, daß wo immer die Uebertragung bed den Magiftraten 
zuftehenden Bermittlungsamtes an befondere Commiffäre eintreten fol, die Beftellung dieſer 
Commiffäre von dem berheiligten Magiftrare in feiner Gefammtheit, und nicht von dem 
Bürgermeifter allein zu gefchehen habe. 


Ueberdieß wird aber nicht blos durch den Umftaud, daß das Gefeg nur in dem 
Yusnahmsfalle der Benennung befonderer Vermittler durch die Parteien die Beftellung eines 
Magiftratscommiffärs ausdruͤcklich vorfchreibt, fondern auch durch die ftäudifchen Verhandlun⸗ 
‚gen über die im Frage ftehende gefegliche Beitimmung und insbefondere durch die. der Kams 
mer der Abgeordneten in ihrer 18. Sigung im Namen der Staatdregierung abgegebene Ers 
klaͤrung (Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten 1834 Bd. 4. ©. 122.) auſſer allem 
Zweifel geftelt, daß über die Ausäbungsweife deö, den Magiftraten in ihrer Gefammtheit 
übertragenen Vermittlungsamtes, gerade deshalb eine naͤhere Vorfchrift nicht gegeben worden 
fey, um benfelben freien Spielraum zur Einrichtung ,ded Vermittlungsamtes in der den 
Oertlichkeiten am meiften angemeffenen Form zu gewähren. j 

Die’ Königliche Kreiöregierung wird fich hieraus überzeugen, - daß der 6. 10, ber 
Suftruetion über die Gefhäftsführung der Magiftrate in dem gegebenen Falle nicht zur Ans 
wendung kommen !onne, und daß, mo immer die Magiftrare die Aufftelung eigener Com⸗ 
miffäre für die Aushbung des ihnen zuftebenden DVermittlungsamtes befchließen, die Wahl 
diefer Commiffäre nur von den Magiftraten felbft und nicht von dem Bürgermeiftern allein 
auögehen dürfe: 


Die Berichtöbeilagen folgen demnach zur geeigneten Verfügung zuräd, 
München den 26. Januar 1835. 


IRRIENIERNENEN ded Innernu. 


An 
die Königliche Regierung des Oberbonaufreifes, Kammern des Innern, alfo ergangen. 


Nachricht dem übrigen Kreisregierungen, 8. d. J., dieffeitd des Rheins, 


». xI, 95 


753 Abth. Kr: Abſchn. 1. Tit. Cap. IE: 6. 450. md 45%: 


XXXV. Zu $. 64. u. 65. des renidirten Öemeindeedict“ 
Eompetenz des Wiagiftratd in Handhabung der Baupolizei”). 


8. 450. 
Ge Vorſtelang des Magiſtrats zu Burgbernheim wegen Competengentziehung in Banſachen betreffend.) 


if 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Könige, N 


Der Kdniglichen Regierung des Mezatfreijed witd auf ihren Bericht nem -28, Miu 
1. 3. die Vorftellung des Magiftratd zu Burgbernheim wegen Eompetenzeutziehung in Baus 
ſachen betreffend, nachſtehende Eutſchließung ertheilt : 


Da es Feind begründeten Zweifel unterliegt, dap der $. 64. Nro. 1, des Gemein: 
Aehieto welcher das ganze ſtaͤdtiſche Bauwefſen der Aufſicht und Leitung der Magiſtrate über: 
Werde, ſich lediglich auf Comungalbauten bezieht, was ſowohl aus dem Beiworte Fade üfchie Als 
aus den Wen Beſtimmungen dieſes h., welche nur von Comundlauſtalten haudeln, vollkonmen 
Mar wird," —- "da ferner eben fo wenig bie 6. 67 bis 72: des gedachten Edietes dem. Magi⸗- 
ſttate die angeſprochenukn Befugniſſe in Bauangelegenheiten einräumen, vielmehr der 9.68. 
In €. demſelben ir die Ottepolizei nach denjenigen Votſchriften überträgt, welche in dem 
Edicte über Die Jutshertliche Gerichtsbarkeit Für die polizeilichen Verrichtungen gegeben ſiud, 
mithin die polizeiliche Competenz de: Magiſtrate III— Elaſſe tim auf das Reſſort der Localpo⸗ 
lizei beſchraͤnkt ift, und ſelbſt in dieſer Beziehung den im H. O0. des VI. couſtitutionellen Evic: 
tes feſtgeſetzten Aus nahmen unterliegt, — die Baupolizei aber in Gemaͤßheit des H. 60. der 
Allerhoͤchſten Verordaung vom 17. December 1825 ausdruͤcklich dem Wirkungskreiſe der Di⸗ 
ſtricts⸗Polizeibehbrde mit Ausnahme der Städte I, und LI. Claſſe, übergeben iſt, ‚fo erſcheint 
nad allen. diejen Erwaͤgungen die Comperenz des Magiftrard zu Burgbernbeim durch die Re: 
gierungsentichließung vom-31. December 1831 **) wicht beeinträchtigt und es muß ‚Daher ‚bei 
diefer Entſchließung das Berbleiben haben. 


Von diefer Verfügung ift der Magiftrat zu Burgberuheim in Kenntaif zu fegen. 
Münden deu 15. April 1833. 


l 


Staatsminifterium des Fnnern. 
* An 
die Kimi Begierüng 'des Rezatkreiſes, Kammer des Innern, difo ergangen, 
Nachricht den übrigen Kreisregierungen diesfeits des Rheins. 


) Ber 30 $. 59 des rebidirten Gemeindeedicts aufgenommenen Eutſchließungen. 


‚dt Windsheim Hatte, aus Anlaß eines ſpeciellen Falles dem Magiſtrate der Stadt Burg: 
v. Kompetenz ausgefprochen, uber Baugefuhe Beſchluß zu faffen Die bier erwähnte Ent: 
ſchlie,  r Königlichen Regierung des Rezatkreiſes hat diefe Iandgerichtliche Verfügung beflätigt. 


Ir 
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XXXVI Zu $. 66. des renidirten Gemeinde edicte.. 


’ 


Präfentationsrecht der Gemeinden und Stiftungen *). 


$. 451. 
* DR Tiſchtitel⸗Verleihungen der Städte, Märkte und übrigen Gemeinden betreffende) 


M. J. 8. 


Damit die Millführ entferne werde, welche bei den Zifchritel : Verleihungen der 
Städte und Märkte und übrigen — bisher meißtene ſtatt gefunden — und damit 


*) Vergl. die Allerhöchſte Entfchließung vom 18. Mär) I819 Mr. 3045, (f..$. 210. S. 416. oben), 
dann $. 35. der Allerhöchſten Verordnung vom 17, December 1825. (ſ. Bd, U. S. 431 ), ferner 
über Patronaserechte überhaupt, in der Abtheilung VIII., dann die Miniſterialentſchließung vom 

* 31. October 1837, Nr. 1101. (ſ. $. 7. S. 107 oben.) 
Die älteren nunmehr wieder außer Wirkung getretenen Verordnungen über Aufhebung der 
gemeindſichen Patronatsrechte lauten wie folgt: 
1808, 
{Die von den Gemeinden und Scinnugen vorhin ausgeübten Präſentationsrechte betreffend.) 
M. J. K. 

Wir haben im Betreſſe der von den ‚Städten, Märkten, dann üͤbrigen Gemeinden und von 
den Stiftungen vorhin ausgeübten Verleihungsrechte geiftliher Piründen und Piarreien, in Ermä: 
gung der mit der neuen Conſtitution und Organifation Unferes Reiches eingetretenen Verhältniße, 
auf die Uns dießfalls vorgelegte Anfrage befchloffen, wie folgt: 

1) Bei Beſetzung erledigter Pfarreien und geiftliher Pründen, auf welche bisher Städte, 
Märkte, Gemeinden, Stiftungen und überhaupt myſtiſche Perfonen zu präfentiven hatten, 
ift das nämlihe Verfahren zu beobachten, welches für die geiftlihen Stellen, Unſeres Ya: 
tronats vorgefchrieben iſt; 

2) die Anzeige der Erledigung, die perſonliche Begutachtung, der Schluß über Ernennung, die 
Ausfertigung der Präfentation richten ſich fohin nad den nämlichen Normen, umd gehen 
durch diefefben Organe, wie bei Unfern landesfürſtlichen Pfarreiverleihungen; 

3) bei katholiſchen Pfarr: und andern geiſtlichen Piründen, weiche zu dem Comunal: oder Stif: 
tungspatronate gehören, haben die Titulanten ber Comunen und Stiftungen, wenn es ih: 
nen an feiner der vorgefchriebenen Eigenfhaften gebricht, wie bisher, vorzüglichen rn 
anf Anfteltung. 

Dieſe Verordnung foll dur das Regierungsblatt aligemein, befaunt gemacht werden. 

Münden ven 14, November 1808, 

G(Gegierungebl. v. 3. 1808 St. 68, S. 2713.) 
Erläuterung 
der allgemeinen Verordnung vom 14, November 1808, 
(Die Praſentationsrechte der geiſtlichen Körperfhaften barcicey 
M. J. K. 

Wir haben bereits durch Unfere Verordnung vom 14. November 1 en 
Nro. LXVII. ©. 2713.) in Erwägung der mit der nenen Conſtitution Unſeres * eingetretenen 
Verhaͤltniße ſeſtgeſeht: 

g95* 


754 Abth. XL. Abſchu. I. Tit. I. Cap. IL. $. 452. und 453, 


auf diefem Wege Unfere Verordnungen über die Bildung geifklicher Staatsdierer und Seel: 
forger nicht vereitelt werden mbdgen, haben Wir Folgendes befchloffen: 


1) Den Städten, Märkten und Gemeinden fol kuͤnftig nicht mehr geflatter ſeyn 
Tiſchtitel unmittelbar zu verleihen; dagegen 


2) haben Unfere Generals Landescommiffariate, ald Comunalcuratelen ‚- diefes Ges 
ſchaͤft zu übernehmen, und dabei zu beobachten, daß 


3) in Uebereinftimmung mit der für Unfern Titelverleihungen feftgefegten Norm 
jährlich als die hoͤchſte Zahl für jede 30 Präbenden des Gemeindepatronats 
eines Generalcommilfariatd: Bezirtd ein Titulant angenommen werde; 


4) die Bewerber um ſolche Tifchritel haben alle Bedingungen zu erfüllen, welche 
zur Erlangung Unfers landesfürftlichen Titels erforderlich find ; 

5) blos die Edhne von Bürgern oder Mirgliedern dem refpectiven Gemeinden 
haben hierauf Anfpruch ; 

6) die Magiftrare, oder Gemeindevorftcher behalten das Recht, die Subjecte 
Unferen Eomunalcuratelen in Vorſchlag zu bringen; fie können jedoch 


7) die Beruͤckſichtigung der Vorgefchlagenen uur in fo ferue erwarten, als diefe 
fih nad Nr. 4. hiezu fähig zeigen, und nah dem Verhältniffe, in welchem 
die Anzahl ihrer Parronatrechte mir der Zahl 30 fteht, 


8) die Eomumalcuratelen find ferner befugt, alle Titelverleihungen bei einzelnen 
Gemeinden auf eine Zeit einzuftellen, wenn diefen-eine das feftgefehte Verhaͤlt⸗ 
niß überfteigende Anzahl Tirulanten zur Laſt liegt. 

9). Bir werden fünftig nur den Shhnen folder Gemeinden, die mit feinem Pa: 
tronatrecht verfehen find, Unferen Tirel verleihen. Die Söhne der mir Präfens 
tationsrechten verjebenen Gemeinden haben nur bei vorliegender Unzulänglid: 
keit derfelben auf eine ähnliche Unterftägung von Uns Hoffnung. 


10) Die Alumnen Unferes Georgianifben Seminars in Landshut haben nad) 
dem Inhalte der Statuten entweder auf Uuferen, oder auf einen Tiſchtitel 
einer Gemeinde Anſpruch. 

11). Unſere Generalcommiſſariate und Gommnalcuratelen haben Uns jährlich zu der 
für die Tiſchtitel-Verleihungen feitgefegten Zeit, nämlich am Anfange des 


daß bei Beſeßung erledigter Pfarreien und geiſtlicher Prründen, auf welche bis dahin Ge: 

meinden, Stiftungen und überhaupt moflifhe Perfonen, zu präfentiren hatten, das namliche Ver: 

fahren, diefelben Normen und Organe eintreten follen, wie fie bei Verleihung geiftliher Stellen 
Unfers Landesfürſtlichen Patronats ftatt finden. 

Da ſich ungeachtet der Beſtimmtheit diefer Verordnung doch mewerlih über die Unmendung 
derfelben auf die Vatronatsrechte einiger geiftliben Corporationen Anſtande ergeben haben, jo er: 
Hären Wir hiemir, daß Eingangs angeführte Werortnung auch auf alle in dem gegenwärtigen Um: 
fange Unferes Königreiches entlegenen geiſtlichen Körperfharten als Domcollegiat und andere Stif: 
ten, Klöfter, Univerfitäten, Seminarien u. ſ. w. fi erfiredten, und bei den Erledigungen folder 
Vatronatsſtellen Tediglih nad obiger Verordnung vom 14. November 1808 fich geachtet werden foll. 

Münden den 12, December 1810, ae ae 


Regs. Bl. v. 3. 1810, St. LXXV. S. 19, 
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32 weiten Quartals des Etatsjahres/ das :Werzeichniß der fchon beftehenden und 

‚ber neu vorgeſchlagenen Eomunaltitulanten mit ihrem Gutachten, ſofort mit: 
der Anzeige der Zahl, der Eomunal» Patronatrechte vorzulegen, damit Wir bier; 
über endlich beſtimmen fonnen ; wonach. Unfere Eutſchließungen durch die 
Generalcommiffariate, ald Eomunalcuratslen, zur weitern Ausfertigung ge: 
bracht werben follen. 


München ven 9. April 1808. 
Reg.: Di. v. I. 1808, Bp, 1, St. 17. S. 830, 


$. 452. 
F 2 
(Die Ziſquitelderteihunh h der Privaten beteffent. ) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des — 

Seine Majeſtaͤt der König gedenken den Willen der Privatpatronen und "anderer 
Privaten in-Ertheilung der: Tiſchtitel an Candidaten des katholiſch- geiftlichen Standes bei 
genügender Sicperheireleiftung der Verleiher nicht zu, beichränten ; Allerhoͤchſtdieſelben gewaͤr⸗ 
tigen jedoch ;. daß die Verleihtx ihr Augenmerk biebei , nur auf ſolche Individuen richten werben, 
welche alle Bedingungen der. Vorbereisung zu die ſein Staude, wie ſolche in, der, Regel zur 
Erlangung. des landeöherrlichen- Tiſchtitels ‚erforderlich, ſind, erfüllt haben, und * ruͤckſicht⸗ 
lich ihrer Studien, noch von Seite ihres ſittlichen Metrageas einer, gegrnderen Austellung 
unterliegen. 

Unter diefen Borausfegun en wollen Seine Majeftät nicht darauf beflehben, daß bie 
Allerbbchfte Beftätigung ſolchei von Privaten ertheilten Tiſchtitel jedesmal erholt werde, ſon⸗ 
dern finden genuͤgend, wenn dergleichen Tiſchtitelverleihungen den "betreffenden General: Kreis: 
eommiffariaten angezeigt werden, 

"Die General-Kreiscommiſſatiate find: Ibrigen® angewieſen, am Schluffe eines jeden 
Jahres ein Verzeichniß der im Laufe deſſelben in ihren’ Kreiſen ertheilten Privars Tifchritel, 
mit umfländlicher Bemerkung der Perſoualverhaͤltniſſe ge — der Candidaten, au 
das’ Minijteriinir des Innern 'einzufenden,. 

Mas die Zifchritelverleihungen der Ebimuneh —— fo hat es⸗ bei deu Beftims 
mungen ber Generalverordnung vom’ 9. April 1808 (Regierungsblatt —— Jahres Seite 
339) fein Verbleiben, worauf hiemit ausdruͤcklich zuruͤckgewieſen wird, 


Minden den 30. Mai 1813. 
Staatdöminifterium bed — 
Reg. Bi. w. I 1813 Sr. di. S. 73ı. 
Faueı ) Bra Ta r ur N 
y I $. 4532. 
(Die Präfentation der Gemeinden auf Schufdienfte betreffend. ) 


Auf Befehl Seiner Majeftär" des Königs. 
Auf 'den Bericht vom 17. April d. 3, wird zur Refolution erwiebert, u es Au⸗ 


1835, 


756 Abth. Xi. Abſchu. 1. Tit. I. Cap ill. 265488: 4583: und 456. 

ftand finde, bei Seiner; Kbniglichen: Majeftät die fdrmliche und allgemeine Einziehung der 
Präfentationdrechte der ‚Gemeinden ‘auf: Schuldienfte:: in Unerag zu bringen,/ und daß es ber 

Regierung überlaffen werde, die einzelnen -vorfommenden ; Fälle "nach vg Prüfung der 

Urkunden und des Befigftandes, salvo recursu zu — 


München den 31. Mai 1817. . 8 
Staatsminifterium bes —— IR F 


* 
die Königlihe Regierung des Dbermainfreifes, Kammer bes Innern, alfo ergangen. 


454 
(Die Präfentationsrechte der Gemeinden | * andere geifttiche Beneficien betreffend. ) 
M. J. K. 

Da in Folge der gegenwärtigen Verfaſſung und Verwaltung ber Gemeinden im 
Königreiche diefelben in die Ansübnng der Praͤſentationsrechte auf Pfarreien und andere 
geiftliche Beneficien, welche unter den vorigen Ver haltuiſſen durch die Verordnung vom 14. 
November 1808. fufpendirt war, wieder eingetreten’ find; fo haben Wir zur Vermeidung 
aller Mißverſtaͤndniſſe für ndrhig’ befunden, die Morten und Modificatiohen, unter. welchen 
die Ausihbung diefer Mechte ſtatt finden fol, hiemit zu erneuern und feftzuftellen ; 

1) Die Präfentationen, welde die Gemeinden ausuͤben, unterliegen Unferer allers 
höchften Genehmigung und Betätigung. Erſt, wenn diefe erfolge ift, kaun 
die Ausfertigung der fbrmlichen Präfentationsurfunde an die Präfentirten 
gefchehen. | 

2) Da Feine Präfentation auf eine geiftliche Pfrände Unfere Beſtaͤtigung erhalten 
fann, wenn der Geiftliche wicht, den, allgemeinen Vorſchriften der Verordnung 
vom 30. December 1806 in Anfehimg der Concurspruͤfung genigt bat, fe 
verftehr es ſich von felbft, daß auch die Vrhlensationen der Gemeinden »diefen 
Bedingungen unterworfen ſeyn muͤſſen. 

3) Die fämmtlichen ‚einfachen Beneficien ber — bleiben nach den Beſtim⸗ 
mungen der Verordnuug vom 11. October 1807 (Regierungsblatt Seite 1615 
— 1626) die Einrichtung von Emeriten Häufern betreffend dem Emeriten 
Juſtitute zur Verſorgung emeritirter ——— gewidmet, und koͤnnen nur an 
ſolche Geiſtliche verliehen werden. 

Da in ber beſagten Verordnung anbefohlene Ausſcheidung der Beneficien nicht al: 
Ienthalben gefchehen ift, fo werden Wir, bis zu deren Vollzug den Gemeinden in vorlommen: 
den Befeungsfällen entweder die auf ſolche Beneficien zu verfegenden Individuen jedesmal 
benennen, oder nach Umftänden ihnen die Geſuche der in dieſer Art geeigneten Priefter, die 
fih darum beworben haben, dem MVorfchlage zuftellen Taffen. — 

Auch in Anfehung folcher Euratbenefizien der Gemeinden, welche nicht mit beſchwer⸗ 

lichen Dienften verknuͤpft ſind, und die fich deßhalb zur; Verforgung der zum befchwer: 

lichen Seelforgamte unfähig gewordenen Priefter eignen, muß darauf beharrt werden, 
daß deren Verleihung vorzugdweife nur an geiftliche der genannten Art - gefchehe, 
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damit einer Seitd dem ordentlichen Dieuſte der Seelforge brauchbare Eubjecte nicht 
entzogen werben, und ſolche Beueficien nicht, arbeitsſcheuen Individuen zufallen, wel⸗ 
he dergleichen Pfraͤnden in Unthaͤtigkeit zu genießen trachten, und damit anderſeits 
die noͤthige Ruͤckſicht auf die Verſorgung alter oder gebrechlicher Geiſtlicher entſpro⸗ 
chen werde, um ihnen angemeſſene Raheplatze zu verſchaffen. 


4) Bei Beſetzung der Schulbeneficien, wo ſolche den Gemeinden zuſteht, iſt dars 
auf zu fihen, daß die Verhältniße der präfentirten -Fudividuen zu den betrefz 
fenden Gemeinden auf eine mit dem amtlichen Stande des Lehrers, und mit 
den über das Schulweſen — Verordnungen vereinbarlicher Weiſe regus 
lirt werden. / 


5) &o oft eine geiftliche Pfeuade des Gemeinde Patronats-Rechts erledigt wird, 
foll deren Ausfchreibung in dem Kreisintelligenzblatte unter Präfigirung eines 
angemeffenen Termines geſchehen, damit die Bewerber um bdiefelbe ſich berrefr 
fenden Orts anmelden koͤnnen. 

Hiernah habt ihr euch zu achten und in vorkommenden Fällen zu verfahren. 

München den 18. Februar 1819. 


An 
ſammtliche Konjgliche Regierungen, mit Ausnahme ‚des ‚Rheinfreifes alfo ergangen. 


00, Sr Ä 
ADie Ausſchreibung erlebigter Beiftliger, ‚dem Vatronatsrechte der Gemeinden zuſtehenden Pfründen betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeflät des Kbnigs. 


Auf bie Borkellungen des Stadtmagiſtrats dahier, wird der Königlichen Regie: 
rung, Kammer des Innern eröffnet, daß der im F. 5. des Allerhochſten Reſcripts dd. 18. 
Februar d. J. angeordneten Ausfchreibung der Erledigung geiftlicher Pfränden, worauf den 
Gemeinden das Patronatsrecht zufteht, unter ‘der unterfchrift derſelbenkein Hinderniß zu ſetzen 
ſey. 

Uebrigens wird die Königliche Regierung die gehbrige Aufmerkſamkeit pflegen, daß 
in dergleihen Ausfchreibungen Beine den beftehenden Verordnungen zuwider laufenden Be: 
ffimmungen getroffen werben, 


Münden am 18. April 1819: 
"Staa tsminiferiam des Innern; 


An 
die Königliche Regierung des Iſarkreiſes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
BE EEE TOO t 
" (Wraſentationerechte der Gemeinden betzeffend.). 


Auf Befehl, Seiner Maieſtaͤt des Koͤnigs. 
Auf den Bericht — 8. wirds, exrwiedert, daß in.ben (Fällen, wenn 


TÜR Hohe RL Cap: E87. und 488. 


den Gemeinden Praͤſentations rechte zu nicht ſtabilen Caplaueiſtellen zuſtehen, die Beſtaͤtigung 
ſolchet Praͤſentationen nach den gegebenen Competenzbeſtimmungen von der Kduiglichen Res 
gierung ohne Anftand zu ertheilen ſeh. — 


Was die Praͤſentatiousrechte der Stiftungen, Bruderſchaften oder anderer. myſtiſcher 
Perſonen -berrifft, fo hat es bei der bisherigen Einrichtung fein Verbleiben. 


Münden am 26. Juli: 1819. 
Staatöminifterium bes Innern, 


Un "1 
die Konigliche Regierung des Oberbonaufreifes, Kammer bes Innern, alfo ergangen. 


: 8. 457. 
( Tifchtitef : Verleihungen ber Gemeinden betreffend. ) 


M. J. Ke 


Auf euern Bericht vom 10. v. M. erwiedern Wir euch, daß bei der gegenwaͤrti⸗ 
gen Verfaſſung der Gemeinden dieſelben in Anſehung der Befugniß in Ertheilung ber Tiſch⸗ 
“titel für Eandidaten des katholiſch-geiſtlichen Standes unter dem Vorbehalte der Beftätigung 
der vorgefeigten Kreisregierung feiner weitern Beſchraͤnkung unterliegen, ald welche bie Ruͤck⸗ 
ſichten auf die daraus fuͤr das Vermoͤgen der Gemeinden entſtehenden Laſten erheiſchen, ſo 
ferne Übrigens im Allgemeinen die Candidaten die vorſchriftsmaͤſſige Qualification beſitzen; — 
in. welch beider Beziehung die Königliche Regierung in vorfommenden Fällen die gehdrige 
Vorſicht zu beobachten bat. 

Die Erhebung von Zaren hiebei kann nur in fo ferne ſtatt finden, als diefe her: 
gebracht if. — oo, 


Münden den 6. September. 1819. 


12838, 


An 
die Königliche Regierung des Oberbonaufreifet, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
Mittheilung: den übrigen Regierungen, mit Ausnahme des Rheinkreiſes. 


$: 458... 
9153. 


(Die Präfentationgredhte der Gemeinden auf proteſtantiſche geiſtliche Pfarrſtellen und In specie das Piarr: 
Präfentationsrecht der Stadtgemeinde zu Schweinfurt betreffend.) 


Mm. J. 8 


Indem Wir Unferen Regiernagen- der -fämmtlichen betreffenden Kreife durch Refeript 
vom 18. Februar d. Js. zu erfeunen gegeben haben, daß in Folge der gegenwärtigen Ber: 
faſſung und Verwaltung der Gemeinden im Königreiche diefelben in bie Ausäbung der Praͤ⸗ 
fentarionsrechte auf Pfarreien und andere geifliche Beneficien, welche unter den vorigen Ders 

pältniffen, durch die Verordnung vom 14. November 1803 faspendirt war, wieder einge: 
"treten  feyen zı war Unfere Abſicht, auf die Pfarreien. und andere geiftliche Stellen des pro 
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teftantifhen Cultus, auf welchen ein ſolches Gemeindepatronatsrecht haftet, ebenfowohl, als 
auf die Farholifchen, gerichtet. 

Die im $. 1. des erwähnten Reſcripts ansgefprochene Beftimmung, daß die Präs 

fentationen, welche die Gemeinden ausüben, Unferer Allerhoͤchſten Genehmigung und Beltä: 
tigung unterliegen, und baf erft, wenn dieſe erfolgt ift, die Ausfertigung der fbrmlichen 
Präfentationsurfunde au die Präfentirten gefchehen könne, gilt als allgemeine Norm ebenfo 
. von ber Befegung proteflantifcher Pfarreien ald bei katholiſchen. 
Keine Präjentation auf eine proteftantifche geiftliche Strelle Tann Unfere Beftätigung 
. erhalten, wenn nicht der Geiftliche die nach den gegebenen allgemeinen Vorfchriften zur Bes 
förderung in das Pfarramt angeordneten Prüfungen beftanden hat, und die genügende Qua⸗ 
Iification hiezu befigt. Diefen Bedingungen find demnach. auch die Präjentationen der Ge: 
meinden auf folde Stellen unterworfen, 

Die Anmeldung der Bewerber neu erledigter proteftantifcher geiftlicher Stellen des 
Gemeindepatronatd gejchieht bei den betreffenden Magiftraten und Gemeindeausfhäffen, welche 
unter denfelben das in Vorſchlag zu dringende Individuum mit Zuzichung der Gemeindeber 
vollmächtigten auswählen, 

Zu diefem Ende foll die Erledigung unter Präfidirung eines angemeffenen Anmel: 
dungstermines in dem SKreisintelligenzblatte audgefchrieben werden, 

Die Eonfiftorien werden die gehbrige Aufmerkjamkeit pflegen, daß in dergleichen Auss 
fchreibungen Feine den beftehenden Verordnungen zuwiderlaufenden Beftimmungen getroffen 
werden, ° 

In Anfehung ded Nachſitzes, der Jutercalarien, der Befbrderungsabgaben, werden 
die Geiftlihen auf den Stellen des Gemeindepatronatd ganz nach den beſtehenden allgemeis 
nen Normen behandelt, 


Was die Patronatsrechte betrifft, welche die ehemaligen Neichsftädte ausgeuͤbt has 
ben, fo kbunen nur jene in die Gategorien der den Gemeinden verbleibenden Rechte diefer 
Art aufgenommen werden, die nicht ald Xerritorials Hoheitsrechte erfcheinen, welche die 
magiftratifhen Behoͤrden diefer Städte nach ihrer damaligen Verfafjung ausäbten, fondern 
als eigentliche Gemeinderechte nachgewiefen werden kounen. 


Da Letzteres der Fall bei den vom Magiftrate zu Schweinfurt in Auſpruch genoms 
menen. Präfentationsrechten nicht ift, fo foll es bei den unterm 14. December 1811, 
6. December 18314, dann 26. Mai 1817 erlaffenen abweifenden Entſchließungen fein Verbleis 
ben haben, und es ift alsbald zur Wiederbefegung der erledigten Stelleu dafelbit zu fchreiten. 


Hiernady habt ihr dad Geeignete zu verfügen. Bon gegenwärtiger Entfchließung 
haben Wir auch den betreffenden Kreidregierungen Mittheilungen machen laffen. 


Münden den 11. November 1819, 


An 
das Königlihe Oberconfiftorium München alfo ergangen. 
Mirtheilung: der Königlichen Regierung des Untermainkreifes. 
Mittheilung: mit Hinweglaffung des lebten Punktes von den Worten „da lehteres““ an die übrigen 
Regierungen mit Ausnahme jener des Rheinkreiſes. 
Bd. XI. 96 


760 Abth. XL Abſchu. I. Tit. I. Cap. U. $. 459 460. 461. 462, und 463, 


$. 459. 
(Präfentationdrechte der Gemeinden betreffend. ) 


13238, 


Auf Befehl Seiner Majeflät des Königs. 


Auf die Berichte vom 17. Auguft und 26. Dctober d. J. wird erwiedert, daß 
von der im Betreffe der Präfentationsrechte der Stiftungen, Bruderſchaften, und anderer 
myſtiſcher Perfonen unterm 26. Zuli d. J. gegebenen Weifung nicht abgegangen wer 
den koͤnne. 


Minden am 13. November 1819. 
Staatdöminifterium bed Jannerm. 


An 
die Königliche Regierung des Oberdonaufreifed Kammer ded Innern aljo ergangen. 


8. 460. 


Auszug. 
(Die Gemeinden-Praͤſentationstechte betreſſend.) 


Auf Befehl Seiner Majeſtaͤt des Kbnigs. 


In jedem Falle hätten auch die in dem erften Berichte vom 15. July d. J. er: 
wähnten — aber nicht einmal namentlich bezeichneten Gefuche der früheren Gompetenten 
um das Beneficium zu Rotthalmänfter reprodueirt werden follen. 

Ucberhaupt follen in ſolchen Fällen der Gemeinde: Präfentationdrechte jedesmal die 
Gefuche fÄmmtlicher Bewerber um die betreffende Pfründe in einem vollftändigen WBortrage 
zufammengefaßt, und nad) der Qualification der Bewerber mir Ruͤckſicht auf die beſtehenden 
Verordnungen umftänblich gewilrbigt werben. 

Es wird gewärtigt, daß bei der weitern Vorlage biefes Gegenftandes hienach genau 
verfahren werde, 

Mündyen ven 16. Januar 1820. 


Staatöminifterinm des Jnnern. - 


An 
die Konigliche Negierung des Unterdonaufreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


$. 461. 
Auszug. 
(Die Praſentationtrechte der Gemeinden betreffend.) 


M J. K. 


Uebrigens erinnern Wir euch bei dieſer Gelegenheit, (die Beſetzung des Spitalbene⸗ 
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fieinms zu Mofenheim) wiederholt im Allgemeinen, daß in den Fällen der Gemeindepräfen« 
tationsrechte jedesmal die Gefuche ſaͤmmtlicher Bewerber um die betreffenden Pfränden in 
einem vollftändigen Vortrage zufammengefaßt, und nad) der Qualification derfelben mit Ruͤck⸗ 
fiht auf die beflehenden Verordnungen von dem betreffenden Magiftrate umſtaͤndlich gewärs 
digt, und hienach die Auswahl getroffen werben fol. 


Hienach habt ihr dad Geeignete zu verfügen, 
München den 13, Februar 1820, 


An 
die Königliche Regierung des Iſarkreiſes, K. d. J., alfo ergangen. 


$. 462. 
Yudzug. 
20656, 
(Die von dem Magiftrate ünftighin zu erflattenden Präfentationsvorfhläge auf Beneficien betreffend.) 


mM, J. K. 


Uebrigens iſt der Magiſtrat für kuͤnftige Fälle der Praͤſentation auf Beueficien, wor 
rauf ibm das Patronatrecht zuſteht, nach den euch bereits wiederholt gegebenen erſt juͤngſt 
bei Beſetzung des Spitalbeneficiums zu Roſenheim erneuerten Weiſungen, in Anfehung der 
Behandlung diefer Gegenftände bei Erftattung der Präfentationsvorfchläge auf dem Grunde 
der unabänderlichen Beftimmungen des Allerhöchften Referipts dd. 18. Februar v. 3. nach⸗ 
drüclich zu verbeſcheiden; — und ihr habt Finftig dergleichen Vorfchläge, wenn fie nicht 
mit umftändlichen Vorträgen begleitet find, worin bei dem Magiftrate fämmtliche Geſuche 
der Bewerber um eine Pfründe nach der Qualificatiow derfelben gehdrig gewürdigt find, alle: 
zeit ohne Weiters zur gehdrigen Bearbeitung zurüdzufchiden, 


Endlih ift dem Magiftrate noch zu verweifen, daß er fi habe beigehen Taffen, 
ber geiftlichen Behbrde von der Präfentation des Prieſters Schmidhamer ſchon Nachricht zu 
ertheilen, ehe noch diefelbe Unfere Betätigung erhalten hatte, 


München am 20. März 1820, 


An 
die Königliche Regierung des Sfarkreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


$. 463. 
(Das Verfahren bei der Ausübung der Präfentationsrechte der Comunen betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Maijeſtaͤt des Königs. 


Der Königlichen Regierung wird im bezeichneten Betreffe bemerkt; daß ungeachtet 
der Einholung der Erinnerungen der Gemeindebevollmaͤchtigten, behufs der Erftattung der 
Vorfchläge zur Ausübung des Präfentationsrechtes auf geiſtliche Pfrinden den Magiftraten 
nicht ausdrüdlich vorgefchrieben ift, ed doch nah Maaßgabe der 65. 82, 83 und 84 der 

96 « 


762 Abth. X. Mbfchn. I. Tir. I. Gap. IE. :$. 464. 465. und 466. 


Verordnung vom 17. Mai 1818 über die'Verfaffung und Verwaltung der Geufeinden, drus 
felben in Fällen, wenn der Gegenftand von bejonderer Wichtigkeit iſt, wie z. B. wenn es 
auf Belegung einer Ortöpfarrei in der Gemeinde felbft anfömmt, empfohlen werde, die Er⸗ 
innerungen ber Gemeindebevollmächtigten zu erholen, :und daß, wenn. foldhe Erinnerungen 
abgegeben worden find, dieſelben von den Magiftraren. nice mir Stillſchweigen übergaugen 
werden fonnen, fondern in den zu erftattenden Vorträgen und Berichten ‚gehörig gewuͤrdiget, 
und mit denfelben vorgelegt werden muͤſſen. —— 


Muͤnchen den 29. April 1820. 
Staatsminiſterium des Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Iſarkreiſes, Kammer des Innern, alſo ergangen, 


$. 464. 
(Das Präfentationsrecht des Magiftrats in Nördlingen zu Lehrſtellen betreffend.) 


M. J. K. 


Naͤchdem in der durch Unfer Reſcript vom 7. Mai 1804 genehmigten Juſtruction 
für die verſchiedenen Behborden in den mediatiſirten Neihöftädten der ehemaligen Provinz 
Schwaben, den dortigen Verwaltungsrächen bei Ernennung von Scyulinfpectoren, Rectoren 
und Lehrern, dad Recht der Juitiative eingeräumt und geftatter worden iſt, jederzeit an die 
Landesftelle drei Subjecte, welche jedoch die allgemein angeordneten Prüfungen vorher beftan: 
den haben muͤſſen, zur Auswahl in Vorſchlag zu bringen, und nad dem in Unferm über 
die Mediatifirung der vormaligen Reichöftadt Nördlingen unterm 23ſten Juli 1804 ers 
laffenen befondere Reſcripte auf die oben erwähnte Inftruction ausdruͤcklich Beziehung genom⸗ 
men wird; fo ſoll es bei dieſen Beſtimmungen fein Verbleiben haben, jobin dem Magiftrate 
zu Nördlingen, die im der oft gedachten Zuftruczion ruͤckſichtlich des Schulweiens ausge: 
fprochenen Rechte audy feruerhin dberlaffen, respective zuräcgegeben ſeyn, mir dem dafelbit 
gleichfalls ansgedruͤckten Vorbehalte in Anfehung der Ernennung zu Lehrftellen au Lyceen und 
Gpmnafien. » Diefes wird euch auf eure Berichte vom 10. April v. J. und 10. Yannar 
I. 3. hiemit zur Refolurion eröffuer. — 


Muͤnchen den, 22. Februar 1821. 
Staatsminiſterium des Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Rezatkreiſes, K. d. J., alfo ergangen. 


$. 465: 


(Die Präfentarionsrechte der Gemeinden betrefiend.) 


2744, 


M. J. K. 


Obgleich Wir Uns aus der Vorſtellung des Magiſtrates der Stadt Sch w einfuzt 
von den rechtlichen Anſpruͤchen desſelben auf die Präfentarion zu den geiftlihen Stellen in 
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der Stadt nicht überzeugt baden; fo wollen Wir doch in Erwägung, daß die Zuziehung des 
Achlerſtandes bei den Pfarrwahlen es zweifelhaft läßt, im wieferne die Buͤrgerſchaft zu 
deufelben mitgewirkt babe, und zur weitern Beſtaͤtiguug Unferer durch das Gemeindeediet 
vom 17. Mai 1818, ausgefprochenen landesväterlichen Abficht, den Gemeinden eine größere 
WBirffamfeir bei ihren innern Angelegenheiten einzuräumen, die Bitte des gedachten Magiftra: 
tes in fo weit gewähren, als folches mit Unfern Rechten, uud den angenommenen Regierungss 
grundfägen verträglich if. Wir haben demnach befchloffen, wie folgt: 

1) bei Erledigung von geiftlichen Stellen in Schweinfurt geftatten Wir dem dorti 
gen Magiftrate, in Verbindung. mit den Gemeindebevolimächtidten den Vor— 
flag von dreien qualificirten Subjeeten, deren Einem Wir aledann Unfere 
Beitdtigung ertheilen werben. 

2) Dabei hat ſich jedoch der Magiftrat genau an die Beſtimmung der Befdrder⸗ 
ungeordnung vom 23. Januar 1809. Abſchnitt 4. $. 6. b. (Reg. Bl. 1809, 
Nr. X.) und an den F. 13. der Verordnung vom 12, Auguft v. 36. (Reg. 
Bl. 1820. Mr. XXIX.) zu halten. 

Unfere Regierung des Untermainfreifes bat den Stadrmagiftrat von Schweinfurt von 
diefer Entſchließung in Kenntuiß zu fegen. 

München, am 15. März 1821. 


An 
die Königliche Regierung des Untermainfreifes, Kammer des Innern, alſo ergangen. 


Nachricht: dem Königlichen proteſtantiſchen Oberconſiſtorium. 


8. 466. 
(Die Befegung der niedern Kirchendienſte in Nördlingen betr.) 


Mm J. K. 


Wir haben durch Unſer Reſcript vom 7. Mai 1804 der Juſtruction für die Vers 
waltungsbehdrden der mediatiſirten Reichsftädte in der ehemaligen Provinz Schwaben Unfere 
Genehmigung ertheilt. In derfelben ift dem Verwaltungsrathe das Recht eingeräumt, zu 
erledigten geiftlichen und Scyuiftellen drei geeignete Eubjecte in Vorſchlag zu bringen, In— 
dem Wir nur in Betracht jener Genehmigung, durch Refcript vom 22. v. Mts. dem Mas 
giftrate der Stade Nördlingen dieſes Praͤſentationsrecht ruͤckſichtlich der Schulen beftätigt resp. 
zurüdgegeben haben, fo wollen Wir, daß es in Unfehung der niedern Kirchendienfte eben fo 
gehalten werde. Ihr habt hienach dat Konfiftorium zu Ansbach wegen ber in Nördlingen 
gegenwärtig erledigten Vorfingerftelle anzameifen, und in vorfommenden Fällen demgemäs zu 
verfügen, 

Münden, den 20, März 1821. 


An 
das Königliche proteftantifhe Oberconfiftorium. alfo ergangen. 
Mitthbeilung: der Königlichen Regierung des Rezatkreiſes, K. d. J. 


764 Abth. XL. Abſch. J. Ti. I. Cap. IL G. 467. 468, 469. und 470. 


8. 467. 
(Das Präfentationdreht der Stadt Nürnberg auf geiftfiche und Schulſtellen betreffend). 


M. J. K. 


Der Magiſtrat der Stadt Nuͤrnberg hat Uns in einer Vorſtellung vom 7. Juni 
d. Is. um Wiederverleihung des Praͤſentationsrechtes auf Kirchen- und Schulſtellen aller: 
unterthaͤnigſt gebeten. Im Erwägung, daß bei der reichsſtaͤdtiſchen Verfaſſung die Gemein; 
den durch Zuziehung der alten genannten, und der bürgerlichen Rathöfreunde zur Befeung 
der Pfarr: und Schuldienfte mitgewirkt haben, und um Unjerer Stadt Näruberg einen neuen 
Beweis Unferer Königlichen Gnade zu geben, haben Wir befchloffen, diefer Bitte in fo 
weit zu willfahren, als folches mit Unfern Rechten und den angenommen Regierungägrund: 
fägen verträglich if. Wir verorduen demnach 
1) Bei Erledigung von proteftantifhen, geiftlichen Stellen innerhalb des Burg: 
friedens von Nürnberg geftatten Wir dem dortigen Magiftrate, mit Zuziehung 
der Nirchengemeindebevollmächtigten, den Vorfchlag von drei qualificirten 
Subjecten, deren Einem Wir alsdann Unfere BVeftärigung ertheilen werden. 


2) Hiebei hat ſich jedoch der Magiftrat genau an die Beſtimmung der Befdrde: 
rungsordnung vom 23, Januar 1809, Abſchn. IV. $. 6, b (Regierungsblart 
1809 N, 10.) und an den $. 13. der Verordnung vom 12, Auguft 1820 
(Regierungsbl, 1820 Nr. XXIX,) zu halten. 

3) Ju der nämlichen Art räumen wir dem Magiftrat das Präfentationsrecht auf 
fämmtliche Lehrerftelen an den Schulen ein, jedoch mit aus druͤcklichem Bor: 
behalte der Ernennung zu Lehrſtellen an Lyceen und Gymnaſien. 

4) Die fubalternen Kirchendienfte fol der Magiftrat zu befeen, jedesmal aber 
deren Derleipung dem Eonfiftorium in Ausbach anzuzeigen haben, 

Unfere Regierung des Nezatkreifes hat den Magiftrat der Stadt Nürnberg von die: 
fer Eutſchließung in Kenntniß zu fegen und Über deren Befolgung zu halten, 


Minden am 13- Zuli 1821, 


An 
die Königliche Kreisregierung des Rezatkreiſes, Kammer ded Innern, alfo ergangen. 


Nachricht dem Königlichen protefantifchen Oberconſiſtorium zur meiteren Verfügung unterm 15. 
Juli 1821, 


$: 468. 
(Das Präjentationsrecht der Stadt Nördlingen auf geiſtliche und Schulſtellen betreffend). 
M. J. K. 
Bir haben auf eneren Bericht vom 6. Mai v. Is. und 19. v. Mts., das Präs 


fentationsrecht der Stadt Nördlingen auf geiftliche und, Schulftellen betreffend, befchloffen, 
wie folgt: 


17485, 
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1) In Gemaͤßheit Unferes Normativrefcripts Über die Mediatifirung der vormaligen 
Reichöftädte ddo. 10. Auguft 1803 und der durch Unfere weitere Entfchlie: 
Bung vom 9. April 1808 der Stadt Nördlingen zugeftaudenen Präfentationd: 
befugniß verleihen, refp. reftitwiren Wir derfelben das Recht der Präfentarion 
auf geiftliche und Schulſtellen innerhalb der Ringmauern der Stadt. 

2) Bei Erledigungsfällen hat der Magiftrat mit Zuziehung der Gemeindebevoll: 
mächtigten drei qualificirte Subjecte in Vorſchlag zu bringen, deren einen 
Wir alödann Unfere Beftätigung ertheilen werden. 

3) Hiebei hat ſich der Magiftrat genau an die-Beftimmungen der Befoͤrderungs⸗ 
ordaung vom 23, Februar 1809, Abfchn. IV. 6. 6. b. (Regierungsbl. 1809 
Er. X.) und an den $. 13. der Verordnung vom 12. Auguft v. Is. (Re: 
gierungsblatt 1820 St. XXIX.) zu halten, 


Unfere Regierung des Rezatkreiſes hat hiernach dad Geeignete zu verfügen. 
München den 20, December 1821. 


An 
bie Königliche Regierung des Mezatkreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
Nachricht dem Königlichen proteſtantiſchen Oberconfiftorium. 


$. 469. 
1%2, ' 
(Die Bewiltigung der Präfentation zu den Lehrſtellen an den Volksſchulen der Stadt Fürth betreffend). 
M. J. K. 


Auf das. mit Bericht vom 27. November v. Is. vorgelegte Auſuchen des Stadt: 
magiftrats zu Fuͤrth, um Einräumung des Präfentationsrechts zu ſaͤmmtlichen Lehrftellen 
der Schulen dafelbft wollen Wir, in Erwägung, daß die Stadt ſchon früher in Anfehung 
mehrerer Stellen diefer Art ein ſolches Recht ausgeuͤbt, vornehmlich aber in Erwägung. des 
lobenswerthen Eifer, mit weldem fie ſchon im Jahre 1810 aus ihren eigenen Mitteln 
zwedmäffige Schulgebäude hergeftellt, und die Zahl der Lehrſtellen beträchtlich vermehrt hat, 
dem Bittgeſuche willfahren, und ertheilen dem Magiftrat zu Fuͤrth, auf gleiche Weiſe und 
mit den gleichen Befchränkungen, wie den Magiftraten von Nürnberg und Nördlingen hies 
durch das Recht zu den Lehrftellen nicht nur der WVolköfchulen, fondern aud ber höheren 
Bürgerfchulen daſelbſt kuͤnftig zu präfentiren, 


München den 9. Januar 1822. 


An 
> die Königlihe Regierung des Rezatkreiſes, K. d. J., alſo ergangen, 


$. 470. 
(Das Yräfentationsreht des Magiftrats der Stabt Kemnath anf bortigen Schulſtellen.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Auf den Bericht der Königlichen Megierung des Dbermainkveifes in obenftehendem 
Detreffe wurde folgendes befchloffen, 


10097, 


766 Abth. XI. Abfepn 1. Tit. 1. Gap. I. $. 471. und 472. 


1) Da aus dem Berichte und den beigelegten Acten hervorgeht, daß der Magis 
firat der Stadt Kemnath das Präfentationsrecht auf die Mädchen = Lehrer: 
und DOrganiftenftelle von dem 1. Dftober 1807 ausgeuͤbt hat; fo iſt ihm dies 
ſes Recht auch künftig zu belaffen, jedoch fo, daß er vor der Präfentation 
immer erft den Beirath der Local : Schulinfpection und des Stadtpfarrers ein; 
zubolen hat. 

2) Ruͤckſichtlich des Präfentationsrechtes auf die beiden übrigen Lehrerftellen ift 
dem Magiftrate. zu erbffnen, daß er ruͤckſichtlich des früher ausgeübten Präfen: 
tationsrechtes, auf diefelben vorerft einen gründlichen Beweis. zu liefern habe, 
und daß, wenn diefer Beweis hinfichtlich der zweiten Schullehrersftelle binnen 
4 Wochen nicht geführt wird, diefe mit Vorbehalt der allenfallfigen Rechte 
des Magiftrars, und ohne Prajudiz für kuͤnftige Fälle von der Königlichen Res 
gierung werde befegt werden, 

Minden den 29. Zuli 1822. 


Staatöminifterium des Innern, 


An 
bie Königliche Regierung des Obermainkreifes, Kammer bed Innern, alfo ergangen. 


$. ar. 
(Das Prüfentationsreht zu Schuldienften und Lehrſtellen in den Städten betreffend. ) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Kbnige. 


Auf die wegen des Präfentationsrechts der Gemeinden zu Schulſtellen erhobenen 
Anftände wird der Koͤniglichen Regierung des Oberdonaufreifes zu ihrer Nachachtung erbffnet, 
daß die Regierung des Obermainfreifes auf diesfallfig Anfrage fchon unter dem 31. Mai 1817 
angewiefen worden fey, die einzelnen vorkommenden Fälle, nach firenger Prüfung der Urkuns 
den umd des Befigftandes, salvo recursu, zu befcheiden. 

Die bei hinlänglich nahgewiefenem Rechte zugeftandene Prifentation fol binnen ei 
nes unftreflihen Termines von zwei Monaten, ohne alle dem Unfehen, der Selbftftäudig: 
feit, und der Subfiftenz des Lehrers nachtheilige Bedingungen und Beläftigungen gefchehen, 
und nur auf geprüfte oder bereits angeftellte und wohlbefähigte Judividuen gerichtet wer— 
den, aud) find, was die Schulen im den ftädrifchen Comunen betrifft, die befonderen Bes 
ftimmungen, welche der Kreisfchulrach in dem hier zurdckfolgenden Vortrag vom 21. Sep: 
tember 1821 vorgefchlagen hat, zur Anwendung zu bringen, übrigens aber ift vom einer 
allgemeinen Ausfchreibung gegenwärtiger Eutfchliefung Umgang zu nehmen, und diejelbe 
blos von den Wolföfchulen zu verſtehen. 

Minden den 30. September 1822. 


Staatsminifterium des Junern. 


. An 
die Konigliche Regierung des Oberbenaukreifes, Kammer des Innern, aljo ergangen, 


Nach richt: dem übrigen Kreisregierungen (mit Ausnahme ded Rheinfreifes) unter Anlegung eis 
nes Auszuges and dem im Neferipte allegirten Vortrage, zur pflichtmäſſigen Nachachtung. 
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Auszug 


aus dem Vortrage des Kreisſchulraths in Augsburg (das Praſentationsrecht zu Squtdienſten und Lehrerſtellen 


in den Städten betreffend) dd. 21. September 1821. 


Da fi in der Regel die befferen Schuldienſte in den ‘Städten befinden, da foll das 
Schulweſen im Gange erhalten werden; vor allem ift zu wuͤnſchen, daß die befferen Indivi— 
duen von Zeit zu Zeit Befbrderung erlangen, und das Perſonal dbadurdy ermuntert werde, fich 
audzuzeichnen, und da zwar Äberall, aber ganz verziglich in den Erädten fi) das Bedaͤrfniß 
beffern Unterrichts zeigt, andererfeits aber das Verfahren bei Anftellungen der Lehrer in beflas 
genswerthen Thatſachen nur zu ſehr noch in der Erinnerung lebt, fo ſollte nach meinem uns 


maßgeblichſten Dafuͤrhalten ausgeſprochen werden: 
a) daß auf erledigte Stadtſchuldienſte eutweder wirkliche Lehrer mit der Note 


b) 


c) 
d) 


e) 


) 


18797, 


„vorzuͤglich““ und allenfalls auch noch mir der Note „ſehr gut“ oder Schul⸗ 
dienft: Erfpectanten , welche bereits Gehilfen- oder Verweſersdienſte geleifter, und 
in der allgemeinen Eoncuröpräfung die erfte Elaffe erhalten haben, keineswegs 
aber 

Subjecte minderer Qualification, oder vollends Individuen, welche fich mit dem 
Schulweſen nicht befaßt haben, wie 3. B. Stadrfchreiber, und andere ftädrifche 
Bedienftete, Burger, welche bei ihrem Gewerbe nicht mehr ihr gehbriges Beſte—⸗ 
ben finden, oder dergleichen Individuen, aud wenn fie ſich anheifchig machen 
wuͤrden, um die eben vacante Stelle zu erlangen, ſich vorzubereiten und bie 
Eoncursprüfung zu beftehen, präfentirt werden fönnen, daß vielmehr 

die Präfentarion zu dem erledigten Poften binnen 6 Wochen bei Berluft des 
Rechts in dem vorliegenden Falle zu präfentiren, und daß 

die Präfentation ohne alle Bedingung gefheben, d. h. der Präfentirte nicht gehalten 
feyn folle, die Wittwe oder eine Tochrer zu beirathen, oder erft einige Zeit den Dienft 
mit Entbehrung eines Theils der Dienftesbefoldung zu verweſen; daß ferner 
für den Fall, daß die Darreihung eines Abfents von Seite ded präfentirten 
und wirklich angeftellten Lehrers nicht gänzlich unterfagt werden wolle, eine 
folche Darreihung nur dann als zuläffig erflärt werden folle, wenn dem Lehrer 
noch immer die etatsmaͤßige Befoldung von 400 fl. nebft freier Wohnung, und 
die Remuneration für Abhaltung der Sonn- und Feiertagsfchule verbleibe, daß 
jedoch 

folange, als die Errichtung ber Lehrers Wittwencaffe zur Verſorgung ober wer 
nigftend zur Unterftägung der Wirtwen und Kinder verftorbener Lehrer nicht ind 
Leben getreten feyn wird, der Königlichen Regierung geftatter feyn folle, nad 
Geftalt der Umftände die Wittwe auf einige Zeit in dem Dienfteögenuß, jedoch 
mit der Verbindlichkeit zu belaffen, von den Dienfteserträgniffen den Verweſer 
ganz, oder wenn fid) andere Mittel zeigen, zum Theile zu befolden, mie es 
bisher und zwar felbit der Allerhoͤchſten Verordnung gemäß gefchehen ift. 


$- 412. 


(Den Antheit der Gemeindebevoltmächtigten an der Wahl der Geiftlichen in Städten, — das Praͤſenta⸗ 


tionsrecht wieder erhalten haben betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeftär des Konigs. 


Auf den, von dem proteftantifchen DOberconfiftorium unter dem 20, v. Mts. und 
97 


Bd. XI. 


v 


768 Abth. XI. Abſchu. I. Tit. I. Eap. I. $. 473. 474. und 475. 


Jahres erftatteten Bericht über die Präfentation zu dem Gondiaconate bei St. Lorenz in 
Nürnberg, wird demfelben ermiedert, daß die Art, wie die Gemeiidebevollmächtigten zu ben 
Wahlen der Geiftlihen in Staͤdten, welchen das. Praͤſentationsrecht zurädgegeben worden, 
mitzuwirken haben, durd den $. 81. der Gemeindeordnung vom 17. Mai 1818 bejtimmt 
ift, wobei es um fo mehr zu verbleiben bat, ald hiedurch der Antheil der Bevollmächtigten 
binreihend gewahrt ift, ba bei eintretender Meinungsverfchiedenheit die Erklaͤrung derfelben 
zur höhern Eutſcheidung eingefender werden muß. 


Das Koͤnigl. Oberconfiftorium hat hiernach das Conſiſtorium in Ansbach zu beſcheiden. 
Minden den 11. Januar 1823. 


Staatsminifterium des Jnnern. 


An 
das Königliche proteftantifche Oberconſiſtorium alſo ergangen. 


Nachricht: der Königlichen Regierung des Rezatkreiſes, Kammer des Inner: 


« 473. 
3339. 5 


Auszug. 
(Die Pfarrei Holzheim, Landgerichts Günzburg betreffend: J' 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


So ferne nicht das Patronatrecht auf die Pfarrei zu Holzbeim. auf einem in 
Bayern gelegenen, der Hofpitalitiftung in Ulm zugehörigen Gutsförper radicirt ift, und 
ſonach jedem Befiger eines ſolchen Guts im inlaͤndiſchen Uurerthausverbande zuftehen würde, 
ift dasſelbe, nachdem außer diefem Falle eine auslaͤndiſche Stiftung auf die den Stiftungen 
im Julande auf dem Grunde des im AA, Artikel des Concordats enthaltenen Beſtimmung 
hinſichtlich der Privatpatronatrechte zuruͤckgegebenen Praͤſentationsrechte keinen Anſpruch machen 
tanu, als laudesfuͤrſtlich zu behaupten, und demnach gegenwärtig die Erledigungs-Ausſchrei— 
bung ſchleunigſt zu verfuͤgen, ſofort der Beſetzungsautrag zu erſtatten. 


— — — — — — — 


Muͤnchen den 9. April 1823. 


Staatsminifteriumi- des Jnnern. 


- 


An 
die Königliche Regierung des Oberdonaufreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


— $. 474. 
(Die Präfentationsrechte baperifcher Prarrſtiftungen auf geiſtliche Pründen im öfterreihiihen Gebiete ſ. a. 
betreffend). 
Auf Befehl Seiner Majeſtaͤt des Königs. 
Es iſt zur Anzeige gekommen, daß während dſterreichiſche Stiftungen und Unter⸗ 
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thanen miche nur Präfentationsrechte auf geiftliche Pfränden im dieffeirigen Gebiete ungefbrt 
ausüben, ſondern auch beftimmre Abgaben und Einkuͤnfte aus foldyen, ohne deu mindeften Uns 
ftand beziehen, Defterreih in Felge des jogenannten Pfarrpurificationsſyſtems den dieſſeitigen 
Pfarrftiftungen, bei welchen in Abſicht auf Praͤſentationsrecht und Rentenbezug aus bjiers 
reichiſchem Gebiere die naͤmlichen Verbältniffe obwalten, die Ausuͤbung ihres Präfentarionds 
rechtes nicht mehr geftatre und die fraglichen Einnahmen und Bezüge denfelben vorenthalte. 


j Died ift der Fall im Unterdonaufreife rädfichtlich der bayerifhen Pfarreien Burg: 
haufen und Kirchham, dann im Innviertel ruückſichtlich der dortigen Pfarreien Mattizhofen 
und Andorf. Welche Verfügung in Betreff der Pfarrei Kichham an die Regierung des 
genannten Kreiſes erlaffen wurde, ift aus der anliegenden Abſchrift näher zu entnehmen, 


Es ift den ausgedrüdten Abfichten gemäß, gegen Defterreich durchgängig gleiche 
Maafregeln eintreten zu laflen, bis vie Gefälle der bayerifchen Eriftungen und Pfarreien 
im oͤſterreichiſchen Gebiere relaxirt, und die Dort beftehenden Beſchraͤnkungen zuruͤckgenommen 
worden jeyn werben. 


Damit aber bemeffen werden fonne, in weldyer Ausdehnung diefe Maafregel zur 
Anwendung gebrachte werden miffe, dann im wiefern dieſelbe die Mittel darbiere, die durch 
das bditerreichifche Purificationsfoftem benachtheiligten baverifchen Unterthauen und Etiftungen 
aus dem Ertrage der dem Sequefter zu unterwerfenden Revenien zu eurfhädigen, fo erhält 
die Regierung (ded Sfarkreifes) den Auftrag nach näherer Erforſchung aldbald anzuzeigen, 
ob innerhalb . ibres Kreisbezirkes im Abſicht auf Präfentationsrecpte und Rentenbezug bfters 
seichifcher  Pfarrftiftungen auf dem bayerifchen Gebiete nicht Ähnliche Verhältniffe wie bie 
oben angezeigten, obwalten, und wie hoch fich ſolchen Falls der Ertrag der dem Gequefter 
zu unterwerfenden Revenden belaufe? — Dann ob und welche bayerifchen Pfarreien von dem 
nämlichen Princip in der oben angegebenen. zweifachen Beziehung befchädigt werben, 


Münden den 12, Februar 1824. 
Staatöminifterium des Innern. 


An 
die Königlichen Regierungen des Iſar-, Regen: und_Obermainfreifes, Kammern des Innern, alfo ergangen. 


8545, $ _ 
(Das Präfentationsreht der Stade Dinkelsbühl zu den proteftantifhen Pfarr: und Schulſtellen daſelbſt betr.) 


Auf Befehl Seiner Majefiät des Adnige. 


Aus den neuerlich unterm 21. vor. Mes. eingefendeten Regierungsarten iſt nuns 
mehr die UWeberzeugung gefchbpft worden, daß dem proteftantifchen Theil der. vormaligen 
Reichöftade Dinkelsbuͤhl die Präfentation nicht wur zu dem geiftlichen Stellen, fondern auch 
zu den Iateinifchen wie zu den deutfchen Schulftellen der Proteftanten dafelbft von den Zeiten 
ber en ber zuftehen, und vom bemfelben bid auf die neuefte Zeit ausgeuͤbt wor: 
den fen. 

Die Präfentation zu der gegenwärtig 'nen zu befegenden Stelle eines Inteinifchen 

97* 
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Vorbereitungslehrers daſelbſt hat hiernach feinen weirern Anftand, Die Kbnigliche Regierung 
wird dafür forgen, daß diefelbe ordnungsmäflig gefchebe. 
Münden den 12. Juni 1824. 


Staatdminifterium bes Innera. 


An 
die Königliche Regierung des Rezatkreiſes, Kammer des Jımern, alfo ergangen. 


$. 476. 
9584. j 
(Bitte der proteftantifhen Kirchengemeinde zu Augsburg um Verleihung des Präfentationsrechtes betreffend.) 
| M. J. K. 


Die proteſtantiſchen Kirchengemeinden der Stadt Augsburg haben Uns den Wunſch 
vorgetragen, daß ihnen die Ausuͤbung des Praͤſentatiousrechtes auf die dortigen geiſtlichen 
Stellen, als Kirchengefellichaft, verliehen werben moͤchte. 


Wir haben und bewogen gefunden, diefem Geſuche zu willfahren umb verordnen. bas 
ber wie folgt: i 

Wir verleihen dad Präfentationsredht auf die proteftantifchen geiftlichen Stellen in 
der Stadt Augsburg den dortigen proteftantifchen Kirchengemeinden in der Art, daß daffelbe 
von den Kirchendlteften oder Vorftehern derjenigen Kirche, an welcher die Erledigung ſtatt⸗ 
finder, in Gemeinfhaft mit den proteftantifchen Mitgliedern des Magiftratd. und der Ge⸗— 
meindebevollmächtigten, und unter Mitwirkung des jeweiligen proteftantifchen Stadtdecans, 
welcher die Wahlverhandlungen zu leiten bat, ausgeuͤbt werden foll. 


2. 


Zu jeder zu befegenden Stelle bat Uns dieſe Wahlverſammlung drei qualificirte 
Subiecte in Vorſchlag zu bringen, deren einen Mir Unfere landesfürftliche Veftdrigung ers 
theilen werben, ’ 


3. 


Bei diefen Vorfchlägen find die Bejtimmungen der Befdrderungsordnung, insbefon: 
ders die 96. 27. 1. und 30. 1. genau zu. beobachten. 


4. 


Dabei verſehen Wir Uns zu dem Vaterlandéſinne der Waͤhlenden, daß fie dieſe 
Vergänftigung nicht zur Herbeiführung der früheren Abgefchloffenbeit durh die Wahl von 
bloß Eingebornen bendgen, fondern die zu präfentirenden Gandidaten aus den würdigen Geift: 
lichen des ganzen Reiches wählen werden. 

Unfer proteftantifches Oberconfifterium hat hienach das Geeignete zu verfügen. 

München den 21. October 1824. 

AR, 
das proteftantifche Oberconfiftorium alfo ergangen. 


Nacht icht der Königlichen Regierung des Oberbonaufreifes, Kammer des Innern. 
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$. 47. 
16956, 
(Die Anfprüche des Magiftrats zu Preffat auf das Präfentationsrecdt ‚zur Befehung des Schufdienftes betr.) 


Auf Befebt Seiner Majeftät dei Königs. 


Da aus den mit dem Berichte. ‚der KHoͤniglichen Regierung des Obermainkreifes, Kams 
mer ded nnern, vom 20. Nov. I. Is. ꝛingeſchickten Protocollen des Magiftratd zu Preffat 
vom 1. Februar und 19. Auguft 1. J. wicht hervorgeht, daß berfelbe vor dem Jahre 1807 
das Präfentationsrecht bei der Befegung der Schuldienfte dafelbft ausgeübt habe, und ans 
dere Documente zur Vindieirung jened Rechtes von demfelben wicht vorgelegt worden find, 
fo kanu ihm ſolches nicht zugeflanden werden, und. der, oema ue Magiſtrat iſt mit ſeiner 
uuftatthaften Beſchwerde abzuweiſen. PR 

München ben 20. December 1825. 


Staatsminifterium des Funern. 


An 
die Königtiche Regierung dei Ta K. d. a alfo ergangen. 


$. 478. 


5058, — 
(Die Präfentationsgenehmigungen betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeſtaͤt das Könige. 

Die Kdnigliche Regierung des N, Kreifes „erhält hiemit den Auftrag, von allen 
jenen Präfentationsgenehmigungen, welche diefelben nach $. 35. der Allerhöchften Verordnung 
vom 17. December v. Is., die Formation und Wirkungskreis und den Gefchäftögang ber 
oberften Verwaltungsftellen in den Kreifen betreffend (Regierungsblatt v. 3. 1825. ©. 1073) 
competenzmäffig ertheilen wird, jedesmal eine Anzeige an das Kduigliche Staatöminijterium 
des Innern zum oberften Kirchen, und Schultathe einzufenden, damit die Liften der Pfarrs 


amtscandidaten in Ordnung erhalten werden konnen. 
Auch wird diefelbe auf die Verordnung vom 11. Dctober 1807 a ie a 


vom Fahre 1807. &. 1615 — 1626) aufmerkfam gemacht. 
München den 23. April 1826, 
Staatsminiftlerium des Jnnerm, 


An 
ſaͤmmtliche Königliche Kreisregierungen, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
$: 479. 


4380, j 
(Die Stelle der Induftrielehrerin in Cham betreffend. ) 


Auf Befehl Seiner Majeflät des König. 


Auf den Bericht vom 30. v. M. wird nach Einficht der damit vorgelegten, ambei 
zurddfolgenden Acten erwiedert: 


772 Abth. Xi. Abſchn. 1. ep’ RAR, ar. und 482. 
J. 


Dem Magiſtrate der Stadt Cham find die Verhaͤltniſſe zu erdffnen, welche feinen 
vermeintlichen Auſpruͤchen auf ein, Praͤſentationstecht zur Aue der Fnduftrielehrerin entges 
genftehen. Sollte fidy derfelbe biebei' nicht berubigen, ſo hat die Köuigliche Regierung des 
Unterdonaufteifed, Kammer bes: Jumern, Die fraglichen Auſpruͤche uach Anleitung der Allers 
höchften. Entfchliefung vom 304 "September, 1822 ,. das Pahpntasienäncdht zu Talenten 
und Lehrerfiellen in den. Städten. — zu beſcheiden. 


nat It, ! . 11* 


Da nur zepechie gableiduen als’ gudafttielehreriuuen — * werden ſollen, keine 
der Bewerberinnen um dieſe Lehrſtelle in Cham aber eine Pruͤfuug beſtauden hat, fo ſiud 
dieſelben noch zur desfallſigen Nachweiſung aufzufordern und nach dem Ergebniß zur Be: 
ſetzung der Stelle weitere Beſtimmung zu treffen; zur Zeit fann Joſepha' Fiſcher wegen 
Mangels vorgefchriebener Vorbedingung Fein Recht auf "die ihr unterm 15. October v. J. 
uͤbertragene Stelle behaupten. „ 


195. UTE 


UI. 


Die Anzeige des Stadtmagiftrars Aber die dermalige Mangelpaftigkeit des Fnduftries 
unterrichtd vom 12. d. iſt gehdrig zu würdigen und nach Umftänden ein geeignetes Pros 
viforium zu treffen. 


Minden am 30. April 1826." 


Staarsminifterium bed Innern. 


Au 
die Königliche Regierung des Unterdonaukreiſes, Kammer des — alte ergangen..: 
$ 480. 


159 
Bes Geſuch des Stadtmagiftrats, zu Augsburg um Verleihung des Präfentationsrechtes bei Farholifchen 
Pfarreien und Beneficien betreffend.) 


Auf Defehl Seiner Majeftär des Königs. 


BVorläufig kann das Patronatrecht auf die Pfarrei Kiffing, da daffelbe vormals von 
dem Collegium der Sefuiten in Augsburg ausgeäbt wurde, dem Magiftrate, der in dem 
von ihm allegirten Vergleiche dd. 28. April 1784 ald Xerritorialherr gehandelt hat, nicht 
zugeftanden, fondern daffelbe muß als landesfürftlich behauptet werden. Es wird daher der 
baldigen Vorlage ded Berichtes zur MWiederbefegung diefer Pfarrei entgegengefehen. 


Münden den 16. Mai 1826, 
Staatöminifterium des Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Oberbonaufreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen, 
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6456, fl IFA if? ey. 04 i 2 1 8 as. if a 


(Die Präfentationsgenehmigungen betreffend.) .ı : 


ee! — 
AufSBefehl Seiner Majeſſaͤt des Konigs. 

"Auf die berichtliche Anfrage vom 6d. wird erwiedert, daß die Beſtaͤtigung der 
Pe aͤſentationen zu proteſtantiſchen geiſtlichen Amtöftellem eiaeswego den Kbniglichen Kreis: 
zegieruingen <zufomme; vielmehr hiefuͤr nach F. 87. des GSeſchaͤftsregulativs für die Kreis: 
Verwaltungsftellen . und 9. 49. lit, e des 2. Anhangs zur II. Beilage der Verfafr 
‚fungsurkunde, nad) ‚wie vor, durch das Kbuigliche Dbersoufiftorium die Allerhbchfte Entſchlie⸗ 
Bung zu erholen ſey, ſo wie fi aud ‚das, Allerhdchſte ‚Refeript pom 23. v. M. bezeichnes 
ten Betreffs auf die Praͤſentationen zu katholiſchen geiſtlichen Stellen beſchraͤnkt, indem die 
Anzeigen zu dem oberften Kirchen: und Schufrarh eingefordert find, nach deffen Gefchäfts: 
regulativ ſ. 8. das oberfle Episcopat und alle in dem obigen Edicte bezeichneten Angelegen: - 
«beiten der proseftantifchen Kirche der. unmittelbaren Leitung des Staatsminiſteriums des Junern 
vorbehalten bleiben. Daher erſcheint die angezeigte Weigerung des Königlichen Conſiſtoriums 
in Ansbach wohl begruͤudet und iſt von weitern Auforderungen an dasſelbe abzuſtehen. 


Muͤnchen am 16. Mai 1826. 


Staatöminifterium des Junern. 
‚den Königlihen Staatsrath, Generalcommiflär und Regierxungepraſidenten, Grafen von Drechſel, in Ansbach 
3. | bunte nn LE · ee 


14937 j 58. 482. ! W 
- (Dit Beſehung der proteſtantiſchen Plarrſtellen und niedern Kirchendienſte in der Gtadt Dinkelsbuhl betr.) 


sztg tft 


L. K. 


Wir haben Uns über die Beſetzung der ‚proteftantifchen Pfarrftellen und niedern 
Kirchendienfte in der Stadt Dinkelsbühl Vortrag erftatten laffen, und befchließen, wie folge: 


Wir räumen der proteflaurifchen Gemeinde die Ausubung des Präfentationdrechtes 
auf die Pfarkftellen wieder ein, unter nachfiehenden Beſtimmungen jedoch x 


1) mit der erften Pfarrftelle foll für den Fall ihrer Erledigung das Diſtrictsde⸗ 
canat nicht mehr verbunden bfeiben, fondern demjenigen Pfarrer des Diſtricts 
uͤbertragen werden, welcher ſich hiezu am beſten eignen wird, 

2) im Namen der proteſtantiſchen Gemeinde fol die Wahl zu den Pfarrſtellen 
von den proteftantijchen Mitgliedern des Magiflratd und des Gemeindeaus; 
ſchuſſes geichehen, feiner Zeit mit Beiziehung der Kirchenvorfteher, wobei die 

Mehrheit der einzelnen Stimmen zu‘ entfcheiden hat; he 
u sr gyobie Leitung des Wahlacts gebügre bem Decan oder dem Decanatsverweſer 
und im Kalle’ etwaiger Betheiligung derſelbem dern Geiſtlichen, welchen das 
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Kdnigliche Eonfiitorium in AMedach⸗ hiezu aus dem Decanatsdiſtriete Dinkels⸗ 
buͤhl beauftragen wird. t ni te pr 

4) Für jede erledigte Pfarrftelle find Uns drei Subjecte in Vorſchlag zu bringen, 
deren jedes’ die Befaͤhigungs-⸗ und Wirdigkeitönote der erften oder zweiten 
Glaffe hat, und. deren einen Wir dann. uUnſere Beſtaͤtigung ertheilen ‚werben. 

5) ‚Wegen des Indigenats ind: der Dieuſtzeit der Geiſtlichen, daun des Praͤſen⸗ 
tationstermines find die Wötfchfiftet "deriiggl 27,1, 37, 38 "der. Befbrbe: 
rungsorbnung der proteftantifchen Geiftlichen zu beobachten. 

6) Der Anforderung Ziffer 6. in der Verordnung vom 3. Februar 1814 wegen 
der Beiträge jur allgemeinen Pfarr-Wittwenkaſſe ift zu genügen. 

A rt: E u si } 


: nr ton he j Aut 

Die Beſetzung der miedern «proteftantifchen Kirchendienfte iſt auf die unter 1. 2: 3. 
bezeichnete Weiſe und mit Einhaltung‘ der fir dergleichen Beſetzuugen beſteheuden Normen 
vorzunehmen, hiebei der fittliche ‚Character und Firchliche Sinn, der. Bewerber. genau zu wuͤr⸗ 
digen und zu beachten, ee 38 2* 


III. I Ir 


Der vorgelegte Wahlact und die beigefägte Präfentationsurfunde kdunen nicht als 
giltig erkannt werden, da weder die recefmäßigen Vorſchriften, uoch die beftehenden allges 
meinen Normen hiebei beachtet wurden. Wir wollen jevoh eurem Antrage entfprechend den 
Pfarrer Heinrich Daniel Stellwag von Lehengätingen in Beruͤckſichtigung feiner fehr guten 
Befäpigung und vorzäglichen Würdigkeit, fo wie des für denfelben einftimmig ausgeſproche⸗ 
nen Wunfches, die erledigte zweite Pfarrftelle übertragen. 


Diefe Befchläffe habt ihr dem Magiftrate der Stadt Dinkelsbuͤhl erbffuen zu taffen, 
und in geeigneten Vollzug zu feßen, 
München den 2, November 1826; 


An , 
das Königliche proteftantifche Oberconfiftorium alfo ergangen. 
Mittheilung der Königlichen Regierung des Rezatkreifes, Kammer des Innern, in Erwiederung 
anf den Bericht vom 4. Februar I. Je. 
Nachricht von der Beförderung des Pfarrerd Stellwag an die Rebaction des Regierungsblattes. 


$: 483. J 
2000. 
(Das von dem Magiſtrat in Memmingen angeſprochene Praſentationsrecht zu Lehrſtellen betr.) 


8, K. 


Nachdem der 6. 12, der unterm 7, Mai 1804 genehmigten Juſtruction für die 
Behbrden in den mediatifirten Reichsftädten der Provinz Schwaben. den. dortigen Verwaltungs: 
säthen das Recht eingeräumt hat, für erledigte Lehrftellen, jedoch. mit Ausnahme jener an 
Lyceen und Gymnaſien brei geprüfte Subjecte an die Landeöftelle zur Auswahl in Vorſchlag 
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zu bringen, und nachdem in dem Mefcripte vom 23. Juni 1804, die Meviatifirung der 
Reichsſtadt Memmingen betr., auf die- Normalentſchließungen über die Mediatifirung der 
ſchwaͤbiſchen Reichsſtaͤdte hingewiefen und deren Anwendung auf Memmingen in allen Punkten 
vorgefchrieben worden iſt, fo wollen Wir der Gemeinde Memmingen das bezeichnete Recht 
hiemit zurädgeben, und fol dasfelbe von dem Stadtmagiftrate mit vorfcprifiemäfliger Theils 
nahme der Gemeintebevollmächtigten und unter Einhaltung derjenigen Borfchriften geübt wer⸗ 
den, welche das Allerhöchfte Refeript vom 30. September 1822, das Praͤſentationsrecht 
zu Schuldienften und Lehrerftellen in den Städten betr., ertheilt. 

Hiernach habt ihr das Weitere zu verfügen und die Berichtöbeilagen zurüd zu 
empfangen. 

München den 13. December 1826. 


An 
die Königliche Regierung des DOberbonaufreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
$. 4854. 


(Die Befepung des Beneficiums in Ebrantshaufen betreffend.) 


1272, 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königd, 


Bei dem dermal beftchenden Prieftermangel kann im der Regel nicht geftattet wers 
den, daß Geiftliche, welche auf den landeöfärftlichen Tiſchtitel ausgeweiht worden find, von 
Privatpatronen, denen im biefer Eigenfchaft überlaffen wird, ſich felbft mit Tirulanten zu 
verfehen, auf Privatpatronats; Pfränden ernannt, noch weniger aber, daß junge, für, den 
Seelforgsdienft noch brauchbare Priefter auf einfache, oder leicht zu verfehende Euratbeneficien 
präfentirt. werben. 

Die Königliche Regierung wird daher in Erwiederung des Berichtes dom 7. 
v. Ms. hierauf mit dem Anhange aufmerkſam gemacht, daß obige Beſtimmung dur das 
Kreisintelligenzblatt zur allgemeinen Kenntniß zu bringen fey. 


Minden den 9, April 1828. 
Staatdminifterium bed Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Regenkreifed, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


Mittheitung hiervon den übrigen Königlihen Regierungen diesfeite des Rheins zur Wiſſenſchaft und 
gleihmäßigen Darnachachtung. 
$- 485: 
17348, 
(Das Yatronatsredht über die katholiſchen Pfarreien Deiffenhaufen und Zeifertshofen betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs. 


Nach Würdigung der mit den Berichten vom 3. und 20. v. M. gelieferten Nach⸗ 
weifungen über die früher beftandenen Rechtsverhaͤltniſſe hinfichtlich der Beſetzung der Pfar⸗ 
Bd. X. 98 


776 ubth. XI. Wöfchn. I. Tit. I. Cap. I. $. 486. 487. 488, und 48% 


reien Deiffenhaufen und Zeifertöhofen, woraus fich ergibt, daß das Präfentationdrecht von 
den Pflegern der ftädtifhen Gt. Jacobsſtiftung in Augsburg ausgeht worden fen, wirb 
hiermit genehmigt, daß der Stadtmagiftrat von Yugsburg als bermalige Stiftungsverwals 
tungsbehdrde auch für die Zufunft in die Ausuͤhung diefed Mechtes unter Beobachtung der 
beftehenden Normen wieder eintrete, 


Münden den 4. December 1828. 
Staatdöminifterium des Innern, 


An 
die Königliche Regierung des Oberbonaufreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen, 


19245. $. 480 


(Die Beſchwerde des Königlichen Kämmerers Franz Schenf Frhr. von Stauffenberg zu Würzburg, die Ber 
fepung der Pfarrcuratie Burggrub im Obermainfreis betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeflät des Kobnigs. 


Da nad dem Berichte der Königlichen Regierung des Untermainkreifes, Kammer 
des Juneru vom 18. December vor. FE, im dem befagten Streife noch eine zur Ber 
ſetzung der Königlichen Patronatspfarreien zuceichende Anzahl landesfuͤrſtlicher Titulanten 
vorhanden iſt, Privattiſchtitel aber in dieſem Kreife bisher ‚nicht ertheilt zu werben pflegten, 
fo wird: bewilligt, daß Prieſter Barffinger von dem Freiherrn von Stauffenberg auf: bie 
Morseurasie Burggrub praͤſentirt werde. Jedoch ift demſelben ausdrucklich zu. bemerken, 
daß das Staatsaͤrar die Verbindlichkeit auf den. für PrivarpatronatsuYfränden: zu verwende— 
ten Geiftlichen den Tiſchtitel zu ertheilen im Zukunft nicht mehr übernehmen khune, fondern 
bie Privatpatronen eine der Zahl ihrer Patronatspfruͤnden entfprechende Anzahl von Geiftlis 
Den felbft mis Tiſchtiteln zu verfehen haben, 


Münden den 6. Januar 1829. 
Staatöminifterium des Junern. 
An 
die Konigliche Regierung des Regenkreiſes, Kammer des Innern, alſo ergangen, 
$: 487. 
. (Das Beneficium am Gafteig betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeſtät des Könige. 


Auf den Bericht vom 8. dv. Mrs, dad Beneficium am Gafteig betreffend, wird 
bemerkt, daß zwar den Privatpatronen und Gemeinden bet Errheilung der laundesherrlichen 
Genehmigung zur Ausuͤhung ihres Patronatörechtes in einzelnen Fälen aufjutragen fey, dem 
zu ernennenden Geiftlihen eine fdrmliche Präfentationsurfunde unter Anwendung des vorge: 
ſchriebenen Stempelpapieres auszuſtellen, jedoch zur Vermeidung von Vielſchreiberei nicht 
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darauf zu befichen ſey, daß auch diefe Urkunden der Kreisregierung noch eigens vorgelegt, 
und beftätigt werden follen. 


München den 13. Februar 1829. 


Staatöminifterium des Innern, 


An . 
die Königliche Regierung des Ifarkreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


8. 488. 
4120, 
(Das Befegungsreht der Beneflcien zum heiligen Nicolaus und heiligen Sebaftian zu Augsburg betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Königs. 


Auf den Berichte der Königlichen Regierung des Dberbonaufreifes, Kammer des 
Janern, vom 2. d. Mts. im DBetreffe des Beſetzungsrechtes der Beneficien zum heiligen 
Nicolaus und heiligen Sehaftian zu Augsburg wird unter Zurddfendung der Beilagen erwies 
bert, daß der Stadtmagiftrat in Augsburg in der Ausubung des der St. Martinsftiftung 
anflebenden Präfentationsrechtes auf die Beneficien zum heiligen Nicolaus und zum heiligen 
Sehaftian in Augsburg nicht zu hindern, jedoch anzuhalten fey, für diefe Pfründen jedes; 
mal ältere, zum Nidtrirt in den Ruheftand geeignete Priefter zu wählen, 


München den 18, Mär; 1829. 


Staatöminifterium bed Junern. 


Un 
die Königliche Regierung des Oberbonaufreifes, K. d. J., alfo ergangen, 


$. 489. 
(Den Zifchtitelbezug des gewefenen Pfarrerd Bus in Bachern betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Auf den Bericht vom 13. v. Mts. den Zifchtitelbezug des geweſenen Pfarrers 
Butz in Bachern betreffend, erhält die Königliche Regierung des Dberdonaufreifes, Kammer 
des Innern, den Auftrag, dem bifchöflichen DOrdinariate Augsburg bemerflih zu machen, 
wie ed bei den in Mitte liegenden Firchenrechtlichen Beftimmungen nicht wohl einem Ans 
ftande unterliegen !bnne, daß in folchen Fällen, wo ein auf feinen ober ein unzureis 
chender Tiſchtitel ordinirter Priefter auffer Stand geſetzt wird, fich feine ftandesmäßige 
Suftentation durch Dienftleiftungen in der Seelforge oder durch ben Ertrag einer Pfrände 
zu verfehaffen, die Verbindlichkeit, für dem Lebensunterhalt deöfelben zu forgen, dem betrefs 
fenden Drdinariate oder dem ordimfrenden Bifchofe zur Laft falle, dem eben deswegen bie 
Befugniß zufteht, jedem Gandidaten, der nicht mit einem zureichenden ZTifchtitel verfehen 


ift, die höheren Weihen zu verfagen,. 
98* - 


778: Abth. XL Abſchu. I. Tit. . Gap. HI. $. 490. 491. und 492. 


Der angeblihe Mangel einer mensa episcopalis kann gegen diefe Verbindlich: 
keit nicht fchügen, da den dermaligen Bifhdfen Bayerns nah Art. IV, des Eoncordates 
gleichfalld eine mensa ausgewiefen ift, und die bermaligen Geldbezüge berfelben aus ber 
Staatöcaffe nichts anders als das Surrogat dieſer "feiner Zeit in Guütern und ftändigen 
Fonds anzumweifenden mensa find. 

Wenn von Seite der bifhbdflidhen Dröipstiate barauf beftanden 
wird, daß die Privattiſchtitelgebühr auch die Verbindlichkeit uͤber— 
nehmen ihre Titulanten in casu delicti zu verpflegen, fo konnen Fälle, mie 
der vorliegende ift, fich nicht wiederholen. 

Uebrigens bleibe der bifhdflihen Stelle in Augsburg unbenommen, den Pfarrer 
Buß zur Bewerbung um ein Beneficium zu veranlaffen, oder denfelben felbft auf eine ges 
eignete Pfründe in Vorſchlag zu bringen, und ihn allenfalld anzuhalten, daß er ſodaun bie 
auf feine bisherige Verpflegung erlaufene Koften in angemeffenen Friſten zurüderfege: 

Minden den 10. April 1829. 

Staatöminifterium ded Inneru. 


An ; 
die Königliche Regierung des Oberbonaufreifes, Kammer des’ Innern, alfo ergangen. 


$. 490. 
(Die Lehrer und Chorregenten zu Vilsbiburg betreffend.) 


71535, i 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Auf die Berichte vom 5. May, 15. Zuni, 11. Auguft, 18. September und 28. 
December v. Is., die Lehrers und Chorregentenftelle zu Vilsbiburg betreffend, wird, nad 
genommener Einſicht der Verhandlungen, beichloffen, wie folgt: 

Nachdem der Magiftrar zu Vilsbiburg durch beglaubte Auszüge feiner Rathspto⸗ 
tocolle und Zeugenausfagen nachgewieſen bat, daß derfelbe vom Jahre 1762 bis 1806 das 
Präfentationsrecht auf die Chorregenten und Schullehrerftelle zu Vilsbiburg mit dem dortigen 
Pfarramte cumulativ ausgeübt habe, und nachdem aus den vorgelegten Acten fich ergiebt, 
daß diefed gemeindliche Präfentationsrecht durch Enrfchliefungen vom 28. Mpril 1792, 
24. Auguft 1793 und 12, Auguft 1794 felbit von der Staatsregierung anerfannt worden 
fey, fo ift zur Beanftändung diefes Rechtes ein flatthafter Grumd um fo weniger vorhan: 
den , ald bereits alle derlei Präfentationsrechte der Gemeinden, welche die Staatsregierung 
einige Zeit hindurch in Folge des beftehenden Verwaltungsfpftems an fid) genommen hat, den 
genannten Corporationen zurädgeftellt wurden und die im Berichte angeführten zwei unmittels 
baren Befeungsfälle, abgefehben davon, daß fie zur Begründung rechtlicher Folgerungen, der 
gefeglichen Formalitäten entbehren, ſich lediglich als Wirkungen des früheren, nun wicht 
mehr beitehenden Verwaltungsſyſtemes darftellen, 

Die Koͤnigliche Regierung hat daher der Reclamation des Magiftrats zu Vilsbiburg 
vorbehaltlich des Rechtes der Beftärigung , die eutſprecheude Folge zu geben. 

Muͤnchen den 10. Januar 1831. 


Staatéminiſterium des Jnnern. 


An 
die Königliche Regierung des Iſarkreiſes, Kammer des Innern, alſo ergangen. 
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$. 491. 
(Die Befesung der Pfarrei Tegernbach betreffend.) 


1559, 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Die Königliche Regierung des Iſarkreiſes, Kammer des Innern, erhält die Beilar 
gen des Berichtes vom 23. vor. Mts. rubricirten Betreffs mit dem Auftrage zurüd dem Kodn. 
Kämmerer und erblihen Reichsrathe Marimilian Auguft Grafen von Zörring:Guttenzell zu 
erdffuen, daß fir den Landesherrn Feine Verbindlichkeit beftehe, die Lajt der Tiſchtitelerthei— 
lung für alle katholiſche Geiftliche ded ganzen Königreiches zu übernehmen, daß vielmehr die 
Zahl ver zu ertheilenden Königlichen Tiſchtitel von jeher auf den Bedarf für die geiftlichen 
Pfränden des unmittelbaren Königlichen Patronats befchränft worden fey, und auch in Zukunft 
darnach bemeffen werden miüffe, daher den Privatpatronen Königliche Tirulanten zu präfentis 
xen nur daum geftatter werden kann, wenn hierdurch Fein Mangel an brauchbaren Indivi⸗ 
duen für die Königlichen Parronatspfränden entſteht, der ſich jedoch ergeben müßte, wenn die 
Privatpatronen ſich der Ertheilung von Tiſchtiteln ganz entſchlagen würden. 


München den 11. Februar 1832. 
Staatsminifterium ded Junern. 


Un 
die Königlihe Regierung des Yfarkreifes, Kammer bed Innern, alfo ergangen. 


$. 4928. 
. 21701, 
(Die Patronatöverhältniße bei den proteftantifhen Pfarreien Obermichelbah und Veitsbrunn betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Kdnigs. 


Auf die Berichte vom 8. Januar 1828, dann 16. Mai und 26. September v. J. 
wird nachflehende Eutfchließung ertheilt: 


Durch das UllerhöchfteRefeript vom 18. Febr. 1819 die Präfentationgrechte der Gemeinden 

auf Pfarreien und andere geiftliche Beneficien, wurde im Allgemeinen der Grundfag ausgefprochen: 
„daß die Gemeinden in Folge ihrer gegenwärtigen Verfaffung und Verwaltung in 
„der Ausuͤbung jener Präfentationsrechte auf Pfarreien und andere geiftliche Bene: 
„fieien wieder eingetreten fenen,, deren Ausübung unter den vorigen Verhältnißen 
„durch die Verordnung vom 14. November 1808 fuspendirt war, 


Durch fpätere Allerhöchfte Beſtimmungen wurde mehrfach erflärt, daß ſich der 
Miedereintritt in diefe Präfentationsrechte auch auf die, in dem betreffenden Gemeinden bes 
findlichen unter der Verwaltung der Magiftrate oder Gemeindeausfchäffe ſtehenden, und fris 
her das Präfentationsrecht ausubenden Stiftungen erfirede, und fowohl auf Fatholifche als 
proteftantifche geiftlihe Stellen beziehe. (Allerhoͤchſte Entfchliefung vom 11. Nov, 1819.) 

Nachdem nunmehr durch die vorliegenden Verhandlungen auffer Zweifel geftellt , 
und von dem Magiftrate der Stadt Nürnberg felbft anerfannt ift, daß das Patronatsrecht 
an der combinirgen Pfarrei DObermichelbah und Veitöbrunn dem heiligen Geift:Spitale zu 
Nürnberg zuftehe, und ununterbrochen vom Jahre 1655 bis 1808 durch die Spitalpfleger 
dafelbft ausgeübt worden fey, fo fann es auch einem begrändeten Anftand nicht unterliegen, 


— 


780 Abth. XI. Abſchn. 1. Xir. 1. Cap. TI. $. 493. 494. u. 495. 


daß der genannte Magiftrat , ald dermaliger Adminiſtrator fraglicher Stiftung gemäß $.55. 
und 59. des Gemeindeedictd das in Rede ftehende Präfentationsrecht bezüglich der genanns 
ten Pfarrei eintretenden Falles nach den beftehenden Borfchriften wahrzunehmen habe, dabei 
erfcheint ed auch unerheblich, wenn am 26, September 1822 durch unmittelbare Allerhoͤchſte 
Enrfchliefung eine Wiederbeſetzung fraglicher Pfarrftelle ſtattgehabt hat, da die Frage über 
das Patrouatsverhäftnig damals gar nicht zur Sprache gebracht wurde, und die nach 
vorgegangener dffentlicher Ausfchreibung der Erledigung unterlaffene Geltendmachung diefes 
Berhältnißes von Seite des Magiftrats Feine Erldfhung des darauf bezüglichen Rechtes der 
Stiftung ſelbſt, fondern nur die Uusſchließ ung in Hinfiht des einzelnen Erledigungss 
falles rechtlich zur Folge haben konnte, und fonach der Staatsregierung die Befegung ex 
jure devolutionis anheim gefallen war. 


Hievon ift der Magiftrat der Stadt Nürnberg mit ber Aufforderung in Kenntnig 
zu fegen, den Berbindlichkeiten, welche den von ihm Namend der Spitalftiftung zu vertres 
tenden Rechten gegenüberjtehen , in gehdriger Weiſe und namentlich auch in Bezug auf die 
Baupflicht bei den Eulrusgebäuden zu Obermichelbach nachzukommen, woruͤber die Kodnigliche 
Regierung des Mezatkreifes, Kammer des Janern, bei entitehenden Streitigkeiten, nach ih— 
rer in dergleichen Fällen begruͤndeten Zuftändigleit salvo recursu zu entſcheiden hat. 


Münden den 30, Juni 1833. 


Staatöminifterium bed Sunerm 


An 
die Königliche Negierung des Rezatkreiſes, Kammer ded Innern, alfo ergangen. 


$. 493. 
(Die Zifchtitelverleihungen der Privaten und Gemeinden betreffend.) 


19735, 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koduigs. 


Durd) Verordnung vom 30. Mai 1813. (Regierungsblatt 1813. St. XXXI. &. 731) 
wurde den Generalfreiscommiffariaren aufgetragen, am Schluße eines jeden Jahres ein Bere 
zeichniß der im Laufe deffelben in ihrem Kreife ertheilten Privartifchritels an Gandidaten des 
Parboliich:geiftlihen Standes au das Kbniglihe Staatsminifterium des Innern einzufenden. 
Eine Minifterialenrfchließung vom 27. Juni 1828 brachte diefelbe in Erinnerung. 


Da aber demungeachtet in neuerer Zeit diefe nicht erfolgt find, fo wird die König: 
liche Kreisregierung biemit au obige Beftimmungen erinnert, und der Einfendung bes Wer: 
zeichniſſes aller feir dem Jahre 1835 beftätigten Zifchrirel der Privaten und Gemeinden, 
oder allenfallfige Fehlanzeigen innerbalb ſechs Wochen entgegen gefehen. 


Münden den 21. Juli 1833. 
Staaröminifteriam des Innern 


An 
ſaͤm mtliche Königliche Kreisregierungen,, Kammern des Innern dieffeits des Rheins, alfo ergangen. 
N 
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$. 494. 
"(Die Präfentationen der Stadtgemeinden auf protefkantifche geifkliche Stellen in Städten betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Als Seine Königliche Majeſtaͤt den einzelnen protefiantifhen Stabtgemeinden des 
Reiches das früher befeffene Präfentationsrecht zu proteftantifchen Pfarrſtellen zuruͤckzugeben 
geruhten, ſetzten Allerhoͤchſtdieſelben ausdruͤcklich feſt: 
„daß ſich die präfentirende Gemeindebehdrde genau an bie Beſtimmung der Bes 
frderungsorbnung vom 23. Januar 1809 Abſchn. 4. $. 6. b. (Reggsbl. 1809. 
St. X. und an den $. 13. der Verordnung vom 12. Auguft 1820. Meggsbl. 
1820. St. XXIX.) zu halten habe,’ 


Diefer Allerhoͤchſten Anorduung zuwider werden von praͤſentirenden Städten haͤufig 
Candidaten von geringerer Befaͤhigung praͤſentirt, waͤhrend dieſe Befbrderungsordnung aus— 
druͤcklich beſtimmt, daß bei Beſetzung von Decanaten, Juſpectionen und geiſthlichen Stel— 
len in den Staͤdten vorzugsweiſe nur auf die Bewerber der I. und IL Note Rıüds 
fit genommen werden foll, fämmtliche Kdnigliche Regierungen werden die betreffenden Sadt⸗ 
gemeinden hierauf aufmerffam machen, damit fie ihre Präfentationen auf geringer befähigte 
Eandidaten nur in ganz bejonders fireng zu motivirenden Ausnahmsfällen, und insbefondere 
dann erſtrecken, wenn fih nicht wenigftend drei Bewerber mit der erften oder zweiten 
Befähigungsnete gemeldet haben follten. 


Münden am 4. Januar 1834. 


Staatöminifferium des Jaueru. 


An 
ſaͤmmtliche Konigliche Kreisregierungen, K. d. J., dieſſeits des Rheins, alſo ergangen. 


$. 495. 


5868, 
(Die Beſetzung der Pfarrei Velburg, reſp. die Eompetenz der Königlichen Kreisregierungen bei Befepung der 
Privatpatronatpfründen betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Kdnigs, 


Auf den Bericht der Kbniglicden Regierung des Regenkreiſes, Kammer des Innern, 
vom 2. d. M. im untenftehenden Berreffe wird ermwiedert: 

1) die den Kduiglichen Kreisregierungen durch die Verordnung vom 17. Decem; 
ber 1825 hinſichtlich der Präfentarionen der Privarpatronen auf geiftliche Pfrüns 
den eingeräumte Competenz, befchränft ſich keineswegs auf, die Beftärigung 
der Präfentationsurkunden, fondern umfaßt die Wirdigung. der Tauglichkeit 
des präfentirten Prieſters für die betreffende Pfruͤnde, und in denjenigen Faͤl⸗ 
len, wo das Patrouatrecht von einer Corporation ausgeübt wird, auch die 
Prüfung, ob hierbei die Beſtimmungen des Allerhbchſten Mefcriptes vom 18, 
Februat 181%. beobadhter worden feyen. Menm in Feiner diefer beiden Bes 
siehungen ein Anſtand obwaltet, unds nicht ein noch unpraͤbentirter Geiftlicher 
als landesfuͤrſtlichet Titulant der ſpeciellen Bewilligung, eine Privat; 


872 Abth. XL. Abſchn. L. Tit. 1. Cap IL. 6. 496. 


patronatspfründe zu übernehmen, bedarf, iſt bie Erholung der Genehmigung 
bei dem Koͤniglichen Staatöminifterium des Innern unndthig; die Kbniglihe 
Kreisregierung hat vielmehr in ſolchen Faͤllen jederzeit ſelbſt Beſchluß zu faffem 
und das genehmigte Yudividuum der Vormerkung wegen anzuzeigen. Die 
Präfentationsurfunden follen im der Regel erft nach erfolgter Genehmigung des 
zu präfentirenden Geiftlichen ausgefertiget und bei der einfchlägigen biſchdflichen 
Stelle zur Vorlage gebracht werben. 
Minden den 22. März 1836. 


Staatsminifterium des JInnern. 


An 
die Königliche Regierung des Regenfreifes, Kammer ded Innern, alfo ergangen, 


XXXVIL zu $. 67. — 72. des repidirten Gemeindeedicts, 
PBolizeiverwaltung der Masgiftrate *). 


$. 496. 
(Dad Verhättniß zwiſchen der Poligeibirection und dem Magiftrate der Haupt: und Reſidenzſtadt Münden 
“ betreffend.) 
MM. I. 8 


Mir haben vermdge bed 6. 67. der Verordnung vom 17. Mai d. 3. die BVerfafs 
fung und Verwaltung der Gemeinden betreffend (Gefegblart Stuͤck V. Seite 71.) die Hands 
babung der Polizei in Unferer Haupt: und Mefidenzftadte Muͤnchen aus Ruͤckſicht auf die 
Eigenthuͤmlichkeit und Wichtigkeit der drtlichen Verhältniffe, einer befondern Polizeibehörde 
vorbehalten. 


In Beziehung hierauf, und in der Mbficht, jener Polizeibehbrde eine den veränders 
ten Umftänden angemeffene Stellung zu geben, und zugleih auch dem Magiftrate an den 
polizeilichen Gefhäften diejenige Theilnahme zu gewähren, wodurch die gemeinnägliche Wirk« 
famteit deffelben in allen die bürgerlihe Gemeinde zunächft berührenden dffentlichen Angeles 
genheiten gefichert und unterftügt werden mag, haben Wir nach Vernehmung Unfers Staatsr 
raths befchloffen und verorbnen : 


Vergl. hiezu 
1) über das Verhäftniß der K. Commiſſäre die nachſtehenden 99. 510, und 511. S. 813. und SIG. 
2) Min.:Entfäl. v. 22. Sept. 1832. Nro. 19910, ($. 719.) 
3) Min. : Entfhl. v. 21. Jannar 1833, Nro. 16451, ($. 687.) 
4 Min.-⸗Entſchl. v. 11. October 1833, Nro. 24998, ($. 723,) 
5) Min.: Entfchl. v. 7. September 1837. Nro. 10412, (f. 6. 137. S. 339, oben.) 
6) Min. Entf, v. 31. October 1837, Nro. 1101, (f. $. 7. S. 107, oben.) 
(f. in der chronofogifchen Weberficht.) 


* 
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I. 
Bon dem Verhaͤltniſſe der Polizeibehörde und des Magiftrars überhaupt. 


$. 1. 


Die Polizeidireetion zu München foll unter diefer Benennung auch ferner fortbefter 
ben. Der Perfonalftand bderfelben wird durch befondere Eutſchließung feſtgeſetzt werben. 


6. 2 
Im Allgemeinen verbleiben der Polizeidirection diejenigen Vefugniffe und Obliegens 
beiten, welche durch die Fnftruction vom 24. September 1808 (Reggsbl. 1808. Stuͤck 


LXIIL S. 2509) vorgezeichnet find, fo weit nicht durch die gegenwärtige Verordnung eine 
Abänderung verfügt wird, 
ER 


Saͤmmtliche Verrichtungen, welche der. Polizeidirection bisher in ihrer oleichzeitigen 
Eigenſchaft eines Vorſtandes der Gemeinde und im Gemeinderathe Übertragen waren (In— 
firuction der Polizeidirection vom 24. September 1808. $$. 28. 29.) hdren von dem Aus 
genblide an auf, wo ber Magiftrat gebildet, und in fein Amt eingefet feyn wird. 


$. 4. 
Yuf die — Zweige der oͤrtlichen Polizei hat der Magiſtrat, nach Maßgabe 
der nähern Beſtimmungen, welche in dem nachfolgenden $$. enthalten find, theils einen auss 
ſchließenden Einfluß, und theild das Recht der Mitwirkung auszuüben, 


I. 5 
Die Diftrictövorfteher, weldye von dem Magiftrate ernannt werden, find verbunden, 
in den durch den $. 91. ber Verordnung über das Gemeindewefen bezeichneten, zum Mir: 
kungskreiſe der Polizei gehdrigen Fällen die vorgefchriebenen Anzeigen an die Polizeidirection 
zu machen, und zur Ausfährung der Anordnungen diefer Vehdrbe mitzuwirken, 
: ER , 
Uebrigens flehen die Polizeidirection und der Magiftrat als felbftftändige nebenges 


ordnete Behdrden auf gleicher Linie unter der unmittelbaren Aufficht und teitung der Kreis⸗ 
Regierung. 


II. 
Bon ben een Dbliegenheiten, und Befugniffen der Polizeidirection und des 
Magiftrars. 


A. 
Begränzung und Eintheilung der Stadtgemeinde, 


$. 7. 


Die Sorge fir die Herfielung und Berichtiguug des topographifchen Planes der 
Bd. XI. 99 


784 Abth. XL. Abſchn. I. Tit. I. Cap. IL $. 496. 


Stadt liegt dem Magiftrate unter Mitwirfung der Baucommiſſion ob. Ein Duplicat biefes 
Planes wird bei der Polizeidirection aufbewahrt. 


8 


Ferner gebührt dem Magiftrate die Anlegung und Unterhaltung des Gemeindebuches, 
worin die Grängen der Stadt befchrieben, und ihre Gemeindegiter, Geräthe u. f. w. vers 
zeichnet werben. 


$. 9. 


Yud die Anlegung und Unterhaltung des Lagerbuches über alle in der Stadt und 
in ihrem Burgfrieden gelegenen Häufer und Gründe mit darauf haftenden Laften und Steu: 
ern, gehört zu ben Dbliegenheiten des Magiftvats. 


$. 1 0, 


Sowohl dad Gemeindebuch als das Kagerbuch fol der Polizeibirection zur beliebi⸗ 
gen Einficht jederzeit offen ſtehen. 


1. 


Angelegenheiten, welche fich auf die Begränzung und Richtigftellung des Burgfrie⸗ 
dens, die Eintheilung der Stadt, die Bildung ber Bezirke und die Numerirung der Gebäude 
beziehen, werden von ber Polizeidirection und dem Magiftrate gemeinfchaftlicy behandelt, und 
jeder diefer beiden Behoͤrden kann hierüber die geeigneten Vorfchläge machen. Die gutachts 
liche Berichtöerftattung in Gegenftänden diefer Art gefchieht nach vorläufigem Benehmen mit 
der Polizeidirection, durch den Magiftrat, und von biefem werben auch die hierauf erfolg: 
ven Entfcheidungen vollzogen. 


B. 


Aufnahme, Beſchreibung und andere perfdnliche Verhaͤltniſſe der 
Einwohner und Fremden, 


9. 12. 


Die Aufnahme in die Zahl der Bürger und Schußverwandten fhmmt dem Magi: 
firate zu (Verordnung über das Gemeindewefen $. 62.) Bei denfelben werben alle Gefuche 
angebracht, welche jene Aufnahme zum Zwecke haben; er beforgt die erforderlichen Verneh⸗ 
mungen, erhebt die vorfchriftsmäffigen Belege und Nachweifungen, faßt, fobald die Sache 
zur vollftändigen Erledigung reif ift, den endlichen Beſchluß, befcheider nach demfelben die 
Bittfteller, und benachrichtigt davon bie Polizeidirection. 


$. 13. 


Soll Jemand, welcher die gefeßlichen Eigenfhaften eines Gemeindegliedes nicht 
befigt, ausnahmsweife und aus befondern Ruͤckſichten als Bürger aufgenommen werden, 
fo hat der Magiftrat nach vorläufiger WVernehmung der Gemeindebevollmächtigten, Bericht 
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an bie Kreidregierung zu erftatten, welche die erforderliche Tandesfürftliche Entfchließung 
erhält, (Verordnung über dad Gemeindewefen $. 16.) Der Magiftrat fchreibt diefe Ents 
ſchließung aus, und fett die Polizeidirecrion ebenfalls in Kenntniß. 


9. 14. 


Für Bürger und Schußverwandte wird die Heirathöbewilligung ausſchließend von 
dem Magiftrate ertheilt, und audgefertigt, (Verordnung über das Gemeindewefen $. 62.) 
Andere Einwohner, welche zu den Bürgern und Schugverwandten nicht gehdren, haben bie Er: 
laubniß zur Verehelihung bei der Polizeidirection nachzufuchen, unbefchader der bejtehenden 
befondern Vorfchriften uber die Verheirarhung der Staatsdiener. 


$. 15. 


In Gegenftänden, welche das Gemeinderecht, die hieraus gefeßlich hervorgehenden 
Verhältniffe, und die darüber etwa erhobenen Auſpruͤche und Streitigkeiten betreffen, ift der 
Magiftrat die erfte Inſtanz. 


$. 16. 


Derfelde hat über alle Bürger und Schußverwandten, und überhaupt über alle 
wirffihen Gemeindeglieder genaue Regifter zu erdffnen und fortzuführen, und damit naments 
lich diejenigen Urwahlliften zu verbinden, welche in der Gemeindewahlorbnung vorgefchries 
ben find. 


4. 17. 


Hierbei wird die allgemeine Beſchreibung fämmtlicher Einwohner, fie mdgen in der 
Stadt ihren bleibenden, oder nur einen vorübergehenden Aufenthalt nehmen, der Polizeidirec⸗ 
tion ausdrücklich vorbehalten, und fie ift für die diesfallfige genaue Buchführung vers 
antwortlid). 


6. 18. 


Damit jedoch bei der Befchreibung der Perfonen und Familien, welche in Folge 
der 66. 16. und 17, eintritt, und bei der Unterhaltung der diesfallfigen Verzeichniſſe, eine 
mehrfache Beldftigung des Publicumd vermieden, und ein doppelter Aufwand von Zeit und 
Schreiberei erfpart wird, haben die Polizeidirection und der Magiftrat ſich über, einen ges 
meinfchaftlihen Plan jener Beſchreibung, über eine gerneinfchaftliche Ausführung dieſes Plas 
nes, und über einen gemeinfchaftlichen Gebrauch der erhobenen Materialien zu vereinigen, und 
ſich wechfelfeitig alles Sachdienliche mit Bereitwilligkeit mitzutheilen. 


§. 19. 


Saͤmmtliche vorgeſchriebene Anzeigen über den Zus ober Abgang. ber. Beublferung, 
über die Veränderungen in den Stande der Familien und Perfonen, über den Wechſel des 
Aufenthalts, der Miethen u. f. w. find zumächit bei ber Polizeidirection anzubringen, welche 
verbunden iſt, dem Magiftrase im der verabreveten Art fogleih die gehörige Erdffnung 
davon zu machen. 


Die Polizeidirection entſcheidet auch die Differenzen zwiſchen Hauseigenthuͤmern und 
99 
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Mierhleuten, wenn nicht beide Theile ihre Rechte durch fchriftliche Vertraͤge ficher ge: 
ftelt haben. 


$. 20. 

Die Auff ht auf die Fremden, und die Volziehung der Gefee über die Päfle 
bleiben ausfchlieffend dem Wirkungsfreife der Polizeidirection überwiefen. Sie allein hat 
bemnad) die Reifepäfle, für Ins und Ausländer, nad) den Beftimmungen der Verordnun⸗ 
gen auszufertigen, zu viliren, und die Paßregifter zu führen. Auch hat fie die Aufzeich- 
nung der Fremden mittelit der Thorzettel und der Anzeigen von Geite der Gaftwirthe und 
anderer Einwohner, welche Fremde in ihre Wohnungen aufnehmen, allein zu beforgen, aus 
diefen Anzeigen das Fremdenbuch zu bilden, und die Aufenthaltötarten auszuftellen. 


C. 
Sicherheit, 


$. 21. 


Fur die Sicherheit ift die Polizeidirection verantwortlih, welche daher Alles zu 
beforgen haben foll, was die Erhaltung der Ruhe, die Aufficht auf die erwerbliche Glaffe 
der Einwohner, auf Landftreicher, Abendtheuerer, und auf anderes verbächtiged und muͤſſi— 
ged Gefindel, die Auffiht auf unerlaubte Zufammenkänfte und Gefellfhaften, die Verhuͤtung 
und Unterdrädung dffentlicher Angriffe und Rottirungen, die MBiederherftellung der geftdrten 
Ruhe, die Verhätung und Entdedung von Verbrechen und Vergehen, die Verhaftung ber 
Urheber und Teilnehmer und die UWeberlieferung derfelben an die Gerichte u. f. w. zum 
Zwede hat; wobei der Magiftrat nach Kräften mitzuwirken verbunden ift. 


$. 22, 

Antaftungen der Perfonen, "Schlägereien, geringe Injurienhändel, Verletzungen des 
Eigentums durch Entwendung, Betrug oder Befchädigung, fofern diefe Handlungen nicht 
in die Claſſe der Verbrechen oder Vergehen gefegt werden koͤnnen; ferner die Defraubationen 
dffentlicher Gefälle, fofern die Auffiht und Entfcheidung darüber nicht andern Behörden 
befonderd übertragen it, gehbren ebenfalls zum Wirkungskreiſe der Polizeidirection. 


9. 23. 


Die Militärcommandantfchaft und die Gensdarmerie ftehen in allen Beziehungen ber 
detlichen Sicherheit nur mit der Polizeidirection im unmittelbaren Verkehr, und dieſelbe ift 
befugt, in Fällen unabweisbarer Nothwendigkeit die bewaffnete Hilfe anzurufen. 


— D. 
Armenpflege, Wohlthätigkeits⸗ und Unterſtützungsanſtalten. 


9. 24. 


Die Armenpflege bleibt, mit Verweiſung auf die Verordnung vom 17. November 
1816 (Regierungsblatt 1816 St. XXXXI. ©. 779.) dem Armenpflegfpaftsrathe (Ber: 
orbnung über das Gemeindewefen $. 66.) übertragen. 


— 
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$.. 25. 


Dem Armenpflegihaftsrathe wohnt der Polizeidirector bei, und aus der Mitte bes 
Magiftrats werden ein Buͤrgermeiſter, ein rechtöfundiger und drei bürgerliche Raͤthe dazu‘ 
abgeorbnet. Nebſt diefen nehmen an den Verhandlungen des Armenpflegfchaftsrachs der 
Vorſtand des Landgerichts München, der Pfarrer des ganzen Armenpflegebezirks, und der 
Stadt: und Landgerichtsarzt, den verordnungsmäßigen Antheil; und uͤberdies foll der Armen 
pflegſchaftsrath noch einige andere Beifiger aus den zur eigentlichen bürgerlichen Gemeinde 
nicht gehdrigen Einwohnern zur Theilnahme an den Verhandlungen einladen. Er wählt aus 
feiner Mitte einen erften und zweiten Vorſtand. 


$. 26. 


Die künftigen Bezirksvorſteher find innerhalb ihrer Bezirke die — und 
vollziehenden Gehilfen des Armenpflegſchaftsrathes. 


9. 27. 


Unter der Mitwirkung dieſer Bezirksvorſteher wird die Aufzeichnung der Armen, 
und die Aufnahme der Geſuche um Zulaſſung zum Genuffe der Armeupflege, ſoviel ſolcher 
den Stand der Bürger und Schutverwandten angeht, durch den Magiftrat, in Anfehung 
der übrigen Einwohner aber durch die Polizeidirection geleitet, und bie gefertigten Liften 
bilden einen Beftandtheil der Regiftratur des Armenpflegfchaftsrathes, 


9. 28. 


Zu den ausſchließenden Obliegenheiten und Befugniffen des Magiftratd gehdrt, mit 
Vorbehalt der Einfiht und Erinnerung des Armenpflegſchaftsraths, die ganze Verwaltung 
der zu der drtlichen Urmenpflege gehdrigen Waifen:, Kranken-, Pfruͤnden⸗, Beſchaͤftigungs-, Almofen; 
und anderer wohlthätigen Anftalten und Stiftungen. (Verordnung über dad Gemeindewefen 
66. 57. u. 59.) und ein Stabtlämmierer, ober einer der für diefe Eriftungen und Anftals 
ten aufgeftellten Verwalter, übernimmt nad der Beſtimmung des Magiftrats, bei bem 
Armenpflegfhaftsrathe und im Namen beöfelben, die Kaffe» und Rehnungsfährung der 
demfelben verorbnungmäßig zugewiefenen Einnahmen und Ausgaben. 


$. 29. 


Bei den anzleigefhäften ded Armenpflegſchaftsraths wird das Canzleiperfonal ber 
Polizeidirection und des Magiftratd, mach einem hierüber zu treffenden Uebereinkommen ber 
Vorftände beider Behdrden mit verwendet, und alle Ausfertigungen, Berichtöerftattungen 
und dffentlihe Bekanntmachungen werden von den gewählten Vorftänden unterzeichnet, 


6. 30. 


Die Leitung des privilegirten Leih- und Pfandamts wirb unter der Dberaufficht 
der Kreisregierung einer befondern Gommiffien übertragen. Hierzu beftellt die Regierung 
einen aus ihrer Mitte gewählten Commiflär, und der Magiftrat ebenfalls einen Abgeorbne; 
ten aus feiner Mitte. Beide Commiffäre nehmen von der Leihanftalt und ihrer Verwaltung, 
von dem Stande der Einnahmen und Ausgaben an Gelds und Materialvorräthen, und vom 
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dem Stande der Mechnungen nähere Einficht, und veranlaffen die allenfalls wuͤnſchenswerthen 
Verbefferungen durch Uebergabe geeigneter Anträge. Die Rechnungen werden gleichfalls an 
die Kreisregierungen geftellt, und vor der Revifion einem Ausfchuffe des Magiftrats, beftes 
hend aus einem Bürgermeifter, einem rechtöfundigen und einem bürgerlihen Magiftratsrathe, 
zur Einfiht und Erinnerung mitgerheilt. Diefelbe Commiſſion fchlägt das zur Verwaltung 
ber Anſtalt erforderliche Perfonal vor, und die Genehmigung fteht der Regierung zu. 


$. 31. 


Die gehbrige Wachſamkeit gegen unberechtigte "Pfänderverleiper, und gegen Winkel: 
leihhaͤuſer, fowie die Einfchreitungen gegen den Wucher, foweit fich ſolche nicht zum gericht: 
lichen Wirkungskreife eignen, liegen der Polizeidirection ob. 


$. 32. 


Ingleichen haftet diefelbe fir die Unterbrädung der Bettelei, für bie firenge Polls 
ziehung der hierüber beftehenden Verordnungen, und für die Entfernung muͤſſiger, verbächtiger 
und bienftlofer Menfchen, welche der Gemeinde nicht angehbren; der Magiftrat aber hat die 
Verbindlichkeit, ‚gemeinfchaftlich mit dem Armenpflegfchaftsrathe und dem Vorſtande der Po: 
lizei, für Arbeit und Erwerbsmittel der Dirftigen zu forgen, und die erforderlichen Beſchaͤf⸗ 
tigungsanftalten zu begründen, zu leiten und zu beleben. 


$. 33. 


Sowohl die Polizeidirection ald ber Magiftrat find bei der ($. 14.) eingeräumten 
Befuguiß zur Ertheilung der Heirathserlaubniß, rädfichelid unangefeffener an- die Erin: 


nerung und Einwilligung des Armenpflegſchaftsrathes gebunden (Berorbaung über das Ur; 
menmwefen Art. 58.) 


$. 34. 


Die Eorrectiondanftalt für arbeitsſcheue Bettler und Polizeiübertreter fteht, in allen 
ihren Verhältnißen, unter der Polizeidirection, jedoch gebührt dem Magiftrate, fofern zu dies 
fer Anftalt aus den Mitteln der Gemeinde und der Armenpflege Zufchäffe gemacht werden, 
das Recht der Einficht im die Deconomie und Rechnungen, 


E. 
Sanitäkt 


9. 35. 


.. Sämmtliche Stadtärzte, Ehirurgen und Hebammen find in den polizeilichen Ange 
legenheiten unter die Polizeidirection geftellt, 


Was aber insbefondere die Ernennung derjenigen Hebammen, und die Wahl derjenis 
gen Hebammenſchuͤlerinnen betrifft, weldye aus der Gemeindecaſſe Unterhaltungs s oder Lehr: 
beiträge erhalten follen, iſt der dießfallfige Vorſchlag dem Magiſtrate überlaffen. 

$. 36. 
Mit Zuziehung der Stabtärzte bat die Polizeidirection bie Aufficht auf alle Gegens 
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ftände der Sanität zu pflegen, die Krankheitd; und Sterbeliften zu fammteln und zu benügen ; 
den unberechtigten oder vorfchriftäwidrigen Arzueiverkauf und die Pfufchereien der Afterärzte 
zu verhindern; bei ausgebrochenen Seuchen die erforderlichen Vorſichtsmaßregeln zu verfügen, 
und die Anwendung der ärztlichen Hilfsmittel zu veranlaffen. 


$. 37. 


Bon eben diefer Vehdrde wird, jedoch mit Zuziehung von Abgeordneten aus beim 
Magiftrate, die wenigftens halbjährige Vifitation der Apotheken und Materialpandlungen vor⸗ 
genommen. - 

$. 38. 


Die Ausführung der Gefege über die Schugpodenimpfung bleibt der Polizeidirection 
anvertraut, welche aber in diefem Gefchäfte, beſonders bei Anfertigung der Impfliſten und 
zur Herftellung einer ftrengen Eontrole, durch den Magiftrat gehdrig unterſtuͤzt werden foll. 


$. 39. 
Fir zweckmaͤßige Begräbnißanftalten und Leichenhäufer hat ber Magiſtrat zu for: 
gen. Die Handhabung der Ordnung in diefen Anftalten und die Vollziehung der Vorſchrif⸗ 
ten über die Todtenbeſchau liegen der Polizeidirection ob. 


$. 40. 


Die Aufftellung der Wafenmeifter fteht dem Magiftrate, der Polizeibireetion aber 
die Auffiht auf die MWafenmeifterei in allen Beziwhungen zu, welche die Sanität, Reinlichkeit 
und Sicherheit betreffen. ’ 


F. 
Lebensmittel. 
$. 41. 
Die Polizei, ruͤckſichtlich der Lebensmittel, wird durch die Polizeydirection und den 
Magiſtrat gemeinſchaftlich ausgeüͤbt und zwar im der Regel mittelſt beſonderer Commiſſarien, 
welche durch die beiderſeitigen Vorſtaͤnde von Zeit zu Zeit dazu beſtimmt werden, ſich be⸗ 


ſtaͤndig im perſdulichen Verkehr erhalten, ihren abordnenden Stellen von allen Vorfaͤllen und 
Verrichtungen Meldung machen, und fortlaufende Rechenſchaft ablegen. 


9. 42. 


Für dieſe Commiſſarien wird eine beſondere Anleitung zur Regulirung ihres Ver—⸗ 
fahrend ausgefertigt, deren erfter Entwurf von ber Polizeidirection zu bearbeiten, dem Mas 
giſtrate zur Erinnerung mitzutheilen, und fodann der Genehmigung der Kreidregierung zu 
unterwerfen ift. 


$. 43. 

Sn Gemäßpeit der erhaltenen Anleitung nehmen die Commiffarien bie vorgefchries 
benen Bifitationen der Victualien vor, und führen die nächfte und unmittelbare Aufficht auf 
die GerreidsBictualiens und andere Märkte, auf die Beobachtung der Marktördnungen, auf 
die Niederlagen von Lebensmitteln, auf die Schlachthäufer und Fleiſchbaͤnke, auf die Muͤh⸗ 
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len, Melberlaͤden und Baͤckereien, auf die: Brauereien, Wirthſchaften und ‚Schenken, dann 
auf die Güte und Unverdorbenheit der Victualien äberpeupt, auf Vor: und Winkelkaͤufe, auf 
Ueberfchreitung der Taxe u. ſ. w. 

.$: 44. 

Die Beftrafung der Gewerbölgute, Fabrifanten und Verkäufer, weldye fi einer 
Uebertretung der Bictualienpreife ſchuldig machen, fteht dem Magiftrate zu; wenn aber bie 
Ueberteetung auf oͤffentlichem Markte, oder in Öffentlichen Kaufss oder Verkaufsanſtalten ges 
fchehen, oder wenn: Waaren verfälicht, oder fonft der Gefundheit machtheilig find, fo gebührt 
die Behandlung diefer Straffälle der Polizeidirection und dem Magiftrare gemeinfchaftlich. 


$. 45. 


- Für die Führung der Regiſter über. die Zufuhr, auf die Getreid: und Victualiens 
märfte, und über die gemachten Käufe und Berfäufe, für die Zufammenftellung der dießfallſi⸗ 
gen Ergebniffe, für die richtige Berechnung der Preife , beſonders des Getreide, forgen die 
gemeinfchaftlichen Commiffarien der Polizeidirection und des Magiftrard, und die öffentliche Bes 
Fanntmachung geſchieht in vereinigten Namen beider Behbrden. UWebrigens har die Polizeis 
direction zu wachen, daß die freie Zufuhr der Lebensmitrel niche auf ungefegliche und zweck⸗ 
widrige Weiſe befchränft,; ſondern, daß vielmehr den Verkäufern alle Eicherheit gewährt und 
die Mittel des Abſatzes erleichtert werden. 

$. 46. 


Die Taren derjenigen Lebensmittel, welche dem Sage unterliegen, werben von dem 
Magiftrate entworfen, welcher darüber die Erinnerung der Polizeidirection erholt, und hiernach 
die bffentliche Bekanntmachung erläßt, oder nach WVorfchrift gutachtlichen Bericht an die Kreis: 
regierung erftattet, und die erfolgte Entfchliefung ausſpricht. 


$.:47. 


Menn ed darauf aufdmmt, bie Stadtgemeinde zur Abwendung von Mangel und 

Noch mit dem erforderlichen Vorrath der erften Lebensmittel zu verforgen, fo vereinigen ſich 

die Polizeidirection und der Magiftrat zur gemeinfchaftlichen Berathung und Befchlußnahme , 

und ‚übertragen, nach ‚erwirkter hbherer Genehmigung, die Bollziehung der. befchloffenen Maß: 

"segeln einem. Aue ſauft aus ihrer Mitte. 
1 $. 48, 

Die Aufteilung ber für die Handhabung der Bictualienpolizei uaeutbchriihen Be: 
ſchauleute, Meffer und anderer Eadverftändiger gebührt dem Magiftrate nach vorläufigen 
Benehmen mit der Polizeidirecrion. Auch die Disciplin gegen das benannte Perfonal ift dem 
Magiftrate anvertraut, mit der Beflimmung jedoch, daß die Bemerkungen, weldye die Polizeis 
direction über ein pflichtwidriges oder nachlaͤſſiges Benehmen zu machen veranlaßt ſeyn konnte, 
von dem Magiſtrate jederzeit bereitwillig und ernftlich berädfichtigt werben follen. 


G.: 
Unglädsfälle 


| ‘ $. 49. 
Die Sorge für Verhuͤtung von Ungluͤcksfaͤllen, und — wenn folche dennoch eingetres 
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ten find — bie Sorge für fchnelle Hilfe und Abwendung weiterer Uebel, gehdrt zu den Ob⸗ 
liegenheiten der Polizeidirection, welche demnach auf ſchaͤdliche Thiere, wuͤthende Hunde, be: 
rauſchte und wahnfinnige Menfchen, auf verbotenes Schießen, fchuelles Fahren und Reiten, 
fo wie auf die Beſeitigung von Gegenftänden, die leicht zur Beſchaͤdigung ee ge 
ben, können, eine thärige Aufmerkſamkeit zu richten hat. 


$. 50. 
Alle erforderlichen Rettungsapparate und Zujtrumente werden von ber Polizeidirection 
angefchafft, verwahrt und zum Gebrauche in Bereitfchaft und gurem Stande erhalten, 


# 


$. 51. 

“ Die ordentlichen PVeranftaltungen zur Verhütung von Waſſerſchaͤden bilden einen Theil 
ber dem Magiftrate in Anſehung des Waſſerbaues ($. 66.) augewieſenen Wirfungskreifes, die 
Vorkehrungen zur Sicherheit der Perfonen und des Eigenthumes bei wirflid obmwaltenden Waj: 
fergefahren hingegen , find von der Polizeidirection und dem Magiftrare durch abgeorbnete 
Mitglieder gemeinfchaftlic zu treffen. 


6. 52. 


Für die Anfhaffung und Unterhaltung einer hinlänglihen Anzahl von Feuerldfchge: 
räthfchaften aller Art, hat der Magiftrat, zu forgen. Er unflwpirfe diefelben von Zeit zu 
Zeir einer genauen Unterfuchung mit Zuziehung von Abgeordneten der Polizeidirection. 


$. 53. 

Ebenfo wird die Feuerbefhau von der Polizeidirection und dem Magiftrate durch 
beiderfeitige Abgeordnete jederzeit gemeinfchaftlich vorgenommen, Die Ubftellung der dabei be: 
fundenen Gebrechen, und die Beftrafung der Uebertretungen der Feuerordnung ſteht gegen alle 
Buͤrger und Schntzverwandte dem Magiſtrate, gegen die uͤbrigen Einwohner aber der Polizei: 
direction zu. 


$. 54. 
Der Magiftrat beftellt, benehmlich mit der Polizeidirection, die Thurmz und Feuers 
wächter, und das zu ben Zeuerldfchanftalten erforderliche Porfonal, welches zunaͤchſt unter feis 
ner Aufficht und Diseiplin fieht. 


$. 55. 
Die Vollziehung und Handhabung der Feuerldfchordnung und die Leitung der Löſch⸗ 
anftalten bei auögebrochenen Feuersbruͤnſten, gefchieht nach den darüber beftchenden befondern 
Vorſchriften. 


$. 56. 

Die — ruͤckſichtlich der Entftehungsurfachen eines ausgebrochenen Brandes, 
und ruͤckſichtlich des daraus erwachſenen Schadens, wird von Abgeordneten der Polizeidirection 
und des Magiſtrats gemeinſchaftlich vorgenommen. Alle Geſchaͤfte, in Beziehung auf die Brand: 
verficherungsanftalt , foweit fie den Unterbehdrden in ihren Bezirken obliegen, werden von dem 
Magiſtrate behandelt, 

Pr. XI. 100 
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H, Dienfibotenorbnung. 


$. 57. 


Die Auffiht auf das Gefinde und deſſen Verhäftniffe zu den Dienſtherrſchaften, die 
Volziehung der Gefindeordnung, die Ausftellung und Beglaubigung ber Dienftborenbiicher, 
und die Anlegung und Unterhaltung ber WVerzeichniffe über ſaͤmmtliche Dienftboren und ihre 
Wanderungen ift ausfchließend von der Polizeidirection zu beforgen.. Diefelbe eutſcheidet auch 
die Streitigkeiten zwifchen Dienftherrn und Dienftboten, in allen durch die Gefindeorbnung 
aus gedruͤckten Fällen, 


J. 
Religion, Unterricht und Sittlichkeit. 
(Verordnung über das Gemeindeweſen $. 66.) 


$. 58, 


Alles, was die Verwaltung der Fonds für die der Stabtgemeinden angehbrigen und 
aus den Mitteln derfelben oder aus oͤrtlichen Stiftungen unterhaltenen Kirchen und Schulen 
betrifft, fchlägt in den Wirkungskteis des Magiftrats ein, (Merorduung über dad Gemeindewefen 
6. 59.) 


$. 59. 


Gegen Störungen des bffentlihen Gotteedienftes, gegen Verfaffungs: und geſetzwi— 
erige Anmaffungen unter dem Vorwande der Religion, gegen unerlaubte religidfe Verbindun— 
gen, Brüders und Körperfcjaften, gegen unzuläfige Procefionen und Andachten, hat die Po: 
lizeidirection zu wachen. - 


$, 60. 


Ju die Localſchulcommiſſion tritt, naͤchſt dem Morftande der Polizeidirection, auch 
einer der Bürgermeijter als zweiter Dirigent, und ein Magiftrarsrach als Mitglied ein. 


$. 61. 


Für die Wollzichung der Geſetze gegen "murhwillige Vernachläffignung des Echulber 
ſuchs Fon Seite fchulpflichriger Kinder ift, foweit es die- Bürger und Schutzverwandten an; 
gebt, der Magiftrat, in Anſehung der übrigen Einwohner aber die Polizeidirection verants 
wortlih. Die letztere bafrer zugleich auch fir die Unterdrückung der Winkelſchulen und Ent; 
fernung der Winfcllebrer, 


$. 62. 


Diefelbe Behbtde bat ferner darauf zu feben, umd zu balten, daß die bffentliche 
Sittlichkeit durch grobe Unanftändigfeit oder ärgerlihe Hands und Auftritte nirgends vers 
legt werde, 
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K, 


Reinlichkeit, Straffenpflafter, Brunnen, und Beleuchtung. 
(Verordnung über das Gemeindewefen 65. 64, 65.) 


$. 63. 


Die Herftelung und Unterhaltung der ndthigen Reinlichfeit in der Stadt und ihren 
Umgebungen iſt eine Angelegenheit der- Polizeidirection, welche die Reinigungsordnung feftzus 
fegen, die diesfallfigen Dbliegenheiten der Haus- und Grundbefiger zu beftimmen, und fie 
zur Erfüllung anzuhalten hat. Der Magiftrat forgt für die regelmäffige Reinigung der oͤf⸗ 
fentlichen Pläge, und für die Reinigungsgeräthfhaften überhaupt, 


$. 64. 


Ferner liegt dem Magiftrate ob: die Herftelung und Unterhaltung des Straffenpfla: 
-fterd, der Wege und Stege, der Brunnen Straffenleitungen, mit Borbehalt der Erinnerung 
von Seite der Polizeidirection, und der Wachfamkeit derfelben gegen Vernachlaͤſſigung. 


6. 65. 


Deögleichen fteht dem Magiftrate auch zu, die Herftellung und Unterhaltung der 
nächtlichen Straffenbeleuchtung, und die ganze, dieöfallfige Deconomie und Regie, mit der 
Aufnahme und Leitung des dazu mothwendigen Perfonald, ebenfalls unter Vorbehalt der Err 
innerung der Polizeidirection, und der Controlle derfelden gegen Mängel und Gebrechen. 


L. 


Bauweſen. 
(Verordnung über das Gemeindeweſen $. 64.) 


$. 66. 


Was auf den der Comune obliegenden Straffens, Brüden: und MWafferbau, fo mie auf 
die Herftellung, Einrichtung und Unterhaltung der den öffentlichen Zwecken der ftädrifchen 
Gemeinde gewidmeten Gebäude Beziehung hat, wird ausfchließend von dem Magiftrate bes 
forgt, unbeſchadet der geeigneten Einwirkung der Baucommiſſion, weldhe unter dem Worfige 
des Vorftandes der Polizeidirection und eines Buͤrgermeiſters, aus einem oder zwei dom dent 
Minifterium des Innern zu benenuenden Architecten, ans dem technifchen Baurathe des Mas 
giftrats, aus einem rechtsfundigen und zwei bürgerlichen Magiftratörächen, dann aus zwei 
untergeordnetem Aufſehern, welche zugleich ald Zeichner und Vermeſſer benägt werden Fünnen, 
jufammengefegt wird, ; 
$. 67. 


Die Baucommiffion verfaͤhrt im Allgemeiuen nach den Juftructionen vom 9. März 1805 
(Reggobl. 1805 St. X1.&. 375.) und 20. Sept. 1809 (Rggsbl. 1810. St. Vi. S 84). Jusbe⸗ 
fondere liegt derfelben ob: die ganze erecutive Local-Baupolizei, die Aufſicht auf Öffentliche 
Baugebrecyen, die Vefeitigung ber diesfallfigen Gefahren, die Verfügung der unabweisbar noth⸗ 
wendigen Sperrungen und Demolitionen; die Aufſicht auf bffentliche Dentmäler, und die 

100*. 


— 
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Eorge für deren Erhaltung, die Aufficht auf dffentliche Sufchriften u. dgl., ferner die In: 
ſtruirung aller einzelnen Bauſachen, die gutachrlihe Wuͤrdigung der Plane für einzelne Ge: 
bäude der Privaren, die Prüfung und Bewilligung der Baureparaturen, die Aufſicht auf 
die dem vorgefchriebenen Planen, und der Baupolizei: Ordnung entfprechende Ausführung ber 
Bauten, die Sorge für die Sicherheit und Dauerhaftigkeit derfelben und die geeignete Ruͤck— 
fihrsnahme auf Schhnheit und Bequemlichkeit, die Aufſicht auf die Baumaterialien und 
Merfleute, und endlih die Beilegung oder Entfcheidung der Bauftreitigkeiten ," foferne fie 
nicht zu gerichtlichen Verhandlungen geeignet find, welche jedoch bei den Gerichten nicht 
eber vorzunehmen find, bis die Vermittlung der Baucommiffion eingetreten und fruchtlos 
geblieben ift, worüber die gehörige Nachweifung beigebracht werden muß. 


$. 68. 


In Beziehung auf die im vorflehenden $. 67. bezeichneten Gegenftände, bilder die 
Kreiöregierung die Mittelinſtauz und naͤchſte oberauffehende Strelle, welcher noch beſonders 
die Genehmigung der einzelnen von der Vaucommiffion inftruirten Bauplane, fo wie ber 
Pläne für foldye Reparaturen, wodurch die Façaden der Gebäude geändert werden, ausjclie: 
Gend zufteht, foferne in diefen Fällen nicht höhere architectonifche Rüdfichten eintreten, wo 
fodann die Genehmigung des Staatsminifteriumd des Innern erholt werden fol; dem Legtern 
bleibt Überhaupt nebft denjenigen Gegenſtaͤuden, welche auf die feiner unmittelbaren Aufficht 
untergebenen Gebäude und Monumente Beziehung haben, die oberfte Leitung des Bauwejens 
im Wllgemeinen, die Herftellung, Berichtigung und Bewahrung der Generalplane, die Bes 
ſtimmung der Baulinien, die Prüfung und Regulirung der Plane zu neuen Anlagen in ganz 
jen Parthien, und die Ertheilung allgemeiner Vorſchriften Aber die Mittel, Art, Ordnung 
und Zeit der Ausführung, vorbehalten. 


$. 69. 


Dasjenige, wad in dem $. 29. von der Beforgung der Kanzleigefchäfte bei dem 
Armenpflegfchaftsrate, und von den Ausfertigungen, Berichtserftattungen und dffentlichen 
Bekanntmachungen bderjelben angeordnet worden ift, gilt im gleicher Art auch von der Baus 
commiſſion. 


M. 
Gewerbe und Handel. 
(Verordnung über das Gemeindewefen $. 03.) 


$. 70. 


Die Verleihung der Gewerbögerechtigfeiten in dem Stadtbezirke, foferm ſolche nicht 
in der böhern Stelle unmittelbar oder ausfchließend durch die beftehenden Verordnungen vors 
behalten iſt, kdamt dem Magiftrate zu. Er ift für ſolche Verleipungen, und für alle dies 
jenigen Fälle, wo es fih von der Dinglichkeit oder Perfönfichkeit der Gewerbe, von der 
Veräufferung,, Ceſſion, Verpachtung oder Vererbung, von der Einziehung, Erneuerung oder 
Transferirung derfelben und fo weiter, oder von Gewerböftreirigkeiten handelt, die erfte Ju— 


ſtanz. Er inftrwirt auch diejenigen Gewerbögefuche, deren Eutſcheidung von höheren Stellen 


abhängt. 
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9. 71. 


Bon dem Magiftrate wird die Matrikel der Gewerbe , nad) ihren verfchiedenen Ar: 
ten und Glaffen, angelegt und fortgeführt. Der Polizeidirection foll die Einficht in dieſe 
Matrifel jederzeit offen ſeyn, und alle beichloffenen und genehmigten Bewilligungen von Ger 
werbsrechten find derfelben bei der Ausfertigung jedesmal befannt zu machen, 


$. 72. 


Zunächft unter der Auffiht des Magijtratd flehen die Handwerkszuͤnfte. Derfelbe 
wacht über die Vollziehung der Zunftorbnungen, veranlaßt die Revidirung der nicht mehr 
anmwendbaren Artikel, und ijt für die Abjtellung der Haudwerksmißbraͤuche verantwortlich. 
Wo aber diefe Mißbraͤuche in die dffentlihe Ruhe und Sicherheit- eingreifen, bat die Polis 
zeidirection, benehmlich mit dem Magiftrare die geeigneten Verfügungen zu treffen, 


$. 73. 


Beſchwerden zwifchen Meijtern, Gefellen und Lehrjungen, über ihre aus dem Hands 
werfe hervorgehenden Verbältwiffe, fo wie Beſchwerden der Kunden und Käufer gegen Hands 
werfer und Kaufleute, fofera es fih wicht vom rechtlichen Beziehungen handelt, werden 
ebeufalls vom ARE beigelegt und eutſchieden. 


$. 74. 


Kein Handlungsdiener, Handwerfögefelle oder Lehrjunge darf angenommen werden. 
ohne Anzeige bei der Polizeidirection, welche darüber die Lifte führe. Sie allein ftelle die 
Wanderbächer aus, und beglaubigte dieſelben. Auch führe fie befondere Aufficht auf die 
Öffentliche Aufführung der. Gefellen, Lehrjungen und ihre Wanderungen, 


$. 75. 


Die Aichanftalt fteht unter dem Magiftrate. Bor ebendemfelben wird bie Unters 
ſuchung des Maßes und Gewichtes in den Häuſern und Läden der verlaufenden Gewerbs⸗ 
und Handeldlente vorgenommen, auf den dffentlihen Märkten hingegen gemeinfhaftlid von 
Eommiffarien der Polizeidirection und des Magijtrats, nach den Beftimmungen der $$. 41—45. 


$. 76. 


Gegen unberechtigte Anmaßung eines Gewerbes oder Handeld, gegen den verbotes 
nen Haufirhandel, und gegen den Umlauf falfher Münzen oder fremder Scheidemänzen, bat 
die Polizeidirection zu wachen und einzufchreiten, Eie handhabt die Ordnung auf den FJahrs 
märften, und vermittelt oder entfcheider die dafelbft vorfallenden Streitigkeiten, fofern fie 
nicht rechtlicher Natur find. 


$. 77. 


Derfelben bleiben auf alle Gegenftände ded Poſt- und Votenwefens , ſoweit ſolchks 
in den Wirkungskreis der untergeordneten Behbrden fällt, fortan überwiefen, 
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N. ; 
Deffentlihe Pläße und Vergnuͤgungen. 


$. 78. 


Bei dffentlichen Vergnuͤgungen, Aufzuͤgen und Volksfeſten liegt die Aufrechthaltung 
der Ordnung und Sicherheit der Polizeidirection ob, ie allein Fann zu dergleichen Vers 
anftaltungen die Bewilligung ertheilen, und wird nad Beſchaffenheit der Umftände, auch 
den Magiftrart zu einer Abordnung einladen, ‘ 


$. 79. 


Alle Öffentlichen Vorftelungen, ambulante Theater, Freinächte u. ſ. w. hängen 
gleichfalls von der Erlaubniß der Polizeidirection ad. In ihren Pflichten liegt ed, die Vers 
ordnung Über verbotene Hazard » mund Lotteriefpiele in Ausäbung zu bringen, 


$. 80. 


Die Gaſthoͤfe und dffentlichen Erholungsorte, ‘fo wie überhaupt alle Öffentlichen 
Plaͤtze, find der befondern Aufficht der Polizeidirection untergeben, Sie hat auf eine ges 
naue Beobachtung der polizeilichen Feierftunden zu halten. Sie entfcheider die Befchwerden 
zwifchen Gaftgebern und Gäften, fo wie auch zwifchen den Vermiethern von Wagen und 
Pferden, und zwifchen den Mierhern derfelben, in Rüdfiche auf Bewirtung , Webervortheis 
lung u. ſ. w. vorbehaltlich der gerichtlichen Behandlung in den dazu geeigneten Faͤllen. 


0. 
Sntelligenzwefen, Buchhandel und Preßfreiheit. 


$. 81. 

Das Zutelligenzwefen verbleibt in den Händen der Polizeidirection, fie redigirt das 
bffentliche Anzeigeblart, durch welches das Publikum von allen Nachfragen, Anbiernngen, Ber 
fanntmadjhungen und obrigkeitlihen Erinnerungen Kenntniß erhaͤlt. In diefes Blatt werden 
die Öffentlichen Erlaffe des Magiſtrats ebenfalls eingeruͤckt. 


$. 82. 
Mit dem Unzeigeblatt hat die Polizeidirection fortwährend eine Anftalt zu verbins 
den, wo die Erfundigungen um Arbeit und Arbeiter, um Dienfte, Käufe, Verkäufe, Feils 
und Miethſchaften u. f. w, aufgenommen und wmirgetheile werden Fonnen, 


$. 83. 


Die befondere Verkündigung der Verordnungen, wo eine foldhe, uebſt der Publicas 
tion durch das Gefegs: oder Allgemeine Fntelligenzblatt, notbwendig oder ange: 
ordnet. ift, gefchieht mach jedesmaliger Anweifung der Kreisregierung mir Ruͤckſicht auf die 
Beichaffenheit des Gegenftandes, entweder durch die Polizeidirection oder Durch den Magi⸗ 
ſtrat, oder durch beide Behbrden gemeinſchaftlich. 
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s er $. 84. 

Keine bffentlichen Bar von Privaten finden flatt, und Feine Auſchlag⸗ 
gettel find zuläffig, ohne Vorwiſſen und Erlaubniß der Polizeydirection, Nebſtdem liegt 
berfelben auch die Revifion der einer Cenſur gefeglih unterworfenen — Blaͤtter ob, 
fo ferne dieſes Geſchaͤft Niemand; — wird. 

| NE 

Die Vollziehung bes Edicts über bie: Preßfreiheit üft, nach den darin gegebenen naͤ⸗ 
baren Beſtimmungen ausſchließend der Poliyeidirertion übertragen. Der Magiftrar‘ iſt ſchul⸗ 
dig, diefelbe über alle Gefuchhe um Verleihung des Rechts zum Buchhandel und zur Erriche 
tung von Leihbibliorhefen mit ihrer Erinnerung zn hören. 


P. 
Militaͤr-Gegenſtaͤnde. 


6. SC. 

Fir die Gegenftände der Militäreonfeription wird ein gemeinfchaftlicher Ausſchuß 
gebildet, weldyer, unser der Leitung. des Vorftandes der Polizeibehdrde und eines Buͤrgermei⸗ 
ſters, aus einem Polizeicommiffär, einem 'rechtöfundigen Magiftratsrathe , zwei bürgerlichen 
Magiftratsrärhen und dem nörhigen Schreibern und Dienern befteht. — Derfelbe verfährt in 
ähnlicher Art, wie es für den Armenpflegihaftsrarh in den 99. 27, und 29, vorgefihrie: 
ben ift, 


6. 8 
Die Anorduung und Vertheilung der — bei Militaͤreinquartierungen und 
Durchmaͤrſcheu kommt, nach den hieruͤber beſtehenden beſondern Verorduungen dem Magi— 
ſtrate zu, (Verorduung über das Gemeindeweſen $. 61.) jedoch unter Mitwirkung eines Abs 
geordneten der Polizeidirection und mit Morbehalt der Erinnerung dieſer Letzteren über ben 
Goneurrenzfuß, und mit Vorbehalt der Zufammenberufuug eines erweiterten Ausſchuſſes in 
dringenden Fällen uach Gurfinden der Kreisregierung. 


$. 88. 


Alle Gefchäfte der Landwehr und Nationalgarde, foweit diefelben die 
berühren, werden von dem Magiftrate beforgt. 


Q. 


Fonds und Umlagen. 


Für die drelichen Polizeianftalten (Verordnung über das Gemeindewefen $. 574 
61.) dann Sporteln und Zaren). Analogie des Edicts Über die gutsherrlihen Rechte ($. 112). 
$. 89. 


Die Ausmittlung und Verwaltung der Fonds, die Ausmirtlung, Erhebung und 
Verrechnung der Einnahmen und Gefälle für die drtlichen Polizeianftalten, fofern die Laft ber 
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Herftellung und Unterhaltung derfelben der Stadtgemeinde obliegt, gefhieht durch den Ma: 
giftrat, ed moͤge nun die Leitung jener Anftalten ihm ſelbſt oder der — über« 
tragen ſeyn. 

$. 90. 


Mo es darauf anfbmmt, zum Beiten“ oͤrtlicher Unſtalten, welche: unter der Auffihr und 
Leitung der Polizeidirection fteyen, die Gemeindecaffe mit neuen Ausgaben zu belaften und 
biezu die abgängigen Hilfsquellen auf dem Wege des Aulehens oder befonderen directen oder 
indirecten Abgaben, oder durch das Mittel der Umlagen aufzufinden, vereinigt fich die Po: 
lizeibehdrdbe mit dem Magiftrate zur gemeinfamen Berathung , Belhlußfafung und Begut⸗ 

achtung. 
j $. 91. 

Ein gleicher Zufammentritt des Armenpflegſchaftsraths, fo wie der Baucommiffion 
mit dem Magiftrate finder ftatt, wenn die Rede davon iſt, für das Armenwefen und bie 
dazu gebdrigen Anftalten oder für Bauanlagen und Verſchoͤnerungen auffer den feſtgeſetzten 
gewöhnlichen Einnahmen befondere Mittel aufzubringen. 

$. 92, 

In allen diefen Fällen bleibt die gefeglich beftimmte Mitwirkung und Zuftimmung 
der Gemeindebevollmächtigten ausdrüdlich vorbehalten (Verordnung Über dad Gemeindewefen 
$. 82.) 


$. 93. 


In Erhebung der Sporteln und Taren haben fich die Polizeidirectivn und der Mas 
giftrat mach der Tarordnung und den beſtehenden Vorfchriften zu achten. — Jede idiefer 
Behbrden erhebt die normalmäßigen Taren-von Verhandlungen und Ausfertigungen in dens 
jenigen Gegenftänden, deren Behandlung ihr zufteht, und zwar die Polizeidirection für das 
Merar, der Magijtrar für die Gemeindefaffe. Bei gemeinfchafrlichen Verhandlungen und Aus: 
fertigungen fällt die eine Hälfte der Zaren dem Nerar, die andere Hälfte der Gemeindefaffe zu. 

Wo fpecielle Verordnungen bei gewiffen Gefchäfrsgegenftänden eine befondere Kaffe 
bezeichnen, in welche die Zaren fließen follen, oder wo die Befreiung gewiffer Gegenjtände 
von allen Zaren geſetzlich ausgeſprochen ift, hat es dabei fein Verbleiben, 


11, 
Bon den Gränzen der Befugniße der Polizeidirection und des Magiftrars. 


$. 94. 

Sowohl die Polizeidirection als der Magiſtrat haben fich als untergeordnete blos 
vollziehende und verwaltende Behbrden zu betrachten, und alle ihre Amtshandlungen nach 
den beftehenden Verordnungen einzurichten, welche fie wohl von Zeit zu 3: it in Erinnerung 
bringen, aber nicht abändern duͤrfen. 


$. 95. 


Bei ftreitigen Gegenftänden, welche der Entſcheidung der Polizeidirection oder des 
Magiftrars unterliegen, find von beiden Behoͤrden diejenigen Formen zu beobachten , welche 


u 


w 
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für Fälle diefer Art worgefchrieben find. Eigentliche Rechtsfachen find an die Gerichte zu 
verweifen „und in Beziehung auf Verbrechen und Vergehen hat die Polizeidireetion nad 
Maßgabe des augemeinen Strafgefegbuches zu verfahren, 


$. 96. 

Die Polizeidireetion und der Magiftrat üben die polizeilihe Etrafgewalt, und zwar 
jede diefer Behdrden zunaͤchſt in den ihr ausſchließend oder vorzugsweife anvertrauten befon; 
‚bern. Polizeizweigen aus. Mit der Zuerfennung der Strafe wird zugleih die Zuerfeunung 
des Schadenerfages verbunden. 

$. 97. 

Wenn ein Zweig der Polizei von der Polizeidirection und dem Magiftrate durchaus 
gemeinfchaftlich behandelt wird, fo verfügt und vollzieht der Magiftrar die Strafe gegen bie 
Uebertreter and dem Stande der Burger und Schusgverwandten, die Polizeidirection aber ge 
gen’ die Uebertreter aus der Reihe der übrigen Einwohner. Kind in dem voraudgefeßten 
Falle Bürger, Schugverwandte und andere Einwohner zugleich betheiligt, fo wird das Straf: 
erfenntniß gemeinfchaftlich gefaßt und die PVollziehung gefchieht gegen die Mitglieder der 


bürgerlihen Gemeinden durch den Magiftrat und gegen die übrigen Schuldigen durch bie 
Polizeidirection, 


$. 98. 


Die Strafen, welche von der Polizeidirection und dem Magiftrate verfügt werben 
Fonnen, beſtehen nebft der Confiscation verbotener Gegenftände in’ Arreft und Geldbußen, vors 
behaltlich der befondern gefeglichen Strafen gegen Landſtreicher und Bettler. 


$. 99. 


- Zu Beziehung auf das Maaß diefer Strafen haben fih die genannten Behörden 
nach denjenigen Beftimmungen zu achten, welche darüber in den Polizeigefegen und Merorbs 
nungen enthalten find. Wo aber diefe ein beftimmtes Maaß nicht ausdräden, Fann von 
der Polizeidirection und dem Magiftrare Feine Arreftitrafe über 8 Tage, und feine Geldſtrafe, 
mit Einrechnung der Entfhädigung, über 50 fl. verfüge, und ed muß, wenn eine höhere 
Strafe verhängt werden foll, an die Kreisregierung Bericht erftatter, und das Erkenntniß 
derfelben erholt werden, 


Diefe Berichterftattung tritt auch bei denjenigen Uebertretungsfälen ein, fir welche 
die beftehenden Verordnungen das Erkenutniß der höhern Stelle befonders vorbehalten haben. 


$. 100. 


Die von der Polizeidirection aufgelegten und erhobenen Geldbuſſen werden, fofern 
nicht einzelne Verordnungen bei gewiffen Uebertretungen ein Anders beftimmen , dem erare 
verrechnet; die von dem Magiftrate aufgelegten umd erhobenen Geldbußen aber fallen, unter 
dem nämlichen Vorbehalt, der Gemeindecaffe zu (Analogie der Verordnung über dad Gemeins 
bewefen $. 119. und des Ediets Über die gutsherrlichen Rechte 6. 112.) 


Bei gemeinfchaftlich erlaffenen Erkenntniffen ($. 97.) werden die Strafgelder ber 
Bürger und Schugverwandten zur Gemeindecaffe abgegeben, die Strafgelder der übrigen Ver: 
urtheilten aber fallen dem Aerar zu, 
Bd. XI, 101 
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$. 101. 


Der Magiſtrat hat für einen angemeffenen bärgerlichen Urreſtott zu forgen, wora⸗ 
ber derſelbe die ausſchlieſſende Aufſicht führe. Die Arreſtorte der Polizeidirectien werden 
auf Koſten der Staatscaſſe hergeſtellt und unterhalten, 


$. 102. 


In allen Angelegeubeiten, welche quf die dffentlihe Ruhe und Sicherheit Einfluß 
haben, ift die Aufſicht der Polizeidirection nicht durch die Gränzen der Stadt befchränft, . 
fondern erftrede fih auf alle Umgebungen ohne Ruͤckſicht der Gerichtsbarkeit. 


$. 103. 


Auch erftreden fich die polizeilichen WBefugniße, fie mdgen nun von der Polizei: 
direction und dem Magiftrate in den einer jeden Behbrbe befonders übertragenen Gt: 
fhäftsabrheilungen allein und ausfchlieffend oder von beiden gemeiuſchaftlich ausgelbt 
‚werden, über alle Perfonen und inwohner der Stadt, ohne perfbuliche oder dingliche 
Ausnahme ($. 56. der Verordnung ber dad Gemeindewefen.) 


IV, 


Don der Art und Form des wechfelfeitigen Benebmend zwiſchen ber 
Polizeidirection und dem Magiftrate, 


$. 104. 


In allen befondern Fällen und Beziehungen, welche ein mechielfeitiged Benehmen 
der Polizeidireetion und des Magifttats fordern, fir welche aber die Art und Form vieles 
Beuehmens durch die vorftebenden Borfchrifren nicht ganz ausdruͤcklich vorgezeichnet iſt, wird 
dasſelbe entweder durch Gorrefpondenz, oder durch Abordnung gepflogen. 


$. 105. 


Die Correfpondenz wird entweder dur fdrmliche Anfchreiben, oder von kurzer 
Hand durd Mitrbeilung bloßer Protocolldauszige geführt, und die Abordnung gefchieht in 
der Art, daß die Polizeidirection und der Magiftrar fich entweder einzelne Deputirte zufen: 
den, oder fir gewiſſe Eraebniffe und Gefchäfte Commiffarien benennen, die aus gemeinſchaft⸗ 
lihem Wuftrage handeln, oder endlich, daß beide Behbrden fi zu einer gemifchten Gi: 
Bung vereinigen. 


$. 106. 


Wenn es fih von fogenannten laufenden Gefdyäfren ohne befondern Belang ‚handelt, 
oder wenn ed darauf anfömme, über minder wichtige Gegenftände vorläufige Aufragen zu 
thun, gegenfeitige Notizen und Aufflärungen zu erholen, von den Acten oder andern Be; 
helfen Einfiht zu nehmen u. dgl.;- fo gemigt die Mitrheilung einfacher Protocollsauszüge, 
oder, nah Umftänden, die Abſchickung eines Deputirten zur mündlichen Rüdfprade. 


! 


XXXVII. zu $$. 67—72. des revidirten Gemeindeed. (Polizeiverwaltung der Magiftrate.) 801 


$. 107. 


Fun Angelegenheiten, welche lediglich” auf der Vollziehung der beftchenden Gefege 
und Verordnungen, fo wie ber gefaßten Beichläffe beruben, und bei welchen eine unmittel: 
bare Auffiht und Einwirfung an Ort und Stelle und ein fchnelles Verfahren norhivendig 
ift, tragen die Polizeidirection und der Magiftrar ihre Befuaniffe und Obliegenheiten auf 
gemeinfchaftlihe Commiſſarien uber, welche jedoch ſtets unter deren Oberaufſicht und Leis 
tung ſtehen. 


$. 108. 


Gegenftände von Wichtigkeit, welche ihrer Natur nach eine vielfeitige Erwägung 
fordern, und insbefondere die Feftftellung allgemeiner Grundjäge, die Einleitung neuer allges 
meiner Anordnungen oder wefeutlicher Abänderungen in den eingeführten Vorfchriften, dann 
die Begründung, Einrichtung oder Reform dffentliber Anftalten und die diesfällfigen Regler 
ments und nftructionen, find zu einem foͤrmlichen und näher ausgeführten Schriftenwechſel, 
und nach Umftänden auch zur Berathungı im gemifchten Sigungen,, vorzüglich alddann geeig: 
net, wenn die Polizeidirecrion und der Magiftrar, im Folge des voransgegangenen fchrifte 
lihen Verkehrs in der Hauptfadhe einverftanden find, und mur noch über einzelne Puncte 
oder die Art der Ausführung Zweifel und Anftände obmwalten, deren Befeitigung durch mind» 
liche Erdrterungen ſich noch erwarten läßt. 


$. 109. 


Wenn bei den gegenfeitigen Verhandlungen die eine Behdrde, mit Bezug auf. beite: 
bende Verordnungen und Borfchriften, von der Beſchlußnahme, mod die Erfegung eines 
wefentlichen Punktes verlangt, fo kann die andere VBehdrde diefe Erfegung weder vermeis 
gern, noch umgehen. 


$. 110. 


Eben fo wenig kann bei einem von Seite der einen Behdrde gemachten beftimmten 
Antrage die andere Behdrde einen dieſem WUntrage entgegengefezten Beſchluß erlaffen und 
ausfchreiben, fondern es tritt alddann, wenn eine Vereinigung der Meinungen auf feine 
Weiſe zu bewirken ift, die Nothwendigkeit höherer Entfcheidung ein, und die Berichtserftat: 
tung fann von derjenigen Behörde, zu deren Wirkungskreis die Hauptfache gehbrt, weder 
abgelehnt, noch unterlaffen werden, wenn die andere Behdrde darauf befteht. 


$. 111. 


Mo jedoh Gefahr auf dem Verzuge haftet, und daher die Entfchliefung der 
Kreiöregierung ohne großen Nacheheil nicht abgewarter werden fonnte, ift die Polizeidirection, 
bei einer zwifchen ihr und dem Magiſtrate obwaltenden Verfchiedenheit der Meinungen, ers 
maͤchtigt, einftweilen nach eigener Anficht diejenigen Verfügungen zu treffen, welche fie den 
Umftänden angemeffen findet, und nach den Gefegen verantworten zu koͤnnen glaubt. Sie 
hat aber jeden folhen Fall unverzüglih mit Darftellung der Gründe ihres Verfahrens anzu: 
zeigen, und der Magiftras erftattet auch feiner Seits Bericht, damit die definitive und 


weitere Entfcheidung der Kreisregierung bewirkt werde. 
101* 


302 Abth. XI. Abſchu. I. Tit. l. Eap. IL 6. 497. 498. 499. und 500, 


$. 112. 


Sowohl die Polizeidirection, als der Magiftrat und die allenfalls für einzelne 

Zweige aufgeftellten Commiffarien derfelben, find befugt und verpflichtet, bei befondern Wahr: 

nehmungen und Anzeigen fogleich felbft und allein, aud ohne das fonft vorgefchriebene Be: 

nehmen, jedoch mit Vorbehalt nachtraͤglicher gegenfeitiger Benachrichtigung, alsdann einzu: 
fhreiten, wenn die Umftände dringend gebieten, auf ver Stelle zu handeln, um drohende 

Beichädigungen zu verhäten, und ſich ber Beweismittel‘ begangenerWebertrerungen zu verfichern. 


$. 113. 

Die Polizeidirection uud der Magiftrat follen ſich alle Erfahrungen, welche diefel: 
ben in Bezug auf die in ihrem gegenfeitigen Wirkungskreis einfchlagenden Gegenftände zu 
fammeln Gelegenheit gefunden haben, fo wie alle zweddienlichen Notizen und Behelfe zur 
Amröführung, zuvorfommend nnd zu rechter Zeit mitrheilen, die gemachten Mircheilungen uud 
Erinnerungen freundſchaftlich aufnehmen und bereitwillig benägen, und überhaupt zum Beten 
der Gemeinde und der dffentlihen Ordnung einmuͤthig zufammen wirken, 


$. 114. 
Ynsbefondere hat die Polizeidirection dem Magiftrate in feinen Amtéhandlungen 
unmeigerlich jeden Beiftand zu leiften, welchen derfelbe zu verlangen veranlaßt fern konnte; 
fo wie hinwiederum der Magiftrat die Polizeidirection in ihren Verrichtungen auf alle Weile 
zu unterfiägen bemüht ſeyn foll. 
$. 115. 

Was in dem vorftehenden 96. 104 — 114. über die Urt und Weile des VBeneb: 
mens zwifchen der Polizeidirection und dem Magiſtrate angeordner worden it, finder auch 
in aͤhulicher Urt; hinſichtlich des gegenfeirigen VBenehmens mit dem Armenpflegfchaftsrarhe, 
der Baucommiſſion und dem Ausſchuſſe für die Militärconfeription feine. Anwendung, 


München den 15. September 1818. 


Geſ.-Bl. v. J. 1818, St. XXI. ©. 573. 


1 $. ; 497 J 
(Die Ausũbung der polizeilichen Strafgewalt, der Magiſtrate über ihre Mitglieder betreffend.) 


M. J. K. 


Wir erwiedern euch auf euern Bericht vom 3. 1. M., die Ausuͤbung der polizeilis 
hen Strafgewalt der Magiftrate über ihre Mitglieder betreffend, daß in allen denjenigen 
Segenftänden und Beziehungen, in welchen den Magiftraten die Strafpolizei überhaupt nach 
dem Edict über dad Gemeindeweien zufteht, fie diefelbe auch gegen ihre eigenen Mitglieder, 
ohne Ausnahme bis zu dem gefeglich beitimmten Maaße auszuüben haben. 


Baden den 27. Zuli 1819. 


10007; 


An 
die Königliche Regierung des Rezatkreiſes, K. d. g. alſo ergangen. 


Nachricht den übrigen Kreisregierungen, mit Ausnahme des Aheinkreifes, 
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$. 498. 
12605. m 
(Die Ausübung polizeiliher Strafgewalt der Magiftrate geaen ihre Vorftände als Polizeiübertreter betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeſtät des Kbuigs. 


Der Königlihen Regierung des Dbermainkreifes, Kammer des Zunern, wird auf 
ihre berichtlie Anfrage vom 10. Auguſt v. 3. zur Entfchließung erwiedert, daß nad den 
Beftimmungen des Allerhöchften Referipts vom 27. Zuli 1819, die Magiftrate in Aus: 
Übung polizeilicher Strafgewalt gegen ihre Vorftände als Polizeidbertreter, allerdings com: 
petent ſeyen. 


München deu 8, April 1821. 
Staatsminifterium des Innern. 


Un, 
die Königfihe Negierung des Obermainkreijes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


8. 498. 


(Eompetenz der Gemeindebevollmäctigten in Straffahen gegen ihre Mitglieder betreffend.) 


1573, 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Königs. 


Der Königlichen Regierung des Unterdonaufreifes, Hammer des Innern, werden 
Die Belege ihrer Berichte vom 29. Januar, 18. und 28. März I. J in Betreff der Com: 
perenz der Gemeindebevollmächtigten in Strafiahen gegen ihre Mirglieder mit der Ent: 
ſchließung remittirt, daß, nachdem das Strafrecht der Gemeindebevollmächrigten über die im 
$. 86. des Gemeindeedicts beftimmten Fälle hinaus fi nicht erſtreckt, der Magiſtrat in 
Straubing ald Ortspolizei-Behdrde beauftragt werden foll, den von den Gemeindebevollmächs 
tigten dortfelbft angezeigten Exceß eines ihrer Mitglieder, welcher in fdrmlicher Verfammlung 
verübt worden ift, geeignet zu unterfuchen, und competenzmäßig zu befcheiden. 

Uebrigens iſt diefen Bevollmächtigten zu bedeuten, daß demielben keineswegs zuſtehe, 
ihre Verfammlungen bis zur Erledigung des bezeichneten Gegenftandes einzuftellen. 


Minden den 7. April 1823. 
Staatsminifterium des FJnnerm, 


An 
die Königlihe Regierung des Unerdonaufreifes, K. d. J., alfo ergangen. 


$. 500. 
(Die Aufnahme Ind Führung der Protocolle durch Magijtratsfhreiber betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Konigs. 


Auf den Bericht der Königlichen Regierung des Oberbonaufreifes vom 10. Februar 
d. J. wird ermwiedert, daß Seine Königliche Majeſtaͤt die Eatſchließung der Königlichen 


804 Abth. XL. ı Abſchn. I. Tit. I. Gap. II. $. 501. und 502. 


Regierung vom 30. December v. 3. beftätigt haben; zur Erleichterung und Befchleunigung 
der Gefchäftsführung der Magiftrate jedoch guäpdigft geftatten wollen, daß über Gegenftände 
und mit Parteien, weldhe dem Borflande vorerft angemeldet worden, auch Protocolle von 
fattfam qualificirten Magiftratsfchreibern oder Dffieiauten als Actuarien vorläufig aufgenom⸗ 
men werden fbnnen; folche Protocolle muͤſſen jedoch allegeit in Gegenwart eines in dem 
Protocol zu bezeichnenden Bürgermeifterd oder Magiftratsraths als des handelnden Beamten 
verlefen und von dieſem fowohl ald von den Parteien unterzeichnet werden, 


München den 9. Juni 1825. 
Staatdöminifterium bed Jnnern. 


An 
die Königliche Regierung des Oberdonaufreifed, K. d. J., alfo ergangen. 


$. 501. 
3835, 


(Die Befchwerde des Maaiftrats zu Schwabach wegen Mifbilligung feines Beuehmens gegen den Irrenhaus— 
Aufſeher Berger bei der Feierlichteit vom 4. Nov. v. J. betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftdät des Könige. 


ı, — — — — — — — — — — — 


Bei dieſem Anlaſſe wird der Koͤniglichen Regierung erinnert, daß Fein zureichendes 
Motiv vorhanden war, die Anftalten zu der fraglichen Trauerfeierlichkeit“) dem Königlichen 
Stadteommiffär zu übertragen, und daß in Zufunft der den Magiftraten eingerdumte Police 
zeiliche Wirkungskreis nicht ohne Noth zu beſchraͤnken ſey. 


Minchen den 10, April 1826. 
Staatsminifterium ded Junnerm, 


An 
die Königliche Regierung des Mezatkreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen, 


$. 502. 
2190, 


(Die Befhwerde der Fürfttich Tarisfhen Domainenobe radbminiftration wegen vermeintlicher Beeinträchtigung ver: 
faffıngsmäßiger Rechte durch Anerkennung des poligeilihen Strafrechted des Magiftrates zu Wörth betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Der Königlichen Regierung des Regenfreifes, Kammer des JInnern, wirb auf die 
unterm 24, Zuli und 21. December des vorigen Jahres erflatteten Berichte die Entfchließ:- 
ung ertheilt, daß die Beſchwerde der Fürftlih Tarisfchen Domainen-Oberadminiftration we: 
gen vermeintlicher Beeinträchtigung verfaffungsmäßiger Rechte durch Anerkennung des polis 
zeilichen Strafrechtes des Magiftrates zu Wörth nicht gegründet befunden worden fey. 


*) Wegen Ablebens Seiner Majeftät des Höchfifeligen Könige, 
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Dad Gemeindeedict vom 17. Mai 1818 bat den Berwaltungsbehdrden der Comus 
nen die gefammte Ortspolizei mit einer befchränften Strafgewalt übertragen, und in dem 
$. 68. ausdrädlih verfüge, daß diefe Ortspolizei in den Meinern Städten und Märkten, 
die einem Lands oder gutsherrlihen Gerichte untergeordnet find, von den Magi: 
ftraten nach jenen Vorfchriften ausgeübt werden folle: ‚welche in dem Edicte Über die guts⸗ 
„herrliche Gerichtöbarkeit für die polizeilichen Verrichtungen gegeben find.’ 


Schon dadurch aber wird ausgefprochen : 


a) daß bei Ausübung der Ortspolizei für die einem Lands oder gutöherr 
lichen Gerichte untergeordneten Magiftrare ein gleiher Wirkung 
kreis ungeachtet des verfchiedenen Unterorbnungsverhältnißes beftehen — und 

b) daß die polizeilihe Competenz dieſer Magiftrate eben fo weit, als jene der 
Patrimonialgerichte fich erftreden folle. 

Sleichwie die Strafbefugniffe der einem Landgerichte umntergebenen Magiftrate 
durch den angeführten $. 68. deö Gemeindeedicts begründer werden, fo ſteht berfelbe “auch 
jenen der Magiftrare in gutsherrlichen Städten und Märkten zur Seite, und es find 
dort, wie bier, die Land: und gutöherrlichen Gerichte nach F. 127, des mämlichen Edictes 
anf die Leitung und Aufſicht beſchraͤukt. 


Diefe Strafbefugniffe werden aber auch durch die grammatifche und logifhe Aus⸗ 
fegung des $. 108. im Edicte VE zur Verfaffungsurfunde unterftägt, auf welchen ſich die 
.Domainen:Oberadminiftration zur Begründung ihrer Befchwerde berufen hat. 


Diefer $. 108. fpricht in dem Eingange den allgemeinen Grundfag aus: 


daß in Erädten und Märkten, vie einem gutöberrlichen Gerichte untergeorbnet 
find, dem Gutsherrn und beffen Gerichtöverwalter die Beitung aller in dem 
Edicte ihm übertragenen Volizeibefugniße zuftche. 

Der zur weitern Entwicdlung dieſes vorangeftellten Grundfages hinzugefilgte Nach: 
ja aber weifer in Anfehung deffen, was der Gerichtöherr felbit zu beforgen haben folle, 
auf die Beftimmungen der $$. 89. und 90. des Edicts VI. bin, und will daher die Aus: 
fcheidung desjenigen, was der Aufficht und Leitung und was der eigenen Verwaltung ber 
Gutöherrn und ihrer Gerichte überlaffen feyn foll, hierauf begründer haben. 


Beide 56. beftimmen nur die höheren Befugniffe der Land: und Herrfchafrögerichte, 
und was ihrem Wirkungskreiſe ausfchließlich angehören, und jenem der Patrimonialgerichte 
entnommen feyn fol. Nur diefe Befugniß, alfo namentlich: 


a) das Beſtaͤtigungsrecht bei höheren Strafen und 
b) das Richteramt in adminiftrariv contentiofen Gegenftänden und bei den von 
dem Beſchuldigten abgeläugneten Polizeiftraffällen 
ſollen von den Gutöbefigern in den umtergebenen Staͤdten und Märkten unmittelbar ausge: 
übt werden, und es ift daher die in Frage ftehende Beftimmung des $. 108. ausſchließlich 
von jenen Gutsherrn zu verftehen, denen eine Herrſchaftsgerichtsbarkeit zukommt, da nicht 
angenommen werben darf, daß dadurch auch denjenigen, die blos Parrimonialgerichtöbarkeit 
befigen, in Städten und Märkten mehrere wichtige Rechte eingeräumt werden follten, die 
derfelben fonft nach den $$. 89. und 90. des Edeites nicht zuſtehe. 


Diefe Auslegung fett endlich noch dem $. 108. des Edicts VI. mit dem |. 107. 
in Webereinftimmung , hält den allgemeinen in dem Gemeindeediet durchgeführten Grundſatz 


806 Abth. XI. Abſchn. 1. Tier. I. Cap. Il. $. 503: und 504. 


aufrecht, daß den Magifttaten in den Städten und Märkten nach allen Beziehungen aus— 
gedehntere Befugniffe ald den Berwaltungsbehörden der Muralgemeinden zukommen follen, 
und begegner dem damit in offenbarem Widerfpruche ftehenden, bei einer andern Incorpora⸗— 
tion aber unvermeidlichen Folgefage, daß der Nüdtritt einer Stadt oder eines Marktes in 
die Claſſe der Ruralgemeinden die Erweiterung ihre? polizeilichen Strafbefugniffe zur Folge 
haben koͤnne. | 
Die Königliche Kreidregierung hat demzufolge das Weitere zu verfügen. 
Münden am 10. April 1828, 


Staatöminifterium bed Innern, 


An 
bie Königliche Regierung des Regenkreifes, K. d. J., alfo ergangen. 


Nachricht hievon den Königlichen Regierungen des Rezat:, Obermain-, Untermain- und Oberde- 
nankreiſes zur Wiſſenſchaft und Nachachtung. 


$. 503. 
(Die Competenz der gutsherrlichen Magiftrate in Polizeigegenftänden.) 


21041, 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Auf die im rubricirten Betreffe erhobenen Zweifel, wird der Königlichen Regierung 
des DObermainkreifed, Kammer des Junern, Folgendes erdffner : 

Die Verfaſſungsurkunde, refp. deren IV, und VI. Beilage, find die allein eutfcheiz 
denden Normen für alle Zweifel, hinſichtlich des Umfanges der gutöherrlichen Befugnife. 

Alle früheren Beftimmungen, mit Ausnahme der in den erwähnten Edicten angeru⸗ 
fenen, und insbeſondere der zu Gunſten der Standesherrn im-der IV. Beilage fubfidiarifch 
eingezogenen Declaration vom 19. März 1807 und ber in ver VI. Verfafungsbeilage zu 
Gunften der ehemalig unmittelbaren Reichsritterſchaft fubfidiar angernfenen Declaration vom 
31, December 1806 weichen dem neuen Geſetze. 

Auch dem als einfaches Gefeg zu betrachtenden, vom 17. Mai 1818 datirten und 
am 20. deffelben Monats publicirten Gemeindeediet derogirt offenbar im Falle einzelner Wir 
derſpruͤche die fpätere grumdgefegliche Beſtimmung. 

Nun räumt das fechite conftiturionehle Ediet in feinem $. 88. den Patrimonialgerich® 
tem die niedere drtliche Polizei ein, der $. 105. zähle unter den Fällen, worüber die guts⸗ 
herrlichen Gerichte an vorgaͤngige Einvernehmung der Gemeinden gebunden ſind, keineswegs 
die gutsherrliche Polizei, und der $. 106. erkannte den Patrimonialgerichtsbeamten die aus: 
fließende Handhabung aller Polizeivorfommniffe in dem Orte feines Amtsſitzes zu, und bes 
ſchraͤnkt den Wirkungskreis der Gemeindevorfteher in den übrigen auf die $$. 108 — 116 des 
Gemeindeediets und zwar auch hier unter Aufſicht und Leitung der gutöherrlichen Beamten, — 
Da nun in den erwähnten 66. 108 — 116 nur der vorbeugenden, nicht aber der ſtrafen— 
den und der adminiftrariv-contentidfen File Erwähnung geſchieht, und da eine weitere und 
fpecielle Ausnahme zu Gunften der Magiftrate in dem VI. eonftitutionellen Edicte nicht aus: 
gefprochen ift, fo verfteht fih von felbit, daß auch in den Stadtgemeinden alle jene polizeis 
lien Borkommniffe in unmittelbarem Wirkungskreife der Pattimonialgerichte vorbehalten blier 
ben, deren im mehrgedachten SG. Beine Erwähnung gefchiehr. 
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Uebrigens kann felbft von einem MWiderfpruche zwifchen dem Gemeindeedicte der VI. 
Verfaffungsbeilage feine Rede fern, da die Beftimmung des F. 87. durchaus pofitiv und pee 
remtorifch lautet, und da dad Gemeindeedict nirgends eine Beſtimmung enthält, welche dies 
fer Maren und tertuellen Verfügung in irgend einer Weiſe präjudicire, da vielmehr in dem 
$. 68. des erwähnten Edictes ausdruͤcklich feitgefegt ift: „In den kleiteren Erädten und in 
Märkren, welde einem lands oder gutöherrlichen Gerichte untergeordnet find, übt der Magift: 
rat ded Ortes feine DBefugniffe nach denjenigen Vorfchriften aus, welche in dem Edicte über 
die gutöberrliche Gerichtöbarkeit gegeben ſind;“ — da alfo die Verordnung über die Verfaffung 
und Verwaltung der Gemeinden fid) ausbrädli auf die damald bereit vollendete und einem 
fpätern Publicationstage vorbehaltenen VI. BVerfaffungsbeilage ſich bezog. 


Minden den 3. Februar 1833. 
Staatsminiſterium des Innern. 
An 
die Konigliche Regierung des Obermainkreiſes, K. d. J., alfo ergangen. 
Nachricht ſammtlichen übrigen Kreisregierungen. 


$. 504. 
(Die Eomperenz der gutsherrlichen Magiſtrate in Polizeigegenftänden betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Koönigs. 

Die Bedenken, welche die Koͤnigl. Regierung des Regenkreifes in ihrem Berichte vom 
6. April I. 38. in Betreff der Competenz der gutöherrliden Magiftrate, gegen die dieffeitige 
Entſchließung vom 3. Februar I. 38. erhebt, koͤnnen der Ausfchreibung und dem Bollzuge der 
gedachten Entſchließung um fo weniger im Wege ſtehen, ald die allegirten durch Minifterials 
refeript vom 13, November 1826 mitgerheilten inftructiven Normen in den Nummern 98 
100 und 101 nur von dem Strafrechte der Gemeindeausfchilffe, nicht aber von ber ftrafr 
rechtlichen Competenz der gutsherrlichen Magiftrate handle, die in einem concreten Falle ers 
gangene Minifterialentfchließung vom 10, April 1828 die Beſchwerde der Fuͤrſtlich Taxisſchen 
. Domainen:Oberabminiftrarion wegen Anerkennung des polizeylichen Strafrechtd des Magiſt— 

rats zu Woͤrth betreffend, aber nach befannten Regeln der Hermeneutif durd die, in einem 
fpätern Falle ergangene Minifterialentfcheidung vom 3. Februar 1833 offenbar derogirt wird, 
Die Ausfchreibung diefes legtern Reſcripts ift demnach fogleich zu bewerkftelligen. 
München den 21. November 1833. 

Staatdöminifterium des Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Regenkreiſes, Kammer dee Innern, alfo ergangen, 


$. 505. 
olijeiliche Aufſicht auf die um die Stadt Regensburg gelegenen Beluftigungsorte betreffend.) 


10046. 


15705 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


In Erwiederung auf die in dem Berichte vom 24. Juni d. Js. rubricirten Betref⸗ 
Bd. XI. 102 


808 Abth. XI. Abſchu. I. Tit. I. Cap. IE. $. 506. und’ 507. 


fes angeregte Frage wegen Ausäbung ber polizeilichen Aufſicht auf die um die Stadt Re: 
gendburg gelegenen dffentlichen Beluftigungsorte wird die Königliche Kreisregierung auf den 
$. 94. der Fuftruction der Polizeidirectionen in den Städten vom 24. September 1808 hin: 
gewiefen , wonad) die Gewalt der Polizeidirectionen, fomit der jegigen Magiftrate und Stadt: 
magiftrate nicht auf die Gränze der Städte eingejchränkt ift, fondern ſich auf alle Umge⸗ 
bungen ohne Ruͤckſicht der Gerichtsbarkeit erſtreckt. Eine Abtrennung der um Regensburg 
gelegenen Beluſtigungsorte von ihren betreffenden Landgerichtöbezirfen erfcheint daher. nicht 
als nochwendig, und hat die Kbnigliche Kreiöregierung Anordnung. zu treffen, daß die geeig⸗ 
nete Aufſicht auf die genannten Orte durch die Polizeiorgane der Stadt Regensburg ausge: 
übt und die betreffenden Landgerichte davon in Kenutniß gefegt werden. 

Die Refultate der nach eben genanntem Berichte angeordneten Unterfuchung find feis 
ner Zeit anzuzeigen, 

Minchen den 11. Auguft 1834. 
Staatsminifterium des Innern. 
An 
die Königliche Regierung des Regenfreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
Nachricht den übrigen Kreisregierungen, 


8. 5086. 
30384, 
(Das Geſuch des Magiftrats der Stadt Nürnberg um Erhöhung der Abgabe von Lurushunden betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeität des Kbnige. 


Auf den Bericht vom 16. November v. Is. wird erwiedert , daß es feinem An: 
ftande unterliege, fir die Hundevifitarion — deren zweimalige Vornahme jeden Jahrs (Fa: 
nuar und Juli) durch dem polizeilichen, bei volfreihen Stadtgemeinden doppelt wichtigen 
Zweck, von felbit begrinder erfcheint — eine angemefjfene Gebühr zu erheben und felbe als 
Erfaß der mit der Vifitation verbundenen Koften im Verhaͤltniß verfelben feftzufegen,, wie 

diefed bereits in mehreren folden Städten felbft bis zu einem Berrage von 48 fr. flattges 

funden, wobei der Magiftrat bezüglich der Höhe der Gebühr votzugsweife mit jenem der 
Kreishauprtitadt Augsburg, in deffen Bereiche eine Ähnliche Reihung bereits bejteht, in das 
Benehmen zu ‚treten haben dürfte. Die Königliche Kreisregierung hat hiernach das Meitere 
zu verfügen. 

München den 20. Januar 1837. 


Staatsminifterium des Junern, 
An 
die Königlihe Regierung des Rezatkreiſes, Kammer des Innern, alſo ergangen. 
$: 507. 
(Die Regulirung der öffentlichen Uhren nad) der mittleren Zeit beireffend.) 
Auf Befehl Seiner Majefät des Könige. 


Nachdem die Königliche Academie der Wiffenfchaften im gemeinfamen Jntereſſe der 
BWiffenfhaft und der dffentlichen ſowohl, als Privargefchäfte auf die gleichfärntige Regulis - 


2121, 
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sung der dffentlichen Uhren nach der mitelern Zeit angetragen bat, und die eingelangten 
Gutachten der Königlichen NKreisregierungen, Kammer ded Innern, einftimmig diefe Maaßs 
regel nicht, mar, ald ausfährbar, fondern auch als ſehr zwedmäßig erklärt haben, fo folgt 
aurubend die dießfalljige, von der Königl. Hcademie der MWilfenfchaften verfaßte Juſtruction 
ſammt Tabelle mit dem Auftrage: 

J. zu ſorgen, daß die Regulirung der oͤffentlichen Uhren in allen Staͤdten und 
Maͤrkten des Kreiſes nach der mittleren Zeit ſtattfinde, 

II. den Beginn dieſer Maaßregel auf den 15. April d. Is., als auf den Tag 
feftzufegen, an welchen die Sounenzeichen mit. jenen. der mittleren Zeit zuſam⸗ 
mentreffen, und 

II. die Verdffentlichung der mitgetheilten Inſtruction, dann die Aufnahme der 
Tabelle in die Kalender auf angemefjenem Wege zu bewirken, 

Münden den 26. Januar, 1837. 


Staatöminifterium des Innern. 


An 
ſaͤmmtliche Königliche Kreisregierungen, K. d. J., alſo ergangen. 
Inſtruction. 


Wenn die Sonne bei dem Bogen, welchen fie taͤglich am Himmel beſchreibt, nahezu 
den höchften Punkt uber dem Horizont erreicht hat, und für und genau im Süden fteht, 
fo nennt man diefen Augenblick Mittag, und zwar den wahren Mittag. Bis fie Tags 
darauf wieder in diefelbe Lage koͤmmt, verfireicht ein wahrer Sonnentag,-und man theilt diefen 
befanntlih in 24 Stunden, jede Stunde in 60 Minuten, u. f. f. Dieſes Zeitmaaß nennt 
man die wahre Eonnenzeit. Nun aber dauert ed nicht in allen Jahreszeiten gleich lang 
von einem wahren Mittag bis zum mächft darauf folgenden; daher die wahren Zeitftunden, 
nach gleichfdrmiger Zeit gemeffen, bald länger, bald Eürzer find. Unfere Raͤderuhren, welche 
allgemein. zum Zeitmaaß dienen, geben, wenn fie gut gebaut find, Zahr aus Jahr ein 
gleichmäßig fort, fo daß jede Stunde, die fie zeigen, gleich lange dauert, und man ift 
nicht im Stande, eine Uhr zu machen, welde genau nach der oben bezeichneten wahren 
Sonnenzeit geht, daher denn beftändig an allen Uhren gerichtet werden muß, um fie wies 
der während einiger Zeit nahezu ubereinftimmend mit der wahren Sonnenzeit gehen zu machen. 

Um diefem Uebelftande abzuhelfen, har man eine gleichförmige Zeit angenommen, 
die, mit dem Jahre nach wahrer Sonnenzeit gerechnet, gleich viele Tage, Stunden, Mis 
nuten u, ſ. w. bat, wo aber jeder Tag, jede Stunde, jede Minute u. f. w. gleich Tange 
dauert, diefe -Zeit nennt man die mittlere Sonnenzeit, Weil aber die wahren Tage, wie 
oben gefage wurde, bald länger, bald kuͤrzer find ald die mittleren oder gleich langen Tage, 
fo folgt daraus, daß die Räderuhren nicht zu allen Zeiten des Jahres übereinftimmend mit 
den Sonnenuhren gehen, die die wahre Zeit zeigen, Die Unterfchiede werden aber nie grbs 
Ber als circa eine Viertelftunde, um was die —— gegen Raͤderuhren zweimal im 
Jahre vor, und zweimal im Jahre nachgehen. 

Da nun die mittlere, d. i. gleichfoͤrmige Zeit auch in Bayern als bürgerliches 
Zeitmaaß, fo wie es bereits in umfern Nachbarftaaten befteht, eingeführt werden fol, ift 
beifolgende Tabelle zur Aufnahme in die Kalender des Königreichd entworfen worben, 

Diefelbe Tabelle enthält für alle Tage des Jahres den Unterfchied zwifchen der 
mittleren und wahren Zeit, fo daß jede Raͤderuhr durch deren Benuͤtzung mittelft einer Son; 


nenuhr nach mittlerer Zeit gerichtet werben kann. 
- 102* 


/ 
s10 Abth. XL. Abfchn. I. Tit. I. Cap. IL $. 507. 


ad Entfhliefung vom 16. Januar 1837. Nro. 29121. 


Tabelle zur Negulirung der Uhren uach mittlerer Zeit. 









follen die 
Räder: 
uhren 

zeigen, 





| Wenn die Sonnenuhr 12 Uhr zeigt 






Uhr Min, vom 
Januar 1— 2 . . +. 12 4 | Auguft s-13 |. . 
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3 . 
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12—14 . 12 9 31— 2 | Septembe 
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28—30 ET 5 12 5 23—13 | November 
31— 2 | April 12 4 | November | 14—18 ee 
| April 3— 6 Be 7 19—22 Ba ve 
7— 9 EN 2 23—26 — 
10213 u 27—29 u 
14--17 | i . 112 0 “ i 30— 1 | December 
18—22 . : 11 59 | December 2— 4 ee m 
| 3-2 |... 1 58 II 
| 28— 5. | Mai 1 57|) . 7— 9 —— 
Mai 6—24 41466 10-11 ARE, 
I 3-1 | Yuni 1 57 Br 9 
Juni 2— 7 ; . Jıı 58 14—15 en 
| s—12 |. . ]1 8 16—17 — 
| | 13—17 : . ]ı2 0 18—19 ... 
| 18—22 i 12 4 20— 21 ea 
23—26 er ———— 22—23 N 
\ ’ 27— 1 | Juli 12 3 24—25 NEN 
Juli | BT 0 . 112 4 2-27 |...» 
\ 8—14 . . . 12 5 28—29 } * . 
15 7 | Auguft 12 6 30—31 — 
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$. 508. 
11409, 


«(Die polizeiliche Beanffihtigung der Beluftigungsorte um Eichſtädt, reſp. die Polizeigewalt der unmittelbaren 
Magiftrate in den Umgebungen der Städte nah Maafgabe des $. 94. der Verordnung vom 24. September 
1808 betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 
Auf die in dem Berichte vom 4. Mai d. Is. geftellte Anfrage, ob 


1) der $. 94. der Juſtruction für die Königlichen Polizeidirectionen vom 24, 
September 1808, nad welchem die Gewalt der Polizeidirectionen, und in 
Folge des $. 69. des revidirten Gemeindeedictd nunmehr der Magiftrate der 
den Königlichen SKreisregierungen unmittelbar untergeordneten Städte, nicht 
auf die Grenzen der Städte befchränft ift, fondern ſich auch auf alle Umge: 
bungen ohne Rüdficht der Gerichräbarkfeit ausdehnt, auch bei den Magiftraten 
jener, ben Königlichen Kreisregierungen unmittelbar untergeordneten Staͤdte 


zweiter Elaffe Anwendung finde, in welchen zugleich ein Landgericht feinen 
Sitz bat, 


.2) ob die magiftratifche Polizeigewalt in den Sommerkellern und Beluftigungss 
orten außerhalb des Burgfriedend der Stadt fich blos auf bie polizeiliche Bes 
auffichtigung und auf die Anzeige der vorkommenden Gontraventionen an bie 
betreffenden Diftrietspolizeibehdrden zu befchränfen, oder auch auf die Strafs 
gemwalt in ihrem vollen Unfange, oder mwenigftens auf die Strafgewalt über 
die an. ſolchen Beluftigungsorten frevelnden ftädrifchen Einwohner erſtrecken 
folle, wird Folgendes zur Entfchließung erwiedert: 


ad 1. So mie in Folge des angeführten F. 94. der Snftruction vom 24. 
September 1808 die Gewalt der Polizeidirectionen auch in jenen Städs 
ten, in denen fich neben den Polizeidirectionen der Amtsfitz eines Land- 
gerichtes befand, nicht auf den Stadtbezirk befchränft war, fondern 
fih aud auf alle Umgebungen ausgedehnt hat, fo findet in Erwägung, 
daß die den Königlichen Kreidregierungen unmittelbar untergeordneten 
Magiftrate, die Polizei ganz nach der Inſtruction vom 24. September 
1808 beforgen, auch die Verordnung vom 15. September 1818, die 
Verhältniffe der Koͤniglichen Stadtcommiffäre betreffend, desfalls keine 
bejchränfende Beſtimmung enthält, der $. 94. diefer Inſtruction unzweis 
felhaft auch auf die Magiftrate jener Städte zweiter Claffe Anwendung, 
welche der Königlichen Kreisregierung unmittelbar untergeorbnet find, 
und im denen fich zugleich der Sitz eines Landgerichtes befindet ; 


ad 2. da der angeführte 6. 94. der Inſtruction vom 24. September 1808 

vor der Gewalt der Polizeidirectionen und beziehungsmweife nunmehr der 

j Magiftrate im Allgemeinen fpricht, ohne zwifchen einzelnen Theilen die: 
fer Gewalt zu unterfcheiden, fo kann es gleichfalls "feinem Bedenken 

unterliegen, daß die Polizeigewalt, welche den Magiftraten der den König: 

lichen Kreiöregierungen unmittelbar untergeordneten Städte überhaupt 


812 Abth. Xh Abſchn. J. Tit. I. Eap. II. $. 509. und 510. 


geſetzlich zukommt, ſich im ihrem ganzen Umfange auch auf die Um: 
gebungen diefer Exdre eritrede. 
Die Kduigliche Kreisregierung hat hieruach das Geeignete weiter zu verfügen und 
die vorgelegten Acten zuräcdzuempfangen. 


München den 27. Juli 1837. 


Staatdminifterium ded Junern. 


An 
die Königliche Regierung des Regenkreiſes, Kammern des Innern, alfo ergangen. 


Mittheitang den übrigen Königlichen Rreisregierungen, Kammer des Innern, dieſſeits des Rheins. 


$. 500. 

22328, 

(Den Recurs des Magiftrats zu Markt Bnrgbernheim, wegen angebtiher Competenzentziebung in einer po: 
Kizeitichen Unterfuchungsfache betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Der Beſchluß der Königlichen Regierung des Mezarkreifes, Kammer des Innern, 
vom 24. Mai d. Is., wodurd die, von dem Magiftrate des Marktes Burgbernheim und 
refp. von dem Landgerichte Windsheim verfügte polizeiliche Abwandlung einer nicht an ei: 
nem Öffentlichen Orte vorgefallenen Verbalinjurie ald reine Juſtizſache auf den Eivilrechts: 
weg verwiefen wurde, finder feine vollfommene Begrindung in dem $. 88, lit. e. der Ju— 
firuetion für die Polzeidirectionen vom 24. September 1808 (Regierungsbl. S. 2527.) 
nach deſſen ausdruͤcklicher Beſtimmung nur diejenigen geringen Snjurienhändel in den Reffort 
der Polizei gebdren, welche niche zur Gognition eines Gerichtöhofes geeignet find, und an 
dffeutlihen Orten vorfallen, 


Die von dem genannten Magiftrate in feiner biergegen eingereichten Befchwerde 
dd. 24. Juli d. Is. in Bezug genommenen 66. 67, 68. und 69. des revidirten Gemein: 
deedicts, verglichen mit den 66. 88. 89 und 9O. der VI. Verfafjungsbeilage, haben bieran 
nichts geändert, fondern lediglich die Uebertragung der Localpolizei überhaupt au die Ma: 
giftrate auegefproden, und deren deefallfiged Verhaͤltniß zu den land: oder gutsherrlichen 
Gerichten feſtgeſetzt, aber keineswegs die Zuftändigkeit derfelben auf Gegenftände der civil: 
richterlichen Verbandlung und Entfcheidung eiſtreckt. 

Es kann daher jener Befchwerde eine Folge micht gegeben werden, 


Minden den 26. December 1837. 


Staatöminifterium des Inneru. 


An 
die Königliche Regierung des Rezatkreiſes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


- 
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AXXVIL zu g. 70. des vevidjeten Öemeindeedicts. 
Verhältniß der Königl. ECommiffaire in den Städten I. und IL. Glaſſe) 


$. 510. 
(Die Verhäftniffe. der Könige. Eommiffavien in den Städten I. umd II. Efaffe zu den Magiftraten betr.) 


Mm J. K. 


Mir haben in den 6$. 70. 122. und 126. Unſrer Verorduung vom 17. Mai d. 
J. die Verfaffung der Gemeinden betreffend, die Aufſtellung Konigl. Commiffarieu bei den 
Magiftraten der größerm Städte I, und II. Claſſe nach Erforderniß der Umftäude vorbehal: 
ten, und werden diejenigen Städte, welchen Wir dergleichen Commiffarien für jegt zu geben 
gedenten, durch befondere Entjchliefungen benennen. — Vorläufig haben Wir, um das 
Berhältniß. diefer Beamten zu den Magiftraren feftzufegen, nach Vernehmung Unfers Staats⸗ 
rathes beſchloſſen, und verordnen: 

J 


$. 1. 


In allen Gemeindeangelegenheiten fuͤhren die Magiſtrate innerhalb des 
geſetzlich bezeichneten Wirkungskreiſes unter unmittelbarer Aufſicht und Leitung der Kreiöres 
gierungen, die ganze Verwaltung ausſchließend und felbftftändig, ohne Einfluß der Kdnigl. 
Commiffarien, deren Befugniß und Obliegenheit in dieſer Beziehung fi darauf beichränfe, 
öffenbare und gemeinfchädliche Gebrechen, fobald fie ſolche wahrnehmen, zur Anzeige zu bringen, 


.: 3 
Die eigentliche Beſtimmung der. Commiſſarien ift es, eine ununterbrochene Aufmerk⸗ 


ſamkeit auf ſaͤmmtliche Verhaͤltniſſe der Localpolizei zu richten, welche an die Magiſtrate 
übergeht, und in den Polizeiſenaten derjelben beforgt wird. 


9. 3. 


Zur Erfüllung diefer Beſtimmung follen die Commiſſarien fih in einer befiändigen 
Ueberficht des Volizeidienites und des Ganges und ber Ordnung der Polizeigefchäfte erhal⸗ 
ten; weswegen denfelben die Acten der Polizeifenate jederzeit offen ſtehen, und alle verlang: 
ten Notizen mitgetheilt werden muͤſſen. 


9. 4. 


Vorzüglich haben die Commiffarien dahin zu fehen, daß nichts unterlaffen oder 
verfäumt werde, was erforderlich iſt, 


a) zur Erhaltung der Sicherheit, 

b) zur Handhabung der Sanitätöpolizei, namentlid zur Verhiätung und Abwen: 
dung anſteckender Seuchen, und zur Ausführung der Verordnungen über die 
Schutzpockenimpfung; endlich 

j ec) zur Erhaltäng und zweckmaͤßigen Einrichtung der mit den eben genannten 
Polizeizweigen in Verbindung: fiehenden dffentlichen Anftalten. 


814 Abth. XI. Abſchn. J. Tit. JI. Cap. IH. $. 510. 


9. 5 
Die Eommiffarien nehmen Antheil 
a) an den Verhandlungen ded Armenpflegfchaftsrathe ; 
b) an den Gefchäften der. Militärconfeription; 
c) an den Gefchäften der Einguartirung und des Vorſpannes. 
Sie haben, was diefe Verhandlungen und Gefchäfte betrifft, über die genaue Ber 
folgung der beftehenden Verordnungen im Allgemeinen, und über die forgfältige Unterhaltung 


richtiger Armenbefchreibungen, Gonferiptionstiften, und Quartierbächer zu wachen, und bie 
Abftellung gegruͤndeter Beſchwerden zu veranlaffen. 


I. 6. 


Wenn im Polizeifenate, im Armenpflegfchaftsrathe, oder in dem Ausſchuſſe für die 
Miliräreonfeription die Mede iſt; von allgemeinen Anordnungen und Maßregeln, den Bor: 
fhlägen zu Abänderung beftehender Vorfchriften, von Begründung, Einrichtung oder Reform 
Öffentlicher Anftalten, von Reglements und Juſtructionen oder von andern, bes Grundfaßes 
oder der Folge wegen richtigen Verfügungen, fo follen die Commiffarien den Berarhungen 
hierüber beimohnen, und ohme diefe ihre Zuziehung darf niemals ein entfheidender Befchluß 
einfeitig gefaßt und vollzogen werben, 


I. 7 


In denjenigen Fällen, für welche nah Juhalt der vorftehenden 66. 1. bis 4. 
den Gommiffarien das Recht der Einfiche und Theilnahme zugeftanden iſt, find fie im Folge 
dieſes Rechts auch befugt, Bemerkungen und Erinnerungen zu machen, die Einverleibung 
derfelben in das Protocol zu verlangen, oder zu demfelben ihre ſchriftlichen Erklärungen 
nachzutragen. 


. 8 


Die Erinnerungen der Commiffarien follen gehdrig beachtet, und bei entgegengefeße 
ten Anfichten der Magiftrate die Kreisregierungen um Entfcheidung angerufen werden, fofern 
die freitige Frage einen Gegenftand von allgemeinem und oͤffentlichem Intereſſe, nicht aber 
bloffe Privat: und Parteifachen betrifft, ruͤckſichtlich welcher die Beſchluͤſſe ohne Meiteres 
nach der Stimmenmiehrheit der Magiftratsglieder ausgefprochen werben. 


I. 9. 2 
Wo fich bei einzelnen Zweigen der Polizeiverwaltung fchädliche Vernachläßigungen, 
Unregelmäßigkeiten und Mängel zeigen, haben die Commiffarien zur unverzüglichen Abhilfe 
zuerft durch beftimmte Aufforderung an die Magiftrare, ſodann aber, wenn diefe Aufforderung 
fruchtlo8 bleiben ſollte, durch Anzeige an bie höheren Stellen amtliche DVeranlaffung zu geben, 


$. 10. 


Nebſtdem find die Commiffarien berechtigt und verpflichtet, in ber Vollziehung ſol⸗ 
cher polizeilicher Beſchluͤſe und Handlungen, wodurch die landesfuͤrſtliche Gerechtſame beein: 
traͤchtigt, die Graͤnzen der den Magiſtraten anvertrauten Amtsgewalt uͤberſchritten, ausdruͤck⸗ 
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liche Beftimmungen der Gefege und Verordnungen übertreten , oder die bffentlihe Ruhe und, 
Sicherheit augenfcheinlicher Gefahr -ausgefegt werden, fogleich Inftand zu verfügen, bis höhere 
Entſchließung erfolge feyn wird, 
g. 11. 
k Den ausfchließenden Befchäftigungen der Commiffarien werden vorbehalten: 
a) die Revifion der einer Cenſur geſetzlich unterworfenen periodifchen Blätter, ſo⸗ 
fern diefes Gefchäft Niemand andern überwiefen wird; 
b) die Vollziehung des Edicts über die Preßfreiheit, mad den barin gegebenen 
» nähern Beflimmungen ; 
©). die Leitung der Polizei in Anfehung der Reifenden und Fremden, die Wolls 
ziehung der Verordnungen über das Paßweſen; die Ausftellung und Viſirung 
der Paͤſſe, ſowie die Vifirung der von den Magiftraren auögefertigten Dans 
derbilcher ; 
die Vollziehung der Polizeiverordnungen, wider verfaſſungs- und gefegwidrige 
Anmaffungen oder Antaftungen landesfuͤrſtlicher Rechte, und wider unerlaubte 
€ Verbindungen und geheime Gefellichaften ; >, 
e) die Einleitung der nothwendigen Vorkehrungen in Beziehung auf bedrohte „: 
oder bereitd geftdrte allgemeine dffentliche Ruhe und Sicherheit. 


d 


— 


(. 12. 


In den Angelegenheiten der vorbezeichneten Art find die Magiſtrate verbunden, bie 
Gommiffarien bereitwillig auf alle Weife zu unterftägen, fo wie biefe hinmwiederum den Ma: 
giflraten alle diejenigen Erfahrungen und Behelfe mirtheilen werden, deren fie zu ihren amt⸗ 
lichen Berrichtungen bedürfen. 


$. 13. 


Wenn in dem durd) den $. 11. lit, e. bezeichneten Falle, um bie allgemeine Ruhe 
und Sicherheit gegen dringende Gefahren zu fchägen, und frevelhafte Auöbräche. abzutreiben, 
aufferordentliche Maaßregeln ergriffen werden muͤſſen, und etwa fogar bie Aufbietung der 
bewaffneten Macht nothwendig wird, fo follen die Commijfarien, melde diefen Theil der 
Polizei unausgefegt im Auge zu behalten, und über den Zuftand beffelben fortwährend die 
- genaueften Nachrichten einzuziehen haben, den Magiftrat zu Beirath und Mitwirkung ſchleu— 
nigft verfammeln, und find von diefem Augenblide an bis zur Wiederherftellung der Ordnung 
bevollmächtigt, in dem nach Umftänden zu verftärfenden Polizeifenar ald Vorſtaͤnde mit vols 
ler Amtögewalt und überwiegender Entſcheidung, unter perfbnlicher Verantwortlichkeit, zu 
verfügen und zu handeln, und die verfchiedenen Verrichtungen unter die Senatömitglieder, 
als vollziebende Gehilfen zu vertheilen. 


$. 14. 


Das bei den Magiftraten für den niedern Polizeidienft und für die Schreiberei in 
Polizeifachen aufgeftellte untergeordnete Perfonal fteht, nach einem mit ben Bürgermeiftern 
zu treffenden UWebereinfommen, auch den Commiffarien in Erfüllung der ihnen angemiefenen 
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> e N 22 
Obliegenheiten zu Gebot. — ’ Aufferdem wird jedem Commiſſaͤr ein ihm beſonders unterge⸗ 
bener, aus der Staatscaſſe beſoldeter Officiant zugetheilt. 


9. 15. 
Zwiſchen den Commiſſarien einerſeits und den Magiftraten oder ben einzelnen Ge: 


ſchaͤftsabtheilungen derfelben andererfeits findet niemald Schriftenwechfel, ſondern blos mind: 
liches Beuehmen oder gegenfeitige Erflärung zu Protokoll ſtatt. 163 


§. 16. 


Zaren und Strafgelder von Verhandlungen in Polizeigegenſtaͤnden, welche nad) der 
gegenwärtigen Werordnung den. Commiſſarien ausſchließend übertragen : find, . werden dem 
Aerar verrechner; alle Übrigen: Taren und Strafgelvder von ſolchen Verhandlungen, welche den 
Magiftraten allein, : oder auch gemeinfchaftlih mit Commiffarien zuftehen, fallen in die Ger 
meinbefaffen. 


i \ $. | 17. 


Die Commiffarien führen den Titel: Kdnigliher Eommiffär der Stadt M. 
uud gehen den Bürgermeiftern und Magiftratsräthen vor, on 


Münden den 15. September 1818, 
G.-Bl. v. J. 1818, XXTU. St. S. 616. 


$. 5. 


17995, 
(Die Koniglichen Eommiffariate in den größeren Städten betreffend.) 


g, K. 


Nachdem es Uns im $. 70. der Verordnung über Verfaffung uud Verwaltung der 
Gemeinden vom 17. Mai 1818 vorbehalten ift, in den größeren Städten Königliche Com: 
miſſaͤre entweder ſtaͤndig aufzuftellen, oder ſolche dahin zeitlich abzuordnen, fo haben Wir 
Uns in Ruͤckſicht auf die Nothwendigkeit einer Verminderung der Berwaltungsfoften bewogen 
gefunden, im Beziehung auf die unterm 23. September 1818 errichteten Königlichen Com: 
miffariate in den größern Srädten zu befchließen, wie folgt: 


=: 


Die Königlichen Commiſſariate in den Städten Jugolſtadt, Neuburg, Lindau, Din: 
kelsbuͤhl, Nördlingen, Rotheuburg, Schwabach und Hof werden temporaͤr zuruͤckgezogen, und 
außer Wirkſamkeit geſetzt. 

Die Polizeigeſchaͤfte, welche den Kdniglichen Commiſſaͤren in der Inſtruction vom 
15. September 1818 9. XI. ausſchließeud vorbehalten find, geben in den ordentlichen 
Wirkungsfreis der, treffenden Abniglichen Landgerichte über, und die Unterordnung der Mar 
giftrate richtet fih nach, den Beſtimmungen der $$. 127. und 128. der Veroronung über 
Verfaffung und ‚Verwaltung. der Gemeinden vom 17. Mai 1818, 
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2. ! * J 


Die Functionen Kdniglicher Commiſſaͤre in den Staͤdten Straubing, Amberg und 
Aſchaffenburg follen den dortigen Landrichtern übertragen , und in den Staͤdten Paffau, Res 
gendburg, Augsburg, Ansbach, Baireuth und Würzburg einem ber BO Regie: 
rungsräthe der Kanımer des Innern zugerheilt werden. . 

In den Städten Kempten, Bamberg und Schweinfurt haben die dortigen Laudrich⸗ 
ter die Functionen Koniglicher Commiſſaͤre feſtzuſetzen. 


4. 


Die Beibehaltung beſonderer Officianten kaun jedoch den Landrichtern und Regie- 
rungsraͤthen, welche die Functionen Koͤniglicher Commiſſaͤre zu uͤbernehmen und fortzuſetzen 
haben, ferner nicht geſtattet werden. 


5. 
Die Landrichter erhalten zur Beftreitung der Firnerionsansfagen für das Stadteom⸗ 


miffariat einen jährl: Zufhuß aus der Sreatöcafa, worüber fie — ohne Rechnungsftellung — 
frei disponiren fhnnen, 


6. 


Die Regierungsdräthe, deren unentgeldliche Functionen ald Stadtcommiſſaͤre bei der 
Gefchäftörepartition der Kreisregierungen gehdrig zu berüdfichtigen find.daffen Die Copialien 
und die übrigen mechanifchen Dienfte der Stadtcommiffariate durch das untergeordnete Pers 
fonal der’ Kreiöregierungen beſorgen, fie erhalten eigene Gefchäftszimmer in den Gebäuden 
berfelben Kreisregierungen,, und die unvermeiblichen Regiefoften der — — Ionen 
aus den Megiefonds der Kammern des JInnern beftritten werden, 


7. 


Nur in den Städten Landshut, Nürnberg, Erlangen und — werden die Stadt⸗ 
commiſſariate unverändert beibehalten. 

Der Stadtcommiſſaͤr in Memmingen hat feine Functionen, jedoch ohne einen ſtaͤn⸗ 
digen Dfficianten, proviforifch fortzufegen, und die Eopialgebühten aus dem Regiefond 
des Stabteommiffariatö zu entrichten. 

v —* 


8. 


Vorſtehende Beſtimmungen ſollen durch die Kreisregierungen am 31. März I. J 
in Vollzug gefest, und in der Zwifchenzeit die erforderlichen Einleitungen hiezu getroffen 
werben, 


9. 


Die befonderen Königlichen Stadteommiffäre und DOfficianten, welche hiernach ents 
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behrlich werden, und in andern Aemtern nicht bereits angeftellt find, treten mit dem erſten 
Tage des dritten Duartald des Etatsjahres 1853 in temporäre Quiescenz. 


10. 


Schließlih wird einer jeden Kreidregierung ein Auszug der Ueberſicht der Befols 
dungen und Megieloften der Königlichen Commifjariare in den größeren Städten für das 
zweite Semefter des Eratsjahres 1853 unter dem Bemerken mirgetheilt, daß von den hierin 
vorgetragenen Summen nicht mehr als die Hälfte für das bezeichnete Semefter bezahlt, und 
verrechnet werden dürfe. 


München den 24. Februar 1826. 


An 
fämmtliche Konigl. Rreisregierungen, Kammern des Innern, mit Ausnahme jener des Nheinkreifed, alfo ergangen. 


XXXIX. Zu $. 81. des revidirten Gemeindeedicts. 
Wirkungskreis der Gemeindebevollmächtigten*). 


$. 512. 
(Die Wahl der Taratoren zur Bonitirung der Grundftüde betr.) 


14259, 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Kbnigs. 


Auf den Bericht vom 29. Juli d. Is. die Wahl der Taxatoren zur Bonitirung 
der Grundftäcde, Behufs der Steuerregulirung betreffend, wird der Kbniglichen Negierung des 
Dbermainkreifes, KR, d. J., erwiedert, daß die Wahl der Taratoren in Ruralgemeinden nur 
der Gemeindeverfammlung felbft, in den Städten und Märkten mir magiftratifcher Verfaffung 
aber den Gemeindebevollmäctigten, ald den geſetzlichen Vertretern der Gemeinde, zuftehe, 

München, den 1. September 1830. 


Staatsminifterium ded Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Obermaintreifed, K. d. J., alſo ergangen, 


*) Vergl. hiezu Minift, : Entfehl. vom 31. October 1837. Nro. 1101, (f. $. 7. S. 107, oben.) 
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XL. Zu $. 82. des revidirten Gemeindeedicts, 


a. Benehmen der Magiftrate mit den Gemeindebevollmächtigten*). 


8. 513. 
14255. 
(Competenz⸗Confliet zwiſchen dem Magiftrate und den Gemeindebevollmädtigten in Deggendorf betr.) 


Mm. J. K. 


Mir ertheilen euch auf den Bericht vom 21. September I. Is. den Competenz⸗ 
Eonflict zwifchen dem Magiftrate und den Gemeindebevollmächtigten in Deggendorf betreffend 
unter Remiffion der vorgelegten Acten die Entſchließung, daß die Gemeindebevollmächtigten 
über die Pünctation eines vom Magiftrate abzufhließenden Vergleiched, wenn berfelbe eine 
Veränderung in der Subftanz des Stiftungss oder Gemeindevermdgend, oder deffen Beichwers 
ung mit ftändigen Ausgaben herbeiführen wilrde, nach dem inne des Gemeindeedictd vom 
47. Mai 1818 $. 82. zu Rathe gezogen, dann rückfichtlich ihrer Bemerkungen und Ab; 
flimmangen die Vorfchriften des bezeichneten Edicts $. 83. beachtet werden muͤſſen. 

Diefes iſt ald Berichtigung ewerer Entfchliefung vom 13. März I. 36. dem Mas 
giftrate det Stadt Deggendorf und den Semeindebevollmächtigten auf ihre Worftelung vom 
20, April 1. 3. geeignet zu erbffnen. 


Minden, den 3. November 1822. 


An 
die Königliche Regierung des Umterdonaufreifes, K. d. J., alfo ergangen, 


$. 514. 
9844. 
(Die Beſchwerde des Magiſtrats zu Bamberg wegen ungeorbneter Vernehmung der Gemeindebeyollmächtigten 
bei Holzankäufen für Wohlthätigkeitsanftatten betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Der Königlichen Regierung des DObermainfreifes, 8. d. J., wird auf ihren Bericht 
vom 30. v. M., die Befchwerde des Magiftratd zu Bamberg wegen angeordneter Vernehs 
mung der Gemeindebevollmächtigten bei Holzanfäufen für Wohlthärigkeitsanftalten betreffend, 
Folgendes zur Entſchließung erwiedert: 


Nach ss. 46., 57. und 59. des Gemeindeedictd vom 17. Mai 1818 ift dem 





*) Vergl. auch die Minifteriafentjchliehungen : 
1) vom 6. Aprit 1835. Nr. 10041. ($. 423. S. 675. oben.) 
2) vom 5. Mai 1835. Nr. 12250, ($. 424. S. 683. oben.) 
3) vom 9. Juri 1835. Pr. 17078, ($. 425. S. 687. oben.) 
4) uom 31, Januar 1836. Str. 79. ($. 501. S. 800. unten.) 
5) vom 31, Ottober 1837, Mr. ol, (5. 7. &, 107, oben.) 2 
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Magiftrate die gefammte Comunal- und Localftiftungsverwaltung übertragen, und er ift an 
den Beirarh der Gemeindebevoflmächtigten nach F. 82. des Edictd nur in jenen Fällen ges 
bunden, wo es fi um Nlterirung ded Vermoͤgensſtockes, um die Belaftung des Gemeindes 
vermdgend oder der Gemeindeglieder,. um die Gontrolle. der Adminiftration und überhaupt 
um foldye Gegenftände handelt, welche auffer dem Bereiche der gemdhnlichen Verwaltung lie: 
gen. Wenn daher in dem angeführten $. auch die Lieferungscontracte unter diefe Gegen: 
ftände gezählt find, fo kanu ed nicht die Abficht feyn, die Verwaltung in den aus der De: 
fonomie einer Anftalt nothwendig bervorgehenden Anordnungen zu beſchraͤnken, und fie dem: 
nach bei Ankäufen von Bedärfniffen an die vorläufige Vernehmung der Gemeindebevollmäd: 
tigten zu binden, denen bei Abhbr der Rechnungen die Abgabe ihrer Erinnerungen ohnehin 
gefegmäßig zufdmmt, 

Bielmehr können unter Bieferungscontrasten im Sinne des Edictd nur ſolche ver⸗ 
ſtanden werden, wodurch, wie in Kriegszeiten, der Gemeinde außerordeutliche Laſten aufge: 
legt werden, und es kann bei Beachtung des Grundſatzes weder auf die Summen ankom— 
men, welche der Ankauf dkonomiſcher Beduͤrfniſſe erfordern mag, noch auf den Namen einer 
Lieferung, womit man berlei Ankaͤufe zu belegen. pflegt. 


Was die Anordnung dffentlicher BVerfteigerungen für den Ankauf folcher Beduͤrfniſſe 
betrifft, fo bilder zwar diefed Verfahren im Allgemeinen die Regel, es foll jedoch dem Ma: 
giftrare Fein Hiuderniß entgegen gefegt werben, wenn berfelbe auf dem Wege des Wccords 
einen größern Vortheil ald durch Merfteigerung zu erzielen im Stande ift. Hieruach ift der 
Magiftrat zu Bamberg zu befcheiden. 


München, den 23. Mai 1332. 
Staatsminifterium des Gnnern. 


Yu 
die Königtiche Regierung des Dbermainfreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


$. 515. 
30263 . 
(Die Beſchwerde des Magiſtrats der Stadt Erlangen wegen Abſtrichs der Diäten einer nah Nürnberg zur 
ER an der Feier der Grundfleinfegung zu dem bortigen neuen Theater beftimmten Deputation 
betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Könige. 


Die Beichwerde des Magiftratd der Stadt Erlangen wegen Abſtrichs der Diäten 
einer nad Nürnberg zur Theilnahme an der Feier der Grundfteinfegung zu dem dortigen 
neuen Theater beftimmten Deputation betreffend, erfcheint nicht ald begründet, denn bie 
fragliche Reife ift vielmehr aus den in der Erinnerung der Gemeindebevollmächrigten darge: 
legten Gründen von diefen mit Recht beanftandet worden, und da alle wichtigen Fälle 
nach $. 82. des Gemenideedictd zum vorläufigen Benehmen mit den. Bevollmächtigten reſſor⸗ 
tiren, nur die Aufzählung von neun beſtimmten Categorien von Geſchaͤften von a — i 
dem in dem Eingange des $. ausgeſprochenen Principe nicht derogirt, da ferner im jenem 
$. Feineswegs eine Ausfchließung anderer wichtiger Vorkommuiſſe bezweckt, vielmehr ſich 
durch dad Mort insbefondere ald reine Eremplification darftellt, da Ausgaben, welde 


XL. zu 9.82. d. revGemeindeed. (Bekanntmachung ber Ergebniffe der ſtaͤdtiſchen Rechnungen.) 821 


dem eigen tlichen Comuaalzwede durchaus Fremd und zugleich bedeutend find, offenbar zu 
den wichtigeren Geſchaͤften gehdren, da die Erinnerungen der Gemeindebevollmächtigten nad) 
$. 83. der Veroronung vom 17, Mai 1818, wie nach $. 18. des Geſetzes vom 1. Juli 
d. 36. beachtet werden müffen, und da endlich die den Gemeinden eingeräumte freie Be: 
wegung , foweit fie fi) auf die hier. erwähnten Gategorien der Gomumalgefchäfte bezieht, 
nicht von einfeitigen Befchläffen des Magiftrates, fondern von der gemeinfamen und übers 
einfimmend- gefhbpften Auſicht beider Gorporationen gemeint iſt, fo ift an dem Abſtriche 
Recht gefchehen. 
München den 31. October 1834. 
Staatsminifterium bed Junern, 


\ Un 
die Königliche Negierung des Mezatkreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
Mittheifung den übrigen Kreisregierungen dieſſeits des Rheine. 


b) Belauntmadung der Ergebniffe der ftädtifchen Mechunngen *). 
sam. Ä $. S1e; | — 
(Das Gemeinderehnungswefen in den Städten und größeren Märkten mit magiftratifcher Verfaſſung betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeſtaͤt des Könige. 


Nah den Beſtimmungen des revidirten Gemeindeediets F. 82. refp. 17; lit, b. 
follen die wefentlichen Ergebniffe der Gemeinderechnungen in den Städten und größeren Märf: 
ten mir -magiftrarifcher Verfaſſung jährlich vor der Einfendung an die Revifionsbehbrbe durch 
den Drud dffentlich bekannt gemacht werden. Die Königliche Kreisregierung, Kammer bes 
Innern, wird demnach beauftragt darüber zu wachen, daß dieſe gefegliche Vorfchrift genau 
und rechtzeitig erfüllt werde. 

Diefelde hat [päreftens bis zum 31. März des laufenden Jahrs drei Eremplare 
des Abdruckes der Rechnungsreſultate einer jeden Stadt: und Marktgemeinde des anvertrau: 
ten Kreiſes an das unterzeichnete Kdnigliche Sraatsminifterium einzufenden, um diefen Terz 
min um fo genauer einzubalten, als bei- einer geordneten Verwaltung die Gemeinderechnuns 
gen des legt verfloffenen Jahres bis dahin längft abgelegt ſeyn muͤſſen, “und in denjenigen 
Gemeinden, wo die ndthige Ordnung in der Rechnungsablage nicht befteht, die Herftellung 
verfelben ohnehin zu den erften und urn Curatelpflichten der —— Kreisregie⸗ 
rung gehoͤrt. 

Muͤnchen den 22. Februar 1835. 

Staatsminiſterium des Innern. 


An 
ſaͤmmtliche Konigliche Kreisregierungen, K. d. J., dieſſeits des Rheins, alſo ergangen. 


) Vergl. auch die Miniſterialentſchließungen: 

1) vom 6. April 1835. Nr. 10041. ($. 423. S. 675. oben.) 
2) vom 9. März 1836, Nr. 5161, ($. 559. &. 864. unten.) 
3) vom 31: October 1837, Nr. 1101. ($. 7. ©. 107. oben.) 
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8. 5m. 
30215, 
(Das Gemeinderehnungswefen in Städten und größeren Märkten mit magiſtratiſcher Verfaſſung betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftdät des Adnigs. 


Die Beilagen des Berichtes vom 4. 1. Mts. (dad Gemeinderechnungswefen in 
Städten und größeren Märkten mit magiftratifcher Verfaffung betreffend) werden der König: 
lien Regierung des Dberbonaufreifes, Kammer ded Innern, mit nachftehenden Aufträgen 
zurüd'gegeben: 


Der geſetzlichen Vorſchrift ($. 82. des revibirten Gemeindeedictes) ift durch die 
gedrudte Defanntmahung der Comunalrechnung nicht vollftändig gendgr, 
vielmehr find zu den dafelbft bezeichneten ftädtifchen Rechnungen gemäß 66. 47. 
und 59. des renidirten Gemeindeedicrd auch die Etiftungsrechnungen zu zählen, 
bezüglich welcher ein Gleiches zu geſchehen hat. 

Eben fo. wenig iſt diefe Vorfchrift durch fchriftliche Bekauntmachung, welde in 
den Gemeinden Memmingen, Hohenwarth, Schwabminden und Burgau erfolgte, erfüllt ; 
die (von der erfigenannten Gemeinde bereitd zugeficherte) bffentliche Belanntmachung durd 
den Drud wird baher gewärtigt. ’ 

Die Magiftrare zu Schwabmänden und Burgau haben fich überdieß darauf be; 
ſchraͤnkt, Tediglich den Hauptabfchluß der Rechnung befannt zu machen, wodurch den, ges 
mäß 9. 82. lit. o. zur Abgabe ihrer Bemerkungen Berechtigten, die erforderlichen Notizen 
zur Ausübung ihres Rechtes entzogen find. Die Königliche Regierung hat beöfalld die 
ndthige Belehrung zu ertheilen, und die Belanntmahung zwar fummarifcher‘, aber die eins 
zelnen Rechnungstitel enthaftender Rechnungsauszäge anzuordnen, 

Wegen der weiter zu befolgenden Aufträge wird auf bie Eutſchließung vom 29, 
I, Mts. die Vollziehung des $. 82. Abf. 2. lit. b, und $. 105. Schlußſatz des revidir⸗ 
ten Gemeindeedictd Bezug genommen. . 


München den 22, April 1835. 


Staatöminifterium des Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Dberdonaufreifes, Kammer der Innern, alfo ergangen. 


$. 518. 
11781, 
(Die Voltziehung des $. 82. Abſ. 2, lit. b. und $. 105, Schiußabfag des revidirten Gemeindeedictes in specie 
die Belanntmahung der Ergebniffe der ftäptifhen Rechnungen betreffend.) - 


Auf Befehl Seiner Majefiät des Könige. 


Dad unterfertigte Gtaatsminifterium wird von nun, und zwar für 1843 zum er⸗ 
fenmale zu ganz erfhdpfendem Vollzuge des $. 82. Abſ. 2. lit, b. des revidirten Gemeins 
deedictes, abgefeben von ber Focalbefanntmadyung, die wefentlichen Ergebniffe des ftädrifchen 
Rechnungsweſen d.h. der Rechnungen ber alle, dem Bereiche magiftratifcher Gemeinden ange: 
börigen Comunal⸗ und Stiftungsfonde in einer Gefammtüberfiht zur dffentliyen Rundgabe bringen, 


“ 
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»Die königliche Kreisregierung, Kammer des Innern, wird baher Gorge tragen, 

daß die Materialien zu diefer Bekanntmachung für 1832 fpäreftens binnen 6 Wochen, für 
die Zukunft ‚aber jedesmal an dem in der Minifterialausfchreibung vom 6. I. Mts., das 
Etats und Rechnungsmefen der Gemeinden betreffend, Art. XII. vorgefchriebenen Termine 
unfehlbar, und zwar in der von der Kdnigl. Regierung des Unterdonaufreifes gewählten, 
und mit wenigen Abänderungen biemit zur allgemeinen Norm erhobenen Form Anlage I. und 
IE zu dem Einlaufe des unterzeichneten Staatsminifteriums gebracht fey. 
Gerner wird die Kbnigl. Kreisregierung Sorge tragen, daß die durch 6. 105. in 
den Gemeindeedicte vom 17. Mai 1818 angeordnete, und dur das revidirte Gemeindes 
edict wieberholt vorgejchriebene jährliche Ueberſicht der, zur Mevifion eingefommenen und 
‚repidirten Gemeinde: und Eriftumgsrechnungen künftig, ſoviel die Landgemeinden anbelangt, 
von den Untereuraselen gleichfalls in der oben vorgejeichneten Form eingefendet werde, und 
fpäteftens am Schluffe des Monats Mai jeden Jahres gegen MRemiffion dem Königlichen 
Staatöminifterium des Innern vorgelegt fey. 


Münden den 22. April 1835. 


Staatsminifterium des Jnnerm 
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su Horb. Xi. Ubſchn. I. Tit. 1. Cap. it. 6.18, 


ad Nro. 11781. 


Stadt: 
Summarifhe Ueberfiht der Comunalrechnung der Warte Gemeinde N. N, 
R TER di nd a Land; 
Ir RE ‚für das ‚Verwaltungsjahr 1843,- 
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ber — der 
Einnahmen. 





Ausgaben 


Gauptrubriken.) (Hauptrubrifen.) 








I,.| Auf den Beitand der Vorjahre Tl 

11} Ausgaben für das laufende Jahr I—|—|—-I 

1.] Auf die Verwaltung des" Comu⸗ 
nal= und Stiftungsvermögens, 
dann ber) Polizei: 


1] Aus dem Beftande der Vorjahre — 
11.] Einnahmen des laufenden Jahres] — 
'1.] Aus dem rentirenden Gomunal: 
vermögen, und zwar von 
Sapitalin =. 
| 


Realitäten . » » » I Befoldungen 
Rechten . . — — Penſionen ... 
| Rede » x... 


‚2.] Aus der Verwaltung 


6 2. Yauten-Unterpalt .. 
a) ded Comunal= und Stif: 


Neubauten . . .» Air Ma Ze 


tungövermdgend . . » I— — 
b) der Polizei . . — | 
31 Indireete Auflagen . . » » J—- —i—13.] Erhaltung öffentlicher Anftalten | —|—|— 


a) Malzaufihlag » - — — 
b) Uebrige indirecte Huflagen |— — | 
(Die einzelnen Arten And 





(Die Anftalten find en 
vorzutragen : 


fpeciell vorzutragen.) | 
[4 Direete Umlagen . — — — 14] Nadläffe und Rüdftände. . I——|- 
“ Vorſchüſſe und Zufchüfle aus an 5.] Ausgeliehene Gapitalien . . I—|—I- 
| 





dern Comunalfaffen . . » — 
6.1 Heimbezahlte Activeapitalien. I———I6.] Schulden-Tilgung... 1-2MN- 
Aufgenommene Paſſiveapitalien = —— Berzinfung -. » -» III 











en 


Abſchluß. 


Eimahme. »:. fl. — kr. 
Ausgabe » » x. fl. — kr. 


, Ueberſchuß oder Deficit. 
Vermögen. Schulden. 
a) rentirendes . . — fl — fr. — fl. — 
b) nicht rentirendes — fl. Mm _ _ 
— — fl. — kr. Summe — fl. — kr. 
Abſcchluß. 


Bermögen. . 2. —f.— kr. 
Shubden . »..—f.— kr. 


Activ⸗ oder Paflivftand. 
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Stadt: 
Summariſche Ueberfiht der Sriftungsredpmungen der Markı:) Gemeinde N. M 
Land: 
Fr für 1834. 8 
ENTE 4) Eultusftiftungen, 
2) Unterrichtsſtiftungen, 
3) — .. 
Bortrag — ——— um 
LE ni ‚ber or. 
Sinnabmen Ja. ſte. pf sc  jejsipt 
1. —3* Aus dem Veſtande der Voriahre — —— 1 Auf‘ ben Befland en Vorjahre — — 
9 
11] Einnahmen des laufenden Jahres I--F—|- FIN]! Ausgaben für das laufende Jahr |—|- 


I1.] Aus dem teneürenden Vermoten al ud Da J für die Sieniniftranin del 


2.] Beiträge des Aerars, anderer 
Stiftungen und Privaten . I—i—1- 





3.] Heimbezaplte Activcapitalien Ye 3. Souten-Tigung (ex 
4.| Aufgenommene Paffivcapitalien |-1—|—]4. Ps —— u: _ 
Summe 144 : Summe 7 = 

Abſchlu . 


Einnapme » . .. — fl. — Er 
Ausge . ... il. — kr. 
Ueberſchuß oder Deficit. 


Vermögen. Schulden 
a) reutirendes .. ir ine fl. — kr — fl. — fr. 
b) nicht rentirendes — fl. — kr. 
Summe —f.—k. Summe — fl — kr. 
Abſchluß. 


Vermögen.— fl. — kr. 
Shuben -» ».:.- f— kr. 


Active oder Paſſivſiand. 
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826 Abth. X. Abfhn. 1. Tit. 1. Cape M. 5.519.880, und Jar, ö dr © 


ge 
16764, $. 


(Die Vollziehung des $. 82, Abſ. 2. lie, b. and $. 105. Schluhfap des revidirten Gemeinbeebictes in specie 
die Belanntmahung der Rehnungsrefultate betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftärdes Konigs. 


Die Beilagen des Berichtes vom 3. lauf. Monats folgen mit Bezugnahme auf 
die Minifterialentfchließung vom 22. April lauf. 38. obenftehenden Betreffed und mit ber 
Erdffnung zuruͤck, daß die geſetzlich geborene Bekanntmachung durch den Drud nicht umgan: 
gen, und, durch nn Bekanntmachung erſetzt werden darf, wie dieſes in einigen Ge; 
meinden geſchehen iſt. 


Fur die r tgeitige Stellung und Einfendung aller Rechnungen wird die Kbnigliche 
Negierung des Iſarkreiſes, Kammer des Innern bei dem Vollzüge des Minifterialausfchreis 
bens vom 6; April 1. 3. Art. XII., das Etatds -und Rechuungsweſen der. Gemeinden bes 
treffend, ohnehin Sorge tragen, und ſich der genauen Einhaltung der gegebenen Termine um 
fo gewiffer und nachdruͤcklicher verfihern, als hiedurch die genugende —— des er⸗ 
waͤhnten Ausſchreibens in feinem ganzen Umfpnge bedingt iſt. 


Die Königliche Regierung des Iſarkreiſes, Kammer ‚des Fnnern, bat — die 
noch ruͤckſtaͤndigen Rechnungsreſultate der Landgerichte Vilsblburg, Sreifing und Reichenhall 
längftens binnen vier Wochen nachtraͤglich vorzulegen. j 


Münden den 17. Juni 1835. 
Staatsminiferium des Innern, i 


An ' 
die TER Regierung des Iſarkreiſes, — des Innern, alfo ergangen. 


I 


58. 520. 
(Die wefentlichen Ergebniffe der Gemeinde: und Stiftungsrechnungen in den Städten und Märkten betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftdät des Königs, 


Seine Majeftät der Koͤnig haben zu genehmigen gerubht, daß die nach $. 82. 
lit, b. revidirten Gemeindeediets in den Gemeinden mit magiftrarifcher Verfaffung jährlich 
burh ben Drud zur Kenntniß der Betheiligten zu bringenden weſentlichen Ergebniffe ber 
Rechnungen über die Verwaltung des Gemeinde: und Stifturgsvermbgens, von nun an 
durch jährliche 'fummarifche Ueberfichten dur das Regierungsblatt zur Verdͤffentlichung zu 
bringen find, damit nüglichen Beſtrehungen und Leiftungen der Gemeinden und. Stiftungen 
in diefem wichtigen Zweige ihres MWirkungsfreifes die allgemeine Anerkennung gefichert, und 
für den Allerhoͤchſtderſelben fo I am Herzen liegenden Flor der — eine 
neue Buͤrgſchaft begruͤndet werde. 

Das unterzeichnete Staatsminiſterium bringt: demnach. die weſentlichen Ergebniſſe 
der Gemeinde: und Stiftungsrechnungen in den Städten und Märkten des Unterdonaukreiſes 
zur Kundgabe, und übergiebt -fich. dabei, dem: Vertrauen, daß die Guratels und Gemeindebes 
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bhörden, die barin gewährten Auhaltspuncte einer vergleichenden Beurtheilung der Verwal: 
tungöergebniffe weder unbeachtet, noch unbenägt laffen werden, 


Münden den 24. Juni 1835. 
Staatdöminifterium des Innern. 


Reg.: Di. v. 3. 1835, St. XXXVIL ©. 657. 


$. 521. 
18181, 


(Die Vollziehung des $. 82. und 105, des revidirten ®emeindeedicted, im specie die Belanntmachung ber Er: 
gebniffe der ſtäädtiſchen Rechnungen betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Koͤnigs. 


Die Beilagen des Berichtes vom 16. v. M. rubricirten Betreffed folgen mit nad: 
ſtehenden Bemerkungen zuruͤck. 


Das Miniſterial-Ausſchreiben vom 22. April I. I. ſetzte die Königliche Regierung 
des Obermainkreifes, Kammer ded Innern in Keuntniß, daß die weſentlichen Ergebniffe des 
ſtaͤdtiſchen Rechnungsweſens von nun au jaͤhrlich in einer Geſammtuͤberſicht zur oͤffentlichen 
Kenntniß gebracht werden, und beauftragte dieſelbe, zu dieſem Zwecke für das Jahr 1333 
nach Formular I. eine fummarifche Ueberſicht der Gemeinderechnung jeder Stadt: und 
Marktögemeinde, dann nah Formular D. ſammariſche Weberfidten 


a) der Eultus Stifrungd » Rechnungen 
b) der Unterrichts ; » 
ec) der Wohlthaͤtigkeits⸗ * 
jeder Gemeinde vorzulegen. 


Daß die eingefendeten Elaborate dieſem Auftrage großentheils nicht entiprechen, konn⸗ 
te der Kdniglichen Regierung bei Durchſicht derfelben nicht entgehen. An der Etelle der 
fummarifchen Ueberſicht der Gemeinderechnungen, welde alle Einnahmen und Ausgaben 
der Gemeinde unter dem in Formular I. vorgezeichneten Rubriken enthalten foll, find überall, 
wo gefonderte Rechnungẽſtellung für einzelne Verwaltungszweige beſteht, Auszuͤge aus jeder 
einzelnen Rechnung zum Theil auch chne genaue Einhaltung der gegebenen Rubriken vorge— 
legt worden. Diefe fhnnen aber ohne Einſicht des Details der Rechnungen ins beſondere 
wegen der haͤufig vorkommenden gegenfeitigen Vor⸗ und Zufchußleiftungen nicht im die vors 
gefehriebene, zu der Anfertigung einer. Geſammtuͤberſicht, erforderliche. ſummariſche Weberficht 
vereinigt werden. F 

Die Königliche Regierung wird- demzufolge angewiefen, hiernach für den richtigen 

Vollzug der in der Minifterialausfchreibung vom 22. April 1. J. und deren Beilage I, er: 
theilten MWeifung Sorge zu tragen. i 

Durch Beilage II. oben erwähnter Ausfchreibung find, wie oben bemerkt,, fummaris 

ſche Ueberſichten ber Stiftungsrechnungen jeder Gemeinde vorgefhrieben „ ‚jedoch auẽgeſchie⸗ 

den nach den drei Zwecken, und ohne Ruͤckſicht auf Religionsverhältniſſe; es genuͤgt daher 

eben fo wenig die Angabe des Gefammntrefultates aller Stiftungsrechnungen ohne bie bezeich⸗ 

nete Ausfcheidung, als bie. Vorlage von Auszügen aus jeder einzelnen Stiftungsrehnung, 


828 Abth. XL. Abſchn. 1. Tit 1. Gap. H. $. 522. und 523. 


wenn nicht biemit bie Angabe des Zweckes überall verbunden if. Die Königlide Regierung 
bat auch in diefer Beziehung die Borlagen ber Behörden mit ber erhaltenen beftimmten 
Vorſchrift in Webereinftimmung zu bringen, und fi) überhaupt den puͤnktlichſten und (bleu: 
nigen Vollzug der mehrmals erwähnten Ausfchreibung angelegen feyn zu laffen, indem jedes, 
die Anfertigung der befannt zu machenden Geſammtuͤberſicht hindernder Gebrechen neuerdings 
die Anordnung von Ergaͤnzungen zur Folge haben muß. 


München den 13. Juli 1835. 
Staatöminifterium des Innern. 


An 
die Königlibe Regierung des Obermainfreifed, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


Nachricht. Der Königlichen Regierung des Iſar⸗ Regen- und Untermainfreifee, Kammer 
des Innern, zur Nahathtung bei dem Vollzuge der Minifterialausfhreibung vom 22, April 1. 9. 


Nachricht der Königlichen Regierung des herbonaufreifes, Kammer des Inneru, unter 
Ruͤckſchluß der Beilagen des Berichtes vom 24, v. M., welche die bezeichneten Gebrechen ebenfalls größten: 
theitd enthalten, zur Nachachtung und entfprechenden Voltzuge der Minifteriatansfhreibung vom 22. Aprit 1.Y. 


$. 522. 
16079 et 17135, 
(Den Vollzug des $. 82, und 105. des revidirten Gemeindeedicts insbefondere die Befanutmahung ber Er: 
gebniffe der ſtädtiſchen Rechnungen und des diesfallſigen Minifterialausfchreibend vom 22, Aprif 1835 betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Kbunige. 


Auf die Anfragen der Abniglihen Regierungen des Oberdonau- und Regenfreifes 


1) ob auch von den ifolirten Stiftungen die Rechnungsergebniffe bekannt gemacht 
werden follen, 


2) wie und unter welcher Rubrif die Ausftände, Nachlaͤße und ausgeliehenen Ca— 
pitalien bei Stiftungen aufzuführen ſeyen, 

3) ob die Refultate aller Stiftungen eines Zwedes in jeder Gemeinde in eine 
einzige Ueberſicht gebracht werden dürfen und ob diefe ſummariſche Kundgabe 
auch bei der Localbekanntmachung einzutreten babe, 


4) ob in Gemeinden ohne rentirendes Vermbgen ebenfalls Ueberfichten der Rech— 
nungsergebniffe angefertigt werden müßten, 


5) ob die vorgefchriebenen Weberfichten bezüglich der Landgemeinden ſchon für das 
Eratsjahr 1833 oder erfi von 183% anfangend eingefendet werden follen? 


wird in Bezug auf den Sinn des Minifterialausfchreibens vom 22. April d. Is. im rubris 
eirten DBerreffe Nachfolgendes erbffuer: 


zu 1. Die dffentlihe Bekanntmachung der Rechnungsrefultate hat ſich nach Anords 
nung bed erwähnten Ausſchreibens auf alle dem Bereiche magiftratifcher 
Gemeinden angebdrigen Stiftungsfonde zu erftreden; aufgenommen hievon 
find ſonach nur die ihrem Bereiche ganz entzogenen unmittelbar den Kdnige 
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Zu 2, 


3u-3. 


lichen Regierungen untergeorbneten Stiftungen, zu welchen die ausfchließend 
für Familienangehdrige beftimmten Stiftungen zu zählen find. Wenn aber 
auch die gefeßliche Beftimmung des revidirten Gemeindeebicts $. 82. auf 
die eben erwähnten Stiftungen nicht anwendbar ift, fo bleibt doch den eins 
ſchlaͤgigen Verwaltungen die freiwillige Befanntmachung der Rechnungsrefuls 
tate unbenommen, und es ift dieſelbe von Seite der Königlichen Kreiöres 
gierung auf jede geeignete Weiſe zu befdrdern. 


Dur‘ die Entfhliefung vom 22. April L. 3. ift den Koͤn. Regierungen 
Kammer ded Innern, dieffeits des Rheins erbffuer worden, daß abge 
ſehen von der Localbefanntmadhung die wefentliden Ergebniffe 
der ftäprifchen Rechnungen in einer Geſammtuͤberſicht zur bdffentlichen Kennts 
niß gebracht werden, 


Zur Einfenvoung der Materialien hiezu find den Kdniglichen Regierun: 
gen dieffeitö des Rheins zwei Formalare mitgerheilt worden, welche alle 
bei der fummarifhen Bekanntmachung erforderlichen Rubriken enthalten. 
Wenn dabei die Weberficht der Gemeinderechnungen ihrer geringeren Anzahl 


‚wegen größere Ausdehnung des Vortrages geftattete, fo mußte dagegen für 


bie zahlreichen Stiftungsrechnungen eine moͤglichſt gedrängte Form eintreten, 
um eine überfichtliche Hauprzufammtenftelung fertigen zu kͤnnen. Die Ru: 
brif für Nachlaͤſſe und Rücftände konnte erübrigt werden, weil der DBors 
trag der effectiven Einnahme diefelbe erfeßt;. ed erſcheint jedoch zweckmaͤſ⸗ 
fig, daß diefer, fo wie der Vortrag der auögeliehenen Eapitalien, welcher 
übrigens. für. die. Hauprtäberfiche nicht erforderlih ift, am Schluffe nach 
$. 4. vorgemerkt werde. 

Den K. Regierungen ift es unbenommen, die bezeichneten Refultate der Rech: 
nungen aller Stiftungen eines Zweckes in jeder Gemeinde in eine einzige 
Ueberſicht zu bringen, weil die Pauprüberficht diefelbe Form erhalten wird, 


Daß diefe funmarifche Behandlung bei der Localbefanntmachung nicht 


einrreten dürfe, kann bei dem gefeglichen Zwecke derfelben nicht zweifelhaft 
ſeyn. 


. Den Gemeinden, welche Fein eigenes rentirendes Vermdgen beſitzen, fondern 


alle Beduͤrfniſſe durch Umlagen beftreiten, iſt die Stellung einer vollftändis 
gen Rechnung wicht erlaffen und es hätte das Minifterialausfchreiben vom 
6. April 1. 38. Abſchn. I. jeden Zweifel hierüber befeitigen koͤnnen. 

Das Wusfchreiben vom 22. April hart angeordnet, daß die vorgezeichnete 
Form der Bekanntmachung kuͤnftig auch auf die Landgemeinden Anwen: 
bung finden foll, und es fonnre daher ‚für das verfloffene Jahr 183% als 
lerdings hievon Umgang genommen werben; übrigens bleib: es den König: 
lichen Regierungen überlaffen, wegen des Vollzuges ihre diesfalls bereits 
getroffene Anordnung weiter zu verfilgen. 


Mänchen den 14. Zuli 1835. 


Staatöminifterium bes Innern. 
An 


die Königlihen Regierungen diesfeits des Rheins, Kammer des Innern, alfo ergangen, 


830 Abth. XI, Abſchn. 1. Tit. L Eap. I. q. 523. und 524. 


$. 528. Ä 
(Das Gemeinde: und Gtiftungsrehnungswefen namentlich den Vollzug des Abſchn. XII. der Miniſterialent- 
fdließung vom 6, April 1835 über die Etats- und Wirthſchaftspläne, dann jene vom 22, d. Mis. über die 
Bekanntmachung der ſtädtiſchen Rechnungen betreffend), 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


. Bei dem Heraunaben der vorgefchriebeuen Termine zur Mechnungsablage der Ge: 
meinden und Stiftungen für dasgMerwaltungsiahr 183% fieht ſich das unterfertigte Staats; 
minifterium veranlaßt, die Königliche Kreisregierung wiederholt auf den firengen Vollzug 
des Abſchn. XII. der Minifterialausfchreibung vom 6. April I. 38., die Etats: und Birth: 
fhaftöpläne betreffend, — aufmerfiam zu machen, da in demfelben eine mefentliche Vorbe— 
dingung der Erzielung eines geregelten Ganges in der Verwaltung des Gemeindes und Stif— 
tungsvermdgens enthalten ift. 

Gleichzeitig wird die Königliche Kreisregierung mit Bezugnahme auf die eben be 
zeichnete Minifterialausfchreibung und auf jene vom 22. April I. Is., die Bekanntmachung 
der ſtaͤdtiſchen Rechnungen betreffend, beauftragt, dafür zu forgen, daß kuͤnftig in den df 
fentlih befannt zu machenden ſummariſchen Weberfichten der Comunalrechnungen dem fpeciel: 
len Bortrage des Getreidaufſchlages, wo ein folder befteht, neben den Malzs und Fleiſch— 
auffchlags:, dann den Zol:Gefällen künftig eine eigene Rubrik gewidmet werde, 


Minden den 2. November 1835. 


Staatöminifterium bes Innern. 


An i 
ſammtliche Königliche Kreisregierungen, K. d. J., bieffeits des Rheins alfo ergangen. 


$. 524. 
(Die — der weſentlichen Rechnungeergebniſſe der Gemeinden und Stiftungen betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs. 


Das unterfertigte Saatöminifterium ſieht fich, im Hinblid auf 9. 82. lit. b. des 
repidirten Gemeindeedictd veranlaßt, die durch Minifterialausfchreiben vom 22. April 1835, 
beziehungsweife durch J. 167. und $. 195. der BVollzugsvorfchrift vom 31. v. M., dad 
Gemeindeedier betreffend, hinfichtlich der Belanntmachung der wefentlichen Ergebnifje fämmt: 
licyer Gemeinde: und Stiftungsredhnungen getroffene Anorduung dahin zu modificiren, daß von 
nun An die Verdffentlichung diefer Ergebniffe durch den Druck ſich lediglich auf die ftänrifchen 
Gemeinde» und Stiftungsrechnungen zu erftreden habe. 

In viefer Beziehung find daher kuͤnftig blos die nady den anliegenden 2 Formularien 
zu verfaffenden Ueberfichten über die Rechnungsrefultate der, der Königlichen Kreisregierung, 
Kammer des Zunern, unmittelbar untergeordneten Städte nach vorgängiger Prüfung längftens 
bis zum legten Mai zum Behufe der Aufnahme in dad Regierungsblatt an das untenfertigit 
Staatöminifterium einzufenden. 


Was Die Ergebniffe der übrigen mit magiftratifcher Verfaffung verfehenen Städt: 
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und Märkte betrifft, fo hat die Königliche Kreisregierung, Kammer des Junern, die Bes 
kanntmachung durch das Kreis: Fntelligenzblart nad einem moͤglichſt einfachen Formulare und 
bewirkter Zuſammenſtellung gemeindeweiſe zu veranlaſſen. 


Bezuͤglich der Landgemeinden hat es von nun an bei der im revidirten Gemeindeedicte 
F. 105 angeordneten Art und Weiſe der Rechnungsverbffentlichung fein Bewenden. 


Das unterzeichnete Staatöminifterium übergiebt ficb dabei dem Vertrauen, daß bie 
Königliche Kreisregierung, Kammer des Innern, wie bisher, fo auch künftig die forgfältige 
Beaufiichtigung des Haushalres fämmtlicher untergebenen Gemeinden, und die Aufrechthals 
tung der feftgeftellten Grundetats und Gchuldentilgungspläne zur befonderen Angelegenheit 
machen, und hiedurch die auf das Bertimmtefte auögeiprochenen landesväterlichen Abfichten 
Seiner Majeftät des Kdnigs, Alerhöcitweldhe dem Wohlſtande der Gemeinden durch weife 
Benägung der gegebenen Einnahmsquellen und durch forgfame Vermeidung unndthiger Aus— 
gaben, fo wie durch gewifjenhafte Bewahrung und Erhaltung des Gemeindevermdgens auf 
geholfen wiffen wollen, im vollften Umfange zu verwirtiichen ſich beftreben werden. 


München den 21. November 1837. 


Staatdöminifterium des Innern. 


An 
ſaͤmmtliche Königl, Kreisregierungen, Kammern des Innern, dieſſeits des Rheins alſo ergangen. 


Bd. U. 105 


532 Abth. XI. 


Formular. 
Ad Num. 23307. 
Summarifcbe Ueberſicht 
über 
Die Rechnungsergebniße der Euftus (Unterrichrss oder Wohlthaͤtigkeits-) Stiftungen 
der Stadt N..... für das Verwaltungsjahr 18 









Vortrag 





ber 


effectiven Einnahme. 





1.] Ans dem Beftande der Borjabre. 


Activkaſſebeſtand, NActivauffenftände, 
Rechnungsdefecte und Erfaßpoften 


u Einnahmen des laufend. Jahres. 












mögen, und zwar: 
a) an Zinfen und Vetivcapitalien 
b) Ertrag der Realitäten 


e) Ertrag aus Dominicalrenteu 
und fonftigen Rechten 


2.Jan Guftentationdbeiträgen . 


3.Jan ———— oder e 
Einnahmen 


4.Jan Umlagen 


5.Jan aufgenommenen Paſſiveapitalien 
und Vorfchüffen — — 


64an heimbezahlten Activcapitalien u. 
Vorſchüſſen az 


7.Jjan Erlds aus verkauften Stiftungs- 
Realitäten und Rechten 


8.jan Legaten und Fundirungszuflüffen 


Summa der Einnahmen 


1.] Aus dem rentirenden Stiftungsver: 





Abſchn. I. Tit. 1. Cap. U. $. 5. 


Vortrag 








der 





effectiven Ausgabe. 













JAuf den Beitand der Borjabhre. 


Paflivrefte, Zablungsrüdftände, Rech⸗ 
nungsdefecten und Erfaßpoften 


Ausgaben des laufenden Jahres. 














Auf die Verwaltung . 


a) Befoldungen und Remuneratio: 
nen des Verwaltungsperfonals 


b) Regiebevüurfnife » » + » 
ce) Staats = und Comunalauflagen 






2.jauf den Stiftungszwed . » 





3.Jauf Schuldentilgung . » + 





auf Verzinfung . 


— — 


4. 1auf Suſtentationsbeiträge an andere 


aſſen 
5.Jan ausgeliehenen Activcapitalien u. 
geleiſteten Activvorſchüſſen. 





| Summa der Ausgabe 


XL. ju $- 92. des rev. Gemeindeed. (Bekanntmachung d. Ergebniffe d. ſtaͤdtiſchen Rechnungen.) 833 











Abſchluß. 
Einnahmm fr. 
Auge » > ee. l EM. 
Ueberſchuß oder Defieit . .» fl. er. 
Bermögen. | Schulden. 
a) rentirendes. fl. kr. a) verzinölihe -. » » » fl. fr. 
b) nicht rentirendes . » fü kr. b) unverziuölihe . . . fl tr. 
Summ . » fl. kr. Summe FE — 
Hierunter befinden fih an 
Xetivausftänden « + » fl. kr. 
ö YAbgleidhung. 
Vermogen. er. fü kr. 
Schulden » ee... ee fi EM 
Activ⸗ oder Paflivftand . - » fl. fr. 
N. 2... den tem 18 


Die N. Kirchenverwaltung. (Der Stadtmagiftrat.) 


105* 


‘ 


830 7 Abt. XI. Abſchn. I, Tit. I. Cap. Il. $. 524. 


Formular. 
Ad Num. 28307. 
&Summarifbe Ueberſicht 
über 
bie Comunalrechnungsergebniſſe der Stadt N..... für das Verwaltungsjahr 18 








Vortrag Vortrag 











der der 





effectiven Ausgabe. 














| Auf den Beitand der Vorjahre 


Paffivrefte, Zahlungsrücftände, Rech- 
nungsdefecte und Erfaßpoften 





Yerivfaffebeitand, Activauffenftände, 
Rechnungsdefecte und Erſatzpoſten 










I1| Ausgabe des Ianfenden Jahres, 


1.| Auf Einhebung der Nenten und üb: 
rigen Einnahmen . mn“ 

2.Jauf Paffivreichniffe, Staatsauflagen, 
Kreis», Diſtricts- und Localeon— 
eurrenzen 


U] Einnahmen des laufend. Jahres. 


| 
| 
1.| Aus dem rentirenden Comumalver: | 
mögen . 2... .. 
a) an Gapitalszinfen on. 
b) aus dem Ertrage der Realitäten 







. 


























c u) i = PER 7 
4 ie > —— 3. auf Proceß- und Erecutionstoften 
2. an beſondern Abgaben 4.auf die Verwaltung und Polizei 
3.Jan Suftentationsbeiträgen . . a) Befodbungen 2.2... 
4.| aus der Verwaltung b) Penfinn 0... 
a) deö Gemeinde: und Stiftungs— . c) Regie . NE My: 
vermöand ı 2 2 en Is. auf Gemeindeanftalten . 2 2. 
b) der Polizei OR Er 16.Jauf Bauten, und zwar: 

5. an indirecten Gemeindeauflagen " Sa) Unterhalt der Gebäude . 
und zwar: b) Neubauten . 






a) von Brucken- Plafters, Thor: 





74 Leiſtungen an andere Kaffen » 
8.Jauf Schuldentilgung . . » 
auf Verzinfung 2 —— 
9Jauf Ankauf von Mealitäten und 
Rechten . he 

10 auf Ablöfung von Gemeindelaften 

" an ausgelichenen Activcapitalien und 







! 
und Menzölen 2 2... | 
b) von Aufſchlägen . — 
aa) vom Malz.. 
ä \ 

| 





bb) ‚, leiic RR 
cc) ,, Getreid oder Mehl 
dd) von fonjtigen indirete Auflagen 
6. Jan directen Gemeindeumlagen 
[an Erlös veräuſſerter Vermögens] 








geleifteren Vorfhüfen ... . 







theile u. Obereigenthhumsablöfungen 
Jan bheimbezahlten Aetivcapitalien u. | 
zurückbezahlten Activvorſchüſſen 
Jan aufgenommenen Paſſivcapitalien | 
und Paffivvorfchüffen » . | 
an zufälligen Einnahmen . . 


N ’ 
Summe der Einnahmen | Summe der Ausgabe . 
\ 
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Abſchluß. 
Einnahme e. fl fr. 
er EEE fl. r. 
- Ueberfchuß oder Deficit . » fl. fr. - 
VBermögen. Schulden. 

a) rentirendes.* fl. kr. a) verzinsliche « + » fl. fr. 
b).niche rentirendes .. fl. itr. b) unverzinsliche .... Mr. 
.‚Eumm . + fl. fr. J Summ . —— * 


Hierunter befinden ſich an 
-  Auffenftänden +. fl iM 


Abgleihung. 


Vermögen fr. 
Schulden . r . * ” * * [3 ”* 3 fl. tr. 
Activ- oder Pallivftand . .» + fl. fr. 

Noes... den ten 18 


Der Stadbtmagifirat. 
(L. $.) Unterfihrift. 


836 Abth. XL. Abſchn. I. Tit. L. Cap. U. 6. 525. 526. uud 527. 
C. Serftellung von Ortschroniken *) 


$. 525. 
(Das Jahrbuch der Stadt Schwabach betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Dad unterzeichnete Staatöminifterium bat aus dem Berichte der Königlichen Regie 
rung des Nezatkreifes K. d. J. vom 16. v. Mts. und deffeu Beilagen mit Freude entnoms 
men, daß auch ter Magiftrar der Stadt Schwabad dem Beifpiele der Stadt Ansbach fol: 
gend, die durch die neuere Gejeggebung angeordnete Veröffentlichung der Refultate, der Rech— 
nung aud mit einer Berdffentlihung der übrigen Verwaltungsrefultate auf eine dem Geifte 
des Geſetzes volllommen entfprechende höchft nachahmungswirdige MWeife verbunden, und auf 
folhe Weile den Anfang einer jährlichen Gemeindechronik im edelften Sinne gemacht hat, 

Die Königliche Regierung des Rezatkreiſes, K. d. F., wird dem Magiftrate und 
deffen thärigen und einfichtsvollen Bürgermeifter Martini, wie es ſchon früher bezuͤg⸗ 
lid des ausgezeichneten Bürgermeifterd Endreß zu Ausbach geſchehen ift, hierüber die 
befondere Anerkennung des unterzeichneten Staarsminifteriums mit dem Bemerken ausdri + 
den, daß von Seite der Staatsverwaltung foldyen verdieuftlichen Unternehmungen die nd: 
thige Aufmunterung ſtets mit lebhaftefter Bereitwilligkeit werde dargebuteu werden. 

Schr zu wuͤnſchen ift, daß auch die Übrigen Stadte und wenigftend die größeren 
Marktögemeinden des Kreifes diefem Beiſpiele folgen, und die Kbuigliche Regierung des 
Rezatkreifes, K. d. Y., wird fih vom felbft aufgefordert fühlen, die Nachahmung nad 
druͤcklich zu empfehlen, 

Die Kduigliche Kreisregierung wird dabei beauftragt, kuͤnftig für jedes Jahr 
Eremplare der ſaͤmmtlichen im Rezatkreiſe erſcheinenden ſtaͤdtiſchen Jahrbucher an das 
unterzeichnete Staatsminiſterium gleich nach vollendetem Drucke einzuſchicken. Zugleich wird 
die Koͤnigliche Kreisregierung beauftragt, jeder Kreisregierung eine der Zahl ihrer magi: 
ſtratiſchen Gemeinden gleihlommenden Zahl von Abdrücden dieſer intereffanten Schrift 
zur Mittheilung an die magiftratifchen Gemeinden mitzutheilen, und die Koften dem ums 
terfertigren Staatsminifterium zur Decretur vorzulegen. 


Münden den 5. April 1835. 
j Staatömimifterium des Innern. 
An 
die Königliche Regierung des Rezatkreiſes, K. d. J., alfo ergangen. 
Mittheilung: den übrigen Kreisregierungen zur gleichmäffigen Nachachtung. 


2457. 


J 





*) Vergl. Miniſterialentſchließung vom 21. October 1837. Nr, 1101, (f. $. 7. S. 107, oben.) 
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$. 526. 
16517. 


(Die Herftellung von Ortschronifen , insbefondere das Jahrbuch des Markted Redwis für 1838, resp, die 
öffentliche Bekanntmahung ihrer Herausgabe betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Aus der berichrlichen Vorlage vom 28, v. Ms. wurde gerne erfehen, wie der Mas 
gHiftrat des Marktes Redwitz mit lobenswerther Einfiht in den Werth der Sache ſich die 
Herftellung und dffentliche Herausgabe eined Jahrbuchs feiner Markrgemeinde und zwar zu⸗ 
erſt für das Jahr 1835 angelegen feyn ließ, und dadurch den übrigen Stadt» und Markt⸗ 
gemeinden des Dbernainkreifes ein nachahmungswärdiges Beiſpiel gegeben hat. 


Die Königliche Kreidregierung, Kammer des Jnnern, wird beauftragt, befagtem 
Magiftrar hierüber die befondere Anerkennung des unterzeichneten Staatsminijteriums zu ber 
zeugen, und übrigens in geeigneter Weife auf die Hervorrufung moͤglichſt zahlreicher derars 
tiger Jahrbuͤcher, insbefondere dadurch binzumirken, daß jedes Erfcheinen derfelben mit ehrens 
der Erwähnung der betreffenden ſtaͤdtiſchen Behoͤrde, und ihrer fich für den Gegenftand ber 
fonders berhätigende Mitglieder, im Kreis-JJutelligenzblatte dffentlich Fund gegeben werde, 


Minden den 11. Zuli 1837. 
Staatsminifterium des Fnnern, 


An , 
die Königliche Regierung des Obermainfreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
Mittheitung den übrigen Kräskegieringen, Kammern des Innern. 


$. 527. 
10171. 


(Die Jahrbücher der Stadt: und Marktgemeinden, refp. die Einfendung von 8 Erempfaren der erſcheinenden 
Jahrbücher der Stadt: und Marktgemeinden an das Staatsminifterium des Innern betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeflät des Königs, 


Die Koͤnigliche Kreisregierung, Kammer ded Junern, wird mit Bezugnahme auf 
dad Minifterialausfchreiben vom 5. April 1835, das Jahrbuch der Stadt Schwabach fir 
1833 betreffend, hiermit beauftragt, von jedem Fünftig im Drud erſcheinenden Jahrbuche 
einer Gemeinde 8 Eremplare, von allen bereitd ſchon zur Vorlage gebrachten Jahrbuͤchern 
aber die zu diefer Zahl noch fehlenden Eremplare nachträglich einzufenden und über die Ko: 
ften behufs der Anweifung eine Note beizufügen, 


München den 31. Auguft 1837. 
Staatöminifterium des Junernm. 


An 
die Königliche Regierung des Rezatkreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
Nachricht den übrigen Kreisregierungen, Kammern bed Innern, 


838 Abth. XI. Abſchn. 1. Tit. I. Cap. IL 6. 528. 529. und 530. 
XLI, Zu $. 83*) des repidirten Gemeindeedicts. 
Abftimmungen in den Sigungen der Dagiftrate und Gemeindebevollmächtigten‘). 
$. 528. 


25108, 
(Das revidirte Gemeindeedict betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeſtaͤt des Könige. 


Auf die weitere Anfrage zu $. 18. des Geſetzes vom 1. Zuli 1834 wird unter 
Bezugnahme auf das Vollzugsreferipe vom 11. Auguft: 1834 erwiedert, daß gemäß der in 
demjelben für die Abftimmungen in den gemeinfamen Sigungen der Magiftrate und Bevoll⸗ 
mächtigten vorgezeichneten Stimmenzählung eine Majorität -der Stimmen nur dann anzunehr 
men ift, wenn fich jeder der beiden Körper per majora für diefelbe Anficht ausgeſprochen 
hat, fo daß alſo bei wicht uͤbereiaſtimmenden Majoriräten ſtets die Entfcheidung der vorge: 
ſetzten Euratelbehdrde erholt werden muß. 


München den 22. Januar 1835. 


Staatdöminifterium des Fnnern, 


An 
die, Königliche Regierung des Oberbonaufreifes, Kammer des Jımern, alfo ergangen. 





XLU, Zu $. 59. des revidirten Gemeindeedicts. 
Bekanntmachungen der Verhandlungen der Gemeindebevollmächtigten**). 
$. 529. 


32027, 
; (Die Verhandlungen der Gemeindebevoltmächtigten zu Würzburg betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Aus einer Ankündigung im 79ten Stuͤck des diesjährigen Intelligenzblattes für den 
Untermainkreis ift zu entnehmen, daß die amtlichen Verhandlungen der Gemeindebevolmäd): 
tigten zu Würzburg mit dem dortigen Magiftrat von Zeit zu Zeit durch den Drud befanut 
gemacht werden follen. : 

Wenn nun gleich in der Verordnung vom 17. Mai 1818, über die Verfaflung 
und Verwaltung der Gemeinden von einer ſolchen allgemeinen Publicirät nirgends die Rede 





— —— — 


) Vergl. and die Entſchließungen vom 11, Auguſt 1834, die Vollziehung der am 1. Juli 1834 Auer: 
hoͤchſt fanctionirten Revifion des Gemeindeedicts (ſ. $.35. S. 244. oben), und 5. December 1834, Nr. 28255. 
im namlichen Betreffe (f. $. 36. S. 250, oben), dann die Miniſterialentſchließung vom 31, October 
1837. Nr. 1301. (f. $. 7. S. 107. oben.) 

*) Vergl. Minifterialentfhliefung vom 31. October 1837. Nr. 1101. (f. $. 7. S. 107. oben.) 
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ift, fo wollen Sr. K. Majeſtaͤt gleihwohl die Herausgabe der fraglichen Verhandlungen 
geſchehen laffen, jedoch unter der ausdrädlihen Vorausſetzung, daß das Unternehmen nicht 
etwa auf dem einfeirigen Jutereſſe Einzelner berube, fondern daß biezu ein fbrmlicher nach 
$. 87. der oben’ allegirten Beroronung gefaßter Beſchluß vorliege, und daß Alles forgfaltig 
vermieden werde, was entweder das Unfchen des Magiſtrats compromirtiren, oder Epals 
tangen in der Gemeinde verurfachen kdunte. 

Der Koͤnigl. General: Kreiscommiufär und Regierungspräfidene Freiherr von Aspeck 
wird hiernach das Geeignete einzuleiten wiffen, und die Bejeitigung aller nachrheiligen Ja— 
convenienzen ſich angelegen feyn laffen, 


München den 7. Auguft 1820. 


Staatöminifterium des Innern. 


An 
den Königlichen Generalcommiflär und Regierungspräfidenten Frhru. von Aspeck alfo ergangen. 


VLIU, Zu $. 9. des revidirten Gemeindeedicts. 
Diftrietövorfteber *). 


$. 530. 
1007, 
(Den Wirkungstreis der Diſtriltsvorſteher hinfihtlih deren Verwendung im Zwecke der Localpolizei betr.’ 
Auf Befehl Seiner Majefär des Koͤnigs. 


Auf die Berichte vom 16. Januar und 13. März I. 3. über die Verwenduug 
der Diftrietövorfteher zu polizeilichen Zweden wird unter Rüdichluß der Beilagen zur Ents 
ſchließung erbffuer, daß die Mitwirkung der Dijtricrsvorfteher in Zweden der Localpolizei 
nach Auſicht der Allerh. Verordnung v. 17. Mai 1818 über die Verwaltung und Berfafjung der 
Gemeinden $. 91. in der Regel auf die Obliegenbeir zur Aufſicht und Anzeige zu 
beichränfen, umd die unmittelbare Theilnahme bderfelben am Vollzuge polizeilidher 
Anordnungen nur im jenen Fällen in Anſpruch zu nehmen fey, wo die Natur des Gefchäfs 
tes felbft im Organe, mir den befouderen Eigeuſchaften der Diftriersvorfteher zur Ausfuͤh— 
rung bedingt, oder wenn die Umſtände dringend gebieten, auf der Erelle zu handeln, um 
drohende Beſchaͤdigungen zu verbiären, und fi der Beweismittel begangener Uebertrerungen 
zu verfichern, 

Bon der Verwendung der Diftriersvorfteher dahier zum Unfagen der Anordnungen 
im Bezuge auf Straßenreinigung u. a. ift fohin abzufommen, und die den Diſtrietsvorſte— 
bern ertheilte Juſtruction, wenn es hiernach erforderlidy werden follte, einer Mevifion nady 
dem vorbezeichneten Wirfungskreife derfelben als Organe der Polizei zu unterwerfen, uͤbri— 
gend auch durch zwedmäßige Anordnungen dabin zu rracdhten, daß die eben fo nothwendig 
mie ald niglidh anerkannte Wirkjamkeir der Diftrietövorfteher überhaupt durch Verkleinerung 





*) Vergl. auch die Minifterialentfhliehung vom 19, Febr. 1825, Nr. 156. ((. $. 172, S. 360 
oben), dann jene vom 31, October 1837, Nr. 1104, (f. $. 7. &. 107. oben.) 
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der Diftriet: und allmähliche Zuruͤckfuͤhrung derfelben auf Umgriffe von 50 Hausnummern, 
fohin durch Vermehrung der Diftrietövorfteher, wo die Möglichkeit unter der Beſtimmung 
des Allerhoͤchſten Refcripts vom 19. Februar 1825 $. 3. mur immer gegeben ift, der Eos 
munalz und Polizeiverwaltung im fters gefteigerten Maße genommen werde. 

München den 21. März 1830. 


Staatöminifterium des Inneru. 


An ” 
die Königliche Regierung des Ifarkreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


XLIV. Zu $. 94, bes revidirten Gemeindeedicts. 
Gemeindbe:Ansfhuf*) 
$. 531. 


(Die Vollziehung des Edicts über das Gemeindeweien. ) 


M. I. 8 


Auf eure im Berichte vom 17. v. M. gemachten Anfragen über verfchiedene Stel: 
len der Verordnung vom 17. Mai d. Z., die Berfaffung und Verwaltung der Gemeinden 
betreffend, erwiedern Wir: 


I. 3u $. 50. Wir find nicht gefinnt, in den Städten Würzburg und Schweinfurt 
zu Gunften der in frähern Zeiten unter ganz andern Berhältniffen angeftelten Magiſtrats⸗ 
perfonen die freie Wahl der Gemeindeglieder zu befchränfen oser ganz aufzuheben, fondern 
wollen, daß die genannten Perfonen zwar in die Lifte der Mahlfähigen zu den von ihnen 
fonft befleiveten Stellen vor allen andern aufgenommen und die Verhiältwiffe, fowie die Bes 
züge derfelben aus den Stadtcaſſen angemerft, und die Wähler befonderd darauf aufmerk⸗ 
fam gemacht werden, übrigens aber den Gemeinden überlafen fern fol, fihdurd die Mehre 
heit der flimmenden Wähler auszufprechen: welchen Yudividuen fie ihr Vertrauen widmen, 
und ob fie vorziehen wollen die nicht gewählten Altern Magiftratögliever durch Forthezah— 
fung der Penfion zu entfchädinen, auf welche fie Anfpruch haben. 

I. 3u $. 52. Zu gleicher Art ift ruͤckſichtlich des Efiftungeadininiftrators Baur 
fewein in Schweinfurt und anderer bereits vorhandener Stiftungspfleger zu verfahren, indem 
es Unfere Abſicht nicht ift, die Gemeindebevollmächtigten von dem ausdrücklich vorbehaltes 
nen Rechte der Erinnerung, welche obnedies noch der Höhen Wuͤrdigung unterliegen wird, 
auszuschließen, 


| EEE EEE 


9 Vergl. auch die Eutſchließungen: 
1) vom 18, Februar 1819, Nr. 727. ($. 258, S. 452. oben.) 
2) vom 13, December 1836. Nr. 31869, ($. 270. S. 460, oben.) 
3) vom 7. Januar 1837. Nro. 420, ($. 271. S. 460, oben.) 
4) vom 31. Sctöber 1837, Nr; 1101. (f. $. 7. S. 101, oben.) 
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- UI. Zu $. 72. Ueber die Berbältniffe der Magiftrate in Unfehung der Polizei, 
über das dieöfalld erforderliche Perfonal, und die auszumirtelnden Fonds werden befondere 
Eatſchließungen folgen. 

IV. 3u $. 93. Die von euch geäußerte Auſicht uͤber die Xheiluahme ber Pfarrer 
an den Verhandlungen der Gemeindeausfchäffe finden Mir ganz gegründet. Die Pfarrer 
haben demnach als folcdhe, dem Gemeindeausfchufe nur in Gegenftänden des Stiftung: und 
Schulweſens der Gemeinde, fo wie in Gegenftänden der Armenpflege beizumwohnen, nicht aber 
in andern Gemeindefachen. Ob und in wie weit aber diejelben ‚außerdem bei den Gemein; 
dewahlen activ und paſſiv concurriren fhnnen, wird durch die Wahlordnung beftimmt, 


V. 3u $. 98. Was die auf Lebensdauer angeftellten Pfleger in den Ruralgemein: 
den betrifft, fo wollen Wir lediglich auf dasjenige verweilen, was Wir fchon oben (II,) 
wegen der Etiftuiigsadminiftratoren und Stifrungspfleger im den Städten verfügt haben, 


VI. 3u $. 101 und 104. Unter neuen Anfiedlern, über deren Aufnahme die 
ganze Gemeinde vernommen werden foll, während zur Aufnahme der Gemeindeglieder und 
Schutzverwandten die Einwilligung des Gemeindeausfchuffes als hinlänglich erflärt ift, wer⸗ 
den allerdings ſolche Perfonen verftanden, welche nicht etwa ein ſchon gebilderes mit Ge: 
meinderecht befleidetes Auweſen Übernehmen, fondern durch Erbauung eines Hauſes, Eulti: 
virung dder Gründe oder durch Erwerbung einzelner Grundjtäde ein ganz neues Anweſen, 
und hiemit auch ein neues Gemeinderecht begründen wollen. 


VD. 3u $. 128. Es unterliegt Feinem Anftand und ift Unferer Intention ganz 
angemeffen, dad den Gutsherrn und ihren Beamten gemachte Verbot von Anleihen und Pach⸗ 
tungen aus den ihrer Aufſicht untergebenen Beftandtheilen des Stiftungs- und Comus 
nalvermdgens auch auf das Perfonal Unferer Landgerichte anzuwenden, 

VIII. Fuͤr folde Stifrungsanftalten, Spitäler u, dgl., weldye nicht ald Attribute 
einer einzelnen Gemeinde anzufehen, fondern dem gemeinfamen Beften mehrerer Gemeinden 
oder ganzer Bezirke gewibmer find, und eine Ausfcheidung nicht leicht zulaffen, fol nad _ 
ber Analogie der für die Bezirfsarmenpflege durch die Verordnung-vom 17. November 1816 
66. 12. und 13. gegebenen Vorfchriften, nah Vernehmung und Uebereinfanft der berheiligten 
Gemeinden, eine befondere, den drelichen Berhältniffen angemeffene Einrichtungg getroffen werden. 

Hiernach werdet ihr das Meitere zu verfügen wilfen, 

München den 3. Auguſt 1818, 


. An 
ſämmtliche Regierungen, Kammer der Finanzen, exchus, bes Rheinkreiſes alfo ergangen. 
8. 532. 
(Die Function der Gemeindepfleger betreffend). 


185, 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Königs. 


Da in dem Untermainfreife fchon früher die Unordnung beftand, daß in den Ges 
meinden befondere Gontributionds oder Echagungseinnehmer die Perception der einzelnen Beis 
träge zu beforgen, und im Ganzen an dad Rentamt abzuliefern hatten, fo ift die von der 
Königlichen Regierung getroffene und unterm 14. v. Mts. angezeigte Verfügung, vermdge 
welcher diefes Gefchäft proviforifh dem Gemeindepflegern und eigenen Magiftrarsrärhen übers 

106* 


342 Abth. XL Abfchn. 1. Zit. L. Eap. I. $. 379, 


tragen wurde, ganz genehm, bis feiner Zeit über die Abgabens Perception eine allgemeine 
Beltimmung getroffen werden wird, 
Muͤnchen den 6. October 1818. 


Staatsminifterium des Innern, 
An - 
die Königliche Regierung bes Untermainfreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


$. 533. 
15911. 


(Die Uebertragung der Functionen eines Grmeindepflegers an einen Gemeindevorfteher betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftär des Könige, 
Der Kbniglichen Regierung des Oberdonaufreifed, Kammer des Junern, wird auf 
ihren Bericht vom 19. October v. %8, ermiederr, 
daß dem’ Gemeindevorfteher auch die Functionen eines Gemeindepflegers auf den 
Grund eines förmlichen Gemeindebefhhluffes in dem Balle Übertragen werden fin; 
nen, wenn ein eigenes biefür gualificirtes und mach den Gefegen wählbared In— 
dividuum in der Gemeinde nicht beftehen follte, 
Die Eognitioen und Beſcheidung eines ſolchen Falles bleibt der Königlichen Regie: 
sung vorbehalten. 
München den 14. Jannar 1822. 


Straarsminifterium des Fnnern. 


- Mn _ 
die Königliche Regierung des Oberdonaufreifes, Kammer des Imern, alfo ergangen. 
’ 


8. 534. 
23893, 
(Die von der Gemeinde Gollhofen nachgeſuchte Verfegung ihres Schullehrers Hahn betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftär des Könige. 

Die Königliche Kreisregierung erhält bierneben einen Auszug von ber unterm Heu: 
tigen an die Kdnigliche Regierung des Rezatkreifes, Kammer des Innern, im  obenflehens 
den Berreffe ergangenen Entichliefung. 

Minden den 5. November 1832. 


Stasatsminifterium der Annerm 


An 
ſaͤmmtliche Königliche Kreisregierungen, K. d. 3., alfo ‚ergangen, 
Auszug. 
Auf Befehl Seiner Maieftär des Kbnigs. 

Uebrigens wird die Königliche Kreidregierung darauf aufmerffam gemacht, daß den 
Schullehrern nach Inhalt des Gemeindeedictes vermdge ihres Amtes der Gemeindefchreiber: 
dienft obliegt, daß demnach eine Verwendung in einer andern Cathegorie, namentlich in je: 
ner eines Gemeindepflegers nicht zuläffig erfcheint. 

Münden den 5. November 1832, 


Staatdminifterium der Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Rezatkreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen, 
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8. 535. 
(Die Gemeindefchreiberei zu Rodelſee betreffend). 


21195, 


Auf Befehl Seiner Majeftär bes Koͤnigs. 


Die Gemeindefchreiberei iſt feine Stelle, deren Beſetzung einer periodijch zu erneuern: 
den Wahl unterliegt, fie ſteht vielmehr nah F. 94 des Gemeindeedicrd vom 17. Mai 
1818 dem einfchlägigen Ortsſchullehrer zu, und üft bei dem Vorhandenſeyn mehrerer Lehrer 
an einem Orte dem zu diefem Gefchäfte einmal rechtmäffig beftellten Judividuum fo lange 
zu belaffen, als die Gemeinde fih nicht aus ganz befondern hochwichtigen Gründen zu einem 
ohnehin der Guratelbeftätigung beduͤrfenden anderweitigen Beſchluſſe veranlaßt fieht. ’ 

Es ſteht demnach der Behauptung der proreftantifchen Gemeindeglieder zu Rbdels 
fee, als mäfle die Mahl des dortigen Gemeindefchreiberd mir jeder Gemeindeerfagwahl ſich 
ipso facto erneuern, das Gejeß entgegen wonach die Königliche Kreisregierung auf ihren 
Bericht vom 21. September v. Is. die Gemeindefchreiberei zu Mövelfee betreffend, geeignet 
belehren mird. S 

München den 14. Januar 1833. 


Staardöminifterium der Jnnern. 


An 
die Königliche Regierung des Untermainkreifes, K. d. J., alſo ergangen. 


$. 536. 
, 32283. / 
(Die Vorftellung der Ruralgemeindeverwaltung zu Riedenbirg wegen Enthebung des dortigen Schullehrers 
von der Function eines Gemeindefhreibers betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs, 


Die BVorftelung der Ruralgemeindeverwaltung zu Riedenburg wegen Enthebung des 
»ortigen Schullehrerd von der Function eined Gemeindefchreibers berreffend, ift zur Beruͤck⸗ 
ſichtigung nicht geeignet befunden worden, da die Gemeindeſchreiberei nad $. 21. Abſ. 4. 
des Gefeges von 1. Juli 1834. dem einfhlägigen Ortsſchullehrer zufteht, und ein Grund 
zu einer Ausnahme für den vorliegenden Fall nicht gegeben if. ? 


München, den 14. December 1834. 5 


Staatsminifterium des Innern. 


An 
die Konigliche Regierung des Regenkreiſes, K. d. J., alſo ergangen. 


$. 532. 
12366, 2 a 
(Das Geſuch der Gemeindeglieder zu Erlenbach und Rettersbach, um Bildang einer eigenen Gemeinde betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Kbnigs, 
Die von mehreren Gemeindegliedern zu Erlenbach und Retteröbach für die Trennung 


841 Abth. XI. Abfhn. I. Tit. l. Cap. II. -$. 538. 539, und 540, 


diefer Weiler von der Gemeinde Wieſenfeld um die Bildung einer eigenen Gemeinde vorge⸗ 
brachten Gründe koͤnnen nicht als hinreichend erachtet werden, um auf das bezüglich diefer 
Gemeindeausbildung gejtellte Geſuch einzugehen, Damit jedoch der Mißſtand, welcher für 
diefe Weiler durch ihre Entfernung von dem Dorfe. Wiefenfeld, dem MWohnorte des Gemein: 
bevorficher& in polizeilicher Beziehung herbeigeführt wird, befeitiget werde, ift zu veranlaffen, 
daß in den Meilern Erlbach und Rettersbach ein Wertreter des Gemeindevorftehers, jedoch nur 
für eile nde Fälle, durdy die Gemeinde anfgeftellt werde, wie folcyes der ſchon im einer Allerhdch⸗ 
ſten Entſchließung vom 18. Februar 1819 für ſolche Fälle gegebenen Beſtimmung gemäß ift, 


Die Beftellung eines Steuereinnehmerd aus der Mitte der Gemeindeglieder jener 
Weiler, bleibe demfelben, nah dem Megierungsantrage anheim gegeben. 


München, den 7. Mai 1835, 
Staatöminifterium des Inneru. 


An 
die Königliche Regierung des Untermainkreifes, K. d. J., alfo ergangen. 


* 





XLV. Zu $. 95.— 98. des revidirten Gemeindeediets. 
Gemeindevorfteher *). 


$. 538. 
(Die Mappen der Städte und Märkte betreffend.) 


Im Namen Seiner Majeftät des Königs, 


Da in den 99. 51 und 99, der Verordnung vom 17. Mai d. J. die Verfaffung 
und Verwaltung der Gemeinden betreffend, den kuͤnftigen Buͤrgermeiſtern in Städten und 
größeren Märkten, fo wie den Gemeindevorfichern auf dem Lande, die Auszeichnung bewil: 
lige wurde, daß fie theils goldene, theils filberne Medaillen oder Heine Schilde, melde 
gleihfalld von Eilber feyn werden, tragen diirfen, fo haben Seine Königliche Majeſtaͤt 
durd ein Allerhoͤchſtes Refeript vom 21, et praes, 28. Juli d. J. befchloffen,, daß, das 
mit allenthalben die gebdrige Schicklichkeit und Gleihförmigfeit beobachtet werde, jene ehrenden 
Auszeichnungen und Amtézeichen unmittelbar bei dem Hauptmünzamte auegeprägt werden 
follen, 


Zu diefem Behufe find aber die Zeichnungen der den Städten und Märkten eigen: 
thimlichen Wappen erforderlich: 





*) Vergl. Strafgefenbuh Th. 1. Art, 439,, Beil. IX, zur Verfafungsurkunde $. 10., dann die Ent: 
ſchließung vom 18. Auguft 1821. Nr. 10027. $. 208. &. 380, oben), vom 4. Januar 1837, Mr, 
31774, ($. 182. &. 306, oben), und vom 31, October 1837, Nr. 1101, (f. $. 7. ©, 107, oben.) 
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Es ergeht daher der Auftrag, dieſe Zeichnung ſogleich abzufordern, und längftens 
inner 8 Zagen nad) Empfang diefes, auher einzufenden, 


Es verfteht ſich von felbit, daß diefe Zeichnungen deutlich feyn milffen, 
Regensburg den 3. Auguft 1818. 
Königliche Regierung des Regenkreiſes, Kammer des Junern. 


An 
fämmtliche Landgerichte des Kreifes alfo ergangen. 


Ausgefihrieben von. der Königlichen Regierung des Rezatkreiſes unterm 8. Auguſt 1818, 
Desgl. von der Regierung des Oberbonaufreifes unterm 22, Augnſt 1818, 


20031. $. 530. 
(Die Beſchwerde des Ludwig Arbinger und Conforten wegen der Vorſte herwahi zu Rothenbach betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeftär des Kbnigs. 


Auf den Bericht der Kbniglichen Regierung vom 22. November v. J. und nach 
Einfiht der Acten wird die Beſchwerde des Ludwig Albinger und Eonf. wegen der dur Res 
gierungsentfchließung vom 18. Januar v. J. gefchehenen Beftätigung des Wirths Ferdinand . 
Bechter ald Gemeindevorfteher zu Röthenbach, in der Beruͤckſichtigung, daß diefe Gemeinde aus 
zerftreuten Orten befteht, daß es im poligeilicher. Beziehung wichtig iſt, daß der Gemeinde: 
vorfteher am Hauptorte der Gemeinde fey, und daß demnach der in dem Gemeindeedicte vors 
bergefehene Kal der Ausnahme von der Regel wirklich vorwalter, hiedurch abgewiefen und 
die Regierungsentfchließung beftätigt. 


München den 22. April 1832. 
Staatsminifigrium des Junern, 


An 
die Königliche Negierung bed Oberbonaufreifed, Kammer des Innern, alio ergangen. 


XLVI. Zu $, 99. des revidirten Öemeindeedicts. 
Belohnung und IR des Husjchuffes und ber ‚ Gemeitdefehreiber in Land· 


Gemieiuden ). 
$- 540. 
13207. 
(Entſchadigung der Ortsvorſteher, Schulchrer und Gemeindediener megen erlittener Frevel betreffend.) 
M. J. K. 


Auf euere berichtliche Anzeige, daß Ortsvorſteher, Schullehrer and Germweindediener, 





®) vergl. hiezu die Min.-Entſchl. vom 31, October 1837, Nro. 1101, (f. $. 7. S. 107, oben). 


* 
846 Abth. XL. Abſchn. 1. Kit. 1. Gap. H. $. 541. und 542. 


wenn fie ihre Amtöpflichten eifrig und firenge ausüben, dafür bfterd durch boshafte Mens 
fen an ihrem Eigentum beſchaͤdigt werden, wollen Wir in der Erwägung, daß es felbft 
ald Folge des Gemeindeverbandes augefehen werden muß, Vorſtehern und Dienern der Ges 
meinde, den durdy Führung ihres Amtes erlittenen Echaden wieder durch gemeinfchaftlice 
Kräfte zu vergiten; zur Steuerung diefes Unfugs, und zur Abmendung der nachtheiligen 
Wirkungen desfelben auf eine Präftige Amtsfuͤhrung nach euerer Aufrage hiermit folgendes 
derordnen : 


I. 


Wenn ein Ortsvorſteher, Schullehrer oder Gemeindediener durch boshaften Frevel 
an feinem Eigenthum beſchaͤdigt wird, und es erwielen, oder zur bödften Wahrſcheinlichkeit 
gebracht ift, daß dieſe Beichädigung bloß aus Rache wegen eifriger und genauer Amtsaus: 
Übung des Dammnificaten veruͤbt morden, fo foll, falls der Frevler nicht zu entdeden, oder 
die Schadloshalrung von ibm nicht zu erheben ift, der wirklich erfolgte Schaden nach vers 
heriger unpartheiifcher Abſchätzung, von ſaͤmmtlichen Gemeindegliedern in solidum getragen 
und erftatter werden, } in ra : 


II, 


Die Bergiitung ſelbſt foll in der nämlichen Art gefcheben, wie die Übrigen Gemeinde: 
Umlagen erhoben und beftritten werden. 
Ihr habe hieruacy dad Geeignete zu verfügen, 


Münden, den 3. Eeptember 1815. 


An . 
die Königliche Hofcommiſſion in Würzburg alfo ergangen. 


$. 541: 


(Vormalige Functionsremunerationen für die abgetretenen Schuitheißen.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Abnigs. 


Den abgetretenen Schultheißen des Landgerichts Arnftein ift auf ihre Beſchwerdevor⸗ 

ftelung vom 19. März I. J., den Forrgenuß ihrer vormaligen Functiondremuneration und 
der Freiheit von Gemeindedienften betreffend, unter den mittelit Berichtes vom 21. Mai I. J. 
aufgeflärten Verbältniffen zu erdffnen, daß die bereits ertheilre *) Entſchließung der Kbniglichen 
Regierung vom Monat December 1818 biedurch beſtaͤtigt fey. 


München den 13. Juli 1819. 
Staatsminifterium des Juneru. 


An 
die Königliche Regierung des Untermainfreifes, Kammer ded Innern, alſo ergangen. 


) Ubweiſende. 
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———— $. 542. 
(Belohnung und Entfhädigung der Mitglieder des Ansſchuſſes in Nurafgemeinden betr.) 


j mM. J. K. 


Nachdem Unſere Regierungen das unterm 31. October 1818 abgrfo:derte Gutachten 
über ein Regulativ für die Belohnung und Entſchaͤbigung, welche dem Mitgliedern der Aus: 
ſchuͤſſe von Ruralgemeinden im $. 99. des Edictes über die Verfaſſung und Verwaltung der 
Gemeinden vom 17. Mai 1818 zugeſichert it, nunmehr vollſtaͤndig eingereicht haben, fo 
befchließen Wir hierüber wie folgt: 


Die Beftimmung von Belohnungen und Entſchaͤdigungen fuͤr die" Dienſte der Mit-⸗ 
glieder eines Ausſchuſſes in Ruralgemeinden ſoll dieſen Gemeinden ſelbſt uͤberlaſſen ſeyn. 


f U. J 
Wenn jedoch Beſchwerden in dieſer Angelegenheit am bie Guratelen gebracht werden, 
fo Haben diefe nach folgendem Regulativ zu verfahren: 
1) Die jährlichen Belohnungen der Mitglieder eines Ausſchuſſes für ihre 
färnmtlichen Dienfte inner dem Gemeindebezirk koͤnnen beſtehen: 
ne a) bei dem Gemeindevorſteher in zehu bie zwanzig Kreuzern von 
jeder Familie, deren Haupt als wirkliches , Gemeindeglied verfaſſuugs maͤ⸗ 
ßig erſcheint; 
b) bei dem Gemeinbepfleger in einem bis zwei Gulden vom Hundeft 
der wirklich eingehobenen Renten des Gemeindevermoͤgens, und der in 
Geld regulirten Gemeindeumlagen; 


ce) bei dem Stiftungspfleger in einem bis vier Gulden vom Hundert 
der von vemfelben unmittelbar eingehobenen Renten des Stiftungevermb; 
gens. Die Gemeindebevollmädrigten haben ihre Dienfte nad) $. 99. 
des Gemeindeedietes unentgeldlich zu leiſten. 


As Eutſchaͤdigung für Zehrung und Verfäumniß bei Verrichtungen ber 
Gemeindevorjteher, der Pfleger, und der Bevollmaͤchtigten in Ungele: 
genheiten der Gemeinde, oder der Stiftungen “auffer dem Gemeindebezirk, 
werden jedem Individuum — „Fanfzehn bie zwanzig Kreuzer, von ber 
Meile Wegs, jedoch ohne Anrechnung des Ruͤckweges““ — zugeflanen, ,, Br 
die Eutfernung unter einer Stunde Wegs wird gleichwohl der Geldbetrag ' für 
eine ganze Etunde vergüter, Fir den zweiten und jeden folgenden Tag 
‘eines am entfernten Orte wegen des Gefchäftes nothwendigen Aufenthalts wird 
einem jeden Mirgliede des Ausfchuffes eine bejondere Enrfhädigung von 
J —dreißig bis acht und vierzig Kreuzeen bewilliget. 

3) Der Gemeindeſchreiber kann mach der Zahl der uͤberſchriebenen Bogen, 
zu 3 bis 6 'Kreuger“für den ganzen Bogen, belohnt werden, ’ 


4) Die Beftimmung der Größen zwifchen dem hiedurch ausgefprochenen Minimum 
Bd. XI 107 . 


J 


2 


— 


848 Abth. XI. Abſchu. I. Ti. I. Eap. II. 6. 542. und 543. 


und Marimum ift den Guratelen überlaffen, wobei auf die abweichenden Ver; 
bältniffe des Orts, des Gemeindebezirfs, dann des — und Gemeinde⸗ 
vermdgens billige Ruͤckſicht zu nehmen iſt. 


Die Belohnungen und Entfchädigungen für Dienfte in eigentlichen Gemeinde: 
und Gtiftungsangelegenheiten follen aus den treffenden Gaffen beftritten, und, 
wenn eine genaue Ausfcheidung nicht möglich ift, verhältuißmäßige Beiträge 
aus der Stiftungs- in die Gemeindecaffe geleijter werden, 


6) Die Koften für Schreibmarerialien, Poftporto, Bothen, Buchdruder: uud 
Buchbinderlöhne in Amtsſachen werden gleihfalls den Stiftungs- und Gemein: 
decaflen aufgerechnet. 


7) Wenn die Glieder des Ausſchuſſes als ſolche ihre Dienfte in Parteifadhen 
oder Angelegenheiten von Privaten auffer dem Gemeindebezirk zu 
leiften haben, fo ift denfelben die unter vorftehender Nummer 2 bezeichnete 
Entfhädigung von den Parteien oder Privaren felbft, und zwar nach Um: 
ftänden entweder ganz oder. theilweife zu leiften. 


8) Für den Fall, daß die Stiftungspfleger gezwungen find, die rüdftehenden 
Renten bei den pflichtigen Privaten oder Corporationen perfdnlih zu erheben, 
find fie ermächtiger von diefen zwanzig Kreuzern Laufgeld für die Meile, 
ohne Anrechnung des Ruͤckweges zu fordern, indem ed den Mentenpflichtigen 
obliegt, ihre Schuldigkeit in dem Wohnorte des GStiftungepflegers zur Verfall: 
zeit entweder perfbnlich zu berichtigen, vder den Geldbetrag pretöfrei zu übers 
fenden. Don mehreren Mentenpflichtigen "eines Ortes kann jedoch nur ein 
Saufgeld, und dieſes uͤberhaupt nur mad). der Entfernung von einem Drte 
zum andern, fobin wicht immer nach der Entfernung des Mohnorted eines 
Srifrungspflegerd vom Wohnorte eines Rentenpflichtigen, gefordert werben, 


9) Die Belohnung des Bemeindefchreibers fir die Fertigung der Gemeindes oder 
Stiftungsrechnungen bleibt zwar der Webereinfunft deöfelben mit dem Gemeinde: 
oder Stiftungspfleger überlaffen, wenn aber eine Bereinigung hierüber nicht zu 
Stande kommt, fo follen dem@emeindefchreiber nicht mehr ald 12 Er. für den 
Bogen der Rechnung, Rapular und Reinfchrift zufammengenommen, bewilliget, 
jedoch diefe von dem rechnungspflichtigen Gemeinde: oder Stiftungspfleger felbft 
bezahlt werden, 


or 
— 


IM. 


Zur den Fall, daß die Gemeinden bei der derjelben überlaffenen Beftimmung von 
Belohnungen und Entſchaͤdigungen für die Glieder des Ausſchuſſes das in vorftebendem Re: 
gulativ feſtgeſetzte Marimum Überfchritten haben follten, was aus den Rechnungen des Jahres 
1818 hervorgehen wird, ſo baben die Nevifionsbehörden den Mehrberrag für die Folgezeit 
abzuftreichen. 


IV, 


Die lands und gutöherrlichen Gerichte find anzumeifen, die Vorrufung der Glie— 
der des Ausfchuffes zum Gericht, fo weit es ehne Nachtheil gefchehen Kann, moͤglichſt 
zu befchränfen, zur DBefeitigung ungebührlicher Aufrehnungen und Foderungen die Auwes 
fenheit der Glieder des Ausſchuſſes bei Gericht in einem vom demfelben zu  haltenden 
Geſchaͤftsbuche jedesmal zu atteftiren, und überhaupt dahin zu trachten, daß die Gemeinden 
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und Stiftungen mit den bezeichneten Belohnungen und Entfchädigungen, fo wenig als mdg- 
lich belafter werden, 
Y, 


Da die frühere Verfaffung der Gemeinden ded Untermainkreifed durd) das Edict 
vom 17. Mai 1818 nicht bedeutend verändert, und deßwegen die frühere Objervanz über 
Belohnung und Entſchaͤdiguug der Mitglieder des Gemeindeausihufes in dem bezeichneten 
Sireife bisher beibehalten worden ift, fo Faun es hiebei mir Umgehung des vorjichenden 
Regulativ's vorläufig belaffen werden. 

VI. 


Die Feftfegung von Belohnungen für die Dorfeflur: und Nachtwächter, wird den 
einzelnen Gemeinden eines jeden Kreifes, wie biöber gänzlich anheimgeſtellt. Uebrigens foll 
von der Bekanntmachung des vorftchenden Regulatived durch die Kreisintelligenzblätter Um: 
gang genommen, fohin dasſelbe den land» und gutöherrlichen Gerichten durch befondere Aus— 
ſchreiben mitgerheilt werden. 

München den 10, März 1820. 


An 
die Königliche Regierung des Oberbonaufreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


$. 548. 


1213. 
(Die Belohnung und Entfchädigung der Mitglieder des Ausfhuffes im Ruralgemeinden betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Kbnigb. 


Der fuͤrſtlich Löwenfteinifben Regierungscanzlei in Kreugwertbheim wird auf ihren 
Bericht vom 16. Januar I, 36. unter Remiffion der Beilagen ermwiedert, daß die von dem 
Ruralgemeinden Rorbenfeld, Bergrothenfels und Mindheim den Mitgliedern ihrer Ausfchilffe 
ausgefprochenen Belohnungen und Entſchaͤdigungen, in ſo ferne fie aus Stiftungs: und Ges 
meindecaffen flieffen, nach. Art, V. des Regularises. vom 10, März 1820 in fo lange be; 
laffen werden koͤnnen, ald eine Beſchwerde hierüber nicht erböben wird. 

Was dagegen die Taren betrifft, welche die Parteien für Ausfertigungen der Ges 
meindeverwaltung und des Armenpflegſchaftsausſchuſſes bezahlen follen, fo kann dieefalld nur die 
beftebende Taxordnung in Anwendung gebracht, die hiernach zuläffigen und erhobenen Taxen 
mäfen den Gemeindeftifrungss und Urmencaffen verrechnet werden, ımd den Mitgliedern der 
Ausſchuͤſſe ift nicht erlaubt, fir ihre Anweſenheit in ordentlichen oder aufferordeurlichen Eiguns 
gen, wobei Parteiſachen verhandelt werden, befondere Belohnungen zu fordern; eben fo wenig 
kaun dem Grmeindediener eine andere ald die tarordnungsmäffige Gebühr für Vorrufung von 
Parteien und Zuftellung von Aurfertigungen an diefelben bewilligt werden, 

Der Regierungecanzlei wird ſchließlich bemerkt, daß fie fih in Gegenfiäuden ber 
Gemeinde: und Stiftungscurarel überhaupt nach den beftehenden Gefegen, Verordnungen 
und Regulariven zu achten, eine Abweichung bievon niemals zu geftatten, und dadurch die viels 
fachen und zwedlofen Anfrage- oder ‚Gutachtensberichte zu befeitigen babe. 

Münden, den 10. März 1823. 


Staaröminifterium der Jnnerm 


An 
die fürfttich Lömenfteinifche Negierungscanzlei in Ya alfo ergangen. 
1 


850. Abt. XI. Abſchn. J. Tit. l. Cap. I. . $. 544: 545. 546. 547, und 548. | 


$. 544. 
14643. 
(Die Vorftellung des Gemeinde: und Stiftungspflegers Albrecht Schlez zu Ipsheim vom 26. September d. J 
Belohnung für die Gemeinde und Stiftungsverwaltung — 
Auf Befehl Seiner-Majeftät des Könige. 


Die Vorftelluug des Gemeinde: und Stiftungspflegers Albrecht Schlez zu Ips⸗ 
beim vom. 29. September d. J., die Belohnung für die Gemeinde: und "Stiftungsvers 
waltung betr., folgt mit der Entfchließung, daß den Gemeinde: und Stiftungspflegern in den 
Ruralgemeinden eine Belohnung , welche das in dem MRegulativreferipte vom 10. März 
1820 feſtgeſetzte Maximum überfchreiren würde, nicht zugeftan den werden kbune. 


Münden den 19. December 1823. 
EStaatsminifterium des Junern. 


An 
die Königliche Regierung des Rezatkreiſes, K. d. J., alfo ergangen. 


$. 545. 
(Die Belohnungen der. Gemeindeworfteher betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majefdr des Könige. 


Der Königlichen Regierung des Obermainfreifed,. Kammer bed Iaueru wird auf 
‚ ihren Bericht vom 22, Januar l. Is. ermwiedert, 


daß die Belohnungen der Gemeindevorfteher, wenn fe 4 der Zamilien 
zahl regulirt find, aus‘ der Gemeindecaſſe erhoben, und. nörhigen Falls gleich 
anderen Gemeindebebürfniffen durch Umlagen geded’t werden ‚Sollen, 


München den 1. April 1824. 


ne ei Staatöminifterium des Ingeru. 


: An : 
die Königliche: Megierung des Obermainfreifes, Kammer des, Innern, alfo ergangen. 


— 8. 546. 


“ Dir Borftellung der Stiftumgepfeger des Landgerichts Pfarrlirchen vom 10, v. Mis., deren Tantieme für 
Beſorgung der Stiftunasgefhärre betreffend). 


"Auf Befehl Seiner Majeltär des Kbdnigs. 


Die Vorftellung der Stifrungspfleger des Landgerichts \ N farrfirchen vom 10. v. Mis. 
deren Tantieme für Beſorgung der Stiftungsgeſchaͤfte betreffend, folgt im Duplicate mit 
der Entſchließung, daß es rückfichtlich des ‚Abftriches der Tantiemen diefer Pfleger von den 
durch die aufgejtellten Asenten ad⸗eer Stiftungsrenten bei der auf das einjchlägige Regu— 


XLI. su $.99. d. ren. Gemeinderd. Gelohn. u Entſch. d Aush. u.d, Gem Sqht. intand.-Gem.) 85, , 


Iativ vom 10. März 1820 gegrilndeten Enticheidung der Königlichen, Regierung, des Unter: 
donaufreifes, Kammer des Innern, vom 12. Jauuar d, 8. fein Merbleiben zu behalten 
babe, daß den Stiftungepflegem jedoch nach ‚pen Beſtimmungen des ‚$. 2. des —— 
Rehulatives für. die zu “ machenden Gänge „außer dem Gerneindebegirfe | eine angemeifene, € uf: 
ſchaͤdigung zugeftanden” werden koͤnne. a 


München den 14. Mai 1825. IR Ger 2 Br DIT are 1 Zee Zr 2 < 


Stantäminifterium: des-Junern, 


An 
die, Konigliche Regierung des Unterdonaukreiſes, K. d. J., alſo ergangen. - 


‚Ss. 547. 
11135, 
(Die) Eutfädigung, der Steuernorgeher für die Einhebung und Ablieferung der Steuern betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeſtaͤt des Könige. 


; Auf den Praͤſidialbericht begeichnetem Beireſſes vom 11. Kuguft) 28: wird, unter 
Zuruͤckſchluß feiner Beilagen; erwiedertz 


Sn den ſechs Altern Kreifen des Königreichs liegt die Detailperception ber —* 
den Rentbeamten ob. Wird die Einſammlung der einzelnen Steuerbetraͤge von 
"den Rentbeamten oder den Sreuerpflichtigen ven Steuervorgehern uͤbertragen, fo 
haben dieſe ihre Belohnung von deu Committenten zu fordern, wie ſolches auch 
"in dem’ fraglichen Falle die Kammer der’ dinanzen in ihrer beſchloſſenen Ruͤckauſ⸗ 
ſerung an die’ Kammer des Innern erklaͤrt bat. "Für feinen Fall ift eine Ent: 
ſchaͤdigung fihr seine folche Perception den Steuervorgehern aus den Gemeindecafe 

fen zu gewähren. 


Minden den 22. November 1828. 


F 


Staatöminifterium des Juneru. 


F An F 
das Praͤſidium der Königlichen Regierung des Oberdonaukreiſes, K. d. J., alſo ergangen, 


8. he > © 
1994, 
(Die Bekanntmachung des Normorivs tiber die Belohnung rind‘ Entſchabigung der Ausſchußmitglieder in dem 
Ruralgemeinden betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeſtät des Königs. 


Nachdem die Anfäge für Belohnung und Entſchaͤdigung der Ausſchußmitglieder in 
den Ruralgemeinden im Vollzuge des Allerhoͤchſten Normativs vom 10. März 1820 Art. I 
urd IE, die erforderliche, freng zu bewahrende Stätigkeit bereits gewonnen haben muͤſſen, 
ſo unterliegt die mittels Berichts vom 29. Jaunar zur Beſeitigung von Reclamationen bes 
antragte Bekanntmachung des ebengedachten Normativs keinem Auſtande. 


» 852 Abth. XI. Abſch. 1. Tit. I. Gap. I. 6. 549. und 550. 


Gegen jene Euratelunterbehörden, welche fih nah Wahrnehmung der Euperrevifion 
eine Bernachläffigung des Vollzugs der beftehenden Vorfchriften über die den Ausſchußmit— 
gliedern in den Landgemeinden zu bemwilligende Verguͤtung haben zu Schulden kommen laffen, 
ift im Disciplinarwege mit Nachdruck vorzujchreiten. 


München den 9. März 1832. 
Staatsminifterium des Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Oberdonaukreiſes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


$. 549. 
21557, 
(Die Entfhädigung der Gemeinde : Verwaltungsmitglieder wegen erfittenen Schadens durch Frevel betvefiend.) 


Auf Befehl Seiner Majefät des Kbnigs. 


Der Königlichen Kreisregierung wird auf ihren Bericht. vom 11. Juli L. J. in 
unterftehendem Betreffe zur Entfchließung erwiedert was folgt: 


Da nad bekannten Rechrögrundfägen ein Gefeg oder eine Verordnung auch auf 
jene Fälle Anwendung finden muß, für welche, wenn fie gleich nicht ausdruͤcklich benannt 
find, dody die nämliche ratio legis fpricht, fo kann es feinem Bedenken unterliegen, daß 
die allerhöchfte Verordnung vom 3. September 1815 die Entfhädigung der Gemeindran: 
geftellten wegen erlittener Frevel betreffend, für fämmtliche Mitglieder des Gemeindeausfcufs 
ſes um fo mehr in Anwendung zu fommen habe, alö der Gemeindeausfhuß durch dad Ge 
meindeedict vom jahre 1818 an die Etelle der frühern Ortsvorſteher gerreten. ift, das Ger 
ſetz fomit diefe letzteren förmlich berührt, Die Königliche Kreisregierung bat hiernad das 
Weitere zu verfügen. 


Minden den 29. December 1834, 
Staatdminifterium ber Innern. 


ö An 
die Königliche Regierung des Untermainkreifes, K. d. J., alfo ergangen. 


Mittheilung: den übrigen Kreisregierungen dieffeits des Rheins. 
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Serſtellung und Führung des Lagerbuches, des Gemeindebuches, des Iuventard und 
der Concurrenzſtellen, dann Aufbewahrung der Duplicate bed Geburtd:, Trau⸗ 
und Sterbregiſters. 


550. 
41001. $. 


(Gemeinde: und Lagerbücer, Inventarien-⸗ und Eoncurrenzrollen der Gemeinden betreffend. ) 


Auf Befehl Seiner Majeftät ded Königs. 


Die Verordnung Über die Verfafung und Verwaltung ber Gemeinden vom 17. 
Mai 1. 3. bat den Vorftehern der -Ruralgemeinden die Verbindlichkeit auferlegt, ein Ge 
meindebuch, ein Inventarium, eine Concurrenzrolle, und ein Lagerbuch zu führen, und diefe 
Behelfe fomohl, ald die Duplicate der bei ben Pfarrämtern jährlich geführten Tauf, Trau— 
und Sterbregifter aufzubewahren. 


Die Anlegang diefer Urkunden iſt zwar ſchon durch bie Inſtruction für bie Ges 
teindenorfteher vom 24. September 1808 aubefohlen worden, nachdem aber die unterm 28. 
Juli 1808  vorgeichriebene Gemeindeformarion als die Grundlage zur Einführung einer res 
‚gelmäffigen Gemeindeverwaltung, nicht überall eingetreten, folglid) auch die Herftellung ver 
hezeichneten Urkunden größtenteils. unterblieben ift, fo befehlen Seine Königliche Majeftät, 
daß munmehr, machdem die Gemeinden in Gemäßheit der Verordnung vom 17. Mai I. J. 
gebildet find, zur Aufegung der bemerken Urkunden ernftlich eingefchritten, und der Anfang 
hiemit bei denjenigen Gemeinden gemacht werde, welche nach Anſicht der beitehenden Ber: 
Hältniffe einer Veränderung in ihren Beftandrheilen und Gränzen durch. die neue Geftaltung 
der gutöherrlichen Gerichte nicht unterliegen werden. 


Zu diefen Ende wird folgendes angeorduet: 


.4 
Die Koͤniglichen Regierungen haben die land- und gutsherrlichen Gerichte vorlaͤu⸗ 
fig zur Anzeige aufzuforderu, 


ob, und wieweit die oben angeführte Inſtruction dom 28. September 1808 bin: 
fichrlich der Aalegung von Gemeindebächern, Inventarien, Coneurrenzrollen, und Lagerbüchern, 
in den Nuralgemeinden ‚bisher in Vollzug gefetst, 


welches Formular. für eine jede diefer Urfunden gewählt worden ſey, 


dann ob und im welcher Form die Pfarrämter Duplicate von Taufr, Trau- und 
Sterbregiftern an bie Gemeindevorfteher abgeliefert haben ? 





) Vergl. Refcripf vom 11. Auguſt 1834, die Vollziehung der am 1. Juli 1834 Allerhochſt ſanctionir⸗ 
ten Reviſion des Gemeinderdicts betr. (f. $. 35. ©. 244. oben) ; dann Juſtruction für Liquidirung, 
Tataſtrirung und Umſchreibung der definitiven Grundſteuer vom 19. Januar 1830, $. 67, 72, und 
80; ferner Entſchließung vom 31. Det, 1837, Nro. 1101, (f. $. 7. S. 107, oben). 


854 . —* xt. aofon. "an IL’ "g. sio. 
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Pen In Folge der — Aufklaͤrungen über" den⸗ gegenwaͤrtigen Stande derSache 
haben die Königlichen Kegierungen weiter geeignete zu verfahren, : und war den Gegen ſtand 
in -formeller und materieller Beziehängt durch coffegiate: Vorberatbungen näher zu würdigen, 
nachhin aber, und wenn die Grundzige zur fünfrigen zweckmaͤſſigen Einrichtung und Fuͤh— 
rung der befraglichen Urkunden aufgefaße(find, -Die land- und gutsherrlichen Gerichte mit 
‚ diefen Grundzägen befannt zu machen, und diefelben um ihr Gutachten über die geeignet: 
fie Art der Ausführung des Planes, unter Ruͤckſicht auf beſondere dreliche Werhältniffe und 


zufällige Umftände, zu vernehmen. | | | 
at —0 a — AT ER TEE 
‚ Fir den anti der Gruüdzuge oder des’ ptanas werden. vertäufig nachfehat 


"Ynfichten gegeben : 


1) die erjte — und die Fortſetzung der WERT und Lagerhücher follte 
zwar mit denjenigen gejeßlichen Sörmlichkeiten , wodurd, den Scripturen die 
Eigenſchaft offeutlichet Documente beigelegt: wird, behandelt werben koͤnnen, 


21 


. — wein non’ aber die Beſchreibung⸗ Berichtigung und Feſtſtellung der Gränzen 
2 durdb die erdenklichen Gerichtebehdrden uͤnter Beziehung: der: anftoffenden Ge⸗ 
Pe meihden, die formliche Nachweifung der Ankunfterisel aber Rechtsgerechtigkei⸗— 
— ten, geſchloſſene Guͤter, und einzelne Grundſtuͤcke der Gemeinde ſowohl als 
Fein der Privaten, die gefdrderte Befchteibung aller in ‚der Gemarkung liegenden 


a N J Realitaͤten nad) der Verſchiedenheit ihrer Beſitzer, und nach ihrer, Begraͤnzung, 
die Erhebung des Schaͤtzungswerthes oder des Steuercapitals, die Angabe der 
hierauf ruheunden Laſten,“ aus“ dem ſtaats⸗, gemeinde: , und privatrechtlichen 
Verbande, und der Vortrag" aller! uͤbrigen Verhaͤltuiße einen ſo bedeutenden 
Zeit- und Koſten-Aufwand erfordern wuͤrde, daß, zu befuͤrchten ſtuͤnde, es 
moͤchte dadurch die Herſtellung dieſer Buͤcher neuerlich hingehalten, oder gar 
nicht bewirkt werden, fo muß ihn aͤußerſten Falle gleichwohl zugegeben werden, 
I daß: Die, Gemeinde z und Lagerbuͤcher dur) beglaubigte Uuszüge aus den Ereuer: 
Garaftern gebildet, und die Gemeindegränzen blos nad) Anficht der Slurfarten 
u: beſchrieben werden. j 
2) - Die Anfertigung der Juventarien über die zum Giemeindevermdgen des Gemein 
degurs gebörigen Geraͤthſchaften, Feuer-Loͤſch-Requiſiten, und dergleichen kaun 
einem Anſtande durchaus nicht unterliegen, und es Kit hiebei mr darauf zu 
ſehen, daß neben dem dermaligen Werths- auch’ der urſpruͤngliche Aus 
kaufspreis mit Bezug auf die Rechnungen angefegt, und in dem Formular 
der. erforderliche Raum, für die Abz und Zugänge belaſſen werde, 

. 3) Die Concurrenzrollen zum Behufe der Gemeindeumlagen im Gelde oder in Nas 
turalien ergeben ſich entweder aus den Lagerbiüchern oder aus den Ertracten 
ei, der Beeuerentafter, es Rind jedoch die Dominicalrentenbeſi tzer, und die auifer 
der Gewmeinde Anfaͤſſigen zur Zahl der Gemeiudeglieder nicht gehbrigen Eigen: 

thuͤmer einzelner Realitaͤten in ‚befonderen, Abtheilungen geeignet, borzittragen. 
4) Die Goncurrenzrollen zum Behufe des Aufgebots von Naturaldienften mit Hand 
und Gefpann Fonnen auf Verzeichniffe der Gemeindeglieder unter der Angabe 
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der Zahl von Perſonen und des Zugviehs, wodurch Hand- und Spaundienſte 
nach dem Geſetze eder Herkommen geleiſtet werden muͤſſen, mit dem Vorbe— 
behalte offener Colonnen für die Ab- und Zugänge beſchraͤukt werden. 


5) Die erwähnten Documente follten, womdglihd nad einem gleichen Formulare 
für alle Gemeinden eines Kreiſes angelegt werden, und durch Mollftändigkeit 
eben fo ſehr, als durch erleichterte Ueberſicht ſich auszeichnen. 


6) Nah der Verordnung vom 17. Mai I. Is. find die Gemeindevorſteher vers 
bunden, die bezeichneten Urkunden felbft zu führen und die vorgefallenen Vers 
änderungen im Beſitze der Grundſtuͤcke am Schluſſe eines jeven Quartals bei 
der vorgefegten Behbrde anzuzeigen. wenn nun glei die Führung der Juven— 
tarien ſowohl ald der Euncurrenzrollen den Gemeindevorjtchern unbedeuflid über: 
laffen werden faun, jo möchten doch die Vorſteher vieler Gemeinden die zur 
Führung des Gemeinde» und befonders des Lagerbucdyes erforderliche Qualificas 
tion nicht befigen; die Königlichen Regierungen haben daher befonders zu ers 
wägen, 

ob nicht die erfte Aulegung fowohl als die Fortfegung der Gemeinde: 
und Lagerbuͤcher den lands und gutöberrlicen Gerichten überhaupt aufs 
getragen, dem Gemeindevorficher hingegen blos die Aufbewahrung die: 
fer Bücher überlaffen werden folle, unter der Verbindlichkeit, dieſelben 
am Schluſſe eines jeden Quartal bei dem Gerichte zu dem Eude vor: 
zulegen, damit von diefem die vorgefallenen Veränderungen bemerkt wer: 
den konnen? 

7) Die Zauf:, Trau- und Sterberegifter find in Revifion zu nehmen, und wenn 
fie in der bisherigen Form den Forderungen des Grfeges oder des Dienſtes 
nicht entſprechen, verbeſſerte Formulare hiefuͤr zu entwerfen. 


iV. 


Sobald nun dad Gutochten der lands und gutsherrlichen Gerichte eingekommen feyn- 
wird, haben die, Kbnigliden Regierungen diefen Gegenftand im weirere Berathung zu nehs 
men, in Folge derfelben eine Inſtruction zur erften Anlegung und zur Führung der Gemein— 
debuͤcher, Jnventarien, Concurrenzrollen und Lagerbücher zu emswerfen, und diefe Juftruction 
dem Staatsminifterium des Innern ıheild zur Genehmigung, theils zu dem Ende vorzulegen, 
um zu bemefien, inwiefern eine allgemeine Vorſchrift zur gleichfbrmigen Behandlung des 
befraglichen Geſchaͤftes unter Ruͤckſicht auf die bejondern Verhaͤltniſſe eines jeden Kreifes 
Play greifen könne, 

" V. 

Da nun die oftbenannten Documente nicht blos für den Dienſt der Ruralgemeinden, 
fondern auch für den Dienft der Magiftrare in den Staͤdten und Märkten erforderlich find, 
fo haben die Königlichen Regierungen ihr Augenmerk zugleidy darauf zu richten, ob und wie 
diefe Documente in den Staͤdten und Märiren bisher geführt worden find, und weldye Vers 
befierungen oder nemen Einrichtungen diesfalld eintreten follen? 


VL 


Die Königlichen egierungen haben das bemerkte Geſchaͤft. zeitig einzuleiten, und 
8», XI, 108 


856 Abthu. XI. Abſch. 1. Tit. I. Cap. Ir. 8. 551. 


in der Urt zu verfolgen, daß die im vorſtehenden IV, Art. geforderten Inſtructionen Läng: 
ſtens bis zum 31. März des fünftigen Jahres vorgelegt, die Documente noch im Laufe 
des Etatsjahres 1s1$ vollftändig gefertigt und mit dem Eintritt des Etatsjahrs 1843 in 
gehdriger Ordnung geführt werden konnen. 


München den 22. September 1818. 


„Stadtsminifterium des Junern, 
An - 
die ſaͤmmtlichen Königlichen Regierungen, mefhließlich jener des Mheinkreifes, alfo ergangen. 
$. 551. 


(Gemeinde: und Lagerbücher, Inventarien und Eoncurrengrolfen der Gemeinden betreffend.) 


5880, 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Seine Königlihe Majeftät haben die berichtlichen Anträge der Königlichen 
Regierungen in Bezug auf die Herftellung und Sortführung der Gemeindebücher, Inventa⸗ 
rien, Concurtenzrollen und Lagerbuͤcher der Gemeinden, fo wie auf die Ablieferung von Dus 
plicaten der pfarrämtlichen ZTauf:, Trau: und Sterberegifter an die Gemeindevorfteher in ſorg⸗ 
fältige Erwägung nehmen laſſen, und nachdem fich hiedurch gezeigt har, daß die Herftellung 
der wichtigen gemeindlichen Urkunden mit denjenigen gefeßlichen Förmlichkeiten, mwodurd den 
Seripturen die Eigenfchaft Öffentlicher Doeumente beigelegt wird, umd in derjenigen Aus⸗ 
‚dehnung, welche in den einichlägigen Evicten vom 24. Eeptember 1808 und 17. Mai 
1818 insbefondere fir die Lagerbicher vorgefchrieben ift, in dem Bbefchränften Maafe der 
Qualification der meiften Gemeindevorfteber, in dem großen Geſchaͤftsdrange der land; und 
guteherrlichen Gerichte, in dem noch, unvollendeten Stande des definitiven Steuerſyſtems, und 
in den Dermbgensumftänden, der betheiligten Gemeindekdrper unter den gegenwärtigen Ver: 
bältnifjen die wefentlichften Hinderniffe finde, fo wird über dieſen Gegenftand nachftebende 
Entſchließung ertheilt, 

I. 


Da bie Grunds und Lagerbuͤcher, welche nach Vollendung der Steuervermefung in 
"Folge einer, von dem Königlichen Staatsminifterium der Finanzen ausgegangenen Entſchließ⸗ 
ung vom 1. Mai 1821 und ber hierauf gegründeten Juſtruction vom 23. deffelben Monats 
besgejtellt, und nach Beftimmung des $. 45. der Suftruction den Gemeinden mitgerheilt wer: 
den muͤſſen, den Forderungen, welche ruͤckſichtlich der Gemeindeverwaltung an diefes Buch zu 
‚ftellen find, allerdings genügen, ſo foll die Herftellung diefer Grunds und Lagerbuͤcher abge: 
wartet und hienach wegen deren gehdriger Aufbewahrung Yon Seite der Gemeinden, fo mie 
wegen injtructionsmäßiger Fortführung derfelben die geeignete Bürforge mit allem Nachdruck 
getroffen werben, 

U. 


Mit der Herfiellung der Gemeindebiücher, in welchen jedoch das Rocalftiftungsver: 
mdgen nicht aufzuführen ift, fol nach Vollendung der vorbezeichneten, — zum Behufe der 
Beſteuerung abgefaßten Grund⸗ und Lagerbücher begonnen, und biefelbe, mit midglichfter Bes 
ſchleunigung, für die Ruralgemeiuden den land- und gutöherrlichen Gerichten in der Urt 


XLVII. zu $. 100. d. rev. Gemeindeed. (Herftell, u. Führ. d. Lagerbuches, Gemeindebuches ic.) 857 


übertragen werben, daß, fobald das Lagerbuch einer Gemeinde dem Vorſteher ausgeantwortet 
ift, dasfelbe gegen Recognition zum Gerichte abverlangt, und hieraus das Erforderliche in 
dad Gemeindebuch eingetragen wird, 

Hiernaͤchſt aber follen bei der hierauf folgenden Gemeinderechnungsabhdr, wozu ner 
ben dem Gemeindepfleger und Bevollmächtigten auch der Gemeindevorftcher befonders vorzus 
fordern ift, alle auf die Abfaffung des Gemeindebuchs Bezug habenden DVerhältniffe erhoben, 

und alle etwa vorhandenen hiezu wichtigen Documente gegen Recognition abgefordert werben, 


BR 2° 
Die Wahl des Formulars für die Gemeindebächer, deren wefentlicher Juhalt bereits 
in dem F. 100. des Gemeindeediers vom 17: Mai 1818 bezeichnet iſt, und mobei der tas 
bellarifche Vortrag ohnehin faum anwendbar ſeyn wird, bleibt den Königlichen Kreisregieruns 
gen, Kammern des Innern, überlaffen, 


IV. 
Wenn Gegenftände des Gemeindeguted oder Gemeindevermögend irgend einer Art im 
Streite befangen find, fo haben fich die land» und gursherrlichen Gerichte in der Herftellung 
der Gemeiudebächer nicht aufhalten zu laffen, fondern den dermaligen Stand der Sache les 
diglih im Gemeindebuche vorzumerken, 


V. 

Zum Behufe der Herſtellung der Gemeindebuͤcher finden durchaus keine Reiſen der 
Gerichtsbehoͤrden ſtatt, ſondern es find die betreffenden Mitglieder der — — 
jederzeit vor Amt zu fordern, - 

Ebenfo koͤnnen für die Herftelung der Gemeindebädher und für ale hiemit verbun; 
denen amtlichen Verhandlungen, melde den Lands und gutäherrlichen Gerichten in ihrer Eis 
genfchaft als niedere Curatelbehoͤrden obliegen, Feine Sporteln, Stempel’, Schreib = und Zu: 
ftellgebühren gefordert werden, und es wird daher im Allgemeinen beftimmt, daß den Ge: 
meinden für die Herftellung diefer Bücher, außer den Koften des Papierd und dem Buchbins 
berlohn durdaus Feine Ausgabe zur Laft gelegt werden darf. 


VI 


Wenn das Gemeindebuch vollender und abgefchloffen ift, wird daffelbe von ſaͤmmtli⸗ 
hen Mitgliedern der Gemeindeverwaltung, und von dem land: oder gutöherrlichen Gerichte 
unterzeichnet, mit einem dauerhaften Einbande verfehen uud von dem Gemeindevorftcher aufs 
bewahrt, 

VII. 

Die Nachtraͤge der Veränderungen werden alljaͤhrlich bei der Gemeinderechnungsab⸗ 
hoͤr durch das Gericht vorgenommen, zu welchem Eude das Gemeindebuc) mit der Rechuung 
einzuſenden iſt. 


VIII. 


Die Koͤniglichen Kreisregierungen haben die Herſtellung der Gemeindebuͤcher nach 
vorſtehenden Bedingungen und Hauptnormen zuerſt in einigen Gerichtsbezirken beginnen zu 
108* 
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laffen, deren Vorftände und Mitglieder eine vorzägliche Geſchaͤftskenutniß und Xhätigkeit mit 
einem regen Eifer fir die gemeindlichen Inſtitutionen verbinden. Aus den Beſcheidungen 
Über die Anfragen diefer Behbrden bei vorkommenden Anftänden und Zweifeln, iſt eine Ju; 
ftruetion für die übrigen Behoͤrden zu verfaffen, und mir vollftändigen Abfchriften wirklich 
bergeftellter Gemeindebücher für eine größere, eime mittlere und eine kleinere Gemeinde zur 
Norm hinauszugeben. 


N IX. 


Die Magiftrate der Städte und ‚ Märkte verfaffen das Gemeindebuch felbft, und 
dadfelbe unterliegt, ſowohl was die erfie Abfafjung, als die Forrführung betrifft, der Revi— 
fion der diefen Magiftraten unmittelbar vorgeſetzten Curatelbehoͤrde. 


X. 


Die Inventarien über die Gemeindegeraͤthſchaften, welche nach der Vorſchrift des 
einſchlaͤgigen Normalreſcriptz vom 22. September 1818 Art. III. 9. 2. verfaßt, welchen 
aber da, wo wichtigere Gemeindeurkunden und Documente, namentlich uͤber Erwerbung von 
Realitäten und Gerechtigkeiten vorhanden find, auch Verzeichniſſe über diefe Urkunden bei: 
gefügt werden ‚follen, find allenthalben von den Gemeindevorftehern mit Benuͤtzung der Ge: 
meindefchreiber in dem Fürzeften Zeitraume nad) einem von den Kbniglichen Kreisregierungen 
felbft zu ertheilenden Formulare herzuftellen, und mit der Gemeinvderechnung fir dasjenige 
Jahr, inner welchem fie vollendet worden find, den land: und gutsherrlichen Gerichten zur 
Prüfung und Rectificirung vorzulegen. 

Die Ab = und Zugänge find alljährlich aachzutragen, und die Richtigkeit der Fort: 
führung des Inventars ift bei der Gemeinde; Rechnungsrevifion zu prüfen. 


Diefe Bellimmungen finden auch bei den Magiftraten der Städte und Märkte ihre 
analoge Anmendung, 


XI, 


Bei Herftellung der Goncurrenzrollen zum Behufe der Gemeindeumlagen in Gel 
oder in Naturalien, wofür die weientlichen Vorſchriften in dem Mormalrefcripte vom 22. 
September 1818 Art, III. $. 3. bereits enthalten find, ift vor Allem der wefentliche Ges 
fihtöpunft feftzuhalten, daß diefelben nicht zum Behufe der Repartition und Erhebung ein; 
zelner Umlagen beftünmt ſeyn Fönnen, fondern nur den Maßſtab und die Grundlage enthal: 
ten follen, mad weldyen im Falle einer Umlage jeder Concurrenzpflichtige beizutragen hat. 
Es muß demnach in den Goncurrenzrollen, welche allenthalben von den Gemeindeverwal: 
tungen, und von den Magiftraten der Städte und Märkte, fo fchleunig als möglich, nad) 
einem von den Kbniglichen Kreisregierungen zu ertheilenden Formulare berzuftellen find, neben 
der Ausſcheidung der wirklichen Gemeindeglieder, der Beſitzer einzelner Grundftäde und der 
Dominicalrentenbefißer; aud zum Behufe der Eoncurrenzen in Naturalien, der Beſitz von 
Feld» und MWiefengriuden erfichrlich fenn, und es follen die Rollen nicht nur bei der erften 
Herftelung, fondern auch zu Legalifirung der vorfallenden Ab- und Zugänge des Steuerber 
trages nach Verfluß eines jeden Etatsjahres dem einſchlaͤgigen Rentamte zur Beglaubigung 
der Steuerquoten vorgelegt werden. Ale ſechs Fahre find die Goncurrenzrollen von Neuem 
berzuftellen. 
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XII, 


Für die Eoncurrenzrollen zum Behufe des Aufgebotes von Naturaldienften mit Hand 
und Gefpann, welche allenthalben dur die Magiftrare und Gemeindeverwaltungen nach dem 
von den Königlichen Regierungen vorzufchreibenden Formularien bergeftellt und fortgeführt, 
jedoch mit den Rollen für die Gemeindeumlagen nicht verbunden werden follen, erfcheinen 
die Beftimmungen der Normalentfchließung vom 22. September 1818, Art. ILL. $. 4. unter 
dem Zufage ald genügend, daß die Abs und Zugänge alljährlid unter dem Namen jedes 
Gemeindegliedes in der Rolle felbft nachgetragen, und zu diefem Ende bei Jedem der erfor: 
£ berlibe Raum gelaffen, und daß die Rolle zum Behufe einer gleichheirlichen und ſchickli— 
chen Bertheilung des wirklichen Aufgebotes, bei denjenigen Anfpannbefigern, welche entweder 
mehr oder weniger ald die einfache Beipannung zu leiften haben, die zweckmaͤßige Einthei: 
lung erhalte. 

Uebrigens ift auch dieſe Eomcurrenzrole immer nad Verfluß von 6 Jahren neu 
herzuſtellen. 


XIII. 


Die Geburts-, Trau- und Sterberegiſter werden genau nach ben, in dem 
bayeriſchen Regierungsblatte vom Jahre 1803 S. 73. ff. vorgeſchriebenen, und durch eine 
weitere Bekanntmachung im, gedachten Regierungsblatte vom Jahre 1804 ©. 124 ff. ver: 
befferten Formularien durch die Pfarrämter geführt, und von diefen am Schluffe jedes Ka; 

lenderjahres in vollftäudigen und beglaubigten Duplicaten an die Gemeinbevorfteher abgelies 


fert, von diefen aber forgfältig aufbewahrt, und nah und nach in dauerhaften Einbänden 
geſammelt. 


Die Vorſteher der juͤdiſchen Glaubensgenoſſen haben aͤhnliche Regiſter in einer von 
den Königlichen Kreisregierungen vorzuſchreibenden Form herzuſtellen, und an die Gemeinde: 
vorfteher zu liefern. 

XIV. 


Hiernach haben die Königlichen Kreisregierungen das Geeignete mit der der Wich— 
tigkeit des Gegenftandes entfprechenden Sorgfalt einzuleiten, und thärigft zu verfolgen. 


Münden den 9. Januar 1824. 


Staatdsminifterium ded Inneru. 


Au 
fämmtlihe Königliche Kreisregierungen, K. d. J., alfo ergangen. 


$. 552. 
18062, 
* (Die Behändigung legaler Abfchriften von den Pfarrbühern an die Gemeindevorfteher betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Auf die berichtigte Vorlage der Kdniglichen Regierung bed farkreifes vom 28. 
v. Mts. in Betreff der Behaͤndigung legaler Abfchriften von den Pfarrbuͤchern an bie Ges 
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meinbevorftcher, genehmigen Seine Koͤnigliche Majeftät biemit, daß unter Ruͤckſichtsnahme 
auf die allerdings begründeten Erinnerungen des erzbifchdflichen DOrdinariates, nunmehr die 
erforderlichen weiteren Anordnungen getroffen, und auch der erzbifchöflichen Stelle bieräber die 
angemeffenen Erbffnungen gemacht werden. 

München den 6. December 1824, 


Staatsminifterium des Junern, 


An 
- die Königliche Regierung des Ifarkreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


$. 553. 
(Die Behändigung legaler Pfarrmatrikelabſchriften an die Gemeindevorſteher betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Die Behändigung legaler Pfarrmatrikelabſchriften an die Gemeindevorfteher hat im 
SF farkreife, befonders von Seite des erzbifchöflichen Ordinariates, verfchiedene Erinnerungen 
veranlaßt, zu deren DBefeitigung die Kreisregierung in ihren bieräber erftatteren Berichten 
vorzüglich die Ausfcheidung der Pfarrmatrifeln nach Gemeindebezirken bei Anfertigung der 
Duplicate unter Zuziehung der Gemeindevorfteher, dann die Deponirung der fo gefertigten und 
beglaubigten Duplicate bei der Polizeioberbehdrde des Diftrictes, welcher neben der Pflicht 
zur ficberen Aufbewahrung diefer Abichriften und zur Geftattung der durch dad Gemeinde: 
geſetz begründeten Einficht auf Verlangen der Gemeindevorfteher zunaͤchſt auch die Werant: 
wortlichkeit wegen Verhuͤtung möglichen Mißbrauches aufgelegt werden kann, ald eine zwed; 
mäfige und wirkſame Anordnung bezeichner hat; weswegen aud genannter Regierung, in: 
baklid der Entichliefung vom 6. December 1824 die weitere Anweiſung der Behörden 
überlaffen worden iſt. 
Indem died der_Kdniglichen Megierung ded DObermainfreifes auf ihren Bericht ‘vom 
26. September v. 3. der Königliden Regierung des Megenfreifes auf ihren Bericht vom 
15. September v. Is. des Unterdonaufreifes auf ibren Bericht vom 31, Auguft v. Is. zur 
Kenntniß mitgerheilt wird, fegt man voraus, daß biefelbe hiernach mir rRuͤckſichtsnahme auf 
die im dortigen Kreife beftchenden Verhältniffe, von felbft dad Geeignete zu verfügen wiſ⸗ 
fen werde, r 
Minchen den 9. Februar 1826. 
Staartsminifterium bes Innernu. 


An 
die Königlichen Regierungen des Obermain: Regen: und Unterbonaufreifes, KR. d. J., alfo e rdangen, 
$. 554: 
20336. 


(Die Führung und Beauffichtigung der Kircenbücer, dann die Anfertigung und Aufbewahrung ihrer 
Duplicate durch die geiſtlichen Behdrden betreffend.) 


17076, 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige, 
Be zuͤglich der Anftände, welche fich | 


XLYVII. zu $. 100.d, rev. Gemeindeed. (Herftell. u Führ d. Lagerbuches, Gemeindebuches ic.) 861 


a) über die Beauffichtigung der Pfarr» oder Kirchenbuͤcher, 
b) über die Anfertigung ihrer Duplicate, und 
c) über die Aufbewahrung der lettern ergeben haben, 

wird folgende Entſchließung ertheilt. 


3u a. Die $$. 64. lit. h. und 65. der Iren Werfafjungsbeilage, haben ber 
Staatögewalt die Gefehgebung und Amtözuftändigfeit (Gerichtsbarkeit) hinſichtlich der Ein; 
richtung der Kirchenliften, refp. Kirchenbächer, ald Quellen der Bevblferungsverzeichniffe, 
und ald Regiſter des bürgerlichen Standes; fo wie hinfichtlich der pfarrlichen Dos 
cumente überhaupt, ausdräclich vorbehalten. 


Hieraus erwähnt allerdings für die Staatsgewalt von felbft die Befugniß und Ob; 
liegenheit, zu forgen, daß über die richtige Wollziehung der über die Führung der Kirchen: 
bücher erlaffenen Vorfchriften Gewißheit erlangt, und zu dieſem Zwecke durch die einfchlägis 
gen Behbrden eine entfprechende Aufſichi gepflogen werde, 


Nirgends aber ift beftimmt , daß diefe Aufficht auf den Vollzug nicht von ben 
‚geiftlihen Behdrden felbft geübt werde, und zwar um fo weniger, als jene Bücher zugleich 
für rein Firchliche Zwede dienen, und in diefer Beziehung den Charakter gemeinfchaftlicher 
Acte behaupten, als ferner, bezüglich der proteftantifchen Kirche, inöbefondere die, in $. 11. 
des Ilten Auhanges zur Alten Verfaffungsbeilage in Bezug genommene Confiftorialordnung 
vom 8. September 1809, $. 72. und deren Beilage, die Specialinftruction fir die Dis 


ſtrictsdekane $. 12. diefe Auffichtsführung ausdruͤcklich zu den Amtspflichten der Eonfiftorials 
fielen und Defanate zählen, 


In dem Hinblicke auf dieſe unmittelbar und ſtreng gebotene kirchliche Beaufſichti⸗ 
gung wurde ſich von Seite der Staatsregierung ſeit 1818 auch beruhigt, und eine foͤrmliche 
Viſitation der Kirchenbuͤcher durch die weltlichen Behorden, ‚nur bei vorwaltenden naͤheren 
Indicien pfarrs oder dekanatamtlicher Pflichtvernächlaäͤßigung, und auch bier nur bezüglich 
der, eimer ſolchen Vermuthung anheimgefallenen Pfarrämter verfügt, im übrigen aber die 
weltliche Aufſicht auf die aus zahlreichen Aıntsberährungen der Diftrietspoligeibehdrden mit 


ben Pfarrern von ſelbſt fi) ergebende Ueberzeugung von der Genauigkeit diefer Bücher, 
beſchraͤukt. 


Zu b. und c. Hieruͤber ergingen unter‘ dem 6. December 1824 und 9. Febr, 
1826 an die Königl. Regierungen des Iſar-, dann des Obermain:, Regen:, Unter und 
Dberdonaufreifes, Kammer des Innern, die in Abfchrift anruhenden Entfchließungen, nad) 
welchen fich die Koͤnigl. Kreisregierung, Kammer des Junern, ebenfalld zu benehmen hat, 
vorbehaltlich: jener Modificationen, welche die'befonderen Verhaͤltniſſe des Regierungsbezirkes, 
und namentlich die Beftimmung des {. 501. Th. II, Titel 11. des Preuffifhen Landrechts 
für die betreffenden Gebietstheile mir ſich bringen. 


Immerhin ift aber für Vornahme der in $. 100. des revidirten Gemeindbeedicts 
vorgefchriebenen Beglaubigung und Siegelung der Pfarrbuhsduplicate, reſp. Ertracte durch bie 
Pfarrämter genaue Sorge zu tragen. 


Münden den 20. Februar 1836, 


Staatöminifterium des Janern. 
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$. 555. 
0725, 
(Die Führung und Beauffihtigung der Kirchenbücher, dann die Fertigung und Yufbewahrung ihrer Duplicate 
betreffend. ) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Auf die in dem Berichte vom 5. d. M. erhodenen Bedenken bezüglich der Führung 
und Beauffihtigung der Kirchenbuͤcher, dann der Fertigung und Aufbewahrung ihrer Duplis 
cate wird der Kbniglichen Kreisregierung, Kammer des Jnanern, erwiedert: 


1) Wie ſchon in der Kdniglichen Minifterialentfhpliefung vom 20. Febrnar d. J. 
bemerkt wurde, ift die Gefeggebung und Amtsftändigkeir (Gerichtsbarkeit) hin— 
fibrlih der Einrihtung der Kirchenbuͤcher, fo wie hinſichtlich der pfarr— 
lihen Documente überhaupt ausdrädlich der Staatögewalt vorbehalten. 

Demzufolge koͤnnen auch alle hierauf bezüglichen Anordnungen nur von 
den betreffenden Staatsbehbrden, jedoch unbeſchadet vorgängigen Bench: 
mend mit den betreffenden geiftlihen Stellen ausgehen, wenn auch die 
Aufſicht uber deren Vollzug nah Maaßgabe der angeführten Königlichen 
Minifterialentfchließung zunächft den. geiftlichen DOberbehbrden anheim ge: 
ſtellt bleibt. 

2) Da in jenen Gebieretheilen; wo felbft das Preuffifhe Landrecht Peine Geſetz⸗ 
Kraft erlangt bat, den Schullehrern eine foͤrmliche Verpflichtung zur Aufer— 
tigung der Pfarrmatrifelduplicare nicht obliegt, fo kann deren Beihuͤlfe vom 
Seite der zu diefem Gefchäfte berufenen Geiftlihen nur im Wege des gütli: 
ben Einverftändniffed, nicht aber von Amtöwegen in Unfpruch genommen 
werben. 


3) Bezuͤglich des Ortes und der Behdrde für die Aufbewahrung diefer Dokumente 
kbnuen die dießfallfigen Beflimmungen des Preuſſiſchen Landrechtes, gegenüber 
jenen des revidirten Gemeindeedicted nur in fo ferne zur Anwendung fommen, 
ald erftere mit der Formation und dem Wirkungskreiſe der dermaligen Local = 
und resp. Diftrictd; Behörden vereinbar find, 

Münden den 28. April 1836. 


Staatsminifterium bed Innern. 


Un 
die Königliche Regierumg ded Rezatkreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
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XLVIH, Zu $. 103. des revidirten Gemeindeediets. 
Gefchäftsführung der Verwaltung in Muralgemeinden.. 


$. 556; 
(Gefhäftsführung der Verwaltungen in dem Nuralgemeinden betreffend.) 
Auf Befehl Seiner Majeflärt des Kobnigs. 


Der Königlihen Regierung des Untermainfreifes wird auf ihren Bericht vom 15, 
Detober I, J., die Geſchaͤftsführung der Verwaltungen in den Ruralgemeinden betreffend, 
biedurch erwiedert, 

daß es bei der Bellimmung des Regulatives vom 24. September I. 3. $. 24. 
fein Verbleiben um fo mehr behalten müffe, als die laud- und gutäherrlichen Gerichte nur 
das Fundament zum Streit überhaupt zn würdigen, und obme in Die materialia causa 
tiefer einzugehen, nur das Factum, wenn daffelbe aus den gefammelten Behelfen zum Gtreit 
nicht deutlich genug hervorgehen follte, fchriftlich darzuftellen haben, wodurch der Unbefans 
genbeit des Richters, als gefeßlichen Gurasors, eben fo wenig ald den Beflimmungen der 
Gerichtsordnung zu nahe getreten wird, 

Uebrigens wird die Königliche Regierung bei näherer Betrachtung der Umftände un: 
ſchwer einfehen, daß die befraglichen Gefchäfte. wegen beftehender Vereinigung der Yufkize 
und Polizeiverwaltung in einer Behörde, und wegen befchränkter Kenntniffe der meiften Mits 
glieder von Verwaltungen in den Ruralgemeinden, nicht wohl anders ald in der vorgefchries 
benen BWeife behandelt werden konnen, wenn dad ntereffe der Gemeinden und Stiftungen, 
ohue machtbeilige Verwidlung und Verzdgerung des Geſchaͤftsganges bei den Adminiſtrativ⸗ 
und Zuftizbehdrden, gehdrig vertreten werden foll. 

Münden den 11. November 1818. 


Staatöminifterium dad Junerm 


An 
die Königliche Regierung: des Untermainkreifes, Kammer des Innern, alſo ergangen. 


XLIX. Zu 6. 104. des revidirten Gemeindeedicts. 
Wirkungskreis der Gefammtgemeinde"). 


’ $ 587. 
Yudzug 
aus dem Abſchiede für den Landrath des SHarkreifes vom 11, Mai 1830, 
x. 16 * 


6) Den Antrag des Landrathes auf Abſtellung ber Gemelndeverfammlungen is 


*) S. a. Entſchließungen vom I. September 1830: ro, 14250 (j. 5.512, ©, 818, oben), v. 16, Gebr. 
Bd. IL 109 


864 Abthl. XL. Abſchn. L. Tit. I. Cap. I, 6. 558. 559. und 560. 


Öffentlichen Wirthshaͤuſeru finden Wir bemeffen, und wollen , daß Unfere Re: 
gierung des Ffarkreifes da, wo nicht ungünftige Localverhaͤltniſſe enrgegenftehen, 
diefen Mipftand ſogleich befeitige, da aber, wo derfelbe wegen Mangels an 
‚ Gemeinde: oder andern hiezu geeigneten Häufern, ſich nicht befeitigen läßt, 
die Landgerichte zur puͤnktlichſten Wachfamkeir gegen Erceffe anweiſe. 
Reg.-Bl. v. 3. 1830, Nro. 17. S. 693, 


$. 558. 
21622. 


(Die Beſchwerdevorſtellung des Friedrih Ströhfein und Eonf. von Kiffingen, das -Verjahren bei Veräufferung 
von Gemeindegründen betreffend.) 


"Auf Befehl’ Seiner Majeftät des Könige. 


Der Bürger Joſeph Schleroth von Kiffingen hat ſich erboten,' der Gemeinde Kiffin, 
gen ein genügendes Acquivalent an Garteufeld im Tauſchwege zu überlaffen, wenn ihm die 


der Gemeinde gehörigen, zur Vollfuͤhrung feines Hausbaues nöthige Grabenflähe und_Neu: 
länder abgetreten würden, 


Da jeder Gründetauſch als eine species alienationis erjcheint, demnad) unter 
jene Handlungen gehört, welche vie Zuftimmung der gefammten Gemeinden nah 6. 104. 
Nro. 1. des Gemeindeedicts erfordern, ſo Fann eine Vernehmung der Gemeindeglieder von 
Kiſſingen über diefen Tauſch nicht umgangen werden, - 

Hiernach hat die Königliche Regierung des Untermainkreifes das Weitere zu verfügen. 


Münden den 20. Februar 1833. 


Staarswinifterium des Innern. 


Un 
die Königliche Regierung des Untermainfreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
Nahriht den übrigen Regierungen diesfeitd des Rheine. 


L. Zu $. 105. des repidirten Gemeindeedicts*) 


Bekanntmachung der Ergebniffe der Genieinde : nnd Stiftungsrechnungen im den 
" Zandgemeinden. 


5161, 8 


Die Vollziehung des $. 82, Abf. 2, Iit. b. und $. 105, Schiußabfag des renidirten Üerneimpeerictes, in specie 
die Bekanntmachung der Ergebniffe der ftädeifhen und Landgemeinden : Rechnungen „betr. 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Kdnigs, 
Nah Anordnung der Minifterialentfchließung vom 22. April v. Ze. rubrizirten Be: 





1832, Nro. 22505 (f. $. 74. ©. 288, oben), v. 16. Mon. 1832, Nro. 24679 ($. 584. ©. 885. 
oben|), dann ». 31. October 1837. Nro. 1101. (f. $. 7. ©. 107. oben.) . 
*) f. auch die zu |$. 82, des revidirten Gemdindeedicts aufgenommenen Entſchließungen (68.513515, 
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treffes follen die durch den Druck befannt zu machenden Ergebniffe der ſtaͤdtiſchen Rechuun— 
gen bis zum Schluſſe des Monats Februar eines jeden Jahres dem unterfertigren Staates 
minifterium vorgelegt ſeyn. 

Da diefelben für den N. N. Kreis noch nicht eingetroffen find, fo wird die Kd— 
nigliche Kreisregierung, K. d. J., an die Befolgung diefes Auftrages dringendft und mit 
der Aufforderung erinnert, Sorge zu tragen, daß die, Gemeinde für Gemeinde zu verfaffen: 
den Reiultatrabetlen der zur Revifion gefommenen und revidirten Landgemeinde und Etifs - 
tungorechnungen für 183* um fo mehr in dem feftgejegten Tage (legten May) 1836 uns 
fehlbar zu dem Minifterialeinlaufe gebracht feyen, als audy mit deren Kundgabe durd) das 
Regierungsblart bereits in dem laufenden Jahre der Anfang. gemacht werden wird. 


Münden, den 9. Mirz 18336. 
Staarsminifterium des Funern, 


An 
fänmtliche Kreisregierungen mit Yusnahme des Oberdonau: und Rheinkreifes alfo ergaugen. 


8. 560: 
8443, 
Die Befanntmahung der Ergebniffe der Gemeinde: und Stiftungsrechnungen in den Landgemeinden betr.) 


Uuf Befehl Seiner Majefiär des Königs. 


Mit Bezug auf das Minifterialausfchreiben vom 30. v. Mts. wird die Königliche 
Regierung aufgefordert, die Ergebuiffe der Gemeinde» und Sriftungsredinungen der Yandge: 
meinden pro 1833 nad Mapgabe der im Regierungsblarte demnächſt erfcheinenden Bekannt: 
madung der, Rechnungsteſultate „pro 183% nach Polizeibezirten in eine Hauptzufammenftel: 
lung aufuehmen zu laffen, und dieſe mit den Epecialüberfichten bis Eude Mai d. Te. als 
dem dur die Eutſchließung vom 22. April 1835 benimmten Zeirpunere ganz unfehl: 
bar um jo mehr einzujenden, als die ſchleunige Bemwirfung der dadurdy bedingten Vor— 
lage au die Ausſchüſſe beider Kammern hinwieder von mwefentlidem Einfluße auf die 
Dauer ded Landtages jelbit find, 


Minden, den 26. April 1837. 
Staarsminifterium des Innernu. 


An 
ſaͤmmtliche Königliche Kreisregierungen diesſeits des Rheins alſo ergangen. 





S. 810-820. oben), dann die Miniſterialentſchließungen vom 6. Aprit 1835. Nr. 10041. ($. 423, 
&. 675. oben), und vom 31. October 1837. Nr. 1101, ($ 7. ©. 10T, oben), endlich den Art.30, 
Abſ. 3. der Alerhöhften Verordnung vom 29. December 1836. —— S. 1048, 

10 


866 Abth. XI. Abſch. I. Tit. . Cap. II. $. 561. 562. 563. und 564. 


$. 561. 
1371, 


(Den Vollzug des $. 105, des renidirten Gemeindeedicts und der Minifteriafentfchliegungen vom 14. Juli 1835 
und O. März 1836, in specie die Belanntmahung der Ergebniffe der Landgemeinderehnungen betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Königs. 


Bei näherer Prüfung der nunmehr von allen Kreifen in Vorlage gebrachten Ausweiſe 
über die Ergebuiffe der Landgemeinde: und Stifsungsrechnungen war, neben erfreulichen Ber 
weifen, mufterhaften Gefchäftsernftes und gediegener Behandlungsmeife ab ‚Seiten der meiſten 
Diftrietspolizeibehörben,, auch die beflagenswerthe Gleichgiltigkeit von nahe an AO Behbrden 
diefer Gategorie zu entnehmen, deren Conſpecte zum Theile wefentlih von den vorgefchriebe; 
nen Formularien abweichen, und deren einige fogar feinen Unftand nehmen, Ziffer einzubes 
fdrdern, weldye durch offenbaren innern Widerſpruch auf eine nicht, oder nur hoͤchſt mangelhaft 
flattgefundene Revifion fließen ließen. 

Die Kdnigliche Kreisregierung, Kammer des Innern, wird ſich hiedurch von felbft 
veranlaßt finden, alles Ernftes darauf zu dringen, daß die Eomfpecte der Diftrietöpolizeibe; 
hoͤrden, von ihrer Einbefdrderung an die Kreisftelle forgfältig mit den Rechnungen verglichen, 
aud in Ealculo genau geprüft und ald Ergebniffe vollſtaͤndig vollzogener Revifion von der bes 
treffenden Untercuratel legalifirt werden. 


Ferner werden fämmtliche Königliche Kreisregierungen, Kammern des Junern, fi 
angelegen ſeyn lafjen, "auch Die durch Minifterialausfchreiben vom 26. vorigen Monats an: 
befohlenen Hauptzufammenfiellungen in Ziffer und MWefenheit auf das Genaueſte richtig zu 
ftellen, damit die publieirten Ergebwiffe in der That das Gepräge- der vollen Wahrheit wad 
Verlaͤſſig keit an fi tragen. e 


Muͤnchen "den 31. Mai 1837. 


Staatöminifterium des Janern. 


An 
ſaͤmmtliche Kreisregierungen, Kammern bes Innern dieffeits des Rheins, alfo ergangen. 


LI. Zu $$. 107. und 108. des revidirten Gemeindeedicts. 
Sandbhbabung der Dorfs: und Flurpolizei.*) 
$. 562. 
(Aufhebung ber fogenannten Ehehaftsgerichte betreffend.) 


M J. K. 


Nachdem die in mehreren Gegenden des Konigreichs vormals üblichen fogenannten 
Ehehaftögerichte, welche in jüngfter Zeit nur noch an fehr wenigen Orten gehalten zu wer: 


13193- 





Y6. Miniſterialentſchliehung vom 31. October 1837. Mr. 1101, 4f. $. 7. S 107, oben.) 


— 
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den pflegten, durch die mit dem Edicte vom 17. Mai 1818 eingetrerenen Beftimm ungen 
über die Verfaſſung und Verwaltung der Gemeinden und durch die neuern polizeilichen Au— 
ordnungen überhaupt ihren Zwed gänzlich verloren haben, fo beſchließen Wir, daß diefe Ehe⸗ 
baftögerichte als gefeglih morhwendig wicht mehr zu betrachten jeyen, und daß feine Ges 
meinde mehr verbunden feyn folle, für deren Abhaltung irgend einer Gutöherrfchaft oder Ge⸗ 
richröbehdrde eine Gebühr zu entrichten, 

Unfere Regierung des N. Kreifes hat hienach das Weitere zu verfilgen, 

München den 29. September*1825. 

An 
die Königlichen Regierungen des Ifar-, Unterbonau:, Regen-, Oberdonau⸗, Obermain:, Rezatkreifes 
alſo ergangen. 


27845. 
(Die Befhwerde der Ifraeliten zu Theilheim wegen Verfehung ber Dorfwahe am Sabbath oder an andern 
ifraefitifchen Feiertagen betreffend ) 


Auf Befehl Seiner Maieftät bes Könige. 


Die Beichwerde der Iſraeliten zu Theilheim wegen Verfehung der Dorfwache am 
Sabbath, oder andern ifraelitiichen Feiertagen wird unter Beftätigung der Regierungdent: 
fhließung vom 30, Juli I. 38. abgewiefen, da den Zfraeliten eine auf die Ordnung der als 
len Gemeindeglisdern gleichheitlich obliegenden Gemeindedienfte ſtörend einwirkende Ausnahme 
durch das Geſetz nicht zugejtanden iſt, und auch nicht zugeſtanden werden Tann, nud denje⸗ 
nigen von ihnen, welche die Verrichtung biefer Gemeindebienfte mit ihren Religionsfagungen 
nicht vereinbaren zu Fannen glauben, lediglich die den Ehriften im Verhinderungsfalle zuftes 
benden Mittel offen bleiben. 5 

Diefed wird der Königlichen Regierung des: Untermainkreiſes, Kammer des Innern, 
auf den Bericht vom 23. wor. Mrs. unter Ruͤckſchluß der vorgelegten Acten zur weitern WVerfüs ° 
gung eröffnet. 


München den 18. Detober 1834. 
"Staatsminifterium ded Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Untermainfreifes, Kammer des Junern, alfe ergangen, 


$. 568. 
27508, 


(Die Handhabung der Doris: und Felbpofizei in ven Landgemeinden betveffend. ) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Die Staͤnde des "Meiches haben bei dem Landtage von 1834 in dem über die Res 
vifion des Gemeindeediered gefaßten Geſammtbeſchluße den Antrag geftelt, daß auf die Der: 
befferung des Poligeizuftandes in den Landgemeinden mit allen zu Gebote ſtehenden Mitteln 


% 


868 | Abth. XI. Abſchn. 1. Tit. I. Cap. IL. $. 564. 


‚ bingewirft, und dem Verfalle derfelben durch fchleunige Einfchreitung bei angezeigten Ueber: 
tretungen und durch Beitrafung der ſchuldig Befundenen begegnet werden möge. 


Das Gemeindeedict bar die Handhabung der Dorfs- und Feldpolizei in den Lands 
gemeinden dem Gemeindevorfteher, und die Ausuͤbung des polizeylichen Strafrechtes inner: 
balb angemeffener Gränzen dem Gemeindeausſchuſſe anvertraut. 

A Wenn fonady die Dorfs: und Feldpolizei vernachläffiget, und der Frevel durch 
Straflofigfeit ermuntert wird, ſo kann die Urfadye nur darin aufgefucht werden, daß die Ge: 
meindevorfteher und Gemeindeausſchuͤſſe die uͤbertragenen Obliegenheiten aus Mangel der nds 
thigen Belehrung, Unterftägung oder Beaufſichtigung unerfuͤllt laffen. 

Das Gemeindeedier bar die Zuftändigkeiten und Dbliegenheiten der Gemeindevor: 
feher und Gemeindeausſchuͤſſe bezüglich der Drtöpolizei nur nach allgemeinen Gategorien 
furz angedeutet, . 

Es ift daher vor Allem 


1. 


unerläßlich ndthig, den Gemeindebeamten- eine erläuternde, auf die beftehenden Ger 
fee und Verordnungen geftügre Juftrucrion an Handen zu geben, und ihnen fomit-jene ge: 
nauere Kennrniß ibrer amtlichen Rechte und Pflichten zuzumenden, ohne welche deren Erfül: 
fung auch bei raftlofer und mujterhafter Einwirkung der Diftrierspolizeybehdrden ewig uns 
moͤglich bleibt. 

Schon die Inſtruction für die Dorfeführer vom 19. Mai 1784 (M. ©. ©. Br. 
U. Eeite 1474 flg.), ned weit mehr aber die Yuftruction für die Gemeindevorfteher vom 
24. September 1808 (Regierungeblart 1808. Seite 2431 flg.) enthalten ſchaͤtzbare Ma: 
terialien für den bezeichneten Zwei. Die Königliche Kreisregierung wird daher Gorge tras 
gen, daß mit Bendgung diefer Materialien, dann auf den Grund der von den Diflrictd: 
Polizeibehbsden zu erbolenden Aufichläfe und Vorſchlaͤge, eine genaue und faßliche Juſtruc— 
tion für die polizeiliche Geſchaͤftsfuͤhrung der Gemeindevorfteher und Gemeindeausſchuͤſſe uns 
verzüglich verfaßt, und nach reifer Prüfung den Gemeindebehdrden, durch die Diftrietspolis 
zeibehbrden zugeftellt werde. 

Diefe Zuftrucrion muß den Character der Beſtimmtheit und entfprechenden Berftänd: 
lichkeit an ſich tragen, und in ihrer Redaction der Faffungskraft der Gemeindevorfteher und 
Gemeindeverwaltungsmitglieder angemeffen feyn. Jusbeſondere ift in ihr mit größter Aus: 
fuͤhrlichkeit die Feldpolizey als jener Zweig zu behandeln, weldyer bisher am meiften ver: 
nadhläffiget war, ja deffen Bedeutung manche Gemeindebehbrde gar nicht ahnder, und von 
deffen rüchtiger Handhabung denn doch allein dad Fortfommenkhnnen junger Gulturen und 
Baumpflanzunyen, der Schirm ded Brachbaues gegen Einmweiden und PVichfraß, die Mög: 
lichkeit nuͤtzlicher Verſuche, gegenüber den ſtets unvermeidlichen Anfeindungen der Kurzfichtig: 
keit und des üblen Willens und die Sicherftellung der auf dem Halme oder an dem Stams 
me befindlichen, fo wie der in ber Merndre begriffenen Früchte abhängt, welche fomit die 
unerläßlichfte Vorbedingung jedes landwirrbfchaftlichen Aufſchwunges und der hoͤchſt ndthigen 
allmähligen Wiederkehr des fo tief gefunfenen guröbefiglichen Wohlſtandes bildet. In legte 
rer Materie insbefondere hat die Fuftruction, neben dem allgemeinen Standpuncten und Bor: 
ausfegungen auch die Eulturz und Rechtseigentbiümlichkeiten der einzelnen Diftriete und Ger 
meinden gehörig in das Auge zu faffen, die Modalitäten der den Gemeindevorftehern oblies 
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genden feldpolizeilihen Einfchreitungen nah den verfchiedenen in den Kreifen vorfommenden 
Prämiffen zu bezeichnen, und ernftlibe Sorge zu tragen, daß dem landwirthfchaftlichen Forte 
ſchreiten jeder mit dem Gefege vereinbare, ohne Verlegung wohlerworbener Privatrechte ges 
währbare Schirm auch in der That gefichert werde. 


Die Jnitiatiöbearbeitung diefes hochwichtigen Theiles der Inſtruction ift dem Res 
ferenten für Landwirthſchaft, Handel, Induſtrie, Gewerbe und Statiſtik ald norhwendige 
Folge feiner edlen und hochwichtigen Referatsaufgabe zu übertragen. 


II. 


Ferner iſt es noͤthig, der Aufſicht von Seite der unmittelbar vorgeſetzten Behorden 
eine allenthalben gleiche Richtung und Thaͤtigkeit einzufldſſen. Die Königliche Kreis: 
segierung wird daher nach erlaſſener Juſtruction raſtlos darauf ſehen, daß die Geſchaͤftsfuͤh⸗ 
zung der Gemeindevorftcher und Gemeindeausihäffe in allen Polizeidiftrieten mit gleichem 
Ernfbe und gleicher Lebendigkeit geführt, daß diefe Aufficht nicht fowohl durch uns 
fruchtbare Schreiberei von der Amtsftube aus, oder durch dad medium des Gerichtädieners, 
fondern durch Beobachtung an Ort und Stelle mitteld abfichtliher Ercurfionen der Beamten 
in die Gemeinden, und durch entfprechende Benuͤtzung der jährliden Schulvifitationen (Mi⸗ 
nifterialausfchreibung vom 12. Februar 1833) und fonftiger Ddienftlichen Anläffe ftattfinde, 
daß der etwa mangelhaften Gefchäftögewandtbeit der Landgemeindebehbrden eine freundliche 
und wohlmwollende Belehrung zu Huͤlfe fomme, daß die im $. 133. des revidirten Gemein: 
deedictes vorgefchriebene periodiſche Erſcheinung ſaͤmmtlicher Gemeindevorfteher bei Amte zu 
ausführlicher Belehrung über ihr bisheriges und Finftiges Wirken, zu Belobung der Aus: 
gezeichneten und ‚zu allmähliger Ausbildung aller für ihren Beruf verwender, daß von Seite 
des Amtes durch fehnelle und firengere Abwandlung der dem MWirkungskreife der Gemeinde: 
ausfchäffe entruͤckten Frevel ein gutes, wirkſames Beifpiel gegeben, daß tüchtige Vorfteher 
und Ausfchäfe gegen Anfeindungen und Berfolgungen kraͤftig gefchigt und durch auszeich— 
vende Behandlung bei Amte in ihrem Eifer beftärfe, und daß insbefondere jenen Anorbnuns 
gen genau nachgelebt werbe, welche das unterfertigte Staatöminifterium namentlich durch 
die Beziehung auf den Grand der dffentlichen Sicherheit im Jahre 1835 am 7. Detober 
1833 unter Nr. 23141 an die Königlichen Regierungspräfidien erlaffen, und in das Un: 
denken zurüdgerufen bat. 


Ye wohlthaͤtiger die nachdruckſame Handhabung der Dorfs s und Feldpolizei fir die 
naͤchſten und unmittelbarften Jatereſſen des größten Theiled der Staatdangehdrigen, und für 
die Aufrechthaltung bffentlicher Ordnung, und je dankbarer das Feld ift, welches gerade 
bier dem polizeilichen Wirken fich Öffnet, um fo ficherer dürfen Seine Majeftät der Kdnig 
erwarten, daß -die Königlichen Kreisregierungen, Kammern des Gnnern, und die denfelben 
untergebenen Verwaltungsbehbrden die Abftellung der bei dem Landtage zur Sprache gebracdh: 
ten Befchwerden über den Polizeizuftand in den Landgemeinden zur befonderen Angelegenheit 
ſich machen werden. 


Die Kundgabe der von der Königlichen Kreisregierung befchloffenen Juſtruction für 
die Ortöpolizeiverwaltungen in ben Landgemeinden muß fpäteftens binnen drei Monaten durd) 
das Kreisintelligenzblatt zur dffentlichen Kenntniß gebracht ſeyn, und es find gleichzeitig 


870 Abth. XI. Abſchn. I. Tr 1. Cap. U. G. 565. 566. und 667. 


mit der Kundgabe zwanzig befondere Abdruͤcke des betreffenden Stuͤckes zur Bervollftändigung 
der Minifterialacten eingufenden, : 


Münden den 18. April 1835. 


Staatdminifterium bed Janern. 


An» 
ſaͤmmtliche Königliche Kreisregierungen, Kammern des Innern, alfo ergangen. 


2341, 


(Die während der Kirchenzeit auf dem platten Lande zu beftellenden Wachen, resp. den Vollzug der 95. 104, 
Ziff. 2, und 108, im revidirten Gemeindeedict bezüglich der Beftellung von Dorf:, Naht: und Flurwachen 
betvefiend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Auf den Bericht vom 23. v. M. obenbemerkten Betreffs wird der Kbniglichen 
Negierung des Megenfreifes, Kammer des Aunern, folgende Entfhließung ertheilt. Das 
revidirte Gemeindeedict hat in den 99. 101. und Ziff. 2. 108. die Betellung von Dorfr, 
Nacht- und Flurwachen, wie ſolche ſchon in der Juſtruction für die Gemeindevorficher vom 
24. Eeptember 1808, $$. 108 — 113. (Reggebl.- 1808. S. 2451. 2452.) angeordnet 
worden war, wiederholt vorgefchrieben, Gerade die Dorfwache aber ift beftimmt, den Ges 
meindevorfteher in der Handhabung der dffentlihen Ruhe und- Sicherheit in den Gemeinden 
zu unterftügen. 

Die Königliche Regierung ded Regenkreiſes, Kammer ded Junern, wird baber 
angewiefen, dieſe gefeglichen Borfchriften in den Landgemeinden auf eine dem Zwecke anger 
meffene und mir möglichit geringem Koftenaufwande verbundene Weiſe in Vollzug zu fegen, 
wo fodann die Morhwendigkeit der Aufltellung eigener Individuen zur Bewachung der Dörfer 
während Ger Kirchenzeit von ſelbſt wegfallen wird, da diefe DObliegenheit von dem allgemeis 
nen Pflichefreife der Dorfwache nicht getrennt werden darf. 


Minden den 18, Februar‘ 1836. 
Staatöminifterium bes Innern. 
Au 
die Königliche Negierung des Negenfreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
Mittheitung den übrigen Kreisregierungen diesſeits des Rheins. 


$. 566. 
4424 


(Die Beſchwerden einiger Gemeiuden der Koniglichen Landgerichte Landshut und Mühldorf gegen- die Aufſtel— 
fung der Dorf und Flurwädter, ) 


Huf Befehl Seiner Majeſtaͤt des Königs 


Da die Nufftellung ber Dorf: und Flurwächter in den Landgemeinden fowohl in den 
beſte heuden Gefegen und Verordnungen, insbefondere dem revidirten Gemeindeedict 99. 101 
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und 108 und in dem Regulativ zur Geſchaͤftsfuͤhrung der Verwaltungen vom 24. Eeptems 
ber 1848 $. 7. poſitiv geboten, als in den Bedingungen einer wachfamen Drsöpolizei und 
eined Präftigen Echuges des Eigenthums und ber perſdulichen Sicherheit von felbft wefentz 
lich begruͤndet ift, fo erfcheinen die, von der Königlichen Regterung des Siarkreiiee, Kam— 
mer ded Innern im Bollzuge der Minijterialenrfchließung vom 18. April 1835 und ber 
für den Ziarkreis erlaffenen Jaftrucrion vom 13. December 1535. $. 1. dann der befons 
dern Entjchliefung vom 18; Februar v. J. hinſichtlich dieſes Gegenſtaͤndes getroffenen Uns 
orduungen vollkommen gefeg und zweckgemaͤß. Es kann demnach der Beſchwerde, welche eins 
zelne Gemeinden der Randgerichte Landshut und Maͤhldorf gegen dieſe, von der großen Mehr: 
heit der andern Gemeinden, dankbar aufgenommen und gern vollzogenen Anordnungen erhoben 
haben, Feine Folge gegeben werden, 


Die Koͤnigliche Regierung bar hiernady das Weitere zu verfilgen. 
Minden den 7. März 1837. 


Staartöminifterium ded Innern. 


4 An 
vie Königliche Regierung des Iſarkreiſes, Kammer des Innern, alfo ergahgen. 


J . 567 * 
470994, $ ; 
(Die äußere Abzeichnung der Gemeindediener Orts: und Flurwaͤchter durch ein fletd zu tragended Dienfkzeir 
Ken betreffend.) an 


.._ » - 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Königs. 


Um den Gemeindedienern, Orts = und Flurwaͤchtern ein beſtimmtes Dienſtzeichen zus 
zuwenden, und auf diefe Weiſe zu bewirken, daß ihre Eigenfchaft ald öffentliche Diener von 
Niemanden verfannt werden, fbnnen, gewähren Seine Majeftär denjelben eine beilblaue 
Armbinde mir weiß metalleneın Schilde, auf welchem in durchbrochenener Echrifi das Wort “ 
„Semeindedienft’ anzubringen ift. 


Die Königliche Kreisregierung Kammer des Innern empfängt eine Mufterzeihnung die 
fe an dem rechten Arme anzubringenden Abzeichene mir dem Auftrage für den Vollzug der 
Alterhöchiten Anordnung zu forgen, und einerfeitt die Gemeindediener, Orts- und Flurwaͤchter 
zu deren ſtetem Tragen- im Dienfte anhalten zu laſſen, andererfeird deſſen Form und Bedeutung 
durch das Kreisinrelligenzblart mir Hinweifung auf jene Grfegeöftellen Öffentlich fund zu geben, 
welche das Verhaͤltuiß des im Dienite begriffenen dffentlihen Dienerd und die Etrafe der an 
demfelben etwa veräbten Wiverfeglichkeit oder Beleidigung regeln. 


München den 25. September 1837. 
Staartsminifterium des Janern. 


An 
ſammtliche Konigliche Rreisregierungen, Kammern des Innern, alſo ergangen. 


Bd, XI. 110 


872 Abth. XI. Abfchn. I. Tit. I. Gap. I, $. 568. 569. und 570. 


$. 568. 
11524. 


(Die Beſchwerde des Herrn Neicherathes, Freiberrn von Würzburg, wegen Leiſtung der Nachtwache in den Orten 
’ Hohlah und Walkershofen betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Könige. 


Der Kdniglihen Regierung von Mittelfranken, Kammer des Innern, wird das Du: 
plicat einer Befchwerdevorftelung des Herrn Reichsrathes Freiherrn von Würzburg vom 12. 
praes. 16. Sebruar v. J., die Leiſtung der Nachtwache in den Orten Hohlach und. Wal; 
kershofen betreffend, mit folgender Entjchliefung mitgerheilt: 

Nah $. 101. Ziffer 2.- des revidirten Gemeindeedictd follen in jeder Gemeinde 
Dorfflur und Nachtwächter aufgeftellt werden, 

Wird nad) diefer' Beſtimmung verfahren, fo unterliegt es feinem Zweifel, daß das 
Verhältniß der Standes: und Patrimonialberrfhhaften zu den desfalliigen Umlagen nach Maß— 
gabe des Geſetzes vom 22. Juli 1819 zu bemeffen ift. Finder dagegen in befonderen Fällen 
behufs der Vermeidung druͤckender Umlagen mir Euratelgenehmigung eine, von den Gemeinde; 
gliedern felbft nach einer bejtimmten Reihenfolge zu übernehmende Verfehung der Nachtwache ıc. 
ſtatt, fo fann der Guts- und Gerichtöherr in Anfehung jenes Befigthumes, auf welchem die 
Gerichtöherrlichkeit haftet, zur Leiftung der in Frage ftehenden befonderen Art von Gemeinde: 
bienften aus dem Grunde nicht angehalten werden, weil fchon die Unvereinbarlichkeit derfelben 
mit feiner verfaffungsmäßigen Stelung ald Inhaber und Leiter der drtlichen Polizeigemwalt 
eine Verpflichtung zu foldyen perfbnlichen Leiſtungen ausſchließt, wie denn auch die Befreiung 
von dieſer letztern Leiftung den Gemeindevorftehern zukommen muß, da ſich die Beſtimmung 
bes F. 99. des revidisten Gemeindeedicts nicht auf Verpflichrungen beziehen kann, melde die 
Ausibung des Vorfteheramtes felbft nicht blos beeinträchtigen, fondern fogar einer Beaufſich⸗ 
tigung durch daffelbe unterliegen. Sollte Freiherr von Wuͤrzburg nicht Gerichtöherr in Hoh⸗ 
lach und Walkershofen fen, fo ift Bericht unter Anfügung der Acten zu erftatten. 

München den 29. Januar 1838. — 


Staatsminiſterium des Yumerm, 


An 
die Königliche Regierung von Mittelfranken, Kammer des Innern, alſo ergangen 





LH, Zu $. 112. des revidtrten Gemeindeedicts. 
Koften der Fenerbeihan‘) 


$- 369. 


706, I 
(Die Bezahlung der Feuerbefhaufofteg au Ansbach betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeſtaͤt des. Königs. 
Das Generalcommiffariat erhält in der Anlage einen Abdruck von der an die Finanz 


*) f. a. Min.Entſchl. v. 31. October 1837 Nro. 1101. (f. $. T, S. 107, oben, 
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direction des Rezatkreiſes im bemerkten Betreffe unterm 24. April d. J. erlaffenen Enutſchlie⸗ 
- ung zur Kenntniß und Anmweifung der Comunaladminiftration zu Ausbach. 


Münden am 25. Mai 1812. 


Staatdöminifterium ded Innern. 


An 
dad Generalcommiſſariat des Rezatkreifes in Ansbach als Kreisadminiftration der Eomunen alfo ergangen. 


Abdrud. 
6313, . : 
(Die Bezahlung der Feuerbefhautoften zu Ansbach beireffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Auf den Bericht vom 2. December v. J., die Bezahlung ber Feuerbeſchaukoſten in 
der Stadt Ansbach betreffend, wird erwiedert, daß zwar allerdings dieſe Koften, infoferne 
die Feuerbefchau durch die Gemeindevorſteher in Folge ihrer Jaſtruction vom 24. September 
1808 vorgenommen wird, der Comune zur Laſt fallen, daß aber dann, wenn eine von dem 
Aerar befoldere Polizeibehdrde diefe Beſchau beforgt, auch die hierauf erlaufenden Ausgaben, 
nämlich die Gebühren der von der Polizei beigezogenen Werkoeritändigen vom Aerar bezahlt 
werden muͤſſen. 

München den 24. April 1812. 


Staatsminifterium der Finanzen, 


die Königliche Finanzdirection des Rezatkreiſes alfo ergangen, 





LI. Zu $. 115. des revidirten Gemeindeedicts. 
- Beftellung von Feldgefehwornen.*) 


$: 570. 


461, 
(Die Vorjteltung der Gemeinde Göffenheim wegen Aufftellung der Feldgeſchwornen betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majefär des Königs. 


Die Beſtellung der Feldgeſchwornen für die umabgergeilten Markungen der Ger 
meinden Gbſſenheim und Sachfenheim ift von erfler Comune in fo Tange zu belaffen, als nicht 
minder die letztere eine ihr hierin zuftehende, von dem Herfommen und dem anerkannten Be: 
fisftande abweichende Befugniß darthun, oder durch Abrheilung der beiden Gemeindemarkuns 
gen um Aufftellung befonderer Zeldgefhwornen das Fundament des status quo befeitigt 


*) f, bie- Minifteriafentfchfießungen vore 11, Yugnft 1834 Mr, 20041, 6, 35, S. 244. oben.) ; dann 
vom 31, October 1837. Nr. MOL, (f. 7.6, 107, oben.) o* 
11 


874 Abth. XI. Abſchn. 1. Tit. I. Gap. U. $. 371. und 572. 
Hienach kat die Königliche Regierung des Untermainfreifes, Kanımer bes Fnnern , 
das Meitere zu verfügen. 
Minden den 25. Sanuar 1833. 
Staatöminifterium des Innern. 


An 
die Königliche Regierung bes Untermainkreifes, Kammer des Innern alfo ergangen, 





LIV. Zu $. 120. des revidirten Gemeindeedicte. 
Bermittlungsamt des Gemeindeausjchnffes*) 


$. 571 * 


(Das Vermittlungsamt der Gemeindevorſteher betreffend). 


M. J. K. 


In der durch das Edict über das Gemeindeweſen vom 24. September 1808 vor: 
gefchriebenen Juftrucrion für die Gemeindevorfteher, ift es im V, Titel derfelben, 96. 29 
bis 31, (Regierungebl. von 1808 ©. 2429) dem Gemeinderath jur Pflihe gemacht 
worden; die in der Dorfögemeinde zwiſchen den Gemeindeglievern enrftehenden Streitigkeis 
ten aller Urt, durd gärliche Vermittlung, fo viel möglich zu fchlichten, jedoch ohne daß 
Advocaten oder Procuratoren, oder [hriftliche Verhandlungen dabei zuläffig wären, 

Da Zweifel ensflanden find, ob nicht wenigſtens die biedurd zu Stande gebrady: 
ten Dergleihe, von dem Gemeinderarh- fhriftlid aufgenommen werden, und welche 
rechthiche Wirkung überhaupt dergleichen Vergleiche haben follen; fo erteilen Wir bierüber 
folgende nähere Beftimmung: 


J. 9 
Das den Dorfsvorſtehern in angefuͤhrter Juſtruction uͤbertragene Vernittlungsamt, 
ſoll ſich blos auf eine. muͤndliche Ausfdhnung beider ſtrittiger Theile beſchraͤnken, und 


dabei durchaus feine ſchrifthiche Aufnahme des geſtifteten Vergleichs durch den Gemeindes 
rarh, in der Regel, flatrfinden. 


Il, 


Es haben dergleichen Vergleiche daher auch blos die Wirkung einer mündlich 
anffergerihrlich getroffenen Uebereinkunft, und in denjenigen Fällen, wo die Geſetze 
den muͤndlich auſſergerichtlichen Vergleichen verbindende Kraft beilegen gilt dieſes auch von 
den durch das Vermittlungsamt der Gemeindevorſteher geſchloſſenen Verträgen. 


ı 


*) ſ. a. Minifterinfenefchlieffung vom 29, Detober 1834. Nro. 20007, (1. $. 41.6. 149, oben) 
und Minifteriatentfchliefung vom 31. October 1837. No, 1101, (ſ. $. 7, ©, 107, oben. ) 
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Wollen die verglichenen Parteien diefe Uebereinkunft aber dennoch ven den Dorfes: 
vorftehern zu Papier bringen laffen ; fo bleibt ihnen Diefes zwar, unverwehrt; allein auch 
in diefem Fall har foldyes nur die Kraft einer blofen Privartfcriptur, 


Dei wichrigen: und folgenreihen Bergleihen haben die Dorfsworfteher jedoch 
den von ihmen „ausgefdbnien Parteien ‚ausdrädlih den Math: zu ertheilen, daß fie ihren 
Vergleich fofort - bei der competenten Gerichtsbehoͤrde gerichtlich niederfchreiben, und 
denfelben dadurch die Wirkung eines gerichtlichen Transacts beilegen laſſen. 

k III, 

Da fi die Zweckmaͤſſigkeit und der Nutzen des deu Dorfövorftehern aufgetragenen 
Vermittlungsamtes ſchon ın verihiedenen Diftricten erprobt bat; fo wollen Wir, daß dass 
felbe von nun an.in. allen Ruralgemeinden Unferd Königreiches unverzäglih in Wirkung 
trete, und. von feinem Landgerichte eine Klage oder Proceß zwifchen Gemeindegliedern und 
ihren Familien mehr angenommen werde, ehe und bevor das Zeugniß der Dorfevorfieber bei: 
gebracht ift, daß in der ftrirtigen Angelegenheit von- ihnen die vorſchriftsmaͤſige Vermitt⸗ 
lung moͤglichſten Fleißes verſucht worden ſey. 


—— den 31. Mai 1810. 


Regierungsbl. v. J. 1810, et. 26, ©, 441, 


$. 572. 
(Weitere Erläuterung des Ediets über das Vermittlungsamt der Gemeindevorfteher betr.) 


M. J. K. 


Auf die Anfrage des Appellationsgerichts des Pegniz- und Nabkreiſes, im Betreff 
verfchiedener Anftäude bei Vollziehung des den Dorfövorftehern durch das Edict über daB 
Gemeinderwefen vom’ 24. Seprember' 1808 und. Unfere - Verordnung vom 31. Mail. 3. 
(Reggöbl, des I. J. St. XXVI. S. 441, et seq.) übertragenen Vermittlungsamtes, er⸗ 
theilen Mir: folgende Erlaͤuterung. 

I. 

Das Bermitrlungsamt der Vorfteher der Ruralgemeinden, tritt nach dem deutlichen 
Ausdrude des Gemeindeediets Ziel. V. 6. 20. nur dann in Wirkung, wenn ein Streit 
zwifchen Gliedern oder Einwohnern der nämlicyen Gemeinde entftanden iſt; hat folglich nicht 
ftart, wenn der Kläger und Beklagte ſich in verfchiedenen Gemeinden befinden. Mill jedoch 
der Dorfövorfteher des Ortes, wo der Beflagte wohnt, auf Anfuchen des Klägers freiwillig 
die gürliche Vereinigung beider Theile verfuchen, fo bleibe ihm dieſes, infoferne ber- Ber 
Elagte dazu bereit ift, unbenonmen. 


-.ı I 


In den Fällen, wo Streitigeiten zwiſchen Einwohnern der nämlichen Gemeinde zu 
vermitteln find, find fowohl der Kläger, ald der Beklagte vor dem Morfteher ihres Ortes 
auf deffen Vorladung unweigerlich zu erfcpeinen ſchuldig. Die Vorladung geſchieht auf die 


876 AHRE MH a MG, 573, und 574.54 


naͤmliche Weiſe, wie in’ andern Genieindeangelegeiiheiten. Im erfien Ausbleibensfalle muß 
der Nichterſchienene dreißig Kreuzer Strafe im die Gemeindecaffe entrichten, wenn nicht gils 
tige Entiduldigungeurfahen vorhanden ſiüd. Bleibt bei der zweiten Beſtellung der Beklagte 
wieder aus, fo wird angenommen, daß er ſich der guͤtlichen Ausſoͤhnuag beharrlich weigere, 
und der, Kläger. bat: mit dem hieruͤber von den Dorfäporfiehern: audzuftellenden: Atteſte feine 
Klage, vor. ‚dem gehoͤrigen Gerichte. anzubriugen.. Erſcheiut der Kläger auf die zweite Ladung 
nicht, fo wird feine Klage ald zuruͤckgenommen angefehen, und er kanu ſich nur gegen eine 
Gebuͤhr von dreißig Kreuzern zur Gemeindefaffe, wieder bei den Dorfsvorftehern um die Der 
mittlung in der nämlichen Sache melden. 
| a © ER ne 

Das, Vermirtlungsamt gehbrt mit zu den allgemeinen Pflichten der Gemiendesers 
fieher, und fie haben dafür Feine Gebühren zu fordern. Mir behalten. Uns jedoch ‚bevor, 
die Verdieuſte derjenigen Dorfövorfteher, melche fich durch häufige und geſchickte Vermitt⸗ 
lung der Streitigkeiten in ihren Gemeinden vorzuͤglich auszeichnen werden, anf ‚andere Weiſe 
zu belohnen. «4 Pr: 

e IV. rs 

3u den, über die fruchelos verfuchte Ausfdhnung von den DOrtsvorftänden, auszu⸗ 
ftelfenden Zeugniffen ift, wie zu andern, im Proceſſen zu producirenden auffergerichtlichen 
Schriften, ein drei Kreuzer Stempel zu verwenden; und biefer nebft der Auslage für das 
Papier, von dem Kläger vorzuſchießen. 

Hiernach iſt fih allgemein zu achtem; 

München den 20, Detober 1810. 

Regierungsblatt v. 3. 1810. St. LX. S. 1091, 





LV. Zu $. 121. des revidirten Gemeindeediets. 


Unterordnung der Gemeinden und ihrer Berwaltungäftellen unter die Staat 
behörden*). 


$. 573. 
(Eompetenz ‚der Gemeihbevermaltungen betreffend.) 


205, 


Auf Befehl Seiner Majefät des. Kbuigs. 


Der Königlichen Regierung des Uurermainkreifes wird auf ihren Bericht vom 15, 
October I. J. die Competenz der Gemeindeverwaltungen betreffend, Folgendes erwiedert : 


I. 
Da die Magiftrate der einer Kbniglichen Regierung unmittelbar untergebenen Städte 





*) f. Min.-Entſchl. v. 31. October 1837, Nro. 1101. (f. $. 7. &. 107, obeh.) 


LV. 3u $.121. d. rev ®emeindeeb. (Unterprbn. d. Gem; ır ih, Vexwaltungsſtell. umt. d.Staatöb.) 877: 


na 9,82, der Marordnung vom. 47.:Mai L Bir bei. einer Erwerbung,,. Verändermg oder 
Veräußerung von Realitaͤten und Rechten, ‚vanı beider Aufnahme eines Paſſiveapitals dur 
die. Gemeinde bevollmaͤchtigten controlirt find, fonift , der’ G. 423. der nämlichen Verorduung 
nad) dem Womlaute zu verſtehen, Dagegen aber die jährliche -Rechenjchaft dieſer Magiſtrate 
auf den gegebenen Termin eben ſo ſtreng zu fordern, als zu pruüfen, und zeitig zu erledis, 
gen, wodurch einem unerwarteteu Mißbrauche — — — rasant mwer⸗ 
den kaun. 5 dan — chf, — 


u. 


Es unterliegt feinem Zweifel, daß einzelne Darleiben unter * Summe von 1000 ft. 
für einen und denſelben Schuldner durch die Magiſtrate der bezeichneten Städte nicht mehr 
bewilligt werden kdnuen, wenn dieſer Schuldner die Summe; von 1000 fl. Dun frühere 
Partialdarleihen aus dem Stiftungs- und Comunalvermdgen einer und bderfelben Stadt bes 
reits erhalten hat. — 2 


IN. 


Nachdem die Magiftrate der einem: Tamd s, 0 gt gut herrlichen Gerichte untergebenen 
Städte und Märkte, dann die Ausſchuͤſſe der Rura gemeinden, abgefehen von den Beſtim— 
mungen der 66. 82 — und 104 der Verordnung vom 17. Mai I. J. in aften Wirthichaftdr 
gegenftänden, und sjwariohme Rüdficht auf die Grbfe. des Geldberrages, an 
die Genehmigung der lands. umd. gutöherrlichen @erichee Dutch. die (6. 103,128 und 131: 
der erwähnten: Verordnung” ausdruͤcklich gebunden m. ‚fo erſcheinen· bike die Beimaniik 
dom! eg ade! an erh rund] —RPBWW — 

sis dem "ng mu . vw Wr 3 
377% n 1} * Ga yrın gr, ınEV;; rlenna” ay TC u 3 LE oc Fr Zu 

Die im $. 198. der beruͤhrten Verorduung Guegehplbihene Eoitpetenz der‘ lands 
und gutöherrlihen Gerichte iſt gleichfalls nach dem Wortlaure, und hinſichtlich der Darleihen 
nady dem vorftebenden Art. II. analog zu bemeffen. 3 1..." u 

Sollten diefe Gerichte „um Der beichränkgnden, Beftimmung des erwähnten $. 128. 
zu entgehen, ein ungecigketes und dem Gemeindes oder Etiftun gsvermdgen felbft nachtheiliges 
Verfahren fi erlauben, fo wird das Rechnungs:Revifionsbirean hievon die Anzeige Pflicht 
mäßig zu erſtatten, und die Hönsgliche Regierung geeiguet einzuſchreiten willen, 


München den 11. November 1818. 
Staatsminikertüin ve — 


11 Mapiint er sıladlla 4 
An 
die Konigliche Regierung des Unsermainfreijes; Kammer ded Innern, alſo ergangen. 
— | $ 5 


13405. e 
ah fe Rerufeier — gegen Vin Etaim tin nina As) 


‚ls ‚3 242 PR Ben Pen " iv } L 
DW * u MUILIOTLT CH 3 ıhh > 
Wiprlaffen euch die mittelſt Berichts vom 17. Auguft vor. Je eingefenbeten Yeten 


L 


878 Abth. KL Abſchn. J. Tit. 1. Cap. IT 6. 575. und 576. 


über die Miederverchelihung der Malerdwittive Chriſtina Heichele zu ’Wageburg ‚„- mit der 
Eutfchließung zurädfolgen, daß in allen fällen, wo es fi nicht ven reinen Polizei: und Parteiz 
ſachen, fondern von ſolchen Gegenftänden «handelt, weldhe, nad Maßgabe der Verordnung 
vom 17. Mai 1818. eine eigentliche Gemeindeangelegenheit berühren, die weitere Berufung 
gegen diesfallfige Verfügungen oder reformarerifche Eutſcheidungen der vorgeſetzten Kreisregier 
rung, dem betheiligten Magiftrare in Gefammrheit, als gefeglih berufenem Vertreter das 
Gemeindeinterefje zuftehe, nicht aber einer einzelnen Abtheilung desfelben eingeräumt werden 
koͤnne. 


Muͤnchen den 10. Auguſt 1820. 
An 
die Königliche Regierung⸗ de⸗ — Kammer des — alſo ergangen. 


575. 
(Aemtervifitationen betreffend.) 


16081, 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Da die Verwaltung der Stadt: und Marfrömagiftrate und das Gemeindeweſen übers. 
haupt eine auhaltende Aufmerkſamkeit in Auſpruch nimmt, und bei der Neuheit und Unger 
wandtheit vieler Organe in den beabſichteten Gang nur durch ununterbrochene Mitwirkung 
und Auffiche der einfchlägigen Etaatsbehörden eingeführt, und darin erhalten werden kaun, 
fo ift feine Gelegenheit vorüber gehen zu laffen, auch die Magiftrate einer genauen Bifita: 
tion durch alle Theile ihrer Wirkungskreife zu ünterwerfen, und fidy zu Überzeugen, inwie⸗ 
fern ſich die Landgerichte felbft das Gemeindeweien zum ernſtlichen Auliegen machen. 


— — — — 


Minden den 12. November 1823. 
Staatöminifterium ded Innern, 


An R 
den Königlichen Generalcommiffär und Regierungspräfidenten Frhen. v. Schleih alfo ergangen. 


$. 576. . 
(Das von der oberften Stiftungs⸗ und Gemeindecuratel bieher behandelte Rehnungswefen betr.) 


g, 8. 


Im BVerfolge der Beftimmungen $.,63. und 75. der Verordnung über die Forma— 
tion der Minifterien vum 9, December v. Is., haben Wir ruͤckſichtlich des Rechnungsweſens, 
weldes von Unferem Staatsminiſterium des Innern als oberfter Stiftungss- und Gemeindes 
euratel bisher behandelt worden ift, auf deffen Antrag, und nad — Unſeres 
Staatsraths beſchloſſen, und verorduen hierdurch, wie folgt: 


LV. zu $. 121. d. ven. Gemeindeed, (Unterorbn. d. Gem. u. ih. Verwaltungsſtell. unt. d. Staatöb.) 879 


I. 


Die Revifion und Aburtheilung der Fahresrechnungen 
a) des Erziehungsinftiruts für Studierende in München, 
b) des Erziehungsinftituts für die weiblide Jugend in Nymphenburg, 
c) des Central⸗Schulbuͤcherverlags, 
d) des Gentrals und Refervefonds für Schulen und Studienanftalten, 
e) der Gentralitiftungscaffe über fämmeliche derfelben auvertraute Fonds, 
wird der durch die Verordnung über das Finanzrechnungsweſen vom 11. Januar I. 3. ers 
richteten Rechnungsfammer übertragen. 
. u Lu, 
Die erfte Revifion der Rechnungen 
a) über die Fonds für die Wirtwen proteſtautiſcher Schullehrer und 
b) über das Vermögen, die Menten und Laſten des Damenftiftd St. Yuna in 
München 
ift, wie bisher, durch dad Rechnungscommiffariat der treffenden Kreisregierung und durch 
die DOberadminiftration ded genannten Damenſtifts vorzunehmen; die zweite Revifion und. 
Aburtheilung diefer Rechnungen hingegen wird gleichfalld in den Geſchaͤftskreis der Rech— 
nungskammer verwiefen, 
LII. 


Die Aburtheilung der Rechnungen über die Coucurrenzen ber Stiftungen und Ges 
meinden zur Dienfteserigenz wird den Kreisregierungen, Kammer des Innern, überlaffen. 


IV, 

Bei der Aburtheilung ber fäinmtlichen, in gegenwärtiger Verordnung bezeichneten 
Rechnungen haben dle Abrehnungscommiffäre ald Staatsanwälte zu handeln, und in Unfes 
rem Namen für die Aufrechthaltung der Comptabilitärsgefege, dann für das Jutereffe der 
betheiligten Stiftungen und Gemeinden zu wachen, 


V. 


Die bisherige Competenz des Staatsminiſteriums des Junern in ſtreitigen Rechnungs⸗ 
gegenſtaͤnden uͤberhaupt wird dem oberften Rechnungshofe — als legter Juſtanz — über; 
tragen, wohin demnach die Mecurfe gegen die Definirivbefchläffe der Kreisregierungen, Kants 
mern des Junern, und gegen die Definiriobefchläffe der Rechnungsfammer zu richten find, 

Bei der Aburtheilung diefer Recurfe haben die Kronanwälre das Intereſſe der be: 
theiligren Stiftungen und Gemeinden zu vertreten. 


VI 


In allen vorbemerkten Fällen richtet fi das Verfahren nach den hierüber im der 
Verordnung rücfichtlih des Finanzrechnungsweſens vom 11. Sanuar d. J. *) enthaltenen 


*, Regierungsbi, S. 169, 
vd. XI, 111 


‚880 Abth. XI, Abſchn. I. Tit. I. Gap. I. $. 577. 578. und 579. 


. Vorfhriften, in fo weit diefelben nach Verfchiedenheit der Verhältniffe auf dad Rechnungs; 
wefen der Stiftungen und Gemeinden eine gleiche ober analoge Anwendung zulaffen. 
VII. 


Gegenwaͤrtige Verordnung ſoll durch das Regierungsblatt Zzur allgemeinen 
Kenntniß gebracht, und. für die nach dieſer Bekauntmachuug noch anbängigen oder erſt 
anhängig werdenden Nechnungsangelegenheiten der bezeichneten Art, ohne Unterfdyied ber 
Rechnungsjahrgaͤnge, fogleih in Wirkſamkeit gefeit werden, - 

Minden am 5. November 1826, 


Regierungsbt. v. J. 1826, Nr. XXXXY, ©. 760, 
8. 50. 
(Die Obercuratel über die Pfarrfirhenftiftung zu Oberliegheim betreffend). 


30259, 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Nah Inhalt eines von der Kdniglichen Megierung des Rezarkreifes, Kammer des 
Junern, im bemerken Berreffe erftatteten Berichtes vom 14, v. Mis. verweigert die Kib- 
niglihe Regierung des Oberdonaußreifes , Kammer ded Jnnern, die Ausuͤbuug der Obercu—⸗ 
ratel über die Stiftung der in dem Bezirke des Königlichen Landgerichts Hoͤchſtaͤdt gelege⸗ 
nen Pfarrkirche Oberliezheim aus dem Grunde, weil die niedere Curatel hierüber, gemäß 
der Königlichen Declaration vom 19. März 1807 lit. F. Nr.” 6. und des $. 47. der 
IVten, daun der 69. 35, 97 und 110. der VI, Beilage zur Verfafjungsurfunde, dem fürft: 
li Dettingen = Wallerfteinifchen Herrfchafrsgerichte Bilfingen im Rezatkreiſe zuſteht. Die 
diesfallfige Anſicht der Königlichen Kreisregierung ift mit dem 6. 69. der Allerhöchften Ver: 
ordnung vom 17. December 1825 nicht im Einflange, welcher je der Kreisregierung die 
Dbereurätel Über das zu dem betreffenden Kreiſe gehdrige Etiftungsvermögen zuweiſet, und 
welchem als einer allgemeinen Competenzbeftiimmung eine durch ſpecielle Verhaͤltniſſe herbei⸗ 
‚geführte ausnahmsweiſe Uebung der Untercuratel nicht derogiren Fann. 

Die Königliche Kreisregierung hat demnach im Vollzuge der ihr. in vorliegender 
Sache zuftehenden Obercuratelbefugniffe das Weitere zu verfügen. 

Minden den 7. December 1834. * 


Staatsminifterium des Inneru. 
= An 
die Königliche Regierung des Oberdonaufreifes, K. d. J., alfo ergangen. 
Nachricht den übrigen Königlichen Kreisregierungen, K. d. J., dieſſeits des Rheins zur Wiſſenſchaft. 
$. 578. 


‚(Die Erlaffe an die Magiftrate und Gemeindeverwaltungen betreffend). 


657, 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Die Magiftrate und Gemeindevermaltungen erfcheinen bekanntlich zeug des dltern 
fomohl , al& des revidirten Gemeindeedictes 


LVI. zu 60. 123. 0.128. d. rev. Gemeindeed. (Wirkungskr. u. Standp. d. Gem. u. Stift.⸗Cur.) 881 


1) in Polizeiangelegenheiten als Regierungsbeamte, und 
2) in ſonſtigen Gemeindeangelegenheiten als Vertreter der Gemeinde. 
Ueberdieß zerfällt ihre Wirkſamkeit zu 2, in Gegeufäwe ? 
a) des ausfchließenden Reffortes, und 
b) des gemeinfamen Benehmens mir den. Gemeindebevollmäctigten (revidirtes 
Gemeindeediet 9. 82.) oder formlicher Gemeindebefchläffe (revidirred Ges 
meindeedier $. 83.). 

Yuf diefen Unterſchied wird in Erlaſſen der Behörden und Stellen nur felten geeigs 
nete Rücdficht genommen. Da jedoch bier die Cinbaltung des richrigen Ausdrudes nicht 
, nur formelle, fondern auch materielle Wichtigkeit bebaupter, jo werden hiemit ſaͤmmtliche 

Erellen und Behörden der Verwaltung wiederholt und ausdräcklich angewieien, weſentlich 
zwifchen den ftaatöpolizeilichen (ftaatsacminiftrativen) und den gemeindlicden. Atrriburionen 
der Gemeindebebörden zu unterfcheiden, und. bezüglich der letztern nicht des Magiſtrates, 
oder der Verwaltung, fondern der Gemeinde zu erwähnen, und ſouach dort, wo der Magie 
firat oder die Gemeindeverwaltung Namens der Gemeinde ein Recht in Anfpruch nimmt, 
eine Verbindlichkeit anerfaunt oder widerfpricht u. f. w., nicht der in neuerer Zeit üblichen Formel: 

„nachdem der Magiftrar fich verbindlich erklärt har u. dgl. * 


ſondern der Formel ſich zu bedienen: 
„nachdem die Gemeinde laut magiſtratiſcher Erklaͤrung, oder laut Erflärung ihrer 
Semeindeverwaltung u. f. w.“ 


München den 5. Januar 1837, 


Staatsminifterium des Innern. 


An 
* fämmtliche Königliche Kreisregierungen dieffeits des Rheins alfo ergangen. 


LVI, Zu den $$. 123 und 128, des revidirten Gemeindeedicts. 


Wirkungsfreis und Standpunct der Gemeinde: und Stiftungscuratel *). 


$. 579. 
(Die Abgabe von Erinnerungen durch die Eurateln in Rehtöftreitigkeiten der Comunen betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 
Das Königliche Generalcommiffariar erhält im der Anlage eine im rubrizirten Bes 
[4 


*) Vergl. die Verordunng vom 14. Febrnar 1830, $. III. Ziff. II., dann die Entfchließung vom 23, 
Aprit 1822, Nro. 18072, (6. 201. ©. 384. oben), dann vom 34. October 1837. Nro. 1101, (f. 
6. 7. ©. 107. oben) und Minifterial : Entſchließung vom 4. December 1837, Nro. 24728, (f. $. 287. 


„4712, oben, 
r Ba 111* 
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treffe an das Königliche Oberappellationsgericht des Reiches unterm 6. April d. 6. er: 
folgte Allerhöchfte Entfchliefung zur einfchlägigen Dienſteskenntniß. 


München den 3. Mai 1816. 


Staatöminifterium des Innern 


Yn 
die fänmtlichen General : und Localcommifariate des Reiches als Kreis: und Oberabminiftrationen der 
Eomunen alfo ergangen. 


Abdrud der allegirten Entſchließung. 
1455 


(Die Abgabe von Erinnerungen durch die Curateln in Nechtäftreitigfeiten der Gemeinden betreffend). 


M. J. K. 


Auf die am 12, December 1815 und 31. Januar 1816 hinſichtlich der Abgabe 
von Erinnerungen durch die Gurateln im Mechtöftreitigfeiten der Gemeinden erftatteren Bes 
richte befchließen Wir nah Vernehmung der Gejegcommiffion folgendes: f 

Da die Beſtimmungen der Gerichtsorbnung fowohl, als der Hofrathsorbnung 
wegen Abforderung der Erinnerungen von Entjcheidung eined Rechröftreites nur auf causas 
Domini, oder ſolche Etreite fi beziehen, im welchen das Etaarsfinanzvermdgen ummittels 
bar betheilige iſt, eine Folgerung auf Mechtöftreite der Gemeinden aber aus dem Rechte 
der Minderjährigkeit aus der Urfache nicht Play greift, meil für diefe Streite ſchon bei 
deren Beginnen der Conſens der vorgeiehten Euratel erlangt werben muß, wobei die erfors 
derliche Eognition der Sache genommen, und in wichtigern auch für zweckmaͤſſige Vertre— 
tung der Gemeinden geſorgt wird, — da ferner alle neuern adminiftrativen Verordnungen von 
Abforderungen der Fiscalerinnerungen bei gedachten Erreiten gänzlich Umgang nehmen, fo iſt 
diefe Überfläffig, und der Verfaffung nicht entfprechende Mafregel künftig zu unterlaffen. 


Münden den 6. April 1816. 


An 
dad Konigliche Oberappellatisnsgericht alſo erlaffen. 


1090, $- 580. 


(Das Baumefen der Stiftungen und Comunen betreffend): 


Mm 3. 8 j 


Wir ertheilen euch auf den Bericht vom 16. Januar I, Fe. im rubrieirten Ber 
treffe nachſtehende Entſchließung: 


ee. Nach den Beſtimmungen der 96. 101, 103, 123, 128 und +31 des Edietes 
über das Gerheindewefen haben die Verwaltungen der Stadt⸗, Markts; und Nurafgemeinden 
nur über bedeurende Neubauten die Ratificatiom der vorgeſetzten Curatel zu erholen, 
woraus hervorgeht, daß die Verfügung über Gebäude Reparationen den Gemeindever 
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waltungen ſelbſt überlaffen folglich eine Ratification hierüber den Euratelen nicht verbehalten 
und hiernach eine Reviſion der. Ueberfchläge von ſolchen Reparationen nicht erforderlich fey- 


Die Verwaltungen der Gemeinden, melde einem lands oder gutsherrlichen Gerichte 
zunaͤchſt untergeben- find, muͤſſen zwar mach der im F. 128. des Gemeindeedictes enthaltes 
nen Beſchraͤnkung die Ratification der vorgefesten Curatel auch Aber Neubauten: ohne Ruͤck⸗ 
fieht auf die Brbfe der Koſten ermirfen, nachdem aber die Baufoften neuer Kirchen, Schulz, 
Kranken-, Derforguugs s Gemeindehäufer m. dgl. immer die Summe von 500 fl. überſtei⸗ 
gen werden, fo ergibt ſich hieraus, daß felbft die lands und gutsherrlichen Gerichte in fols 
ben Fällen immer an die Rarificarion der hbheren Euratel gebunden find, 


Da num die Gemeindeverwalrungen in ihrer ‚fefigefegten Gompetenz über Gebäude; 
reparationen nicht befchränft werden jollen, die Neubauten. hingegen einer vorläufigen Rati; 
ficarion der höheren Euratel, bei welcher ein eigener Bauinfpector befteht, in bedeutenden 
und in den mindeften Fällen unterliegen, fo fann die förmliche Ueberweiſung des Stiftungs— 
nnd Gomunalbaumwelens an befondere Baubeamte in Hof und Baireuth eben fo wenig, als 
die DVerfegung des Kreis s Bauinfpectord Tauber von Baireuth nach Bamberg genehmigt 
werden, 5 

Uebrigens bleibt es den Gemeindeverwaltungen. freigeftellt, die Leitung wichtiger 
Bauten einem dffentlihen Baubeamten und Architecten nad eigener Wahl und gegen befons 
dere Memunerationen zu übertragen, und ed wird der hoͤhern Guratel überlaffen, den Kreis— 
Baninfpecror bei bedeutenden Neubauten an Ort und Stelle abzufenden, und, wenn ordnungd: 
widrige Handlungen der Gemeindeverwaltungen in Beziehung auf dad Bauweſen überhaupt 
zur Anzeige kommen, die Vornahme einer befondern Juſpection zu verfügen. 


München dein 25. Febtırar 1819. 


An . 
die Königliche Megierung des Obermamfreifed, R. d. T., alle ergangen. 


$. 58. 


(ara 
(Verrretung der Stiftungen und Gemeinden in flreitigen Rechtsſachen betr.) 


Auf Befehl Seiner Majelät des Königb. 


Der Königlichen Regierung des Untermainfreifes, Kammer des Innern, wird auf 
ihren unterm 16. November 1818 erjtatteren, bei dem Staatsminifterium ded Juneru 
aber erft unterm 25. November 1819 eingefommenen Bericht im rubricirten Betreffe nach— 
ftehende Eutſchließung errheilt. 

Nachdem die Anordnung des IXren Artikels der Verordnung vom 6. März 1817 
bie Verwaltung des Eriftunge: und Comumlectmoögens betreffend, durch die Fuftructionen zur 
Geſchaͤftsfuͤhrung der Magiftrare und der Verwaltungen in den Ruralgemieinden vom 21. 
und 24. September 1818 in Vollzug geſetzt iſt, wodurd die Königlichen Regierungen von 
der frühern Einwirkung auf die, Privatrechtöftzeitigkeiten der Stiftungen ‚und Comunen gänzs 
lich entbunden worden find, fo muß der unterm 16. November v. J. geführte Antrag zur 
Aufſtellung seines beſonderen Kreisftiftungefiäciks beirnder Kammer des Funern, auf fich bes 
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ruhen, und es foll dagegen zum Vollzug der im 6. 23. der Ynftruction vom 24. Septem⸗ 
ber 1818 ausgeſprochenen Anordnung, wenn es noch nicht gefchehen -ift, unverzüglich ger 
ſchritten werden, | 
Nur die Rechtöangelegenheiten der unter unmittelbarer Königl. Verwaltung verbleis 
benden einzelnen Stiftungen für dereu Vertretung die nad ſ. 23. des angeführten Ju— 
ſtruction zu beuennenden oder bereits beſtellten Rechtsanwaͤlte gleichfalls zu verwenden find, 
follen ferner dur die Königl. Regierung geleitet werden, wobei dad Referat einem- Regie 
zungsrathe zu übertragen ift. 
Uebrigend wird mir der Benennung von dffentlihen Rechtsanwälten als Wertreter 
der Stiftungen und Gemeinden Feineswegs eine ſtaͤndige Anjtellung verbunden, fondern 
es bleibt der Königl. Regierung üÜberlajfen, die erforderlichen Perfonalveränderungen nach 
Gutbefinden zu jeder Zeit anzuordnen, 
Münden den 13. December 1819. 


Staatöminifterium des Innern. 


An ’ 
die Königlihe Regierung ded Untermainfreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
“ $- 582. 
Ertraet. 
628, 


(Die Refultate der Amtsvifitationsreifen im Jahre 1825 betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs, 


3) Wenn die Magiftrate ſich beilfamer Anfalten nicht nur nicht mit gebdrigem 
Eifer annehmen, fondern denfelben fo;ar Hinderniffe in den Weg legen (wie 5. B. im 
Schullocale zu Echönberg) fo liegt es allerdings in der Befugniß der Regierung, die ubthi— 
gen Unftalten durch. die vorgefegten Landgerichte auf deren Koften unmittelbar treffen zu 
laffen, fowie die Magiftraröglieder durch Orduungsſtrafen zur pflihemäßigen Folgfamleit und 
Thaͤtigkeit angehalten werten konnen. 


— — — — — — — 


Muͤnchen den 2. Februar 1826. 


Staatsésminiſterium des Junern. 


An 
den Königl. Staatsrath ꝛtc. Freyherrn v. Schleich alſo ergangen. 


§. 583. 
(Das neu zu erbauende Gemeindehaus ih der Vorſtadt Au betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 
Der Königlichen Regierung des Ffarkreifes, Kammer des Jaueru, wird eine 'von 
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dem Magiftrate der Vorſtadt Au unterm 31. v. M. eingereichte Vorftellung, die Ynbibis 
tion des begonnenen Bauch eined neuen Gemeindehaufes — mit folgender Eutſchließ⸗ 
ung zugeſendet. 

Durch das unterm 24. Februar d. 3. an die Kbuigliche Kreisregierung im Betreffe 
der Situation des erwähnten Bemeindehaufes erläffene Refeript iſt genehmigt worden, daß 
das ſelbe 

ganz in die auf dem Plane bezeichnete Mitte des Maria-Hilf-Platzes uud das 
ber der kuͤnftig zu erbauenden Kirche (melde an die Stelle, wo die dermalige 
ſteht, erbaut werden fol) gerade gegenüber zu ftehen komme, 
Diefen deutlich bezeichneten Plag bat der Magiftrat der Vorſtadt Au verlaffen, ins 
dem derfelbe den Bau auf einer an dem aͤußerſten Ende des Marias Hilf: Plaßed und ferne 
von der Fünftig zu erbauenden Kirche gelegenen Stelle aufzuführen begonnen hat. 

Da nun die Wahl diefes Pages dem Sinne der oben angeführten Entfchliefung 
miderftreitet und eine Reclamation gegen die verfügte einsweilige Inhibition des Baues un— 
ter Berufung auf den Tit. VIII. $. 5. der Verfaffungsurfunde nicht ftatt finder, indem 
die Gemeinde der Vorſtadt Au binfichtlich jened Baues nah $. 123. Ziffer 5. des Ger 
meindeedicte® des $. 61. der Verordnung Über die Formation und den Wirkungskreis der 
oberften DVerwaltungsftelen in den Kreifen und des $. 22. der Verordnung über die Leitung 
des Bauwefend an die Beftimmungen der höhern Curatel und Bauftellen gebunden ift, fo 
hat die Königliche Kreisregierung den Magiftrat der Vorſtadt Au’ hierüber zu belehren, und, 
wenn eine Aenderung des angewiefenen Bauplages aus zureichenden Gründen nachgefucht 
werden follte, hierüber eine neue Jnſtruction einzuleiten, dabei die Adjugenten und daher 
auch die Etrafarbeitöbaus » Commiffion , fofern in der Nähe diefer wichtigen Auftalt gebaut 
werden follte, mir ihren Erinnerungen vernehmen zu laflen, und den abgeänderten Plan fo; 
dann zur weitern Befchlußfaffung. vorzulegen. Die an den, Magiltrat zu erlaffende Entfchlie: 
hung ift Übrigens bei der dringenden Befchaffenheit des Gegeuftandes zu bejchleunigen. — 


Münden den 2. April 1829. 


Staarsminifterium des Juuern. 


An 
‚ die Köniafihe Regierung des Iſarkreiſes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


$. 584. 


24679, - 
(Die Erbauung einer Kapelle in Aſſelſchwang, Landgerihts Neumarkt betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Die heute im obenftehenden Berreffe an die Königliche Regierung des Regenkreiſes, 
Kammer ded Innern, erlaffene Entfchließung folgt anruhend. 


Minden den 16. November 1832, 


Staatöminifterium des Junern, 


An, 
die Königlichen Kreisregierungen alfo ergangen. 


836 Abrh. X. Abſchu. I. Tit. 1. Cap. II. $. 885. 586: und 687. 


24679, 
(Die Erbanung einer Kapelle in Aſſelſchwang, Landgerichts Neumarkt betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Auf den Bericht vom” 1. October I. 3. wird zur Entfchließung erwiebert, daß 
Seine Königliche Majeftär das Fortbeftehen der verorbnungsmidrig und im gejchmadlofeiten 
Erple ausgeführten Kapelle zu Affelihwang zwar allerguädigft ‚geftarten wollen, jedoch hat 
die Kbnigliche Regierung des Megenkreifes unter Bezeugung des Allerhoͤchſten Mißfallens, 
das Landgericht Neumarkt zur Verantwortung darüber zu ziehen, wie pofitiven Dorfchriften 
“zuwider, ein ſolches ganz unbegreiflich lächerliches Machwerk unter den Augen der Local: 
Polizeibehörde obne vorläufige Einfendung des Planed und ohne alle Einfchreitung mittelſt 
foͤrmlichen Gemeindebefchluffes zu Stande kommen fonnte, während jeder Gemeindebeſchluß 
der Betätigung des Amtes bedarf, und mährend insbefondere die Verwendung der Entſchaͤ— 
digungsgelder nicht ohne Guratelgenebmigung fkatt finden darf. Dieſe Thatſache beweift, 
daß der Epmunalgefchäfrsgang des Regenkreiſes in der Wirklichkeit keineswegs dem entfpricht, 
was die Verfügungen auf dem Papier gebieren, und die Königliche Kreisregierung wird in 
dıefer auffallenden Hintanfegung beftehender Befehle ein meued Motiv finden, um mit aller 
Kraft dahin zu wirken, daß jede beftcheude Verfügung im dem Kreife auch allenthalben 
wirklich vollzogen werde, und daß zur Gleichheit des Gefeges und vor dem Gefege und fo: 
‚mit ein ‚gleichbeirlicher Vollzug der Gefege und Verordnungen, welche die Verfaffung als 
. Suudamentalgrundfag des bayerifchen Staatörechtes ausjpricht, durch einen Eräftigen, Iebens 
digen und gleichheitlihen Gang aller Unterbehdrden auch in dem Verwaltungsleben Platz 
- greife, 
München den 16. November 1832. 


Staatsminifterium bed Innern. 


Au 
die Königliche Regierung des Regenkreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


$: 585. 


4226, 
(Die Befhwerde des quiescirten Landrichters von Klökel in der Provocationsſache der Diftrictdgemeinden des 
Landgerichts Roſenheim, wegen der Berzugszinfen: Forderung betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Aus den mit Berichte vom 10. Januar 1832 vorgelegten Acten gebt herver, daß 
in der zwifchen dem quiescirten Laudrichrer von Klöfel und den Diftrietögemeinden des Landges 
richts Nofenheim obſchwebenden rein civilrechtlichen Provocationsfache, ein Comperenzconflicr 
zwifchen Juſtiz- umd Nominiftrativbehdrden nicht vorliege, indem erftere die Verhandlung 
diefer Sache nicht abgelehat, letztere die Competenz in berfelben wicht angefprochen haben. 
Es ift daber fein Grund vorhanden, die Hebung eines ſolchen Gouflictes zu veranlaffen, und 
lediglich Sache des Befchwerveführerd, feine gerichtsftandsablehnenden Einreden bei dem Kb: 
niglichen Landgerichte Rofenheim, als dem cpmpetenten foro nad) Manfgabe der Gerichte: 
ordnung cap. VI. $. 3. Nro. 1, und der Novelle vom 22. Juni 1813, geltend zu 
machen. 

Was den für die Gemeinden ded Königlichen Landgerichtes Roſenheim zu erthei: 
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leuden Streiteonfend betrifft, fo hat lediglich das pflichtmäßige Euratelermeffen darüber zu 
entfcheiden, ob die Derzugszinfen ; Forderung des Landrichterd von Kldfel juridifch fo abe 
folut unzweifelhaft feſtſtehe, daß ein Verweigern bes Euratelconfenfes gerechtfertigt 
erfcheine. 
Der Beſchwerdefuͤhrer iſt hievon in Kenntniß zu fegen. 


München am 18, December 1832. R 
Staatöminifterium des Fnnern. 


An j 
die Königliche Regierung des Iſarkreiſes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 
Nachricht den übrigen Regierungen. 


8. 586. 


6812, 
(Die Vorftellung der Gemeinde Harburg wegen verweigerten Streitconfenfed betreffend.) 


\ Auf Befehl Seiner Majeftärt ded Königs. 


Der Gemeinde Harburg kann der Guratelconfens zur Betretung des Rechtsweges 
gegen ben Sfraeliten Waffermanı wegen des von ihr angefprochenen Vorkaufsrechtes bezüglich 
des von Waſſermann kaͤuflich acquirirten Gafthaufes zu Harburg nicht verweigert werden, 
da biefelbe einen ihres Ermeffens dem Comunalintereffe machtheiligen, nur auf dem Rechts⸗ 
wege zu bejeitigenden Befigftand mir einem Rechtöftreite anzufechten beabſichtigte, deffen 
Ungrund nah der Actenlage nicht evident vorliegt, für die Magende Gemeinde 
ſelbſt im ungänftigen Falle, Feine Nachtheile, den Koftenpunft ausgenommen, zu befürchten 
find und die Euratelbehbrden nach $. 69. der Allerhdchften Verordnung vom 17. December 1825. 
den Gemeinden in folchen Fäden, in der Regel Eonfenfe zu verweigern nicht in dem Falle find. 


Hiernach hat die Königliche Kreisregierung die Befchwerde der Gemeinde Harburg 
unter Ertheilung des Ötreitconfenfes zu verbeſcheiden. 


München den 12. März 1833. 
Staatsminifterium. bed Junernu. 


* 


An 
die Königliche Regierung des Rezatkreiſes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


Nachricht den übrigen Kreisregierungen. 


$. 587. 


18301, 
(Den der Gemeinde Pfaffenhofen bewilligten Local: Malzauffchlag betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Der Königlichen Regierung des Sfarkreifes wird auf ihren Bericht vom 19. Juni 
I. 3. den der Gemeinde Pfaffenhofen bemwilligten Local» Malzauffchlag betreffend, zur Ents 
ſchließung erwiedert, was folgt: 
>», XI. 112 


888 Abth. XI. Abſchn. J. Tit. I. Cap. U. 6: 688. 589, und 8500. 


Den Curatelbehbrden kͤmmt als Ausfluß ihres Aufſichtsrechtes über die Berwalsung 
ded Gemeinde: und Stiftungsvermbgens allerdings die Befuguiß zw, auch vom jenen Ges. 
meindeverhandlungen Kenneniß zu nehmen, für welche die Erholung - der Euratelgenehmigung ı 
geſetzlich nicht ausdrädlich vworgefchrieben ift. ine ſolche Kenntnißnahme darf aber .im. eine 
Beichränfung des den Gemeindeverwaltungen zugemwiefenen Wirfungskreifes nicht. übergeben , - 
und daher ein Einfchreiten gegen bie Handlungen der Gemeindeverwaltung nur dann zur 
Folge haben, wenn ſich eine Gefährdung des Gemeinde + oder Stiftungsvermdgens oder eine 
fonftige Verlegung beftehender Geſetze und Berorbnungen zeigt. 

Nach diefen Directiven ift binfichtlich der für die Erhebung des Local: Malzauf: 
fhlaged von Pfaffenhofen. bewilligten Remunerationen zu verfahren, 

München den 4. November 1834. 


Staatöminifterium ded Zunerm. 


An 
die Königlihe Regierung ded Ifarfreifes, Kammer des Innern, alſo ergangen. 


$. 588. 
31512, ” 
(Die Einhaltung der bei Comunal- und Stiffungsbauten feitgefenten Bauplane betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs. 


Was bezuͤglich einer vorfchriftswidrig ausgeführten Comunalbaure fo eben erlaſſen 
wurbe, folge anruhend zur Kenntnißnahme und zur Mircheilung an fämmtliche Diftrietspolis 
zeibehörden und Bauinfpectionen, mit dem Bemerken, daß Seite Majefiät von Seite ber 
Euratelen und des Bauperjonals die ftrengite Controlle in Vollziehung der Allerhoͤchſt geneh⸗ 
migten Bauplane erwarten, und daß das unterfertigte Staatsıninifterium amsdrüdlih ange: 
wiefen it, in ähnlicher Weife zu verfahren, wenn und fo oft ein aͤhnlicher Fall zu deſſen 
Kenntniß gelangen follte. 


Münden den 27. December 1834. 


Staatsminifterium des Fanern. 


An 
ſaͤmmtliche Kömaliche Kreisregiernngen, Kammer. des Inpern ‚ alfo ergangen. . 


(Den Bau des magiftratifhen Stadels zu N. betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Konigs. 


Die vorfchriftswidrige Ausführung des gemeindlichen Stadeld zu N. RN, ift eine 
auffallende Mißachtung höherer Anordnungen und darf um fo weniger geduldet werden, als 
unter einer diesfallfigen Nachſicht jede Dienftesordnung ſich aufldfen müßte. 

Die Königliche Regierung wird daher von Oberpolizei- und Obercuratelwegen die 
Stabtgerheinde N, zur ungefäumten Abänderung des befagten Stadeld nach dem unterm 27. 
April 1833 mitgerheilten allerhöchft genehmigten Plane anhalten und bei eigener Haftung 
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ftrenge darüber wachen, daß durchaus feine Abweichung von demfelben ftattfinde. Zugleich 
wird aber auch die Königliche Regierung der Sradrgemeinde erbfinen laffen, daß ihr der Res 
greß an diejenigen unbedingt freiftehe,, welche durch Nichtachtung der befanntgegebenen Ans 
ordnungen die Schuld an den nun fich ergebenden Schäden und Mehrkoſten tragen. 


Der Vollzug ift binnen 6 Wochen nachzuweifen. 
München den 16. December 1834. 


Staatöminifterium des Junerm, 


An 
ſaͤmmtliche Königlihe Kreisregierungen, K. d. J., alfo ergangen. 


:. 589 
36304, 8 


(Den Euratelconfend bei der Yufnahme von Darichen für Gemeinden und Stiftungen betreffend). 


Die heute im oben bemerkten Betreffe an die Kbuigliche Regierung des Oderdongu: 
kreiſes erlaffene Entſchließung folgt hierneben im Auszuge zur Nachachtung. 


München den 7. Februar 1835. 


- 


Staatöminifterium des Innern, 


An 
fämmtliche Kreisregierungen, K. d. J., diesſeits des Rheine, alfo ergangen. 


36394, 
Auszug. 

Nachdem uͤbrigens die Königliche Kreisregierung in ihrem Berichte bemerkt bat, 
daß im meuerer Zeit die Fälle der Umgehung des Guratelconjenfed bei der Aufnahme von 
Darlehen für Gemeinden und Etifrungen ſich dfter ergeben haben, fo wird diefelbe fidy von 
felbft aufgefordert fühlen, imebdiefer Beziebung fowohl die zur Handhabung der beftehenden 
Geſetze erforderlihen Anordnungen unverzüglich zu treffen, ald auch gegen die den Gefegen 
zuwiderhandelnden Gemeinde: und Eriftungsverwaltungen und gegen die etwa ſaͤumigen Cu— 
ratelbebdrden nachdruͤcklich einzufchreiten nicht unterlaffen und auf diefe Weife ihre dienftliche 
Verantwortlichkeit volles Gendge zu leiften. j 


München den 7. Februar 1835. 


$- 590. 
32031. 


(Die Klage der Kapellenftiftung Neuengrün contra Fiscum wegen eingejendeter Rentenüberfhäffe.)' 


Auf Befehl Seiner Majeftätdes Königs. 
Die Kapellenftiftung Neuengrün, Koͤnigl. Landgerichtd Kronach, hat gegen den Kbnigl, 
112* > 
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Biscus ein Guthaben von 171 fl. 11 Fr. nebft Zinfen eingeflagt , und zur Begruͤndung 
der Klage vorgebracht, ed fey in den Jahren 1805 — 185% ein gleicher Betrag an 
Rentenäberfchäffen diefer Stiftung an die Eentralftiftungscaffe eingefendet, aber nicht mehr 
zuruͤckerſetzt worden. 


. Diefe Klage wurbe in erfter Inftanz ald nicht gehdrig fubftanzirt mit Hinweiſung 
auf Nr. 7. lit. A. des organifchen Edictes vom 1. October 1807 die Generaladminiftras 
tion des Stiftungsvermdgens betreffend, dann wegen verfäumter Anmeldung nah Ni, 3. 
des Geſetzes über das Staatöfchuldenwefen vom 1. Juni 1822 — angebradhtermaffen abs 
gewieſen. Es ift nicht zur Kenntniß des unterfertigten Staatsminifteriums gefommen, ob 
dagegen bie Appellation ergriffen oder eine neue Klage eingereicht worden ſey, jedenfalls 
aber ift dasfelbe von oberfier Euratel wegen veranlaßt die Königliche Regierung des Ober⸗ 
mainfreifes aufmerffam zu machen, daß bier in der That der Fall einer frivolen und ums 
ſtatthaften Rechtsverfolgung vorliege, da die Klage auf den Nüderfag der zur Zeit der uns 
getheilten gefeggebenden Gewalt nach Königlichen foͤrmlich promulgirten Verordnungen einge: 
fendeten und nach eben diefen Berordnungen für beflimmte Zwede verwendeten Les 
berfchüffe gerichtet, und auf die Hypotheſe der Rechtöwidrigkeit und. Uugiltigkeit jener das 
mals mit Gefegeökraft bekleideten Königlichen Verordnungen geftägt‘ift, da folglich hier die 
verfuchte Borladung der oberften Staatögewalt vor die Schranken der Gerichte unftatthaft 
und verfaffungswidrig erfcheint, da hiernach, auch abgefehen von anderen Hinderniffen, welche. 
die Realifirung ‚einer ſolchen Rechtsverfolgung hinfichtlich ded Bellagten unmdglih machen, 
die Abweiſung der Flagenden Stiftung im Hinblide auf die in dem erftrichterlichen Erfenuts 
niffe angeführte Beftimmung des organifchen Edictes vom 1. Dctober 1807 keinem Zweifel 
ausgeſetzt ſeyn kann. 

Das Königliche Landgericht Kronach, welches den Streitconſens ertheilt bat, ſcheint 
biebei ohne genaue Priifung des Sach: und MRechröverhältniffes gehandelt zu haben, und 
wird fich bei näherer Einficht ohnehin aufgefordert fühlen, die Zurddnahme der Klage zu 
veranlaffen, um die Stiftung vor weiteren Nachtheilen zu bewahren, 

Die Königliche Kreisregierung hat biernady das Geeignete zu verfüge, und über 
den Erfolg binnen vier Wochen Bericht zu erftatten. 


München den 13. November 1835. 


Staatöminifterium des Inneru. 


An ' 
die Königliche Regierung des Obermaintreifes, RK. d. J., alfo ergangen. 
Nachricht den übrigen Kreisregierungen dieſſeits des Rheins. 


$. 591. 
TOM, 
GBeſchwerde des Magiftrates der Stadt Ansbach wegen Befdränkung feiner Zuftändigkeiten bezüglich des 


Gemeindehaushaltes zugleich Euratelwirkfamkeit der Kreisregierung in Bezichung auf die Verwaltung bes 
Gemeindevermögend betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 
Der Magiftrat der Kbnigl. Kreishauptſtadt Ausbach führt in der Vorſtellung vom 
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22. Auguft v. 3. darüber Beſchwerde, daß die Königl. Regierung des Rezatkreifed,. Kam: 
mer ded Junern, durch eine Entſchließung vom 9, April v. J. auf Anrufen der Gemeindes 
bevollmächtigten genannter Stadt ausgeſprochen habe. 
- „Der Magiftrat fiche bezüglich der Verwaltung des Gemeindevermdgend zu der 
„Dbercuratel und den Gemeindebevollmächtigten in dem einfachen und unbedingten Verhält: 
„niſſe des Rechners zu dem Rechnungsprinzipal oder des Bevollmächtigten zu dem Voll—⸗ 
„machigebei.  Derjelbe babe daher nicht blos in den durch das Gemeindeediet ausdrädlich 
„bezeichneten Fällen die Genehmigung der DObercuratel, und die Zuftimmung ber Gemeindes 
„‚bevollmächtigten einzuholen, fondern er fey auch aufferdem als Berwalter und Mechner 
„durch alle Ausgabsrubrifen abfolut und ohne Ausnahme an die Ziffergrößen der genehmig: 
„ten Etatd gebunden und müffe zu jeder Ueberfchreitung dieſer Ziffer bei perfdnlicher Hafs 
„tung feiner Mitglieder die vorläufige Zuftimmung feiner WVollmachtgeber, und die Erebits 
„‚erdffuung der Euratel bewirken,’ 

Eben derfelbe Magiſtrat beſchwert ſich im der gleichfalld anliegenden Borftellung 
vom 1. des f M. und Ye. noch weiter 

„daß die Kbnigl. Kreisregierung bei der Revifion * vorgelegten Wirthſchaftsplane 
„ohne alle Ruͤckſicht auf die dem Curateleinfluß im $. 123. des Gemeindeedictes gezogene 
„Schranken einige Pofisionen nad) Gutfinden abgeändert, andere unbedingt geftrichen habe; 
„und baß diefelbe am Schluffe ihrer Verfügung für alle in dem Etat nicht vorgefehenen 
„Ausgaben ohne Ausnahme die vorläufige Curatelgenehmigung vorbehalten habe.’’ 

Die Befchwerde ded Magiftrates wird auf die Anficht gegründet: 

„die den Guratelbehdrden verorbnungsmäßig übertragene Revifion der Wirthſchafts— 
„plane und Etats, fo wie die gefeglich angeordnete Revifion der Gemeinde: und Stiftungs: 
„rehnungen Fonnte zundchft nur den Galcul und die Einhaltung der vorgefchriebenen Form 
„beruͤhren. Materielle Monita feyen nur in foferne zuläßig, als es fi von den im $. 82. 
„lt. a. bis i., und $. 123. Ziffer 1. bis 10. des revidirtem Gemeindeedicted aufgeführ: 
„ten Gegenftänden handle.“ 

„Bezüglich aller fonftigen Vorkommniſſe komme dem Magiftrate die unbefchränftefte 
„und mit Feiner Berantwortlichkeit irgend einer Urt gelmüpfte Berfügungsfreiheit zu, und 
„bezuͤglich diefer Vorkommniſſe koͤnne daher auch bei Feftftellung der Wirthfchaftöplane und 
„Etats nur ein belehrender Eurateleinfluß Plag greifen.‘ 


Im Hinblide auf diefe Beſchwerden wird der Königlichen Kreisregierung bemerkt, 
was folgt: 

Das Geſetz (Gemeindeedict $. 21.) bat die Gemeinden bezüglich der Bor 
rechte der Minderjährigen unbedingt, und zwar aus dem Grunde gleichgeftellt, weil 
bie perfdnlihe Haftung der Verwalter in vielen Fällen eine zureichende Sicherheit gegen 
Beſchaͤdigung des Gemeindevermdgend nicht zu gewähren fchien, 

Eine. ähnliche unbedingte Gleichftellung fand aber keineswegs in Abſicht auf die 
Dispoſitions-Beſchraͤnkungen ſtatt — vieſmehr würde ihnen durch $$. 20. und 21. deſel⸗ 
ben Geſetzes die Eigenſchaft dffentlicher Corporationen ſammt der vollen Dispoſitionsbefugniß 
der Privaten, und zwar nach $. 21. unter bloffem Vorbehalte der Euratel eingeräumt. 


Die Art, wie die Gemeinden diefe ihre Dispofitionsbefugniffe auszuüben haben, das 
Verhaͤltniß ihres Magiftrates „als Vorftandes der Gemeinde und als. Beamter für die Vers 
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„waltung ihrer gemeinſchaftlichen Angelegenheiten und ihres WBermbgens‘ zu den Mepraͤſen⸗ 
tanten der Gemeindecorporation find durd) verſchiedene Geſetzesſtellen namenslih durch die 
6$. 55. bis 72. und 81. bis 84. des revidirten Gemeindeedictes feſtgeſetzt. Ebenfo find 
Umfang und Bedeutung der Euratel durch die 66. 121. bis 123. jenes Edictes normirt, 
Diefe Gefegesftellen gebieten ausdriidlich, daß 
1) Der Magiftrat die DBevollmächrigeen neben den im 9. 82. ded Edictes von a 
bis, i aufgeführten Gegenftänden, auch über alle fonft wichtigen Gemeindean⸗ 
gelegenheiten zu Rathe ziehe (revid. Gemeindeedict $. 82) daß er 
2) deren Bemerkungen möglichft zu ‚berüdfichtigen habe . (revid. Gemeindeedict $. 
83. Abſ. 1.) daß 
3) abweichende Angelegenheiten des Magiftrated und der Gemeindebevollmächtigten 
nach fruchtlos abgelaufener gemeinfamer Siyung der Euratelentfheidung au: 
beimfallen, (revid, Gemeindeedict ;$. 83. Abf. 2.) und, daß 
4) Der Magiftrat auffer den durch allgemeine und bejpaden Vorſchriften beftimm; 
ten. Fällen, auch 
5) dberhaupt in, feiner Eigenfchaft als Gemeindebeamter rädjichtlih der Verwal: 
tung ded Gemeinde: und Locals Stiftungs-Vermoͤgens uurer. der näheren 


Aufficht der Kreisregierung Rebe Ca. Gemeinderdic $. 123. ubiat 1) 
in biefer Bezie hung — 


6) die Genehmigung derſelben über die im 6. 123. von 1 bis 10. — 
Punkte erholen, und 


—7) ihr die Rechnungen mit den ſchriftlichen Erinnerungen der Devoimächtigeen 
zur Revifion vorlegen muͤſſe. (kevid. Geneindeediet $.'59.) 


‚Die Guratelwiskjamfeit tritt alfo ein: 


1) in dem Wege der zu erbolenden — * ohne Ruͤckſicht auf 

Uebereinſtimmung oder Nichräbereinftimmung der Magiſtrate und Bevollmädhs 

tigten. bezüglich aller durdy allgemeine Gefege umd Verordnungen bezeichneten, 
und bezüglich. aller, im 9 123 des Gewmeindeedictes erwähnten Geſchaͤfte; 


2) in dem Mege der Entfcheidung bezuͤglich aller jener unter Ziffer 1. micht ohne— 
' bin ſubſummirten wichtigeren Gemeindeangelegenheiten, falls Magiftrar und Bes 
vollmächtigte fih darüber in gemeinfamer Sigung nicht vereinigen. fönnten ; 


3) in dem Wege der Reviſion und der tet aus Anlaß der Rech⸗ 
nung®vorlage. 


Der Magiftrat der Königlichen Kreibhauptſtadt Binsbad wirde daher offenbar im 
Jerthum ſchweben, wollte er annehmen, daß mit Ausnahme der im 6. 123. aufgezählten 
20 Geſchaͤftsvorkommniſſe der Enratel eine rein paffive Stellung ızugewiefen fey. 


Hinwieder aber greift die Königliche Kreiöregierung ihrerfeitö die beftehenden Nors 
men, und namentlich die Vorfchriften Über die MWirtbfchaftsplane und Erate zu eng, wenn 
diefelbe, wie in den Eingangs erwähnten Entſchließungen geſchehen zu ſeyn ſcheint, den 
Curateleinfluß als tin maßloſes Ueberwachen Aller Pulsſchlaͤge des Gemeindelebens im 
Sinne der franzdſiſchen Centraliſativn betrachten zu ſollen glaubt. 


— 
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So weit auch vielleicht in Bayern der Begriff der Euratel, vermdge der obenerwähnz 
ten Gefeßesjtellen, und insbefondere der darin angezogenen älteren Gefeße und Verordnungen 
gegriffen werden Fönure, fo wenig liege ein ſolches Greifen desfelben in dem Geifte und in 
den Tendenzen des gegenwärtigen ' bayerifhen Verwaltungsſyſtems. Namentlich find die 
Wirthſchaftsplaͤne und die jährlichen Etate von Seiner Majeſtaͤt dem Könige zeug der Motive 
des Gefegenrwurfed vom. Jahre 1834 und der Minifterialausfchreibungen vom 6. April und 
5. Mai v. Is. nicht zu firengeren Bevormundungen der Comumen, fondern 
vielmehr zu dem Ende erlaffen worden, um den bisher in’ zahllofen - Einzelheiten und Wie: 
derhölungen fi bewegenden Curateleinfluß jährlich auf einen großen Act zu eoncehtriren 
und den Gemeinden fofort im Laufe des Jahres jene freie "Bersegung' zu flchern, welche dad 
deutſche Städtewefen ſchon im Mittelalter‘ 'auszeichnete, welcher dieſes damal einen ſo har 
ben Grad von Flor und Gedeihen dankte, und ohne welche an- ein eigentliches Wiederer⸗ 
wachen des Tofalen und vorporativen Lebens und an ein freudbiges Mitwirken unabhän; 
giger einfichtsvoller Bürger zu den Angelegenheiten ihres Heimatsortes nie gedacht werden 
darf. So wenig es daher einem Zweifel unterliegt, daß die Feſtſtellung der Wirthſchafts— 
und Schuldentilgungsplane, dann der jährlichen Eratövarianten. „als eine wichtige Ge 
meindeangelegenbeit” nach $. 82. des revidirten Gemeindeedictes der gemeinfamen 
Berathung des Magiftrates- und der Gemeiudebevollmaͤchtigten anbeimfällt; fo Mar ferner 
feftiteht, daß die Euratel nicht nur über jede Meinungsperfchiedenheit beider 
Eorporatiomen bezüglich diefer DOperate nach dem mehrerwähnten $. 83. des Gemeinde: 
edietes zu entfcheiden, und auch aufferdem, falld die Verwirklichung des MWirthfchafte s oder 
Sculdentilgungsplanes durch eine der im $. 123: des Gemeindeedicted vorhergefehenen oder 
durch fonftige Gefege und Verordnungen Ber. Turatel vorbehaltenen Maßregeln bedingt ift, 
biefe ihre Genehmigung an die entfprechenden Vorausſetzungen bezüglich der Grenzen jener 
Plane zu knuͤpfen, berechtigt ift, fo wenig. kaun andererfeitd die Curatel ſich berufen fühlen, 
gegenüber den fo deutlihen Beftimmungen des Generaleds vom 5. Mai v. 38. Ziff. VL 
weiter gehen zu wollen, ald der dort fo deutlich vorgezeichnete Königliche Wille es beydgs 
lich einer von der Krone. auf dem VBerordnungsmwege audgegangenen, alfo 
auch in allen ihren Einzelubeiten dem Verordnungsgebiete anheim fals 
Lenden Maßregeln. wirklich beabfichtet, und den unter obigem Begriff fich nicht fubfummirs 
ten Fragen ihre mit der größten Vollſtaͤndigkeit und Ruͤckhaltloſigkeit abzugebende Euratelbe; 
merkungen ohne Noth einen imperativen Character beizulegen. 


Die Königliche Kreisregierung wird hienach ihr weiteres Verfahren zu: bemeffen, 
und ferneren gegründeten Beſchwerden eben fo wirkfam vorzubeugen, als die ihr: vorgezeich- 
nete Thärigfeirafphäre zu handhaben, jedenfalls aber nicht beachtete Erinnerungen bei Vor: 
lage der Wirthſchafts- und Schuldentilgungspläne fpeciel zur Kenntniß des unterfertigten 
Staatsminifteriums zu bringen, und über zweifelhaft ſcheinende Fälle die vorläufige Anficht 
des unterfertigten Staatäminifteriums zu erholen . wiffen, welches. ſolche im diefer zarten 
Angelegenheit raſch und beftimmt zu erbffuen, ſtets gern bereit. fepn wird. 


München den 31. Januar 1836. 


s y.lt ss, 5 f 
Staatöminifterium ber Junerm 


An 
die —— Regierung des Rezatkreiſes, K. d. J., alfo ergangen. 
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$. 592. 
30880, 
Beſchwerde des Coltegiatftiites zur alten Kapelle in Regensburg, wegen bes Nachlaßgefuhes der Zehenthol⸗ 
den betreffend). 


‚ Auf Befehl Seiner Maieftät des Königs, 


. Die mit Bericht vom 10. December v. 6. eingefendeten Acten folgen unter Aufs 
bebung der Entſchließung der Königlichen Regierung des Regenkreifes vom 7. Juli des naͤm⸗ 
lichen Zahred mit dem Bemerken zuräd, daß das privatrechtliche Verhaͤltniß des Stiftes 

zur alten Kapelle in Regensburg zu feinen Grund: und Zehentholden der adminiſtrativen 
Eompetenz nicht unterliege und daß eine Ausdehnung der für die Grund» und Zehentholden 

des Königlichen Staatsaͤrars gegebenen Normen anf die geiftlichen Eorporationen ſich nicht 
rechtfertigen laffe. 


Hiernach ift die Beſchwerde des befagten Stiftöcapitels zu heben. 
München den 7. Februar 1836. 


Staatömififterium bed Innern 


An 
die Königliche Regierung des Negenkreifes, K. d. J., alfo ergangen, 


$. 598. 
2542, ‘ 
Beſchwerde des Magiftrats der Stadt Eihftädt, wegen Eompetenzfhmälerung betvefiend). 


Auf Befehl Seiner Majeftär des Koͤnigs. 


' Der -Magiftrat der Stadt Eichſtaͤdt hat im einer am 30. dv. Mrs. bei dem unter; 
fertigten Staatöminifterium eingefommenen Vorftelung darüber Beſchwerde geführt, daß von 
der Königlichen Regierung des Negenkreifes, Kammer des Jünern, aus Beranlaffung der 
Rechnungsrevifion mehrerer unter der magiftratifchen Berwaltung ftebender Stiftungen ber 
Auftrag ertheilt worden ſey, bei dem Vortrage ber ausgelieheuen Kapitalien unter 1000 fl. 
nebft dem magiftratifhen Beſchluſſe Über die Genehmigung des Anlchens auch die Anlehend 
tabelle und die erhaltene Obligation jederzeit zur Einficht vorzulegen. 

Der Magiftrat glaube ſich hierdurd in feiner Kompetenz beeinträchtiget, da ihm 
gemäß bderfelben die Bewilligung von Darlehen unter 1000 pl. zuftebe, und ſieht im diefer 
Anordnung eine Veranlaffung zur Geſchaͤftsſtdrung, da die vorzulegenden, bei dem Amte 
nothivendigen Urkunden geraume Zeit entbehrt werden müßten, und die Anfertigumg von Ab; 
ſchriften WVielfchreiberei und Koften verurfache. . 

So wenig der Guratel die ubthige Verification der rechnerifhen Angaben verweigert 
werden kann, fo wenig erfcheint es anderwärtsd räthlih, der Eontrole eine Ausdehnung zu 
geben, welche dem Gefchäfte nachtheilig werden koͤnnte. 

Die Königlide Kreisregierung wird daher dem recurrirenden Magiftrat, falls die 
von ihm angeführte Thatfache gegründer feyn follte, mach Maafgabe der Geſichtspuncte zu 
befcheiden wiffen, welche der Königlichen Megierung des Rezatkreiſes unterm 31. v. Mi. 
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Mr. 794. vorgezeichnet und“ den übrigen Kreidregierungen, Kammern ded Inuneru, dieſſeits 
des Rheind zur Kennenifnahme mitgerheilt worden find. 


München den 15. Februar 1836, 


Staatsminifterium bed Junern. 


An 
die Königliche Regierung des Regenkreifes, K. d. 9. R alfo ergangen. 


5 
25867, 5 Er 


Michtigkeits beſchwerde und enentuelles Reftitutionsgefuh der Gemeinde Burahaufen, wegen Theilung des 
Michelbergerkapellenfonds betreffend). 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Kbnigs. 


Die von der Koͤniglichen Regierung, Kammer des Innern, in ihrem Berichte vom 
9. praes. 22. Detober v. Is aufgeftellte und durch Auefchreiben vom 22. Juni 1833 
(Untermaintreisblart 1833 S. 436.) zur Norm für die berreffenden Polizeibehdrden des 
Kreifes erhobene Anſicht, . 

„daß nach G. 24. des Regulativs zur Gefchäftsfährung in den Landgemeinden 
vom 24. September 1818 die Streitconjenfe für die Verwaltungen derfelben in 
allen Fällen, ſohin ohne Unterfhied der Groöße und Wichtig 
feit des Streitgegenftandes von den fand; und Herrſchaftsgerichten als 
Untercurateln zu ertheilen, oder über deren Verweigerung Beſchluͤſſe zu fallen 
feyen, und daß zur im Falle der Verweigerung der. Gonfend bei der Kreiöregies 
rang nachzuſuchen ſey,“ 
kann als der beſtehenden Geſetzgebung entſprechend, nicht erachtet werden. Bei genauer 
Vergleichung der in Wechfelbeziehung ſtehenden FF. 103;- 123. und 128 fowohl des früs 
beren Gemeindredieted vom 17. Mai 1818, als auch des revidirten vom 1. Zuli 1834, 
kann ed feinem gegründeten Zweifel unterliegen, daß bie einfchlägigen land s und guröherrs 
lichen Gerichte, gleich wie bei den Magiftraten der Meineren Städte und Märkte, fo auch 
bei den Verwaltungen in den Landgemeinden verbunden find, in allen wichtigen oder bie 
Summe von 500 fl. Überfteigenden Fällen die Beſtaͤtigung der einfchlägigen Kreidregierung 
nachzufuchen, 

Ein entgegengefeßted Verfahren, refp. eine bdeöfallfige Bevorzugung der Landges 
meinden vor jenen magiftratiihen Gemeinden ließe fih audh mit, dem Geifte des ganzen 
Gefeges nicht vereinigen. . j 

Der $. 24. des oben erwähnten Regulativs, welcher an biefen gefeglichen Ber 
flimmungen eben fo wenig etwas dndern Fonnte, als er wirklid etwas geändert hat, gab 
ben Untercuratelbehörden nur eine Anmweifung fir die gefchäftsmäifige Behandlung der ihnen 
in der Regel zufommenden defininiven Beſcheidung der Etreitconfenögefuche , ohne babei bie 
im Gemeindeedict ſelbſt vorgezeichneten Ausnahmen zu wiederholen. 

Diefelben Grundfäge fommen gemäß Normativentfhließung des Kbniglihen Minis 
fteriums des Junern vom 11. Auguft 1834, die Vollziehung des Gemeindeedicges berref: 
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fend, auch bei den Kirchenverwaltungen zur Anwendung. Die Königliche Regierung, Kam⸗ 
mer des Innern, wird daher beauftragt, das befagte Ausſchreiben auffer Wirkſamkeit zu 
ſetzen, und in Folge deſſen die einſchlaͤgigen Polizeibehdrden unverzüglich geeignet anzu⸗ 
weifen. 

Minden den 29. Januar 1838. 


Staatsminifterium des Junern. 


An 
die Königliche Regierung von Unterfranken und Aſchaffenburg, K. d. J., alſo ergangen. 


Mittheilung den übrigen Koniglichen Regierungen, K. d. J., dieſſeits des Mheins, 





LVO. Zu $. 124. des revidirten Gemeindeedicts, 
Rechnungswefen der Gemeinden *) 


- $. 595: 
0248. 
(Superrevifion der Rechnungen über das Stiftungs: und Commnalvermögen ber Ruralgemeinden betr.) 
Mm J. K. 
II, 


Was die Superrevifion ber Rechnungen über das Stiftungs: und Comunalvermbd; 
gen der Ruralgemeinden betrifft, welche innerhalb: fünf Jahren wenigftens einmal vors 
genominen werden foll, fo muͤſſen Wir zwar in Ruͤckſicht auf die nothiwendige Erfeichterung 
bed Gtiftungs: und Gemeindevermögens wiederholt erklären, daß Mir es als eine ber 
wefentlichften Pflichten der Dbercuratel erachten, möglichft darauf zu beftehen, daß biefe 
Superrevifion durch das angeftellte Perfonal des ftändigen Rechnungs» Commiffariares erle: 
diget werde: wenn Ihr indefien nach nochmaliger Erwägung der gegenwärtigen Gefchäfts: 
verhältniffe Euch wiederholt überzeugen folltet, daß es nicht moͤglich feyn werde, die Supers 
revifion der befraglichen Rechnungen dur das angeftellte Perfonal — ohne Herbeiführung 
neuer Retardaten im ordentlichen Dienfte — vornehmen zu laffen, jo wollen Wir geſtatten, 
daß das Perſonal des gegenwärtigen Retardatenbureau auch zur Guperrevifion der Rechnun⸗ 
gen über das Stiftungs⸗ und Eomunalvermögen der Ruralgemeinden für die erfte 
fünfjährige Periode 1848 verwendet, und für das Etatsjahr 1832 beibehalten werde, 


— — — — —— 


*) ſ. a. bie@ntfhliehungen vom 29, Der. 1800, vom 23, Januar 1802, vom 20. Dec. 1806 und vom 
1, October 1807; dann Entſchließung vom 17. December 1825 55. 110 und 126, lit. e, (vide 
Reg.-Bl. v. 3. 1825 &, 1118 und 1132,) ferner vom 11. Januar 1826 (vide RegeBl. v. 3. 1826 
S. 169 — 196) und Art. V, ber Allerhoͤchſten Entſchließung vom 5. November 1826 (vide Reg. Bl. 
dv. J. 1826 S. 760.); dann Ziffer XXX, Abſ. 3. der Aller hochſten Geſchaͤftsvereinfachungs⸗ Verord⸗ 
nung vom 29, December 1836. (vide Reg.-Bl. v. 3. 1836 Se 1048,) und Miniſterialentſchließung 
vom 31. October 1837 Nr. 1101. ($. 7. S, 107, oben). ’ 
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Da jedoch die zweite Periode 135% ſchon bis zum nahen Schluffe deö zweiten 
Jahres vorgeruͤckt ift, fo wird von felbit einleuchten, daß die Superrevifion der Rechnungen 
für die erfte Periode mit aller Anftreugung beichäftiger werden müffe, um den allenfalls‘ 
wahrzunehmenden, Gebrechen in der Verwaltung, Verwendung und Verrechnung des treffen, 
den Vermögens zeitig abhelfen zu konnen, 


IV. 


Sollten‘, ftatt der Revifionsaffiftenten die. quiescirten Stiftungsadminiftratoren des 
Rezatkreifes nach Ruͤckſichten auf ihre individuellen Verhälrniffe zur Superrevifion der bes 
zeichneten Rechnungen, gegen den Bezug einer Funcrionsremuneration von monatlichen 20 
bis 25 Gulden, verwendet werden koͤnnen, fo habt Ihr hierauf pflichrmäßigen Bedacht zu 
nehmen, um fo mehr, als dadurch die Koften des Retardatenbireau ſich vermindern würden, 
und die Superrevifton an Gründlichfeit gewinnen dürfte. 


V. 


Die Superreviſion der Rechnungen über das Stiftungs- und Comunalvermoͤgen der 
Ruralgemeinden für die zweite Periode 1833 und für die Folgezeit muß von dem ange: 
ftellten Perfonal des Rechnungscommiffariats felbft vorgenommen, und es kann höchftens die 
Beiziehung von einigen brauchbaren Quiescenten geftarrer werben. 

Um diefen Zwed zu erreichen, habt Ihr das Gefchäft der Superrevifion dergeftalt 
zu theilen, daß jährlich eine angemeffene Zahl von Rechnungen der Ruralgemeinde: Vers 
waltungen, wenigftend zum fünften Theil, in Superrevifion genommen werde, wonach 
die Rechnungen ſaͤmmtlicher Ruralgemeindes Verwaltungen des Kreiſes binnen 5 Jahren 
immer vollftändig erlediger werden koͤnnen. 


VL 
Uebrigens mäffen Wir bemerken, daß die im Berichte vom 30. April d. J. ans 
geführten Mängel des angeftellten Revifionsperfonal® um fo minder berädfichtiget werben 
konnen, als Euch die Befugniß eingeräumt ift, und die Verpflichtung obliegt, gegen dieſes 
Perfonal — bei allenfallfiger Verabjäumung feiner ——— — im Diſciplinar⸗ 
wege ernſtlich einzuſchreiten ıc. 


Tegernſee den 6. Juni 1825. 


Alſo 
den übrigen ſechs Altern Kreisregierungen zur Kenntniß mitgetheilt. 


8. 596. 


432, " 
(Die Revifion und Verbefcheidnng der vom vormaligen Bürgermeifter Kifer gefteltten Gemeinderehnungen bes 
Marktes Pottmeß betrefiend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Koͤnigs. 


Der Königlichen Regierung des Oberdonaufreifes, Kammer des Innern, werden bie 
mittelft Berichtes vom 22. December v. Is. vorgelegten Acten, die Revifion und Berbefcei: 
dung der vom vormaligen Büärgermeifter Kifer geftellten Gemeinderechnungen des Marktes Pott: 

i 113* 


898 Abth. XI. Abfchn, J. Tit. . Cap. I 6. 597.598. und 599. 


meß betreffend, fammt. Rechnnngen und Berificationen hiedurch mit dem Auftrage zuruͤckge⸗ 
fendet, dem genannten Bärgermeifter auf deffen Vorftellungen vom 21. Juni, 7. Zuli, 5. Aug. 
und 19, October v. J. unter Hinmeifung auf die Snftruction der vormaligen General:Landes: 
Direetion vom 23. April 1799 und auf die einfchlägigen Verordnungen vom 29. December 
1800, 23. Januar 1802, 29. December 1806 und 1. October 1807 erdffnen zu laffen, 
daß die Competenz der Königlichen Regierung, als Obercuratel, zur Aufnahme, Revifion 
und Verbeſcheidung der befraglichen Rechnungen, worüber weder ein Anerfenntniß ber be; 
theiligten Gemeinde, noch ein Abfolutorium vorliegt, vollftändig begründet ſey, folglich der 
NRechmungsführer in dem Nechnungsproceß ſich einzulaffen, und zundchft. die Revifionserinner 
ruugen ordnungsmäßig zu beaurworten habe. 

Gegen. den Definitivbefchluß der Königlichen Regierung über die in Streit gezogenen 
Rechuungspoften bleibt den Betheiligten der Recurs an den Koͤniglich oberften Rechnungs; 
hof nach der einfchlägigen Verordnung vom 5. November v. J. vorbehalten. 

Münden den 27. Yanuar 1827. 


Staatöminifterium des Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Oberdonaufreifes, Kammer ded Innern, alfo ergangen. 


. : 597. 
18740, 5 


(Die Befhwerbeporftelung der Gemeindebevollmächtigten in Preflat vom 24, November v. I. das Rechnungs. 
weſen bed verftorbenen Bürgermeifters. Fleißner, betreffend,) i 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Kbuigs. 


Die Befchwerdevorftellung der Gemeindebebollmächtigten in Preffat vom 24. Nov. 
v. F. dad Rechnungsweſen des verftorbenen Buͤrgermeiſters Fleißner betreffend, folgt bierbei 
in Urſchrift ſammt Duplicat, um deu Befchwerdeführern erdffnen zu laſſen, daß ein Recurs 
in ſtreitigen Rechnungsgegenfländen nach Artikel V. der Alerhöchften Verordnung vom 5. 
November 1826 das von der oberften GSriftungs- und Gemeindecuratel behandelte Rech; 
nungswefen betreffend, hierort s micht ſtatt finde, folglich auch in die angebrachte Bitte um 
Aufhebung der Definitiobefchläffe der Kdniglichen Regierung über die Rechnungen des ver: 
forbenen Biürgermeifters Fleißner, dann um Supertevifion dieſer Rechnungen von Seite der 
oberften Guratel nicht eingegangen werden kdnne. 

Münden den 25. Yanuar 1828, 


Staatdöminifterium des Funern, 


Yu 
die Königliche Regierung bes Obermainfreifes, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


8. 598. 


11819, . 
(Die Recurfe in flreitigen Gemeinde und Stiftungs-Rechnungsgegenſtänden betreffend.) 


Auf Befebl Seiner Majeftär des Kbnigt. 
Nah dem 6. 5. der Allerhbchften Verorduung vom 5. November 1826 ift bie 
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dem Kdniglichen Htaatsminifterium des Innern, ald oberften Stiftungs- und Gemeindecuratel, 
früper zugeftandee Competenz im flreifigen Rechnungsgegenftänden an den Königlichen oberften 
Rechnungshof Äbrgegangen, und im $. 6. ald Norm des hiebei zu beachtenden Verfahrens 
die Allerhochſie $erordntiug vom 115° Jauuar 1826 vorgefchrieben worden? Da ber $. 23. 
derfelben einen Sermin von ſechs Wochen zur Ausführung eines Recurfes gegen einen Rech: 
nungsbefchluß vm Tage der Erdffnung an vorfchreibt, fo kaun es feinem Zweifel unterliegen, 
daß dieſer Ternn binfichtlih der in Gemeinde; und Stiftungs:Rechnungsgegenftänden gegen 
die Definitiobefcläffe der Kreisregierungen, Kammern des Junern, und der Redhnungsfammer 
ergriffenen Recufe, ohne Ruͤckſicht auf das frühere diesfalls fkattgefundene Verfahren, volle 
Anwendung fintt, was auf den Bericht vom 16. Juli v. J. erdffnet wird, 


Mündn. den 16. Auguft 1832. 
Staatsminifterium des Innern. 


An 
den Koniglich oberſten Rechnungshof alſo ergangen. 


$. 500 
3194, z : 
(Die Eopetenz bei Recurfen gegen die ausgefprohene Haftung für Kaffenabgänge betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs, 


Derfidniglihen Sreisregierung wird hiemit zur Wiſſenſchaft erbffuet, daß der Koͤ⸗ 
nigliche obere Rechnungshof in einem vorgefommenen Falle den Recurd des Krankenhaus: 
BVerwalters !. gegen die Entſchließung der Königlichen Kreisregierung, Kammer des Junern, 
zu N., worrch berfelbe wegen fahrläßiger Aufbewahrung im Buͤreau des Krankenhaufes 
entwendeter Jelder ald haftbar erflärt wurde, als dahin nicht geeignet zuruͤckgewieſen bat, 
indem. die Qurtheilung der Frage, ob und in wie ferne fi ein Beamter im Gegenhalte 
feiner Dienfsinftruction pflidtwidrige Handlungen habe zu Schulden fommen laffen und 
baftungsverndlih fey, in das Gebiet der Adminiftration, micht in jenes der Rechnungs: 
Reviſionsinanz gehdre, vielmehr im Mechnungsverfahren nach den beftebenden Comptabilitätd- 
Grundfägenblos darüber erfannt werden koͤnne, ob und in wie weit ein Rechnungsbeamter 
von den vgefegten Adminiftratiobehbrden ermächtiget fey, die ihm amvertrauten Gelder zu 


verwenden, und fey ed auf Verluſt und Abgang oder auf welche andere Rubrif immer in 
Rechnungs«sgabe zu ftellen. 


Anchen den 14, Februar 1834, 


Staatsminifterium bes Innern 


Un 
ſaͤmmtliche Königliche Kreisregierungen, Kammer des Innern, alfo ergangen. 


eu —— — 


900 | Abth. XL. Abfhn. 1. Tit. I. Cap. I. 6. 600. 601. und 502. 
LVIII. Zu den 66. 126. und 127. des revidirten Gemeiidbeedicts, 
Unterordnung des Magiftrats in Städten und Märkten IL. und II. Glaffe*). 


385. $- 600- ann 


(Die Befchwerdevorftellung der drei Mahlmüller in Mindelheim wegen Führend der ſogenanten Mahlglocken, 
zugleich den $. 127. im revidirten Gemeinbeedicte betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs. 


Es iſt kein hinreichender Grund gefunden worden, die in: Mindelheim althergebrachte 
Sitte des Fuͤhrens der fogenannten Mablgloden abzuändern, es bat daher ad) in Zukunft 


lediglich bei diefem Herkommen zu verbleiben, 2 
Uebrigend wird die Kbnigliche Regierung des Oberdonaukreiſes, Rammr des Fnuern, 


fih von felbft. veranlaßt fühlen, den Angaben des Muͤller'ſchen Anwaltes überden klaͤglichen 
Zuſtand der Ortspolizei zu Mindelheim auf den Grund zu ſehen, und nach Bund das Ges 
eignete zu verfügen, fo wie das Landgericht Mindelheim auf die Beſtimmungendes $. 127, 
des Gemeindeedicts im Gegenhalte zu der landgerichtlichen Weifung vom 27.Mai v. Is. 
aufmerfjam zu machen. 

Minden den 21. Januar 1836. 


Staatöminifterium bed Junern. 


Au 
die Konigliche Regierung des Oberdonaukreiſes, Kammer des Innern, alfo ergangı. 





LIX. Zu 6. 128. des revidirten Gemeindeedicts. 


Berbot von Pachtungen oder Anleihen des Iandgerichtlichen Berfonale aus dem 
Stiftungd: oder Eomunalvermögen des Bezirks **). 


$. 601. 
(Bildung der Gemeinden betreffend). 


M. J. K. 


Auf eure im Berichte vom 17. dv. Mid. gemachte Anfrage erwiedern Tr: 


Es unterliegt feinem Anftande und iſt Unferer Kutentidn ganz angeiffen, daß 
den Gutsherrn und ihren Beamten gemachte Verbot von Anleihen und Pachtungı aus deu 


*) vergl. Miniſt.⸗Eutſchl. vom 31. October 1837, Nro. 1101. (f. $. 7. S. 107. oben), dın den $. 8. 
der Juſtruction für die Gefhärtsführung der Magiftrate und $. 1, der Verordnung, dießerhäftniffe 
der Königlihen Commiffäre in den Städten I. und TI. Efaffe zu den Magiftraten. 

e) ſ. and $$. 97. 98. 100. und 102, der ſechsten Verfaffungsbeilage, dann Min.-Entſl. vom 26. 
Jannar 1828 und vom 31. October 1837, Nro. 1101, (f. $. 7. ©. 107. oben.) 





* 
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ihrer Aufſicht untergebenen Deſtandtheilen des Stiftungs- und Comunalvermdgens auch auf 
das Perſonal Unſerer Landgerichte anzuwenden. 


Hiernach werdet ihr das Weitere zu verfügen wiſſen. 


Münden den 3. Auguft 1818, 


-4d 


An 
ſaͤmmtliche Königliche Kreidregierungen, K. d. J., exelas. des. Mheinfreifes, alfo ergangen. 


LX. Zu . 131. dies reviditten Gemeindeediets. 
Wirkungskreis der Untereuratelbehsrden bezüglich der Sandgemeinden *). 
$. 602. - 

(Die Ertheifüng der Eonfenfe zum Rechtsſtreit für die Gemeindeberwaltungen betreffend). 
Auf Befept Seiner Majeftär des Königs. 


Der Königlichen Regierung des DOberdonaufreifes, Kammer des Junern, wird auf 
— Bericht vom 6, Juni I, Is. erwiedert, 


daß die Competenz der Landgerichre, im ihrer Eigenfchaft ald Untercuratelen ber 
Stiftungen und Gemeinden, rädfichtlich der Ertheilung von Eonfenfen zum Rechts 
ftreit für die Magiftrate nah F. 128. des Gemeindeedictd, für die 
Derwaltungen der Ruralgemeinden hingegen nad $. 103. desjelben 
Edicts und nah $. 24. des einfchlägigen Regularivs vom 24, September 1818 
zu bemeflen ſey, woraus hervorgeht, daß die Gonfenfe für die Magiitrate, wenn 
der Gegenftand ein ewiged Recht oder mehr als 500 fl. betrifft, der Beſtaͤti⸗ 
guna der Obercuratel unterliegen, die. Confenfe für die Verwaltungen der Rus 
ralgemeinden aber in jedem Falle von den Untercuratelen ſelbſt ertheilt, oder, 
vorbehattlih der Berufung an die DObereuratel, abgeſchlagen werden fbunen, 


Hiebei wird bemerkt, Daß die unbefchränfte Beftimmung des $. 103. ded Gemeins 
deediets im Steaulativ vom 24. September 1818 aus dem doppelten Grunde beibehalten 
worden ift, weil ſich im angeführten 6. 103. auf die befchräufende Beſtimmung ded $. 128, 
wicht bezogen wird und weil den Dbercucatelen durch den Vorbehalt der Beſtaͤtigung von 


2) f. a. die $$. 21., 22. und 24. des Regulativs vom 24. September 1818. (ſ. Reggs.Bl. v. 3.1818, 
&. 1111), dann Minift.- Entfchl. vom MH. Nov, 1818, Nro. 296, (ſ. $. 556 ©. 863.), Miniſt.⸗ 
Entſchl. vom 31. October 1837. Nro. 1101, (f. $. 7. S. 107,), ferner die, $$. 97. 98. 100, und 
102, der VI, Berfaffungsbeilage. 


902 Abth. XL Abſchn. 1. Tit. 1. Cap. IL 6. 603. 


| Eonfenfen zum Rechtsſtreit für die zablreichen Ruralgemeinden eine bedeutende, Gefchäftslaft , 
gegen den Geift des Gemeinderdictes nicht uͤberbuͤrdet werden wollte. 


Münden den 4. Auguft 1823. 


Staatöminifterium des Innern. 


» . Un 
die Königliche Regierung des Oberdonaufreifes, Kammer ‚des Innern, alfo ergangen, 


$- 603. 
10333. 
(Den Erſatz der für Revifion der Stiftungs- und Gemeinderechnungen erhobenen Gebühren betreffend), 


Auf Befehl Seiner Majreftär des Könige, 


Die Vorſtellung des Laudrichterd Lenz: in Ansbah vom 17. Julind. Is. Erfag 
der für Revifion der Stiftungs + und Gemeinderehnungen erhobenen Gebühren betreffend, 
folgt in anliegender Urfprift mit der Bemerkung, daß den Geſuchen des Bitteftellers nad 
den beftehenden Verordnungen nicht willfahre werden fonne, wobei demfelben auch zu be: 
deuten ift, daß er ſich künftig zu äbulichen-Eiugaben des uormalmäfjigen Stempelpapiers bei 
Vermeidung der geſetzlich beftimmeen Strafe zu bedienen habe, Be 


Nachdem übrigens in der gegenwärtigen Vorftellung auch vorfimmt, daß der Lands 
richter Lenz in Ansbach die Revifion von Eriftungs: und Gemeinderechnungen durch einen 
Redinungscommiffariarsgehilfen vornehmen laffe; fo.wird die Königliche Regierung auf diefe 
Angabe mir der Bemerkung befonders aufmerffam gemacht , daß bei der — der Kreistegie— 
rung in Folge des Gemeindeedictes obliegenden periodiſchen Superrevifion der Stiftungds 
und Comunalrehnungen der Ruralgemeinden durchaus feinem Functionär des Rechnungscom: 
miffariatd der Stiftungs- und Gomunalcurarel die Beforguug der — den land» und guts— 
herrlichen Gerichten .obliegenden Revifion der Eriftungss und Gemeinderechnungen fernerhin 
geftattet werden koͤnne. 


Münden den 23. September 1825. 


Staatöminifterium bed Innern. 


Un 
die Königliche Regierung des Rezatkreifes, K. d. J., alfo ergangen. 
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